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Von Verwaltung und Vermehrung eines Vermögens kann 
nur dann die Rede ſeyn, wenn daſſelbe erworben und vor⸗ 
handen ift. Billigermaaßen geht baher auch die Erörterung 
dewjenigen Staatövorfehrungen, welche den Bürgerri die Er- 
werbung und die Erhaltung ber Guͤter zu ermöglichen beftimmt 
find, ber Beſprechung der Anftalten zur Förderung des Ver- 
moͤgensbetriebes voran. 

An Aufforderung für den Staat, bie Erwerbung von 
Vermögen möglich zu machen, fehlt es nun aber keineswegs. 
Der Schwierigfeiten und Hinderniffe für den Einzelnen find 
gar maucherlei; und die Pflicht bed Staates, zur Wegräumung 
beizutragen, tft um fo umgweifelhafter, als foldhe Hemmniffe 
nicht felten durch feine eigene fehlerhafte Geſetzgebung erft ge⸗ 
ſchaffen worden find. Gin überfichtlicher . Blick über die wirth- 
fhaftlichen Zuſtände zeigt nämlich, daß in Dreierlei Richtungen 
Hilfe nöthig if. — Einmal wird in nicht wenigen Ländern 
durch ein ganzes Syſtem von Gefehen einem großen Theile 
bes Bolfes überhaupt die Möglichkeit entzogen, oder boch fehr 
erfehwert, Vermögen irgend einer Art zu erwerben. Ganze 
Stände find für rechtäunfähig. in diefer Beziehung erklärt; das 

1 “ 


6 


häufig abfichtlich jo ſchlecht als möglich, und verberbt fogar 
no, was er, unentbedt, zu Grunde richten kann. Schon bes 
möglichen einftigen Löfegelbed wegen muß er vermeiden, fich 
als befonderd guter Arbeiter zu zeigen. Bon Erfindungen, 
Verſuchen, außerordentlichen Anftrengungen ift gar feine Rebe. 
Wurde der Sclave erfauft, oder Fönnte er einzeln verfauft 
werden, fo vermindert ſich ohnedem noch der Reinertrag feiner - 
Arbeit um bie Zinfen feines auf lebendlängliche Rente angelegten 
Gelbwerthes. Endlich iſt der Sclave häufiger Franf als ber 
Freie, weil ihm ber geiftige Halt fehlt; auch in der Krankheit 
muß er aber ernährt werden. Aus allen diefen Gründen ift 
Sclavenarbeit die theuerfte, und fomit für Das Volksvermögen 
die fchädlichfte ). Und häufig wird fogar noch die theure Zeit 


1) Diefer Anfiht über die Sclaven-Arbeit find von A. Smith an 
beinahe alle National-Oekonomen beigetreten. Der von Comte 
über die Stellung beugärage: ob Sclavenarbeit wohlfeiler als Die 
Arheit freier Menfcheh fei oder nicht? ausgeſprochene Tadel, ift 
ungerecht. Warum foll nicht unterfucht werden dürfen, welche Fol: 
gen die Sclaverei für das Volksvermögen hat? Und es ift Elar, 
daß der Menfchlichfeit nicht zu nahe getreten wird, wenn man ans 
erkennt, daß, neben ihren anderen übeln Folgen und Schändlichfeiten, 
die Sclaverei auch noch unwirthfchaftlih if. Damit ift ja noch 
nicht gefagt, daß man fie empfehlen würde, wenn das Gegentheil 
fich ergeben hätte. — Kein Schluß aber wäre unrichtiger, als wenn aus 
der gegenwärtigen, allerdings nicht zu laͤugnenden, Höhe des Tagluhnes 
in der Mehrzahl der englifchen Zuckerkolonieen die vergleichungs- 
weife MWohlfeilheit der Sclaven-Arbeit angenommen werben wollte. 
‚Diefer Hohe Lohn if die Folge eines Mangels an Arbeitern, da 
die Mehrzahl der früheren Eclaven fich der Arbeit auf den Zucker⸗ 
feldern und zum Theile überhaupt der Lohnarbeit entſchieden wei⸗ 
gert, die Pilanzungen aber nicht in dem Verhältniffe der Hleineren 
Arbeiterzahl auch ihren Betrieb verringern fünnen und wollen. Da, 
wo die Neufreien aus örtlichen Urfachen fich der Arbeit auf den 
Pflanzungen nicht entziehen können, wie 3. B. in Antigua und 
Barbados, ift Fein übermäßiger Lohn zu bezahlen, während bie 
Arbeit der Freien wenigſtens das Doppelte an der Sclaven-Arbeit 


ö | 


der Selaven ganz nutzlos von dem Herrn felbft verſchwendet, 
wo gemiethete Arbeiter nie. auf foldhe Weile gebraucht worben 
wären, 3. B. zu überflüffigen Dienften im Haufe 2). 

Diefe Nachtheile für das Volksvermögen find aber um 

fo bedeutender, als die Sclaverei ihren geiflig und Törperlich 
erfchlaffenden Einfluß auch auf bie Kafte ber Herren ausdehnt, 
and fomit auch bei diefen nur ausnahmsweiſe eine verftändige 
und fräftige Leitung der Arbeit zu finden iſt. In einem Scla⸗ 
venlande ift Eörperliche Arbeit eine Schande, ein Zeichen der 
Unfreiheit; wer irgend kann, entzieht fich ihr ganz, namentlich 
wenn fie in Gemeinfchaft mit Sclaven zu unternehmen wäre, 
Welchen Einfluß e8 aber für dad Volksvermögen haben muß, 
wenn ber eine Theil ber Bewohner gar nichts, der andere fo 
wenig als möglich arbeitet, während wenigftens jener fo vieles 
verzehrt, als er irgend kann, bebarf nicht erft eines Beweiſes. 
Zhatfache ift daher auch, daß in ben SclavensLändern fehr 
Häufig die Befiger von Grundeigenthum und von Sclaven tief 
verfchuldet und eigentlich nur die, ‚freilich ſchlechten, Verwalter 
ihrer Gläubiger find, Ä 

Diefe Folgen zeigen ſich allerdings zunächſt bei der Land⸗ 
wirthſchaft, als zu welcher Sclaven vorzugsweiſe angewendet 
werden; allein ſte dehnen ſich auch auf die Gewerbe aus. Die 
Stoffveredlung muß, auffer der gemeinſchaftlichen Verachtung 
gegen alle körperliche Arbeit, noch aus zwei Gründen Noth 

leiden. Einmal fehlt es ihr an Abnehmern, weil die Sclaven 
nichts kaufen können, von ihren Herren aber nur die noth— 








werth if. Bekanntlich ſieht man das hauptfächlichfte Rettungs⸗ 
mittel für die Pflanzer in der Einführung neuer Arbeiter; dieß 
aber beweist, daß nicht die freie Arbeit an fich als theurer ans 
gejehen wird, denn die frühere Sclavenarbeit, (funft könnte ja das 
Mittel nichts Helfen;) fondern nur die monopoliftifche Arbeit, 

2) Bekannt ift die große Anzahl der Dienerfchaft in Sclavenländern, 
fv z. B. im alten Rom, im Oriente, früher in den Antillen, 
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wendigften Bebürfniffe geliefert erhalten. Zweitens hat fie 
nicht felten noch in den wenigen übrig bleibenden Befchäftigungen 
die Mitwerbung von Sclaveneigenthümern auszuhalten 3). 

Weniger vielleicht fühlt Die Folgen der Sclaverei der Hanbel; 
allein auch er kann fich natürlich nicht fo ausdehnen, wie bei 
einer zahlreichen wohlhabenden Bevölferung ©). 

Mit Einem Worte, e8 Tann kein größeres Hinderniß für 
Die Vermehrung bed Volksvermögens geben, als die Sclaveret. 
Und find auch einzelne Eigenthümer vieler Sclaven und großer 
Güter im Beſitze bedeutender Reichthümer, fo ift theild eine 
ſolche Anhäufung von Kapitalen in den Händen blos Weniger 
der am wenigſten nutzenbringende Zuſtand des Volks⸗Vermögens; 
theils iſt der Geſammtbetrag dieſer Reichthümer lange nicht fo 
bedeutend, als die Summe des mäßigen Vermögens einer 
großen Anzahl freier, für ſich arbeitender und erwerbender 
Menſchen. Im beſten Falle bleiben jene Reichthümer ſtille 
ſtehen, während die ſteigende Betriebſamkeit des freien Volkes 
ſeine Kapitale und deren Einkuͤnfte auf eine Höhe ſteigern 
kann, die man anfänglich für ganz unmöglich gehalten hätte >). 

Hierzu kommen noch bie übrigen, den wirthichaftlichen 
Schaden zum Theile noch weit übertreffenden, Nachtheile ber 
Selaverei,, nämlich: die fittliche Herabwürdigung von Herren 
und Sclaven ©); der Mangel an geiftiger Bildung und Thä- 





— — 


3) Dal. über dieſen Punct die treffenden Bemerkungen vun Comte, 
Traite de legislation, Bb. IV, ©. 70 fg. 

4) Dieß Hat fich auffallend in dem Handel nach den englifchen Scla— 
vensKulunieen erwiefen. Der amtliche. Gefammtwerth der in dieſe 
Kolonieen während der lebten vier Jahre der Sclaverei ausgeführten 
Waaren beitrug eiwa 270 Millivnen Franken. In den erften vier 
Jahren nach der Befreiung aber ſtieg der Werth auf 370 Millionen, 
und war überdieß in regelmäßiger Zunahme begriffen. 

5) S. Comte, a. a. O., ©. 230 fg. 

6) Mit großer Beleſenheit und vielem Scharffinne ſetzt den ſchaͤdlichen 
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tigfeit jedenfalld beim Sclaven, in der Regel auch beim Herrn; 
die Verminderung der Bevölkerung; bie beftändige Gefahr von 
ſchauderhaften Verbrechen gegen Einzelne und gegen die öffent- 
liche Sicherheit und Ruhe; der Mangel an Kraft und die Der: 
wundbarfeit im Verhältniſſe zum Audlande u. f. w. 

Das einzige Mittel, allen diefen Mebelftänden ein Ziel zu 
fteden, ift die allgemeine Aufhebung der Sclaverei. Die zur 
Bewirfung eines befferen Loofes der. Sclaven erlafienen Geſetze 
Tonnen theils ſchwer zur Vollziehung gebracht werden, theils 
aber liegt in ihnen ein innerer Widerfpruch, welcher ben Sclaven 
auf eine gefährliche Weiſe aufreizt, indem er auf der einen 
©eite vom Geſetze ald ein berechtigtes, vernünftiges Wefen 
behandelt und gegen Mißhandlungen gefchügt, auf ber andern 
Seite aber jeber Selbftbeftimmung beraubt und zur Sache 
eined Privaten herabgewürdigt wird. Ueberdieß bleibt dabei 
der ungerechte Grundgedanke, nämlich Die Verfennung ber 
Menfchenrechte, in feinem Wefen beftehen. Blos theilweife 
Sreilaffungen heben natürlich auch nur einen Theil der Uebel⸗ 
fände auf, und fchaffen überbieß eine Mittelflaffe zwifchen Den 
beftändig frei Gewefenen und den Sclaven, welche eine wahre 
Werlegenheit in ftaatlicher und gefellichaftlicher Beziehung. ift. 
So lange nämlich noch Sclaverei befteht, erinnert diefe an 
den früheren Zuftand ber Freigelaffenen, ‚zieht fie dadurch 
herunter und läßt es au keiner Verſchmelzung der Stände und 
feiner Grlöfhung des Haſſes kommen. Freilich find bie 
Maapregeln zu Grreihung einer allgemeinen Befreiung ber 
Sclaven nichtd weniger als leicht zu wählen und auszuführen. 
Ohne bedeutende Opfer und ohne große Kraft und Yolgerich- 
tigfeit der Regirung ift nicht durchzudringen. Es handelt: fich 
von der Bildung einer ganz neuen gefellfchaftlichen Ordnung. 

Einfluß der Sclaverei auf das Körperliche, Sittliche und Gelitige 

ber Herren audeinander: Comte, a. a. O., ©. 33—22. 
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ein richtiged Verhältniß der Neufreien zu dem Grundeigenthume 
und zur Arbeit feftzuftelen. Cine einfache Aufhebung ber 
Sclaverei ohne Fürforge in Diefem Puncte fchafft eine befilofe 
Maſſe, welche nur auf Lohnarbeit bei den bisherigen Eigen» 
thümern angewiefen iſt. Dieß aber bildet in feinem Falle eine 
wünfchenswerthe Bevölkerung ; und überdieß zeigt Die Srfahrung, 
daß das Tagelöhnerverhältniß den befreiten Sclaven wenig zufagt, 
fo taß fie fich demfelben wo möglich entziehen, zum größten 
Nachtheile der Grundeigenthümer, welche feine Arbeiter be- 
fommen fönnen, und zum Verderben für Die Neufreien, welche 
dem Müßiggange und allen wirthichaftlichen und fittlichen Folgen 
befielben verfallen. Hier kann nur die Einführung einer neuen 
.Bewirthfchaftungsart helfen, welche die Neufreien an die Arbeit 
freiwillig bindet, den Herren aber ein gefichertered Einkommen 
verfpricht. Dieß aber mag gefchehen durch Wertheilung ber 
großen Güter unter die bisherigen Eclaven ald Pächter, Halb- 
meier, Kolonen irgend einer Art. Begreiflich fordert Diefe neue 
Einrichtung theild eine ausführliche Gefeßgebung und Träftige 
Aufficht, theils einer Geldunterſtutzung vom Staate, ba fie 
mit bedeutenden Koften für die Ausrüſtung der zu gründenden 
Wirthſchaften verbunden ift, ſolche aber weder von den Herren, 
welche ohnedem in ihrem Vermögen erfchüttert feyn werben, 
noch von den bisherigen Sclaven leicht aufgebracht werden 


war * zu kurz geſteckt; für eine allmählig freiere Bewegung und 
den langſamen Genuß der Freiheit beftand gar feine Anordnung; 
- für Arbeitsunfähige war gar nicht geſorgt; .felbit Mißhandlungen 
der Herren konnten noch vorkommen, und ereigneten ſich auch häufig. 
Kurz, die Lehrlingszeit war nichts als eine Erftrefung der Scla= 
verei um vier Jahre, mit Beifüguug einiger weiterer liebel, Wenn 
unter diefen Umftänden die endliche Einführung der vollen Freiheit 
ohne einen erſchütternden Stoß vorüberging, fo war dieß haupt⸗ 
fächlich der faft zwanzigjährigen fittlichen Vorbereitung der Sclaven 
durch Eirchliche Einwirkung zuzufchreiben, 
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fönnen 10). — Außerdem darf noch neben dieſen Hauptmaaß- 
regeln eine Reihe von weiteren materiellen Vorkehrungen für 
den Gintritt bed neuen gejelligen Zuftandes nicht verjäumt 
werden. So 3. B. ber Bau von Gefängniſſen, die Er- 
richtung von Krankenhäufern und Berforgungsanftalten, von 
Waifenhäufern und Schulen; die Bermehrung der Beamten 
und ber gewaffneten Macht; die Anlegung neuer Wohnpläge; 
die Errichtung von Sparkaſſen und Leihbanfen, u. f. w. Die 
Wirkungen einer Freierflärung find Hinfichllich biefer Arten 
von öffentlichen Anftalten die nämlichen, wie Die einer plöß- 
lichen Einwanderung einer großen und armen Volksmenge. — 
Sind auf diefe Weije die Weege gebahnt, fo ift Die enbliche 
Aufhebung der Selaverei eine verhältnigmäßig leichte Maaß— 
vegel, und es ift nicht von fehr großer Bedeutung, welches ber 
möglichen Mittel man fchließlih wählt. Es find aber zwei 
verjehiedene Hauptſyſteme. Erſtens das ber gleichzeitigen 
allgemeinen Sreilaffung. Hier bezahlt der Staat für fämmt- 
lide Selaven die fefigefeßte Entſchädigung wirflih aus, und 
[äßt dagegen nach abgelaufener Vorbereitungszeit die volle 
Freiheit an Einem Tage für Alle eintreten. Dabei find dann 
wieber zwei wejentlich verſchiedene Modalitäten möglich. Ent- 
weder läßt der Staat, nachdem bie Freiheit ald Grundſatz 
Ausgefprochen und der Zeitpunct ihres Eintretens beftimmt ift, 
bie zu Befreienden während ber Lehrzeit bei ihren bisherigen 


10) Der Unterlaffung diefes Theiles der vorbereitenden Einrichtungen find 
hauptfächlich die großen Berlegenheiten zuzufchreiben, in welche die 
englifchen Kolonieen verfallen find. Und da in den franzöftfchen Planen 
diefer Punkt auch Feine gehörige Würdigung gefunden hat, fo ift 
auch hier ein vollfländiges Gelingen und eine allgemeine Zufrieden- 
heit nicht zu erwarten. Allerdings wird im Laufe der Zeit fih 
ohne Zweifel die Sache felbit machen, aber man hätte fich die 
lange Agonie der Kolonieen, den allmähligen Untergang der igigen 
Befiger, endlich die Verwilderung der Neufreien, erfparen können. 





14 


Herren und überwacht nur das gegenfeitige Betragen 1‘). Ober 
aber er übernimmt felbft. dad Eigenthumsrecht an fämmtliche 
Sclaven durch einen allgemeinen Kauf, leitet die Vorbereitung 
zur Freiheit völlig nach feinem Gutdünfen, und entläßtenblich ale 
_ sufammen entweder an einem gleich anfänglich beftimmten Tage, 
oder wenn er bie Vorbereitung gereift gefunden hat !?). — Das 
andere Syſtem ift das ber allmähligen Befreiung. &6 werden 
alfe theils die Losfprechungen von Seiten der Herren und die 
Loskaufungen von den Sclaven felbft möglichft begünftigt; theils 
Loskaufungen auf Staatsfoften mittelft eines eigens dazu be⸗ 
flimmten Stodes angeordnet; theils endlich alle von einem 
beftimmien Tage an geborene Kinder für freigeboren erklärt, 
wobei den Herren der Mütter entfprechende Erziehungsgelder 
verwilligt werden. Etwa mag noch ein, natürlich bebeutend 
hinausgerüdter, Zeitpunet feftgeftellt werden, an welchem alle 
Diejenigen, welche bis dahin durch feines der vorgenannten 
Mittel frei geworben find, in Freiheit treten, und weldjer 
fomit da8 ganze Verhältnig abjchließt 12). — Jeder biefer 
Wege hat feine eigenthümlichen Vorzüge und Nachtheile. Im 
Ganzen find aber wohl die gleichzeitigen Befreiungen vorzus 


11) Diefen Weg hat das Parliament im I, 1834 eingefählagen. 

12) Der franzöfifche Abgeordnete Tocqueville hat diefen Plan im 9. 
1839 empfohlen. Zuerft mit vielem Beifalle, nicht nur in der Ab⸗ 
geurdneten Kammer, fondern auch in den Kolonieen aufgenommen, 
erfuhr der Borfchlag fpäter mandfachen Widerſpruch wegen ber 
vielen durch ihn nöthig werdenden Verwaltungs-Maaßregeln und 
der Möglichkeit einer parthetifchen Vertheilung der Arbeitskräfte 
unter die Pflanzer während ber Lehrlingszeit. Ob er daher zur 
Ausführung kommen wird, fleht fehr dahin. Mebrigens dürften bie 
Einwendungen feineswegs unbeflegbar feyn; Schwierigkeiten aber 
bietet jedes mögliche Befreiungsfyftem in Menge dar. 

Nach diefem Plane verfuhren die ehemaligen fyanifchen Kolunieen 
nach ihrer Lustrennung vom Mutterlande; auch ift ihm ist in 
Frankreich eine mächtige Parthei zugewendet. 
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ziehen, weil fie eine. durchgreifendere und georbnetere Vorbereitung 
erlauben, und weil bem unerlaubten und ſchaͤdlichen Verhaͤlt⸗ 
niſſe der Sclaverei bei ihnen ſchneller ein Ziel geſetzt wird. 
Daß keine Gefahr bei ihrer Ausführung ſtattfindet, hat eine 
große Erfahrung gezeigt; die alsbaldige Aufbringung der Ent⸗ 
ſchädigungsſumme aber kann einem Staate mit geordnetem 
Haushalte nicht unmöglich fallen. Unter ben beiden Moda⸗ 
litäten dieſes Syſtems fheint aber wieber ber Sefammtanfauf 
durch den Staat vorzuziehen zu. feyn, weilnur hier mit einem- 
male ein einfaches und Mares Verhältniß entfteht, namentlich 
aber, weil hierbei der Erfolg der Vorbereitung bei weitem mehr 
in den Händen des Staates Iiegt, und er fomit vor ber Selbftfucht, 
ben Vorurtheilen und dem üblen Willen der-bisherigen Herren 
geſchert iſt 19). 


3. 107. | 
2) Der Leibeigenfhaft. 


Nur dem Grade nach find die Folgen der milderen Art 
perfönlicher Unfreiheit verfchieden von denen der Sclaverei. 
Der Leibeigene und Hörige ift nicht ganz rechtsunfähig, 


14) Ueber die ganze Schavenfrage geben die Parliamentspapiere, die 
englifche Breilaffung von 1834 und deren feitherigen Folgen be— 
treffend, kaum erfchöpfliche, allein freilich auch ihres Umfangs 
wegen (bis 1843 in 25 Folivbänden) faum gewältigbare Auffchlüffe. 
Da die von ber frangöfifchen Regirung herausgegebenen Schriften 
nicht nur das Weſentliche diefer englifchen Anfichten und Erfah— 
rungen mittheilen, fondern auch die höchft intereffanten franzöfifchen 
Beurtheilungen berfelben, fu wie Borfchläge zu eigenem Verfahren 
enthalten, fu ift Hauptfächkich deren Benützung rathfam. Die be⸗ 
deutendften dieſer Bekanntmachungen find aber: Precis de l'aboli- 
‘ion de l’esclavage dans les colonies anglaises. I—V. Par., 184%ı ; 
Commission instituldee pour l’examen des questions relatives à 
Vesclavage. Proces-verbaux. — Questions etc. — Rapport. Par., 
184%, 4; Lechevalier, Etudes coloniales. I—II. Par., 1843., Fol. 
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namentlich mag er fahrende Habe erwerben. Allein theils tft 
ibm durch Die vlelen Dienſte, welche er dem Herrn zu leiſten 
hat, fo wie durch die Gebundenheit an die Scholle bie Ge⸗ 
legenheit auch zu folchem Erwerbe erfchwert; theild kann er 
nie Orundeigenthum befigen, fo daß der großen Mehrzahl ein 
großer Sporn zur Betrichfamkfeit fehlt; endlich kann auch er 
durch gedrüdte Lage, Armuth und Mibhandlung zu fittlicher 
Berdorbenheit und zu geiftiger Stumpfheit verurteilt feyn, wo 
ihm dann pſychiſch ſchwierig wird, ſeine geringen Rechte nach 
ihrem ganzen Umfange zu benügen ). 

Daher gehen auch Leibeigenſchaft und Volks-Armuth Hand 
in Hand, und ift bier ebenfalls das einzige Mittel zur Her- 
ſtellung eines beiferen Zuftandes die Aufhebung ber Unfreiheit. 
Da der Abfprung zwifchen der Hörigfeit und der vollen per- 
fönlichen und bürgerlichen Freiheit nicht fo bedeutend ift, wie 
bei der Sclaverei, fo ift hier ein Webergangs- Zuftand nicht 


nothwendig. Ohne alles Bedenken mag alfo durch eine ger 


fegliche Erklärung die Leibeigenfchaft von einem beftimmten 
Zeitpuncte an allgemein und für immer aufgehoben werben ?). 


Nur ift es allerdings mit ber blofen Erklärung der Freiheit 


nicht in jeder Beziehung gethan; vielmehr find auch hier An- 
ftalten zur Wahrung von Rechten: und von Interefien noth- 
wendig. 

Einer Seitd nämlich ift für gerechte Entfchäbigung 
der Leibherren zu forgen. Durch die Freierflärung erlei- 


DS. Jacob, Meber die Arbeit freier und leibeigener Bauern. Peters- 
burg, 1815. 


2, Höchſtens mag für Gegenden, in weldsem bie Bewirthfchaftung der’ 


Güter der Leibherren wefentlich auf die perfünlichen Dienfte ber 
Leibeigenen begründet war, gefordert werben, daß der Anfang ber 
Aufhebung einige Jahre zum voraus verfündigt werde, damit den 
Befigern Zeit bleibt, eine andere Bewirtbfchaftungsart vorzu= 
bereiten. 


.. 
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den Diefelben in Doppelter Beziehung einen pofitinen Nachtheil; eins 
mal durch das Aufhören der perfönlichen Dienftleiftungen der Eige⸗ 
nen (oder der Surrogatgelder,) und zweitens durch das Wegfallen 
ber Abgaben, welche dieſelben bei beftimmten Gelegenheiten, 3.8. 
bei Todesfällen und Heirathen, zu reichen hatten. Die Verpflich⸗ 
tung zur Entſchädigung an fih kann nicht Beflritten werden, 
da ber bisherige Zuſtand ein vom Geſetze anerkannter und 
gefchüster war, und er für den Berechtigten einen beflimmten 
Geldwerth hatte. , Daß aber auch hier der Staat, und nicht 
etwa ber Leibeigene, die Entſchädigung zu bezahlen hat, geht 
daraus hervor, daß gegen die Leibeigenen durch Ausſprechung 
rechtlicher Gleichftelung nur eine im Grundgedanfen bes 
Rechtöftantes liegende Pflicht geibt wird, welche noch befon- 
berö zu erfaufen er nicht verbunden feyn kann, und Daß für 
ein Unrecht, welches die Geſammtheit bis it aufrecht erhielt, 
auch fie einzuftehen hat. Die Ausfindigmachung ber einer 
jeben bisherigen Leiftung entfprechenden Rapitalfumme unterfiegt 
natürlich keinerlei ernftlichen Schwierigkeit. 

Anderer Seits aber muß auch für ein paffendes Wirth 
ſchaftsverhältniß der Freigelaffenen geforgt werben. 
Richts wäre Im allgemeinen Intereſſe, fo. wie in bem ber Frei⸗ 
gelaffenen weniger wünfchenswerth, als wenn mit ber Frei- 
laffung auch eine allgemeine Ruͤcknahme der dem Leibeigenen 
biäher eingeräumt gewefenen Güter verbunden wäre. Cine 
jo .große befi- und heimathlofe Menge wäre eine fehr fchlechte 
Grundlage für das Staatsleben, und vorausfichtlich zur Ar- 
muth und Unbildung auf lange verurtheilt. Und felbft im 
Vortheile der Herren könnte diefe ftrenge Handhabung des 
Rechtes nicht Liegen, ‘indem fie zur eigenen Bewirthfchaftung 
jo ausgedehnter Güter mittelft blofer Taglöhner dad nöthige 
Kapital fehr felten befiten würden, Pächter aber, welche die 

Mobl, Polizei. IL Zweite Auflage. 2 
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noͤthige Sicherheit zu geben vermöchten, nur felten unter ben, 
Freigelafienen zu finden feyn dürften. Da nun aber auch davon 
Die Rede nicht feyn Tann, den neuen Freien die von ihnen bis⸗ 
her gegen Reichniſſe und Dienfte befefienen Güter käuflich 
zu überlaffen, (woher würden fie Geld ober Credit haben?) 
fo bleibt nichts übrig, als bei Erklärung ber Freiheit zu 
beftimmen, baß bie Herren bie bisher den Bauern übergebenen 
Güter denfelben auch Fünflig gegen einen verhältnißmäßigen 
Abtrag zu überlafien, die Bauern aber diefe Güter, wenig⸗ 
flens bis fie einen andern gleich tücdhtigen und zuverläfiigen 
Landwirth für fich zu flellen im Stande find, zu behalten ha⸗ 
ben 9). Natürlich wäre dieſes Verhältnig nur ein vorüberge- 
henbes und vorbereitendes, Erft wenn der ehemalige Leibeigene 
freier Eigenthümer ber von ihm bearbeiteten Güter geworben, 
und wenn alfo die Unveräußerlichkeit und Unzertrennlichkeit 
“der großen Güter bes ehemaligen Leibherrn, unter ben noth- 
wendigen Modificationen, geſetzlich aufgehoben ift, tritt ber 
für den Vortheil Aller dienlichfte Zuftand ein. Es ift daher 
darauf Bedacht zu nehmen, daß fobald die Bildung und 
Selbftftändigfeit des Bauern fo weite Fortſchritte gemacht hat, 
daß er fich felbft ganz überlaffen werden mag, Die unten, in 
g$. 113 — 115, angegebenen Mittel zur Verbreitung freien 
Grundeigenthumes unter allen Ständen auch auf Diejenigen 
Theile der Benölferung ausgedehnt werden, welche früher in 
Leibeigenichafts-Verhältniffen gemefen waren. 


3) Dal. Jacob, Polizeis®efehgebung, Bd. I, ©, 178 fe. 
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Bweite Abtheilnng 


_ Erleichterung der Erwerbung von Grundeigen: 
| ibum 


1) Allgemeine Grundfaͤtze. | 


$. 108, 


a) Mugen einer richtigen Vertheilung ded Grundeigenthumes. 


Auch in ſolchen Staaten, welche Sclaverei und Leibeigen- 
ſchaft nicht kennen, oder für folche Stände, welche. zu ben Un⸗ 
freien nicht gehören, beftehen nicht felten Einrichtungen, welche 
ven Befit bed Grundes und Bodens der größeren Menge ber 
Staatsbürger erjchweren. Es gefchieht dieß allerdings nicht 
ſowohl durch unmittelbare Verbote, — obgleich auch folche vor= 
fommen t), — wohl aber durch Einrichtungen, welche das vor⸗ 
handene Grundeigenthum in den Händen Weniger vereinigen, 
- und fomit thatfächlih ale Mebrigen ausfchließen, da das 
Staats⸗Gebiet nicht nach Willfür erweitert werben fanı. , 

‚Eine fehr ungleiche Vertheilung des, Grundeigenthumes 
bat aber fo manchfache und bedeutende Nachtbeile, daß eine 
Aenderung dieſes Zuftandes eine wichtige Aufgabe für bie 


1) Hierher gehören 3. B. die weit verbreiteten Gefeße, daß Unabelige 
feine abeligen Güter Faufen dürfen (z. B. in Ungarn, Böhmen, 
Rußland); das Verbot des gleichzeitigen Beſitzes mehrerer Bauern- 
güter (3. DB. öfterreichifches Patent vom 19. Det. 1790, preußifches 
Edict für Schlefien vom 13. Det: 1750); die früher faft allgemeine 
Ausfchließung der Juden vom Grundbeſitze; oder die der Hands 
werker von der Grwerbung anderer als ftäntifcher Grundſtücke 
(3. B. preuß. Geſetz vom 5ten Oct. 1763); u. ſ. w. 


2% 
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Bolizet ift ?). Die hauptfächlichften biefer Mibftände find näm⸗ 
lich folgende: 

1) Die von der Erwerbung thatfächlich ausgefchlofiene 
große Menge der Staatsbürger fieht fich eines angeborenen 
Rechtes beraubt. Wenn der Staat auch nicht dazu vor⸗ 
handen ift, um jedem Bürger Eigentum, und zwar von allen 
Arten, zu verfhaffen; fo barf er wenigftend nicht Dazu 
. mißbraucht werden, um von der Erwerbung auszufchlie- 
Ben. Eine gleiche Bertheilung des Grundeigenthumes ift aller- 
dings eine Unmöglichkeit, und würde, wenn heute eingeführt, 
morgen nicht mehr beftehen, (ed müßte denn die wichtigfte 
Eigenfchaft des Eigenthumsrechtes, Die freie Verfügung über 
das im Beftge befindliche Gut, aufgehoben werden); auch wäre 
eine folche völlige Gleichheit der Grundſtücke weber Iandwirth- 
fhaftlich noch ſtaatlich wünfchenswerth. Allein etwas anderes 
wieber iſt die Zutheilung an eine Fleine Minderzahl. 

2) Durch eine ſolche ungleiche Vertheilung des Grund⸗ 
befißed geht die fittigende Wirfung bdesfelben für Die 
Mehrzahl der Bürger verloren, Nicht bios für Wilde ift der 
Beſitz und: die Bebauung ber erſte Schritt der Geftttigung ; 
diefelbe günftige Wirkungen begleiten dieſes Verhältniß durch 
alle Stufen der Geſellſchaft. Es knüͤpft fih an dasſelbe Ord- 
nung, Arbeitfamfeit, und Vorficht. Der Grundeigenthümer, im 
Genuſſe einer Heimath, ift betheiligt bei der Grhaltung ber 
Geſetzlichkeit, der Ruhe und der Ordnung im Staate ; während 





2) Mehr als in den neueren Staaten ift die Wichtigkeit von den Ge: 
feßgebungen des Alterthumes anerfannt worden. In einigen Staaten 
wurde geradezu gleich getheilt und Unveräußerlichfeit dieſer Stüde 
eingeführt, fo 3. B. in Lacevämon, Lokri; in anderen (Rom) mußte 
wenigftens bei jever Familie ein Eleines Erbgut bleiben; noch an= 
dere Geſetze (ebenfalls in Rom) verboten übermäßigen Erwerb bei 

gewiffen Arten von Gütern S. Rau, Bolkswirthfchaftspolitif, 

S. 122, Note a. | | 
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eine beftslofe Maſſe von Kolonen leicht zu jeder Veränderung 
geneigt iſt 9. 

3) Die Vereinigung des Grundeigenthumes in den Hän- 
ben Weniger macht einen großen Theil des Volkes hinfichtlich 
feines Lebensunterhaltes von ber Minderzahl abhängig, 
und drüdt ihn dadurch in Armuth und beren Folgen nieder. 
Sn den ftädtifchen Gewerben finden nicht Alle Befchäftigung ; 
dem eigenthumslofen Landwirthe aber bleibt nichts übrig, als 
um Taglohn zu dienen oder Pachtungen zu übernehmen um 
Preife und unter Bedingungen, welche von der großen Menge 
ber Suchenden leicht fo fehr gefteigert werden, daß dem Pächter 
nur ärmlicher Lebensunterhalt bleibt: Hierdurch aber entfteht 
eine Maffe von ungebildeten , neidiſchen, durch Unglüd ver 
fhlechterten Proletariern, deren 2008 für fie felbft hart, für den 
Staat unerfprießlih, wo nicht gar gefährlich ift H. 





3) ©, Sparre, Lebensfragen im Staate, Bd. J, S. 161 fg. — Nicht 
recht einleuchtend ift, warum Alison, Princ, of popul., Br. H, 
©. 41 fg., diefe Bortheile des Grundeigenthumes nur in Staaten 
mit guten flaatlihen Einrichtungen anerfennen, in andern aber 
gerade die gegentheiligen Folgen annehmen will. Selbft in ſolchen 

Z3uſtänden ift ficheres Eigenthum immer noch ein Beflerungsmittel, 

4) Irland, Oberitalien, Toscana, die Campagna di Roma, die 
flavifchen Provinzen Defterreihs dienen für dieſe und für die 
folgenden Säge als Beifpiel. Siehe z. B. über erfieres Phe- 
lan and O’Sullivan, Digest of evidence on the state of Ireland. 
Lond., 1826, Bd. I, ©, 1. fg. Ueber Tosfana: Rumohr, Ur: 
ſprung der Befiglofigfeit der Kolonen in Toscana. Hamb., 1830, 
©. 149; Sismondi, Gemälde ber toscanifchen Landwirkhfchaft, 
überf. von Burger. Tüb,, 1805, ©. 63 fg., ©. 127 fa. u. 175 fg. 
Meber die Lombardei: Burger, Landwirthſchaftliche Reife nad 
Oberitalien. Wien, 1832, Bd. I. Ueber die Campagna: Bon- 
ftetten, Reife in vie Elaffifche Gegend Roms, bearbeitet v. Schöl= 
ler. Lpz., 1805, ©. 140 fg.; Lullin ve Chateauvieur, Briefe 
über Italien, überf. v. Hirkel. Lpz., 1821, Bd. I, ©. 178 fo. 
Aus deutfchen Staaten nennt fehlagende Beifpiele: Hundes» 
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4) Eine weitere Folge ift der Mangel an innerer 
ſtaatlicher Kraft. Entweder wird das Freiheitögefühl er- 
ftict im Bewußtfeyn der Abhängigkeit und in der Rohheit 
allgemeiner Armuth; ober ift heimlicher Kampf zwifchen ben 
Boden-Monopoliften und den pachtenden Heloten. Im erften 
Falle hindert Die Stumpfheit der Menge die Entwidlung einer 
beachtenswerthen öffentlichen Meinung, und Mißregirung hat 
im Innern gewonnened Spiel, ohne daß fich der Staat im etwai⸗ 
gen Streite mit Sremden auf eine lebendige Volkskraft ftügen 
können. Im andern Falle dagegen läßt Unruhe und Unficher- 
heit feine GSefittigung auffonımen; häufig droht Aufftand und 
Verſchwörung; und nur zu leicht findet ein äuſſerer Feind, 
welcher dad Mißvergnügen zu benügen weiß, bereite Bundes- 
genoften im Kerne des Volkes 5). 

5) Daß auch die induftriellen Gewerbe auf Feine . 
hohe Stufe der Blüthe in ſolchen Zuftänden gelungen fönnen, 
fällt in die Augen. So wie ein blühender Landbau durch das 
Vorhandenſeyn zahlreicher und wohlhabender Verzehrer in den 
Städten bebingt ift, fo ift umgekehrt die ficherfte Grundlage 
bes Gewerbefleißed der Wohlftand ded Landmannes. Der 
innere Handel und Verbrauch ift überall die Hauptfache, und 
im Ganzen wird nur ber Ueberſchuß über das befriedigte 
innere Bebürfnig den Fremden abgelafien. Wie aber können 


— — — — 


hagen, Staatskräfte von Heſſen, S. 27, Note 1. Man führe 
nicht als Beifpiel des Gegentheiles England an, deffen Grund und 
Boden allerdings nur unter 30,000 Familien getheilt if. Hier 
gleicht das, wo nicht gefeglich doch thatfächlich Häufig beſtehende, 
Syſtem des Erbpachtes manchen Nachtheil aus; und überbieß iſt 
auf dem Lande die Menge der Armen fehr beträchtlich. 

- 5) © Soden, Das agrarifche Geſetz, oder Beweis der Nothwendig⸗ 
feit eines Acker-Geſetzes zur Verhütung der Staatsumwälzungen. 
Augsb., 1797, Lüder, Meber Nationalinduftrie, 3.1, ©. 337 fg.; 
Sismondi, De la richesse territoriale, in Fix, Revue, Fevr,, 


1835, ©. 125 fg. 
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jene bebeutend feyn, wenn die große Mehrzahl bes Volkes 
aus Taglöhnern weniger Reichen befteht? Einzelne Lurus- 
Fabriken ober das Gewerbe einer zufällig zum Hanbel gut 
gelegenen Stabt können nicht ald Beweis ber Gewerbeblüthe 
bei Armuth des befitlofen Landmanned angeführt werben. 
Denn fie find verhältnifmäßig von geringer Bedeutung. Auch 
iſt der, nicht ganz unbedeutende, Nebenumftand zu bemerken, 
daß es bei einem Mangel an frei veräußerlichen Tleinen 
Grundftüden ben Gewerbenden nicht möglich ift, fich ein 
liegendes Eigenthum zu verfchaffen. Ein folder Beftk iſt aber 
fomohl für die Handwerker ald für Die Fabrikarbeiter ein 
wichtiger Beitrag zur Zufriedenheit und zum materiellen Wohl⸗ 
ergehen, indem er, in Nebenftunden und von ber Familie 
bebaut, Abwechslung der Arbeit, Erholung in freier Luft und 
Lebensmittel gewährt. 

6) If der Boden- Ertrag im Beſitze von Wenigen, fo 
mögen Solche am leichteften bie, von Manchen fo fehr gefürch« 
teten, Fünftliden Theurungen herbeiführen, da eine 
Bereinbarung nicht fchwer und die Ausführung bei großem 
Reichthume eher möglich iſt. 

7) Der Werth des Grundeigenthumes ift ge- 
ringer, wmenn.berfelbe in große Maßen eingetheilt ift, als 
wenn e8 in Kleinere Stüde zerfällt 9). Zu erfteren finden fich 


6) Der Begriff von groß und Klein ift allerdings relativ, und je nach 
der Art der Bewirthfchaftung, der Sruchtbarfeit des Bodens und 
des Climas kann diefelbe Fläche ein großes und ein Heines Gut 
genannt werden. Doc giebt die Möglichkeit, bie Familie eines 
ſelbſt arbeitenden Landwirthes reichlich zu ernähren (die Manns: 
nahrung) einen haltbaren Manfftab ab. Ein Gut, welches hie 
zu nicht hinreicht, ift Hein; welches aber mehr gewährt, groß. 
Ein etwas anderer Maafflab liegt der von Rau (Bolfswirthichaftes 
Iehte, ©. 290) gegebenen Scala zu Grunde. Sehr klein nennt. 
er ein Grundſtück, das ſelbſt bei Gartencultur die Bamilie bes 
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weit weniger Käufer wegen ber Größe bes Preiſes und wegen 
des, zu Fapitalifirenden, Betrages ber Aufſichts⸗ und Leitungs⸗ 
Koften; auſſerdem hat ein bedeutendes Gut auch geringeren 
Ertrag (f. nachher), und kann fomit nicht zu den Preiſen 
bezahlt werben, wie bafielbe Land in kleineren Theilen. Das 
her denn die feſtſtehende Erfahrung, daß ein Gut in einzelnen 
Stüden immer weit höher verfauft wird, ald im Ganzen. Es 
fallt in die Augen, daß das Volksvermögen um ben ganzen 
Unterfchieb beider Werthe durch die blofe Thatfache geringer 
Vertheilung fommt. ' 


8) Eine nothwendige Folge fehr ausgedehnten Grundbes 
fies in Einer Hand find häufige Pachtverhältniſſe. 
Wenn nun auch ohne Zweifel ein tüchtiger Pächterſtand ent- 
ſchiedene Vortheile hat im Wergleiche fowohl mit bürftigen 
Landbau -Proletariern, als mit entweder unfähigen oder kapi⸗ 
. talarmen Eigenthümern alläjugroßer Güter: fo ift boch im 
Ganzen die Bewirthfchaftung durch den Eigenthümer felbft, 
paſſende Größe des Beſitzes voraudgefeht, weit vorzuziehen. 
Ein verpachteted® Gut wird weder fo pfleglich benuͤtzt, noch fo 
überlegt verbeffert, wie ein unmittelbar bewirthfchaftetes ; bei 
gleicher Einſicht iſt die Wirthſchaft des Pachtes zuerſt unſicherer, 
gegen das Ende ber Pachtzeit eigenſüchtiger; ſelten wird ber 
Pächter zu entfehtebenem Wohlftande gelangen, weil die Bes 
dingungen bed Bodenmonopoliften in ber Regel hart find; 


Gigenthümers nicht vollftändig nährt; Elein dasjenige, welches 
nicht mehr als Ein Pflnggeipann befchäftiget; (wie aber, wenn die _ 
Eulturart feinen Pflug erfordert?) mittlere Güter. befchäftigen 
zwei und mehr Gefpanne, bo fo, daß der Befiger noch felbft an 
den landwirthſchaftlichen Berrichtungen Theil nehmen Tann; groß 
ift das Gut, welches einen eigenen Leiter hinlänglicy befchäf- 
figt; fehr groß, wenn Ein Berwalter nicht Hinreicht. Anders 
wieder Hundeshagen, Landw. Gewerbslehre, ©. 10 fg. 
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die ftaatliche Schwerkraft des Eigentümers fehlt ganz, wo⸗ 
gegen eine oft ungebürliche Abhängigkeit des Pächters eintritt”). 
9) Endlich haben: große Beflgungen noch den bedeutenden 
volfswirthfchaftlichen Nachtheil, daß fie einen geringeren Roh— 
Ertrag liefern, als fie hervorgebracht hätten, wären fie in 
ben Händen von mehreren kleineren Cigenthümern gewefen. 
Allerdings hat die Größe eines Gutes auch manchfache Vor: 
theile. So namentlich die Möglichkeit befierer Arbeitstheilung, 
ber Einhaltung eined zwedmäßigen Fruchtwechſels, der Betreis 
bung ausgebehnter Viehzucht, der Anwendung von Mafchinen, 
bes Anbaues verjchiedener, nicht Ginem Unglüde unterworfener 
Gewächſe; ferner bie Koftenerfparniß bei Gebäuden und beim 
Einfgufe der Bedürfnifie im Großen und zu pafiender Zeit; 
bie leichtere Anlegung großer Bodenverbefierungs- Anftalten ; 
ven fabrifmäßigen Betrieb mancher mit der Landwirthfchaft enge 
verbundener Gewerbe. " Allein diefe Vortheile werben über- 
wogen durch bie ‚weniger jurgfältige und fleifige Bebauung 
des Bodens; durch die Unmöglichkeit jeden Hleineren Vortheil 
zu benügen und allen,. zunächft Fleinen aber Doch zufammen: 
bedeutenden, Berluften vorzubeugen; durch die Schwierigfeit, 
ſolche Theile des landwirthſchaftlichen Gewerbes zu betreiben, 
welche viele Arbeit und Aufmerkſamkeit erfordern, dieſe aber 
auch durch hohen Preiß der Erzeugniffe belohnen; durch den 
nachläffigen Anbau entfernt liegender Outötheile; endlich häufig 
7) Ueber die Schattenfeiten des Bachtverhältnifies, |. Sparpg, Lebens⸗ 
fragen, Bd. I, ©. 1% fg. Die Bortheile dagegen hebt hervor: 
Elsner, Bolitif, Bd. J. ©. 97 fg.; Knaus, Ueber den fucialen 
Werth des Zeitpächterftandes, in der Tübinger Zeitfchrift f. Staates 
wiffenfchaft, 1844, H. 1, ©. 50 fg. Man könnte fi fehr viel 
leichter. ven letzteren Anfichten zuwenden, wären bie bei benfelben 
vorausgefeßten Verhältniffe, namentlich hohe Einfiht und Billigs 
feit der Berpächter und entſprechendes Betriebsvermögen der Paͤch⸗ 

ter, nur häufiger in der Wirklichkeit vorhanden und beifammen, 
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durch den Mangel an zureichendem Kapitale, welcher nöthigt, 
große Streden nicht auf die einträglichfte, fondern auf eine nur 
geringe Vorlage erfordernde Weife (namentlich als Weide) zu 
benügen 5). — Berfchieben freilich von der Frage hinſichtlich 
des Roh- Ertrages ift die Frage, wie es fich mit dem Rein 
Ertrage großer Güter im VBerhältniffe zu Eleineren verhält ? 
Hier find, in Grmanglung beftimmter Thatfachen, die theore⸗ 
tifchen Anftchten fehr verfchieden. Diejenigen, welche großen 
Wirthfchaften zwar einen Heinern Roh⸗, aber einen größern 
Rein-Ertrag zufchreiben, als diefelbe Fläche, in kleinere Wirth- 
fhaften zerfchlagen, liefern würde, ftüten fich hauptfächlich auf 
zwei Gründe. Einmal fei Har, daß auf den Heinen Wirtb- 
fchaften eine bei weiten größere Anzahl von Menfchen lebe 
und fih von benfelben nähre, als auf der Ginen großen 
Wirthichaft, welche entweder mit unverheiratheten Dienftboten 
oder mit Taglöhnern, deren Genuß auf dag Minimum herab- 
gebrüdt fei, betrieben werde; es bleibe alfo, auch den Rohertrag 
größer angenommen, ein geringerer Reinertrag übrig. Sodann 
feyen burch Arbeitstheilung, durch beftändige nüßliche Verwen⸗ 
dung der vorhandenen Arbeiter, durch Anwendung von land: 
wirthichaftlihen Mafchinen, endlich durch wohlfeilen Groß⸗ 
Einkauf der Bedürfniffe die Beichaffungsfoften des Ueberſchuſſes 


8) ©. eine Aufzählung und Prüfung ber Gründe für und gegen große 
Güter bei Hatzel, Briefe über die Wirthfchaft großer Landgüter 
und über die Urfachen des geringen Ertrages berfelben. Heilb,, 
17%; Thär, Einleitung zur Kenntniß der engl. Landwirthichaft, 
Bd. I, Abthl. 2, ©. 91; Kraus, Staatswirthfchaft, Br. V, 
©. 72 fg.; Lo, Staatswirthfchaftsiehre, Bd. I, ©. 24 fg.; 
Elsner, Politik der Landwirthſch, Bd. l, ©. 56 fg.; Rau, Volks⸗ 
wirtbichaftslehre, S. 416 fg. (bei lepterem noch weitere Literatur); 
Schüz, Ueber ven Einfluß der Bertheilung des Grundeigenthums, 
S. 55 fg.; Sparre, Lebensfragen im Staate in Beziehung auf 
das Grundeigenthum, Bd. I, ©. 206 fg. 
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bei einem großen Gute geringer, als bei dem Heinern, unb 
fomit bleiben fogar bei gleicher Größe bes verkäuflichen Quan⸗ 
tums mehr Rein: Ertrag. Hiergegen wird nun aber einge= 
wenbet: baß bei Fleineren Gütern der Unterhalt des ganz oder 
theilweife muͤſſigen Gigenthümers, fo wie feiner Verwalter und 
Auffeher ganz wegfalle; daß die durch Die Familien der Befiger 


veranlaßte größere Verzehrung wieder erfegt werde burch bie 


‚von denfelben beforgten forgfältigeren und fomit einträglicheren 
Arbeitözweige, fo wie durch die Erfparnifie bei Gegenftänden, 
welche in großen Wirthfchaften unbeachtet bleiben müffen ; 
endlich daß die mäßigere Lebensweife der Heineren Eigenthümer 
ihre größere Anzahl zum Theile ausgleiche. — Sollten nun 


.. auch biefe Gründe nicht völlig hinreichen, um einen gleich 
großen Rein-Ertrag zu beweifen, fo find fie wenigftens immer- 


hin bedeutend genug, um viel von dem auf ben erften Blick 
fcheinbaren Mehrvorrathe ber Groß-Wirthfchaften zu ergänzen. 
Und jelbft wenn dieſes nicht der Fall ift, entfteht immerhin 
noch die Frage, ob ein von Wenigen gewonnener größerer 
Ueberſchuß, oder ein unter Viele vertheiltes hinreichendes Aus- 
fommen ben Vorzug verdient? Und bier fprechen nicht nur 
bie oben angedeuteten ftaatlichen und fittlichen Gründe für Die 
Bertheilung unter Mehrere, fondern auch in volföwirthichafts 
licher Beziehung liegt der Nachtheil weniger aber reicher Ver⸗ 
zehrer im Gegenſatze gegen viele, zwar nicht lururiös lebende 
allein verfchiedenartig und durch Häufung der einzelnen For⸗ 
derungen vielfach beſchäſtlgende, , Grundelgenthůmer klar vor 
"Augen. 

Der nothwendige Schluß aus diefen Süßen iſt, daß die 
Hemmniſſe, welche einer allgemeineren Vertheilung des Bodens 
entgegen ſtehen, wegzuräumen und auch der Maſſe der Buͤrger 
Mittel zu Erwerbung von Grundeigenthum zu verſchaffen ſind. 


Bei der großen Wichtigkeit der Sache für die ganze büͤrgerliche 
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Geſellſchaft unterliegt es Feinem Zweifel, daß ber Staat durch 
Sefeggebung und Verwaltung hierzu wirken muß, und daß er 
felbft Opfer zur Bewerfftelligung des wünfchenswerthen Zu⸗ 
ftandes bringen darf. 

Ehe jedoch die einzelnen hierzu führenden Manbregeln 
erörtert werben fönnen, ift ed nöthig vor einigen fehler- 
haften Zuftänden zu warnen, welche bei rüdfichtslofer Ueber— 
treibung oder bei unzwedmäßiger Ausführung des Grundſatzes 
eintreten Fönnten, und deren Nachtheile von folcher Bedeutung 
find, daß fie fogar die übeln Seiten des entgegengefeßten Zu⸗ 
ſtandes überwiegen möchten. 


b) Warnung vor fehlerhaften Zuſtänden. 


$. 109. 


a) Uebertreibung ver Vertheilung. 


Bei Auflöfung des allzugroßen Grundbefited Weniger 
kann in Doppelter Beziehung zu weit gegangen werden. Ein- 
mal nämlich wäre ed nachtheilig, wenn ſämmtliche bedeu- 
tende und gefchloffene Süter in Fleinere Beſitzthümer vertheilt 
würden. Zweitens aber hat man fich zu. hüten, von einem 
Aeußerſten in das andere zu verfallen und bie Theilbarfeit 
bed Bodens ald eine unbedingte und - willkuͤrliche 
anzuerkennen. 

21) So gewiß eine Beſitzloſigkeit ber Maſſe des Volkes 
verderblich iſt, und fo unbeſtreitbar, auch hiervon abgefehen, * 
allzu große Güter ihre beftimmten und fuͤhlbaren Nachtheile 
in manchfacher Beziehung Haben: fo tft doch nicht zu läugnen, 
daß ihnen auch, wenn fie nicht im Webermaaße vorhanden 
find, fowohl wirthfchaftliche als politifche Vortheile zur Seite 
ftehen. Bon den erfteren war oben, ©. 235, bie Rebe. 
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In letzterer Beziehung aber giebt der Beſitz großer Güter, 
befonderd wenn er ange in derjelben Familie fortgefeßt wurde, 
einen bedeutenden Einfluß auf bie Umgegend, welcher von 
einem wohldenfenden und gebildeten Eigenthümer fehr heilfam 
benüßt. werden kann. Reiche Grundbeſitzer (ohne ungerechte 
Vorrechte und ohne das Monopol alles Landes) liefern den 
Staaten mit Volksvertretung einen fruchtbaren Stamm von 
unabhängigen und einſichtigen Wählern und Abgeordneten. 
Manche nützliche Staatseinrichtung Tann ohne das Beſtehen 
gebildeter, wohlhabender, mit Perſonen und Sachen bekannter 
und einflußreicher Grundeigenthümer nicht getroffen werden 
aus Mangel an paſſenden Organen, fo z. B. die Stellung 
der englifchen Friedensrichter, der Befehl über Die Bürgergarden 
des flachen Landes, überwachende Bezirföverfammlungen, felbft 
gute Gejchwornengerichte.'). Die Zerfchlagung aller großen 
Güter wäre fomit nicht wünfchenswerth; fondern dieſelbe ift 
nur fo weit gerechtfertigt, al& Das Beduͤrfniß des nach Grund— 
Eigenthum verlangenden Theiled des Volfes noch nicht befriedigt 
ift. Der gedeihlichfte Zuftand ift nicht derjenige, wenn lauter 
Heine Güter in einem Lande beftehen, fondern der, wo neben 
der gehörigen Anzahl Eleiner aud) noch mittlere und große 
Wirthfchaften vorhanden find ?). Die polizeiliche Thätigfeit 
muß daher‘ nur auf eine verhältnißmäßige, mit den Bebürf- 


1) 2gl. Stäel-Holstein, Lettres sur l’Angleterre, Par,, 1825, 
©. 48 fg. — Unter den Vortheilen der großen Güter iſt die Anf- 
rechterhaltung des Adels, als folchen, nicht erwähnt, weil — biefe 
fein Bortheil if. Ein anderes ift eine einfluBreiche Grund-Xrifto- 
kratie, ein anderes eine Adelskaſte. Die Phrafen, daß letztere 
die Stüße des Thrones, die Vermittlerin zwifchen Volk und Für: 
fien, zur Befeßung der Offiziersſtellen nothwendig fei u. |. w., find 
von allen DVernünftigen längjt alg das gewürdigt, was fie find, 
nämlih als Phrafen. . 

2) Dgl. Sparte, Lebensfragen im Staate, Bd. I, ©. 93 fü. 
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niſſen wachjende Zerſetzung der großen Güter binarbeiten; nicht 
aber alle Arten derfelben mit einemmale und zu gleicher Zeit 
angreifen, und namentlich ſolche Gattungen vorläufig noch 
unangetaftet laſſen, bei welchen die Vortheile fühlbarer hervor- 
treten, oder bei deren Auflöfung Privatrechte aufgehoben werden | 
müßten, Auch fällt in die Augen, Daß die örtliche und clima- 
tifche Lage eined Gutes von Wichtigkeit bei der Frage ift, ob 
es zerfchlagen werben fol oder nicht. Eignet ed fih 3.8. zur 
Viehzucht ober zur Forftwiffenfchaft vorzüglich, oder ift Abſatz 
der Erzeugnifle nur in der Ferne zu erwarten: fo muß es 
Sroßwirthfchaft bleiben. Wenn aber in der Nähe vielver- 
zehrenne Städte oder Fabriken find, oder wenn Abſatz weder 
in bie. Kerne noch in die Nähe leicht ift, fo wird eine Zer⸗ 
theilung die hier zweckmäßigere Bebauungsart hervorrufen, im 
zweiten Salle wentgftend eine größere Menge von Verzehrern 
an Ort und Stelle erzeugen 3). 


2) Noch wett größer aber, und wirklich von ganz unberechen- 
baren Kolgen, ift der Sehler, wenn eine willfürlihe Theilbar- 
feit Des Grundeigenthumes zugelaffen wird. Nach längftens 
einigen Gefchlechtern führt eine folche ins Unendliche gehende 
Zerfplitterung des Bodenbefiges zur Uebervölferung und zum 
Zandbau-Proletariate mit allen ihren troftlofen Folgen ; auffer- 
dem hat eine folche Auflöfung ded Bodens in Schollenfplitter 
eine Menge von Rachtheilen für Bebauung und Benügung ®). 


3) Bol. Rumohr, Befislofigfeit der Kolonen, ©. 553 fa. — Das 
der fchwäbifchen Feinheit, ©. 162 fg., ertheilte Lob, zwifchen Thä- 
lern und Gebirgen unterfchieden und nur in erflören Vertheilung 
zugelaſſen zu Haben ift unverbient. Wenn auch die Thatfache zum 
Theile richtig ift, fo rührt fie von zufälligen Gründen, namentlid) 

von dein Lehnsverhältniffen, nicht aber von bewußter Abficht her. 


4) Siehe ein langes Berzeichniß bei Sparte, Lebensfrage, Band I, 
©. 279 fg. 


“. 
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Hier ift eine ftrenge und folgerichtige Gefeggebung und Regi- 


rungsaufſicht unerläßlih, damit man nicht von bem einen 


Vebel in das ehtgegengefeßte Aeuſſerſte verfalle. Zu dem Enbe 
ift es nothwendig, daß ein Minimum feftgefegt werde, unter 


welches herunter ein bisher gefchloffened Gut nicht getheilt 


werben fann. Diefes Minimum aber darf natürlich nicht zu 
hoch geftet feyn, und muß je nach ber Gegend und ber 
Culturart verfchieben beftimmt werden. Das natürliche Maaß 
ift eine folche Größe, daß unter den gegebenen Umftänden eine 
felbftarbeitende Familte ihren genügenden Unterhalt daraus zu 
ziehen vermag; zwedmäßig wird nicht ſowohl eine beftimmte 
Fläche, als ein gewiſſes Steuer - Kapital zu bezeichnen feyn. 
Aendern fih die Verhältniffe, 3. B. die Abfahgelegenheiten, 
bie Eulturarten, die landwirthfchaftlichen Kenntniffe u. f. w. 
ind Beſſere, fo tritt auch eine enifprechende Herabfehung bes 
bisherigen Minimums ein. Damit aber das Gefeg nicht um- 


“ gangen werde, fo müffen die gleichen Beftimmungen nicht blos 


für Die Zertrümmerung. eines großen Gutes durch Verkauf, 
fondern auch Durch Verpachtung gelten. Jeder gerechten Rüd- 
ficht aber wird Rechnung getragen, wenn in jeder Gemeinde 
eine gehörige Anzahl von unbedingt theilbaren und veräuffers 
fihen Grundftüden neben den gefchloffenen Gütern geftattet 


ift, deren Erwerb dann die Bebürfniffe und die Liebhabereien 


der Gewerbenden, der Taglöhner, überhaupt aller nicht mit 
dem Landbau wefentlich fich Befchäftigenden befriedigen kann. 
Auch hier kann bei fteigender Bevölferung oder fonft unbe _ 
friebigtem Beduͤrfniſſe nach Belieben zugegeben werben durch 


die Erlaubnip zur Auflöfung einzelner bisher geſchloffener 


Güter 5). 


— — 





5) Die Frage über bie unbedingte Theilbarfeit der Güter ift vielfach 
der Gegenftand von fchriftftellerifchen Verſuchen gewefen, ohne daß 
aber eine, namentlich auch bie. Erfahrungen ber letzten 30—40 
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$. 110. . 
£) Unrichtige Feldeintheilung. 


Zwei Sätze find an ſich far. Erſtens, daß bie Nähe 
ber Felder an ber Wohnung des Landwirthes eine große 
Erfparniß an Zeit und Arbeitöfräften, fo wie eine beffere 


Jahre gehörig und vollfländig erwägende Unterfuchung überflüſſig 
wäre. Für die unbedingte Theilbarkeit aller Güter ſprechen ſich 
unter Andern aus: Autenrieth, Die Vertheidigung der unein⸗ 
geſchränkten Vertrennung ber Bauerngüter. Stuttgart, 1779, 4; 
Waldeck, Ueber die Ungertrennlichkeit der d. Banerngüter. Gießen 
und Marb., 1784; Windler, Ueber die wilffürliche Verkleinerung 
der Bauerngüter. Leipz., 1794; Gebhard, Bemerfungen zu der 
Schrift des Grafen von Soden, der baierifche Landtag vom Jahre 
1819. Erl., 1822; Morel de Vinde, Consider. sur le morcelle- 
ment de la propriete territoriale en France. Par., 1822; Ulmen 
ftein, Ueber die unbefchränfte Theilbarfeit des Bodens, Berlin, 
1827. Eine bedeutende Anzahl von mehr gelegentliihen Aeufferun⸗ 
gen älterer Schriftfteller, f. bei Walvded, a. a.O., ©. 193 fg. — 
Gegen die Theilbarfeit fprechen fi) unbedingt aus: Reinbold, 
Ueber Bereinzgelung der Domänengüter, Gött., 1792; Meerwein, 
Meber den Schaden der willfürlichen Verkleinerung der Bauern: 
güter, Garler., 1708; Hagen, Ueber das Agrargefeg, und bie 
Anwendbarfeit deſſelben. Koͤnigsb., 1814; Funke, Die aus ber 
unbefchränften Theilbarfeit des Eigenthums hervorgehenden Nadh- 
theile, Samb., 1829. Man vergleiche auh Walded, ©. 189 fg. — 
Nur unter (verfchiedenen) Modificativnen und Bedingun— 
gen find für eine Theilbarfeit: Lange, Abhandlung über vie Zer⸗ 
fhlagung der Domänen: und Bauern-Güter, Bayreuth, 1778, 4.; 
Cella, Bon Zerfchlagung der B. G. Anſp., 1795, 4.; Der Bauern- 
ftand, politifch Betrachtet. Berlin, 1810; Rau, Anfichten ver Bolfs- 


wirthſch., Abb. 7; ſo wie in, feiner Polit. Oekon, a. v. St; 


Stüve, Ueber die Laflen des Grundeigenthums. Hannover, 1830, 
©. 20 fg.; Schüz, Ueber den Einfluß der Vertheilung des Grund⸗ 
eigenthums, ©. 151 fg.; Kofegarten, Betrachtungen über bie 
Beräußerlichkeit und Theilbarfeit des Grundbeſitzes. Hann, 1842; | 
Sparre, Lebensfragen, ©. 107 fg. 
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Bebauung und Beauffichtigung, fomit eine‘ bedeutende Stei- 
gerung des ‚rohen und bes reinen Ertrages zur Folge hat’). 
‚Zweitens, daß die Zerfplitterung bed Grund- Cigenthums des 
einzelnen Beſitzers und die Zerſtreuung über bie ganze Marfung 
ebenfo zeitraubend, als für eine planmäßige Bebauung hinder⸗ 
lich iſt; namentlich, wenn diefes Gemenge ohne eine gehörige 
Zahl oder Richtung der Guͤterwege und in ungefchidter Form 
der einzelnen Stüde befteht, fomit einer Seit ber freie Zu- 
gang zu.den Befigungen ‚damit aber, deren beliebiger Anbau, 
erfchwert tft, anderer Seit die vorliegenden Güter allen Arten 
yon Beſchädigungen ausgefept find 2). | 
Ungluͤcklicherweiſe find dieſe Zuftände, in Folge eines 
grundfaglofen und unbedachtſamen Verhaltens beim Uebergange 
vom großen Eigenthume zum ’fleineren, ſehr häufig; in vielen 
Gegenden bilden fie fogar die Regel. Die Iandwirthliche Bevölfe- 
rung wohnt in Dörfern oder Heinen Städten, entfernt von ber 
Mehrzahl ihrer Güter; diefe felbft aber find auf das unregel- 
mäßigfte und unzweckmäßigſte gemengt. Lange Gewohnheit 
mag folche Uebelftände weniger auffallend machen; auch fönnen 
fih, wie an alles Beftehende, fo auch an eine foldhe Zer- 
fahrenheit und Gemengewirtbfchaft einige untergeordnete WVor- 
theile knuͤpfen $): allein unzweifelhaft ift es eine wichtige 


1) Berechnungen über die Abnahme des Ertrags mit zunehmender Ent- 
fernung, f. Thünen, Der iſolirte Staat, ©. 58 fg.; Blood, 
. 2andwirth. Mittheilungen, Bd. II, ©. 373. 
2) ©. Liſt, Die Aderverfaflung, in ver Deutichen B. 3. Schr., 1842, 
H. IV., ©. 1%6 fg.; Sparre, Lebensfragen, Bb. I, S. 279 fg.; 

‘ Knaus, Der Flurzwang in feinen Folgen und Birfungen. Stutt⸗ 
gart u. Tüb. 1843, S. 7 fg. — Nach Thaer, Landw. Gewerbs⸗ 
lehre, S. 84, wird der Reinertrag durch Zuſammenlegen oft zum 
Doppelten erhöht. 

3) Ueber die Vortheile der Dorfwirthſchaft im Gegenſatze der Ver⸗ 

einödung ſ. Schüz, Nat. Oekon., ©. 157 fg. 

Mohl, Polizei. II. Zweite Auflage, | 3 
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Aufgabe des Staates, bei dem Eintritte einer allgemeinen Der 
breitung ded Grundeigenthumes bie in Frage ftehenden Fehler 
zu verhüten, was ganz in feiner Hand liegt, ba er bie Bebin- 
gungen ber Veränderung nad Belieben regeln Tann. Ia, 
die übeln Folgen einer folchen verkehrten Seldeintheilung find 
fo bedeutend, daß felbft da, wo fie bereits befteht, ber freilich 
weit jchwierigere Verſuch einer Berbefferung nicht unter« 
laſſen werden barf. 

1) Eine völlige Verhütung erfordert, da ber Fehler 
ein Doppelter feyn kann, auch eine Doppelte Verfehrung. 

Die ſchädliche Entfernung des größeren Landwirthes von 
feinem zerftreuten Befige entfteht, wenn bei ber Vertheilung 
großer Güter in zwei oder mehrere mittlere Befigthümer 
die neuen Gomplere nicht als gefchlofiene Ganze gebildet, 
fondern jedem berjelben aus allen Gattungen von Feld und 
Lagen ein entfprechender Abfchnitt zugetheilt wird. In diefem 
Galle hat Feiner ber neuen Beſitzer eine zwingende Aufforde⸗ 
rung, eine abgefonderte Hofitätte. zu errichten, da er doch nicht 
in der Mitte und Nähe feiner Güter wohnen und wirthfchafs 
ten würde; fomit wird er im Zweifel in der Ortichaft 
wohnen. Allein auch im Falle der „Vereinödung“ von feiner 
Seite ift er durch größere oder Fleinere Entfernungen und 
durch Zwifchenlieger von feinen einzelnen Gigenthumsftüden - 
getrennt. Hier liegt denn bie Abhilfe zur Hand. . Es bedarf 
nur einer Beftimmung, daß bei jeder Gutstheilung bie neu 
zu bildenden Höfe ein abgerundetes Ganzes bilden und jeder 
derjelben mit Wohn- und Wirthfchaftsgebäuden innerhalb der 
eigenen Gränzen verfehen werden muß. Und- follte je bei 
Wieſe und Wald diefer Zufammenhang nicht zu bewerfftelligen‘ 
feyn, fo müffen wenigftensd folche Beftanbtheile ebenfalls an 
Einem Stüde ausgefhieden und mit paflendem Zugange 
vom Hauptgute aus verfehen werben. 
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Ebenſo ift es, wenn noch feine Unordnung und Unzweck⸗ 
maäßigkeit in dem Gemenge ber Fleineren Grundftüde eingerifien 
iſt, dieſe vielmehr igt erft fich allmählig aus der Zertrümmerung 
einzelner größerer Flächen bilden, nichts wniger als fchmwierig, 
einer Verwirrung vorzubeugen. Dieß gefchieht-nämlich durch 
aldbaldige Anlegung paffender Feldweege und durch Aufftel- 
lung des Grunbfages, daß jedes abgefonderte Stüd, wie Hein 
. e8 auch feyn möge, nothwendig wenigſtens auf Einer Seite 
an einen dieſer Weege ftoßen müſſe. Lebtere Beitimmung 
muß natürlich vom Staate ausgehen, und kann fügfich als 
ein allgemeines Landesgeſetz erlaffen werben, eben weil ber ein- 
fache Sat nie und nirgends verlegt werden darf. “Die richtige 
Anlegung ber Feldweege iſt freilich im einzelnen Falle Sache 
der Ortsbehörden, und der Staat kann hier nur durch Auf⸗ 
ſicht und Verantwortlichmachung wirken. Doch wird dieſes 
auch, wenn Ernſt bewieſen wird, hinreichen. 

2)Ohne Vergleich ſchwieriger iſt natuͤrlich diefWie der⸗ 
 einführung eines beſſern Zuſtandes wenn das Uebel 
nicht zu rechter Zeit Beachtung und Widerſtand gefunden 
hatte. Hier iſt feine andere Hilfe als in der Wiedervereini— 
gung des Befisthumes des Einzelnen und in der Einführung‘ 
vernünftiger Geftaltung und Orbnung ber Fleinen Stüde; mit 
anderen Worten in Güter-Arrondirung und Flurreg— 
lung). Die Erfahrung zeigt zwar, baß auch bie Löfung 
diefer Aufgabe nicht unmöglich ift bei Fräftigem Willen und 
tüchtiger Zeitung; doch find fehwere Hinderniffe zu befämpfen. 
" Nicht nur find die nöthigen Maafregeln an fich befchwerlich 


4) Ueber diefe vielbefprochene Materie ſ. namentlih: Gebhard, 
‚Meber Güter-Arrondirung Münden, 1817; Bülau, Der Staat 
und der Landbau, ©. 190 fg ; Rau, Volksw. Bolitif, ©, 147 fg. 5 
Sparre, Lebensfragen, ©. 348 fg.; die angef. Abh. von Lift 
und Knaus, 


3* 
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und weitläufig, fondern es müflen auch noch bedeutende all- 
gemeine Hemmniffe und Widerwärtigfeiten befeitigt werben, 
nämlich Mangel an Einfiht und Einigfeit der Betheiligten; 
Mangel an tüchtigeg Technikern; endlich die Beforgniß allzu: 
großer Koften. 

Mangel an Einfiht und Eintgfeit des Betheiligten ift, troß 
ber großen Nachtheile des Beftehenden, Teicht erflärlich aus ber 
Gewohnheit des Unfuges, aus ber Unfähigkeit zu klarer Vorſtel⸗ 
Iung bes verbefjerten Zuftandes und zum Verſtaͤndniſſe eines Pla- 
ned, endlich aus, ber Furcht vor Mebervortheilung und Verluft. 
Hier find zwei Mittel möglich und nothwendig. Erſtens Be— 
lehrung durch Wort, Schrift und, wo möglich, durch glüdlich 
ausgefallene Beifpiele. Vieles Tönnen bierbei landwirthſchaft⸗ 
liche Vereine wirken; auch ift ber Einfluß eifriger und belieb- 
ter Beamter nicht gering. Gegen Diejenigen aber, welche 
fich nicht überzeugen können oder wollen, muß denn, zweitens, 
Enifcheibung durch die Mehrheit angewendet werden. Bon 
einem unmittelbaren ftaatlihen Zwange kann natürlich bei 
folhen wefentlih zum privativen Nuten des Betheilig- 
ten beabfichtigten Umgeftaltungen des Eigenthumes nicht 
bie Rebe feyn 5). Allein die Unterordnung der Minderzahl 
unter bie Mehrheit ift ein ordnender Grundſatz in allen gefell- 
fhaftlichen Berhältnifien, ohne deffen Anwendung gar keine 
Geftaltung und Fein Fortſchritt möglich ift, der alfo auch als 
rechtlich unangreifbar gelten muß. Zur Befeitigung jedes 
Scheines von Unbilligfeit mag etwa eine größere, als bie 
einfache, Mehrheit beftimmt werben, 3. B. von zwei Drit- 
theilen. Dabei verftehtfich aber, daß die Stimmen nicht nach Der 
Kopfzahl, fondern nach dem Verhältniffe ber Sröbe bes Grund⸗ 
beftger8 berechnet werden 9%. 


5) ©. auch Bülau, a. a. O., ©. 18 fe. 
6) Pol. Knaus, a. a. O., ©. 33 fg. 
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Der gute Erfolg eined Planes zu einer neuen Feldein- 
theilung hängt zu großem Theile von der Einficht bes zu feiner 
Entwerfung beftimmten Techniferd ab, indem Fehler von feiner 
Seite entweder Die Verwerfung bes ganzen Unternehmens 
zur Folge haben, oder wenigftens fpätere Klagen hervorrufen. 
Auch haben fie den weiteren Nachtheil, daß. die Kunde der⸗ 
felben von weiteren Nach ahmungen abſchreckt. Es bedarf 
aber ſowohl mathematischer als grünblicher landwirthfchaftlicher 
Kenntniffe zur tadellofen Vornahme der in Frage ftehenden 
Geſchäfte. Wenn alfo eine befiere Seldereintheilung in einem 
Lande mit Ernft und im Großen gefördert werden will, fo 
muß Anftalt zur Bildung der nöthigen Anzahl folder Männer 
getroffen werben. Das zwedmäßigfte fcheint zu feyn, wenn 
geſchickte Feldmeſſer, (an welchen es nicht leicht irgendwo fehlt,) 
foftematifchen Unterricht in der Landwirthfchaft auf Staats⸗ 
foften erhalten, 3. B. durch Beſuch einer Lehranftalt, dann 
aber zu practifchen Uebungen einem bereits erfahrenen Feld⸗ 
orbner, des In⸗ oder Auslandes, beigegeben werben. Sollten 
bie fo Gebildeten nicht immer mit Beforgung von Felderord⸗ 
nungen zu befchäftigen feyn, fo würden fie inzwifchen bei Lanz 
besvermeffungen und Katafterarbeiten befte Dienfte leiten. 
Die Herbeifchaffung der Gelbmittel endlich ift die geringfte 
ber allgemeinen Schwierigkeiten... Bon felbft verfteht fich zwar, 
daß die Betheiligten den gefammten Aufwand des zu ihrem 
Nutzen unternonmenen Gefchäftes zu tragen haben, ohne allen 
Beitrag aus Staats- und Gemeinde-Kaffen. Allein nicht 
nur bedt ber bei weitem größere Werth ber nun vertheilten 
Felder biefen Aufivand reichlich, fo daß z. B. eine hierzu auf⸗ 
genommene Schuld feine ungerechte Laft wäre und leicht wies 
der allmählig getilgt werden Könnte; fondern in der Regel 
wird fogar ein bedeutender Theil der Ausgaben Durch den 
Verkauf der bei der befiern Eintheilung der Felder und ver- 
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nünftiger Ordnung ber Weege erfparten Güterftüde Can welche 
fein Einzelner ein Recht hat) aldbald erfebt. Zur Ordnung 
diefer Seite ber Unternehmung bedarf e8 nur gewöhnlicher 
Gecſchäftskenntniß und Rechtlichfeit ”). 
Was nun aber bie Ausführung ber beabfichtigten Ver: 
befierungen felbft betrifft, fo find auch hier die zweierlei Zuftände 
wohl zu unterfcheiden: wenn der Güterbefig bed einzelnen 
Landwirthes, in der Regel wenigftend, jo bedeutend ift, daß 
derſelbe zu einem Ganzen vereinigt ein Hofgut von genügen 
der Größe bilden würde; und wenn ſchon eine folche Verthei- 
lung des Bodens eingetreten ift, daß die große Mehrzahl nur 
Geringes befigt und, etwa neben Gewerben, hauptfächlich auf 
Kleinwirtbfchaft angewiefen if. In dem erften Falle kann 
die Aufgabe Feine andere feyn, als ben noch zureichenden 
Beſitz wirklich zu lauter gefchlofienen Hofgütern abzurunden, 
die Befiter aber in ber Mitte derjelben anaufiedeln. Don 
Diefer wirthfchaftlich wünfchenswertheften Verbefierung kann aber 
in dem zweiten Yale nicht die Rede feyn, da doch Feine Hof- 
guͤter aus der Zuſammenlegung ſolcher Bodenſplitter entſtünden. 
Hier muß man ſich alſo im weſentlichen mit einer Ordnung 
der Feldflur begnuͤgen, welche es fuͤr jeden Beſitzer möglich 
macht, zu jedem feiner Stüde auf einem öffentlichen Weege 
ungeftört und ohne zu flören zu gelangen, fomit feine Wirth- 
fhaft nach eigenem Belieben zu führen. 
| 1) Arrondirung zu gefchloffenen Bütern. 

Ein verhältnigmäßig leichte8 Unternehmen ift eine Arron- 
dirung, wenn bie gefammte zu ordnende Feldmark Eigenthum 
Eines Befigers ift, die Bebauenden aber nur Pachtrechte haben, 


7) Bgl. Knaus, a. a. O., ©. 38. Nach den hier gegebenen Nach— | 
weifungen fällt bei einer Flurregl ung auf einen Berliner 
Morgen im Durchſchnitte etwa 21/2 fl. rhein., ein Aufwand, welcher 
gegen dem Nutzen in gar feinen Betradyt fommen fann. Und noch 
wohlfeiler natürlich ift eine Arrondirung im Großen herzuftellen. 
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Hier mag nad) Belieben und Zmedmäßigfeit verfahren werben, 
und nur die etwa nöthige Abkürzung von Pachtterminen kann 
zu Unterhandlungen und Opfern Anlaß geben. 


Anders natürlich da, wo die Landwirthe igenthümer 
oder wenigftend Grbberechtigte find. Hier ift vor Allem bie 
Bezeichnung derjenigen Güterbefiger nothwendig, welche in 
dem einzelnen Yale als Betheiligte zu behandeln find und zu 
handeln haben. Dazu aber ift bie Feftftellung desjenigen 
Feldmaaßes nöthig, welches ſich noch, als ein MWenigftes, zur 
Bildung eines gefchloffenen Hofes eignet. Dieſe Beflimmung 
muß durch eine allgemeine landeöherrlihe Norm erfolgen, 
welche freilich nicht für ein größeres Gebiet gleichmäßig gel- 
ten fann, fondern nach Fruchtbarkeit, Benuͤtzungsweiſe und 
Zandesfitte berechnet feyn muß. Den auf folche Weife be- 
flimmten Betheiligten ift nun die Frage in ihren Grundzügen 
vorzulegen; und wenn fie in der gejeplichen Mehrzahl vor- 
läufig beigeftiimmt haben, mag an die genaueren Vorarbeiten 
gegangen werden. Diefe werden am beiten von einem geprüfs 
ten Techniker unter Mitwirfung eines Ausfchuffes der Bethei- 
ligten unternommen, dabei über alle einzelne Tauſch- und 
Bereinigungs-Vorfchläge die betreffenden Eigenthümer gehört 
und, wo möglich, zufrieden geftelt. Nun enticheidet eine 
ſchließliche Abſtimmung aller Betheiligten über Annahme oder 
Berwerfung. Im günftigen alle beginnt nun die wirkliche 
Ausführung auf dem Felde, die Cröffnung der neuen Weege 
und die Richtigftelung der Pfandrechte und ähnlicher Rechte- 
titel, jo wie ber * Öffentlicher Bücher 5). Bon felbft verſteht 


— — a. a. O., S. 57 fg. fordert, daß alle Zehnten u. ſ. w. 
vor der Arrondirung abgelöst werden, und will den Berechtigten 
eine Verpflichtung hierzu auflegen. Es ift aber Ieniglich Fein Grund 
hierzu vorhanden. Daß die neuen Höfe auch mit einer Zehntvers 
pflichtung gebildet werden Tünnen, bebarf Feines Beweiſes. Der 
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fh, daß bie wirflihe Zutheilung zu paflender Jahreszeit 
gefchehen muß, damit Jeder die Bebauung feined neuen Ei— 
genthumes uageftört beginnen mag %) Die Berfegung ber 
Gebäude in die Mitte der neuen Gehöfte mag bagegen füglich 
bem Belieben des Einzelnen überlafien bleiben. — Bei allen 
biefen Verhandlungen und Beichlüffen bleiben die nur mit 
Hleinerem Gutöbefige Angefefenen ganz aus dem Spiele und 
lediglih in ihren biöherigen Berhältniffen 9%. Nur in fo 
ferne zu ber beabfichtigten Bildung der neuen Höfe auch 
Grundftüde von Kleinwirthen erforderlich feyn follten, bedarf 
es zu folhem Taufche auch ihrer Zuftimmung. Ebenfo haben 
fie ihre Rechte geltend zu machen, wenn etwa bei ®elegenheit 
bes größeren Unternehmens auch eine befjere Feldordnung bes 
Kleinbeſitzes (f. hierüber unten) vorgenommen werden wollte. 
Uebrigens ſetzt allerdings eine.folche Vereinzelung der grö- 
Beren Qutöbefiger einen Zuftand entfchiebener äußerer Sicherheit 
voraus, fo Daß nicht erft durch das Zufammenmwohnen mit vielen 
Anderen Schuß gegen Angriffe auf Eigenthum und Perſon 
erlangt werden muß. Und nicht mit Unrecht wird jeden Falles 
die zur Vereinödung gebrachte Bevölkerung eine Verfchärfung 
der Sicherheitöpflege verlangen. Dafür aber zu forgen, daß 
nicht durch die größere Entfernung von Kirche und Schule die 
Jugend in der Erziehung verfäumt werde, bleibt Sache ber 





‚Berechtigte aber ift ganz unbetheiligt, da das bisherige Recht auf 
einen Gütercompler von derſelben Grtragsfähigfeit gelegt wird, 

9%) S. Näheres Hierüber bei Knaus,a. a. OD. 

10) Deßhalb ift venn auch die Zahl der zu verfegenben Häufer und bie 
Umgeftaltung der Berhältniffe nicht ſo bedeutend, ‘als es auf den 
erften Blick vielleicht foheinen möchte, Namentlich loͤſen ſich die 
geichluffenen Dörfer feineswegs ganz auf, Um Kirche, Schul: und 
Gemeinde-Haus bleiben unter allen Umftänden, als im Mittel- 
puncte, die Taglühner, Gewerbenden, Krämer, Wirthe und bie 
kleineren Grundeigenthümer in gefchloffener Orxtfchaft vereinigt. 
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bierin zuftändigen Behörden. Es leuchtet ein, daß in ben 
Berpflichtungen ber Xeltern und der Kinder: nicht nur nichts 
nachgelaffen werben darf, fondern vielmehr ber größere Reiz 
zur Verfehlung durch ftrade Handhabung der Geſetze zu bes 
kämpfen iſt '). E 

2) Flurreglung. 

Die bloſe Ordnung der Feldweege und der Figur der 
Grundbſtücke hat in fo ferne geringere Schwierigkeiten, als ber 
“ Wirthichaftsbetrieb und die Lebensweife im Ganzen dadurch 
nicht geändert wird, auch keineswegs ein durchgehender Aus« 
taufch der Grundftüde vorfommt, im Gegentheile Jeder wo 
möglich im Befige feines bisherigen Feldes belaffen wird. Das 
gegen befteht freilich eine fehr bedeutende Schmwierigfeit in ber 
großen Menge von: Perfonen aller Art, deren Zuftimmung 
man bedarf, oder mit welchen wenigftend zu verhandeln iſt. 
Erft wenn gelungene Beifpiele vorliegen, wird daher diefe Ver⸗ 
befierung leichter Durchzufegen feyn, weil alddann die Vortheile 
auch dem Stumpfften und igenfinnigften einleuchten müflen. 

Das formelle Verfahren ift im Wefentlichen das bei einer 
Arrondirung einzuhaltende; fomit ebenfalls zuerft Bewirkung 
einer vorläufigen Billigung des Unternehmens durch eine ge- 
fegliche Mehrzahl; fobann Ausarbeitung des genauen Planes 
unter Zuziehung eines Ausſchuſſes und mit Anhörung und 
möglichfter Beruͤckſichtigung der Forderungen aller einzelnen 
Betheiligten; endlich eine fchließliche Abftimmung. Und auch 





11) Wenn fhon jeder Nachtheil der Vereinödung hat geläugnet werben 
wollen, namentlich auch in Beziehung auf Sicherheit und Schul= 
beſuch, (j. Lift, a. a.O., S. 136; Rau, Bolfsw. Bolitif, ©. 151, 
Note b,) fo möchte denn duch die Erfahrung hierfür nicht unbebingt 
fprechen. Bielmehr feheint eine firengere Aufficht und ftrade Hand⸗ 
habung der Gefege ſowohl zum Schuge des Hofbauern gegen gefeß- 
loſe Dritte, als zu ihrer eigenen Gehorfamerhaltung fehr an der 
‚Stelle zu ſeyn. | 
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in materieller Beziehung ift in fo ferne Aehnlichkeit, als ebenfalls 
da, wo ein Austaufch von Grundftüden nöthig ift, andere von 
gleichem Werthe gegeben werden müflen; ferner eine pünctliche 
Uebertragung ber Pfandrechte und ähnlicher Laften, fo wie 
die Richtigftellung der Katafter und Guͤterbuͤcher nicht verfäumt 
werden darf. 

Wenn aber nicht felten mit biefem nächften Zwede auch 
noch eine Zufammenlegung des zeritreuten Grundbeſitzes we⸗ 
nigftens in dem Maaße verbunden wird, daß die in Einer 
Gewanne liegenden Stüde befielben Eigenthümers zu einem 
Ganzen verbunden werden: fo erfcheint bieß eine bebeutenbe 
Erfehwerung der Sache ohne verhältnigmäßigen Nuten. Bon 
einer planmäßigen Größe ber einzelnen Beſitzthümer ift doch 
bei folchem Verfahren Feine Rebe, vielmehr das Maaß derfelben 
rein zufällig und höchft verfchieden. Eodann ift eine Aufrecht⸗ 
erhaltung audy nur dieſes Zuftandes nicht möglich, da eine 
Untrennbarfeit ſolcher Grundftüde nimmermehr gefeglich aus⸗ 
gefprochen werden kann, folglich Alles in Furzer Zeit wieder 
vertheilt und zerftreut feyn wirt. Wo aber feine Ausficht auf 
längere Dauer fo mühefeeliger und foftfpieliger Unternehmungen 
tft, find fie lieber ganz zu unterlaffen. 

Bon ſelbſt verfteht fih, daß auch die Gemeinde felbft mit 
ihrem Befite an der neuen Reglung Antheil zu nehmen hat; 
und nicht felten wird fogar ein Opfer, welches fte zur Erleich- 
terung des Zuftandebringens trifft, 3. B. durch Abtretung bes 
nöthigen Bodens zu den Weegen, zu ihrem eigenen Nuten von 
ihr gefordert werben können. Sollten Bewäſſerungs- ober 
Entwäflerungs: Einrichtungen Bedürfniß feyn, fo ift bie Ge— 
fegenheit einer leichten und zwedmäßigen Inftanbfegung nicht 
zu verfäumen. | 

Welcherlei Art von Felderordnung aber auch zu Stande 
gebracht worden feyn mag, fo kann das MWerf nicht ald beendigt 
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angefehen werden, ehe die nöthige Vorforge für bie Erhaltung 
bed befiern Zuſtandes getroffen if. Das einzige mögliche 
Mittel hierzu ift aber eine Befchränfung des Rechtes der Ver⸗ 
äußerung, nur allerdings in verſchiedener Richtung und Aus- 
dehnung, je nachdem es ſich von Arrondirung oder von Flur- 
reglung handelt. Im erfteren Falle darf ‚nämlich feiner der 
neugebildeten Höfe unter das Maaß verringert werben, welches 
bei Einführung der Vereinödung als das geringfte erlaubte 
erklärt wurde. Und von felbft Far ift, daß wenn das von. 
einem größeren Gute abgetrennte Stüd biefes Maag hat, es 
zu einen neuen Hofe aldbald zu bilden ift. Um dagegen eine 
Slurreglung aufrecht zu halten, ift nöthig, jede Theilung eines 
Grundftüdes zu unterfagen, bei welcher die Theile aufhören 
würden, wenigftend mit der einen Seite ‚auf einen Flurweg 
zu ſtoßen 12). | 


12) Wenn diefer Maaßregel noch die Feſtſetzung eines erlaubten Par⸗ 
cellen-Minimums beigefügt wird, wie Dies z. B. heſſiſche u. naffauifche _ 
Gefege thun und auch Thevretifer fordern, ſ. u. A. Knaus, Flur⸗ 
zwang, ©. 41 fg., fo will nicht recht klar werben, in wie ferne 
eine ſolche Maaßregel für den vorliegenden Zwed von Werth feyn 
fol. So lange zu jedem, audy noch fu Heinen, Stuͤcke der Zugang 
frei ift, leidet weder deffen Bebauung an fih Noth, noch hindert 
fie Dritte; damit ift aber der Zweck der Flurreglung erreicht. Und 
felbft in dem Falle, wenn mit der Slurreglung eine gewannenweife 
Güterzufammenlegung verbunden worden feyn follte, iſt durch die Feft- 
feung eines fulchen Minimumg fu gut wie gar nichts für die Aufs 
rechthaltung diefer Manfregel gewonnen, Bis zu dem Minimum 
darf ja getheilt werben; irgend beveutend kann baffelbe in einer 

Gegend, welche ſchon einmal Fleine Feldwirthfchaft treibt, in keinem 
alle feyn: ſomit fönnen neue Trennungen und Mengungen des 
faum Vereinigten beinahe in jeder beliebigen Ausdehnung ſtatt⸗ 
finden und die Zufammenlegung wieder zu nichte machen. Gine 
Zerfrümmlung des Grundeigenthumes ift allerdings zu verhindern, 
(ſ. oben, $. 109,). allein die hierzu führenden Mittel find andere, 
und ihr Stüßpunct ift nicht die Flurreglung. 
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gültig auf welche Art, in das Gigenthum des Staates über- 
gegangen find 3), Im erfteren Falle kann natürlich von einem 
Berfaufe vom Staate und für feine Zwede nicht die Rebe 
feyn; allein folhe Güter gehören auch gar nicht zu ben 
Domänen. Im anderen Falle dagegen liegt am einer 
früheren, itzt aber verlorenen gejchichtlichen Eigenfchaft gar 
nichts. — Was aber dad Werfafiungsgebot der Unveräuffers 
lichfeit betrifft, fo. reicht für bie Staaten, in welchem es be- 
fteht, (was Übrigens keineswegs in allen der Fall ift *),) bie 


5) Man fann recht gerne zugeben, daß in vielen Fällen itzige Staats⸗ 
güter anfänglich Yamiliengüter des regirenden Haufes waren, 
wie dieſes Manche behaupten, als z. B. Pütter, Prince. juris pu- 
blici, $. 191; Hällmann, Deutfhe Slnanzgefchichte des M. A., 
S. 1 fg.; Haller, Reftauration, 2te Aufl. Br. II, S. 2367 fg.; 
Eichhorn, Deutihe Staats: und Rechtsgeſchichte, Bo. II, ©. 
378 u. a. O.: allein damit ift noch feineswegs bewiefen, daß fie es 
igt noch find. Im Gegentheile läßt fi) nachweifen, wie dieſe 
urfprünglicden Bamiliengüter, während der früheren Patrimonial⸗ 
Herrfchaft namentlich aud zur Beftreitung der Regirungskoſten 
beftimmt, bei der ſich nad) und nach ausbildenden Idee des Rechts⸗ 
ſtaates und der daraus entftehenden Trennung zwifchen ver Perſon 
ber Fürſten und ihrer Stellung als Staatsoberhäupter allmählig die 
Gigenjchaft wahrer Staatsgüter annahmen, und durch flillfehmei- 
gende Schenfung von den fürftlichen Häuſern dazu überlaffen wurben. 
Mandimal war diefe Schenkung fugar fürmlich und ausdrücklich, 
wie in Württemberg dur die Berfaffungs-Urfunde von 1819, 
$. 102 und 103. In anderen Staaten, 3. B. in Zranfreich, gilt 
felbft der Grundſatz, daß alles von einem Könige erworbene Grund: 
eigenthum dem Staate gehöre. Vergl. über diefen Gegenftand 
Klüber, Deffentliches Recht des veutfchen Bundes, dte Aufl, 
©. 522, und die zahlreiche in der Note angeführte Literatur, ferner 
Malchus, Finanzwiffenichaft, Bd. I, ©. 24. 

6) So find 3. B. in Preußen die Domänen für veräufferlich erflärt, 
f. Ediet vom 17. Dec, 1808; auch in Branfreih, Württemberg, 
Baden, Kurheffen, Hildburghaufen u. f. w. können fie mit Ein- 
willigung der Ständeverfammlungen veräuffert werden. 
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Gine Bemerkung hin, daß die gefebgebende Gewalt, welche 
diefe Beftimmung traf, fle auch wieder aufheben Fann. 

Als ftaatliche Einwendung gegen ben Verkauf der Dos 
mänen wird. vorgebracht, daß ber Befig von Grund und Bo 
| ben der Regirung eine feſte Grundlage, namentlich in Noth- 
.. fällen eine fichere Hilfsquelle gebe; daß die Beziehung eines 

Theiles des Staatseinkommens aus einer anderen Quelle als 
aus dem Privatvermögen ber Unterthanen dieſes zu ſchonen er 
laube und überhanpt einen guten Eindruck made; endlich 
daß unter den Staaten mit Volfövertretung eine Regirung, 
welche einen bedeutenden Domanial - Ertrag jeden Falles zu 
beziehen habe, unabhängiger von der Ständeverfammlung 
fei, ald eine Regirung, welche alle nöthige Mittel nur durch 
‚Steuern, alfo mittelft unmittelbarer ftänbifcher Verwilligung, 
erhalte... Diefe Gründe. verdienen ‚jedoch wenige Berückfichti« 
gung. Offenbar wird diejenige Negirung, die größte Feftigfeit 
beſitzen, welche ſich auf ein möglichft wohlhabendes, beim 
Beftande des bisherigen Zuftandes betheiligtes und fomit auch zu 
Aufopferungen bereites Volk ftügt. Eine folche Stimmung und 
foiche Mittel Fönnen aber nicht vorhanden feyn unter einer 
Maſſe eigenthumslofer Pächter und Taglöhner; und ein Schein 
von väterlicher Regirung ift zu theuer erfauft durch die An⸗ 
nahme wirklich ſchädlicher Einrichtungen. Was aber die Hilfe 
in ber Roth betrifft, fo ift der auf einen bebeutenben Volks⸗ 
reichthum gegründete Credit eines Staates der ſicherfie Noth⸗ 
anker. Dieſer Credit aber wird größer ſeyn, wenn der Staat 
ſeine Schulden mit ſeinen Domänen ganz oder theilweiſe ab⸗ 
getragen hat, als wenn er zwar ſchlecht rentirende Grundſtüuͤcke 
beſitzt, aber daneben von einer hoch zu verzinſenden Schuldenlaſt 
erbrüdt wird. Und was endlich die größere Unabhängigkeit 
von ben Ständen betrifft, fo ift nicht nur Diefe in einem Staate, 
welcher einen wejentlichen Einfluß ber Vollsvertreter in Gelb. 

"Most, Polizei, II, Zweite Auflage. | 4 
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fachen verfafiungsgemäß beabfichtigt, ein fehr zweideutiges Lob; 
fondern es ift auch die Thatſache nur theilweife begründet, 
weil doch immer noch ein beträchtlicher Theil der Staats- 
bebürfniffe mit Steuern zu decken ift, und fomit den Ständen 
ber aus dem Verwillgungerechte ſtammende Einfluß immer⸗ 
hin bleibt. 


$. 112. 


‚b) Beſchränkung bed Beſitzes der todten Hand. 


Seder auf längere Dauer berechneten Gefellihaft oder 
Anftalt, welche aus eigenen Mitteln ihre Zwede beftreiten 
fol, ift Grundeigenthum die ficherfte, alfo auch die ange— 
nehmfte Gigenthumsart und Begründung. Trägt e8 in ihren 
Händen auch nicht das höchft mögliche Einfommen, jo kann 
ed boch nie feinen Werth ganz verlieren; und ale Stürme 
find leichter zu überftehen, ald wenn das Dafeyn von Geld» 
fapitalen, Renten, Abgaben und Dienftleiftungen abhängt. 
Dephalb haben folche Geſellſchaften auch von allen Zeiten 
her vor Anderem nach Grundeigenthum geftrebt, und manchen, 
namentlich religiöfen, Anftalten ift ein ſehr ausgedehnter Beſitz 
dieſer Art durch mehr oder weniger lobenswerthe Mittel ge⸗ 
lungen 2). Natürlich fuchen die auf ſolche vortheilhafte Weife 
Begüterten den Grundſatz ber Unveräußerlichfeit aufzuftellen, 


9) So gehörte 3. B. in Frankreich ein Drittheil des Landes vor 
der Revolution von 1789 der Geiſtlichkeit; in Spanien foll das 
Einkommen der Geiftlichfeit zur Zeit ihres höchften Flors 42,400,000 
Thaler betragen haben, |. Zedlitz, Europa im J. 1829, ©. 279; 

in Bortugal hatten nur die Klöfter 421 Millionen Reis jähr- 
liches Einkommen, f. Balbi, Essai statistique, Bd. I, ©. 14. 
Ueberhaupt rechnete man vor ber franzöftfchen Revolution die jähr- 
lihen Ginfünfte des Fatholifhen Clerus (hauptſächlich aus 
Grundeigentkum) auf 1800 Millionen Livres, f. Andre, Zahlen: 
ſtatiſtik, ©, 26. Ä 
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damit ‚Fein innerer oder äußerer Feind das Toftbare Gut wieder 
entreiße. 

Um ſo nachtheiliger aber für. das nach Grundeigenthum 
verlangende Volk tft folder Befig der „todten Hand”, wenn 
berfelbe fih unmäßig ausbehnt In fehr vielen Staaten bes 
flieht daher auch fchon Tängft ein: Geſetz, welches moralifchen 
Perfonen weitere Erwerbung von Grundftüden unterfagt. So 
nothwendig nun eine ſolche Beftimmung ift, bamit bad Uebel 
fich nicht noch mehr: verfchlimmere, fo wenig taugt es, bas 
ſchon vorhandene zu heilen; umd häufig wird daher ein Ein- 
‚griff in die ſchon erworbenen Rechte ber begüterten Geſell⸗ 
ſchaften, namentlich der Kirche und ihrer verfchiedenen Anftalten, 
ald ein nothwendiges Mittel zur Erreichung einer größeren 
Vertheilung des Grundeigenthumes in Anſpruch genommen 
werden wollen. Daß das Mittel den ‚nächften Zwed erfüllt, 
fann feinem Zweifel unterliegen: allein dennoch muß hier in 
doppelter Richtung mit großer Umficht verfahren werden. 

Ginmal ift wohl zu prüfen, ob nicht durch einen folchen 
Schritt dem Staate ein mächtiger Feind erwedt würde, defien 
Widerftand und Gegenangriffe großen Schaden zufügen könnten; 
und dieß vielleicht ohne alle Ausgleihung, wenn doch am 
Ende die ganze Maaßregel wieder aufgegeben werden müßte. 
Sodann aber find Die Zwecke und Eigenfchaften der mit 
einer Ausftattungs - Entziehung heimzufuchenden Anftalten- ges 

wifienhaft ind Auge zu faffen. Soll nicht manche für Die 
fittliche und geiftige Bildung des ganzen Volkes fehr wünfchens- 
werthe und nothwendige Einrichtung zu Grunde gerichtet oder 
‚wenigftend .ungünftigen Wechfelfällen Preis gegeben, fomit 
anftatt eines Uebels ein anderes gefegt werden: fo ift wohl 
zu unterfcheiden zwifchen ben in Fragen ſtehenden moralifchen 
Berfonen. Sind welche darunter, deren ganzes Dafeyn von 
feinem bedeutenden Werthe für das Volk*ft, vieleicht felbft 

A L; 
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ald Rachtheil betrachtet werben muß, (wie z. B. Klöfter, unbes 
fhäftigte Domkapitel, Kirchen ohne Gemeinde:) fo kann aller- 
bings die Einziehung ihres Grund⸗Eigenthumes nur als erlaubt 
und räthlich erfcheinen. Bei ſolchen ift- nämlich nicht nur ein Ein⸗ 
griff in die Art ihres Vermögens, fondern vielmehr eine gäuz- 
liche Aufhebung gerechtfertigt, fei e8 nun, daß fle ohne weiteres 
aufgelöst werben wollen, fei es baß man den minder harten 
aber Iangfameren Weg einfchlägt und nur bie Aufnahme neuer 
Mitglieber unterfagt, wodurch mit der Zeit die Geſellſchaft von 
felbft erlifcht. In beiden Fällen ift das herrenlos gewordene 
Grundeigenthum, befreit von darauf laftenden Dienftbarfeiten, 
auf zweckmäßige Weife zu veräuffern. Daß der Staat auf 
ben Kauffchiliing rechtlichen Anfpruch hat, unterliegt bei bem 
Mangel jedes näheren Anrechtes, keinem Zweifel Doch wird 
er wohl nicht felten zur Vermeidung übler Nachrede gerathen 
finden, den Erlös, ganz oder theilweife, zu nüglichen Cinrich« 
tungen, wo möglich von verwandter Art, zu verwenden. — 
Anders verhält es fich mit ſolchen Anftalten und Geſellſchaften, 
welche zu Erreichung bleibender, vielleicht höchfter, menfchlicher 
Zwede beſtimmt find. Diefe dürfen natürlich weder in ihrem 
Deftande, noch auch, wenn es irgend möglich ift, in ber fichern 
Grundlage defielben angegriffen werben, felbft wenn lebtere in 
anderer Beziehung ein Opfer wäre 9. In der Regel wird übrigens 
nicht einmal hier ein wirkliches Bebürfniß zu einem Cingriffe 
drängen, wenn nur fonft die gehörigen Mittel zur Vermehrung ber 
Maſſe des freien Eigenthumes mit Ernft ergriffen, namentlich die 


2) Eine ausführlide Grörterung dieſer Trage mit befonderer Anwen⸗ 
dung auf das Grundeigenthum der einzelnen Kirchenpfründen, f. bei 
Elsner, Politit der Landw., Bd. J, ©. 86 fg., und bei Bülau, 
a. a. O., S. 112 fg. Schwerli wird man aber der fchließlichen 
Entſcheidung bes Lepteren, welche fih zur Veräußerung folcher 
Güter hinneigt, Geitreten koͤnnen. 
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‚unnöthigen und ſchaͤdlichen Geſellſchaften und Anflalten aufge: 
hoben werben. Und viel Gutes kann fchon dadurch geftiftet 
werben, wenn ber Staat auf eine zweckmaͤßige Verpachtung 
des Grundeigenthumes der todten Hand hinwirkt. Nur in dem 
Falle ſcheint ohne Unrecht und ohne Nachtheil auch an nuͤtz⸗ 
liche moraliſche Perſonen ein Anſinnen geſtellt werden zu 
fönnen, wenn offenbar ihr Grundeigenthum über das für fie 
nothwendige Maaß Hinausgegangen ift, und ed fomit ohne 
eine Verlegung ihrer Sicherheit auf einen geringeren Umfang 
zurüdgeführt werden kann. Sache der gejeßgebenden Gewalt 
wird e8 feyn, im einzelnen Falle die Frage zu entfcheiben und 
den zu veräußernden Theil der Güter, fo wie die Verkaufsweiſe 
zu bezeichnen. Von felbft aber verfteht fih, daß der Werth 
des Entzogenen der Gefelfchaft zu andermeitiger nüßlicher 
Anlegung übergeben werden muß. Nicht Verminderung ihres 
Bermögend wird in ſolchem Falle beabfichtigt, fondern nur 
eine folche Anlegung beffelben, bei welcher bie große Mehr- 
zahl der Bürger beſtehen kann 9). 


113. 


c) Beräußerung der Gemeindegüter. 


Ein weiteres, oft fehr nahe liegendes, Mittel, dem Mangel 
an Grundeigenthbum abzubelfen, befteht in ber Veräuſſerung 


3) Nur aus dem Geſichtspuncte der Unmöglichkeit der Everiftenz Täßt 
fih die Einziehung der Kirchengüter rechtlich vertheibigen, nicht 
aber aus dem von der franzöfifchen verfaffunggebenden Verſamm⸗ 
lung gebrauchten — gefchichtlich ganz falfchen — Grunde, daß der 
Staat In früheren Sahrhunderten bie Gehalte der Seiftlichen in 
der Form von Domänen verwilligt habe, igt aber eine, durch bie 
Aenderung der Umftände gebotene, Umwandlung dieſer Bezahlungss 
weife vornehmen könne und dürfe, ©. Choix des rapporis, Bd. I, 
S. % fe. 
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ber Ge meinde-Güter, deren nicht felten eine bedeutende. 
Menge vorhanden iſt. Ungefähr diefelben Gründe, welche dem 
Staate den Belid von Domänen unräthlid machen, fprechen 
auch gegen &emeindegüter. Doch muß ebenfalls im Allge- 
meinen unterfchieden und im Einzelnen unterfucht werden. Ein 
in der Sache gemachter Fehler fällt wieder auf Die Gemeinde- 
Genoſſen zurüd, und ift ſchwer wieder gut zu machen. 


Als zweckmäßig erfcheint die Maaßregel vor Allem bei 
ſolchen Grundftüden , welche, obgleich an und für ſich frucht- 
bar, bei ihrer biöherigen Bewirthichaftung nur geringen Er— 
trag abwerfen. Hierher gehören namentlich die Gemeinbe- 
Weiden; zuweilen auch wohl andere Güterftüde, welche auf 
unzwedmäßige Weiſe benüst, 3. B. jährlich an andere Pächter 
verliehen, von dieſen aber audgefogen werden. Aber auch 
beffer bewirthfchaftete Gemeindeftüde, 3. B. gefchloffene und 
auf längere Termine verpachtete Höfe, werden häufig in den 
Händen von Privateigenthümern noch größeren Ertrag ab- 
werfen, und fomit den allgemeinen Wohlftand erhöhen; jeden 
Falles wird ihre Veräufferung die Maſſe des freien Eigen- 
thums vermehren. 


In anderen Fällen dagegen muß von einer Beräufferung 
abgeftanden werden, entweder weil allgemeine überwiegende 
Gründe fich entgegenfegen, oder weil die Vertheilung einen. 
noch geringeren Ertrag zur Folge haben dürfte, ald die gemein- 
ſchaftliche Benügung Zu ben Befigungen ber erftern Art 
gehören namentlich die Waldungen der Gemeinden, eben fo 
bie für Fohlenweiden nothwendigen Plätze in Gegenden mit 
wichtiger Pferdezucht. Zu biefen dagegen Felder, welche einer 
Seits fo weit von den MWohnplägen entfernt liegen, daß fie 
mit Nugen nicht unter den Pflug genommen werden können, 
anderer Seits ſich nicht zur Bildung geſchloſſener Höfe eignen, 


* 
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welche fomit, je nach den Umftänben, ald Weiden benägt oder 
zu Waldungen. angelegt werden. müflen. 

Veräußerung an bie Einzelnen ift auf Doppelte Weife moͤg⸗ 
lich, nämlich entweder burch Verkauf an die Meiftbietenden, 
oder durch unentgeltliche Ver thetlung. Beide haben. ihre 
eigenthümlichen Vorzuͤge. Che jedoch in eine Unterfuchung der⸗ 
felben eingegangen und demnach eine Regel über ihre vorzugs⸗ 
weife Anwendung aufgeftellt wird, erjcheint es paſſend, erft 
diejenigen Grundfäge aufzuführen, welche unter allen Umftän- 
den, ſowohl bei einem Berfaufe als bei einer Vertheilung, zw, 
befolgen find. Hier ift dann nun.aber. | 

erftend auffer Zweifel, daß ber Befchluß der Veräußerung. 
auf gefegliche und rechtliche Art gefaßt werben muß. 
Die zu bewerfftelligen ift Teineswegs ganz leicht und einfach, 
wenn nicht Die Gefeßgebung befondere Vorfehung trifft. Was 
nad) gemeinem Rechte zu gefchehen Habe, ift höchft beftritten ); 
und nicht Wenige verlangen in ben. meiften Fällen Zuftim- 
mung ber Berheiligten, felbft wohl jeded Einzelnen, Solche: 
Beichlußgnahmen find nun natürlich den größten Schwierigfeiten. 
unterworfen; und überdieß finden noch mancherlei rechtlich fehr. . 
zweifelhafte Fragen hinfichtlich einzelner Buncte des Verfahrens. 
ſtatt. Daher ift denn eine eigene gefegliche Beftimmung über 
die Beräufferung yon Gemeindegütern, welche einer Seitd. die 
bleibenden Intereffen der Gemeinfchaft und die wohlerworbenen: 
Nechte Einzelner wahrt, anderer Seits das Zuftandefommen. 
einer nüglichen Maaßregel erleichtert, fehr räthlich 2). Die: 
wohl auch fchon. getroffenen, . Beitimmungen, daß eine. Kleinere 


1) Dan vgl. 3. B. die Anfichten von Eichhorn, Deutfches.Pr. R., 
3te Aufl., $. 373, und Mittermaier, D. Pr. R., bte Aufl, 
$. 128—130. 

2) Eine große Menge deutfcher Particular-Gefege über biefen Gegen⸗ 
ftand, hei Mittermaier, a. a. O., $. 129, Note 7. 
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Stimmenzahl als die Hälfte einen Beräufferungsbeichluß faſſen 
fönne, oder baß jeder Einzelne die Ausſcheidung feines An⸗ 
theiles zu verlangen berechtigt feyn fol, reichen nicht aus und 
lafien Einwendungen vom rechtlichen Stanbpuncte zu. Wohl 
aber fcheinen folgende Beftimmungen allen Forderungen zu 
entfprechen: Bor Allem ift zu unterfcheiden, ob ein Gemeindegut 
bisher unmittelbar oder mittelbar von einzelnen Bürgern, oder 
ob baffelde für Rechnung ber Gemeindekaſſe benüßt wurde. — 
Im letzteren Falle ift Fein Grund vorhanden, warum nicht dies 
jenigen Gemeinde⸗- oder Staats⸗Behörden, welche nach der 
beftehenden Landedgefebgebung überhaupt zu Befchlüffen über 
Die Vermögens = Angelegenheiten der Gemeinde berechtigt find, 
auch hier jollten entfcheiden dürfen. Nur ift e8 durch bie 
bleibende Wichtigkeit der Sache gerechtfertigt, daß, wenn für 
befonderd bedeutende Beichlüffe befondere Uebermachungsmaaß- 
regeln angeordnet find, Diefe auch immer bei Beräufferungen von 
Srunbeigenthum ber Gemeinde einzutreten haben. — Waren aber 
einzelne Bürger bisher im rechtlichen Befige ber Nubung, fo 
ift wieder zu unterfcheiden zwifchen der Benützung durch be— 
ftimmte Bevorzugte und ber durch die Gefammtheit ber Bürger. 
Im erfteren Falle kann die Erwirkung einer Zuftimmung ber 
Berechtigten nicht umgangen werden ®), ba es fih von 
einem ausfchließenden Privatrechte handel. Und nur ba, 
wo nach ben befonderen Berhältnifien eine Zwangsabtre— 
tung gerechtfertigt: und bei den zuftändigen Behörden 
durchgeführt werden kann, mag auch wider den Willen ber 
. Betheiligten, aber freilich unter Entſchädigung berfelben, von - 
den Gemeindebehörden verfahren werben. Cine allgemeine 


3) Und zwar ift Hinfichtlich der Stimmenzahl zu unterfcheiden. Bilden 
die Bevorzugten eine Gemeinfhaft zum Behufe des Genuffes, fo 
entfcheidet unter ihnen Stimmenmehrheit; flieht aber der Einzelne 
für fi, fo ift auch die Zuflimmung eines Jeden erforderlich, 
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Benuͤtzung durch fämmtliche Bürger dagegen iſt mit Recht 
unter ben Geſichtspunct einer Gemeindeanftalt zu ftellen, und 
die Befugnig zu einer Veränderung in berfelben muß fomtt 
denjenigen Behörden zuftehen, welche im Allgemeinen zur Ord⸗ 
nung und Abänderung der Gemeinde - Einrichtungen gefeblich 
zuftändig find. Die Benügenden, als folche, haben alfo Feine 
Stimme anzufprechen; allein möglicherweife allerdings fchreibt 
bie Gefeggebung zur Vornahme bedeutender und bleibender 
Einrichtung die Mitwirfung von Gemeindevertretern oder von 
einer allgemeinen Bürgerverfammfung vor. Diefe hätten bann 
natürlich, und zwar in ben gewöhnlichen Formen und nad 
ben allgemeinen Vorſchriften über gültige Beſchlußnahme, flatt 
zu finden ®), 

Ein zweiter Grundfag iſt, daß unter allen Umftänden 
und. bei jeder Art ber Beräufferung das Abzugebende als 
freies Eigenthum und ohne Grundlaften an ben neuen 
Befiger übergeben werden muß. Nur bei freiem Cigenihume 
fönnen alle nüplichen Folgen eier Bermehrung des Grund⸗ 
befiges erwartet werden; und höchft folgewidrig wäre es, hier 
Laften neu zu Schaffen, Die in allen anderen Fällen als ſchädlich 
erflärt und mit Mühe und Kapitalaufwand abgelöst werden. — 
Allerdings ift richtig, daß bei einer folchen völligen Veräuſſe— 
rung die Grundftüde fpäter nicht noch einmal von der Gemeinde 
nach ihren: Belieben vergeben werden können; und daß alſo 
einer etwaigen Fünftigen Armuth nicht mittelft Diefer Hilfs⸗ 
quelle abgeholfen werden kann. Allein dieſe Rückſicht wäre 
hier eine falſche. Es handelt ſich bei einer Veräuſſerung der 
Gemeindeguͤter nicht von einer Maaßregel der Armenpolizei; 
ſondern es ſoll der Mangel an freiem Grundeigenthume fuͤr 


4) Ueber dieſe vielbeſtrittene Materie, ſ. Mittermaier, a. a. O. 
und die daſelbſt angeführte reiche Literatur. 
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Reiche und Arme befriedigt werden. Diefer Zweck wirb durch 
bie Veräufferung erreicht, und zwar für. alle Zeiten. Wie bie 
Gemeinde ist oder Fünftig ihre Armen unterftützen will, ift 
eine ganz andere Frage; und ed kann vernünftigermeife gegen 
eine ihren nächſten Zweck erfüllende Vorkehrung nicht anges 
führt werden, daß fie nicht auch einen ganz verfchiedenen 
Zwed erfülle. Uebrigens mag immerhin, in Vorausſicht eines 
fünftigen Bebürfniffes, ein Theil der Gemeindeländereien von - 
der Veräufferung ausgenommen und für die Armenpflege zus 
rüdgehalten werden. 

Drittens endlich muß die Veräufferung auf zweckmäßige 
Weiſe gefchehen. — Bor Allem muß alfo die Größe der einzelnen 
zu veräufjernden Stüde nad) dem gerade vorliegenden Bebürf- 
niffe und nach der Beichaffenheit des Gutes beftimmt werben. 
Keineswegs ift eine Zerfchlagung in möglichft viele,. und fomit 
Heine, Stüde das allein Wünfchenswerthe und Erlaubte. 
Immerhin mag Diefes gefchehen, wenn ed den Bürgern haupt- 
fächlich an erwerbbaren Heinen Grundftüden zu. Gärten oder 
zum Bau neben einem Gewerbe fehlt. Allein in anderen Fällen 
wird die Bildung gefchlofiener Güter, namentlich auf ent- 
fernten Auſſenfeldern, weit erfprieslicher feygn. — Sodann 
verſteht fich von felbft, daß bei dem Bertheilungs - Plane auf 
die Gewinnung, ober. vielmehr Zurücbehaltung, der nöthigen 
Weege, Spaziergänge und öffentlichen Plätze verfchiebener Art 
(zu Märkten, Holgmagazinen u. dgl.) Bedacht zu nehmen iſt; 
ebenfo für die Anlegung der Feldweege nach richtigen Grund⸗ 
fügen. Oft mag felbft die Veräufierung eined Gemeindegutes 
. zur Grleichterung einer Feldergufammenlegung benügt werden. 

Endlich find ſolche Stellen, ‚deren Umbruch Nachtheile zur 
Folge haben würde, entweder gar nicht zu veräuffern, oder nur 
unter der Bedingung, fie blos zum Graswuchſe zu benügen. 
Hierher gehören aber häufig überfluthete Uferftreden ober 
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Reife Abhänge, deren Erde in die Tiefe geſchwemmt werden 
wuͤrde. 

Unter Feſthaltung bieſer allgemeinen Sätze läßt ſich nun 
unterſuchen, welche von den beiden möglichen Veräuſſerungs⸗ 
arten die an ſich oder unter gegebenen Umftänden vorzus 
ziehende iſt. 

Für den Verkauf eines Gemeindegutes an den Meift- 
bietenden fprechen nicht unbedeutende Rüdfichten. Bei Anwen 
bung beflelben wird der Beitand des Gemeindevermögens, 

(eſſen Grhaltung immerhin ein fehr wichtiger Zweck ift,) nicht 
verändert; ed wird. alfo nicht dem itigen Bebürfniffe das. 
fünftige Wohl zum Opfer gebradht.. Sodann giebt ed Fälle, 
in welchen nur ein Berfauf bedeutende rechtliche oder thatfächliche 
Schwierigfeiten vermeiden läßt. So 3. B. wenn die Gemeinde 
das Gut verpfändet hat und die Sicherheit der Gläubiger 
nicht auf andere Weiſe zu decken weiß; oder wenn es räthlich 
erſcheint, das zu Veräufſernde nur als geſchloſſenes Gut 
abzugeben; endlich wenn bei einer Vertheilung unter alle Buͤrger 
die Stücke ſo klein wuͤrden, daß ſie von Einzelnen nicht mehr 
mit Nutzen bebaut werden könnten. Die Veräuſſerung durch 
Verkauf empfiehlt ſich ferner durch die Einfachheit des Geſchäftes. 
Sobald die, nad) den beſtehenden Geſetzen zuſtändigen, Behör⸗ 
den den Entſchluß gefaßt und die etwa Betheiligten die Zu— 
ſtimmung gegeben haben, iſt auſſer der Aufſtellung paſſender 
Verkaufsbebingungen und der Vornahme der Verkaufshand⸗ 
lung nichts Weiteres zu beforgen. . Allerdings wird bei einem 
Berfaufe der Geſammtheit ber Bürger Fein Geldvortheil uns 
mittelbar zugewendet; allein theild gewinnen Alle bei einem 
guten Stande der Gemeindefafle, theils ift überhaupt, wie 
bereitö bemerft, ber Zwed ber ganzen Maaßregel zunächit 
nicht, den Bürgern eine Unterftüßung zu geben, fondern viel- 
mehr ber, Die Maffe des freien Grundeigenthumes zu vermehren, 
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Daß der Erlös auf einträgliche und fichere Weiſe in den Ges 
meindenußen zu verwenden ift, bedarf fo wenig erft einer 
Bemerkung, als daß die Geftattung billiger Zahlungöbebin- 
gungen jowohl den Käufern als der Gemeindefaffe von Nutzen 
feyn wird, 

Eine unentgeltlihe Bertheilung von Gemeindes 
Ländereien hat natürlich vor Allem ben VBortheil, den einzelnen 
Bürgern eine Bermögensverbefferung zu verfchaffen, namentlich 
aber auch den Aermeren Antheil an dem vermehrten freien 
Eigenthume zu gewähren. Sodann erfcheint fie als billig, 
wenn bisher das in Frage ftehende Gut von Allen benuͤtzt 
werben durfte. Endlich wird fie nicht felten das einzige Mittel 
feyn, die rechtlich nothmwendigen Zuftimmungen von Behörden 
oder Einzelnen zu erhalten. — Nicht eben leicht wirb aber 
häufig die Ausführung feyn. Noch am eheften ift eine gerechte 
and von Allen gebilligte Feftftelung des Maaßftabes ber 
Vertheilung zu bewerkſtelligen. Es muß nämlich unterfchteden 
werben. Gleich an Werth find die Theile aller Bürger zu machen, 
wenn bie vertheilte Strede bisher gar nicht, ober nur mittel= 
bar (3. B. durch Selbftverwaltung des Gemeinderathes ober 
durch Verleihung an einen Pächter), oder endlich ebenfalls 
ganz gleih von den Bürgern benutzt ward oder wenigſtens 
. werden durfte. War dagegen das Recht zur Benugung bis⸗ 
ber ſchon ungleich, fo iſt (ed müßte denn Entfchädigung flatt= 
finden) auch die Vertheilung ungleich vorzunehmen, und zwar 
im Berhältniffe des bisherigen Benugungsrechtes, welches 
fih aus dem Gewohnheitsrechte, den Lagerbüchern, gericht« 
lichen Urtheilen u. f. f. ergiebt 9. Schwieriger ift die Zu= 


— — — — —— 


5) Sehr überflüffig iſt der Scharffinn, der häuſitg angewendet worden 
iſt, um einen Vertheilungs-Maaßſtab aus ganz fremdartigen Ver⸗ 
haͤltniſſen, z. B. dem Viehſtande, der Menge des Winterfutters, 
dem Beitrage zu den Gemeindelaſten u. ſ. w., herauszurechnen; 
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theilung des befonberen Stüdesd an jeden Einzefnen, 
Folgendes find aber, die leitenden Grundſätze. Bor Allem ift 
dafür zu forgen, daß Jedem fein Antheil an Einem Stüde 
angewiefen werde, Der leichteren und beſſeren Benübung we⸗ 
. gen. Ungleichheiten in der Bodengüte find durch verhältniß- 
mäßige Größe der Stüde auszugleichen Sobann ift durch 
eine völlig unpartheiifche Zumeifung, namentlich. durch Loos, 
Mifvergnügen und Gtreitigfeiten vorzubeugen. Die obrig⸗ 
feitliche Zeitung etwa gewünfchter Austauſche wird zu weiterer 
- Beruhigung beitragen. Endlich tft, wo die bisherige Benügung 
es fordert, duch die geeigneten Mittel e) für eine Erleichte— 
rung bed Ueberganges von ber Weidewirthſchaft zur Stall- 
fütterung Sorge zu tragen. — Die VBertheilung ift übrigens 
lediglich Brivatfache der Bethetligten; Doch ift in Ländern, in 
welchen noch viele Gemeindegüter beftehen, bie. Beftellung 
eigener mit der Ordnung folcher Gefchäfte beauftragter Beam- 
ter zur Entfernung ber thatfächlichen und rechtlichen Schwierig. 
feiten und zur Vermeidung von Streitigfeiten nützlich. Sie 
mögen aufferdem noch bei den Ablöfungen der Grundabgaben 
verwendet werden”. 


(f. bei Rau, Bolfswirtäfgeftspsiitit, ©. 137 fg. die verſchiedenen 
Annahmen und ihre Oegengründe.) Alles diefes wird mit der ein- 
fachen Bemerkung niedergefchlagen, daß es fich Lediglich um das 
Recht an ein beflimmtes. bisher gemeinfchaftliches Gut, nicht aber 
um den wünfchenswerthen Gebrauch diefes Rechtes Handelt, Theilt 
eine Handelsgefellfchaft, ſo fragt es fih nur nach den Einlagen 
ber Theilniehmer, nicht nach der Zahl ihrer Kinder, ihrem ſon⸗ 
fligen Vermögen n. |. f. Warum hier einen ſolchen Luxus von ver- 
kehrtem Scharffinne? 

6) ©, diefelben unten, $. 149. 

7) Die ‚wichtigften Schriften über diefen viel (nicht aber immer. Kar) 
befprochenen Gegenftand find folgende: Sartorius, De justa in 
distrib. bonis communibus inter singulos servanda proporlione, 
Wirceb., 1791: Gavard, Betracht, über das gerechte Verhältniß 
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$. 114. 


d) Beihräntung der Majorate und Zideicommiffe. 


Gar nicht felten ift die Anhäufung großer Gütermaſſen in 
den Händen Ginzelner, bewerfftelligt durch Familiengeſetze ober 
durch Gewohnheiten, welche nicht nur Die Veräußerung irgend 
eined einmal erworbenen Stüded an Fremde, fondern auch 
bie Bertheilung des Vorhandenen unter. die einzelnen Fami⸗ 


lienglieder zu Gunften des Familienhauptes unterfagen. Theil 


finden fich folche Einrichtungen beim Adel, theild bei ben 
großen Hofbauern. In ſolchen Fällen ift allerdings ber 
jemalige Nubnießer im Befibe großer Mittel, zuweilen ſogar 
eined übermäßigen Reichthumes. Und natürlich treten auch 
bie. ftaatlihen und wirthſchaftlichen Bortheile des großen 
Grundeigenthumes "in die Erſcheinung. Allein die Einrichtung 
hat auch entfchieden fchlechte Folgen, und zwar gleichmäßig 
für die Gefammtheit, für die Mitglieder der betreffenden Fami- 
lien, endlich felbft für die Nußnießer. — In erfterer Beziehung 
kann die Gebundenheit der Güter, wenn fie irgend verbreitet 
in einer Gegend ift, die Haupturfache des Mangeld an frei 
erwerbbarem Grundeigenthume ſeyn; zu gleicher Zeit aber 
auch eine fchlechtere Bebauung ber allzugroßen Beſitzungen, 





bei Zertheilung der Gemeinheitsgüter. Frankfurt, 1793; Meyer, 
Weber die Gemeinheitstheilung. III, Celle, 1801—5, 4; Gön- 
ner, Ueber Eultur und Vertheilung ber Gemeinde-Weiden, Landsh., 
1803, Jacobi, Beichäftigung mit Gemeinheitstheilung. Hannov., 
1803; Niemeyer, Anleitung zum Verfahren in Gemeindethei— 
lungsſachen. Hannover, 1800; Burger und Schachermaier, 
Preisſchriften über Zertheilung der Gemeindeweiden. Peſth, 1818; 
Klebe, Grundſätze der Gemeinheitstheilung. Berlin, 1821, 4; 
Kraufe, Ueber Gemeinheitstheilung und landwirth. Abfchäpungen, 
1ftes Heft. Gotha, 1832, 
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damit aber einen beträchtlichen Ausfall im Bolfeseinfommen 
zur Folge haben. — In der zweiten Hinficht fällt die große Unbillig- 
keit gegen die Nachgeborenen Der betreffenden Familien in bie Au⸗ 
‚ gen. Sie werden mit geringem Kapitale oder mit, ebenfalls unbe- 
deutender, Rente aus dem Gute abgefunden. Richt in allen 
Verhältniſſen aber fönnen fie durch Eintreten in nützliche Be- 
fhäftigungen ihre Lage erleichtern. Billigung der Gitte und 
ausgebehnte Gewerbethätigfeit fehlen vielleicht für die vor- 
nehmeren Stände, und dann fallen fie dem Staate ald eine 
nublofe Bürde zur Lafl. Im Bauernftande aber müflen die 
jüngeren (bei Minoraten bie älteren) Brüder als Knechte oder 
Taglöhner dienen. — Für bie Majoratsherrn felbft endlich er- 
ſcheint als Uebel bie Ereditlofigfeit, unter welcher fie, vielleicht 
bei großem Grundbeftge, leiden, weil die Güter nicht ale 
genügendes Pfand betrachtet werden können. Mancher der- 
felben würde erft dann ein reicher und für fein Land nüß- 
licher Mann werben, wenn er einen Theil feiner Güter ver- 
äuffern, ben Erlös aber als Betriebsfapital auf den Reft 
verwenden Fönnte 1). | | 

Unter dieſen Umftänden würde ed allerdings’ von Ein— 
feitigfeit zeugen, wenn unbedingt bie Verwandlung aller Fidei- 
commiſſe u. f. w. in freiveräufierliches, unter. alle Erben 
theilbares Cigenthum verlangt werden wollte. Nur wenn die 
Nachtheile überwiegen, können die Wortheile der Ginrihtung 
zum Opfer gebracht werben. Diefer Fall wird aber eintreten, 
theild wenn Majorate und Fideicommiffe - in ſolcher Ausdeh— 
nung eingeführt find, daß fie eine hauptfächliche Urfache bes 
Mangels an freiem Eigenthume bilden, und fomit auch die 
Benuͤtzung ber übrigen Mittel, (Verkauf der Domänen, ber 





1) Eine Abwägung der Gründe für und gegen Stammgüter (doch mit 
fihtbarer Neigung zu erfteren), f, bei Sparte, Lebensfragen im 
Staate, Bo. J, ©. 128 fe. | 
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Geme inde⸗Guͤter u. f. w.) dem Uebel nicht abhelfen könnte; 
theil8 wenn im Vortheile der Befiger felbft, jo wie folgeweife 
des Volfeövermögend, eine Beräußerungserlaubniß zu wün⸗ 
ſchen ſteht. 

Hinſichtlich des zur Auflöſung der Gebundenheit führen⸗ 
den Verfahrens erſcheint ein gewaltſames und ſchnelles Ein⸗ 
ſchreiten weder gerechtfertigt zu ſeyn, noch möchte es zum 
Ziele führen. Vielmehr empfehlen ſich folgende zwei Maaß⸗ 
regeln. Vorerſt ift natürlich die Bildung neuer Majorate und 
Fideicommiffe zu unterfagen. Sodann aber Tann die Unver- 
äuflerlichfeit unbedingt und alsbald, die ausfchließende Ver⸗ 
erbung auf Einen Kopf aber wenigftens in ber Art aufgehoben 
werden, daß ed nach Ablauf einer Generation vom Tage des 
Geſetzes an in den Willen des jemaligen Befigers geftellt 
wird, ob er durch PVertheilung unter feine Erben von der 
bisherigen Negel abgehen: will. Das einmal vertheilte Gut 
würde in allen feinen Stüden für immer freied Eigenthum, 
wobei gegen allzugroße Zerfplitterung, ſomit Verfallen in das 
entgegengefeßte. Webel, leicht Durch die Beftimmung eines, je 
nach den befonderen Umſtänden zu bemeffenden, Minimums 
jedes Stüdes Vorſehung getroffen werden könnte. Einer Ber: 
ſchwendung bed DVerfauföpreifes durch den Inhaber wäre in 
der erften, fomit noch zu dem Genuß des Ganzen geborenen, 
Generation dadurch zu begegnen, baß diefe Summe entweber 
zu Verbefierungen auf das Gut nachweisbar verwendet oder 
unter pupillarifcher Mufficht den nächtten Erben erhalten werden 
müßte 2). — Ohne baß bei foldher Gefeggebung eine Zer- 
trümmerung aller großen Güter zu erwarten ftünde, würde 


Doch vorausfichtlich in Furzer Zeit die Einen die Roth, Andere. - 


die väterliche Xiebe bewegen, von dem neuen Rechte Gebrauch 





2) Vgl. über den letztern Bunst Bülan, Der Staat und der Landbau, 
©. 121 fg. 
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au machen; dadurch aber nach und nach und zu angemeflenen 
Breifen, ſomit ohne Jemands Verluſt und ohne unvorbereitete 
Umwälzung aller wirthichaftlichen Berhältniffe, der Umfang 
. des frei erwerbbaren Grundeigenthums fich vermehren 9. 
Das Recht des Staates zu einer ſolchen Aendernng ber 
Geſetzgebung iſt unzweifelhaft. Die ganze Einrichtung der 
Majorate iſt rein poſitiver Natur und mag ſomit auch von 





3) Allerdings bleibt immer noch die Möglichkeit, daß fich auch ohne 
rechtlichen Zwang große Güter unvertheilt bei einer Bamilie ers 
halten fünnen durch bloße Gewohnheit oder durch freiwillige Heber- 
- einfunft der Betheiligten. Und wenn diefes in einem Lande häufig 
geſchieht, jv mag auch daraus Mangel an erwerbbarem Grunds 
eigenthume entftehen. Dennoch feheint es nicht räthlich, das Ein⸗ 
greifen der Gefeßgebung bis zu einer directen unmittelbaren Ber 
fampfung ſolcher thatfächlichen Zuftände auszubehnen. Cinmal wird 
nur felten eine freiwillig beſchloſſene Unveränßerlichkeit lange 
aufrecht erhalten, ſomit aber das Bedürfniß früher oder fpäter von 
felbft befriedigt werden. Zweitens aber find die beiden einzigen 
gegen einen fulchen Zufland „denkbaren directen Mittel, nämlich 
die Bertheilung der Güter unter verfchiedene Stände verbunden mit 
dem Verbote der Erwerbung für Ungenofien, und bie Feſtſetzung 
eines höchften Maaßes des dem Einzelnen erlaubten Grundbeſitzes, 
nicht zu billigen. Beide find gegen die anerfannteften Grundfäße des 
Rechtsſtaates, welcher Aufhebung der Standesunterfchiede und in- 
dividuelle Unbefchränftheit der Bermögenserwerbung verlangt. Ueber⸗ 
dieß hätte die Cintheilung ber Güter in Kategurieen in manchen 
Fällen eine Werthverminderung derfelben und eine Unmöglichkeit 
nüglicher Abrundung zur Folge; die Aufrechthaltung eines Mari- 
mums aber wäre in manchen Fällen, 3.8. bei Erbfchaften, Heirath- 
gütern u. ſ. w., nur mit großen Schwierigfeiten und Berluften 
burchführbar. Wenn es je einer Staatsthätigfeit zur Befeitigung 
des in Frage ftehenden Zuftandes bedarf, ſo erfcheint es am ein 
fachſten, im Erbrechte dahin zu wirken, daß ohne beftimmte ob⸗ 
jective Gründe und ohne Einhaltung vorgefchriebener Formen von 
der gleichen Theilung der Berlaffenfchaften nicht abgewichen werben 
fann. Dann werden allzugroße Anhäufungen von Grundeigenthum 
in Einer Hand nur ſehr ſelten vorkommen und noch ſeltener ſich 
erhalten. 


Mohl, Polizei. II. | Zweite Auflage. 5 


Geſetzgeber um fo mehr wieder aufgehoben und abgeändert 
werben, als eine folde Maaßregel nicht nur Fein natürliches 
Recht kränkt, fondern im @egentheile den vernunftgemäßen 
Zuftand wieder herftelt. Und nicht einmal ein begrünbeter 
Anſpruch auf Entichädigung fteht irgend Semanden zu. Bon 
einem folchen Tönnte überall nur zu Gimften folcher Seiten- 
zweige ber betreffenden Familien die Rebe ſeyn, welche durch 
bad Fideicommisverhältnig früher von ber Iheilnahme an 
Erbſchaften ausgefchloffen waren, dagegen auf Den Fall des 
Ausfterbens der Erftgeborenen ein Recht auf bas unveräußer- 
liche Gut hatten. Allein da ihr natürliches Erbrecht ihnen 
bleibt, und nur die DBeränderung eintritt, daß fie ist 
mehrere Beſitzer kleinerer Stüde eventuell beerben können, 
während früher das Ganze in Eine (dafür aber um fo feltener 
eintretende) Erbfchaft fiel: fo find fle in Feiner Weiſe verlebt. 
Die, allerdings zuzugebende, Möglichkeit einer igt eintretenden 
Verſchwendungsſucht eines biefer Erblafier wird volftändig _ 
ansgeglichen durch die anderer Seits igt gefchaffene Möglichkeit 
einer befferen Wirthſchaft und ſomit größeren Verlaſſenſchaft 
derſelben 9. 


8. 115. 


e) Aufhebuns des Lehenverbandes. 


Laͤngſt iſt die Zeit verfloſſen, in welcher das Lehensver⸗ 
hältniß Sinn und Zweck hatte; itzt find nur noch deſſen Uns 


4) Der von Bülau, a, a. O., gemachte Borfchlag, daß den Befigern 
früher gebundener Güter nur Veräußerung unter Lebenden, nicht 
aber auch teflamentarifche Verfügung zum Nachiheile einer Seiten- _ 
linie zuftehen folk, ift zwar fcharffinnig, allein von Feiner practis 
fhen Bedeutung, da diefe Befimmung fo ſehr leicht umgangen 
werben Fünnte, 
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bequemlichfeiten und Laften vorhanden. Keine der Fleinften 
unter benfelben ift die Unveräufferlichkeit fo vieler Grundſtücke. 
Wenn daher in einem Staate Mittel zur Vermehrung des 
freien Grundeigenthumes ergriffen werden müffen, fo ift auch 
unzweifelhaft, und vielleicht felbft noch vor anderen Anftalten, 
die Auflöfung des Lehensverbandes zu bewerfftelligen, natürlich 
unter Berüdfichtigung der allgemeinen Grunpſätze über bie 
. wünfchenswerthe Größe der Güter. Uebrigens hat die Sache 
allerdings ihre eigenthümlichen Schwierigkeiten, ba ſowohl ber 
Obereigenthümer, als dritte Berechtigte mit Verluften bedroht wer⸗ 
ben. Jener verliert nämlich durch eine Allobification ſowohl 
Sinfünfte und Anfprüche auf Dienfte, als die Möglichkeit‘ 
das eröffnete Lehen zu erwerben; diefen Dagegen wird ihre 
Anwartfchaft auf das Lehen durch Verwandlung in freisver- 
äufferliches Eigenthum entzogen. Somit muß mit ber Auf- 
hebung des Lehensverbandes zu gleicher Zeit der Anfpruch 
ber Berechtigten auf volle Entichädigung anerkannt und eine 
Vorfchrift zu deren Verwirklichung gegeben werden. Letzteres 
ift nun nicht in jeder. Beziehung ganz leicht. — Was nämlich 


1) die burch eine Allobification verloren gehenden Rechte 
bes Obereigenthümers, und zwar 


a) feine Anfprüche auf Dienftleiftungen und Ein- 
fünfte betrifft, fo find zwar erftere, wenigftens in fo 
ferne fie Ritterdienfte find, von gar feiner Bedeutung, 
und mögen immerhin aufgehoben werden; defto wichtis 
"ger aber finb nicht felten die zweiten. Sie zerfallen in 
fländige und unftändige Leiftungen bes Bafallen, und 
ihre unentgeltliche Aufgebung kann bem Berechtigten in 
feiner Weife zugemuthet werden. Entweder find fie das 
her in ihrem vollen Werthe abzulöfen, ober müſſen fie 
als Grundlaſt auf dad neugefchaffene Allod übergetra= 

| 5“ 
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gen werben, wo fie dann ebenfalls den allgemeinen Be- 
flimmungen über Ablöfung unterliegen "). 

b) Schwieriger ift die Auffindung einer gerechten Enföi- 
digung für dad Recht, dad nutzbare Eigenthum bes burch 
Ausfterben der Vafallenfamilie, durch Felome u. |. w. 
eröffneten Lehens unentgeldlich wieber mit dem Ober⸗ 
eigenthume zu vereinigen. Bei ber gänzlichen Unge— 
wißheit, ob und wann ber Fall eintreten wird, ift ber 
Schaden für den Oberheren fchwer zu berechnen. Doch. 
läßt fich auch dieſes Hindernig überwinden. Iſt ber 
Staat Obereigenthümer, fo mag ihm die Zumuthung 
allerdings gemacht werben, auch ohne Gnigelb feine 
Rechte in diefer Beziehung aufzugeben. Der Berluft ift 
höchft ungewiß und, in der Regel wenigftens, auch höchft 
unbedeutend ; ber Gewinn aus ber Allodification aber 
nicht nur im Allgemeinen für dad Volkswohl, fondern 
auch für die Regirung, wegen Erhöhung der Steuer- 
pflicht, fühlbar 2). Diefe Gründe greifen aber freilich 
nicht Blag bei Brivaten. Für folche Obereigenthümer 
ift alfo eine gerechte Entſchädigungsweiſe aufzufinden. 
Diefe dürfte aber dahin beftimmt werben, daß durch 
genaue, fowohl der Zeit ald dem Ilmfange nach hinrei- 
hend ausgedehnte, Unterfuchungen ein für allemal auf- 
gefunden wird, wie oft im Durchfchnitte ein’ Lehen an 
ben Obereigenthümer zurüdfält. In jedem einzelnen 
Tale wird jodann einfach der gerichtlich ermittelte Geld⸗ 
werth des zu allodificirenden Lehens mit diefer Jahres⸗ 


1) ©. hierüber unten, $. 134, 

2) Eine folche unentgelvliche Aufhebung des dem Staate zuflehenden 
Obereigenthumsrechtes bei Bauerlehen ift 3. B. in Württemberg 
duch das Edict II, vom 19. Nov. 1817 ausgefprochen, |. mein 
Staatsrecht von W., 2, Aufl., Bd. U, ©. 524 fg. 


.. 
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Durchſchnittszahl getheilt, und das für das einzelne 
Jahr gefundene Facit im 16fachen Betrage zu Kapital 
erhoben. Letteres muß denn ald Entfchädigung gegeben 
und genommen werden 9). 

2) Auf ähnliche Weife find denn auch wohl die Entfchädi- 
gungs-Anſprüche der Agnaten und ber Mit- ober Even- 
tual=Belehnten zu beftimmen. Schadet diefen auch die blofe 
einfache Allodification nichts, da Die Aufhebung ber Rechte 
des Lehensheren die der Lehenfolger zunächft nicht verändert, 
fo find fie deſto mehr bei ber Verwandlung des Lehengutes in 
freisveräußerliched Eigenthum betheiligt, indem ihnen hierdurch 
die eventuellen Succeflionsrechte entzogen werden *). Hierfür 
find -fie zu entfchädigen, wenn fie ſich nicht freiwillig ihrer 


——_ . 


3) Würde 3. B. eine auf 300 Jahre zurüdgeführte Unterfuchung der 
Schickſale von 500 Lehengütern zeigen, daß im Durchfchnitte jedes 
Lehen nad) 400 Jahren eröffnet wird und vom Obereigenthümer 
eingezogen werben fann: fo würbe ein zu 30,000 fl. angefchlagenes 
Lehngut für die Allodification zu entrichten Haben: 3000... + 16 = 
1200 fl. (Der ſechzehnfache Betrag der Jahresrente wird, da es 
fih von Grundſtücken handelt, welche felten über 4 Procent rein 
eintragen, hinreichend feyn.) — Sollten diefe Grundfäge die rich- 
tigen feyn, ſo erſcheinen Anſätze von 1, oder !, bes Gutswerthes, 
wie fie 3. B. das bairifche Edict vom 6. Juni 1815, Novelle 
zum b. Landr., S. 500 fg., anorbnet, als fehr Huch, auch wenn, - 
wie allerdings der Fall if, in diefer Summe bie Ablöfung der 
Zaudemien, Belehnungsgebühren u. f. w. einbegriffen find, 

4) Hier iſt nicht etwa ein Widerſpruch mit dem oben, ©. 66, aufs: 

geſtellten Grundfage, daß bei Aufhebung von Fideicommiffen bie 

Seitenverwandten nicht entfchädigt zu werben brauchen. Diefen 
wurde ein Anfpruch nicht zugeftanden, weil ihr Erbrecht das naͤm⸗ 

liche bleibt. Anderes ift dieß bei der Aufhebung der Lehensfuccefiton, 
Das ist an deren Stelle tretende Erbrecht ſteht möglicherweife ganz 
anderen Perfonen zu, als den Lehens-Anwärtern, und geht nad 
ganz anderen Grundfägen, als die Lehenfucceffjon. Hier tritt Rechts⸗ 
veränderung ein, alfo auch Anfprudy auf Entſchädigung. 
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Anfprüche begeben wollen, (worauf natürlich nicht viel zu rechnen 
ift.) Die Art der Berechnung der Entfhäbigungsfumme muß 
‚der für die Abfaufung des Obereigenthumes anzuftellenden 
ganz gleich fenn, nur daß bier natürlich die Frage zu unter- 
fuchen ift, wie oft im Durchfchnitte ein Lehen an Seiten -Bi- 
nien oder an Eventual- und Mitbelehnte fällt. Das auf dieſe 
Meife gefundene Abloͤſungs⸗ Kapital wäre mit fideicommmiſſa⸗ 
riſcher Eigenſchaft zu belegen, und immer ſtände dem zur Even⸗ 
tual⸗Succeſſion am nächſten Berechtigten der Genuß zu. 

Zwang zur Ablöfung biefer verfchiedenen Befchränfungen 
des Lehensverhältniffes wird nur für den Berechtigten, nicht auch 
für den Pflichtigen audgefprochen werden müflen. Theils ift 
für ihn eine Nöthigung zur Befreiung feines Grunbeigen- 
thums ganz überflüffig, ba fein eigener Vortheil ihn Dazu 
treibt ; theild aber wäre fie unrechtli, da ihm, dem Lehens- 
träger, zunächft eine gefebliche Wohlthat zugefügt werden foll, 
Diefe aber nicht aufgedrungen werden darf; theild endlich nicht 
felten unmöglich, da die Aufbringung des Entſchädigungs— 
Kapitales nicht zu jeder Zeit und jedem Veſtber gelingen 
würde 5). | 


5) Für die Aufhebung des Lehenverhältniffes erflären fich unter An: 
bern: 8. L. v. H., Ueber das Bereinzeln ber Güter in Pachtungen 
und als Erbzins-Gut. Lpz., 1799; (Wedherlin) Ueber bie 
Aufhebung des Falllehensverbandes, Stuttgart, 1818; Derf,, 
Ueber die willfürl. Sertrennung der Bauerngüter in Württemberg. 
Stuttg., 1818. Mit vieler Heftigfeit aber Dagegen: (Waldbot— 
Baßenheim,) Das Grundeigenthum des Adels in Schwaben, 
und die Marime der Umwälzung. Teutfchl., 1818. 


Dritte Abtheilung 
"Begünftigung der Erwerbung von Kapital. 


— — 


Weber Betriebſamkeit, noch auch nur geſichertes Leben iſt denf- 
bar ohne Beſitz irgend eines Kapitales, b. h. eines größeren 
ober kleineren Vorrathes von beweglichen Vermögen, welches 
‚nicht zur augenblidlichen Verzehrung beftimmt iſt; alfo namentlich 
eines Borratheövon Verwandlungsftoffen, Hilfäftoffen, Gebäuden 
und Geräthfchaften, von Unterhaltungsmitteln für die Arbeiter, 
MWaarenoorräthen oder Geld. Das Kapital hat nämlich einen 
doppelten Nugen. Einmal dient e8 zur Förderung der Güter: 
erzeugung. Ohne Kapital würben Naturfräfte und menſch⸗ 
liche Arbeit nur gar Geringes zu Teiften im Stande feyn. Se 
größer das Kapital Dagegen bei dem Einzelnen ober. bei bem - 
ganzen Volke ift, deſto Teichter ift es, nicht nur viele und In 
ſich vollendete Güter zu liefern, fondern auch etwaige Mit- 
. werber zu befiegen, Theil nämlich fann ein ausgebehnter 
Betrieb ftatt finden; theild mögen Vorrichtungen getroffen 
werden, welche zwar in ber erften Anlage Eoftfpielig find, 
allein auch verhältnigmäßig günftige technifche oder wirth- 
ſchaftliche Ergebniffe liefern; theild endlich ift die rechtzeitige 
‚ Anfhaffung von Vorräthen möglich. Ziveitens aber darf nicht 
aus ben Augen gelaffen werden, daß. nur bie In günftiger 
Zeit gefchehene Anfammlung eines Kapitales ſowohl den Ein- _ 
zelnen ald das ganze Volk über bie, höchft wahrfcheinlich frü- 
her oder fpäter eintretenden, Fälle von Ungluͤck und Minder- 
erwerb ohne allzufühlbare Noch mwegbringen Tann, indem bie 
Aufzehrung. eines Theiles des Vorrathes bie Beftreitung 
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größerer Ausgaben geftattet, als die im Augenblide zu be- 
fchaffende laufende Einnahme erlauben würde. Allerdings 
wird in ſolchem Kalle ber Verbrauchende ärmer; allein eine 
fparfame und fleißige Benuͤtzung ber nächſten befferen Zeit 
fann den Ausfall wieder erfegen t). | 

Das Vorhandenfeyn eined möglichtt großen und zu den 
vorliegenden Zwecken erforderlichen Kapitales ift fomit für 
jedes Volk von höchfter Bedeutung. Zur Herftellung eines 
völlig wünfchenswerthen Zuſtandes ift aber dreierlei nothwen⸗ 
dig. Einmal muß überhaupt ein bedeutendes Kapital, vorhans 
ben feyn. Zweitens ift erforderlich, daß bafielbe in der noth⸗ 
wendigen Größe und an wünfchenswerther Stelle vereinigt 
ſei. Drittens fol der Ginzelne das für ihn im befonderen 
Falle erforderliche Kapital Leicht erlangen Finnen. Mit 
anderen Worten, ed Darf weder an fich, noch beziehungsweife, 
noch perjünlih an Kapital fehlen 2). 

‚ 3m Allgemeinen iſt nun allerdings die Sorge für das 
nöthige Kapital Sache der Einzelnen, welche fi) nad ihren 
Verhältniſſen zu richten und dieſen gemäß ben wünſchenswer⸗ 
then Zuftand zu erjtreben haben, ohne. Dabei weder Mitbürger’ 


1) Diefer zweite Nutzen eines entfprechenden Kapital-Befiges wirb in 
der Regel von ber Bolfswirthfchaftsichre ganz überfehen, indem fie 
nur bie Gütererzeugungskraft betrachtet. Vielleicht, von ihrem Stand⸗ 
puncte aus, mit Recht. Allein in allgemeiner ftaatlicher Bezie⸗ 
hung verdient jener Gebrauch des Kapitales ficher alle Beachtung, 
Schun den Einzelnen lehrt einiges Nachdenken, daß er, wo immer 
möglich, eine zum Gewerbe nicht beftimmte Summe in Bereitfchaft 
halten muß für unvorhergefehene ungünftige Fälle. Mag ein 
folches in der Regel todtes, im Falle der Verwendung aber wefent- 
lich fteril zu verbraucdhendes Kapital in rein volkswirthſchaftlicher 

‚ Beziehung vielleicht als ein Nachtheil erfcheinen, in allgemei« 
nerer menſchlicher und ſtaatlicher Beziehung ift es einfach noth⸗ 
wendig, und fomit von den Staatswiſſenſchaften zw Beachten. 

2) S. Obsrndorfer, Wirthfchaftspolizei, S. 196 fg. 
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noch die Sefellichaft in Anspruch zu nehmen. Befondere Bei- 
hilfe des Staates ift weder nöthig, noch wäre ſte gerecht 
fertigt ; der allgemeine Rechtsſchutz genügt. Allein nun 
giebt ed auch, und zwar in neuefter Zeit ſtets zunehmend, 
manchfache Einrichtungen und Verbindungen, welche durch ge= 
meinſchaftliches Zuſammenwirken und burch verfchiedene mehr 
oder weniger kuͤnſtliche Zufammenordnungen eine Befchleu= 
nigung‘ oder Sicherung des Sapitalerwerbes beabfichtigen. 
Wenn fchon auch die Anfchliegung an folche Anftalten, in der 
Regel wenigfteng, Iediglich freier Wille des Einzelnen ift, und 
Feder zufehen mag, ob die Theilnahme ihm paßt: fo ift doch 
bier eine polizeiliche Ihätigfeit nicht felten an ber Stelle, 
Theils wird bei offenbarer Nüglichkeit eines ſolchen Vereines 
eine Begünftigung feiner Zwede dankbar angenonimen wers 
ben; theild aber treten manche berfelben als fo zahlreiche und 
feft organtifirte, Dadurch aber als fo einflußreiche Gefellfchaften 
in bie Erfcheinung, daß eine Ueberwachung und Eingränzung 
berfelben durch den Staat ganz an der Stelle iſt. Somit er- 
fheint denn auch die Sorge für Kapital-Beifchaffung als eine 
ber polizeilichen Aufgaben, und zwar nad) ben oben angege- 
benen Richtungen. 


1) Begünftigung ber Anfammlung von Kapital. 
$. 116. 


a) Allgemeine &rundfäge. 


Bei der Berfchiedenheit der Einrichtungen und Verſuche, 
zu gemeinfchaftlicher Befchleunigung und Sicherung von Ka= 
pitalerwerbung für den Einzelnen, fo wie bei der keineswegs 
immer offenen Darlegung der Grundfäße und Abfichten ber Un- 
ternehmer, iſt es durchaus nothwendig, daß die Polizei-Verwal⸗ 
tung ſich allgemeine Regeln fept, nach welchen fie in dem ein- 


14 


zelnen Falle beftimmt und folgerichtig verfährt. Die Lehre 
über dieſen Gegenftand kann freilich noch nicht als abgefchlof- 
fen betrachtet werden. Bei der verhältnigmäßigen Neuheit des 
ganzen Berhältniffes ift es möglich und felbft wahrfcheinlich, 
daß eine weitere Erfahrung die Rothwendigkeit bisher noch nicht 
fühlbar geworbener Rüdfichten und die Abänderung einzelner 
ist als pafjend erfcheinender Grundfäde an die Hand geben 
wird. Allein dieß darf nicht hindern, das itzt ald Wahrheit 
Erſcheinende darzulegen. Diefe, im gegenwärtigen Stande ber 
Dinge als richtig und nothwendig erfcheinenden allgemeinen 
Normen find aber folgende: 

1) Jede Einrichtung, welche den Zwed hat, den daran 
Theilnehmenden die Erwerbung von Kapitalen zu erleichtern 
‚amd zu fichern, und. welche nicht offenbar unter eine der uner- 
laubten Ausnahmen fällt, (f. unten, S. 78,) verdient die Billi- 
gung des Staated. Selbſt wenn das gewählte Mittel nicht 
daß befte feyn follte, d.h. wenn durch eine andere Einrichtung 
mehr oder ficherer zurüdgelegt werben könnte, ift daſſelbe doch 
zu dulden und zu fehüben, indem ein Zwang leicht jede Luft 
zerftören Fönnte. Nur eine Belohnung mag ber Staat in 
ſolchem Falle verſuchen, oder allenfalls eine befondere Be⸗ 
günftigung ber mitwerbenben,.nach feiner Anſicht beſſer einge⸗ 
richteten Anſtalten. 

2) Diefe Billigung Des Staates Yat ſich vor Allem in 
ber Gewährung von Rechtsſchutz auszuſprechen. Es müſſen fo- 
mit den in Frage ſtehenden Vereinen und Einrichtungen ohne 
Schwierigkeit die Befugniſſe einer moraliſchen Perſon übertra⸗ 
gen werden, damit dieſelben im Falle von Streitigkeiten mit 
Fremden oder Betheiligten nicht in verdrüßliche und zerſtörende 
Verlegenheiten verwickelt werben. 

3) Die Uebernahme einer Gewährleiſtung iſt dage⸗ 
gen als Regel nicht anzurathen. Nicht nur kann eine ſolche, ver⸗ 
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nünftigerweife, nicht ohne beftändige und wefentliche Thell- 
nahme an ber’ ganzen Geſchäftsführung ftatt finden, welche 
denn ihrer Seits den Staat in eine endlofe Gefchäftsmaffe 
verwideln und ihn ganz außerhalb der Gränzen einer richti= 
gen polizeilichen Thätigfeit bringen würde; fondern es ift über- 
dieß zu beforgen, daß bei fehlerhafter Anlage oder bei Un- 
glücksfällen bie Staatöfaffe einftehen müßte, d. h. baß bie 
Steuerpflichtigen mit ihrem Vermögen einzelnen ihrer Mit- 
‚bürger ein von dieſen nichtverdientes Kapital zu verfchaffen 
hätten, was ficherlich unrecht und widerfinnig wäre. 

4) Selbft eine ausdrüdliche Billigung und Em 
pfehlung einer beftimmten Einrichtung ift bedenklich, indem 
durch fie der Staat. wenigftend eine moralifche Gewährlet- 
ftung übernimmt, welche bei einer, benn doch leicht möglichen, 
Täuſchung über die Vortrefflichkeit der Sache Manchen in 
Berluft bringen, den Staat aber in verdrüßliche Verhandlun⸗ 


‚gen verwideln fann. Nur wo die Sache durchaus einfach und der 


Nuten ganz unzweifelhaft ift, mag eine ſolche ausdrückliche 
Billigung ohne Bedenken ftatt finden; (wo fie denn aber freilich | 
in der Regel auch überflüffig feyn wird). Einer ſolchen Bil- 
figung beinahe gleich zu flellen ift die Beauftragung eines 
Beamten zur Ueberwachung ber vertrags⸗ und ſtatutenmäßi⸗ 
gen Verwaltung. 

5) Bei ſonſt gleichen Verhältniſſen ſind diejenigen Ein⸗ 
richtungen vorzuziehen, welche nicht von einem Unternehmer 
auf Gewinn begonnen find, ſondern welche auf Gegenſeitig⸗ 
feit beruhen, und fomit ben Theilnehmern den ganzen Vor⸗ 
theil zufommen laſſen. Da jedoch ein Unternehmen ber erfte- 
ren Art nichts an und für ſich unerlaubtes iſt; da ferner 
felbft ein minderer Gewinn der Theilnehmer beffer iſt, als 
wenn burch Unterbleiben der ganzen Sache gar Feine Förder 
zung bed Sapitalfammelng einträte; ba endlich bei Gewinn- 
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Unternehmungen häufig die Güte der Verwaltung einen Theil 
ihrer fonftigen Nachtheile auögleicht: fo ift Feineswegs ein 
allgemeiner Grund vorhanden, fie zu verbieten. 

6) Diejenigen Einrichtungen, welche ein zu jeder Zeit 
nad dem Willen des Eigenthümers frei verfügbares Kapital 
verfchaffen, find denjenigen vorzuziehen, welche ein folches nur 
auf eine beftimmte Zeit oder für einen gewiffen Kal zufichern. 
Selbft ein nicht unbedeutend höherer Ertrag ber letzteren ver- 
fchaft ihnen noch feinen Vorzug. Da jedoch bei Diefen minder 
wünfchenswerthen Arten von Vermögend-Erwerbung fein Recht 
verlegt wird; und da felbft je nach den DVerhältnifien ihre 
Benüsung für Einzelne vorzugsweiſe wünfchenswerth feyn 
fann: fo mag zwar der Staat fie nicht befonderd begünftigen, 
allein gänzlidy verbieten darf er fie nicht. 

7 Die Nothwendigfeit einer ftrengen Ueberwachung ber 
Unternehmer oder Beamten einer folchen Anftalt liegt in ber 
Natur der Sache, und wird durch vielfache Beifpiele bewielen. 
Wenn nun fchon der felbftftändige umd zur eigenen Vermögens- 
verwaltung fähige Bürger zur Entfagung auf eine foldhe Si- 
cherung feiner Rechte befugt wäre, fo hat doch der Staat Die 
Pflicht für die verfchiedenen Arten von NRechtsunmündigen zu 
forgen und überhaupt möglichen Betrug zu verhindern. Deßhalb 
muß unerläßliche Bedingung der Entftehung aller folder Ein- 
richtungen das Vorhandenfeyn einer wirffamen Aufficht feyn. 
Die Art und Weife mag freilich verfchieden beftimmt werben, 
und die Wahl der einzelnen Anftalt überlaffen bleiben; doch 
ift auf zwei Puncte unter allen Umftänden zu halten, nämlich 
auf die Hinterlegung einer Dem Kaſſenbeſtande entfprechenden Cau⸗ 
tionsfumme von Seiten aller bei der Gelbverwaltung unmittelbar 
Betheiligten, und zweitens auf eine für Die Theilnehmer beruht: 
gende Art der Ernennung neuer Verwalter oder Nachfolger ber 
Unternehmer. Allerdings wäre eine dberwirkfamften Mittel voll⸗ 


\ 
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kommene Oeffentlichkeit der ganzen Verwaltung; allein 
man muß doch gerechten Anſtand nehmen, ſolche unbedingt 
vom Staate gebieten zu laſſen, da die Privatwillkühr eine 
Geheimhaltung der eigenen Geldintereſſen belieben oder erdulden 
mag. Dagegen iſt es zu billigen, wenn der Staat ſie immer 
als Bedingung der Gewährung an ihn gerichteter Bitten, deren 
Verweigerung in feinem Belieben ſteht, aufftellt. 

8 Ausnahmen von vorfiehenden Regeln erfcheinen nur 
in. folgenden Fällen. ald gerechtfertigt: 


a) Poſitive Förderungen von Seiten des Staates. 


a) Wenn eine Einrichtung, deren Nuͤtzlichkeit außer allen 


Zweifel ift, (wie 3. B. Sparfaffen), aud Mangel 
an practifcher Befanntfchaft mit dem Gegenftande, 
jomit aus. Ungefhidlichfeit oder aus Mangel an 
Muth, von Privaten nicht errichtet werden will, 


- fo mag ber Staat immerhin ein ober einige Bei- 


ß 


Na’ 


y) 


fpiele zur Kenntnißnahme und Nachahmung aufftellen. 
Sind fie einmal eingeführt, dann hat er die Er- 
richtung weiterer Dem Bebürfniffe zu überlaffen. 


Kann eine nügliche Anftalt nicht zu Stande kommen, 
weil ed an den Mitteln zu den erften Einrichtungen, 
zu einer Reſerve für etwaige Ausfälle in der erften 
Zeit bed Beſtehens, u. f.w. fehlt: fo mag der Staat 
fie vorfchießen. Nicht felten wird fchen ein Darlehen, 
etwa ohne Verzinfung, genügen; 

Da Streitigfeiten unter den Betheiligten häufig. zu 
den jchädlichften Verwicklungen und: Stodungen 
führen, wo nicht das Ganze zerftören, falls fie zu 
gerichtlicher Verhandlung kommen: fo ſcheint es 
awedmäßig, wenn ber Staat ein für allemal in 
Sällen von innerem Streite feine friedengrichterliche 
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Vermittlung anbietet, fo daß folche durch einfeitige 
Aufnahme in die Vertrags Fnftrumente oder durch 
Beichluß der Betheiligten für ihn zur Berbinb- 
lichkeit wird. 


b) Verbote und Hinderniffe dagegen mögen aus 
nahmsweife in folgenden Fällen vorkommen: 


«) 


P) 


Wenn offenbarer Betrug oder eben ſolche Selbſt⸗ 
täufchung bei wefentlichem Puncte der Einrichtung 
obwaltet. Erfteren muß ber Staat verhindern, wann 
und wo er Fann; letztere unfchäblich zu machen, ift 
er wenigftend gegenüber von Bupillen, Abwefenden, 
Frauen u. ſ. w. ſchuldig. Aus dieſem Grunde ift 
eine Vorlegung aller und jeder Gefellichaftsfagungen 
und die Nichtgenehmigung ber fehlerhaft erfunde= 


‚nen nothwendig und erlaubt. Aus dem oben, unter 


4, angeführten Grunde darf übrigens feine ausdrüd- 
liche Billigung der nicht zum Verbote geeignet befun— 


den eintreten, fondern nur ftilljchweigende Zulafjung 


Wenn eine Einrichtung zur übermäßig reichen Gelb- 
macht wird. So gewiß ed auf der einen Seite auch 
für die öffentlichen Intereſſen wuͤnſchenswerth ift, 
bag in den Händen Cinzelner große Kapitale ſich 
befinden, indem durch Solche großartige Unterneh- 
mungen zu Stande fommen fönnen: fo ift Doch auf 
der anderen Seite ein übermäßiger Reichthum mehr: 
fach bedenklich. Abgefehen nämlich von möglichem 
ftaatlihem Mißbrauche umd ungebührlichem Ein- 
flufle, fann ein überreicher Kapitalift auf die ge— 
fammten Gewerbe- und Handelsverhältniſſe eine, 
benfbarerweife auch fchädliche, überwiegende Herrichaft 
ausüben. Zu gefeglichen Maaßregeln gegen übermä- 
Bigen Reichthum Sinzelner ift freilich in der Regel . 


19 
; 


feine Beranlafjung, indem durch Erbtheilungen, Ver⸗ 
fhwendungen nachfolgender Befiger u. ſ. w. fich 
folcher bald- wieder von felbft verliert: allein etwas 

Anderes ift e8 bei Anftalten, welche weder fterben 
und theilen, noch ihre Grwerbungsgrundfäge ändern. 
Hier eine Höchſtzahl des Beſitzes, und fomit eine 
Graͤnze ber erlaubten Wirkfamfeit, feftzufegen, feheint 
ſehr gerathen, fo wie 3. B. der todten Hand Die 
Erwerbung von Grundeigenthum zu verbieten ift. Na- 
türlich kann von einer ſolchen Befchränfung nur 

bei denjenigen Einrichtungen der vorliegenden Art Die 

Rede feyn, welche blos eine Rente oder einen Theil 

de3 Kapitales verfprechen, das Kapital aber ganz 

oder theilweife zurüdbehalten und fomit baffelbe 

durch neue Beitritte immer fteigern; nicht aber bei 

- folchen, welche das Kapital hinausbezahlen. Bei 

legteren Fönnte höchftend ein Refervefonds eine folche 

gemeingefährliche Höhe erreichen, was aber nicht 
wahrfcheinlich ift. 

„ Bon felbft verfteht fich, daß bei allen Einrichtungen. 
der fraglichen Art Feine Lockungsmittel vorkommen 
dürfen, welche dem allgemeinen Staatsgeſetze zu⸗ 
wider find, z. B. Lotterien i). 


b) Einzelne Mittel. 
8. 117. 


@) Anſtalten zu beſonders vortheilhafter Anlegung ver Erſpar—⸗ 
niſſe als Kapital. 


Eine der häufigſten Urſachen langſamerer oder ſelbſt gänzlich 
unterlaſſener Kapital= Anfammlung iſt Die Schwierigkeit, Heine 


1) Ueber diefe ganze, noch fo wenig bearbeitete Materie, f. meine 
Abh. in der Deutfchen Biertelj,. Schrift, 1838, 9. 3, ©. 220 fg. 
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Erſparniſſe ſchnell und ſicher zinstragend unterzubringen. Bei 
längerer Aufbewahrung im Haufe verliert aber ber Beſitzer 
nicht nur jeden Falles die Zinfen, fondern kömmt überbieß 
leicht in Verſuchung, das bereit liegende Gelb zu unnöthigen 
Ausgaben zu verjchwenden, wohl auch in die Gefahr eines 
Verluſtes durch Diebftahl. Da nun aber bei den Meiften 
die Eriparniffe nur in Eleineren Summen auf einmal fich 
ergeben, namentlich dieß bei der fo zahlreichen ärmeren 
Klafie unvermeidlich ftattfindet: fo find Einrichtungen, welche die 
augenblidliche fichere Anlegung auch Heiner Summen geftatten, 
für die Einzelnen und für den Volks⸗Reichthum von ber größten 
Dedeutung. Davon nicht zu reden, daß fie Manchen durch 
Die Verſchaffung eines Beſitzes der Sittlichfeit und Geſetzlichkeit 
zuwenden, und durch die Grleichterung des Anfanges eines 
Vermögens die Luft zu immer weiteren Erwerbungen und zum 
Beharren in der Gewohnheit der Sparfamfeit geben. 

Solche Einrichtungen find nun aber die Sparfaffen '). 

In Beziehung auf Zwed, Nuten und Berwaltung find 
zwei wefentlich verfchiedene Arten derfelben zu unterfcheiben: 

I. Die allgemeinen Sparfaffen nehmen von Denje- 
nigen, welche ſich ihrer bedienen wollen, Einlagen an, leihen fie 
zindtragend aus, und zahlen das Ganze oder einen beliebigen 
Theil auf Verlangen wieder zurüd. Hinfichtlich der Zinfen fteht 
ben Theilnehmern frei, ob fie folche beziehen, ober ebenfalls zur 


41) Ueber diefe Anftalten f. Annals of Banks for Savings, by Ricard- 
son. Lond. 1818 (überf. von Kraufe, DBresl., 1818); Ducpe- 
tiaux, Descaisses d’epargnes. Brux,,.1831; Tidd-Pratt, History. 
of Saving-Banks. Lond., 1833; Hermann, Ueber Sparanftalten 
im Allgemeinen. Münd)., 1835; Senac, Manuel des caisses d’epar- 
gnes et de prevoyance. Paris, 1835; Deutfche Biertel:Jahr. Schrift, 
1858, 9. A, ©. 241 fg.; Malhus, Die Spar-Caſſen in Europa, 
Heidelberg und Leipz., 1838; De Gerando, Bienf. publ., T. II, 
©. 164—250; Dupin, Constitution des c. d'é. en France. Par., 1844. 

? 
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Vergrößerung des Kapitales ſtehen laſſen wollen. Die Summe 
der einzelnen Einlage iſt in der Regel unter Beobachtung eines 
niederſten und eines höchſten Betrages in die Willkühr der Theil⸗ 
nehmer geſtellt; nur ſelten (und minder zweckmäßig) ſind dieſelben 
bei Verluſt gewiſſer Vortheile verpflichtet, beſtimmte Summen zu 
feſtgeſetzten Zeiten einzuzahlen. Häufig iſt das Recht der Theil- 
nahme auf gewiſſe Stände ober die Bewohner gewiffer Dertlichfei- 
ten beſchränkt; Doch liegt dieß natürlich nicht im Begriffe. Ebenfo 
wird zwar gewöhnlich, jedoch Feineswegs nothiwendig, die Ver: 
waltung der Anftalt unentgelblid beforgt. Die Dedung der 
unvermeiblichen VBerwaltungsfoften wird leicht theils durch Die 
Gewährung eines etwas kleineren Zinsfußes, theild durch 
eine unbebentende Verſchiebung bed Anfangstermines der Ver- 
zinfung bewerfftelligt; unb eben dieſe Mittel gewähren aud) 
einen Refervefonds, welcher zur Dedung ber bei jeder Geld— 
wirthſchaft unvermeidlichen Verlufte nöthig iſt. Zuweilen find 
beſtimmte Prämien zur Aufmunterung beſonderer Sparſamkeit 
für diejenigen Theilnehmer ausgeſetzt, welche entweder in ges 
gebener Zeit am meiften eingelegt, ober bie ihre Einlagen am 
längſten unvermindert in der Kaffe gelaffen haben). — Diefe 
allgemeinen Sparfaffen haben, auffer den oben bereits erwähnten 
Bortheilen aller Arten folcher Einrichtungen, noch die befondere 
Annehmlichfeit der beftändigen, ganzen oder theilweifen Ber- 
fügbarkeit des Kapitales. Nicht blos das Einlegen, ſondern 
auch das vernünftige Verwenden der Einlage iſt nützlich und 
ein Vortheil der Anſtalt. Die Anwendbarkeit der Anſtalt auf 
alle Klaſſen von Menſchen und Vermögen bedarf Feines Be— 
weifes; namentlich paßt fie auch für die Mittelklaſſe vortrefflich, 
went auf ben für ihre Verhältniffe paffenden höchften und nie= 
derite Betrag der Einlagen gehörige Rüdficht genommen und 





— 


2) Neber die einzelnen Mopificationen der Einrichtung f. Malchus, 
a. a. O. | 
Most, Polizei, II. Zweite Auflage. 6 
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ofelleicht anfänglich, bis ſich das aus falfchem Ehrgefühle her- 
rührende Vorurtheil gegen die Theilnahme verloren hat, ein 
anderer Name und abgefonderte Verwaltung gewählt wird. 

Die hauptfächlichften Regeln für bie zmedmäßige Einrichtung 
einer allgemeinen Sparkaſſe find folgenbe: 

1) Der Mindeftbetrag der einmaligen Einlage muß nieder 
beſtimmt feyn, damit die arbeitenden und dienenden Klaſſen 
ihre Heinen Erfparniffe ohne langes Zufammenhalten übergeben 
können. Zu demſelben Zwede ift die Feſtſetzung häufiger 
Ginzahlungstage (etwa der. Sonntage), fo wie die Errichtung 
von mehreren Annahmebureaus in ganz großen Städten oder 
bei einem größeren Bezirke, überhaupt Die möglichfte Erleich— 
terung und Befchleunigung des Verkehres ber Theilnehmer mit 
der Anftalt nöthig. Nur wenn die Kaffe für die wohlha— 
‚ benderen Klaffen beftimmt ift, mögen diefe Forderungen gemindert: 
werben. 


— 2) Die Seftfehung einer höchften Summe, weldhe Ein 
Theilnehmer bei der Anftalt beſitzen kann, dient zur Vermeidung 
von mißbräuchlicher Benügung der Anftalt zur Verwaltung 
ganzer Vermögen. Cinlegung unter fremden Namen muß 
beshalb durch pefuniäre Nachtheile, 3. B. DVerluft ber Zinfen, 
verhindert werden. Außerdem ift den Borftehern bie Erlaubniß 
einzuräumen, Ginzahlungs » Anerbietungen, welche fie an fich 
oder wenigftens im igigen Augenblide nachtheilig für die Anftalt 
erachten, abzulehnen. Nur barf dieſes Recht ſich nicht auf 
kleinere Summen heraberſtrecken. 


3) Die Verzinſung muß ſo hoch als möglich ſeyn, d. h. 
dem landesüblichen Zinsfuße ſich fo weit nähern, als die Ver- 
waltungsfoften irgend erlauben. Der Zufchlag der. Zinfen 
Dagegen iſt ganz in den Willen der Theilnehmer geftellt, nur 
mit Feftfegung einer Annahme für den Willen hierzu, wenn 
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die Zinfen während gewiſſer Zeit nach dem Verfalltermine nicht 
erhoben worden find. . 

4) Den Theilnehmern muß, wenn nichts Abweichendes 
bei der Uebergabe verabrebet ift 9, zu jeder Zeit Die Rückziehung 
eines Theiled oder des Ganzen ihrer Einlagen freiftehen und 
dazu ebenfalls regelmäßig und häufig die Kaffe eröffnet feyn. 
‚Die Beurfundung und Die Abrechnung gefchieht am bequemſten 
in eigenen Fleinen Büchern, (nicht mittelſt looſer Scheine); 
jeden Falles erſcheint die Ausſtellung auf beſtimmte Namen der 
Ausfertigung von Scheinen auf den Inhaber vorzuziehen, weil 
ſie Diebſtahl und Verſchleuderung der eingelegten Summen 
erſchwert. Ueberdieß iſt alsdann bie, Doch auch wuͤnſchenswerthe, 
Unguͤltigerklärung verloren gegangener Bücher und Ausſtellung 
neuer ganz unbedenklich. 


5) Daß für möglichſt ſichere Anlegung der übergebenen 
Gelder, namentlich beim Staate oder gegen Pfand-Sicherheit, 
zugleich aber für Eröffnung eines Gredites bei irgend einer 

öffentlichen oder Brivat- Kaffe für den Fall ungewöhnlich vieler 
Rückzahlungs-Forderungen geforgt ſeyn muß, verfteht fich von 
felbft. Nur darf diefe nothwendige Verbindung nicht mit einem 
Leihhauſe ftattfinden, indem leicht die beiden fo wefentlich ver— 
fhiedenen Anftalten, welche auch unter verfchiedenen Einflüffen 
ftehen, fich gegenfeitig in Verwirrung bringen können. Noch 
weniger kann natürlich von einer Verwendung der Gelder zu 
gewagten Unternehmungen bie Rebe feyn. 





3) De Gerando, Bienf. publ,, Bd. II, S. 244, räth, den Gläubigern 
freizuftellen, ihre Einlagen nicht nad Willführ, fondern nur an 
einem beitimmten Tage zurüdzugiehen. Der Nugen hievon fei die _ 
Unmöglichkeit der Verwendung aus augenblidlicher Laune bei einer 
Auffparung zu einem. beflimmten Zwecke. Der Gedanke ift gut; 
allein er wird die Verwaltung etwas verwideln, Doch kann letz⸗ 
teres zum Theile befeitigt werden durch Zeftfegung beftimmter Tage, 
an welchen allein folche beftimmte Rüdzahlungen flattfinven. 


6 * 
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6) Der Mefervefonds darf nicht über das durch die Ers 
fahrung ber’ Vergangenheit nachgewiefene wahrjcheinliche Be⸗ 
dürfniß der Anftalt anwachſen, ſondern es ift der Ueberſchuß 
zum Nutzen ber Theilnehmer, fei e8 als Prämie, fei es durch 
Zufchreiben zu ihren Forderungen, zu vesivenden, 

7) Bollftändigfte Oeffentlichkeit und ausführliche Darlegung 
der Ergebniffe jedes Verwaltungs = Jahres werden den Grebit 
fehr heben 9. - 

Die Errichtung von Sparkaffen läßt fi (da Gewinnun- 
ternehmen hier weber zu erwarten, noch irgend wünfchenswerth 
ift) nur auf doppelte Weiſe bewerfftelligen, nämlich durch Pri- 
vat⸗Wohlthätigkeit oder durch öffentlihe Behörden. Von ber 
allgemeinen Regel, den Staat nur im Rothfalle beizuziehen, 
hier abzuweichen, ift fein Grund vorhanden; dagegen ift es 
allerdings fowohl wegen bes ficheren Rüdhaltes, ald wegen 
der Einflößung größeren Bertrauens wünfchenswerth, daß fich 
die Öemeinden entweder Durch Unterftügung und Gewährleiftung 
ber Privat-Vereine ober durch eigene Gründung einer Anftalt 


der Sache annehmen. Beſonders ift dieſes ber Fall bei ben 


auf die Iheilnahme der niederen Stände berechneten Kaſſen, 
welche größeres Mißtrauen zu befiegen haben, und bei welchem 
etwaige Kapital-Verluſte befonders zu beflagen wären. 


4) ©. über Alles diefes Malchus, aa. O., ©. XII’fg.; De Ge- 
rando. Bienf. publ., T. II, ©, 223 fg. — Bon welcher Bebeu- 
tung in einem Lande, welches an Sparfaffen gewöhnt if und die— 

ſelben zu behandeln weiß, dieſelben find, mag das Beifpiel vun 
England zeigen, wo im November 1843 nicht weniger als 665 
MI. Franken eingelegt waren, fo wie das von Frankreich, welches 
wenigftens 350 Mill. Franken Einlage zählte, ©. Dupin, a. a. O., 
©. 316. De Gerando, a. a. O., ©. 222 nahm für das Jahr 
1839 in Europa über 1000 Sparfaffen mit einer Kapital-Einlage 
von 1,075 Millionen Franken und eine jährliche Vermehrung der— 
felben um 100 Million an. 
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1. Die Sparfaffen zu beftimmten Jweden haben 
die Aufgabe, zur Beftreitung einer einzelnen größeren Ausgabe, 
welche mit Gewißheit oder wenigftend geoßer Wahrfcheinlichkeit, 
jedoch erft in entfernterer Zeit, eintreten wird, bas nöthige Ka- 
pital aufzufammeln. Dieß kann bewerfftelligt werden entweder 
Durch frühe einmalige Einzahlung einer Heineren Summe, welche 
fodann durch Zufchlag der Zinfen und Zinſes-Zinſen wächst, 
‚oder durch allmählige regelmäßige Beiträge Die Ind Auge 
gefaßten Fälle find aber hauptfächlih: Krankheiten, Begräb- 
niffe, Ausftattungen von Töchtern, Studienfoften von Söhnen, 
Begründung eined Gewerbes. 

Anftalten diefer Art haben mit den allgemeinen Sparfaffen 
gemein, daß fie ebenfalls die Auffammlung eined Kapitales 
bei Keinen Sriparnifjen möglich machen. Allein dennoch weichen 
fie wieder von benfelben wefentlih ab, und haben vielmehr 
ihre eigenthümlichen Gigenfchaften, vortheilhafte fowohl, «als 
nachtheilige. — Die erfteren beftehen vor Allem darin, daß 
das zu einer früher ober fpäter unvermeiblichen Ausgabe nöthige 
Kapital wirklich auch für dieſe gefichert, wenigftens nur zur 
Zeit des eintretenden Falles flüffig wird; während biejelde 
Summe, falls fie auf. andere Weife, namentlih auch in einer 
allgemeinen Sparfafje, aufgefammelt worden wäre, längſt zu 
anderen Zweden, vieleicht ohne Roth, hätte verwendet jeyn 
können. Unzweifelhaft find fie deßhalb fehr geeignet, Manchen 
höchſt fühlbare Nothſtände und PVerlegenheiten zu erfparen, 
Dagegen haben aber diefe Anftalten auf der andern Seite 
den bedeutenden Nachtheil,, daß fie Feine freie Verfügung über 
dad Kapital geftatten, wäre ein anderes Bebürfniß als das 
vorgefehene auch noch fo dringend; und daß überhaupt burch 
fie nur für Einen Fall geforgt iſt. Auch ift nicht zu überfehen, 
daß Kaflen focher Art auf Gewinn unternommen werden können, 
wo ſich denn leicht unreine Beweggründe beimifchen. Und ale 
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ein Umftand von wenigftend fehr zweifelhaften Werthe erfcheint 
ed, daß die Mehrzahl der befonderen Sparfaffen dadurch auf 
alentorifche Weife eingerichtet werden fann, daß man die Cin- 
lagen der vor dem Eintritte des beftimmten Yalled verfterbenden 
Mitglieder den überlebenden zu Gute fommen läßt. Während 
eine ſolche Einrichtung für die Glüdlichen den Vortheil eines 
großen Bezuges aus kleinen Einlagen hat, führt fie für bie 
Erben der zu frühe Sterbenden den Berluft des ganzen einbe- 
zahlten Kapitaled mit fich, und begünftigt überdieß den leichten 
Sinn für Glüdsfpiele. 

Daß unter diefen Umftänden von einec Bevorzugung Der 
befonderen Sparkaſſen vor den allgemeinen nicht die Rede feyn 
fann, verfteht fih von felbfl. Und wenn eine Behörde nur 
die Mittel hat, Die eine oder die andere dieſer Anftalten zu 
begünftigen, fo kann ihre Wahl nicht zweifelhaft feyn. Allein 
daraus folgt freilich keineswegs, daß die befonderen Sparkaſſen 
nicht zu billigen, oder gar, daß fie zu verhindern feien, Im⸗ 
merhin gewähren fie vielfachen Nugen und verdienen Unterftügung, 
namentlich wenn die noch vorzüglicheren verwandten Cinrich- 
tungen bereits in genügender Weiſe beftehen. 

Die wefentlichften Regeln für die Ginrichtung und Ver— 
waltung befonderer Sparfaffen fcheinen folgende zu feyn: 

1) Wenn die Rüdzahlung des aufgefammelten Kapitales 
zu einer beftimmten Zeit 4.3. beim Eintritte einer Tochter - 
in das 21fte Jahr) gefchieht, und Feine weitere Gombination, 
wie 3. B. Beerbung ber früher verfterbenden Mitglieder, ftatt- 
findet, fo Fann dem Theilnehmer in allwege eine beftimmte 
Summe mit Sicherheit verfprochen werden. Iſt aber biefer 
Zeitpunct unbeftimmt, (wie 3. B. die Heirath einer Tochter, 
ein Todesfall u. f. w.) oder wird das Kapital auch noch außer 
feinem eigenen natürlichen Steigen durch zufällige fremde Bei- 
träge vermehrt, fo ift es fehr unräthlich, etwas anderes zu 
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verfprechen, als daß das im Augenblide der Zahlungsverbind- 
lichkeit wirklich vorhandene Kapital werde gegeben werden · 
Wird mehr verfprochen und gegeben, jo muß die Kaffe zum 
Schaben der fpäter zum Forberungstermine gelangenden Mit⸗ 
glieder banfbrüchig werden; ift es aber weniger, fo erhalten 
die Theilnehmer nicht fo viel, als fie beziehen Fönnten und 
ſollten, und es entfteht, je nach der befonderen Ginrichtung 
der Mıftalt, entweder ein nußlofer und unverwendbarer Referves 
fonds oder ein allzu großer Gewinn bed Unternehmers. 

2) Die regelmäßige . wiederholte inbezahlung Heiner. 
Summen ift der einmaligen Ginlegung eines größeren Kapi- 
tales vorzuziehen, weil erftere einer weit bebeutenderen Anzahl 
die Theilnahme möglich macht. Und zwar find aus demfelben 

Grunde häufigere theilweife Zahlungen einer jährlichen wiederum 
vorzuziehen. Natürlich müffen da, mo etwas Beftimmtes ver- 
ſprochen ift, ſolche Zeitfriften ganz regelmäßig eingehalten 
werben bei Verluſt jeden Anfpruches. 


3) Es ift durchaus nothwendig, beftimmte Vorfehriften über 
den Beweis der Thatſache, welche ben Theilnehmer zum Bes 
zuge feines aufgefammelten Kapitaled berechtigt, feftzufeßen ; 
und zwar fo, daß einer Seits Täufchungen unmöglich find, 
anderer Seits nicht überflüffige Förmlichkeiten die, vielleicht 
Dringend nothwendige, Auszahlung nutzlos erſchweren. “Die 
Niederfegung eines in letzter Inftanz fprechenden Schiedsgerichtes 
für den Fall eines Streites zwiſchen der Anſtalt und einem 
einzelnen Theilnehmer iſt ſehr räthlich. 

4) Wenn die Auszahlung des erſparten Kapitales irgend⸗ 
wie mit der Lebensdauer einer beftimmten Berfon zufammenhängt, 
fo ift es nothwendig, daß nur Menfchen von ungefähr denfelben 
Lebensverhältniffen, fomit von gleichem Gefchlechte und von 
mwenigftend ähnlichem Gewerbe und Stande zujammentteten, 
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fonft folgen unvermeidlich Ungleichheiten in den Bezügen, und 
fomit Berlufte für einen Theil der Genoſſen. 

5) Es ift nicht räthlich, mehrerlei Kalle, bei deren Eintritt 
die Bezahlung eines Kapitales eintreten fol, in derfelben Anftalt 
zu vereinigen, weil alddann eine fichere Berechnung und eine 
Hare Einficht in das Rechnungswefen fehr erfchwert ift 9). 
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4) Anftalten zur Berfhaffung von Vermögen nad dem Tode 
einer andern Verſon. 


Häufig ereignet ſich, daß das Beduͤrfniß eines Kapitales 
mit dem Tode eined beftimmten Menfchen eintritt. Dieß ift 
namentlich der Fall, wenn die in Frage ftehende Berfon aus 
ihrem laufenden Einfommen eine Ausgabe beftreitet, welche 
auch nach ihrem Tode fortdauern wird; oder wenn bie Noth- 
wendigfeit eines eigenen Gewerbes mit dem Tode einer Perfon, 
welche bisher Unterhaltungsmittel lieferte, ſich ergiebt. In 
der erften Borausfegung ift ein entfprechendes Kapital wüns 
fchenswerth, um die Zinfen zu benüßen, in der zweiten aber, 


5) Ueber Erfparungs-Gefellfchaften zu beftimmten Zwecken, f. namentlich 
Eden, State of the poor, Bd. I, ©. 590 fg.; Schulz, Ueber 
Verſorgungs- und Ausfteuer-Kaffen. Berlin, 1822; Derle, Die 
Einrichtung der Sterbe:, Begräbniß- und ähnlicher Kaſſen. Dresd., 
1823; De Gerando, Bienf. publique, Bd. MI, ©. 57 fg. In 
England befaßen im J. 1840 ſolche Gefellihaften ein Kapital von 
1,005,345 Pfo. St., f. Comp. to the almanac, 1842, ©, 167. In 
Paris aber wurden in den I. 1810-1835 von dem Präfecten 244 
folcher &ejellfchaften genehmigt, und im 3. 1825 befaßen ihrer 184 
ein Kapital von 1,124,000 Franken, Der zuweilen. gegen bie 
Erſparungs-Geſellſchaften gezeigte Widerwille, (f. unter andern 
Weyland, Princip of popul., ©. 363,) rührt nidht von dem 
Weſen der Sache, fondern von örtlichen Mißſtänden und Mißbräuchen, 
3. B. Trinfgelagen an den Berfammlungstagen, ber. | 


mim — — — — — 
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um den Stock fruchtbringend zu verwenden. Nun kann zwar 
ber Sterbende möglicherweiſe das erforderliche Kapital hinter⸗ 
laſſen und zw ſolchen Zwecken beſtimmen; allein eben fo mög- 
lich iſt, daß er das hierzu nöthige Vermögen nicht beſitzt, oder 
daß dasſelbe nicht auf bie Beduͤrftigen übergeht. Hier ges 
bietet benn die Vorficht, bei Zeiten Vorkehrungen zu treffen. 

Eines der ficherften Mittel - iſt ohne Zweifel, wenn ‚von 
ben Betheiligten für ben eintretenden Fall almählig das er- 
forderlihe Kapital aufgefpart wird, fei es nun, daß fchon in 
früher Zeit, alfo lange ehe ber fragliche Todesfall wahrſchein⸗ 
lich eintrat, eine Fleine Summe verzinglich angelegt und folche 
durch Zufchlag der Zinfen vergrößert wurde, fei es Daß burch 
alljährlich Kleinere, allein allmählig auflaufende, Zuzahlungen 
das nöthige Kapital fich bildet. Das eine und das andere 
ift an fih auch bei befchränfteren Mitteln möglih. ine 
nähere Brüfung zeigt jedoch bald, daß der Ginzelne dieſe 
Maaßregel nicht mit unbedingter Sicherheit des Erfolges un- 
ternehmen kann. Grftend wäre e8 unthunlich,, feine kleineren 


‚Einlagen alsbald ficher anzulegen, oder gar Zinfe und Zin- 


feszinfen ihnen beizufchlagen. Zweitens ift die Lebensdauer - 
der Perfon, auf deren Todesfall geforgt werden fol, ungewiß, 
fomit auch eine Berechnung, wie viel einbezahlt werden muß, 
wenn das beftimmte Kapital am Todestage vorhanden feyn 
fol, ganz unmöglih. Cs kann fomit nur eine Vereinigung 


Mehrerer, welche fich in gleichem Falle befinden, zum Ziele 


führen. Eine folhe erlaubt eine einträglichfte Gelbverwal- 
tung, und bei ihr gleichen fich Die Schwankungen der einzelnen 
Lebensdauer zu fiheren Durchfchnittszahlen aus, welche denn 
einer Berechnung ber Einlagen zu Grunde gelegt werden 
können. Aus beiden Gründen muß fogar gewünfcht werden, 
daß der Verein fehr zahlreich fei. 

Bei ber allgemeinen Verbreitung des Beduͤrfniſſes findet 
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denn auch die Bildung von Vereinen zu feiner ‚Befriedigung 
feinerlei Anftand. Allerdings hat die Cinrichtung auch ihre 
Schattenfeiten. Das aufgefparte Kapital ift während der Leb⸗ 
zeit der fraglichen Perſon unverfügbar und höchftend ale 
Pfand zu benügen. Außerdem ergiebt ſich bei einem unge- 
wöhnlich langen Leben Berluft durch Mißverhältnig des Eins 
bezahlten und des endlich zu Beziehenden. Allein im Ganzen 
überwiegen bie . Bortheile entfchieden. Lebensverfiches - 
rungsvereine, (wie fie, ziemlich unpaffend, genannt wer⸗ 
den,) find daher in allen gefittigten Ländern vielfach aus— 
geführt. 

Die Einzelnheiten der Einrichtung können fehr verfchieden 
feyn. Ginmal läßt fich ein folcher Verein fowohl auf Gegen- 
feitigfeit ald auf ein -Gewinnunternehmen begründen. So- 
dann kann er lediglich Privatunternehmen feyn, aber auch mit 
Beihilfe und unter Leitung des Staates entftehen und geleitet 
werden.. Die Theilnahme kann entweder allgemein freigeftellt 
feyn, oder fich auf beftimmte Klaſſen von Perfonen oder auf 
gewiffe Dertlichfeiten befchränfen. Der Verein mag nur für 
die erften Gründer beftehen und fich mit ihnen abfchließen, 
ober durch fortgefehte Aufnahme neuer Mitglieder ſich ins 
Unbeftimmte erftrefen; ferner kann die Auszahlung des ver- 
ficherten Kapitales unter allen Umftänden veriprochen werden 
(bleibende Lebensverſicherung), oder nur wenn der Todesfall in- 
nerhalb einer beſtimmten Frijt eintritt (vorübergehende Verſiche— 
rung). Natürlich find die Vortheile für die Theilnehmer nicht 
bei. allen diefen Modalitäten die gleichen, und ift namentlich 
eine bleibende auf ©egenfeitigfeit gegründete Verſicherung 
mit Staatäbeihilfe das vortheilhaftefte und ficherfte; allein 
auch die im Allgemeinen weniger vortheilhaften Einrichtungen 
find nicht nur an fi immerhin noch von Nuten, fondern 
jelbft in beftimmten Fällen das für die Betteffenden paſſendſte. 
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Mag aber das Unternehmen ausgehen, von wen es will, 
und Nebenbeftimmungen feftftelen, welche es will, fo find 
immer gewifle allgemeine Regeln zu befolgen. 

Die Hauptaufgabe befteht darin, bie.richtige Durchſchnitts— 
zahl der wahrfcheinlichen Lebensdauer der Mitglieder zu finden, 
um darnach die Größe der Einzahlungen berechnen zu können. 
Ein Fehler in diefem Puncte ift wefentlih. Werben, wegen 
zu groß angenommener Lebensdauer, die Einzahlungen zu: 
nieder angejest, fo Fann bie Anftalt ihre Verfprechungen nicht 
erfüllen und müffen namentlih die fpät erft Auszuzahlenden 
Berlufte erleiden. Zu hoch beftimmte Einlagen dagegen bilden 


für alle Mitglieder einen unnöthigen Aufwand und verfchaffen, 
- je nad) der Grundlage. der Anftalt, entweder den Gewinn 


unternehmern einen nnbillig großen Bezug, oder bilden fie 
almählig einen von Niemand anzufprechenden, fomit nuß- 
Iofen Kapitalſtock. Es muß folglich mit der größten Umficht 
und mit pünctlicher Kenntniß der Gefege bes menfchlichen 
Lebens verfahren werden. Schon bei ber erften Berechnung 
find die zu Grunde zu legenden Sterblichfeits-Tabellen mit der 
größten Sorgfalt auszuwählen und namentlich ältere Arbeiten 
dDiefer Art wegen der itzt wefentlich- veränderten Sterblichfeits- 
Berhältnifie zu ‚vermeiden. Sodann aber müffen fie auch, 
wenn die Erfahrungen der Anftalt felbft aus längerem Zwi⸗ 
fchenraume vorliegen, genau nad) denfelben richtig geſtellt 
werden, indent nicht nur die Sterblichfeit einer ausgewählten 
Anzahl Menfchen eine etwas verfchiedene von der allgemeinen 
iſt, fondern auch örtliche Berhältniffe von Einfluß feyn können. 

Außerdem aber. find noch folgende Puncte bei Feftftellung 


der Sagungen und bei Verwaltung der Anſtalt im Auge zu 


behalten: 
1) Es iſt unräthlich, die ganze Summe zu verſprechen, 
welche eine ſtreng mathematiſche Berechnung als möglich nach— 
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weist, indem in ber Wirklichkeit leicht Kleine Störungen ſich 
ergeben können, ein Nichteinhalten des einmal Verſprochenen 
aber den Credit der Anſtalt untergrabt und zu endloſen Pro⸗ 
ceſſen führt. 


2) Beſondere Vorſicht iſt bei der Aufnahme jedes ein— 
zelnen zu Berfichernden nothwendig, nicht nur Hinfichtlich des 
wahren Alters, fondern namentlih auch in Beziehung auf 
deffen Gefundheitsftand, indem vorfichtigerweife nur Menfchen 
von normalem Gefundheitsftande aufgenommen werden können, 
weil die Berechnung der wahrfcheinlichen Lebensverfürzung 
bei Kranken ein allzu unficheres und fomit gefährliches Un— 
ternehmen if. Da die Zeugniffe der Hausärzte nicht zuver— 
läffig genug find, jo müfjen auch noch andere Nachforfchungen 
unter der Hand angeftellt werben. Bei den auf Gegenfeitig- 
feit berechneten Anftalten werden am beften einfichtövolle 
Mitglieder hierzu benügt, in deren Intereſſe die Abweifung 
Berdächtiger felbft liegt; ein Gewinnunternehmer hat vertraute 
Sehilfen zu benügen. eben Falles muß der leitenden Be- 
hörde die Abweifung eines Gemelbeten unbedingt und ohne 
Gründeangabe freiftehen. 


3) Dagegen können Lebend-Verficherungen nicht blos bei Sol⸗ 
chen angenommen werben, welche fich felbft zum Vortheile einer 
von ihnen begünftigten Berfon oder Sache um die Aufnahme 
interefliren, ſondern auch bei Dritten, vielleicht von dem 
ganzen Vorhaben Ununterrichteten, indem hieraus feine Art 
von befonderer Gefahr für Die Anftalt entfteht. 


4) Für die Verficherungsfummen ift ein höchfter und ein 
niederfter Betrag feftzufegen, damit weder. die zufällige frühe 
Auszahlung einer unverhältnigmäßig großen Summe die Ans 
ſtalt in Gefahr bringe, noch mit der Verwaltung ganz unbe- 

deutender Poften die Zeit zerfplittert werde. Bei fteigender 
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Theilnahme kann bie erlaubte Höchftzahl verhältnigmäßig 
erhöht werben. 


5) Da bie ganze Berechnung auf der Annahme einer 
richtigen Kinzahlung ber Beiträge beruht, jo müffen Mitglie— 
der, welche damit nicht pünctlich. einhalten, allen Anfpruch an 
bie Anftali verwirfen. 


6 Bei bleibenden Verſicherungen iſt die Theilnahme 
Solcher, welche eine beſonders gefährliche Lebensweiſe haben, 
nicht zu geſtatten, indem hier keine ſichere Berechnung der 
mittleren Lebensdauer möglich iſt. Bei vorübergehenden Ver- 
fiherungen mögen zwar auch Sole angenommen werben, 
welche einer befondern Gefahr entgegengehen, (natürlich gegen 
eine mit der Wahrfcheinlichfeit des üblen Ausganges in Ber: 
häftniß ftehende Prämie;) doch) ſchickt ſich ein ſolches Geſchäft 
hauptfächli für Gewinn-Unternehmungen, da eine ſichere 
Grundlage der Berechnung Doch nicht möglich ift. Auf Selbft- 
mord, Tod im Zmweifampfe und Hinrichtung ift jeden Falles 
die Verwirfung jedes Anfpruches zu feßen, theild weil dieſe 
Gründe der Lebensverfürzung vermieden werden Fonnten, theils 
damit nicht die zu einem verbotenen Echritte Entfchloffenen, 
um auf Koften der Anftalt für ihre Familie zu forgen, kurz zuvor 
noch eintreten und fomit gegen eine geringe Ginlage eine 
große Summe beziehen. 


Ein bedeutender Reſervefonds iſt hier unerläßlich; 
ein unnüges Anwachſen deſſelben aber wird bei gegenſeitigen 
Lebensverficherungen vermieden werden entweder Durch Zu— 
jchreiben des Meberflufjes zu den Verſicherungen ber Einzelnen, 
oder durch befien Verwendung zu Bezahlung eines oder eini- 
ger Jahresbeiträge, oder endlich durch bleibende Verminderung 
der Prämien. Die an fich auch denkbare Berloofung an Ein- 
zelne ift zu verwerfen, weil fie dem Ganzen ben Charakter 


94 


ber fichern Berechnung nimmt und ed in die Klaſſe der Slüdß- 
fpiele bringt ’). 

Befondere Forderungen an den Staat zur Begünfti- 
gung der Gründung und Berwaltung ber Lebenöverficherungen 
find wenige zu fielen, Die zur Theilnahme an biefen An- 
ftalten Geeigneten gehören bei Weitem zum größten Theile 
ben gebildeten Klaffen an, und find fomit fähig zur eigenen 
Einfiht in die Vortheile und Nachtheile der ihnen gemachten 
Vorſchläge. Die bedeutenden Summen aber, von welchen es 
ſich bei jeder Iebensfähigen Gefellfchaft diefer Art handelt, 
machen die Einrichtung einer genügenden Verwaltung möglich. 
Somit wird insbefondere vom Staate nur zu verlangen feyn, 
daß er abjihtlihe Täufchungen über den Gefunbheitäzuftand 
eined Aufnahmefuchenden als Betrugsverſuch beftrafe und 
amtlich verfolgen laſſe; ſodann daß er die Cautionsfumme, 
welche ein Gewinnunternehmer zur Sicherung der BVerficher- 
ten übergeben mag, in öffentliche Verwaltung nehme und nur 
zu ftatutenmäßiger Verwendung verabfolge. 


N 


1) Juvigny, Coup d’oeil sur les assurances sur la vie, Paris, 1810; 
Babbage, Bergleichende Darftellung der verfchiebenen Lebens- 
Aſſecuranz⸗Geſellſchaften. A. d. Engl. Weimar, 1827; Bleib- 
treu, Zweck und Einrichtung der Lebensverfiherungs-Anftalten. 
Garler., 1832; Littrow, Die Lebensverficherungen und andere 
Anftalten. Wien, 1832; Froriep, Ueber die L. V. A., Bemer- 
fungen vom medicinifhen Standpuncte aus mitgetheilt. Meimar, 
18375; Baily, Theorie der Lebensrenten, ‚Kebensverficherungen 
und fv weiter. Deutfh von Schnufe, Weimar, 1839; Schmelß, 
Ueber Wittwenfaffen und Lebensverficherungen. Dresd., 1841; der 
Artikel: Life Assecurance im Companion to the Almanac for 1831; 
ber Artikel: Lebens =Berficherung in Mac-Culloch, Handbuch 
für Kaufleute; meine Abhandl. in der Deutfch. Bierteljahr- Schrift, 
1838, 9. 3, ©. 245 fg. 
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6. 119. 


y) Ueber Verwandlung bes Rapitals in eine Rente, 


- Gerade entgegengefegt den bisher ‚gefchilderten Bemühun- 
gen, durch gemeinfchaftlihe Verwaltung und etwa Benügung 
günftiger Wechfelfälle eine übergewöhnliche Steigerung des Ka⸗ 
pitales zu bewirken, find diejenigen Sinrichtungen, welche be= 
zweden, ein Kapital in einer Reihe von Sahresrenten aufzu- 
Iöfen und baffelbe auf ſolche Weife ganz zu verzehren. Die 
Abficht und der Vortheil eines ſolchen Verfahrens ift, ein größe- 
res Einkommen aus einem gegebenen: Vermögen zu beziehen, 
als die bloſen Zinfen beifelben gewährt haben würden, der 


. Nachtheil aber fowohl für des Volkes Vermögen, als für die 


einzelnen Befiger (wenigſtens deren Erben,) befteht darin, daß 
nicht nur nicht auf Vermehrung des Vermögens hingearbeitet 
wird, fondern fogar bereits gemachte Erfparniffe wieder ver- 
ſchwinden. — Eine Erörterung auch dieſes Verhältniſſes und 
der Staatsaufgabe in Beziehung auf daſſelbe iſt nicht nur 
durch die wirthſchaftliche Bedeutung an ſich geboten, ſondern 


‚namentlich aber hier an der Stelle, wo der Gegenſatz ber fih 


wiberfprechenden Anftalten beide um fo mehr in ihr richtiges 
Licht febt. — 

Im Allgemeinen kann es feinem Zweifel unterlie- 
gen, daß Bermögensverwandlungen diefer Art nicht wünfchens= 


werth find. Wenn die bisher erörterten Kapitalfteigerungen 


wirklich nüslih und vom Staate nach Thunlichfeit zu fördern 
find, fo ergiebt ſich das Gegenteil von felbft in Beziehung 
auf Rentenbeftellungen. Und in ber That iſt es, immer im 
Allgemeinen geſprochen, als eine falſche Maaßregel von Sei-⸗ 
ten des Staates zu betrachten, wenn er auf Renten gerichtete 
Anſtalten begünſtigt oder gar ſelbſt errichtet. 

Doch darf dieſes Urtheil nicht allzu unbedingt feſtgehalten 
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werden. Bei ber Berwidlung und Berfchiedenartigfeit ber 
menfchlichen Verhältniſſe kann eine an ſich wenig lobens⸗ 
werthe Maaßregel unter gewifien Umftänden immerhin nod) 
relativ das Befte feyn. Und fo laſſen fich denn in der That Aus 
nahmefälle denken, in welchen die Verwandlung von Kapital 
in Rente fich rechtfertigt. Wenn 3.8. eine Reihe von Jahren 
hindurch jährlich eine beftimmte Summe in ein Geichäft ein- 
zufchießen ift, fo mag dieß am vortheilhafteften durch Beſtim⸗ 
mung einer eigenen Rente hierfür gefchehen. In anberen 
-Fällen erfordert bie fittliche oder wirthfchaftlihe Unzuverläflig- 
feit eined Menfchen, für deſſen lebenslänglihen Unterhalt 
‚Sorge getragen werden will, daß ihm nicht ein Kapital über: 
laffen, fondern eine entjprechende Rente angewiejen werde. 
Am häufigften endlich werden die Vermögensverhältniffe einer 
Perſon von der Art feyn, daß nur die allmählige Aufzehrung 
eines, mittelft der Zinfen zum Lebensunterhalte nicht hinrei- 
chenden, Kapitaled vor Mangel jchüst. Hier ift denn natür- 
lich eine geordnete und möglichſt vortheilhafte Verwandlung 
in Renten dem bloſen allmähligen Vermindern vorzuziehen, 
ſchon wegen ber Sicherheit des Ausreichens bis zum Lebens- 
ende. Und fo vielleicht noch in anderen Fällen. 

Bon einem unbebingten Verbote aller .eine Rentenbeitel- 
lung bezwedenden Einrichtungen und Gefellichaften Fann fomit 
feineswegs Die Rede feyn, nicht einmal aus dem Geſichtspuncte 
des Nutzens. Sondern es iſt nur ber Wunfch gerechtfertigt, 
daß diefe Art der Kapitalverwendung in richtigen Schranfen 
bleibe, und fomit nur ausnahmsweife vorfomme. Da aber, wo 
fie wirklich an der Stelle ift, mag fie immerhin felbft vom 
Staate begünftigt werden. | 

Zur genauen Ginficht in das Weſen der Sache ift jedoch 
eine Unterfcheidung der verfchiedenen Modalitäten ded Verfah- 
rend nöthig. Es läßt fich nämlich in Dreierlei wefentlich unter 
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fi) abweichender Art eine Rente beftellen. Einmal ald Leib- 
rente. Zmeitend als Tontine, deren es wieder verfchie- 
bene Unterarten giebt. Drittens als Wittwen- und Wai—⸗ 
ſen-Penſion. 

I. Am Einfachſten find die Berhältniffe bei ver Leib vente. 
Hier wird. blos nach der wahrfcheinlichen Lebensdauer des einzel- 
nen Rufttragenden berechnet, der wievielſte Theil aus bem 
von ihm zur Verwandlung beftimmten Kapitale ihm jährlich von 
Tage des Vertrages an abgegeben werden kann, fo daß mit 
dem letzten Lebensjahre auch der letzte Neft verzehrt iſt. Die 
Berechnung ift licht fchwierig und überdieß durch vortreffliche 
Anweiſungen erleichtert. Nur wenn eine Leibrente auf zwei 
oder mehrere Perſonen gemeinfchaftlich  beftellt werben fol, 
wird die Sache verwidelt. Der Eintritt iſt in jedem Alter und 
bei jedem Gefundheitdzuftande möglich; je Fürzer die voraus: . 
fichtliche Lebensdauer ift, befto beträchtlicher ift auch die Rente. 
Und die Benütungsmöglichkeit der Einrichtung ift in fo ferne 
noch vervielfältigt, ald eine Leibrente nicht blos für den Kapi⸗ 
talbeſitzer felbft, fonbern auch für einen Dritten beftellt wer- 
den Tann. 

Daß übrigend eine größere Anzahl von Sheilnehmern . 
auch hier für die Sicherheit der Unternehmung durchaus nöthig 
ift, bedarf nicht erft eined Beweiſes, denn wenn ein Rentebe- 
rechtigter über die mittlere Lebensdauer hinaus lebt, entfteht 
eben fo gewiß ein Nachtheil für die Anftalt, als fie anderer 
Seits bei einem vor der Durchfchnittözelt erfolgenden Tode 
gewinnt, 

. Der‘ Grundgebanfe ber Unternehmung und die eigene 
Abſich der Unternehmer können verſchiedenartig ſeyn. Vorerſt 
iſt es keineswegs unmöglich, eine auf Gegenſeitigkeit gegrün— 
dete Geſellſchaft zu bilden. Häufiger aber, und auch wohl 
paſſender, wird das Geſchäft auf Gewinn unternommen. End⸗ 

Mohl, Polizei. II. Zweite Auflage. 7 


— 
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lich ift es nicht felten fchon vorgefommen, baß ber Staat felbft 
fi zur Eingehung von Leibrenten =» Verträgen angeboten hat, 
namentlich zum Zwede einer Geldaufnahme. — Bon biefen 
verfchiedenen Unternehmungen bieten natürli) Die gegen 
feitigen den Theilnehmern ben größten Gewinn, Die Staats- 
Teibrenten aber die größte Sicherheit. Doch hat eine richtigere 
Einfiht in die Pflichten und in ben wahren Ruben bes Staa- 
tes die Gingehung folcher Berträger in neuerer Zeit felten und 
unbeliebt gemacht '). 

Die Aufftellung befonderer Regeln, deren Befolgung ber 
Staat von den zur Abreichung von Leibrenten gebildeten Vereinen 
und Unternehmungen zu verlangen hätte, ift bei der Einfachheit 
ber Sache überflüflig. Er jelbft aber hat ben Gebrauch biefer 
Anftalten auf Feine Weife zu befördern, indem diefelbe doch nur 
in feltenen Fällen paffend und fittlich erfcheint 2). 

II, Unter Tontine verftehbt man eine mehr oder we⸗ 
niger zahlreiche alterögleiche Gefellichaft, welcher eine jähliche 
Summe in ber Art ausbezahlt wird, daß fie das Ganze von 
Tage bed Vertraged an bis zum Tode bes legten Theilnehmers 
vol empfängt, während in der Geſellſchaft jelbft Die Weberle- 
benden immer den Antheil der Verfterbenden erben >). 


1) S. Nebenius, Oeffentlicher Eredit, 2te Aufl., S. 340 fg. 

2) Marperger, Montes pietatis, &, 274 fg.; Euler, Sur les rentes 
viageres, in den Acten der Berliner Afademie, Jahrg. 1760; 
Tetens, Anleitung zur Berechnung der Leibrenten. J. II, pz., 1785; 
Laplace, Essai philosoph. s, 1, probabilites, 4te edit. Paris, 1819; 
Milne, Treatise on Annuities. I. II, Lond.; Meyer, Anleitung zur 
Berechnung der Leibrenten und Anwartfhaften. Kopenh., 1823; der 
Art, Leibrente in Mac-Culloch's Handbuch. 

3) Es find allerdings mancherlei Modificationen des Tontinenverkrages 
möglich, fo daß z. B. der Antheil des Einzelnen auch im günftigften 
alle eine beftimmte Höhe nicht überfteigt, der Neft aber entweder . 
Gewinn der Unternehmung ift, oder jüngern Altersflaffen zu Gute 
fommt u. |. w. In des Hauptfache Andern jebuch dieſe Abaͤnderun⸗ 
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Somit ift denn die Tontine nichtd anderes, ald eine Mo- 
bification der Leibrente. Allein fie barf in der Beurtheilung 
nicht mit derfelben zufammengemworfen werden, da fie in ihren 
Wirkungen, fowohl in Beziehung auf das Volfs-Vermögen, als 
auf ben einzelnen Theilnehmer, von berfelben bedeutend abweicht. 
— In erfterer Beziehung ift derUnterfchieb ganz zum Vortheile ber 
Tontine, indem bier Feineswegs das ganze Kapital in Form 
von Rente verzehrt wird, fondern es zu einem bedeuten- 
ben Theile nur von einem Befiger auf den andern unter ber 
Bedingung vorläufiger Zinfen-Bezahlung übergeht. Dieß ift 
namentlich bei allen benjenigen Altersflaffen ber Fall, welche 
der Jugend der Mitglieder wegen nur eben ben landesüblichen 
Zins oder gar noch weniger anfänglich erhalten; und nur bei 
ben höheren Altersklaſſen, welchen eine höhere Rente gegeben 
werben muß, ift e8 möglich, daß eine theilmeife oder gänzliche 
Verzehrung des Kapitales, ja vielleicht fogar bei befonders 
langen Leben eines Mitgliedes noch ber Verluft eines Zufchuf- 
ſes eintritt. — Für die Einzelnen dagegen ift das eigenthümliche 
Weſen der Tontine von fehr zweifelhaftem und ungewiſſem 
Vortheile. Als nüglich erfcheint allerdings, daß die lange 
febenden Mitglieder zwar anfänglich eine geringere Ginnahme 
erhalten, als bei einer einfachen Zeibrente, Daß ihnen aber mit 
fteigendem Alter ein immer, vielleicht biß zu fehr hohem Be— 
trage, zunehmendes Einfommen zu Theile wird. Dagegen ift 
auf der andern Seite nicht zu überfehben, daß die Mehrzahl 
der Theilnehmer offenbaren Verluſt erleidet und für die Ab— 
tretung ihres Kapitales durchaus nicht entfchädigt wird, indem 
fie fterben, ehe fie in einen Renten-Betrag eintreten, welcher 
fich über Die gewöhnlichen Zinfen, bei welchen denn doch Das Stapi= 
tal Eigenthum bleibt, irgend erhebt. Der große Gewinn ein- 


gen nichts, und oft haben fie den Fehler, die Einficht in das Wes 
fen und die Wirkungen des Gefchäftes fehr zu erfchweren. , 
; ; Pr) ’% 2: 
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zelner ange Leberlebender ift aber natürlich für die Verfürzten 

‚ und ihre Erben fein Erſatz. Da nun überdieß eine folche 
Anftalt durch die von ihr dbargebotene Möglichkeit, durch Auf- 

opferung des Kapitaled ein müßiges Leben fogar mit fleigender 
Bequemlichkeit hinzubringen, die Selbftfucht, Arbeitöfcheue und 
Verſchwendung mächtig fördert, damit aber im Allgemeinen 
wirthfchaftlich und fittlich höchſt nachtheilig wirkt: fo erfcheint 
im Ganzen auch die Theilnahme an einer Tontine Teineswegs 
als wünfchenswerth, und das Dafeyn berfelben nicht als ein Bor- 
theil.. Es mögen einzelne Ausnahmefälle vorfommen, in wel 
chen eine folche Aufzehrung ded Kapitales mit Gewinnhoffnung 
.fich entfchuldigen und jelbft rechtfertigen läßt: allein fie find 
ale Ausnahmen zu betrachten, und eine allgemeine Theilnahme 
erfcheint fowohl als ein Unglüf, wie als ein fchlimmes Zei- 
chen des Geiſtes einer Zeit und eined Volkes 5). Ein Urtheil, 
welches durch diefe oder jene Modificationen des Planes und 
Durch Fünftliche Verfchlingung der Interefien der Theilnehmer 
eher verftärft als gefchwächt wird 5). 

4) Meber die Nachtheile der Tontinen in fittlicher und volfswirthfchaft: 
licher Beziehung ift nur Eine Stimme. Man fehe was $or- 
bonnais, Say, Lotz, Nebenius, Maldyus darüber fagen. 

5) Dieß find denn auch die Urſachen, welche die feit etwa einen Sahr- 
zehnte fu fehr anwachjende Verbreitung der ſog. Rentenanftal- 
ten (in Wien, Stuttgart, Karlsruhe, Berlin u, f. w.) nur mit 
Dedauern betrachten laſſen können. Abgefehen von einzelnen un 
zweckmäßigen und felbft widerfinnigen Beftimmungen, und ſogar 
abgefehen von offenbaren Täufchungen der Ginfichtslofen über die 
Vortheile diefer Anftalten, ift der ganze Grundgedanke ein unglüd- 
licher. Die Theilnahme an ſolchen Rentenanftalten ift lediglich dem 
Einfegen in eine Lotterie gleichzuftellen, und auch nur als ſolche 
wird fle von verftändigen und gewiffenhaften Vertheidigern (3. B. 
von Beder) angerathen. Die Berwendung großer Summen zu 
ſolchem Spiele läßt fich aber aus feinem Gefichtspuncte als wün- 
ſchenswerth barftellen. Sicherlich werden fünftige ‘Zeiten Mühe 
baben, eine folche Verbreitung von Selbfttäufchungen und ein folches 
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Somit ift denn natürlich eine Veranftaltung oder auch 
nur Unterftügung von Seiten des Staates auffer Frage, viel- 
mehr Iiegt der Regirung hier noch die Pflicht befonders nahe, 
bie Blane neuer Privatunternehmungen von Sachverftändigen 
prüfen zu laſſen. Wenn alfo in benfelben entweder offenbare 
Täufchungen, 3. 2. unmögliche Wahrſcheinlichkeits⸗Berechnun⸗ 
gen, enthalten find, oder feine genüigenbe Sicherheit für richtige 
Abreihung ber Renten gegeben ift, ‚endlich wenn allgemein 
ſchädliche und wiberfinnige Vorfchläge, 3. B. allmählige YAuf- 
_ hänfung einer ungeheuere Kapitalmaffe ohne Eigenthümer, ent⸗ 
halten find: fo muß geradezu ein Verbot erlafien werden, 

II. Eine Wittwen-Penfion ift eine Rente, welche 
einer Zrau von bem Tode bed Chemanned -an bezahlt wird, 
und zwar entweder lebenslänglich oder bis zu ihrer Wieder- 
verehligung. Waifen-PBenfionen aber find Renten für 
hinterlaffene Kinder, beginnend mit dem Tode des Vaters, in 
‚der Regel aber nur bis zu einem beflimmten Lebensjahre ber 
Renteberechtigten dauernd. Der Zweck beider Arten von Ren⸗ 
ten iſt die Verſorgung der Hinterlaſſenen nach dem Tode des 
ernährenden Familienhauptes; die Erwerbung bes Anfpruches 
aber geſchieht entweder durch einmalige Einzahlung eines ent- 
jprechenden Kapitales oder durch jährliche Beiträge während 
ber Lebensdauer des Gatten und Pater ), und zwar 








Berfennen der nächſtliegenden ſtaatlichen und volfswirthfehaftlichen 
Rücfichten zu begreifen. ©. über diefen Gegenftand meine Erör- 
terungen über die allgemeine Rentenanftalt in Stuttgart, Tüb,, 1838; 
meine Unterfuchung ver für die Verwaltung der a. R. A. vorge: 
brachten Bertheivigungsgründe. Tüb., 1838; meine angef. Abh. 
in der Deutſch. Viert. J. Schr.; Salomon, Ueber Lebensverſiche⸗ 
rungsanſtalten. 2te Aufl, Wien, 1840; Becker, Ueber Gewinn u. 
Derluft bei Renten-Anftalten. Berl., 1842, 

6) Die Ausdehnung einer ſolchen Verſorgung auf Andere, als die 
nächſten Bamilienglieder, ift zwar feineswegs unmöglich; allein fie 
ift minder gebräuchlich, und deßhalb wird im Folgenden feine weis 
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in dem einen wie in dem anderen Falle mit foldher Be- 
rechnung der Summe, daß biejelbe mit dem wahrfcheinlichen 
Tode des Renteberechtigten oder mit dem vertragsmäßigen 
Austritte aus der Anftalt vollig aufgezehrt if. Natürlich bil⸗ 
den auch hier die mittleren Sterblichfeitd-Verhältnifie Die Grund- 
lage der Berechnung; Doch erfchweren hier weitere Momente 
die Gewinnung eines fichern Ergebniffes. Bel den Wittwen 
- Tommen bie gegenfeitigen Alterdverhältniffe ber Ehegatten, Die 
Wiederverheirathung von Wittwen, Die früheren Todesfälle von 
Frauen in Betracht; bei den Waiſen die Durchfchnittszahl ber 
Kinder einer Ehe und ihres Alters beim Tode der Väter. 
Sehr leicht ift daher ein Irrthum, d. h. Unmöglichkeit der 
Leiftung des Verſprochenen; und ſchon fehr viele Wittwen- 
und Waifenfafien find in Folge unrichtiger Grundlagen zum 
großen Schaben der Betheiligten zahlungsunfähig geworben. 
Wünfchenswerth wäre aus Diefem Grunde namentlich eine 
Vereinfachung der Berechnung durch Befchränfung der An⸗ 
ftalten auf Wittwen allein; allein da hier in vielen Fällen 
gerade die hilfebedürftigfte Noth, die von Alternlofen Waiſen, 
unberüdfichtigt bliebe,. fo muß davon abgeftanden und eine 
befto pünctlichere Berechnung empfohlen werden. 
| Die durch eine Penſion bewirkte Sicherung ber Familie 
gegen Noth ift allerdings nicht fo umfaffend und gründlich, 
als die durch ein frei verwendbares Kapital befchaffte. Allein 
ed haben die Wittwen und Waifenfaffen den höchft bedeutenden 
Vorzug, daß ein Anfpruch an fie für einen verhältnigmäßig 
unbedentenden Beitrag erworben werben kann, theil weil bei 
der Wittwe im Durchfcehnitte nur für wenige Jahre zu forgen 
ift, jomit hierfür fchon ein kleines Kapital hinreicht, theils 


tere Rückſicht darauf genommen. Im Uebrigen wären im Wefent- 
lichen diefelben Grundſaͤtze auch bei einer folchen erweiterten Anftalt 
zu befolgen, j 
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weil die.Rente bei ben Kindern mit einem beftimmten, nicht 
entfernten Sahre aufhört. Hierdurch aber wird ber Beitritt 
Unzähligen möglich, welchen die Einlagen in eine einfache 
Sparfafje zu unbedeutend, bie in eine Lebensverficherung zu 
hoch gemefen wären, und welche doch eine minder volfländige 
Sicherung ber Ihrigen einem gänzlichen Unterlaffen aller Bors 
forge mit Recht.vorziehen. Diefer Nutzen einer Seite, und die 
Häufigkeit und Größe ‚des Behürfnifies anderer Seits find 
denn ein hinreichender Grund, die Wittwen- und Waifenkaffen 
unter die gerechtfertigten Anftalten zur Verwandlung von 
Kapital in Rente aufzunehmen, und ihnen fogar, wo es nöthig 
it, Staatsunterftügung angebeihen zu laſſen. 
Das Unternehmen felbft kann anf verſchiedene Weife ber 
gründet werben. Nicht nur kann ed nämlich von Privaten 
ausgehen, ſei ed nach dem Grundſatze ber Gegenfeitigfeit, ſei 
ed ald Gewinn Unternehmung; fondern es ift auch thunlich, 
daß eine öffentliche Verwaltung (der Staat, Die Kirche, eine 
Gemeinde u. f. mw.) eine ſolche Anftalt für gewiſſe mit ihr 
verbundene Perfonen 'errichtet und unterhält. In dem Iebtern 
Falle tft häufig die Theilnahme nicht einmal freiwillig für 
den Einzelnen. — Daß Gewinn -Unternehmungen hier, wo . 
ed fich von der höchftmöglichen Benützung der dargefchoffenen 
Kapitale zu Zweden der Anftalt fo wefentlich handelt, ferner 
bei ber Unficherheit der Berechnung, weniger paffend find, 
bedarf wohl kaum eines Beweifes. Weber die verhältnigmäßige 
Güte der gegenfeitigen Brivatfaffen und ber von öffentlichen 
Behörden veranftalteten läßt fich ein allgemeines Urtheil nicht 
wohl abgeben, da die Iegteren, mit dem Rüdhalte einer reichen 
Kaſſe und im Befige einer Zwangsgeſetzgebung, bie natürlichen 
Geſetze der Anftalt nicht zu beobachten brauchen, fomit mehr 
oder weniger gewähren können, ald es einer Privatgefell- 
fchaft möglich iſt. Nur fo viel iſt gewiß, baß bei gleichen 
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Bedingungen eine öffentliche Wittwen - und Waifenfafle weit 
sorzuziehen iſt wegen ber größeren Sicherheit der Leiftung. Im 
Debrigen kann von einer allgemeinen Zwangöverpflichtung 
des Staates, ſolche Anftalten zum beliebigen Gebrauche ber 
” Staatsbürger zu gründen, nicht bie Rede fenn. Die Moͤg⸗ 
lichkeit, auch ohne Staatsunterflügung den Zwed zu erreichen, 
liegt vor; bie (ſomit nicht nothwendige) Uebernahme ber Be⸗ 
ſorgung auf den Staat würde aber demſelben eine höchſt 
bedeutende Laſt auflegen. Nur wo eine öffentliche Verwaltung 
noch ein befonderes Sutereffe bei dem Zuſtandekommen der 
Sache hat, 3. 3. alfo für ihre Mitglieder oder Diener, iſt ein 
zureichenber, wenn auch nicht gerade ein zwingender, Grund 
zur Einrichtung vorhanden. 

Die allgemeinen Regeln, welche von einer auf ihre eigene 
Kräfte befchränften und eine Sicherheit ihrer Leiftungen beab⸗ 
fichtigenden Wittwen- und Waiſen⸗Kaſſe befolgt werben mäfen, 
find folgende: 

1) Da die Berüdfichtigung der Geſehe der mittleren 
Lebensdauer die Bedingung des Beſtandes einer Wittwen⸗ und 
Waiſen⸗Anſtalt iſt, ſo muß eine ſolche allerdings eine bedeu⸗ 
tende Anzahl von Mitgliedern zählen. Allein eine Befchränfung 
auf gewiſſe Klaffen, je für eine eigene Anftalt, hat den großen 
Bortheil einer größeren Gleichheit der Lebensverhältniffe und 
fomit auch ber Sterbefälle, Jeden Falles find Kamilienväter 
auszufchliegen, welche aufjergewöhnlichen Gefahren ausgefebt 
find, 

2) &8 muß ein höchfter erlaubter Altersunterfchied awifchen 
Eheleuten ald Bedingung der Beitrittsfähigfeit feftgefest feyn, 
Damit ber Kaffe Feine allzulange laufenden Renten aufgebürbet, 
und namentlih damit nicht Heirathen mit alten Männern 
zur Gewinnunternehmung auf.Koften der Kaffe werden. Im 
Uebrigen ift bie Rente ber Wittwen und der. Waifen in fefter 
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Größe und ohne Nüdficht auf längere oder kurzere Beiträge 
bes einzelnen Mitgliedes zu beftimmen ”). 

3) Nur Männer in normalem Gefunbheitszufianbe find 
aufnahmefähig. Uebrigens ift Die genaue Unterfuchung in 
jedem einzelnen Falle der Feftfebung von BProbejahren vorzus« 
ziehen, als welche den Nugen ber Anftalt ſehr vermindern und 
vom Beitritte abhalten. 

4) Wieberheirathenden Wittwen iſt eine mit ihrem Alter 
‚und ihrer Penſion in Verhältniß ſtehende Abfindungsſumme 
in Ausſicht zu ſtellen, um ſie zur zweiten Ehe williger und 
geſuchter zu machen. 

5) Der Refervefonds darf dad wahrſcheinliche Bedürfniß 
nicht Tiberfchreiten, da nur übermäßige Zahlungen diefe Wir- 
fung haben können. Im Yale einer foldhen Anhäufung ift 
ber Ueberfchuß zurückzuſtellen und der Beitrag für Fünftig ent» 
fprechend zu vermindern ®). 


8. 77. 


2) Beförderung der wünfhenswerthen Bereinigung von 
Kapitalen zu beſtimmten Zweden. 


Ohne Zweifel hat es entfchiedene Vortheile, wenn bas zu 
einem großen Unternehmen erforderliche Kapital in Einer Hand 


7) A. M. iſt Schulz in der angef. Schrift; allein es leuchtet ein, 
bag bei ungleichen, d. h. anfänglich Fleinen, Penfionen gerabe ber 
Hauptnugen der Anftalt wegfällt, Und da jeden Falles nur nach 
Durchſchnittszahlen gerechnet wird, fu ift gar fein Grund dazu vor⸗ 
handen. Bon Unbilligfeit fann bei Flaren Saßungen und bei ber 
für Jeden gleichen Gewinn: und Berlufi:Möglichfeit gar nicht die 
Rede feyn. 

8) Die LKiteratur über diefen Gegenftand ift ſehr reich. Bon älteren 
Schriften verdienen namentlich die von Kritter, Tetens und 
Karften verfaßten Erwähnung. Unter den neuern aber: Kaukol, 
Anftchten über die zweckmäßigſte Einrichtungen der Wittwen- und 

Waiſen⸗Penfions⸗Inſtitute. Wien, 1825; Kramer, Noch einiges 
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iſt. Es gewinnt dabei, wenigftens in ber Regel, die Richtigkeit 
des Planes, die Sparfamfeit der Ausführung und die Kraft 
ber Verwaltung. Allein deßhalb wird ein Unternehmen noch 
nicht unmöglich oder unräthlich, wenn eine ſolche Vereinigung 
großer Kapitale in Einer Hand nicht beſteht. Es kann ſich 
füglich ereignen, daß das nothwendige Kapital im Allgemeinen 
wohl vorhanden ‚daB es aber unter giner bedeutenden Anzahl 
von Gigenthümern vertheilt ift, von welchen es dann einge- 
fammelt und zu dem beftimmten Zwecke vereinigt werden muß, 
mit anderen Worten, ed kann nur beziehungsweifer Mangel 
an Kapital feyn. Namentlich wird bieß leicht eintreten bei 
großen Unternehmungen eines Volkes, welches zwar allgemein 
wohlhabend ift, bei welchem fi) aber nur wenige fehr Reiche 
befinden. — SKeined Beweiſes bedarf es num freilich, daß es 
auch hier in der Hauptjache Aufgabe der Unternehmer ift, die 
einzelnen Kapitalbefiter zur Theilnahme zu bewegen zu fuchen. 
Allein ed giebt doch auch Mittel zur leichteren Vereinigung 
ber einzelnen Kapitale zu einem beftimmten Zwede, welche 
nur unter öffentlicher Auctorität beftehen können. Hierher 
gehören : | 
1) Die Bildung von Actien-Gefellfhaften unter 
Aufficht des Staates. Allerdings zeigt eine fehr häufige Er- 
fahrung, daß fich zu vortheilhaft fcheinenden Unternehmungen 
auch ohne alles Zuthun des Staates Gefellfchaften bilden: allein 
es wird nicht nur das Zuftandefommen unter allen Umftänden 
Durch eine zweckmäßige Gefebgebung erleichtert, auch dadurch 
Das allgemeine Intereffe gegen mögliche Mißbräuche gewahrt; 
fondern in manchen Fällen wird eine Einwirfung des Staates 
Bedingung des Zuftandefommens feyn. Es find daher 


über Wittwen-Anftalten, Brünn, 1825; Stelzig, Ueber Wittwen- 
und Waifen-Anftalten. Prag, 1828; Littrow und Schmalzr 
in den oben bereits angeführten Schriften. 
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a) jeden Falles beftimmte und ausführliche Geſetze über Die 


c) 


rechtlichen Verhältniffe der Actiengefellfchaften und ihrer 
Theilnehmer zu geben. Die Hauptgefichtspuncte müffen 
babei ſeyn: Befreiung der Actienbefiger von weiterer 
Verbindlichkeit gegen Dritte und gegen Die Gefellichaft, 
als zum Nennbetrage der Actien; Recht zur Auflöfung 
der Geſellſchaft durch einen Beſchluß der Mehrzahl der 
Theilnehmer; genaue Feftftelung der Rechte der Leiter 
und Verwalter. 


b) Zur Verhinderung bes fo fehr gemeinfchäblichen Spieles 


mit Actien, und zur Sicherung der allmühligen Einbe- 
zahlung des ganzen Betrages, d. h. des Zuftandefommens 
ber Unternehmung felbft, ift ein Verbot, die Actien vor 
Einbezahlung des gefammten Nominal- Betrages an ben 
Börfen öffentlich mit einem Gurfe zu notiren ſehr 


wünſchenswerth. 


Zur Sicherſtellung der Theilnehmer gegen Betrug oder 
Selbfttäufchung von Seiten der Gründer und Uhnter- 
nehmer erfcheint e8 als zwedmäßig, wenn jede öffentlich 
zum Beitritte auffordernde Actiengefellichaft ihren Plan 
fammt feiner Begründung der oberften Polizeibehörde 
vorzulegen, diefe aber ihn durch Sachverftändige prüfen 
zu laſſen fchuldig if. Wenn auch ein förmliches Verbot 
eines nicht ald mwünfchenswerth erfundenen Planes nur 
in. dem Falle einer durch Betrugsverfuh begründeten 
Zuftändigfeit der Präventiv-Juſtiz gerechtfertigt erfcheint: 
fo fteht boch ‚dem Staate jeden Falles das Recht einer 
öffentlichen Warnung zu; und umgefehrt mag er bie 
paſſend erachteten öffentlich empfehlen. Auch follte es 
den gebilligten Geſellſchaften immer erlaubt feyn, fich einen 
Regirungs-Commiſſär zur Ueberwachung ber flrengen 
Einhaltung der Statuten zu erbitten. 
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® Endlich erfcheint es in gewiſſen, freilich feltenen, Fällen 
als gerechtfertigt, wenn ber Staat burch eigene Theil- 
nahme dad Zuftandefommen einer Actien = Gefellfchaft 

‘ fördert. Borzugswelfe wird dieß an ber Stelle feyn, 
wenn nur Die Reuheit des Unternehmens von ber Theil 
nahme abfchredt, oder nicht das ganze erforderliche Ka⸗ 
pital in den Händen von Privaten if. Eine folche 
Theilnahme des Staates kann aber auf mehrfache Weife 
ftattfinden, namentlich durch Uebernahme einer Anzahl 
Actien, oder durch Gewährleiftung eines Minbeftertra- 

Ä ged. Im erfteren Falle bat der Staat unter allen Um- 
.  ftänden eine baare Kapitalauslage, vielleicht von be⸗ 
deutender Größe und mit Vermehrung ber öffentlichen 
Schuld, zu erwarten; dagegen fieht er aber auch einem 
Ertrage entgegen. Bei der Uebernahme einer Gewähr- 
leiftung dagegen wird zwar eine unmittelbare Ausgabe 
vermieden, aber auch nicht blos auf jeden Gewinn ver- 
zichtet, fondern jeder üble Wechſelfall unbedingt und allein 
übernommen. Somit eignet ſich benn das erftere Un- 
terftügungsmittel zunächft da, wo ohne den Staatsbei- 
trag das erforderliche Kapital gar nicht zufammen zu 
bringen "wäre, oder wo mit Beftimmtheit ein bedeuten- 
ber Gewinn zu erwarten fteht, der Staat aber die 
nöthige Summe befchaffen Tann. Das zweite Mittel 
ift an und für fich da anwendbar, wo einer Seits das 
Vertrauen bei dem Volke fehlt, anderer Seits der Staat 
bie erforderliche Kapitalfumme, um das Unternehmen felbft 
zu machen, nicht aufbringen oder nicht entbehren Tann, 
oder er Die Summe feiner öffentlichen Schulb nicht ver- 
mehren will, In beiden Fällen muß aber der Staat 
höchft vorfichtig verfahren, um nicht die öffentlichen Gel- 
der zu verfchwenden, Befonders darf eine Zinfengewähr- 
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leiſtung, welche überdieß gar mancherlei Nebennachtheile 

hat, nur im Außerften Nothfalle übernommen werben *), 

2) Viele verfügbare Geldvorräthe, welche Privaten ge- 
hören, find zu allen Zeiten unter öffentliher Verwal- 
tung, fo ald Depofiten, Minderjährigengut u. ſ. w. In der 
Kegel dürfen foldhe Gelder nur gegen fichere Pfänder und 
unter anberweitigen firengen Borfichtömaaßregeln ausgeliehen 
werben. Auch ficher mit Recht. Doch kann e8 Unternehmuns 
gen geben, welche bei großer Zuverläffigfeit für das Kapital gute 
Zinfen verfprechen, ohne Daß aber eine Pfandbeitellung zuläfftg 
wäre. Hier fann die Regirung durch die Geftattung einer 
Theilnahme auch für die unter öffentlicher Aufficht ftehenden 
Gelder reichliche Zuflüffe verfchaffen. Natürlich: muß fie fi 


1) Bekanntlich find in neuer Zeit große Actien = Unternehmungen 
unter Zuficherung eines beflimmten mindeſten Erfrages zu Stande 
gefommen, fo 3. B. in Preußen und Frankreich. Und eine Zeit: 
Yang fand diefe Art der Staatsunterftügung entfchievenen Beifall, 
Man ſehe z. B. Arzberger, Eifenbahnen, S. 78; Hanfemann, 
Ueber die Ausführung des pract. Eiſenbahnſyſtems, S. 50. Allein 
mit Recht haben ſich allmählig auch Stimmen dagegen erhoben. 
Man findet es unbillig gegen die Steuerpflichtigen, daß dem Staate 
nur ſchlechte Wechfelfälfe, nie aber einen Gewinn zufallen fol. 
Es wird auf die möglicherweife große Störung des Staatshaus- 
haltes hingewiefen, wenn der Tall des Einftehens der Staatsfaffe 
wirflich eintreten follte. Ferner auf die durch folche Fünftliche Mittel 
dem Gewerbe und dem Aderbau entgehenden Kapitale; auf das 
verderbliche Börſenſpiel; endlich auf die Wahrſcheinlichkeit, daß 
ber Staat ſchließlich feiner Gewährleiftung durch ſchwere Opfer ſich 
werden entziehen wollen und müffen, Vergl. Volz in der Tübinger 
Beitfehr, f. Staatew,, 1844, 9. 2, ©. 390 fg. Diefe Einwen- 
dungen find ficherlich ganz gerecht; nur möchte der bei bloſer Zinfen- 
gewährleiftung erfparten Vermehrung der Kapitalfchuld des Staates 
yon den Gegnern nicht die richtige Rechnung getragen feyn. Die 
Lehre, daß die Größe diefer Schuld gleichgültig fei, wenn nur für 
die Zinfen geforgt fer, it denn doch eine, gelinde gefagt, Höchft 
gemwagte, - 
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aber von ber unbeftreitbaren Sicherheit bed Unternehmens 
burch genaue Unterfuchung überzeugt haben. 


g. 121. 
3) Förderung bes individuellen Credites. 


In Grmanglung von eigenem genügenden Kapitale fann 
Creſdit das. Fehlende verfchaffen. Derfelbe ift entweber 
dinglicher ober perfünlidher, je nadjdem auf ein ge= 
nügendes Unterpfand oder fchon auf bie guten perjönlichen 
Gigenfchaften des Gelbfuchenden geborgt wird. Cine Forde- 
rung deſſelben ift von großer öffentlicher Bedeutung, weil 
dadurch dem Gedanken auch die Mittel verliehen werben, und 
der Zufall in der Bertheilung der Glüdögüter wieder gut ge= 
macht wird 9. Natürlich kann der Staat nicht die Aufgabe 
haben, die materielle Grundlage für den binglichen Grebit 
oder die Berüdfichtigung "für die Perfon zu verfchaffen, wo 


1) ©. Nebeniug, Der öffentliche Credit, 2te Aufl, S.1fg.; Rau, 
Volkswirthſchaftslehre, S. 317 fg.; Schüz, National-Oekonomie, 
S. 120 fg. — Allerdings kann der Credit auch mißbraucht werden 
zu unüberlegten Unternehmungen und zu Verſchwendung. Allein 
dieß find doch nur Ausnahmsfälle, wegen deren der Nutzen in ber 
Haupffache nicht geläugnet noch gemißt werden fann. Müßte man 
doch fonft ſich auch gegen das Eigenthum felbft erflären, denn aud) 
dieſes kann Mmißbraucht werden. Wenn alſo z. B. Sparre, Le—⸗— 
bensfragen im Staate, Bd. I, ©. 169 fg., fich gegen die leichte 
Benutzung des Credites (zumächft von Eeiten der Landwirthe) erklärt 
und Mittel dagegen in Borfchlag bringt: ſo Freußen ſich hier Miß- 
verfländniffe aller Art, Natürlich ift es zuträglicher, mit eigenem 
Kapitale zu wirthfchaften. Allein nicht dieß ift die Frage; fundern 
vielmehr, ob Der, welcher fein eigenes Kapital hat, ein fulches 
leicht foll finden fünnen, oder beffer es entbehre? Und das, unter 
Anderen, als Oegenmittel empfohlene gänzliche Verbot der Verpfän- 
dung von Stammgütern möchte von mehr als zweifelhaften Nutzen 
für die Befiger und für das Volksvermögen feyn, 
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folche fehlen; allein er kann die Benügung der vorhandenen 
Grebitbedingungen möglih machen, und an bie Gtelle ber 
Meberzeugung, baß der Schuldner feine Verpflichtung erfüllen 


wolle durch zweckmäßige gefegliche Einrichtungen die fegen, 
daß er fie einhalten müffe, dadurch aber den Grebit aller- 


dings fehr fteigern. Solche Vorkehrungen find benn: 
1) Hinſichtlich des dinglichen Credites: 

a) Ein richtiges Syſtem ber Pfand-Geſetzgebung, 
welche bei jedem Gegenſtande die Geltendmachung ſeines 
eigentlichen Werthes möglich macht, und nicht den Act 
der Creditbenuͤtzung (Verpfändung) durch unnöthige 
Förmlichkeiten oder Abgaben erſchwert. In erſterer Be- 
ziehung tft dag Syſtem der Specialität und der Deffent- 
lichkeit der Pfänder und der Aufhebung aller gefetlichen 
Generalhypotheken fehr zu. empfehlen. 

b) Die Errichtung von Gredit-Anftalten, d. h. von 
Kaflen, welche fich zwifchen die Geldfuchenden und bie 
Kapitaliften in die Mitte ftellen, einer Seits zu mög— 
lichft niederen Zinfen borgen, anderer Seitö gegen ge= 
nügende Sicherheit ausleihen. Die größere Sicherheit 
für die. Gläubiger, und daher die Bereitwilligfeit der- 
felben zu Darlehen, beruht entweder auf einem entfpre- 
chenden Nefervefonds der Kaffe oder in einer Gefammt- 
verbindlichfeit ber Schuldner. Der Bortheil für die letzte— 
ren befteht aber theild in ber Annehmlichfeit nur mit der 
Kaffe, nicht mit. Einzelnen, binfichtlih ber Geldauf- 
nahme und der Zinszahlungen zu verkehren; theils in 
der Chäufig feftgefegten ) Unauffündbarfeit von Seiten 
der Gläubiger; theild in dem, durch Erhöhung ber 
Sicherheit bewerfftelligten, niederen Zinsfuße; end- 
ih in der Möglichkeit, mittelft eines Kleinen jähr- 

lichen Zufchlages zum Zinfe die Schul allmählig 


— — 
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zu tilgen. Die, allerdings auch möglichen, Nachtheile, 
nämlich einer Seits die Erleichterung leichtſinniger Ver⸗ 
ſchuldung und Gütererwerbung, anderer Seits die Her- 
unterdrüdung des Guͤterwerthes, fammt vielen Daraus 
folgenden Verluſten für Erben, Pfandgläubiger u. f. w., 
fönnen durch richtige Taration der Pfandgegenftände 
und durch ben oben erwähnten Zinfenzufchlag zum großen 
Theile abgewendet werden ?). In der Ratur der Sache 


liegt es nicht gerade, daß nur Grundbefigern von ber 


Kaffe *geborgt wird 5 allein Regel ift es allerdings 
wegen des nur ihnen zur Seite ftehenden dinglichen Eredi- 


- te8. Häufig fogar, obgleich ebenfalld nicht nothwendig, ift 


die Befchränfung anf größere Grundbefiter 9. Daß 





2) Bon großer Bedeutung ift die Beurtheilung ber preußifchen, na= 


3 


— 


mentlich der pommerſchen, Taxationsmethode in der unten zu 
nennenden Schrift von Bülow-Cummerow. Sie macht auf 


einen in der Regel von der Wiſſenſchaft ganz überſehenen, im Leben 


aber fehr fühlbaren Fehler fulcher Einrichtungen, nämlich auf un= 
richtig niederen Werthanfchlag der Güter, mit einleuchtenden Grün: | 
den aufmerkſam. 

So befteht 3. B. in Reutlingen ein Creditverein für Gewerbende, 
welcher auf Berfunal:Eredit Darlehen macht. 


4) Der Gedanke eines Greditvereines entftand bekanntlich nach dem 


fiebenjährigen Kriege zu Gunſten der fehleßifchen Ritterfchaft. Und 
ebenfv ward für die Ritterfchaften in den übrigen preußifchen Pro: 
vinzen das Beifpiel zuerft. befolgt. S. Rau, Volksw. Politik, 
&, 172 fg., und die dafelbft angeführte Literatur. Es ift auch 


leicht einzufehen, daß die Ginrichtung .und Verwaltung eines Ver— 


eines für verhältnißmäßig wenige große Güter fehr viel ein- 
facher und leichter ijt, Allein eben ſo unzweifelhaft wird durch 
ſolche ritterſchaftliche Creditvereine nur ein geringer Theil des 
Bevürfniffes befriedigt, Für kleinere Gutsbeſitzer ift eine folde 
Anftalt von derfelben, wo nicht von noch größerer Bedeutung. 
Auch liegt lediglich Fein inneres -Hinderniß einer fulchen Ausdeh⸗ 
nung vor, (Beifpiel: der württembergifche Credit-Verein, welcher 
bis auf Güter von. 1000 fl. Werth herunter leiht.) 
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die Kaffe mit Strenge die Erfüllung 'bet Verbinblichfei- 
‚ten ihrer Schuldner eintreibt, ift Bedingung ihres Be- 
L ſtehens; zuweilen find ihr deßhalb fogar noch fehnellere 
Executionsmiitel, als die gerichtlichen, eingeräumt. — 
. Eine unmittelbare Betheiligung ded Staates bei folchen 
ECrebditanſtalten ifl keineswegs nothwendig, und Fann 
. fomit alfo auch nicht gefordert werden. Doch wirb es 
. allerdings zur Beruhigung der Gläubiger der Anftalt, 
: Komit alfo zu bein Gedeihen ber Sache, beitragen, wenn 
die Regirung wenigſtens Die Gefehäftsführung und bie 
Einhaltung der Satungen durch Abordnung eines Comiſ— 
ſärs beaufſichtigt 9. 
c) Eine nothwendige Ergänzung von beiden bildet aber 
eine gute Erecutionsordnung, welhe dem von 
dem Schuldner nicht freiwillig befriedigten Gläubiger 
durch gerichtliche Hilfe ſchnell, Fräftig und wohlfeil zu 
feinem Gelbe verhilft. 
2) Der perfönliche Credit erfordert 
a) jeden Falles ein gutes Wechſelgeſetz, welches ftrenge 
und durch Feine Vorrechte irgend einer Art abwendbare 
Sreeution gegen ‘den fälligen Schuldner verhängt, 


— — — — 


5) ©. Struenſee, Sammlung von Aufſätzen, Bd. II, ©. 414 fg.; 
' derf,, Abhandlungen über Gegenflände der Staatswirthfchaft, 
Bd. J, ©. 1 fg; Krünig, Encyklopädie, Bd. VII, Art. Credit— 
ſyſtem; Soden, Nationalhypothekenbank. Lyz., 18135 Elsner, 
Die deutſche Landwirthſchaft, Bd. II, ©. 32 fg.; Weidemann, 
Krit. Beleuchtung des fchleßifchen Landſchaftsſyſtems. Merfeb,, 1835; 
Gebel, Ueber d. tiefe Berfchuldung der ſchleß. Rittergüter. Berl, 
1836; Heinrich, Ueber d. Einfluß der neuern Gefeßgebung auf 
die landw. Berhältniffe Schlefiens. Berl., 1842; Rau, a. a. O.; 
Bülow-Cummerow, Ueber Preußens landfchaftl. Ereditvereine. 
Berl., 1843; Kohlſchütter, Meber landwirth. Creditſyſteme in 
Rau, Arch. f. polit. Oekon. R. F. Bd. J, 92, ©. 210 18, 
Mohl,“Polizei. U. Zweite Auflage. 8 
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dagegen aber das Recht, ſich mit Wechſelſtrenge verbind⸗ 
lich zu machen, auf alle Bürger ausgedehnt, welche zur 
Uebernahme einer rechtlichen Berpflichtung fähig find. 
b) Sehr viel kann auch Die Benügung bes yerfönlichen 
Gredited erleichtern die Errichtung von Banken und 
zwar fowohl von eigentlichen Leihbanfen (welche freilich 
häufig dinglichen Credit vorausſetzen) ald Zettelbanfen, 
welche gerne zu Vorſchuͤſſen an gut präbicirte Geſchäfts⸗ 
männer gegen Wechfel ober Bürgfchaft bereit zu ſeyn 
pflegen, Vgl. übrigens hierüber unten, g. 180. 


—N NN — 


Zweites Kapitel. 


Sicherung des bereits erworbenen Eigenthumes gegen 
Berfiörung durch Elementar - Ereigniffe. 


— — — 


§. 122. 
1) Allgemeine Grundſuätze. 


Staatd- Einrichtungen zur Förderung bed Erwerbes und 
des Betriebes eined Vermögens genügen nicht, um dem Bürger 
einen verhältnigmäßigen Antheil an ber allgemeinen Güter- 
maſſe zu ſichern. Bielfache Unglüdsfälle fönnen das fchon Er» 
worbene wieder zerftören, was in Doppelter Beziehung zu beflagen 
iſt. Es wird nämlich nicht nur der bisherige Befiger in eine 
ungünftige wirthfchaftliche Lage verfeßt, fondern es enfeht 
auch ein Ausfall in dem Volksvermögen. 

Diefe Zerftörungsd » Urfachen verhalten fich aber auf ver⸗ 
fhiedene Weife zur menfchlichen Kraft und Gefchiclichkeit. 
Ein Theil berfelben kann durch zwedmäßige Anwendung der 
Einzeln- Kraft oder durch leicht einzugehende Vereinigungen 
Ginzelner abgewendet werden. Bei einem anderen Theile ver- 
mag Feine menfchlihe Beftrebung das Uebel zu befeitigen, 
und wäre diefelbe noch jo gut organifirt und mit allen Mit- 
teln verſehen. Dritte endlich ſind zwar nicht abwendbar von 

8 * 
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. Einzelnen; auch läßt fich eine ausreichende freiwillige Vereini- 
gung gegen fie nicht erwarten: allein einer zwedmäßigen 
Anwendung der Staatömittel vermögen ſie in der Regel nicht 
zu widerſtehen. 

Eine vollſtändige Aufzählung der in bie erſte Klaſſe fal- 
Ienden Heineren Uebel ift natürlich nicht möglich; ihrer find 
unenblich viele, und ſie bilden weitaus die Regel. Zu ber zwei- 
“ ten Gattung gehören: Erdbeben, Orfane, Dürre, übermäßige 
Näſſe, Froft und Hagel ’). Die dritte Klafje bilden Zerftörun- 
gen durch Feuer, Waffer, fehädlihe Thiere, Thierfranfheiten. 

Die an die polizeiliche Fuͤrſorge des Staates zu madjen- 
ben Anfprüche find in Folge der Ungleichheit der Fälle eben: 
fall8 verſchieden. 

» Das Zuträglichfte fowohl für Die Einzelnen als für die 
Gefammtheit wäre natürlich völige Abwehr eines drohenden 
Unglüdes. Allein eine folche kann bier nur verhältnigmäßig 
ſelten vorkommen. In Beziehung auf fämmtliche in die beiden 
erften Abtheilungen gehörige Uebel kann nicht einmal von einem 
Berfuche dazu die Rede feyn. Bei den von den Ginzelnen 
zureichend zu befämpfenden find polizeiliche Bemühungen grund- 
fäglich nicht gerechtfertigt, weil die Polizei nicht zu helfen Hat, 
wo ber Einzelne felbft zu Stande zu Tommen vermag. Bei 
ben® zweitgenannten aber wären fie eine hHoffnungslofe und 
nußlofe Verſchwendung der Staatsfraft, würden alfo nur ein 
weiteres Uebel beifügen. And nur bei der dritten Klaffe alfo 
ift eine abwendende Hilfe des Staates nöthig und möglich, 
Daß folhe einen wichtigen Beftandtheil einer vollfiändigen 

Staatdpolizei ausmacht, bedarf nicht erft der Bemerkung. u 


1) Zwar find au ſchon Mittel zur Abwendung von Kälte und Hagel 
empfohlen und angewendet worden; allein theils find fie bloßer 
Aberglauben, theils ermangeln fie alles Erfolges. ©, Riede, 
im Correſp. BT, des w. landw. Vereins, Br. VII, ©. 225 fg. 


72. oo Kiel 


"MT Ä F 


BEE Anders verhält ed ſich mit der Beantwortung der Frage 
ob nicht wenigſtens ber erlittene Schaden vergütet werben 
fann und foll? Allerdings muß dieß Hinfichtlich ber in Die 

erſte Kategorie gehörenden Greigniffe abermals und unbedingt 
gerneint werden, namentlich weil eine Hilfe dieſer Art bie 
winfchenöwerthe Sorgfalt der Ginzelnen auf ihr Eigen« 
thum zu fehwächen geeignet wäre, damit aber fowohl ber 
Staat ſich eine unerträgliche Gefchäftslaft aufbürben, als das 
Bolfsvermögen herunterbringen würde. Anders aber bei den 
beiden übrigen Arten von Werthuernichtungen. Eine Steigerung 
ber Unglüdsfälle ift hier nicht zu befürchten, da fie theild von 
menfchlicher Einwirkung ganz unabhängig find, theils bie Staatd- 
fürforge jedenfalls nach Möglichkeit: gegen fle gerichtet bleibt. 
Somit bleiben die Vortheile,. welche eine Vergütung des erlittes 
nen Schadens hat, hier ungetrübt. Diefe Vortheile aber find ſehr 
bedeutend. Zwar fällt in die Augen, baß ein unmittelbarer und 
augenblidlicher Erſatz des Ausfalles in dem gefammten Volls⸗ 
vermögen nicht Tann bewirkt werben, indem das einmal Berz 
nichtete nicht wieder herzuftellen, das Geſchehene nicht unge 
fchehen zu machen ift, und überhaupt die zur Entihäbigung 
erforderlichen Summen nur durch Entnehmung aus dem Bes 
fie Dritter beigebracht werben mögen. Dennoch ift eine mögliche 
Entfhädigung nicht nur eine Wohlthar für den Berlegten- 
jelbft; fondern e8 werden auch die Folgen für das geſammte 
Bolfövermögen durch die Erfparungen und Anftrengungen Mehs 
rerer oder gar Aller leichter und fchneller wieder verwifcht, als 
wenn nur Wenige ihre großen Berlufte allein wieder gut 
machen follten. Die Einrichtung geeigneter Anftalten iſt da⸗ 
her eben ſo wohl ein Beweis von Einſicht, als von geſittigter 
Geſinnung; und die Beihilfe des Staates in denjenigen 
Fällen, welche derſelben bedürftig find, iſt Pflicht und Ehren⸗ 
ſache. Und zwar iſt an ſich kein Unterſchied zu machen 
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zwiſchen den gar nicht abzuwendenden und ben wenigftend that⸗ 
fächlich nicht abgewendeten unglüdlichen Zufällen. — Doch 
ift nicht zu verfennen, daß die Anwendung des ganzen Ge- 
banfens eine beffimmte, in der Art der Uebel felbit liegende 
Gränze bat. Unzweifelhaft ſtimmt nur Cine Art ber Bei- 
bringung der nöthigen Entichädigungdfummen mit den For⸗ 
derungen des Rechtes und der Billigfeit überein, näm- 
lich Die‘ gegenfeitige Berficherung der von ungefähr gleicher 
Gefahr Bedrohten 9. Nun aber find die in Frage ftehenden 
Unglüdöfälle keineswegs alle auf eine gleichmäßige Weife ver- 
theilt. Einige derſelben find auf beftimmte Dertlichfeiten 
beichränft, fommen aber in diefen ganz allgemein zum Aus⸗ 
. bruche, fo namentlich ‘Erdbeben, Orfane, Ueberſchwemmungen 
niedriger Uferländer, Befchädigungen dur Thiere. Andere 
treffen, wenn fie einmal vorkommen, weit und breit das ganze 
Staatsgebiet, wie 3. B. Froft, Näffe, Dürre. Bei den er- 


fteren ift. eine gegenfeitige Entſchädigung theild rechtlich nicht - 


möglich, weil nie. Bedrohte nicht beizuziehen find ; theile 
thatfächlich nicht, weil Die Bedrohten alle auch felbft lei— 
ben und fomit nicht entfchädigen Fünnen. In der zweiten 
Art von Fällen ift wenigſtens aus dem zuletzt genannten 
Grunde Entſchädigung auſſer Frage. Es bleiben ſomit als 
zur Entſchädigung geeignet nur übrig: Vermögensverletzungen 
durch Feuer, durch Hagel, durch Viehſterben und ein Theil der 
Waſſerſchäden. 


Noch ſind übrigens der Erötterung der zu ergreifenden 
Maaßregeln einige allgemeine Grundſätze voranzuſchicken. 





2) Eine vom Staate geradezu aus der Staatsfaffe, d. h. dem Ver⸗ 
mögen aller Steuerpflichtigen, zugetheilte Entfhädigung könnte in 
letzten Grunde nur auf dem, ganz unzulaͤſigen, Gedanken der 
allgemeinen Guͤtergemeinſchaft beruhen. 
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Den zur Abwehr anzuordnenden Maaßregeln ift häufig ein 
Erfolg nicht anders zu verfchaffen, als durch Beichränfungen bes 


einzelnen Bürgers, ſei e8 in der Behandlung feines Eigenthumes, 


fet es in feinem perfönlichen Benehmen. Manchmal find ihm 
fogar Einrichtungen aufzulegen, welche mit Koften für ihn 
verfnüpft find. Es verfteht fi, daß er fich folchen Anorbnun- 
gen nicht entziehen Tann, wenn Diefelben zu Grreichung eines 
verhältnigmäßig wichtigen Zwedes nothwendig find. Selbſt 


wenn er für feine Perfon gegen bie Ausnahme von einer fol- . 


chen Einrichtung auf eine Hilfe des Staates verzichten wollte, 
fann ihm dieſes nur dann geftattet werben, wenn der von den 
Vebrigen mit Recht verlangte Schug burch feine Ausfonderung 
nicht Roth leidet. Freilich darf aber auch die Polizei nie ver- 
geffen, daß ihre Anftalten nur Mittel zu einem beftimmten 
Zwede find. Würden folche alfo mehr Koften und Unluft 
machen, als bie Erreichung des Zweckes werth ift, fo wäre 
ihre Einrichtung unvernünftig und ihre Erzwingung ungerecht. 


Was aber die auf Schadenerfag abzwedenden Maaß—- 


regeln betrifft, fo leuchtet vor Allem ein, daß bei ıhnen mit 
Unrecht von der wefentlich polizeilichen Natur der Abwehran⸗ 
ftalten auf eine gleichmäßige Uebernahme von Geiten bes 
Staates gefchlofien werden würde. Beiderlei Arten von Ein- 
richtungen hängen nicht nothwendig zufammen, und Tönnen 
wohl nach verfchiedenen Grundfägen angelegt feyn. Wenn 
baher Privat-Bemühungen zur Gründung und zwedmäßigen 
Leitung von Berficherungsgefellfchaften binreichen , fo ift bie 
Polizei weder aufgefordert noch berechtigt, Diefelben ald Staats⸗ 
Einrichtungen zu gründen. Mag etwa auch zu größerer Sicher⸗ 
heit und Beruhigung ber Theilnehmer eine Oberaufficht ber 
Regirung dankbar anerfannt werben, fo ift doch eine unmittel- 
bare Verwaltung nur dann an der Stelle, wenn ein Volk 
in feiner Mehrheit noch zu wenig aufgeklärt feyn oder zu 
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wenige Uebung im eigenen Bemühungen haben foRte, als. daß 


| es, fich ſelbſt überlaſſen, etwas zu. Stande bringen würbe.' So- 


mit Tann denn die. erſte Gründung seiner Verſicherungs⸗Anſtalt 
durch den Staat ganz gerechtfertigt feyn,: während ihre Forts 
jegung mit der Zeit überflüſſig und femit unerlaubt wird. — 
Zweitens aber ift leicht nachzuweiſen, baß ein Zwang zur Theil 
nahme an einer (Staatd- oder Privat) Verficherungsanftalt 
in der Regel unrechtmäͤßig if. Zur Aufdringung eine Vor⸗ 
theile8 gegen den Willen des Beiheiligten ift ber. Staat im 


"Allgemeinen nicht befugt. „Die Rüdficht auf die Verbindlich⸗ 


feit ber Gemeinde ober des Staates zur Unterhaltung Vex— 
armter kann aber feinen Srund abgeben, da nur in ben felten« 
ſten Fällen bie Unterlaffung. ber Verfiherung wirklich den Ein- 
tritt einer ſolchen Leiſtung zur Folge haben wird, und wegen 
einzelner Ausnahmen und Möglichkeiten eine allgemeine Rechts⸗ 
beſchränkung ſämmtlicher Bürger nicht angeordnet werben darf, 
Die fchnellere Ausfüllung der Lüde im Volksvermögen endlich 


‚it zwar ein Vortheil und muß,,ein Wunſch für den Staat 


feyn. Allein wenn dieſes fchon zu. einen. Zwangsmaaßregel 
berechtigte, jo, würde ber Bürger überhaupt zur Unterlaffung 


jeder wirthfchaftlich mißlichen und zur Vornahme jeder einträge 


lichen Handlungsweife angehalten ‚werben ‚können und müſſen. 
Die Widerfinnigfeit ber Folge beweist Die Unrichtigkeit des Satzes. 
AS einzige Ausnahme eines zu rechtfertigenden Zwanges er- 
ſcheint ber, unmahrfcheinlige, Sal ber Unmöglichkeit eines 
Beitehend einer Derficherungs = Anftalt.. ohne allgemeine 
Theilnahme. 

Daß dag Nähere fiber, die einzelnen. Abwehreblaſtalten in 

der Polizeiwiſſenſchaft gelehrt wird, verſteht ſich von ſelbſt, weil 


dieſe nur vom Staate ausgehen können. Allein auch die Grund⸗ 


ſätze über Die Einrichtung, von Entfhädigungs -Anftalten find 
bier anzuführen, theils wegen ber wenigftens möglichen Pflicht 
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bes Staates, fie zu errichten, theils wegen ſeiner Oberaufſicht 
über fie. 


2) Anftalten zur Abwehr. 
8. 123. 


a). 3erftörung duch Zeuer. 


Die Natur der Sache weißt ber Polizei hier eine vier- 
fache Thätigfeit an. Vor Allem ift zu forgen, daß der Aus- 
bruch einer Feuersbrunſt fo viel ald möglich ganz verhütet 
wird. Zweitens müſſen die Anftalten zur Befämpfung einer 
Feuersbrunft im Voraus gerüftet werden, weil im Augenblice 
der Gefahr feine Zeit mehr hiezu wäre. Drittens ift ein 
wirklich ausgebrochenes Feuer fo ſchnell und ſo unfchäblich 
als‘ möglich wieder zu löſchen. Viertens endlich muß nad 
Befeitigung. ‚der Gefahr ihr Wiederausbruch unmöglich ges 
macht werden ").- 


1) Die Literatur über bie Feuer-⸗Polizei iſt ſehr zahlreich, ohne daß 
übrigens ein gutes, die neueren Erfindungen und Erfahrungen fo 
wie die Einrichtungen fremder Länder genau berüdfichtigendes Werk 
überflüffig wäre. Bon den Schriften, welche ven ganzen Gegens 
ftand umfaffen, find vorzüglich zu nennen: Glafer, Bortheilhafte 
Borfchläge bei heftigen und geſchwinden Feuersbrünſten. Ite Aufl., 
Hildb., 1764; derf., Ausführliche Abhandlung und Vorfchläge ıc.; 
Leipz., 1788; Krügelftein, Bol. Syſtem ber Feuer-Polizei— 
wiſſenſchaft. FT, Leipg., 1798; Steinbed, Feuernuth= und 
Hülfsbuch, Leipz., 1802; Bigot, Teuerfhuß. Berlin, 1836, — 
Vorſchläge zu Beuerorbnungen in großen Städten, macht: Balen=- 
tiner,' Ueber zweckmaͤßige Brandanſtalten in großen Städten. 
Hamburg, 1798. Für Dörfer und kleine Städte find beſtimmt: 
Straßer, Bon zwedmäßigen Brandanftalten. Hamburg, 1798; 
Steinbed, Handbuch der Feuerpolizei für Marftfleden u, Dörfer. 
Sena, 1805; Henſoldt, Brandwehr: und Rettungs-Anftalt für 
Dörfer. Hildburghaufen, 1827; Ewerat, Feuerbuch für alle 
Stadt: und Landgemeinden, aus dem Franzöf., von Petri. IImenau, 
1829; Teihmann, Feuersnoth- und Hülfsbuch. Lpz., 1831. 
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Zu Erreichung der drei erfigenannten Zwede ift nothwenbig, 
dag fowohl allgemeine und im ganzen Staate gültige Vor⸗ 
fhriften befannt gemacht, al8 daß in jeder einzelnen Gemeinde 
ayf die Grundlage diejer allgemeinen Befehle eine nach ber 
Dertlichfeit genau berechnete Yeuerordnung entworfen werde, 
Durch jene wird eine Uebereinftimmung und fomit ein Zuſam⸗ 
menwirken der verfchiedenen srtlichen Anftalten erreicht. Durch 
die Iebtere dagegen werden die vorhandenen Mittel richtig 
benübt und die einzelnen Bürger mit ihren Pflichten befannt 
gemacht. — Natürlich fönnen nur die allgemeinen Grundfäße 
hier Erwähnung finden; ſie aber find im Wefentlichen folgende: 


I) Berhütung von Feuerdbrünften: 


1) Sehr viel trägt eine zwedmäßige Bauordnung zur 
Verhütung von Feuersbrünften bei, und zwar forwohl durch 
Verhütung eined Feuerd im Innern des Haufes, ald durch 
Abwehr einer von Auffen drohenden Gefahr. — Der erftere 
Zweck wird erreicht: durch vorfichtige und fichere Einrichtung 
ber Feuerſtellen; burch gehörige Reinigung berfelben zu be— 
ftimmten Zeiten, auch ohne und gegen ben Willen des Beſitzers; 
u endlich durch Trennung der Scheunen von den Hauptgebäubdert, 
Zur Handhabung biefer Anordnungen tft theild eine Prüfung 
aller Baupläne nothwendig, theild eine jeder Gemeinde oblie- 
gende Beftellung eigener Behörden (Feuerfchauer) zur Aufficht 
und zeitweijen Unterfuchung 2). — Die vielfach vorgefchlagenen 
Mittel zur Unverbrennlihmahung des innern Ginbaued ber - 
 Häufer find der Koften wegen unausführbar oder an und für 


2) Ueber die verfchievenen technifchen Vorfichtsregeln in diefen Puncten, 
f. Krügelftein, a. a. O., Bd. I, ©. 151 fg., und die bei ihm 
angeführte Literatur. — Es ſollte nicht erſt nöthig feyn, auf den 
Unfinn, fenergefährlige Ginrichtungen und Bauten gegen eine 
Gebühr zu geftatten, aufmerffam zu machen. | 
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fih. von geringem Werthe Y. — Eine Abwehr von Auffen her 
besweden: eine gehörige Breite neuer Straßen; das Verbot 
in engen Gaſſen neue Häufer zu bauen oder alte wieder her⸗ 
zuftellen; die Anlegung von offenen Pläten in den verfchiedenen 
Quartieren der Stadt und von freien Höfen oder Gärten im 
Sunern der Bierede; die Entfernung neuer Häufer von ben 
benachbarten oder wenigftens fteinerne Brandmauern bis unter 
das Dach; das Verbot von Stroh-, namentlih aber von 
Schindel- Dächern; die Verwahrung der Dachöffnungen mittelft 
Laden gegen Flugfeuer; dad Mebertündyen der Häufer, namentlich 
Bekleidung alles Holzwerkes am Dachftuhle 9); die Blitableiter, 
namentlich auf öffentlichen Gebäuden, und zeitweife Unter⸗ 
fuchung bderfelben 5). 

2) Ein weiterer Theil der polizeilichen Fürforge befteht in 
der Entfernung aller befonderd feuergeführlider Magazine 
und Werfftätten aus dem Bereiche anderer Wohnungen, na⸗ 
mentlich aus der Mitte der gefchloffenen Wohnorte 9), Sft 


3) Man f. Krügelftein, Bd. 1, ©. 192 fg; Poppe, Hülfslericon ; 
Sachs, Ueber Baurecht. Berl., 1831, Br. I, ©. 135 fg., Bo. II, 

©. 114 fg.; Bigot, Teuerfhugß, ©. 39 fg. Befondere Gefahr ift 
bei Theatern; daher Borhänge von Eiſenblech oder Metallpraht, 
Behälter zum Unterwafferfegen u. f. w. 

4) ©. Krügelftein, a. a. O., 3.1, ©. 169 fg.; Lips, Wie läßt 
fih der Wiederabbrennung ganzer Städte vorbeugen? Erl., 1824. 

5) Ein fchlecht angelegter oder in Abgang gefommener Bligableiter 
ift natürlich eine Gefahr weiter. Weber ihre Anlegung |. Hehl, 
Anleitung zur Errichtung und Unterfuchung der Blitz-Ableiter. 
Stuttg., 1827; und den Art.: Blipableiter in Gehler's 
phyſie. Wörterbuche, Neue Bearb., Bd. I, ©. 1035 fg. — Hierher 
gehört noch die Entfernung unnöthiger und. gefährliher Metall- 
-fpigen und Zierrathen, fo wie die Abftellung des, jeden Balls thör 
richten, Gewitterläutens. 

6) Ueber Pulvermagazine: Foberhardt, Vorſchlage zur Anlegung von 
Pulver⸗Magazinen. Halle, 1771. 
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gänzliche Entfernung nicht zu bewerfftelligen, fo ift wenigftens 
bie Anwendung aller möglichen Sicherungsbauten zu verlangen. 
3) Ein Verbot feuergefährliher Handlungen und Ge- 
wohnheiten wird freilich feinen Zwed nie ganz erreichen, 
namentlich wegen der Schwierigkeit der Ueberwachung; allein 
e8 darf dennoch nicht unterlafien werden, weil auch der uns 
volftändige Erfolg noch vortheilhaft iſt. Solche gefährliche 
Gewohnheiten find aber unter anderen: bad Tabakrauchen und 
ber Gebrauch bloſer Lichter in Stälen und Futterböden; das 
Holzdörren unter oder über den Defen ; dad Abbrennen von 
Feuerwerfen in der Nähe von Wohnungen; der Gebrauch von 
Lichtfpänen; die Aufbewahrung der heißen Afche an nicht» 
feuerfeften Orten ober bed Pulvers in dem untern Theile ber 
Häuſer ). Je nach herrfchender Unfitte muß das Verbot in 
verfchiebenen Gegenden verfchiebene Handlungen berüdfichtigen. 
4) Befondere Borfehrungen können nothmendig werden 
bei aufferordentliden Gelegenheiten. So find bei 
Grleuchtungen, Volksfeſten, Märften u. dgl. ſowohl Geräth- 
haften als Mannfchaft bereit zu halten; Transporte von Bulver 
find? wo möglih auf Nebenwegen um Stäbdte und: Dörfer 
herum zu führen, oder nur nad) allerwärts gelöjchtem Feuer 
und Licht durchzulaſſen; Artillerie» Parfe aufferhalb der Wohn- 
orte bei Truppenmärfchen aufzuftelen; im Yale von Bela- 
gerungen ift durch Abdedung der Dächer und Bedeckung der 
Hänfer und Straßen mit Erde und Dünger der Wirfung der 


Branpdgeſchoſſe entgegen zu arbeiten. 


I) Rüftung gegen Feuersgefahr. 
1) Das Nothwendigfte ift hier, daß es nicht an den nö- 
thigen materiellen Löfchmitteln fehle. Vor Allem ift zu forgen: 
a) für Waffer. Damit in jeder Gemeinde und zu jeder 


7) Ein langes Verzeichniß von ſolchen gefährlichen Gewohnheiten ſ. 
bei Krügelftein, Bd. I, ©. 105. 
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Zeit der nöthige Vorrath bereit fleht, ift Zahl und Ver⸗ 
theilung der Brunnen Zugänglichkeit der Brunnenftuben 
und NRöhrenleitungen, Herbeileitung von Bächen, An- 
legung von Feuerteichen zu bewerfflelligen. In befonders 
gefährlichen Zeiten muß den Bewohnern noch die Auf- 
bewahrung eines Waflervorrathes vorgefchrieben werden; 
eben fo die Anlegung folder Borräthe. in öffentlichen, 
namentlich abgelegenen, Gebäuden. Im Winter iſt für 
heißes Waffer zu forgen, theils Durch öffentliche Anftalten, 
theils durch Verbindlichmachung der Bewohner ®). 

b) Nicht minder nothwendig ift die Anfchaffung und pünct- 
liche Unterhaltung des erforderlihen Feuergeräthes, 
natürlich je nach der Größe und ben Geldmitteln jeder 
Gemeinde. Daffelbe befteht in den verfchiedenen Arten | 

- von Feuerfprigen fammt den dazu gehörigen Sturm- 
fäffern, Eimern, Schläuchen; ferner in Aexten, Yeuer- 
hafen, Ketten, Leitern; wo möglich auch in einem Vorrathe 
von Segeltüchern oder Häuten, welche benegt zum Schuße 
anftoßender Dächer und Wohnungen dienen. Dieſes 
Teuergeräthe ift an verfchiedenen leicht zugänglichen 
Orten ber Gemeinde aufzubewahren und, 3. B. durch 
Berpadung auf eigenen Wagen, fo einzurichten, baß es 
zu jeder Zeit und mit Schnelligfeit weggenommen werden 
kann. Eine eigene obrigfeitlihe Perſon muß mit der 
öftern genauen Yinterfuchung, namentlich alsbald nach 
jedem Gebrauche, beauftragt und für die fogleih vorzu— 
nehmenden Ausbefferungen verantwortlich gemacht ſeyn ). 


8) ©. Krügelftein, Br. I, ©, 510. 
. 9) Anweifungen über die Art und Zahl des Tenergeräthes |. in den 
fämmlichen allgemeinen Schriften über Feuer-Polizei; namentlich 
aber bei Krügelftein, Bd. II, ©. 289 fg.. Eine Anzahl von 
Schriften über Feuerfprigen insbeſondere, f. bei Erſch, Lite⸗ 
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Durch abwechfelnde Berpflichtung ber Pferde-Eigenthümer, 
oder durch Prämien, ift die nöthige Anzahl von Pferden 
zur Fortſchaffung des Geräthes beizubringen. 

2) Bon großem Nuten ift, wenn Die zur Dämpfung eines 
Brandes erforderliche menfchliche Hilfe regelmäßig und 
zwedentfprechend geordnet ift, fo daß Jeder feine Pflicht und 
die Art ihrer Vollziehung Tennt, und nicht die Verwirrung 
auf dem Brandplage durch ungeordnete und unzufammen- 
hängende Dienftleiftung und durch Mangel an anerfanntem 
Befehle noch mehr gefteigert wird. — Die erfte Bedingung 
einer ſolchen Ordnung ift die Beftimmung des zur Befehl- 
führung Berechtigten und Verpflichteten. Am beften wird hierzu 
der erfte Polizeibeamte bed Ortes beftimmt, welchem fodann 
von Jedem, auch wenn er fonft höher ftehen follte, zu ges 
horchen if. — Zweitens aber if die Hilfsmannfchaft zu 
ordnen. Eine fleine Anzahl zufammengeübter, regelmäßig 
arbeitender Männer leiſtet in gewöhnlichen Brandfällen weit 
mehr, ald eine noch fo zahlreiche ungeordnete Menge. Bei 
weitem am nüslichften find daher eigene, militärifchsorganifirte, 
zum Feuerdienfte befonders geübte und immer bereite Brand- 
Corps (sappeurs-pompiers). Diefe übernehmen dann allein 
die Löfchung des Feuers, die Rettung von Perfonen und Ges 
räthen, die Ausftelung der Schildwachen u. |. w. Nur in 


ratur, ©, 462 fg. — Zur Rettung von Berfonen oder Kuftbarfei- 
ten aus brennenden Gebäuden find manche Erfindungen von unver⸗ 
brennlichen Rüftungen ver Rettenden gemacht worben; fie find aber 
wohl nirgends rerht in den Gang gekommen, theils der Unbehülf- 
lichkeit, theils der Koftbarfeit wegen. Dal. über den Gegenfland: 
Henning, Abhandlung, den menfchl. Leib gegen Teuer und Waſſer 
zu ſchützen. Anfp., 17%, 8; Hellbach's Hülfsmittel zur Menfchen- 
rettung aus brennenden Gebäuden; fieben gefrönte Preisfchriften, 
Gotha, 1810, 8; Poppe's Noth-⸗ und Hülfslericon, Artikel: 
Teuersgefahr, 
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ganz außerorbentlichen Fällen wird auch noch die Hilfe An- 
derer verlangt und durch die Brandmannſchaft geleitet. In 
fehr großen Städten iſt bie Tegtere in vielen mit dem nöthigen 
Geräthe verfehenen Wachtſtuben vertheilt, mit einem Haupt- 
rüdhalte für große Brandfälle; in allen Fällen muß immer 
eine gehörig zahlreiche Wache beftellt ſeyn. Selbft Kleinere 
Städte mögen durch Eifer und einige Aufopferungen eine 
ähnlihe Schaar aus ihren Bürgern errichten 2), — Kann 
eine folche Einrichtung nicht getroffen werben, fo ift wenigftens 
ber Gefammt-Einwohnerfhaft eine regelmäßige Cintheilung 
zu geben, jeder Abtheilung ihr Sammelplag, Kennzeichen und 


‚Anführer, fo wie ihre Verpflichtungen im Falle eines Brandes. 


in der eigenen ober einer fremden Gemeinde zu beftimmen. 
Befindet fih eine Beſatzung oder Bürgerwehr im Orte, fo 
werden Diefe fehr zwedmäßig zur Erhaltung der Ordnung, zur 
Ausftelung von Wachen u. f. w. gebraucht werben können, 


jeden Falles ift eine Geſellſchaft rechtlicher Bürger zur alleinigen 


Flüchtung des bedrohten Hausgeräthes zu bilden, damit nicht 
Diebftahl und Unordnung den Schaden vermehre, wo nicht 
allein erzeuge 1. Im Falle längerer Dauer ber Anftrenguns 





nn 


10) ©. Pechart, Dict. de l’administr. depart., ©. 974 fg; Alletz, 
Diet, de police moderne, ed. 2, Bd. II, ©, 507 fg; Mayer, Die 
Benerlöfhanftalten in Paris und Mailand, in Vergleich mit den 
unfrigen. DBerl,, 1832; Tietz, Erinnerungs-Skizzen aus Rußland, 
Br. 1, S. 80 fg; Göhring, Warfchau, Bd. I, S. 81 fg. — Nicht 
blos in Paris, wo diefes (830 Mann ſtarke) Brankeurps vortreff- 
liche Dienfte leiftet, freilih auch der Stadt große Koften madıt, 
ſondern auch in mancher Heinen Stadt Frankreichs find ſolche Ein⸗ 
richtungen getroffen. Aehnliche, als fehr gut befannte, Corps 

. beftehen namentlih in Samburg, in Petersburg und Warſchau 
(legtere beide beritten, in ver Art der reitenden Artillerie) Mais 
land, Neapel, Brüffel, Edinburg. 

11) Ueber diefen Bunct, ſ. Müller, Ueber Rettung der Möbeln. Erf. 
1796, 8.; Bünther, Ueber Rettung bes beweglichen Gigenthums. 
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gen muß für Nahrung and Ablöfung ber Arbeiter geforgt wer⸗ 
ben. 12). 

3) In jeder ummanerten Gemeinde iſt Die gehörige 
Zahl, Zugänglichkeit und Weite ber Ein- und Ausgänge 
berzuftellen, damit nicht ber Zutritt zum Feuer. und das 
Flüchten von Menſchen und Eigenthum durch Verſperrung 
oder Brand der wenigen Thore unmöglich werde. 

MI) Löſchung bes ausgebrochenen Feuers. 

1) Bon größter Wichtigkeit ift, daß von einem’ ausge— 
brochenen Feuer möglihft fehnelle Kunde ben Behörden 

und ben Helfenden zufomme, dieß gejchieht: 

a) Durch Aufftellung eigener Wächter, (Nachtwächter, 
Thurm- oder Hochwächter). Verſtärkung derſelben in 

° befonderd gefährlicher Zeit; 

b) durch die Verbindlichmachhung des Bürgers, alsbald An- 
zeige zu machen, wenn er in feinem Haufe ein Feuer 
bemerkt oder auch nur fürchtet; 

| c) durch beftimmte, vorher befannt gemachte Lärmzeichen - 
z. B. Kanonenfhüfe, Sturmläuten, Trommelfchlag 
u. f. w. Verſchiedenheit derjelben kann ben Grad ber 
Gefahr und den Ort berfelben anzeigen; 

d) durch Verfendung von Eilboten in die benachbarten 
Gemeinden zur Aufbietung der Hilfe. 

2) Schnelles Herbeieilen ber Mannfchaft ift theils 
durch Belohnung der Erſtkommenden, theils durch Strafen gegen 
Säumige zu bewirken. Benachbarten Gemeinden ift fo ſchnell 
als möglich die Hilfe zuzufenden, damit fie noch zu rechter 


Hamb., 1797, 8.5 (Bed,) Negulativ für das Nettungsinftitut der 
Mobilien. Erf, 1799, kl. 8; Krügelftein, Bd. II, ©. 329 fo. 
12) ©, Krügelftein, Bd. I, ©, 473 fg.; namentlich auch Henſoldt— 

in der oben angef. Schrift, 
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Zeit erfcheint. Uebrigens barf weder die gefammte Mamifchaft, 
noch alles Geräthe aufferhalb ber eigenen Gemeinde verfchidk 
werben, wegen möglicher eigener Gefahr. Noͤthig ift Erleich⸗ 
terung ber Hilfeleiftenden durch allgemeine Beleuchtung. 

3) Bei Löſchung ded Brandes ift natürlich je nach ber 
Art und dem Umfange ber Gefahr, fo wie nach ber Oertlich⸗ 
feit und ben vorhandenen Löfthmitteln zu handeln. Näheres 
läͤßt fh mit Nutzen nicht im Allgemeinen vorfchreiben. 
Nur ſo viel it unter allen Umftänden Mar, daß zum Ein⸗ 
reifien oder Sprengen benachbarter Häufer erſt baun gefchrit- 
ten werben barf, wenn es augenfcheinlich das einzige Mit 
tel ift, weiterer Verbreitung vorzubeugen. In biefem Falle 
aber darf auch ‚gegen den Befehl des beim Brande befehli⸗ 
genden Polizeibeamten Fein Widerfpruch angenommen, Feine 
weitere Ruͤckſicht geachtet werden. 

4) Zugleih ift auch für Rettung bedrohter Menſchen 
und des Hausgerathes zu ſorgen, oben II, 2. 

IV) Anftalten nad) beendigtem Branbe: 

1) Bor Allem muß ber Brandplag bewacht und 
mit den nöthigen Löfchmitteln befegt werden, um einen etwai⸗ 
gen Wiederausbruch des Feuers zu beobachten und alsbald 
zu dämpfen. Auch mag die Wache zur Verhinderung von 
Diebftählen benützt werden. 

2) Eine bei großen Bränden nichts weniger als leichte 
Sorge ift die Herbeifchaffung von Lebensmitteln und bie 
Unterbringung der Abgebrannten. Im Nothfalle find be- 
nachbarte Gemeinden um Hilfe anzugehen, die öffentlichen 
Borräthe und Gebäude zu verwenden, Aufrufe burch bie 
öffentlichen Blätter zu verbreiten. 

3) Rie darf bie genaue Unterſuch ung deß Feuer⸗ 
geräthes und deſſen alsbaldige Ergänzung und Wieberhers 
ſtellung unterlaffen werden, . 

Mohl, Polizei, II Zweite Auflage, 9 
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4) 3e eher die Unterſuchung über die Urfache bes 
Brandes und über die befonderen Verdienſte oder Fehler 
Einzelner bei ber Löfchung befielben eingeleitet wird, befto 
ficherer iſt auf ein richtiges Ergebniß zu rechnen. Daß fowohl 
öffentliche Belohnungen. ber Verbienfte, als Strafen für ab- 
fichtliche Vrandſtiftung ober. grobe Fahrlaͤſſigkeit zuerkannt 
werben, verfteht ſich von felbft 12). 

Eine eigenthümliche, zuweilen höchft verheerende Art von: 
Feuersgefahr find bie Waldbrände, fei ed baß fie durch 
Bosheit oder Nachläffigkeit von Menfchen, fei e8 daß fie durch 
Blitz u; ſ. w. entftchen, Zu ihrer Verhütung find Bors- 
fehriften über den vorfichtigen Gebrauch von Feuer innerhalb 
ober an ber Gränze von Waldungen nöthig, namentlich für 
Hirten, Holzmacher, Theerfchweller und Kohlenbrenner. Als 
Rüftung gegen fie dienen die. in den Wäldern anzulegen- 
den und jährlich von allem Gras und Geftrüppe zu reinigen- 
den Richtftätten (welche auch als Waldweege benüßt werben 
mögen). Gelöſcht werben fie hauptfächlich durch Ausfchlagen 
mittelft belmubter Zweige und: durch Entblöfen des Bodens in 
ber Richtung bes Feuers. Bei ihrer nicht felten großen Aus⸗ 
dehnung und langen Dauer find umfaffende Anftalten zur 
Herbeibringung zahlreicher Löfchmannfchaft, fo. wie. zu deren 
Ablöfung und Verföftigung zu treffen. Die Porftbeamten 
führen bie Leitung 19). Ä 


6. 124, 
b) Durch Waſſer. 
Zerftörung von Eigenthum durch Waffer: findet oft, und 
nicht felten in ungeheurem Umfange, an Grundftüden, Ge⸗ 


13) ©, Fagelſte in, Bd. I, ©. 508 fa. 
14) Vgl. Schend, Volkswirthſch., Bd. IL, S. 511 fg; Pfeil, Forſt⸗ 
ſchutz und Forſt⸗Polizeilehre. Berl., 1831, ©. 70 fg. 
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bäubden und Früchten flatt. Die Wuth des aus ſeinen Schran⸗ 
ken getretenen Elementes iſt für Menfchenkräfte noch unbe⸗ 
zähmbarer als die des Feuers, und ſehr häufig auch verberblicher. 
Während euer höchftens eine⸗ Gemeinde zu gleicher Zeit zer⸗ 
ſtören kann, mag jenes eine ganze Provinz zu Grunde richten 
und Tauſende in Lebensgefahr bringen. Ueberdieß unter⸗ 
brechen Ueberſchwemmungen die Verbindungen und werden 
der Geſundheit ſchädlich. Abwehr iſt hier ebenſo nothwendig 
als ſchwierig und dennoch, wenigſtens häufig, unzureichend. 

Die Ungleichheit der anzuwendenden Mittel nöthigt zu 
unterſcheiden zwiſchen Ueberſchwemmungen im engeren 
Sinne und zerſtörenden Eidgängen.t). 

1) Ueberſchwemmungen. Die Urſache derſelben iſt 
theils eine Beſchaffenheit des Fluß-Beetes, welche das Waſſer 
nicht gehörig ſchnell ablaufen läßt, ſo daß es ſich ſtaut und 
endlich uͤber die Ufer ergießt; theils eine durch Regen oder 
Schneegang verurſachte fo beträchtliche Vermehrung der Waf- 
fermenge, daß weber bie Erde ed einfangen, noch die fonft 
genügenden Flußbeete es zu faffen vermögen, Urſachen der 
erfteren Art Iaffen ſich nicht felten wegräumen; Regen und 
Schneeſchmelzen dagegen kann natürlich von Menſchen nicht 
verhindert werden, und es bleibt alfo nichts übrig, als die 
Behälter, welche das Waſſer aufzunehmen haben, ſo zu er⸗ 
weitern, daß ſie auch die ungewöhnliche Menge zu faſſen und 
weiter zu führen vermögen, | 


1) ©. über bie Waſſer-Polizei: Goͤtih, Waſſer-Polizei für Länder. 
Lpz., 1789, Roußeau, Beiträge zur Deich und Flußbau⸗-Polizei⸗ 
Gefeggebung. Nürnbg., 18205 Wagner, Anweifung zur Erhaltung 
der Damme bei Stromergießungen und Eisgängen, Grimma, 1827, 
mit Kpf. Intereffante einzelne Beiträge Tiefern: Schemerl, Abb, 
über die, Schiffbarmadhung der Ströme. Wien, 1788; mit Kyf.; 
Hagen, Befchreibung neuerer Wafferbau-Werfe. Königsb., 1826, 
mit Kpf.; Arnd, Die Gewäffer und ver Wafferbau. Hanau, 1831. 
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Die Wegräumung örtlicher Hinderniffe und der daraus 


entſtehenden regelmäßigen Ueberſchwemmungen ift in der Regel 
wünfchenswerth , theild weil fie oft gefundheitswidrige Wir- 
‚tungen haben, theild wegen ber Verfumpfung der anliegenden 
Grundftüde, endlich wegen ber von dem geftauten Waſſer ver- 
‚urfachten Uferbefhädigungen; und nur in feltenen Fällen kömmt 
gegen biefe Uebelftände ‚bie einem Wiefengrunde zuträgliche 
Feuchtigkeit in Anfchlag ?). Je nach der Oertlichfeit find aber 
hier folgende Anftalten nothwendig und tauglih: 

a) Durchſt iche zur Abkürzung bes Flußlaufes dienen zur 


b) 


Vermeidung örtlicher Ueberſchwemmungen, wenn das 
Flußbeet durch zu viele Wendungen den Fall verloren 
hat, dadurch aber das Wafler geftaut wird 9). 

Iſt die Urfache der Stauung ein beengendes Warfferbau- 


werk (4. B. eine ungefchidt angelegte Wehre, Brüde, 


c) 


Mühle), fo kann nur der Abbruch deffelben dem Uebel 
fteuern. Natürlich ift der Eigenthümer zu entfchädigen #). 
Eine Ueberſchwemmung kann auch durch Erhöhung des 
Flußbeetes, alſo durch Verfandung, Verſchlammung, 
Anfüllung des Flußbeetes mit Steinen hervorgebracht 
werden, indem bie Ufer verhäftnigmäßig dadurch erniedrigt 
werben. Hiergegen müffen denn Ausbaggerungen und 
Vermehrung der Stromſchnelle (mittelft Trieb⸗ und 
Prel-Buhnen, Eindeichungen des Beetes, Verftopfung 
unnöthiger Seitenarme) angewendet werben. Der An⸗ 


" fammlung von Steinen ift theils durch Verbot der Ver⸗ 


unreinigung bed Fluffes mit Schutt, theild durch Thal⸗ 


2) ©. über ben letztern Umfand Sprengel, Lehre von den Urbar- 


madungen, ©. 45 fg. 


3) Ueber diefe Buncte ſ. unten, $. 170; vergl. auh Mone’s Archiv, 


Bd. I, Karler., 1826. 


4) ©, unten, a. a. O. 
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fperren (wie in Tyrol und in der Schweiz), fo wie 
durch möglichſte Bepflanzung der Fahlen Bergwände 
entgegenzuwirken. 

Hinſichtlich der Abwendung allgemeiner, dabei aber 
ſeltener, Ueberſchwemmungen, welche von einer allzu großen 
Regen- oder Schneemaſſe herrühren, iſt vor Allem zu unter⸗ 
ſcheiden zwiſchen Ueberſchwemmungen von muldenfoͤrmigen 
Wieſenthälern und den Ueberfluthungen großer zu anderen Arten 
von Cultur verwendeten Flächen. Jene Art von Waſſerergießung 
ſchadet keineswegs immer, nuͤtzt fogar häufig entfchieden, wenn 
nur das bereitd aufgewachlene Gras gegen Beichäbigungen 
gefichert if. Im der Regel kommen bie großen Fluthen im 
Winter, und dieſe können und follen ganz unbeachtet bleiben; 
fomit find hier nur gegen die weit Fleineren Sommerüberjchwen- 
mungen Anftalten zu treffen. Anders verhält es fich freilich 
mit ber zweiten Art von Ueberſchwemmungen. Ihre Befeitigung 
it um fo wünfchenswerther, ald die von ihnen bedrohten 
Gegenden in ber Regel zu ben fruchtbarſten gehören 5). — 
In allen Fällen einer nöthigen Hilfe befteht übrigens nur Gin 
Mittel, nämlich die Anlegung von Dämmen, fomit die Ber- 
mehrung bes Fubifchen Inhalts des Flußbeetes. Ein folcher 
Bau ift aber freilich mit ſehr großen Koften verfnüpft 9, und 
ed muß daher, damit weber zu viel noch zu wenig geſchehe, 
vor Allem unterfucht- werben, welchen kubiſchen Inhalt ein 
Flußbeet haben muß, um das möglicherweife zu gleicher Zeit 
einftrömenbe Waſſer zu faſſen Y. Aus dieſer Berechnung 

5) S. Arnd, Materielle Grundlage der europ. Eultur, ©. 237 fg. 

6) Deshalb (und auch aus technifchen Gründen) warnt Arnd, a. a. O., 
©. 121 fg., mit großem Rechte vor unndthiger Anlegung von Däms 
men, und rathet die oben genannten Hilfsmittel der Waflerbaufunft 
vor Allem zu verfuchen. 


D Diefe Unterfuhung des Eubifchen Inhaltes des Flußbeetes kann ents 
weber auf die, freilich fehtwierige, Berechnung des Waſſer⸗ und 
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esgiebt fich, ob der Staat im Stande ih fein ſämmtliches Gebiet 
durch Erbauung von Dämmen zu ſchützen, ober ob er ſich 
begnügen muß bie am meiften ausgefegten und Die reichten 
Landftriche zu wahren. Jeden Falles muß das Bauwefen 
nach einem allgemeinen Plane vorgenommen werden, und es 
ift dem Einzelnen oder einzelnen Gemeinden nicht zu geftatten, ein⸗ 
feitige, vieleicht von dem größten Echaden fürdas Allgemeine be- 
gleitete Anlagen zu machen. Die Beftreitung ded Dammbaues 
und feiner Unterhaltung ift zunächft Sache der Befiber, deren 
Eigenthum gefchügt werden foll, Die Gerechtigkeit erfordert, DaB 
jeder theild nach Größe der Gefahr, theild nach der Ausdehnung 
und dem Werthe feines Beftges beitrage, ſei ed nun mittelft Bildung 
einer eigens dazu beftimmten Kaffe, ſei e8 Durch Frohnen. Doch if 
allerdings auch der allgemeinen Staatskaſſe ein Beitrag anzumu⸗ 
then, in fo ferne die Koften die Kräfte der betheiligten Gemeinden 
- überfteigen ‚würden, und weil überhaupt die Abwendung einer 
Ueberſchwemmung in mehr als Einer Beziehung von allge- 
meinem Nutzen ift 9). — Die Erbauung der Dämme und bie 
Beauffichtigung ihrer Erhaltung ift Sache eigener technifcher 
Behörden. Beftimmte Ordnungen müflen die Nebennubungen 
ber verfchiedenen Anlagen zu Weegen, Weideplägen u. f. w. 





Schneenieberfchlages im Stromgebiete begründet feyn, oder einfacher 
auf Erfahrungsfäge,: Cine Angabe, wie zu berechnen fei, f. bei 
Rößig, ©. 107 ſg.; Hinfichtlidh der Grfahrungsfäge aber f. An; 
dré's Zahlenftatiftif. Stuttg., 1823, ©. 5 fg. 
8) ©. Cancrin, Abb. aus dem Waflerrehte, Bd. I, ©. 126 fg; ° 
. Wolter, Grunbfäße zum Berfahren in Deich: und Abwäfferungs- 
fachen. Glückſt. 1795, 4; Dammert, Das Deich und Strom⸗ 
bau⸗Recht. I, I, Sannover,, 1816; Woltmann, Ueber das 
rechtliche Verfahren bei Verbefferung der Flüffe.e Hamburg, 1820; 
Hagemann’s Landwirthſchaftsrecht, S. 169 fg.; Eſchenmayer, 
Staats-Oekonomie-Recht, Bd. II, ©. 224 fg. (dafelbft auch eine 
zahlreiche Literatur); namentlih aber Roußeau, a. a O., 
©. 26 fg. 








feſtſetzen, und Verderb verhüten. — Mag übrigens anſcheinend 
auch noch fo genügend für ben Schuß ber bedrohten Gegend 
geforgt feyn, jo müffen dennoch befondere Vorkehrungen fir 
aufferorbentliche Nothfälle getroffen feyn, in welchen, in Folge 
son Hocgemwäffern, Dammbrüche oder Weberfluthungen der 
Dämme drohen. Und folhe Anftalten mögen felbft in Gegen⸗ 
den getroffen ſeyn, welche nur ausnahmsweiſe Waflergefahr 
trifft, damit man eintretenden Falles nicht ganz unvorbereitet 
uͤberraſcht werde. Es ſind aber hierzu folgende Maaßregeln 
nöthig: Bor Allem Beobachtung des Waſſerſtandes mittelſt 
ber Pegel). Sehr wünfchenswerth ift ſodann ſchnelle Ver: 
breitung der Nachricht einer nahenden Gefahr entweder durch 
Signale für das Geficht, ‚oder durch Lärmfanonen, Sturm⸗ 
läuten, Reitende 20%). Dadurch wird theils den bedrohten Eins 
wohnern die Möglichkeit verfchafft, fih und ihr Eigentkum 
zu retten, theild bie Hilfe zur Wahrung. und Vertheidigung 
der Dämme .aufgeboten. Letztere iſt fehr mothmendig und 
muß zum Voraus geordnet feyn. Es ift deßhalb bas zur 
Erhaltung und etwaigen Erhöhung der Dämme nöthige Ma⸗ 
terial. immer bereit zu halten 1%); geübte Aufjeher find zu 
ernennen und auf ber Dammſtrecke zu vertheilen; die betheis 
ligten Güterbefiger aber in Dammwachen einzutheilen, welche 
auf beftimmte Zeichen- herbeizueilen ‘und ablöfungsweife, bei 
dringender Gefahr jedoch ſämmtlich, die Befehle der Auffeher 


. 9) ©. über diefen Bunt Wagner, a. a. O., ©. 25 fg.; dafelbft auch 
Zeichnungen von Wafferhöhemeflern. Diefelben find überdieß noch 

zu manchen anderen Zwecken zu benüßen, z. B. bei der Schifffahrt, 
bem Flößen, zur Beſtimmung des Waſſers für die Mühlen oder 
Waͤſſerungskanäle u. ſ. w. 

10) Ausführliche Angaben (nebſt Zeichnungen), ſ. bei Wagner, Seite 
32 fg. und im Anhange, ©. 180 fg. 

11) Gin Verzeichniß derfelben, bei Wagner, ©, 66 16; 3 vergl, auch 
Hagen, Waſſerbauwerke, S. 127 fg. 
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su vollziehen haben. Hierbei iſt namentlich eine Verftärkung 
von Einwohnern geficherter Orte ſehr wünfchenswerth, 
bamit nicht die Damme gerade in ber größten Gefahr von ben 
nach Haufe eilenden Arbeitern verlaffen werben '?). Endlich 
tft noch nothwendig, daß Rettungsbote bereit gehalten, bedrohte 
Brüden mittel fchwerer Laſten gefichert, Keugierige von 
gefährlichen Stellen entfernt gehalten werben 12). Nach ent- 
fernter Gefahr find die Damme von.ben Technikern genau zu 
unterfuchen, alsbald wieder gründlich herzuftellen, bie Bau- 
materialien, gehörig gereinigt und getrodnet, wieder aufs 
zubewahren und bie verlorenen und verwendeten wieder zu 
erſetzen. 

2) Häufig noch ſchaͤdlicher als gewöhnliche Ueberſchwem⸗ 
mungen find verheerende Eiögänge, indem zu der Gewalt 
des überfluthenden Waflerd auch noch die Zerflörungen ber 
Eisichemel kommen. Gegen dieſe boppelte, fchnell einbrechende 
Gewalt reichen Menfchenfräfte nicht immer aus; doch iſt es 
möglich, folgende Anftalten mit größerem oder geringerem Er⸗ 
folge zu treffen: ‘ 

a) Beförderung eines frühen und leichten Cisganges. An 
Waffergebänden, an Hinderniffen im Strombeete, ober 
auch an Ueberfuhrpläßen, welche zur größern Sicherheit 
den Winter über mit Stroh belegt und mit Waffer be» 
goſſen worden waren, bilden fich leicht ftärfere Eisdecken, 
welche nicht mit dem übrigen Eife in Bewegung kommen, 
die Schemel und das Waſſer flauen, dadurch aber Un⸗ 
heil anrichten. Solche Stellen müffen denn vor dem 
Thauwetter aufgeeist werben. Auſſerdem find noch Eis⸗ 
fhemel, welche zu groß find um durch bie Brüdenjoche 
zu gehen, zu verkleinern, theild Durch Aufhauen vor dem 


: 12) Ueber diefe PerfonalsOrganifation, f. Wagner, ©. 87 fg. 
13) ©. Roͤßig, ©. 143. 
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Eisgange, theild durch Zerftoßen mittelft ſchwerer Stangen 
während deſſelben 9. 


b) Zerſtörung der ſich während des Eisganges bildenden 
Eisfhügen. Häufig iſt hier freilich Feine Hilfe mög- 
lich, bei der Ausdehnung ber Eisfchügen oder wegen 
des tobenden Wafferd. Da die Sprengung durch Wurfs | 
gefhüg oder ſchwimmende Sprengfiften nur wenig ge⸗ 
lingt, fo bleibt nichts übrig als Einhauung eines Kanales 
zum Abzuge des Waſſers und der untergeſchobenen Eis⸗ 
ſchemel 19). 


c) Schutz ber Waſſergebäude (Brüden, Schleußen, Mühlen 
2. ſ. w.) theils mittelft der Aufftelung von Eisbäumen 
und Eisbrechern, theild durch Befchwerung ’9. 


Bon felbft verfteht fih, daß auch bei einem Eisgange 
‚bie oben angegebenen Maafregeln zur Beobachtung und 
Schützung der Dämme, zu ihrer Wiederausbeſſerung nach über- 
ftandenem Gidgange, endlich zu Entfernung müffiger Neugie⸗ 
riger getroffen werben müffen. | 


14) ©. Wagner, ©. 99 fg; Dammert, im Anhange, ©. 139 fg.; 
Rößig, ©. 91 fg. 

15) ©. bei Wagner, ©. 164 und im Anhange, ©. 188 fg. An ber 
legteren Stelle find genaue Nachrichten zu finden über die von ber 
k. fächfifchen Artillerie vorgenommenen Verſuche, Eisſchützen mit- 
telſt eingefenkter Bomben u. f. w. zu ſprengen. Diefe Berfuche 
(fo wie ähnliche, welche die württembergifche Artillerie im Winter 
183%, machte) beweifen den verhältnißmäßig geringen Erfolg diefes 
theuren, überdieß nicht überall vorhandenen, Mitteld und wider⸗ 
legen das von Rößig, ©. 64 fg. Vorgebrachte. Die übrigen Vor⸗ 
{läge des Letztern find ohnebem faft kindiſch. Eben fo wenig 
ausführbar erfcheinen bie von Hoyer, in Erſch und. Gruber's 
Encyklopädie, Sect. I, Bd. XXII, S. 139 gemachten beantragten 
Mittel, 


we Roͤßig, S. 8 fe. 


138 


8. 125. 
c) Durch THädlihe Tiere. 


Nicht felten finden durch Thiere fehr beträchtliche Zer⸗ 
flörungen ber verfchiedenen Arten von Seldfrüchten ſtatt. Je 
nah Umftänden ift ed Sache der Gerichte ober Sache ber 
Polizei den vom Staate zu verleihenden Schub zu gewähren. 
Die Gerichte nämlich haben das Eigenthum zu ſchützen gegen 
‚Beichädigungen durch Thiere, welche fich im beflimmten Befige 
befinden und von Dem Beſitzer entweder abfichtlich auf bie 
Güter Anderer zu Schaden getrieben, oder wenigſtens von 
Abm mit ftrafbarer Nachläffigkeit nicht zurüdgehalten wurden, 
Beides kann vorkommen bei Hausthieren aller Art; letzteres 
hauptfächlich bei dem Wilde, auf welches nach dem deutſchen 
Gewohnheitsrechte Einzelne ein ausfchliegliches Recht haben. 
Diefe Eigenthümer haben denn auch allen von ihren wilden 
Thieren Anderen zugefügten Schaden zu erfeben. — Die Polizei 
Dagegen muß eintreten, wo nur gemeinfame Anftalten gegen 
bie ſchädlichen Thiere eine Hilfe verfprechen. Diefes wird ber 
Ball feyn: 

1) Bei Hamftern und Feldmäufen Theils find in 
den von ſolchen Thieren immer beläftigten Gemeinden eigene 
Leute aufzuftellen, welche die Pflicht und das Recht haben, ſie 
zu fangen, und welche dafür theils aus der Gemeinbefaffe, 
theild von dem befreiten Beſitzer belohnt werben °); theils 
aber ift in den von Zeit zu Zeit wieberfehrenden Jahren, wo 
eine ſolche Thiergattung fehr häufig erfcheint und zur wahren 
Landplage wird, ein allgemeines Aufgebot gegen fie und 
die Anordnung von Mitteln, welche von fänmtlichen Güter: 


1) Rathichläge gegen etwaige Mißbraͤuche dieſer Leute giebt Frank, 
Landwirthſchaftl. Polizei, Bd. I, ©. 155 fg. 
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Beſtitzern gleihmäßig und gleichzeitig zu befolgen find, noih⸗ 


wendig. 

2) In Ländern, welche ſtarken Obſtbau betreiben, iſt das 
Ueberhandnehmen der Raupen von größtem Schaden. Die 
Bemuͤhungen des einzelnen Baumbeſitzers, ſeine Bäume von 
den Neſtern derſelben zu reinigen, helfen nichts, wenn ſeine 
Nachbarn nicht dieſelbe Vorſicht anwenden. Hier iſt alſo ein 
allgemeines Gebot, nach welchem alle Fruchtbäume zu be- 
ſtimmter Zeit abgeraupt und die Eier auf ſichere Weiſe ver- 
tilgt werden müſſen, nothwendig. Bedeutenden Erfolg hat 
auch die Ausſetzung kleiner Prämien für gefangene und vor⸗ 
gewiejene Schmetterlinge ſchädlicher Art 2). 

3) Aehnlichen Schaden ftiften auch Die Maifäfer; und 
überdieß iſt ihre Larve den Wieſen fehr nachtheilig. Mittel 
gegen fie find theils gemeinfchaftliches Wegfangen, ebenfalls 
zu unterftügen Durch Prämien; theild Duldung der Maulwürfe 
in den Wiefengründen ). Ä 

4) Weil die Vögel die natürlichen Vertilger der Infecten 
find, fo ift Die nicht felten angeordnete und belohnte Berfol- 
gung und Tödtung bderfelben (3. B. der Krähen, Sperlinge 
und Elftern) ein fehr bebenfliches Mittel. Schon oft hat man 
fih fchlecht dabei befunden ), wenn ſchon nicht zu läugnen 
fteht, daß ein Uebermaaß von ihnen ebenfalls bedeutenden 
Schaden anrichten kann, namentlich in Wein Gegenden, 

5) Am fchädlichften für die Feldfrüchte dürften Die Heu- 

2) Ausführliche Anweifungen über die den Waldungen ſchädlichen 

Inſecten, f. bei Pfeil, Forſtſchutz und Forſtpolizeilehre. Berlin, 

1831, S. 97 fg. 

3) ©. Eorrefp.:Blatt des württ. landw. Vereins. N. Folge, Bd. U, 

S. 12 fg. . 

4) ©. Beifpiele bei Frank, a. a. O., S. 157 fg. Ein Verzeichniß 


von nüglichen, allein gewöhnlich verfolgten, Dögeln ſ. in dem 
Correſp.⸗Bl., a. a. O., ©. 17 fg. 
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fhreden in jenen Ländern feyn, welde von ganzen, oft 
meilengroßen, Schwärmen überzogen werben, jo daß in wenigen 
Stunden jede Hoffnung auf eine Aerndte verloren if. Wenn 
irgend etwas, fo kann nur gemeinſchaftliche Bemühung 
gegen fie Hilfe verfchaffen, 3. B. durch Anzinden von Feuern, 
Zuſammenkehren und Zerflampfen, Schießen, Lärmenmachen 9). 


6. 126. 
d) Durch Thiertrantpeiten. 


Biehverluft ift für den Landwirth von dem höchften Nach- 
theile, theild des unmittelbaren Kapitalverluftes wegen, theils 
wegen des Mangeld an Dünger und Zugfraft, vielleicht end- 
ich noch wegen ber Störung bes Handels mit Vieh und 
thierifchen Erzeugniſſen. Hieraus folgt aber natürlich noch 
nicht, daß der Staat im allen Fällen und unmittelbar Vor⸗ 
fehrungen zur Abwehr des Verluſtes zu treffen habe. Biel- 
mehr muß in ber Regel jedem einzelnen Viehbeſitzer Die Er- 
greifung der nöthigen Maaßregeln überlaflen bleiben, und eine 
öffentliche Unterftügung Fann er nur in fo ferne in Anſpruch 
nehmen, als ber Staat für. die Bildung ber verfchiedenen 
Sattungen von Thierärzten, und etwa noch für eine paſſende 
Vertheilung derfelben in ben verfchiedenen Landestheilen, Sorge 
zu tragen hat 2). Dagegen kann aber freilich auch von einem 
Zwange, welcher gegen ben Ginzelnen zur Erhaltung feines 
Viehftandes ausgeübt würde, Feine Rede feyn, fo lange 
er durch DVerfehrtheit und Nachläffigkeit Niemanden fchabet, 
als fich ſelbſt. Nicht einmal die ausfchließende Benügung ber 


5) ©. Tychſen, Abh. von den Heufchreden und ihren Bertilgungs- 
mitteln. X. d. Span., Roſtok, 1787; Erſch und Gruber, Encykl., 
ect. II, Bb. VII, ©. 314. 

1) ©. hierüber oben, Bd. I, $. 81, ©. 527. 
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vom Stante gebildeten Thierärzte kann verlangt werden, ba 
es fich nur von einem, ber freien Berfügung des Eigenthümers 
überlafienen, Werthgegenftände, nicht aber, wie bei dem Berbote 
des Mediraftrirend an Menfchen, von unfchägbaren Leben 
handelt ?), 

Anders freilich ſtellen fich die Verhältniſſe, wenn an- 
ſteckende gefährliche Krankheiten unter ben Viehheerden aus- 
gebrochen find. Hier können die Anftalten des Ginzelnen fo - 
wenig etwas helfen, als fie gegen anftedende Menjchenfranf- 
heiten mächtig find. Die dem Volks-Vermögen drohenden 
‚Berlufte aber können ind Unbemeßbare gehen, Somit Gründe 
genug für die Polizei, ihre Thätigkeit eintreten zu laſſen 9). 

Analog der Eintheilung der Menfchenfranfheiten ift bei 
Epizootieen zu unterſcheiden zwifchen den aus dem benachbarten 
Auslande drohenden ‚anftedlenden Krankheiten 9, den im Lande 
ausgebrochenen Uebeln biefer Art, und den &pizootieen im 
engern Sinne (nicht anſteckenden aber allgemein herrſchenden 
Thierfranfheiten). 
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2) Unbegreiflicherweife iſt hierin anderer Meinung Nicolai, Mebie 
einals und Beterinär-PBolizei. S. 1235 fg. 

3) Ueber das Ganze f. Beith, Handbuch der Veterinaͤrkunde. I. II. 
Wien, 2te Aufl. 1821; Hofacker, Lehrbuch über die gewöhnlichen 
Krankheiten des Pferbs u. ſ. w., Tüb., 1823; Mandt, practifche 
Darftellung ber wichtigften anſteckenden Epidemieen und Epizuutieen. 
Berl, 1828. 

4) Es ift hier nicht unterſchieden zwifchen ein heim iſchen und er em⸗ 
den Contagien, indem es bei polizeilichen Maaßregeln nur darauf 
ankommt, ob ein Contagium ſchon innerhalb der Landesgraͤnze iſt 
oder nicht. Uebrigens find von den verſchiedenen anſteckenden Thier⸗ 
Tranfheiten nur bie Rinderpeft und allenfalls die Schaafpocken fremd 
für Deutfchland; wogegen der Milzbraud, das Kriegsnervenfleber 
der Pferde, die Kiauenfeuche, die Hundswuth, ber Rotz, der Wurm, 
die Raude bei Schaafen, Hunden und Pferden fich auch felbft bei 
und erzeugt. ©, Hofader, in dem angef, Werke. 
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1) Gegen die aus dem Auslande drohenden anſteckenden 
Krankheiten iſt natürlich vor Allem gänzliche Sperrung ber 
Gränzen und Berbot der Vieheinfuhr aus angeſteckten oder 
verbächtigen Gegenden das befte Mittel. Diefes Verbot muß 


ſogar audgebehnt werden auf alle unverarbeiteten Stoffe und 


Theile der kranken Thierart, indem auch burch dieſe das 
Gontagium verbreitet werden könnte 5). Iſt eine folche Sper⸗ 


rung aber nicht möglich (z. B. wegen bed Bezuges ber noth- 


wendigen Sleifchnahrung aus dem angeftedten Lande, ober bei 
Heeredzügen) : fo ift wenigftend dafür zu forgen, daß Gontu- 
mazanftalten für die einzuführenden Heerden an der Gränze 
errichtet und nur gefund erfundene Thiere eingelaffen werben ©). 
Können auch folhe Anftalten nicht ftatt finden, 3. B. gegen 
ein fremdes, namentlich ein feindliches, Heer, fo find wenig. 
ſtens den fremden Thieren eigene Straßen und Raftpläge an— 
zuweifen, bie einheimifchen aber ganz von biefen zu ent 
fernen ”). | | 

2) Sft aber eine anſteckende Krankheit innerhalb ber 


Landesgränzen ſchon ausgebrochen, fo ift vor Allem 


nöthig, daß die Bolizeibehörden von dem Vorhandenſeyn und 
bem Umfange der Gefahr Kenntniß erhalten. Dephalb muß 
es den Eigenthümern und: den Ortövorftehern zur Pflicht 


5) 68 ift diefes namentlich bei der fchäplichften aller Thierkrankheiten, 
der Rinderpeft, im höchften Grade der Fall. ©. Walz, Unter: 
fuchungen über die Rinderpeſt. Stuttg., 1803, S. 20fg.5 Hering, 
Veber die Rinderpeft. Berlin, 1812, ©. 4 fg. 

6) Lux, Originalien über Gegenflände der Veterinärpolizei, Leipzig, 
1807, ©. 107 fg; Mandt, ©. 146 fg. 

N Daf. — Ueber das vielfältig verfuchte Mittel der Ginimpfung des 
Giftftoffes, f. Walz, a. a. O., ©. 150 fg. Gewiß zweckmäßig 
{ft die Unterſcheidung diefes Schriftitellers, daß nämlich eine Ein— 
impfung in folchen Ländern, in welchen eine Seuche fich nicht felbft 
erzeuge, fehr überflüffig und gefährlich, dagegen fehr nothwendig 
fei in den Gegenven der Selbft-Erzeugung. 
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gemacht feyn, ſchleunige Anzeige von jedem bedenflichen Falle 
zu machen. Hat ber zur Unterfuchung abgeorbnete Thierarzt 
die Anfteungsfähigfeit der Krankheit anerfannt, fo find bie 
Franken Thiere abzufondern, eben fo für die Verdächtigen 
Quarantaäne-Anſtalten zu errichten, wo möglich ganz entfernt 
von ben Wohnorten und von ben gefunden Thieren. Unter 
allen Umftänden muß jede Abtheilung ihre eigenen Wärter 


‚ haben, welche mit ben anderen Abtheilungen in gar feine Be- 


rührung kommen bürfen. Iſt der Viehſtand eines ganzen 
Dorfes ſchon angeftedt, fo ift biefes, nöthigenfalls durch 


Wachmannſchaft, für jeden Viehverkehr zu ſperren. Selbſt die 
benachbarten Gegenden ſind vorläufig in Beobachtungsſtand 


zu verſetzen und namentlich alle Viehmärkte in denſelben 


abzuſtellen. Ueberhaupt wird in Ländern, in welchen einhei- 
mifche anftedende Krankheiten unter den Hausthieren beftehen, - 


eine beftändige Vorſicht anzurathen feyn, wenn auch im 
Augenblide gerade Feine Epizootie vorliegt. Namentlich wird in 
folchem Falle die Einrichtung zweckmäßig fenn, daß Fein Stüd 
Vieh unter die Heerde eined Orted gebracht werden barf, 
ohne eine Urkunde über ben Gefundheitszuftand feines bis— 
herigen Wohnorted. — Die erkrankten Thiere müfjen auf 


öffentliche Koften von Staats-Thierärzten behandelt werden; 


ift Feine Hoffnung fie zu retten, fo find fie, auch gegen ben 
Willen des Eigenthümers, zu erfchlagen. Die gefallenen Thiere 
find an abgefonderten Plägen, in tiefen Gruben und mit ganz 
zerfchnittener Haut zu verfcharren. Letzteres deßhalb, Damit Die 


Verweſung fchneller erfolge, und Fein Verſuch zu heimlicher 


Wiederausgrabung gemacht werde ®). 


8) Es verfteht fih, daß hier die firengften polizeilichen Maaßregeln 
angegeben find, und daß diefelben nicht in allen Fällen einer an= 
ſteckenden Thierfranfheit ſaͤmmtlich befolgt zu werden brauchen. Es 
kommt auf die Gefährlichkeit der Krankheit an. Bei einigen, na⸗ 


— 
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Nach gedaͤmpfter Krankheit find die nöthigen Vorſichts⸗ 
maaßregeln gegen Wiederausbruch, namentlich gründliche Rei⸗ 
nigung der Ställe, Vernichtung des von kranken Thieren 


beruͤhrten Futters und Streu⸗Materiales, und Räucherungen 


anzuordnen, auch nöthigen Falles burch polizeiliche Aufficht 


zu erzwingen 9. 


Nicht erft ber Bemerkung bedarf es, daß ber Staat zur 


Anordnung und Leitung biefer verfchiedenen Maaßregeln ger 
ſchickter Thierärzte bedarf. Wenn es fih von bem Schupe 


fo bochwichtiger Interefien und von empfindlihen Zwangs⸗ 
maaßregeln handelt, muß mit möglichfter Einficht verfahren 
werben. Die Bolljiehung der Anorditungen und bie unter- 
geordnete heilfünftlerifhe Bemühung mag etwa den gewöhn- 
lichen practifchen Thierärzten überlafien werden; allein an 
bie Spige Dürfen nur wifienfchaftlich gebildete Männer ges 


‚ftellt werben. Da nun das Bebürfniß ſich bald in den einen, 


bald in der andern Richtung häufig wiederholt, fo ift es das 


Gerathenſte, eigene Beamte diefer Gattung, natürlich je für 


einen größern Bezirk, zu beftellen. Cine Gentralftelle forgt 
dann für Einheit und Aufſicht. Daß dieſe lebtere gerade die 
ber menfchlichen Geſundheitspflege vorgefegte Behörbe fei, iſt 
bei der Verfchiedenheit der Zwecke und Mittel nicht nöthig, 
und bei ber Verfchiedenheit der nöthigen Kenniniffe vielleicht 


nicht einmal räthlich. 


3) Sind von Epizootieen im engeren Sinne beftimmte 
Urfachen erfennbar, fo fragt e8 fih, ob benfelben durch ben 
zweckmäßig belehrten Landwirth felbft abgeholfen werden Fann, 


mentlich bei der Rinderpeft, den Schaafpocken, allenfalls auch dem 
Kriegsnervenfieber der Pferde und deren Milzbrande, kann man 
freilich nie vorfichtig genug feyn, und bei biefen Krankheiten find 
alfo biefe ftrengen Maaßregeln immer anzuwenden. 

9) Ueber Reinigung der Ställe u, ſ. w. f. Hofacker, a. a. O., 
©. 70 fg. 
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ober ob allgemeine Maaßregeln nothwenbig find, 3. B. die 
Austrodnung verfumpfter Weiden. In jenem Falle iſt es 
Sache des Staates die nöthigen Belehrungen zu erlafen; 
aber nur in Iegterem Falle ift eine directe Ihätigfeit ber 
Staatsbehörden hervorgerufen und nothwendig. Der einzelne 
Tall giebt Dabei die zu ergreifenden Mittel an. 


3) Anftalten zum Schabenserfage. 
$. 127. 
a) Bei Brandſchaden. 


Die Feuer⸗Verſicherungs-Geſellſchaften zerfallen nach ‚ber 
Verfchiedenbeit des zerftörbaren Eigenthumes in zwei Haupt⸗ 
Arten, in folche, welche Gebäude, abgefehen von allem In- 
halte derfelben, verfichern, und in Mobiliar -Verficderungen. 
Nur ziemlich felten find ‘beide Zweige in Einer Anftalt verei- 
nigt, obgleich Fein inneres Hinderniß befteht ). Beide haben 
übrigens im Wefentlichen biefelben Einrichtungen und Grund- 
fäge, wovon die folgenden hervorzuheben find: 

Auf den Grund eines befannt gemachten Planed und An- 
erbieteng fchließen fich die Befiger von verbrennbaren Gegenftän- 
den ber Anftalt an, Zu dem Ende leiften fie entweder regelmäßig, 
oder wenn ein Bedürfniß eintritt, in die gemeinfchaftliche Kaſſe 
1) Ueber Brandverficherungs-Anftalten, ſ. vorzüglich Gäng, Ueber 

Derficherungs-Anftalten wider Feuerſchaden. Salzb., 1792; Gün- 
ther, Entwurf einer revidirten Ordnung der Hamburger General⸗ 
Feuerkaſſe. Hamb., 1802, A; Dorninger, Ueber Feuerverfiche⸗ 
rungs-Anftalten. Wien, 1822; Barrau, Trait6 des assurances 
mutuelles ou reciproques, 2e edit., Par., 1827, ©. 382 fg.5 
Bernvulli, Beleuchtung der Einwärfe gegen die Brandaſſecu⸗ 
tanzen. Bafel, 1827; Rau, Volksw. Pol., S. 37 fg. — Eine Ge⸗ 
ſchichte der Brandverficherung-Anftalten fiehe bei Dorninger, 
©. 6 fg. Die pofitive Gefeßgebung mehrerer deutfchen Staaten bei 
Brüggemann, Die Mobiliar:Berficherung in Preußen u. ſ. w., 
Berlin, 1838. 
Mohl, Polizei. II, Zweite Auflage, 10 


em: #9. 


146 


Beiträge (Prämien), welche verfchieben find theild nach ber 
Größe des verfiherten Kapitales, theild nach dem Grade ber 
Gefahr. Dem euer allzufehr ausgeſetzte Gegenftände werden 
gar nicht angenommen, und auch bei anderen Bermögensthei- 
Ien barf die Berficherungsfumme, um NRachläffigfeiten mit 
Zeuer und Licht oder gar betrügerifchen Gewinn durch Branb- 
ftiftung zu verhindern, nie ben wahren Werth ber Gegen- 
flände überfleigen. In ber Regel verlangen die Gefellichaften 
fogar, daß die Summe unter dieſem Werthe bleibe. Genaue 
und gewiffenhafte Prüfung der BVerficherungs-Anträge ift von 
der äufierften Wichtigkeit nicht blos für die Anftalt, fondern 
für das Bolfsvermögen. Es Fann in diefer Beziehung faum 
zu viel gefchehen, und fowohl die Anftalt felbft, als ber Staat 
haben zu Erreichung bes Zweckes das ihrige zu thun. Sene 
haben allerwärts erprobte Agenten zur genauen Prüfung der 
gemachten Anträge zu beftellen; Gegenftände deren Rettung 
leicht verbeimlicht und deren fortwährender Beſtitz nicht ficher 
nachgewiefen werben kann, wie 3. B. baares Geld, ‚Papiere 
u. f. w., gar nicht zu übernehmen; namentlich aber auf die 
mehrfache Verficherung befielben Werthes bei verfchledenen Ge⸗ 
ſellſchaften Verwirfung jebes Entfhädigungsanfpruches zu fegen. 
Der Staat aber muß theils mit Androhung ſchwerer Stra- 
fen für betrügerifche oder mehrfache Verficherungen; theils mit 
Beſtellung einer obrigfeitlichen (etwa gemeinderäthlichen) Ue= 
berwachung ber Verficherungsfummen ; theild endlich mit dem 
Verbote, Entfchädigungsgelder anders als unter Vermittlung 
der PVolizeibehörde zu bezahlen, den Privatbemühungen nach⸗ 
helfen ?). Bon felbft verfteht fich, daß bei grober Fahrläffig- 


2) Nicht paſſend erfheint die von einzelnen Berficherungs - Anftal- 
ten oder Regirungen gemachte Bedingung, daß die Berfiches 
rungsfumme von Häufern nur beim Wiederaufbaue eines neuen 
Gebäudes ausbezahlt wird, Diefe Nöthigung, wieder zu bauen, 


. 
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feit oder gar bei entdeckter Brandftiftung nicht nur jede Ent⸗ 


ſchädigungs-Forderung verwirkt iſt, ſondern daß auch bie 


Geſellſchaft noch (unbeſchadet der Staats-Strafen für das 
Verbrechen) Anſpruch auf Schadenserſatz hat, wenn ihr noch 
weitere Ausgaben zugewachſen ſind. — Dagegen erfolgt nun 
auch die Entſchädigung immer, wenn die verſicherte Sache 
durch einen unverſchuldeten Brand Schaden erlitten hat, alſo 
nicht blos wenn ſie vom Feuer verzehrt, ſondern auch wenn ſie 
beim Löſchen verdorben wurde, zur Dämpfung des Feuers 
vernichtet werden mußte u. ſ. w. Für theilweiſe Beſchädigung 
wird verhältnigmäßige Vergütung gethan. 


Sn der Natur der Sache liegt, daß für die Zuverläffige 


feit einer Brandverficherungs-Anftalt ſowohl eine große Anzahl 
von Theilnehmern, ald eine Bertheilung berfelben in einer 
beträchtlichen Anzahl von verfchledenen Wohnplägen nothwen⸗ 
dig iſt. Erſteres, damit fich die Brand- und Entfchädigungs- 
fälle in den einzelnen Jahren möglichft ausgleichen; dieſes aber 


Damit nit Ein großer Brand die Anftalt zu Grunde richten 


und die Theilnehmer ihrer Anfprüche auf Entfchädigung be- 


rauben kann 9). Somit find wenige große Gefellichaften . 


einer Anzahl befchränfter weit vorzuziehen; und es ift fomit 
Aufgabe für den Staat, auf Herftellung bes erfleren Zuſtan⸗ 
des hinzuwirken. Jeden Falles aber iſt es zweckmäßig, wenn 
eine Anſtalt, welche eine ſehr große Summe an Einem Orte 


verſichert hat, dieſelbe wenigſtens zum weile bei einer andern 


Geſellſchaft rüdverfichert. 


Tann für den Befchädigten fehr Yaftig feyn, fichert doch nicht ganz 
gegen abfichtliche Brandſtiftung (namentli da auf die Fahrnißver⸗ 
fiherung eine Ähnliche Maaßregel nicht anwendbar ift,) und ihr 
Zweck Täßt ſich durch genaue Beobachtung der oben aufgeſtellten 
Regeln auch erreichen. 

3) Es iſt bekannt genug, welche ſchlechte Folgen das Zuſammengedraͤngt⸗ 
ſeyn der Berficherten bei dem großen Hamburger Brande hatte, 

10* 
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Das Berhältnig bes einzelnen Verficherten zu ber Ge- 
feltfchaft Tann auf Doppelte Weiſe beftimmt feyn. Entweder 
verfichern die fänmtlichen Mitglieder fich gegenfeitig, fo daß 
fie nur, wenn Brandſchaden wirflich entfteht, eine benfelben 
beifende Umlage machen. Die Prämie fällt und fteigt alfo 
mit den wechfelnden Zufällen; Gewinn wird von Niemand 
gemacht, und nur die Beamten der Gefellichaft müflen (in 
ber Regel wenigftens) bezahlt werben. Ober aber wird das 
Entfehädigungs-Gefchäft auf Unternehmungs-Gewinn betrie- 
ben, und zwar in der Art, daß die einzelnen DVerficherten, 
ohne unter fich inirgend einem Zufammenhange zu ftehen, einen 
Bertrag mit der Anftalt fchließen, nad) welchem fie jährlich 
eine beftimmte Prämie bezahlen, weldje nicht wechfelt, mag von 
der Anftalt viel oder wenig zu leiſten feyn. Bei gegenfeitiger 
Berficherung muß natürlich den Theilhabern Rechnung abge- 
legt werben; bei den Gewinn- Unternehmungen Dagegen tft 
hievon feine Nede. — Der unmittelbare Unterfchied zwi⸗ 
chen beiden Arten von Berficherungen ift ganz unbebeutenb. 
Beide find gleichmäßig in ber Lage die gewöhnlichen Brand- 
fchäden ohne Anftand zu berichtigen. Die vieleicht etwas höhere 
Prämie der Gewinn -Anftalten wird ausgeglichen durch bie 
Annehmlichkeit der Unveränderlichkeit Ded Beitrages. Beide 
müſſen auf eine möglichſte Ausdehnung ihres Wirfungsfreifes 
hinarbeiten. Beide endlich find durch ihren Vortheil gleich- 
mäßig aufgefordert, bei Einfhägungen und Bezahlungen vor⸗ 
fihtig gegen Betrug zu feyn. Wohl aber haben bie gegen- 
feitigen Berficherungen einen entfchiedenen Vorzug hinfichtlich 
einiger aufferordentliher Fälle. Einmal kann ein unge- 
wöhnlih großer Brandfchaden Die Zahlungsfähigfeit eines 
Gewinn-Unternehmend weit leichter erichöpfen, als die einer 
gegenfeitigen Gefelfchaft, fo Daß die Hilfe gerade dann fehlt, 
wo fie am nöthigften wäre, Zweitens ift eine unredliche 
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Verwaltung bei einem Gewinn⸗Unternehmen nicht nur leichter 
möglich, fondern auch für die Betheiligten weit nachtheiliger. 
Sind nun auch diefe Nachtheile der Sewinn-Unternehmungen 
nicht von der Bedeutung, daß letztere deßhalb vom Staate gar 
nicht zu dulden wären: fo fallen fie doch wenigſtens fo meit. 
in bie Waagfchaale, daß bie gegenfeitigen Geſellſchaften vor- 
zugsweiſe Begünftigung. verdienen, und am wenigſten einem 
Semwinn-Unternehmen je ein Monopol gegeben werden follte*). 
Und wenn eine Regirung felbft, etwa als Erbſchaft einer 
früheren Zeit, eine Berficherungsanftaft leitet, kann Diefes 
nur nad dem Srundfahe der Gegenfeitigfeit geſchehn, weil 
ein Gewinn an Brandſchaden-Vergütung ihrer jeden Falles 
unwuͤrdig wäre. 

Die allgemeine Aufgabe des Staates hinſichtlich der Feuerver⸗ 
ſicherung iſt übrigens eine Doppelte. — Einer Seits kann, bei ber 
offenbaren und großen Nüglichkeit guter Anftalten diefer Art, feine 
Pflicht, folche zu begünftigen und ihre allgemeine Benügung dur - 
Rath und That zu fördern, feinem Zweifel unterliegen. Gin 
eigenes unmittelbares Einfchreiten zu ihrer Einführung ift dage- 
gen freilich ist, wenigftens bei gefittigten Völkern, nicht mehr nö⸗ 
thig. Ihre Vortheile find hinlänglich gewürdigt, und die Cinrich⸗ 
tungen gefannt. Eben fo- erfeheint ein Zwang zum Eintritte als 
unbefugt, ba die ganze Einrichtung recht wohl beftehen Tann, 
wenn auch nicht alle Bürger Theil nehmen 5). Wohl aber 


4) Eine Vergleichung der verfhiedenen Arten von Berficherungs-An- 
falten giebt Dorninger, ©. 38 fg; Bernvulli, Ueber dies 
Borzüge der gegenfeitigen Brand: Affecuranz. Bafel, 1827; derf., 
Schweiz. Archiv für Statiftif, a. a. D. Auch hier hat der Sams 
burger Brand lehrreiche aber traurige Beifpiele an die Hand ge- 
geben. 

5) Die fammtlichen englifchen und franzöftfchen Verficherungs-Anftalten 
find ohne Zwang gegründet, und haben, zum Theile in wenigen 
Jahren, die Berfiherung von ungeheuren Summen durch freiwillige 
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mag tadellos eingerichteten Anftalten durch öffentliche Empfeh- 
lungen; durch Beitritt der Regirung für ihre Gebäude und 
Vorräthe; durch die Einräumung der Rechte einer moralifchen 
Perſon; endlich vielleicht durch die Eröffnung eines Credites 
für. den Fall befondern Unglüdes auf erfpriesliche und richtige 
Weiſe Vorfchub geleiftet werden. — Anderer, Seitd rechtfertigt 
bie Wichtigkeit der Sache und die Möglichkeit ſchweren Miß- 
brauches allerdings auch eine ftrenge Auflicht, damit nicht Durch 
ungefchickte Beftimmungen, fchlaffe Verwaltung oder fchlechte 
Abfichten zu Brandftiftungen Anlaß gegeben, Betrug an ben 
Theilnehmern geübt, oder endlich der Zweck ber ganzen Anftalt 
zum Schaden der fich täufchenden Betheiligten verfehlt werbe. 
Deßhalb ift Die Regirung berechtigt und verpflichtet, nicht nur 
die Sabungen jeder Brandverficherungs -Anftalt, welche im 
Staatögebiete thätig feyn will, zu prüfen und nur denjenigen 
die Erlaubniß zur Annahme von Verficherungen zu geben, deren 
Satzungen fie billigen kann, und welche fih den für nöthig 
erachteten Beauffichtigungs- Maaßregeln zu unterwerfen bereit 
find; fondern fie muß auch durch ihre Polizeibeamten fortwährende 
Aufmerffamkfeit auf Einhaltung der Satzungen und überhaupt 
auf die Wirkungen der Anftalten üben lafien. In beiden Be- 


Anträge erhalten. S. Bernvulli, Vorzug der gegenfeitigen Affec- 
Geſellſch, S. 46; Dorninger, a. a. O. ©. 51 fg.; Ebenfo find 
freiwillige deutfche Geſellſchaften jeder Art fehr in ber Bluͤthe. 
So z. B. Die Gothaer Mobiliar⸗Verſicherungsbank, die württb. 
Mobiliar-Verſicherungs-Geſellſchaft u. ſ. w. — Wenn aber A. Rai- 
ner (in der Deutſchen V. J. Schr., 1843, H. J, S. 176 fg.) den 
Vorſchlag macht, durch Sammlungen die Armen zu verſichern, 
anſtatt nach geſchehenem Brande für fie zu ſammeln; dieſe Samm⸗ 
lungen aber durch das unbedingte Verbot von Beiſteuern für Ab- 
gebrannte zu erzwingen: fo ift wohl auch ein folcher indireeter und 
fittlicher Zwang nicht zu billigen. Davon ganz’ abgefehen, daß ſich 
weder das letztere Verbot thatfächlich durchſetzen, noch eine hin- 
reichend ergiebige Sammlung zur Verficherung bilden laſſen möchte, 
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giehungen aber ift bie Hauptfache, daß allzuhohe Einfchägungen 
ber verficherten Gegenflände verhindert werben, und baß bie 
ben BVerficherten verfprochenen Refervefonds auch wirklich vor⸗ 
handen, fomit nicht blos von den Unternehmungsgenoffen ver⸗ 
ſprochen, fondern auch wirklich einbezahlt find. 


5. 128, 


b) Bei Waſſerſchaden. 


Verſicherungen gegen den durch Ueberſchwemmungen und 
Eisgänge hervorgebrachten Schaden wären zwar an und fuͤr 
fich keineswegs undenkbar; allein der Gründung von Geſell⸗ 
[haften zu biefem Zwecke fteht doch die große Schwierigfeit 
entgegen, daß die nur felten oder nie von folchen Greignifien 
bedrohten Eigenthümer fich nicht zum Eintritte verftehen werben, 
während die bedrohten in der Regel alle zu ‚gleicher Zeit bes 
troffen werden, und fomit ihre Forderungen fich gegenfeitig 
aufheben. Dephalb find denn auch Berficherungs - Anftalten 
gegen dieſe Art von Waſſersgefahr ungewöhnlich. Defto aus⸗ 
führbarer dagegen find Berficherungen gegen die einem Schiffe 
und feiner Ladung zur See drohenden Gefahren. Während 
hier Alle bedroht find, tritt der Schaden nur bei Wenigen 
wirklich ein, und geftattet fomit eine Berficherungs-Gefelfchaft. 
Solche Berficherungen werden daher auch in ber Regel einge- 
gangen, und vermehren nicht nur den Credit des Kaufmannes, 
jondern machen uͤberdieß manche gewagtere Handelsunterneh— 
mungen erft ausführbar. 

Die Berficherung wird hier entweder von einem Einzelnen, 
häufiger aber von einer zu ſolchen Geſchäften zufammentretenden 
Actien- Gefellfchaft, unternommen. Bei fehr großen Werthen 
treten auch wohl-mehrere Verficherungd-Gefellfchaften zufammen, 
bamit der Schaden, follte er fich ereignen, die einzelne nicht 
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erdrüde. Die Verficherımg erſtreckt fich in der Regel auf Schiff 
and Ladung, und jede Art von Äuflerer Gefahr, welche ben- 
felben auf ber See zuftößt '), wird erfegt. Die Gefebe beftimmen 
dieß näher, und übderbieß ift in dem fchriftlichen über die Ver- 
fiherung abgefchloffenen Vertrage Police genannt) ein Berzeichniß 
ber Gefahren enthalten. Werden beitimmte Fälle ausgenommen, 
oder aufjerordentlicher Weiſe zugefegt, fo müfjen Diefe befonders 
erwähnt werden. Die verficherte Waare darf höchftens bis 
zum wirklichen Werthe verfichert werden, da weitere Berficherung 
in blofe Wette übergienge, überdieß zu Verbrechen aller Art 
Anlaß geben könnte. Um den Verſicherer in den Stand zu 
ſetzen, die Gefahr, gegen Die er verfichert, zuüberlegen, müflen 
ihm die näheren Umftänbe ber Seereife, namentlich aber folche, 
welche eine befondere Gefahr herbeizuführen im Stande find, 
genau angegeben werden. Die Verficherungs- Prämie ift be= 
greiflich verſchieden, je nach der Art, ber Größe und der Dauer 
ber Gefahren. — Der Berficherer tritt in Ruͤckſicht der über- 
nommenen Gefahr ganz in die Stelle des Verficherten, und er 
hat nicht blos einen gänzlichen Verluft, fondern auch die theil« 
weifen Beſchädigungen, welche durch, partifuläre Haverei und 
Haveries große entftehen ?), zu erjegen. Der Berficherte hat 


1) Sp beftimmt 3. B. die Hamburger Aſſecuranz-Ordnung, Tit. 5, 
Art, 1: der Aflecuradeur trägt allen Rifico und Gefahr, Schaden 
und Verkauft, welcher dem Schiffe und Gütern auf eine oder bie 
andere Weiſe, es fei duch Sturm, Ungewitter, Schiffbruch, Ueber⸗ 
fegelung, Strandung, Berfung, Brand, Nahm⸗ und Plünderungen, 
feindliche Anhaltung fremder Puiſſancen, Kriegsveclarativnen und 
Reprefialien, Mißhandlung und Verſehen oder Berfäumniß des 
Schiffers oder feines Volkes, zuftoßen kann; und überhaupt alle 
bedachte und unbedachte Iufälle, in fo ferne nicht diefelben befon- 
ders in biefer Ordnung eingefchränkt und ausgenommen, oder tn 
Policen ein anderes austrüdlich verglichen worden. 

2) PBartituläre Havarei begreift jeden Schaden, welcher das Schiff 
oder’ die Waare allein trifft; Havarie-große dagegen allen Scha- 
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aber natürlich, den Schaden zu erweifen; wozu denn m 
allen Seehäfen die Difpacheurd beftimmt find, welche 
den Unterfchied zwifchen dem Werthe, den bie befchädigte 
Waare an dem Landungsplage hat, und demjenigen, ben fie 
in unbefchädigtem Zuftande hätte, berechnen 3). Ausbleiben 
aller Nachrichten von Schiff und Ladung berechtigt zu gänzlichem 
Schadenerfage, weil bier der gänzliche Untergang angenommen 
werden muß ®). 

. Ein Einfchreiten des Staates oder gar die Unternehmung 
einer BVerficherungs-Anftalt auf feine Koften, ift bei der zahl- 
reichen Verbreitung der Afferuranz-Gefellichaften fo wie bei ber 
Einficht und Geſchäftsgewandheit der hier zunächft Betheiligten 


» ben, welcher zur Abwendung einer-dem Schiffe und der Ladung 
gemeinfchaftlichen Gefahr abfichtlich gemacht wurde, und der nur 
von beiden gemeinfchaftlich zu tragen ift, (und zwar in der Regel 
vom Gafev %,, von der Maare 3,) ©. über dieſe Begriffe: 
Poöhls, Handelsrecht, Bo. II, Abth. 2, ©. 625 fg. 

3) Ueber die fihreienden Mißbräuche, welche zum Nachtheile der Ver⸗ 
fiherer mit der Havarie-große getrieben werden, |. Tönnies, 
Meber die Avariesgroße und die nothwendige Abhilfe häufiger Mif- 
Bräuche bei derſelben. Hamb., 1823. Dagegen Pöhls, Bemer- 
fungen über Havarie-große, nad) Principien des Nechtes und der 
Handelspoliti. Hamb., 1823; deffen Zufäge zu den Bemer- 
fungen; ferner Graßmeyer, Gefchichtliche Wahrnehmungen beim 
See-A.Wefen. Hamb., 1824. 

4) Ueber dieſen wichtigen Gegenſtand find zahlreiche Schriften erſchie⸗ 
nen, bie freilich in der Regel denfelben nur von der rechtlichen Seite 
behandeln. Borzüglih find zu nennen: Emerigon, Traite des 
assurances. I, II. Par., 1784, 4,; Baldassaroni, Delle assecu- 

‘razioni maritime. I-III, Fir,, 1786, 4; Benede, Syſtem des 
Aſſecuranz⸗ und Bodmerei-⸗Weſens. IV, Hamb,, 1805 fg; derſ., 
Treatise on the principles of indemnity in marine insurance. Lond,, 
1824; Stevens, Essay on average, Lond,, 1822, Bergl. aud 
Poͤhls, Hanbelsreht, a, a. D., und Bd. II, Abth. 3; Eich⸗ 
Horn, Deutſch. Privatrecht, 3te Aufl, ©. 314 fg; Mitters 
maier, D, Privatrecht, Gte Aufl,, Bd. H, ©. 89 fg. 


154 


ganz überflüffig. Er Hat lediglich für beſtimmte Geſetze und 
zweckmäßigen Gerichtögang zu forgen; und namentlich ift die 
Anordnung eines Ausfpruches von Schiedörichtern in erfter 
Inſtanz fehr zur Vermeidung langer und fchwieriger Proceffe 
geeignet. 


$. 129. 
c) Bei Hagelſchlas. 


Durch Hagelſchlag kann die Aerndte ganzer Provin— 
zen, ber Werth von Millionen in wenigen Minuten vernich- 
tet werden ). Abwehr bis ist nicht erfunden; eine Anftalt 
zum Schadenerfaße ift fomit doppelt wünfchenswerth. Unglüd- 
licherweife flehen aber Schwierigfeiten entgegen, welche bie 
Sache zwar nicht ganz unmöglich ‚machen, allein doch eine 
allgemeine Verbreitung immer hindern werden, 

Zwar hat eine VBerficherungs-Gefellfchaft gegen Hagel, den 
Vortheil, daß der zu erfegende Schaden nicht Durch böfen 
Willen oder Fahrläffigkeit herbei geführt werden kann, und 
daß fomit auch Ueberſchätzungen der verficherten Aerndten nicht 
zu fürchten find: allein zwei Umſtände vernichten dieſe Dor- 
theile wieder vollftändig. Ginmal ift die Gefahr des Hagel- 
fhlages Teineswegs für alle Gegenden diefelbe; es werben 
alfo hauptſächlich nur die Befiger folcher Güter, welche ein 
Schaden wahrfcheinlicher trifft, fich verfichern wollen. Die 
nothwendige Folge hiervon ift aber, daß bie Entfehädigungs- 
Quoten fehr unbedeutend, jeden Falles in den einzelnen Jah- 
ren höchft ungleich, ausfallen, was weber für die Beichädigten 





— — 


—3 


1) So wurde z. B. der Schaden eines am 13ten Juli 1789 über einen 
Theil von Frankreich ausgebrochenen Hagelfchlages auf 25 Millio« 
nen Livres berechnet, 
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einen Erſatz fichert, noch zur Theilnahme aufmuntert 2), 
Ein zweiter Webelftand liegt in der Schwierigkeit einer richti» 
gen Schäßung bes erlittenen Schadens. Theil ift Parteilich- 
-feit von Seite ber Schäßer zu fürchten; theils aber fann, na- 
mentlich bei weit auögebreitetem Unglüde und einer großen 
Anzahl von Berficherten, nicht immer’ fogleich der wirkliche 
Schaden eined Jeden ermeflen ‚werden, während doch eine 
fpätere Schäßung nicht mehr genau genug ift. 

Kommt troß diefer inneren Schwierigfeiten eine Verſiche⸗ 
rungs-Gefellfchaft zu Stande, fo find im Wefentlichen folgende 
Beftimmungen zu geben: Der Theilnehmer hat jährlich 
die Lage und Größe ber zu verfichernden Felder, ihren Anban, 
mutbmaßlichen Ertrag und den Gelbwerth des letzteren anzu— 
zeigen. Diefer Geldwerth iſt ſodann bie Berficherungs-Summe, 
von welcher eine, nach den Umſtänden verfchiedene, Brä- 
mie zu entrichten ift. Theils macht die der Gefahr mehr ober 
weniger ausgefehte Gegend einen Unterſchied; theild Die Gat- 
tung der Früchte, indem folche, welche Tängere Zeit zu ihrer 
Reife bebürfen, und fomit länger einem Hagelſchlage ausge- 
jest find, höhere Prämien bezahlen. Tritt Hagelfhlag ein, fo_ 
wird der zu Grunde gerichtete Theil der Aerndte von fachkun- 
digen und unpartetifchen zum Voraus beftelten Männern 
gefhäßt, und von der Geſellſchaft vergütet. Kann das Feld 
Durch fehnelle und zweckmäßige Benugung noch in bemjelben 
Jahre zu einem zweiten Ertrage gebracht werden, fo wird der 


2) Um diefem Einwande zu begegnen ift zwar in den Sabungen einiger 
Sagelverfiherungs - Gefellfchaften beftimmt, daß, je länger eine 
DOrtsmarfung nicht fo hart vom Hagel betroffen wurde, daß ein 
Steuernachlaß nöthig geweſen wäre, eine immer geringere Prämie 
bezahlt wird. Allein auch diefer Nachlaß bewegt, ber Erfahrung 
gemäß, die Landwirthe in den gewöhnlich verfchunten Gegenden noch 
nicht zum Beitritte, weil, fi immer noch eine gewiffe Ausgabe 
und ein ganz unwahrfcheinlicher Schaden entgegenflehen. 
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Werth bes letzteren, weniger die Beftelungs-Koften, von ber 
Entfhädigungsfumme abgezogen. Die Entihädigung erfolgt 
entweder je nad) den Berhältnifien des Gefammtwerthes bes 
beichädigten verficherten Cigenthumes zu der GSefammtfumme- 
ber Brämten, fomit veränderlich in den einzelnen Jahren und 
‚möglicherweife fehr unvollftändig; oder aber in beſtimmtem 
Betrage, in ber Regel einer bedeutenden Quote des wirklichen 
Schadens. Im letzteren Galle werden die Ueberſchüſſe ber 
Kaffe von den guten Zahren auf die hagelreichen übergetragen, 
um bie verfprochene Quote einhalten zu können ®). 

Eine befonbere Thätigfeit des Staates ift nicht erforder- 
lich, mit Ausnahme etwa eines Befehled an die Ortövorfteher, 
den Schägern an die Hand zu gehen, und etwa ber Verwilli- 
gung eines regelmäßigen Beitrages aus der Staatöfaffe, wel- 
her aufzufammeln wäre, um felbft in beſonders ungünftigen 
Jahren ein beftimmtes Mindeſtes von Entſchädigung geben 
zu können. Zwang zum Beitritte ift, bei der Ungleichheit 
der Gefahr und deren Geringfügigfeit für Viele, ſchon aus 
Rechtsgründen ganz auffer Frage. 


8. 130. 


d) Bei Vichfterben. 


Auch die thätigften und verftändigften Polizei = Anftalten 
werden nicht immer den Ausbruch von Cpizootieen hindern 


3) ©, über diefe Materie: Hellmuth, Ueber den Zweck und die Noth- 
wendigfeit der Sagelfchlags-Verfiherungs-Gefellfehaften. Braunfchw., 
1823; Grundlage einer Hagelfchlags-Verficherung für Württemberg, 
und in allen Ländern anwendbar. Reutl., 1824; Barrau, Traite 
des assurances, &, 367 (ganz unbrauchbar): ferner Berg, Poli: 
zeirecht, Bd. II, S. 299; Frank, Landw. Polizei, Bd. I, S. 255; 
Rau, Bollswirthfchaftspolitif, S. 159 fg.; Bernoulli, Schw. 
Archiv für Statiftif und Nat, Oek., Bd. I, ©, 36 fg. 
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können; und felbft wenn biefes ber Fall wäre, würden fich 


boch immer Unglüddfälle ereignen, welche dem Landwirthe 
einzelne Stüde Bieh rauben. Das zur Wiedererfegung noth- 
wendige Kapital überfteigt fehr häufig Die Kräfte bes ärmeren 
Landmannesd, und er geräth dann in die Hände des Vieh-Ju⸗ 


ben, befien mucherliche Verträge nach und nad) das ganze 


Vermögen des Unglüdlichen verzehren. Zu einer Kleinen Ber- 
fiherungs-Prämie find dagegen auch die Mittel bes ärmeren 
Landmannes hinreihend; eine Anftalt, weldhe ihm ben 
Werth des gefallenen oder unbrauchbar gewordenen Stüdes 
erſetzt, iſt fomit für ihn eine große MWohlthat. Auch für größere 
Gutsbeſitzer kann die Theilnahme nur erfprießlich ſeyn, befon- 
vers in Fällen bedeutenderen Unglüdes. 


Die Schwierigfeiten, welche ſich dem Gedeihen einer fol- 
chen Vieh-Berficherung entgegenftellen, find allerdings’ nicht 
unbedeutend *); Doch laſſen fie fich mit Thätigfeit und Necht- 
lichfeit überwinden. Eine größere Theilnahme ift jeden Falles, 
ber Ausgleichung wegen, wünfchenswerth : jedoch fanın auch, 
erfahrungsgemäß, ſchon in einzelnen Gemeinden eine ziemlich 
ausreichende Anftalt gegründet werdet. — Die wefentlichen 
Grundfäge find aber folgende: 


Jede der größeren Hausthier-Gattungen Rindsich, Pferde, 
Schaafe) bildet eine eigene Klaffe, in welcher je nach der wahr= 
fheinlichen Lebensdauer und dem Geldwerthe bes einzelnen 
Stüded verfchiedene Berficherungs - Prämien angefegt find. 
Die Werthfhägung des einzelnen Stüdes ift natürlich nicht 
dem Gigenthümer überlaffen, fondern gefchieht durch unbethei- 
ligte Sachverftändige, am beften durch eigene örtliche Aus— 


1) Diefe macht namentlich Oberndorfer, Wirthſchafts— Pol., S. 347 
fg., geltend. 
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* 
ſchuͤſſe, und zwar nur je auf eine beſtimmte Fürzere Zeit 2). Um 
Mißbräuche und Betrügereien zu verhindern, tft nothwendig: 


dag nur Landwirthe von gutem Rufe, namentlich nur geord⸗ 


nete Haushälter und folche, welche ihr Vieh nicht mißhan- 
deln, aufgenommen werben; daß jeder Verficherte mit feinem 
ganzen Viehſtande eintreten muß, und er für ein verfauftes 
Stüd eine neuerfaufted nur dann einfeben darf, wenn ber 
Ortdausfchuß ſich von der Gleichheit der Art und des Wer- 
thes überzeugt hat; daß nicht der volle Werth des verficherten 
Stüdes erſetzt wird, um Nachläffigfeit und Trägheit abzufchnei- 
den; endlich daß Franfe Thiere, fo wie dad Vieh Solcher, 
welche regelmäßigen Handel damit treiben, auszufchließen find. 


Im Falle einer Erkrankung oder eines fonftigen Unglüdsfal- | 


les muß dem Ortsausfchuffe fogleich Anzeige gemacht werden, 
damit biefer entfcheide, ob ein Heilungsyerfuch gemacht oder 
das Stüd fogleich getöbtet werden fol. Im letzterem Falle 


wird der aus Fleiih, Haut u. f. w. erlöste Werth von der 


Geſellſchaft an der Verſicherungsſumme abgezogen 9). 

Die Wahl fowohl der Ortsausſchüſſe als der Beamten 
der Hauptanftalt muß den Mitgliedern überlafien feyn; nur 
ericheint es allerdings wünfchenswerth, daß bie Gemähl- 


2) Als einziges Einfhäbungsmittel ſchlägt Ryß in der unten anzu= 
führenden Schrift, ©. 14 fg., das Wägen des Thieres vor. Allein, 
abgefehen von anderen Einwendungen, fo ift fo viel Har, daß ledig⸗ 
Ti beim Rindvieh diefer Art angewendet werden kann, aber nicht 
bei Pferden und Schaafen. 


9) Allerdings kann diefe Maaftegel ein Abhaltungsgrund gegen den 
Beitritt abgeben, indem je nach Umftänden der Eigenthümer gar 
nichts aus der Kaffe erhält, während er doch feine Prämie zu be- 
zahlen hatte. Allein dieß ift nicht zu ändern, ‚indem die Gefell- 
[haft den größten Betrügereien ausgeſetzt wäre, wenn neben dem 
Erlöfe aus dem getöbteten Stüde auch noch der Verſicherungswerth 
gegeben wuͤrde. 
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ten der Geſellſchaft felbft angehören. ine befondere Einwir— 
fung oder nähere Aufficht der Regierung erfcheint nicht als 
nöthig 9). | 


4) Ueber Vieh-Berficherungen, fiehe Barrau, Traite des assurances, 
S. 392 fg.; Stecher, Gefchichte der Hofheimer Viehgewaͤhrungs⸗ 
geſellſchaft. Wuͤrzbg, 18235 Ryß, Ueber Viehaſſecuranz⸗Credit⸗ 
Anſtalten. Würzbg,, 1831; außerdem bei Bergius, Kameral⸗ 
Magazin, Bd. I, Art. Aſſecuranz; Berg, Polizeirecht, Bo. IH, 
©. 3325 Trank, Landwirth. Polizei, Bb. TU, ©. 32; und Rau, 


Volksw. Polit., ©. 108, wo auch Beifpiele folcher Gefellfchaften 


angeführt find. 


Drittes Rapitel. 
förderung des Betriches. 


— — — 


s. 131. 
Allgemeiue Grundfäße. 


Die Bemühungen ded Staates, den Bürgern Antheil an 
der Güterwelt zu fihern und fie vor dem zufälligen Wieder- 
verlufte des bereit Ermworbenen zu bewahren, genügen nicht. 
Eine weitere, von jehr Vielen geftellte Forderung, geht dahin, 
daß er die Nützlichmachung des Kapitales, d. h. den Betrieb, 
unterftüße. ' 

Mächtig, wenn fchon nur mittelbar, trägt hierzu allerdings 
‚eine die Rechte Aller gegen willfürliche Bedrückungen ſchuͤtzende 
Verfaffung, eine zwedmäßige Nechtöpflege und ein Aufferer 
Frieden bei. Der Rechtsſchutz, welcher durch dieſe Einrich- 
tungen und Zuftände der Perfon des Bürgers bei allen feinen 
Befchäftigungen und in allen Zuftänden, eben fo feinem Eigen- 
thume in allen Formen und Verwandlungen zufließt, wirft 
auch auf den Betrieb, dem man fich mit Liebe und Eifer er— 
giebt, weil man die Früchte ber Anftrengung ficher weiß. 
Den Beweis Tiefert eine Wergleihung der zwingherrlichen 
Staaten des Oſtens ober ber mittelalterlichen Gefeglofigfeit mit _ 
dem gebildeten Europa oder Amerifa, Ihn liefert felbft die 
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Bergleihung unruhiger, z. B. revolutionärer ober Triegerifcher, 
Zeitabfchnitte mit denen einer tiefen Ruhe bei demfelben Volke. ' 
Allein der blofe Rechtsfchub reicht nicht aus, Vielmehr 
iſt es eine ber wichtigſten Aufgaben der Polizei, den Betrieb 
bed Volksvermögens unmittelbar zu fördern durch Anwendung 
der Staatöfraft. Und zwar ift Diefe Aufgabe nichts weniger 
als eine leichte. Nicht nur wird Hilfe in fehr vielen: und’ 
verfchiedenartigen Richtungen verfangt; ſondern es find auch 
Beziehungen vorhanden, in welchen die Auffindung- der rich- 
tigen Mittel äufferft fehmwierig oder deren Anwendung: ſehr 
koſtſpielig ift. | 
Deßhalb iſt es denn Doppelt nothwendig, Daß hier bie 
Polizei von ihren oberften Grundſätzen nicht abweicht. Einer 
Geitd hat fie daher manche Forderung, welche mißverftandener 
Eifer oder Eigennug zu machen, Mangel an feften und rich- 
tigen Grundſätzen aber: zu gewähren pflegt, ald unzuläffig 
zurüdzumeifen. Auch bei der Unterftügung bes Betriebes muß 
fi) der Staat auf die Wegräumung der Schwierigfeiten be- 
fchränfen, welche allgemein nüglichen oder nothwendigen 
Unternehmungen im Wege ftehen, deren Abhilfe aber ven 
Kräften des Einzelnen zu fchwer wäre, wenigftend nicht voll⸗ 
ftändig und zwedmäßig beforgt werden würde. Immer ift bie, 
freie Thätigfeit der Privaten als die Hauptfache zu betrachten, 
und der Staat bat nur fubfidiarifh einzufchreiten. Bon 
Zwang fann nur da die Rede feyn, wenn eine nothwendige 
polizeiliche Anftalt ohne folchen nicht erreicht werden Faun, 
nicht aber auch etwa zur Aufdrängung eines Nubend, mo 
berfelbe von den Betheiligten felbft nicht geiotinfcht wird. - In 
ſolchem Falle kann zunächft nur Belehrung und Beifpiel an- 
gewendet werben). Daß auch die Volfswirthfchaftslehre von 


1) Die unbezwingliche Neigung zum Eingreifen in die Privatverhälts 
niffe, zum Zuvielregiren und Berallgemeinern hat ſich au in 
Mohl, Polize. IL Zweite Auflage, 


162 


ihrem Gtandbpunce aus ein foldhes negatives Verhalten der 
Staatögewalt gegenüber von dem feine eigenen Kräfte nad 
feiner Einfiht und nad den Umfländen gebrauchenden Bros 
bucenten für richtig und nothwendig erklärt, kann natürlich 
nur zur Beftättigung der aus dem flaatsrechtlichen Berhäftniffe 
der Polizei abgeleiteten vorfiehenden Grundſätze dienen. — 
Auf der andern Seite aber darf natürlich nicht faules Zufehen 
fattfinden, wo Hilfe nöthig ift, und Feine VBerfäumniß von Vor⸗ 
theilen, welche für ben Einzelnen ober für die Gefammtheit 
mit verhältnißmäßigen Mitteln gewonnen werden Fönnten. 
Es ift weder Pflichterfüllung noch Regirungsweisheit, wenn 
der Staat unterläßt, aus Roth und Verlegenheit zu helfen, und 
wenn er bem Bürger mehr zumuthet, ald biefer wohl leiften 
kann. Auch iſt Iediglich Fein Grund vorhanden, für das Ver⸗ 
halten des Staates hinfichtlich gerade dieſes Theiles des Volks⸗ 
lebens eigenthümliche Grundfäge aufzuftellen. Im beftimmten 
einzelnen Falle mag allerdings zuweilen Streit darüber feyn, 
ob eine Staatseinmifhung zuträglich fei, und welche; allein 
bieß berührt bie objective Wahrheit Des leitenden Grundſatzes 


dem. Gebiete. der Betriebs⸗Polizei häufig genug geäußert, fowohl 
bei den Regirungen als bei Thevretifern, Wenn man glaubte eine 
nüßliche Gewerbe-Einrichtung gefunden zu haben, ſo ſollte fie ſo⸗ 
gleich allgemein und mit Zwang durchgeſetzt werben, ohne Rüdficht, 
fei es auf das Recht des Bürgers, fein Bermögen nach feinem Gut⸗ 
bünfen zu behandeln, fei es auf bie Nothwendigkeit, fich nach den 
beſondern Umftänden zu Benehmen, und nur das zu thun, was man 
fann, nicht das, was man nad allgemeinen Theoremen follte, 
Daher die ſchädlichen und ungerechten Zwangs-Vorſchriften über 
die Art und Weife der Fabrikation uber des Handels, daher die 
Vorſchlaͤge zu Geſetzen, welche den Landmann zum rationellen Be- 
triebe feiner Wirthichaft und zur allgemeinen Befolgung technifcher 
Regeln zwingen follen. ©. über diefen Gegenfland Jovellanos, 
Gutachten über Tandwirthfchaftliche Serebardung, Aus dem Span, 
Berl., 1816, ©. 16 fg. | 
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| nicht. Und ebenfo mag es fich auch wohl begeben, baß auf dem 


engeren, nur ben unmittelbaren Vermögensvortheil ber zunächft 
Betheiligten berüdfichtigenden Standpuncte der Volkswirthſchafts⸗ 
lehre eine Staatshilfe wirklich nicht als nöthig und wünfchens- 


werth erfcheint; während eine polizeiliche Berüdfichtigung 


fammtlicher erlaubter Volkszwecke fie als unerläßlich nach⸗ 
weist 9. Bu | 

Nicht erft ber Bemerkung follte. e8 bedürfen, daß ber 
Staat bei feiner Förderung des Vermögens - Betriebes alle 
Klaffen feiner Bürger gleichmäßig zu bebenfen hat, und daß 


er nicht etwa Die eine oder Die andere vernachläßigen ober’ 


gar auf Koften ber übrigen begünftigen darf. Schon das 
Recht verbietet eine folche Unterſcheidung; fe wird aber auch 
durch den wohlverftandenen Vortheil der vermeintlich Begünftig- 
ten unterfagt. Nur bei gleichmäßiger Blüthe fämmtlicher 


Zweige des Volfswohlftandes ift auch jeder einzelne derſelben 


in voller Kraft und nachhaltig gefichert, indem die MWechfel- 
wirfung günftiger Zuftände in jedem Augenblicke fich fühlbar 
macht. Der größte Vortheil des Landbaues, und überhaupt 
ber Erzeugung von Rohftoffen, ift e8, wenn die Gewerbe und 


* der Handel in voller Thätigfeit find, Die Gewerbe finden bei 


blühender Landwirthfchaft den ficherften Abſatz ihrer Erzeugniffe: 
und den vortheifhafteften Bezug ihrer Bebürfniffe.. Der’ Handel 


° aber muß fich auf hoher Stufe erhalten, wenn er theild ven 


unendlichen Verkehr eined wohlhabenden Volkes unter fich, 
theil8 die Zufuhr und die Ausfuhr eines ſchwunghaften 


2) Das laissez faire et laissez passer darf keineswegs mißverſtanden 


werden; denn ein Anderes iſt hindern am unrechten Orte, ein Anz 


deres unterftüßen wo es Noth thut. ine aus Schlaffheit und 

Mangel an Einficht ganz unthätige Regirung wirft eben fo fchlimm 

auf die Förderung des Bolksvermögens, als eine, aus guter Ab⸗ 

ficht, gewaltihätige und zu weit gehende, | | 
11 * 
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Gewerbebetriebes zu beforgen hat. Hieraus ergiebt fih denn: 
von felbft, was davon zu halten ift, wenn je nach ber Herr- 
ſchaft unrichtiger volfswirthfchaftlicher Anfichten Die Staaten 
inder einen Zeit fich bemühten, Die Städte und ihre Gewerbe auf. 
Koften des flachen Landes zu begünftigen, zu anderer Zeit, 
aber den auswärtigen Handel mit Hintanfegung ber inlän- 
bifchen Gewerbe, oder den Aderbau auf Koften beider zu 
heben fuchten, Hier ift offenbar fchwer zu fagen, ob bie 
Ungerechtigkeit eines ſolchen Verfahrens größer ift, ober feine 
Unzwedmäßigfeit. 

Und bieß gilt nicht etwa blo8 vom ganzen Syfteme un⸗ 
gleicher Bevorzugung, fondern eben fo wohl auch von einzelnen 
Maaßregeln. Sollte alfo eine foldhe zwar unzweifelhaft einer‘ 
beftimmten Gattung bed Vermögensbetriebes vortheilhaft feyn, 
Dagegen aber einer. oder mehreren anderen in gleichem Maaße 
fhaden, fo wäre ihre Durchführung eben fo ungerecht als 
thörigt. Nur in dem Einen Falle kann die Unterlaffung nicht 
gefordert werden, wenn die fich widerfprechenden Folgen von 
fehr ungleicher materieller Bedeutung find, alſo einer Seits 
einen weit größeren Vortheil gewähren, ald fie in anderen . 
Beziehungen ſchaden. Wenn Schaden auf beiden Seiten zu 
gefahren ift, ſo kann vernünftigerweife die Wahl nur auf daß 
verhältnigmäßig Vortheilhaftere fallen. Werden dabei wohls- 
erworbene Rechte verlegt, fo muß allerdings Entſchädigung 
eintreten; find aber überall nur Ausfichten und Hoffnungen 
vorhanden, fo iſt auch nicht einmal davon die Rede, ſondern 
die Geſellſchaft richtet fich ein, wie. e8 ihr am zuträglichften iſt. 
Dabei ift Har, daß je nachdem die Gefittigung und das Ver⸗ 
mögen eined Volkes auf einer Entwiclungsftufe ſteht, eine 
und dieſelbe Maapregel fich ist als eine überwiegend nügliche, 
zu anderer Zeit aber ald eine vorzugsweife nachtheilige er- 
weiſen kann, und daß alfo nicht ein für allemal und für alle 
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Verhältniſſe über Erlaubtheit ober Unterfagung einer polizei- | 
lihen Hilfsmaaßregel .entfchieden werden kann 9). 


Exrfie Abtheilung. 


Anftalten zur Förderung der Erzeugung von 
Mohſtoffen. 


Erſter Abſchnitt. 
Sorge für die Landwirthſchaft. 


Der Grundſatz einer gleichmäßigen Förderung und Unter⸗ 
ſtützung fämmtlicher Arten des Bermögensbetriebes ift hinfichtlich 
der Landwirthſchaſt um fo fefter im Auge zu behalten, als 
biefelbe allerdings weniger durch eine glänzende Außenfeite 
befticht. Unläugbar nimmt diefelbe nicht fo viele neue Gedanken 
und Grfindungen auf, als Gewerbe und Handel, Ihr Ge- 


3) In der Haren Herausftellung diefer letzteren Wahrheit und in ber 
fefteren Bezeichnung der verſchiedenen Entwicklungs-Perioden ber 
nationalen Gewerbthätigfeit Tiegt das große Verdienſt von Liſt's 
Syſtem der politifchen Defunomie. Diefes mit Dank anzuerkennen, 
gebührt der Wiſſenſchaft. Schade, daß das Lob nicht unbedingt 
feyn kann, das Verdienſt um Wiffenfchaft und Leben nicht vollkom⸗ 
men if. Daß in der lebhaften Polemik ungegründete Borwürfe 
und Webertreibungen mit unter laufen, dürfte eher zu begreifen und 
zu entfchuldigen feyn; allein weniger zu vertheibigen ift ficherlich, 
daß der Eifer, dem einen Zweige der Bolfsthätigfett (den Gewerben) 
den zur rechten Zeit erforderlichen Schuß zu verfchaffen, zu offen⸗ 
barer Ungerechtigkeit und Unterfhäßung eines andern eben fo wich⸗ 
tigen Zweiges (ber Schaffung von Rohftoffen) verleitete. Dieß führt 
zu materiell falfchen Sägen und befchränft ven Werth der Arbeit 
auf einen Beitrag zur vollen Wahrheit. 
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ſichtskreis iſt ein enger, und ſelbſt ein ungebildeter Mann mag 


ſie im Kleinen erträglich treiben. Sie geſtattet nicht die ſchnelle 
Anlegung willkuͤrlich großer Kapitale und fuͤhrt nicht ſchnell 
zu ungemeſſenem Reichthume. Ihre Leiſtungen ſind nicht an 
einzelnen Puncten leicht uͤberſchaubar und dadurch eindruckmachend 
zuſammengedrängt. Dennoch wäre nichts unrichtiger, als wenn 
der Staatsmann den unberechenbaren abſoluten Werth einer 
bluͤhenden Landwirthſchaft und die vielfachen ſtaatlichen und 
geſellſchaftlichen relativen Vortheile derſelben verkennen wollte. 


Abgeſehen nämlich davon, daß die Landwirthſchaft die Lebens⸗ 


mittel liefert, welche für die ganze Bevölkerung, und die Roh— 
ftoffe, welche für die übrigen Beichäftigungen unentbehrlich 
find, und beren alleinige Herbeifchaffung aus dem Auslande 


‚ immer fiäwierig und bedenklich, häufig unmöglich wäre; ab- 


gefehen ferner, daß fie die unentgeltlich dargebotene Naturfraft 


den menfchlichen Zwecken bienftbar macht, während Gewerbe 
und Handel ihre Ergebniffe nur durch Arbeit und Kapital 


liefern Eönnen: ift noch Folgendes unbeftreitbar. Die Land- 


wirthſchaft kennt die häufigen und tief eingreifenden Schwan- 


Tungen nicht, durch welche Gewerbe und Handel in Noth und 
Zerrüttung gebracht werden, Auch in den, doch nur feltenen, 


‚Fällen von Mißwachs geht dem Landwirthe felbft Die Noth am 


wenigften nahe. Bei einiger Maapen richtiger Bertheilung 


bes Örundeigenthumes, welche denn boch in menfchlicher Macht 
liegt, ift weder Mebervölferung noch Mafjenarmuth bei’ ber 
Landwirthſchaft zu finden. Ihre Berbefferungen gehen langfam, 


erfordern nicht mit einemmale große Mengen neuer Arbeiter, 


und ernähren, fobald fie eingetreten find, bie erforderliche 
Weiterzahl nachhaltig, Die Beichäftigung des Landwirthes ift 


gefunder für Körper und Geiftz er bleibt ein Menfch und wird 
nicht blos Stüf einer Maſchine. Das Familienleben 
des Landwirthes ift natürlich und im Wefentlichen ſittlich. — 
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Sicherlich Gründe genug für den Staat, um der Landwirthſchaft 
alle Förderung angebeihen zu laſſen, welcher fie bedarf, und 
welche ſich mit richtigen Grundſatzen verträgt ). 


J. Allgemeine Maaßregeln. 


8. 132. 
1) Verbeſſerung der Fruchtbarkeit des Bodens. 


Eine der erſten Bedingungen einer reichen Landwirihſchaft 
iſt eine günſtige Beſchaffenheit des Bodens. Da dieſelbe häufig 
von ber Natur nicht unmittelbar gewährt iſt, während die Möge 
lichfeit einer Fünftlichen Hilfe wohl befteht: fo bleibt Der menfch- 
lichen Betriebfamfeit ein reiches Feld ber Thätigfeit offen. 
Natürlich iſt zunächft der einzelne Eigenthümer zur Verbefierung 
feiner Grundſtücke berufen; und in fehr vielen Fällen ift er 
auch wirklich im Stande, das Erforderliche aus eigenen Mitteln 
zu leiften, fomit ber Staat zu Hilfe und Mitwirtung weder 
berechtigt noch verpflichtet. Allein nicht immer ift dem alfo. 
Auch abgefehen von folchen Bovenverhältniffen, welche überhaupt 
eitter Fruchtbarmachung durch Menfchenhände fpotten, giebt es 
viele Zuftände, in welchen nur von der Anwendung einer _ 
Geſammtkraft ein guter Erfolg zu hoffen ift, ba das erforber- 
liche Unternehmen für Einzelnfräfte zu ſchwer wäre. Es gehört 
nämlich zu einem günftigen Erfolge zweierlei. Einmal ein ent- 
fprechendes Kapital, das denn bei großen Unternehmungen 
leicht die Kräfte auch eines reichen Privatmanned überfteigen 
fann. Zweitens aber das Recht, die plangemäßen Anlagen fo 


weit als nöthig auszubehnen und fortzuführen, ohne Hindernifle 


1) S. Elsner, Politif der Landwirthfchaft. I. IL Stuttg. und Tüb., 
1835; Spare, Die Lebensfragen im Staate in Beziehung auf 
das Örundbefigihum. Bd. J. Gießen, 1842, 
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‚und Abweichungen von Ginzelnen erfahren zu koͤnnen. Zu 
Beidem gehört nun allerdings nicht gerade, daß der Staat 
unmittelbar ins Mittel trette; große Actiengefellichaften haben 


fhon häufig fehr fchöne Arbeiten dieſer Art, z. B. Entwäſ— 


ferungen, Urbarmachungen u.f,w., durchgeführt, Allein ohne 
polizeiliche Fürforge kann doch hier nichts geleiftet- werben. 
Zum mindeften haben felbft die reichften Geſellſchaften vom 
Staate erft dad Recht zu erlangen, ihr Unternehmen auch 
gegen ben Willen einzelner unverftänbiger oder eigenfinniger 
Grundeigenthümer durchzuführen. Sodann aber findet ſich 
keineswegs zu weitausfehenden Planen immer die nöthige Anzahl 
von Theilnehmern, fo daß denn body, wenn etwas gefchehen 
fol, der Staat felbft die Ausführung zu übernehmen hat. 
She zu den einzelnen hierher gehörigen, Maapregeln 
übergegangen werden kann, tft erft Die Frage zu beantworten, 
in welchen Fällen überhaupt eine Arbeit diefer Art zu unter- 
nehmen tft? Der Zweck derfelben ift, die Summe der Rober- 
zeugniffe des Landes zu vermehren. Cine ſolche Vermehrung 
Tann aber vernünftigerweife nur gewünfcht werden, wenn ber 
Tauſchwerth des neu geförderten Erzeugniffed neben der Be— 
Iohnung der Arbeit und des Betriebsfapitales zureichende Zinfen 
aus dem auf das Unternehmen zu verwendenden Kapitale nach⸗ 


haltig Tiefern wird. Iſt dieſes nicht der Fall, fo wäre der 


ganze Plan widerfinnig ; denn wie fann es eine Verbefferung 
des Volkseinkommens feyn, wenn fich ein jährlicher Schaden 
ergiebt. Davon ganz abgefehen, daß man mit demfelben Ka⸗ 
pitale andere einträglichere Unternehmungen hätte veranftalten 
und fördern Tönnen, die ist unterbleiben müffen, weil baffelbe 
Geld nicht zweimal ausgegeben werden kann, fo daß alfo durch 
jene nicht gehörig berechnete Arbeit ein doppelter Schaden 
entfteht. Dagegen ift es allerdings nicht nothwendig, daß der 
Ertrag reichlich genug ausfalle, um das Anlage- Kapital felbft 
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ſchnell und in gegebener Zeit zurucd zu bezahlen. Cine Ver⸗ 


mehrung der Rohftoffe hat immer noch, auffer dem unmittel- 
baren reinen Werthe derfelben, manche weitere Vortheile für 


‚den Staat und für dad Volf, welche den Nuten der Gewinnung 


um. ein Bedeutendes erhöhen, und fomit auch bie- unablögfiche 
Anlegung eined Kapitales rechtfertigen; 3. B. Vermehrung 
Iohnender Arbeit, fomit der Bevölferung, dadurch aber wieber 
bebeutenderes Gewerbe und größere Macht gegen Auffen, 


Die hauptfächlichkten Unternehmungen, von denen man 
fich eine Vermehrung der Sruchtbarfeit des Staatögebieted ver⸗ 


ſprechen kann 1), find folgende: 

1) Entwäfferungen. Grundftüde können in dreis 
facher Ausdehnung überſchwemmt feyn. Entweder find fie be- 
ftändig mit Waffer bedeckt; oder find fle e8 nur abmwechfelnd, 
allein Doch fo oft, daß fich Feine Grasnarbe bilden kann; oder 


endlich find fie nur felten uͤberſchwemmt, allein doch fo feucht, 


daß nur Riedgräſer wachfen. Im erften und im dritten Falle 


find fie für die Geſundheit unſchaͤdlich, allein das durch Ent» 
‚wäfferung gewonnene Land ift reiner Gewinn; in dem zwei— 


ten Falle kommt zu demfelben wirthfchaftlichen Vortheile noch 
die Berbefierung des Gefundheitsftandes. Immer alfo iſt Ent- 
wäfjerung an ſich rathfam 2). Ein folches Unternehmen kann 
aber wieber von brei verfchledenen Seiten gemacht werben : 
von ben Eigenthümern der zu entwäfjernden Srundftüde felbft; 
von dritten PBrivatperfonen; vom Staate. Bei gleicher Zweck⸗ 


- mäßigfeit der Plane hat natürlich im Falle mitwirfender Aner- 


bietungen das ber Gigenthümer ben Vorzug; ber Staat aber fteht 
beiden anderen nad. Bon verfchiedenen Planen geht der von 


1) S. über den gefammten Gegenftand: Sprengel, Die Lehre von 
ben Urbarmachungen und Grundverbefferungen. Lpz., 1838. 


* 2) Arnd, Materielle Grundlagen, ©. 235; Sprengel, ua. O., 
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einer unpartheiifchen technifchen Behörbe als ber zweckmaͤßigſte 
. erkannte ben übrigen vor. Im Falle der eine oder Der andere 
Eigenthümer ſich dem ganzen Unternehmen widerfegt, kann 
fein Zweifel feyn, daß ber Widerfpruch nicht zu beachten ift, 
wenn auffer ber Verbefierung des Bodens auch noch andere 
©ründe der öffentlichen Nüslichkeit für die Austrodnung ſpre⸗ 
hen, 3. B. Geſundermachung ber Luft, Verhinderung weiterer 
Perfumpfung, Erleichterung des Verfehres; im Beharrungs- 
falle hat ein folcher Widerfpännftiger feine Grundſtücke zu 
ihrem wahren igigen Werthe an die Unternehmer abzutreten. 
Sollten aber blos wirthichaftliche Vortheile erreicht werben, 
fo verlangt die Billigfeit, daß der Widerfpruch von Eigenthü- 
mern nur dann ungeachtet bleibt, wenn die Befißer eines gro=- 
Ben Theiles, wenigftens alfo der Hälfte ber betheiligten Grund⸗ 
ftüde, fich für das Unternehmen erflären 9. Iſt die Arbeit 
gejeglich genehmigt, fo ift das zur Ausführung nöthige Land 
gegen volle Entjchädigung des itzigen Werthes an die Unter- 
nehmer abzutreten. — Der technifche Entwäfferungsplan muß 
vor Anfang der Arbeiten einer höheren Behörde zur Prüfung 
vorgelegt werben, Damit etwaige gemeinfchädliche Theile defiel- 
ben befeitigt werden können. Auch mindere Zweckmäßigkeit 
darf entfernt werden, wenn diefelbe nicht blos ben Unterneh⸗ 
mern einen wirkhichaftlichen Schaden zufügen , fondern das 
Gelingen des Unternehmens zum Nachtheile Dritter oder des 
Staates hindern würde. — Die den Unternehmern gebührende 
3) Sehr zweckmäßig find die englifchen Geſetze über folche große, j 
manchfache Intereffen und Rechte berührende Arbeiten. Sie geben 
jedem Betheiligten Gelegenheit feine Anſicht und feine Anfprüche 
vollfommen geltend zu machen, ohne daß fie bloßem Eigenfinne die 
Macht.ließen, nüßliche Unternehmungen zu hindern. ©. diefelben 

bei Dupin, Reife nad) Großbritanien. Landmacht. Bd. II. ©. 1 fg. 


Schun etwas zu gewaltthätig ift das franzdf. Geſetz v. 16. Sept. 
1807, f. daffelbe bei Pechet, Dict. de l’administr, depart, 
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Entſchädigung ift natürlich aud dem. Durch Die Abwärlerung 


erzeugten Mehrwerthe ber verbefierten Grundſtuͤcke zu leiften ®). 


So ſchwierig es feyn möchte, Durchgreifende Regeln über das 
Verhältnig zwifchen Unternehmern und Grundeigenthümern 
aufzuftellen, fo fcheinen doch nachftehende Beſtimmungen bem 
Rechte und ber Billigfeit gemäß. Wenn nicht ein beftimmter 


Bertrag vor ber Beendigung des Werkes abgejchfoffen wurde, 


fteht e8 in ber Wahl des gewinnenden Gigenthümers die ihn 
betreffende Entfchädigung durch ein Kapital, durch eine auf 
das verbefjerte Land gelegte Grundrente, oder durch Abtretung 
eines Theiles dieſes Landes felbft zu berichtigen. Hinfichtlich 
ber Größe der Entſchädigung aber ift zu unterfcheiden zwifchen 
den Fällen, in melden die Koften der Unternehmung durch 
Mehrwerth der Ländereien nicht ganz oder nur gerade gebedt 
wurden, und benjenigen, wo fich ein mehr oder minder bedeu⸗ 
tender Ueberfchuß ergab. In jenen fordert die Billigfeit, daß 
Die Unternehmer den ganzen Mehrwert) erhalten; in biefem 
Dagegen ift nach erft gemachter Bezahlung der Auslagen eine 
Theilung des Weberfchuffes vorzunehmen. Am beften werden 
unpartheiifche Schiedsrichter die Theilungsquote beftimmen mit. 
Rüdficht auf die Größe des gewagten Lapitales, auf die Muͤhe, 
und auf die Gefahr 5). 
H Dieſer Mehrwerih iſt zu finden durch eine von unpartheiifchen Kunſt⸗ 
verſtändigen gemachte doppelte Abſchätzung der betreffenden Grund⸗ 
ſtücke, einmal vor der Abwäſſerung, das zweitemal nach derſelben. 
Das angeführte franzöſiſche Geſetz enthält in Art. 7 fg. eine zweck⸗ 
mäßige Beſtimmung über dieſe Schätzungen. Mit Recht macht 
übrigens Rau, Volksw. Politik, ©. 159, darauf aufmerkſam, daß 
bei der Schägung auch darauf zu ſehen ſei, ob bie Eigenthümer 
auch ohne das Abwäfferungs-Unternehmen eine Zunahme oder Ab⸗ 
nahme ihres bisherigen Ertrages zu erwarten gehabt Gätten, 
5) ©. über’ das Ganze Rau, a. a. O., ©. 154 fg.; dafelbft auch 
Beifpiele von mehr oder minder glüdlichen Entwäflerungs-Unter- 
nehmungen, fammt einiger Literatur über biefelben. Ueber das 
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2) Bewäfferungen. Ueberflüſſig ift e8, die großen 
Bortheile einer zwecdmäßigen Bewäfferung für manche Arten 
von Srundftüden aus einander zu feben. In den wärmeren 
Gegenden namentlich find fie das belebende Princip des Feld- 
baues; ebenfo für fandiged Land auch in Fälteren Himmels⸗ 
firichen häufig bie Bedingung eines Ertrages. Die polizeilt- 

ſchen Regeln über die Einrichtung der Bewäflerungs-Anftalten 
find im’ Allgemeinen ſehr ähnlich den fo eben hinfichtlich der 
Entwäfferungs-Anftalten entwidelten Grundſätzen %). Noch find 

aber nachftehende befonbere Buncte zu bemerken: 
a) Da das Waffer in den öffentlichen Gewäffern dem Staate 


Technifche ift nachzufehen: Thär, Grundfätze der rationellen Land⸗ 
wirthichaft, Bo. IN, S. 153 fg. (Ausg. von 1831) und Arnd, 
Die Gewäffer der Binnenländer, ©. 148 fo. . 
6) Ueber Bewäflerungsanftalten ſ. Thär, a. a. O., S. 192 fg.; Arnd, 
a. a. O., ©. 165 fg; Schend, Der Wiefenbau. 2te Aufl. Siegm., 
1843; Saul, Der natürliche und Eünftliche Wieſenbau. Lpz., 1843; 
Patzig, Aufruf zur Verbefferung der Wiefen durch Bewäflerung. 
2te Aufl., 1843; Zeller, Das Wiefenculturgefeß. Darmft., 1843. 
Da jedoch die Berfchiedenheit der Intereffen der Landwirthfchaft 
und: der Gewerbe in diefer Materie fehr viele widerfprechende 
Anfichten und Forderungen der Verfechter beider Betriebözweige zu 
Tage gefördert Hat, jo find auch die Schriften der Gegner einer 
unbedingten Begünftigung und Ginführung der Bemwäfferung wohl 
ins Auge zu faflen, jo namentlih: Volz, Entwurf eines Geſetzes 
und die Benügung der Gewäfler für Landwirthfchaft und Gewerbe. 
Tüb., 1843; Siege, Beleudytung der (prenß.) Denkſchrift und des 
Gefeß-Entwurfes über Benübung der BPrivatflüffe. Berlin, 1843. 
Aufgabe einer umflchtigen Geſetzgebung ift hier Auffindung einer 
billigen Ausgleichung. Sehr belehrende Echilvderungen der beiden 
berühmteſten Bewäflerungs-Syfteme in Europa, nämlich des lom⸗ 
bardiſchen und des catalunifch »valencianifchen, ‚geben: Joubert 
de P@ssa, Voyage en Espagne, ou recherches sur les arrosages. 
sur les lois et coutumes, qui les regissent, 1. II. Par., 1824; 
Burger, Landwirth. Reife durch Oberitalien, Bd. II, ©. 49 fg.; 
Nadault de Buffon, Les canaux d’arrosage. I. 11. Par., 1843. 
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gehört 7), fo haben Privatunternehmer ein Recht auf bie 
ihnen nothiwendige Menge von ihm zu erwerben. Zur Erwer⸗ 
bung eines Privatgewäfiers darf es einer Erlaubniß nicht. 
b) Bei jedem Geſuche um Abtretung eined Wafferrechtes 
bat der Staat theild zu unterfuchen, ob nicht bas 
Waſſer zu anderen nothwendigen Zwecken, 3. B. zur 
Tränfung von Menfchen und Thieren oder zu dem häus⸗ 
lichen Gebrauche von Anwohnern, unentbehrlich fet, 
theils, ob . dasfelbe nicht zu anderen wirthfchaft- 
lichen Zweden mit größerem Nuten verwendet werden 
fönnte. In leßterer Beziehung find außer den bereit be= 
ftehenden Gewerben auch erft anzufegende, welche aber mit 
MWahrfcheinlichfeit eriwartetet werben können, ind Auge 
zu faffen. Namentlich ift dieß in Ländern. zu beachten, 
beren bewegende Kräfte, wegen Mangeld an Brenn- 
material, hauptfächlid in Waflerftürzen beftehen. Enb- 
fich muß das Bebürfnig der Schiffahrt und der Flößerei 
berüdfichtigt werden 9). 
c) Wenn Müller oder fonftige Gewerbe - Inhaber. bereits 
ein Recht auf ein Wafler haben, fo ift vor Allem das 
Maaß diefes Rechtes nach den vorliegenden Berechti- 


7) S. Cancrin, Abh. von dem Waſſerrechte. Halle, 1789, Erſte 
Abth., $. 77 fg.; Sietze, a. a. O., S. 3 fg. 

8) Es iſt ein Beweis von Mangel an volkswirthſchaftlicher Ueberſicht, 
wenn von den jüngſten Lobrednern und Begünſtigern der MWäffe- 
rungen (f. oben die Titel der Schriften) auf die Bebürfniffe der 
Gewerbe und des Handels gar Feine Rückſicht genommen und die 
Erzeugung der möglichft großen Menge von Gras uhne weiteres 
nicht nur als die höchſte, fondern felbft als die einzige Aufgabe der 
Waſſerbenutzung angefehen wird. Ganz wiberfinnig ſogar iſt es, 
wenn zur Rechtfertigung der Nichtberücdfichtigung bes. technifchen 
Waffergebrauches behauptet werden will, daß die Wäfferung bei 
‚richtiger Wiederzuleitung die Waffermenge gar nicht vermindere. 
So z. B. Schenck, Wieſenbau, ©. 54. 
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gungen, Verjährungen, oder Gewohnheitsrechten genau 
zu beftimmen. Falls daffelbe über das Bebürfnig bes 
Werkes hinausgeht, mag es auf das Nothwendige be- 
fchränft werden; ‘wobei jeboch eine zwar noch nicht aus⸗ 
geführte, allein als beabfichtigt nachzumweifende Erwei- 
terung bed Werkes ebenfalld bedacht werden muß, auch der 
Gewerbe-Befiger nicht genöthigt werden kann, eine an⸗ 
dere angeblich gleich nüßliche aber waflerfparende zu 
fegen oder ſetzen zu laſſen, fo wie nur der mindeſte 
Zweifel über deren Erfolg obwalten kann %. Der freie 
oder frei gemachte Lieberreft fteht zur Verfügung des 
Staates. Reicht folcher zu der beabfichtigten Wäflerung 
nicht aus, fo ift zu unterfuchen, ob eine gänzliche ober 
theilweife Grpropriation bes Gewerbeinhabers ftattfinden 
kann. Der Entſcheidungsgrund hierbei ift ‚die verhält! 
nigmäßige Wichtigkeit der beiden Verwendungsarten, in= 
dem das Waſſer vernunftgemäß auf die gemeinnüglichfte 
Weiſe zu verwenden iſt. Bei ber Schadensberechnung 
ift natürlich nicht nur der Kapitalverfuft und der ent⸗ 
gehende reine Gewinn, fondern auch ber zu entziehende 
Arbeitöverdienft des Gewerbenden zu berechnen 19); und 
wenn ein Theil ded Werkes ganz wegfallen fol, fo 
muß ed-in Die Wahl des Eigenthümers geftellt werden, 
ob er den Reſt behalten ober dad Ganze an die Erpro- 
prürenden abtreten will. Häufig wird übrigene, ba 


9) Allerdings wollen neuere Gefeßentwürfe, wie 3. B. der preußifch- 
von 1842 und des württembergifche von 1843 diefe Berüdfichtigun- 
gen der Werkbeſitzer nicht eintreten laſſen; allein mit Recht ift aud) 
dieſe ungerechte und einfeitige Auffaffung feharfem Tadel unterlegen. 
©. Sietze, a. a. O., ©. 15 fe. 

10) Wie Schwierig übrigens eine gegen den erpropriirten Gewerbenden 
wirklich billige Schabensberechnungift, führt aus Volz, a. a. O., S.8. 
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das Bebürfnig der Wäfferung nur von Zeit zu Zeit 
eintritt, nicht ber gefammte Gewerbetrieb, fondern nur 
eine zeitweife Ausübung beffelben zu expropriiren feyn. 

d) Die Unternehmer eines Kanalfyftemes haben das Recht, 

das Wafler an bie einzelnen Gutsbeſitzer zu verkaufen. 
Durch eigene Vorrichtungen und Auffeher ift dafür zu 
forgen, daß Keiner länger und mehr wäffere, als er 
berechtigt if. Eigene Schiedögerichte vermeiden am 

beſten die zahlreichen Proceffe, welche aus Mißbrauch 
in dieſer Beziehung entſtehen können 11). 

Von großem Nutzen wird die Bildung eigener Techniker 
zur Errichtung der Waͤſſerungsanſtalten ſeyn; es iſt demge⸗ 
mäß ein beſonderer Unterricht (etwa an einer landwirth— 
ſchaftlichen Lehranſtalt) zu ertheilen 12), 

3) Eindeichungen. Durch geſchickt angelegte Daͤmme 
kann dem Waſſer nicht ſelten ein großes Stück Landes abge⸗ 
wonnen und in nutzbaren Acker- oder Weideboden verwandelt 
werden. Großartige Beiſpiele dieſer Art ſind Holland, welches 
zum großen Theile dem Meere abgewonnen wurde, ferner 
die Niederungen an der nordweſtlichen Küſte von Deutſchland, 


. die Marſchländer an ber Elbe. Solche große Unternehmun⸗ 


gen müffen nothwendig unter ber Leitung des Staates nach 
einem allgemeinen, von der technifchen Behörde. feftgefesten 
Plane vorgenommen werben, weil vereinzelte Dammbauten das 
gewünfchte Ergebniß nicht herbei führen, fondern im Gegentheile 


11) Ein intereffantes Beifpiel eines ſolchen Gerichtes ift der Cort de 
la Seu in Balencia, (beftehend aus fteben Bauern) dem jeder 
- Gutsbeftger unterworfen ift, und welches unter dem Portale ber 
Kathevrale in. Valencia wöchentlich eine öffentliche Sikung hält. 
©. Hertha, Zeitfehrift von Berghaus und Hoffmann, Jahrgang 
1825, Bd. IV, H. 1, ©. 43 fg.; Borrul y Vilanova, Discorso 
sobre la distribucion. de los aquas del Turio. Ed, 3. Valenc., 1828. 

12) Beifpiel im ©, H. Heflen, S. Zeller, a. a. O., ©. 68 fg. 
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ſehr häufig fich gegenfeitig fehaden würden. Daß fie aber 
gerade auf Koften bes Staates angelegt werben, ift Feines- 
wegs nöthig. Im Falle namentlich eine mit ben nöthigen 
Mitteln verfehene Actien-Geſellſchaft ji zu dem Unternehmen 
anbieten würde, fo wäre es ihr vorzugsweife zu überlaflen, 
wobei benn die dem Waſſer abgewonnenen Ländereien ihr freies 
Eigenthum würden. Immer fann der Staat noch durch 
Vebernahme von Actien, durch Ueberlaffung feiner Techniker 
u. f. w. das Unternehmen fördern, wenn dasſelbe wirklich 
Bortheil verfpricht, d. h. wenn der Ertrag ber zu gewinnen- 
ben Ländereien auffer den fonftigen nöthigen Xeiftungen min- 
beftens bie Zinfen aus dem zur Eindeichung nöthigen Kapitale 
und die Unterhaltungd-Koften der Dämme und übrigen An- 
lagen erreichen wird. Inter dieſer Boraudfegung Tann und 
fol er aber auch ſelbſt, wenn feine Privatunternehmer fich 
zeigen, eine folche Vergrößerung und Verbefferung der nutz⸗ 
baren Oberfläche des Gebietes unternehmen. — Die Anftalten- 
zur Durchführung und Unterhaltung einer folden Anlage 
find im Wefentlicden die nämlichen, welche zur Bewahrung 
her Uferländer gegen zufällige Ueberſchwemmungen nothwen- 
big find. ©. diefelben oben, $. 124. 

4) Bon der größten Wichtigfeit für die Fruchtbarkeit eines 
Landes ift der Grab der Trodenheit oder Feuchtigkeit - 
deſſelben. Die Erireme beider Zuftände find gleich ſchädlich. 
Nun Fann aber allerdings auf Diefe ganze Waffermenge eines 
Landes der Menſch, freilich nur durch fehr umfaffende Arbeiten, 
einen fühlbaren Einfluß ausüben. Es hängt nämlich Die 
Regenmaſſe in einer Gegend zum. großen Theile von der 
bebeutenderen oder Fleineren Ausdehnung der Waldfläche auf den 
Sebirgen ab. Die Waldungen halten die Wolfen auf, ver=. 
Dichten durch ihren niederen Temperaturgrad die Dünfte, welche 
fie aufferdem durch Die große in ihnen beftändig herrfchende 
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Feuchtigkeit fich vermehren. Je nachdem alſo die Bergmwal- 
dungen abgeholzt oder Fahle Berge befaamt werben, kann die 
Maſſe des jährlich fallenden Regend vermehrt oder vermin- 
bert, und demnach alfo dem Boden größere. Trockenheit ober 
mehr Feuchtigkeit gegeben werben, wie das beſondere örtliche 
Beduͤrfniß folches verlangt. Ebenfo fchügen dichte Baumpflanzun⸗ 
- gen längs ber Ufer der Gewäſſer diefelben gegen Verbunftung, 
während Entholzung biefe begünftigt. Der Einfluß von allem 
biefem auf die Quellen und Fluͤſſe fält in die Augen; "in allen. 
wilden Ländern find die Ströme zahlreicher und größer, als 
in bebauten, Wird doch felbft der mittlere Wärmegrad eines 
Landes dadurch fehr merklich geändert. Uebrigens find aller- 
dings dieſe Ergebniffe nur nad) langer Zeit und durch folge- 
richtig fortgefegte, fehr umfaffende Anftalten zu erzielen. Auch 
ift einleuchtend, bag noch andere Rückſichten, fo 3. B. forftpo- 
lizeiliche, gewerbliche, landwirthſchaftliche, felbft ftaatliche, auf 
den Entfchluß einer bedeutenden Vermehrung vder Vermindes 
zung ber Waldungen von Einfluß ſeyn können. Jeden Falles 
fann daher nur unter der Leitung des Staated und nad) den 
von ihm entworfenen und gehandhabten, wohl zum größten 
Theile auch ausgeführten, Planen das nach allen Beziehungen 
Münfchendwerthe unternommen und etwas Bebeutendes erwar⸗ 
tet werden. Die technifchen Mittel dazu giebt die horſtwifſen⸗ 
ſchaft an die Hand 19). 


13) Diefer Gegenftand ift ausführlich behandelt in: Morean de Jon— 
nes, Unterfuchungen über die Veränderungen, die durch die Aus— 
rottung der Wälder in dem phyſiſchen Zuftand der Länder entſtehen. 
Aus dem Franz. von Wiedenmann. Tüb., 188, S. 105 fg. Diefer 
Schriftiteller weist z. B. nad), daß in der heißen Zune. die Feuch- 
tigkeit der Luft im DVerhältniffe von 1:40 in waldigen und ent- 
waldeten Gegenden verfchieden ift; in der gemäßigten Zune wenig- 
ftens wie 3:5. Eben fo zeigt er, daß die Waffermaffe der, Flüffe 


in einem entwalbeten Lande ſich zu! der in einem waldreichen wie 
2:3 verhält. 


Mohl, Polizei. IL Zweite Auflage. 12 
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5) Urbarmachung großer Haiden und Sandfelbder. 
Abgefehen von bem unmittelbaren Vortheile der Vermehrung 
des bebaubaren Bodens haben Unternehmungen diefer Art nicht 
felten auch noch ben weiteren Nuten, daß fie burch Befefti- 
gung des Sandes Weberfchüttungen benachbarter in älterer 
Cultur befindlicher Gründe verhindern 9). Richt immer ift 
aber bie Zuſtandebringung leicht. So gewiß nämlich Heine 
Urbarmachungen in ber Nähe fchon eingerichteter Güter von 
deren Befidern unternommen ‚werden Fönnen, und fo gewiß fie, 
mit Klugheit und Umficht begonnen und durchgeführt 15), fehr 
erfprießlich für biefelben feyn müflen: eben fo gewiß ift, daß 
große Unternehmungen biefer Art über die Kräfte Einzelner 
gehen. Entweber müflen hierzu Actien-Gefelffchaften gebildet - 


u werben, (wie 3. B. häufig in England,) oder hat der Staat 


fi dem Unternehmen zu unterziehen. — Im erftern Falle 
hat die Bolizei fi auf Abwehrung möglichen Schadens für 
Andere und für die Gefammtheit zu befchränfen. Solcher 
Schaden würde aber eintreten, wenn bie Urbarmachung auf 
eine Weife vorgenommen werden wollte, welche feine beftän- 
dige Verbefierung, fondern eine, durch übereilte und zweck⸗ 
widrige Benuͤtzung leicht herbeigeführte, gänzliche Erfchöpfung 
des Bodens zur Folge hätte. Sollte fih daher etwa auch die 
Achtung vor den Rechten des Privateigenthbumes fo weit aus⸗ 
dehnen, daß die Polizei bei Privatunternehmungen auf einem 
in Privateigenthum ftehenden Boden nicht einfchritte, fo muß 


14) ©. Pannewig, Anleitung zum Anbau der Sandflächen. Marienw., 
1832. 

15) Man fehe die Höchft verfländigen Regeln und Warnungen von 
Thär, a. a. O., ©.112 fg. Uebrigens ift mit Brittwig, Gränzen 
der Givilifation, ©. 11 fg., zugegeben, daß bei fleigender Geſittung 
durch Verbeſſerung ber Verbindungswege und durch die Benügung 

leichter verführbarer Düngſtoffe (Knochenmehl, Poudrette u. f. w.) 
auch entfernter Jiegende Gründe urbar gemacht werben Fünnen, 
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in jedem Falle dieſe Rüdficht wegfallen bei Urbarmachungen 
- von Ländereien, welche von bem Staate hierzu erbeten werben. 
Hier ift eine Prüfung des Verbefierungsplanes und ein Wi- 
berfpruch gegen einen ungwedmäßigen gewiß völlig gerecht 
fertigt. Die dabei, je nach ber Beichaffenheit des Bodens, zu 
beachtenden technifchen Rüdfichten giebt die Landwirthſchafts⸗ 
lehre an die Hand 19. — Findet fich aber Fein Privatunter⸗ 
nehmer, fo iſt der Staat in zwei Fällen zu eigenen Verfuchen 
‚aufgefordert. Einmal, wenn die Urbarmahung zum. Schuge 
bereits bebauter Striche gegen Verſaudung nothwendig ift, 
und zwar gleichgiltig hier, ob bie Koften des Unternehmens fich 
unmittelbar decken, wenn fienur im Berhältnifie zu Dem Werthe 
bed geſchuͤtzten Eigenthumes fliehen. Zweitens aber aus wirth⸗ 
ſchaftlichen Gruͤnden, wenn die Behoͤrde, obgleich durch das 
Unterlaſſen der Privaten doppelt auf die etwaigen Schwierig⸗ 
feiten aufmerffam gemacht, nach Begutachtung Sachverflän- 
diger die Inftandfegung nicht nur für. möglich, fondern auch 
für nüglih halten muß. Dazu gehört denn, nun aber vor. 
Allem, daß der zu verbeffernde Boden nach Erreichung: diefer 
Adficht fo viel werth ſeyn wird, Daß er die auf ihn verwen: 
beten Koften deckt. Ferner muß überlegt werden, ob Die nöthi⸗ 
gen Arbeiter zu befommen find. Sodann, ob dad nothwen- 
dige Anlage- und Betriebs-Rapitel auch nachhaltig zu 
diefem Zwecke verwendet werben kann, damit nicht am Ende 
das glüdlich Begonnene unterbrochen werden muß und wieber 
zu Grunde ‚geht. Endlich aber ift zu ermeffen, ob nicht fehon 
die ist im Baue begriffene Aderfläche für das Volksvermögen, 
befonders für die Biehzahl fo wie für Die Arbeit, zu groß ift, und 
alfo jede weitere. Ausdehnung nur ſchädlich wäre Finden 
fich alle diefe Bedingungen vor, fo werde ber Plan mit Um- 
ficht entworfen und feine Ausführung dem’ rechten Manne 
16) S. Thür, md. 
12* 
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übertragen; das Grgebniß aber vernichte man nicht wieder _ 


durch Uebereilung, Ungebuld oder folgelofes Handeln In, 


2) Wegräumung rechtlicher Hinderniſſe. 


Uebel berechnete Staatsklugheit, Mißkennen der richtigen 
wirthfchaftlichen Grundfäge umd Mißbrauch ‘der Gewalt haben, 
zum Theile fchon in frühen Jahrhunderten, einer beträchtlichen 
Anzahl von Rechtöverhältniffen das Dafeyn gegeben, welche 
ber höchften Blüte ber Landwirthfchaft ſehr im Wege ftehen. 
In anderen Fällen hat die gänzliche Veränderung aller Ber- 
haͤltniſſe anfänglich billige Verträge in drückende Laften umge- 
wandelt. Nicht leicht dürfte ein Land ganz frei von ihnen 
ſeyn; in manchen find fie die Hauptquellen von Elend und 
Stilftand. Die Pflicht des Staates, ſolche Hinderniffe weg- 
zuräumen, kann am und für fich feinem Zweifel unterliegen; 
leider findet er nur allzu häufig in den Privatrechten Einzelner 
und ganzer Stände und Körperfehaften mächtige Schwierigfeiten. 
Die Berechtigten widerfegen fich- entweder unbedingt jeder Ver⸗ 
befferung, oder verlangen mindeſtens erft volle Entſchädigung. 
So wenig nun auch ein unbedingtes Fefthalten pofitiver Rechte 
durchgeführt werden kann gegen Gebote ber Nothwendigfeit 
oder auch nur überwiegenden Nuten der Gefammtheit: fo bes 


17) Ueber das technifche Berfahren, fehe man Sprengel, a. a. O., 
&.250 fg., 338 fg.— Beifpiele von gelungenen Eulturen diefer Mrt 
liefern vor allem die Niederlande. Sie find aber auch zu gleicher 
Zeit Beweife von der Schwierigfeit des Unternehmens und von der 
Nothwendigkeit feften Beharrens bei einem ruhigsvernünftigen Plane, 
Man f. J. Thys, Memorie of vertoog, over het uytgeven en tot 
culture hrengen der vage en inculte gronden. Mecheln, 1792; 
Schwer, Anleitung zur Kenntniß der belgifchen Landwirthſchaft, 
Br. U, ©. 277 fg; Groͤuner, Beſchreibung einer Reiſe durch 
das Königreich der Niederlande. Paſſau, 1826, Bd. J. ©. 113 fg. 
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gründet ift der Anfpruch auf Erſatz. Dieſer aber beläuft fich 
oft auf ungeheure Summen. Und da für diefe jeden alles 
zu gleicher Zeit mit ber Wegräumung bes fchäblichen Rechtes 
zu forgen ift ?), fo gehört bie Zuftandebringung eines befiern 
Zuftandes in ſolchen Dingen leicht zu ben ſchwierigſten uuſ— 
gaben bed Staatsmannes. 


Eine volftändige Aufzählung aller ſolcher Rechtsverhelt 
niſſe, welche der möglichſt freien Entwicklung der Landwirthſchaft 
im Wege ſtehen, iſt nicht wohl möglich. Allein es. genügt 
auch ſchon eine Erörterung ber hauptfächlichiten‘ Gattungen, 
indem die übrigen leicht auf aͤhnliche Weiſe behandelt werden 
können. 


1) ©. oben Bd. J, 8. 5, ©. 31 fg. Die Nothwendigkeit einer Ver⸗ 
beſſerung des Zuſtandes des Pflichtigen iſt der Gegenſtand einer 
großen Menge von Schriften. Cine befundere Aufmerkſamkeit ver⸗ 
dienen von benfelben folgende: Stüve, Ueber Die Laften bes Grund» 
eigenthbums und Verminderung derfelben, Hangov., 1830; Lüngel, 

Die bäuerlichen Laften im Fürftenthume Hildesheim, Hildesh., 1830; 
Mofer, Die bäuerlichen Laflen der Württemberger. -Stuttg, 1832. 
Menige Regirungen. haben fidy in neuezer Zeit dieſer Nothwendig⸗ 
feit entzogen; nur hat die eine mit mehr Kraft und natürlichem 
gutem Willen für die Mehrzahl ihrer Bürger gehanvelt, als bie 
andere. Der franzöflfsgen Iimwälzung giengen die Bemühungen 
Oeſterreichs, Badens, Dänemarks voraus; den alles (Recht und 
Unfug mit einander) zerflörenden Gewaltfchritien der Franzoſen 
folgten die mehr rechtlichen Verſuche von Schweden in Pommern, 

‚namentlich; aber die berühmte Gefeßgebung Preußens vom 9, Oct. 
1807 und deren noch immer fortvauernde Ausbehnungen und Nach⸗ 
Hänge, Weftphalen, Berg, Baiern, Darmftabt u, |. w. erließen 
zur Zeit des Rheinbundes mehr oder minder wichtige Beflimmungen. 
Württemberg that im Jahr 1817 und 1836 Manches, wenn ſchon 
nicht genug. Bor andern ift im Baden mit flürmifcher Leidenſchaft⸗ 
lichkeit gefprochen und gehandelt worden. S. Stüve, ©. 61 fg; 
Mofer, Deutfchlands Agraria, im Nat. Oek., 1835. S. 449 fg. 
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6. 133. 


a) Zehnten und Theilgebühren. 


In, einem bedeutenden Theile von Europa befteht die Ein- 
richtung, daß ein Nichteigenthüner von dem Rohertrage ber 
Orunbitäde einen beftimmten Theil vollkommen unentgeltlich 
zu beziehen das Recht hat. Meiftens ift es der zehnte Theil; 
häufig aber auch ein anderes noch bebeutenderes Verhältniß t), 
Die Berfon des Berechtigten iſt verfchieben. Sehr oft iſt es 
eine Kirche oder ein Diener berfelben; aber auch ber Staat, 
öffentliche Anftalten, fo wie einzelne Laien befigen Zehnten und 
Theilgebühren in großem Umfange. Ebenfo ift ber Urfprung 
diefer Abgabe verfchieden. Theils iſt freiwillige Frömmigfeit, 
theild erzwungene Steuer für die Kirche, theils Privatvertrag hei 
Ueberlaſſung eines Gutes an einen Kolonen die Veranlafjung?). 

Diefe Naturalleiftung ift eined der größten Hinderniffe der 
Landwirthfehaft, ihre Aufhebung daher fehr zu wünfchen; aber 


1) Außer den noch unten weiter anzuführenden Schriften handeln vom 
Behnten hauptfächlich fulgende Schriften: Sinclair, Grundfäge 
des Ackerbau's, S. 63 fg.; Lips, Prineipien ber Ackergeſetzgebung. 
Nürnb., 1811, Bd. I, ©. 109 fg.; Krönde, Ueber die Nachtheile 
der Behnten. Darmſt., 1819; derſ., Ueber Aufhebung der Zehnten. 
Darmſt., 1831; Weindel, Ueber den Zehnten, Heidelb., 1828; 
Baby und Rau, Ueber die Zehntablöfung; ‚Verhandlung des 
Bad. landwirthſchaftl. Vereins. Heidelb. 1831; Mofer, Die bäuer- 
lichen Laften der Württemberger, ©. 266 fg.; Elsner, Politik der 
Landwirthſchaft, Bd. I, ©, 184 fg.; Bogelmann, Die Zehntab: . 
Iöfung in Baden. Karler., 1838; Rau, Volksw. Bolit,, ©. 101 fg. 

.+2) Ueber die, von Bartheimännern oft ganz. entflellte, Geſchichte des 

> BZehnten, ſ. Bir »baum, Meber den Urfprung des Zehnten. Karler,, 
18315 derfelbe, Die rechtliche Natur des Zehnten aus den 
Grundeigenthums⸗ Verhaͤltniſſen des roͤm. und fraͤnk. Reichs. Bonn, 
18315 Kühlenthal, Die Geſchichte des deutſchen Zehnten. Heilb., 
1837; Mittermaier, Priv. Recht, 6te Aufl., Bd. I, S. 488 fg. 
Hier und bei Birnbaum viele weitere Literatur. 
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freflich ift diefe auch, wegen ihres ungeheuren Werthes für 
die-Berechtigten ), mit den größten Schwierigkeiten verbunden. 

Allerdings hat der Zehnte als Abgabe auch feine vor 
theilhaften Seiten. Er wird von dem Eigenthümer gegeben, 
wenn er etwas hat, und von dem, was er hat; er fleigt und 
fällt mit dem Ertrage (freilih Rob ertrage); das Einkommen 
für den Berechtigten ift ficher und einfach zu beziehen ; namentlich 
aber muß bemerkt werden, bag ber igige Eigenthümer bas 
Grundftüd mit der Zehntlaft erwarb, fomit um einen 
Preis, der um ben ganzen Betrag ber. Laft geringer ift, ale 
der wahre Werth fonft gewefen wäre, In wenig bevölferten 
Ländern, wo bie fihlechten Felder noch nicht bebaut werden 
möüffen, bei einfacher, Eunftlofer und fich immer gleich bleibender 
Gulturweife, bei welcher die Naturfraft das Meifte, Kapitals 
aufıwand und mühevolle Bearbeitung nur wenig thut, endlich 
als einzige Abgabe fo lange man noch feine anderen (Staats⸗ 
und Gemeinde) Abgaben Fennt, ift daher der Zehnte eine 
weniger fühlbare Laft. War er aber die Bedingung ber Ueber- 
lafiung von Grundeigenthum, fo erfcheint er als ein billiger 
Vertrag in folhen Zuftänden +). — Allein anders ftellt ſich 
bie Sache in anderen Verhältniffen, und- bier laſſen fich denn 
folgende Nachtheile der Zehnten leicht entdeden: © 

1) Die Höhe ber Abgabe. Wenn man bei Grundftüden 
im Durchfchnitte höchſtens 30 — 40 ‚vom Hundert Reinertrag 


3) Der Betrag des Zehnten in Baden wird in ben fländifchen Ders 
Handlungen zu 3 Millionen Gulden angenommen; das Ablöfungss 
Kapital alfo zu 60 Millionen. In Württemberg rechnet Memmin⸗ 
ger (Befchreibung, 3te Aufl., ©. 507) den Rohrtrag bes Feld⸗ 
baues auf mehr als 70 Millionen. 

4) Ueber Beibehaltung des großen Zehnten wenigſtens ſ. Müller, 
Einige Worte über den Entwurf der Zehntablöfung. Freib., 1831; 
derf., Sendfchreiben an Rotteck, aus Anlaß feiner Rotien m über 
Sehntaufhebung. Freibg., 1831. 
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rechnen kann, fo nimmt ber Zehnte jeden Falles ben Zten 


ober Aten Theil beffelben weg. Bei minder einträglichen Fel- 
dern, in fchlechten Jahren, oder bei bedeutendem Bauaufwanbe 


beträgt dieß aber noch weit mehr, jo daß der ganze Reinertrag 
von biefer Laft verfchlungen werben kann >). Somit kann 
denn wohl der Zehnte von einem Acker höher verpachtet werben, 
als ber Ader felbft, d. h. der übrig bleibende Theil des Rein- 
ertrages. Um wie viel höher aber die Abgabe dann fleigt, 
wenn neben dem Zehnten auch noch Theilgebühren. bezahtt 
werben müffen, fällt in die Augen. 

2) Die Ungleichheit der Auflage geht fehon aus dem 
eben Bemerkten hervor. Kann nun auch eine Gleichheit von 


Brivatverbinblichfeiten Teinesmegs mit Recht verlangt wer⸗ 


den, fo machen doch faatliche Gründe eine folche Verfchiedenheit 

der Belaftung des Aderbaue& wenig wünfchensmwerth 9. 

3) Landwirthfchaftlihe Verbefferungen werden durch 
den Zehnten fehr erſchwert, wo nicht häufig ganz unmöglich 
gemacht, und zwar: 

a) wegen ber RNethwendigtet, mit Muͤhe und Koſten die 
Erlaubniß zu einer Cultur⸗-Veränderung von dem ober 
den Zehntherrn einzuholen. 

b) Weil durch die Wegnahme bes zehnten Theiles bes. Rohe 
ertrages die Verwendung eines. Kapitales zur Berbefferung 
eines Gutes leicht nur fürden Zehntberechtigten, nicht aber 

für den Eigenthümer vortheilhaft gemacht wird. Dieß hat 
natürlich Die Unterlafjung der Verbefferung, damit aber 


5 S. Berechnungen hierüber bei Meyer, Weber Gemeinstheilungen, 


Bd. 1, $. 128 fg. und bei Thär, Beiträge zur Kenntniß der eng⸗ 
liſchen Landwirthſchaft, Bo. IN, ©. 91 fg.; in dem Correfpon⸗ 
denzblatte des württemb. landwirthſchaft Vereins, Band XVII, 
©2334 fg. 
6) ©. Eorrefpont.- Blatt, ©. 283 rs 


! 
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ein Nachteil fir das Bolfsvermögen zur Folge. Dieſes 
Hinderniß: ift aber namentlich dann unüberfteiglich, wenn 
bie VBerbefferung von der Art ift, daB fie nur auf wenige 
Sahre wirkt, und fie in dieſer Zeit alfo nieht nur bie 
Zinfen aus dem aufgewendeten Kapitale, fondern auch 
noch dieſes felbft und einen Gewinn für Arbeit und 
Gefahr. abmwerfen muß. So große Einnahmen find aber 
neben bem Zehnten und ben weiteren Laften felten 
zu erwarten. Der Zehnte ift alfo eine Abgabe, welche 
hauptſaͤchlich die Bemuͤhung und Einficht, ſo wie das 
zu Verbeſſerungen verwendete Kapital trifft; er begleitet 
nicht nur als beſchwerlicher Gefährte alle Verbeſſerungen, 
ſondern er nimmt ſogar mit deren Steigen an Schäblich- 
feit immer weiter au ”). . 


c) Weil der Anbau eines bisher unbenügten Bodens fchwierig 


gemacht wird, indem. der ganze Reinertrag, und mehr 
noch, in den. erften Sahren vom Zehnten verfchlungen 
wird, und nicht fo leicht Jemand für den einzigen 
Nutzen des Zehntherrn ein mühevolles Unternehmen 
beginnt 9). | 

4) Die zum Schuse des Zehntberechtigten nothwendigen 


Anfalten und Ueberwachungen bei ber Einziehung 


« 


7) Sehr richtig fagt Thär, Beitrijge zur Kenntniß der englifchen 


Landwirthſchaft, Bo. III, ©. 89, in diefer Beziehung: „Die Auf: 
gabe, welche ver Zehntpflichtige vernunftmäßig zu erfüllen hat, ift, 
mit dem möglichft mindeften Aufwand einigen Ertrag aus 


‚dem Ader zu ziehen. Denn wenn der Aufwand nur fehr gering 


ift, fo fällt der größere Theil der Zehntabgaben dem Boden zur 
Laft, Dei mehrerem Aufwande aber hauptſächlich der Beftellung.“ 


Bol. auch Bülau, Der Staat und der Landbau; ©. 138, 

8) In diefer Beziehung find die Geſetze, welche den Neubruch⸗Zehnten in 
ben erfien 12—18 Jahren ganz erlaffen, allerdings zwecmaͤßig; 
allein warum nicht ganz auf ihn verzichten? 
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find für den Landwirth verbrieglich und, namentlich bet ein- 
zelnen Eulturarten, von dem fühlbarften materiellen Nachtheile, 
Indem dadurch bie Art und bie Zeit der Einheimfung beengt 


- wird. Bei Futterfräutern, Raps, Obft und namentlich dem 


Weine, ift dieß am fühlbarften °). 

5) Sehr ſchädlich — und fogar fortf&reitend=fchäb- 
lich — für den Aderbau iſt bie Entziehung des Zehnt⸗ 
Strohes, indem daſſelbe zu hinreichender Düngerbereitung 
häufig unentbehrlich iſt. Nur wenn ber Pflichtige durch Ab- 
gabe von Waldftreue, fei ed vom Zehntherrn fei es von einem 
andern Waldbefiger, entfchäbigt wird, verwifchen fich die Folgen 
“wieder theilweife 19, 

6) Endlich hat der Zehnte noch den vollswirthſchaftlichen. 
Nachtheib, daß er einen Theil des Feldertrages, nämlich eben 
bie Zehntfrüchte, mit einem unnöthigen Erzeugungs- 
Aufwande belaftet, fomit die Wirkung einer minderen Frucht⸗ 
barkeit des Bodens hat. Es macht nämlich die Ginheimfung, 
Aufbewahrung und Verwaltung des Zehnten. dem Berechtigten 
weit größere Koften, als der Eigenthuͤmer des Bodens bei 
 gelegentlicher Behandlung mit dem übrigen Ertrage ſeines 
Feldes gehabt hätte. Aufferdem iſt der Ausfall. der Körner 
beim Zufammentragen der Zehntgarben jehr beträchtlich, was 
ebenfalls, wieder einem erhöhten Erzeu gungs/⸗Aufwande gleich— 
zuſtellen iſt 19).. 

Da nun überdieß zu dieſen wirthſchaftlichen Nachtheilen 
noch andere Uebelſtände kommen, z. B. die falſche Stellung 

9 S. Correſp.Blatt, ©. 28 fe. Eine gute Weinbereitung iſt 
mit Natural⸗Zehnten (wegen der mit demſelben beinahe nothwendig 
verbundenen Bannkfeltern) ganz unvereinbur. 

10) Thär, a. d. O., ©. 9%. fg. 

11) Bol. hierüber Bülau,.Der Staat und der Landbau, ©. 140 fg. 


Der Körneransfall bei der Behntgabe wird bie zu A des Zehnten 
"gerechnet. | 
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der zehntberechtigten Geiflichen zu ihren Gemeinden, ber 

Schaden einer Naturalwirthſchaft bes Staates u. f. f.: fo ift 

allerdings eine Aufhebung der igägen Zehnteinrichtung fehr 

wünfhenswerth. Die Frage ift nur, wie. fie im Einklange 
mit ber Gerechtigkeit zweckmäßig gefchehen kann? 

Eine unentaeltliche Aufhebung des gefammten Zehn- 

mivälgender Rechtsverachtung 

n; allein eine ruhige Unter 

u ſeyn 2). Gehört ber Zehnte 

:n) Vrivatperſon fo liegt bie 

Es wird einfach dem bisher 

jöanfpruch von feiner Seite 

jtigten gefchenft 18). Iſt aber 

ber Staat oder eine von ihm zu unterhaltende Anftalt im 

Beſitze des Zehnten, fo Fann freilich die Aufhebung biefer 

Einnahme an fi nicht getadelt werden: wohl ‚aber wird fie 

ungerecht, wenn (wie natürlich in faft allen Fällen) andere 

Auflagen deßhalb eingeführt werden müffen. Denn auch hier 

wird anderen Staatähürgern eine.neue Laft aufgeladen, damit 

dem Zehntpflichtigen ein Geſchenk demacht werben Tann. 

Und felbfi in dem feltenen günfligen Falle, wenn der Staat #— 

Einnahme aus dem Zehnten ganz zu entbehren vermag, Fame: 

berfelbe mit Gerechtigkeit nur dann unentgeltlich erlaſſen 

werben, wenn zu gleicher Zeit eine allgemeine neue Steuer⸗ 

Beftftelung vorgenommen wird, damit’nun feine Ungleichhen 

in ber Benügung der Steuerquellen eintrete. 

12) ©. hierüber: Zach ariä, Die Aufhebung, Ablöfung und Umwand⸗ 
lang des Zehnten, nach Rechtögrundfäpen betrachtet. Heibelberg, 
1831, ©. 32 fg. 

'13) Mit den Declamationen von Mwef (Ueber die Aufhebung ber 
Behnten, Freib, 1831) gegen bie Heilighaltung wohlerworbener Pri⸗ 
vatrechte kann Fein Gigentfum, d. h. Feine Gefttung, beftchen. 
Bol. Bahariä, a. a. D, ©. 40 fg. 


» 18 

Die Aufhebung bed Zehnten durch Entichädigung ber 
Berechtigten aus der Staatsfaffe ift zumächft aus bem- 
felben Gefichtöpuncte zu betrachten 19). Hier ſoll ebenfalls die 
Privatverbindlichfeit" des Einen unter Ale vertheilt werden. 
Und zwar macht es feinen Unterſchied im Rechtspuncte, ob 
biefe Leiftung ber Staatskaſſe ben ganzen Werth des Zehnten 
oder nur einen Theil deſſelben beträgt. Im letztern Falle ift 
das Unrecht gegen die Steuerpflichtigen ein materiell Fleinered; 
allein Unrecht bleibt ed immer. Allerdings hat der Zehnte 
auch allgemeine nachtheilige Folgen, und es liegt fomit feine 
Wegräumung auch im Vortheile der ganzen Gefellfchaft. Alfein 
hieraus folgt nicht, daß die Verbindlichkeit des einen Bürgers 


einem andern aufgeladen werden darf; fondern nur, daß der 


Staat alle in feiner Macht liegenden erlaubten Mittel zur 
Entfernung des Zehnten ergreifen np. Höchftend mag da⸗ 
ber von ihm die Uebernahme ber Koften des Verfahrens und 
etwa, wenn dieß nöthig ſeyn follte, Die Gewährung v⸗ von Vor⸗ 
ſchuͤſſen verlangt werden. 

Unter dieſen Umftänden bleibt denn zum Behufe der Auf⸗ 
hebung · der Zehentlaſt nur die Ergreifung folgender Maaß— 
regeln übrig: 

1) Vor Allem muß ein unbedingtes gefepliches Verbot 
wider die Einführung aller und jeder neuer Zehnten und 
Theilgebuͤhren erlaffen werden. Namentlich hat alfo auch ber 
Staat auf fein Neubruchzehntrecht zu verzichten 15). Durch dieſe 


14) Diefen Borfchlag machte Rotteck in. feinem bekannten fländifchen 
Antrage über Aufhebung der Zehnten in Baden. Mit dem, als 
unrichtig nachgewieſenen, Grunde, nämlich daß ber Zehnte eine 
Steuer fei, fällt auch vie ganze vernünftige und rechtliche 
Grundlage des Antrages. 

15) Es iſt völlig widerfinnig, wenn in gewiſſen Staaten einer Seits 
verſchiedene Mittel zu Erleichterung der Zehntlaſt getroffen ſind, 


189 


Maafregel wird fein beftehendes Hecht gefräntt, und doch 
wenigftens die Zunahme des Uebels verhindert. 

2) Die Hauptfache aber ift, daß durch ein Geſetz jebem 
Zehntpflichtigen die Befugniß eingeräumt wird, feiner Zehnt- 
laſt durch einfeitige Schritte und auch gegen den Willen bes 
Betheiligten, jedoch ohne Verlegung: ber gegründeten Rechts: 
anfprüche deſſelben zu erleichtern. Allerdings iſt dieß ein 
Eingriff in Privatrechte: allein er ift gerechtfertigt durch das 
überwiegende allgemeine Intereſſe und durch die vollftändige 
Entfchädigung der Betheiligten. Diefe Erleichterung kann nun 
aber möglicherweife nicht blos in völliger Ablöfung des - 
Zehnten beftehen; fondern fie ift auch ſchon, wenn gleich in 
. einem minderen Grade, vorhanden bei einer Verwandlung: 

“in eine beftändig gleichbleibende Abgabe 1%. Beide Man$- 


anderer Seits der Neubruchzehnte.mit Strenge in jedem vorkom⸗ 
menden Falle eingezugen wird. Hierdurch wirb ja uffenbar ber 
endliche Erfolg der Bemühungen des Staates von ihm felbft er- 
fihwert und in immer weitere Ferne gefhoben. Solches Verfahren 
laßt fih nur aus dem :Ntebeneinanderbeftehen alter fiscalifcher Ge: 
. wohnheiten und der allmähligen Herrſchaft richtiger flantswiffen- 
ſchaftlicher Anfichten erkläre; rechtfertigen freilich nicht. 
16) Als eine dritte Art der Erleichterung wird zwar auch noch eine 
mehrjährige Verpachtung der Zehnten an die Pflichtigen felbft 
betrachtet, und nicht felten ift ſie im Großen durchgeführt. Allein 
ſie iſt nur ein unvollkommener Nothbehelf und hat bedeutende Nach- 
theile im Vergleiche mit einer eigentlichen DBerwandlung. Ihr im— 
mer mögliches‘ Wigveraufhören bringt den Feldbau wieder in die 
alten Beichränfungen; die Pächter ſchaden fich nicht felten durch 
übertriebene Steigerung; Die Umlage des Zehmtfurrugates wird von 
den Betheiligten (3. B. von der Gemeinde) nicht felten unzweck⸗ 
mäßig angeordnet; namentlich aber fünnen die bei einer bleibenden 
Berwandlung möglichen Abzüge Hier gar nicht ober nur in weit 
‚geringerem Maaße eintreten. Erfahrungen im Großen haben dieß 
Alles in Württemberg nachgewiefen: Wenn alfo auch eine Ver: 
pachtung immerhin dem Selbfleinzuge der Berechtigten vorgezogen 
werden mag, ſo iſt es doch nicht wünfchenswerth, daß der Staat 


1% 


regeln hat fomit das Geſetz zu geſtatten und im Ginzelnen 
zu ordnen. 
3) Die Verw andlung kann geſchehen entweber In eine, 
mittelft Durchfchnittsberechnungen des bisherigen Reinertrages 
gefundene, ftändige Getreideabgabe ober in einen Geldzins "), 
Allerdingd räumt -eine folche Umgeſtaltung des Zehnten 
nicht alle Nachtheile befielben weg. Immerhin bleibt noch 
die Ungleichheit der Laft und, zum Theile wenigftens, bie 
Höhe berfelben. Allein dennoch ftehen ihr entfchiedene Vor⸗ 
theile zur Seite. Diefe beftehen nämlich theild in der Befreiung 
der Selbwirthfchaft von allen Beſchränkungen, welche im Ge— 
folge des Naturalzehnten find ; theild in ber Wegräumung ber _. 
läftigen Art ber Leiftung; theils endlich darin, daß letztere, 
ohne eine Rechtsverletzung, bedeutend verringert werben fanrı, 
da den Pflichtigen natürlich geftattet ift, alle diejenigen Un- 
foften des Berechtigten, welche auf dem Bezuge des Natural- 
zehnten Iafteten und befien Werth nutzlos verminderten, 
abzuziehen, falls fie bei der neuen Ginrichtung nicht mehr 
vorkommen. Geben Falles hat alfo der Verwandelnde das 
Recht, die ſämmtlichen Auszählungs-, Einheimſungs- und 
Drefh-Koften abzuziehen. Wenn aber fämmtliche zu Einer 
Berwaltung des Berechtigten gehörige Pflichtige mit einemmale 
ablöfen 1%), muß ihnen auch noch der Werth der ist entbehrlich 


dieſe Maaßregel begünftige, Es behält, leicht bei berfelben fein 
Bewenden, und dann ift in der Hauptfache nichts geleifte. Vrgl. 
Correſp.Blatt, Bd. XVIII, ©. 35 fg. - 

17) Genaue Berechnungen über bie Größe biefer Natural» oder Geld: 
zinfe, ſ. bei Rau, ©. 82 fg. 

48) Diefe für die Berechtigten und bie Pflichtigen gleich vortheilhafte 
allgemeine Theilnahme kann dadurch befördert werden, daß man 
der abloͤſungswilligen Mehrzahl der Pflichtigen das Recht giebt, 

. an die Stelle der nicht willigen Minderzahl, ebenfalls nach einer 
Durchſchnittsberechnung, einzutreten, und yon biefer nun ben Zehn⸗ 
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werdenden Zehentſcheunen und der Betrag der Unterhaltungs⸗ 
koſten diefer Gebäude in Abzug gebracht werden. Findet end⸗ 
lich eine burchgängige Verwandlung in- Gelb ftatt, fo fallen 
noch weiter Die Koften ber Aufbewahrung von Früchten, ber 
Magazind-Auffiht und. Arbeit, fo wie des Kaftenabganges 
weg. Auf diefe Weife finft die Verwandlungs-Summe, ohne 
allen Schaden des Zehentherrn, fo herunter, daß die Pflich- 
tigen neben ber großen Grleichterung ihres Gewerbes auch 
noch einen. bedeutenden unmittelbaren Gewinn zum Veſten 
haben 29), 

4) Nicht erft ber Bemerkung bedarf es, daß gänzliche 
Ablöſung der Zehntpflicht eine noch weit. durchgreifendere 
Maaßregel if. Das Verhaͤltniß zwiſchen Pflichtigen und Bes 
rechtigten hört hier ganz auf, die Laft wird vom Gute völlig 
entfernt. Bei der Berechunng der Abfindungsfumme finden 
die bereit6 erwähnten Abzüge ebenfalls, und zwar in ihrer 
größten Ausdehnung, ftatt. Der Berechtigte erhält ein freies 
Eigenthum anftatt eines feinen Forderungsrechtes. Allein 
freilich nimmt eine folche Ablöfung in der Regel fehr bedeu⸗ 
tende Summen in Anſpruch, deren Aufbringung den Pflichtigen 
nicht immer leicht iſt; und je nachdem der Berechtigte das ihm | 


‚ ten fortzubeziehen, bis ſie ſich ebenfalls zur Theilnahme an dem 
neuen Zuſtande verſteht. | 
19) So führt z. B. Rau, Volksw. PBolit., ©. 107 ein Deiſpiel von 
Heffen-Darmftadt an, wo eine 236,000 fl. betragende Zehntlaft, 
ohne Schaben der Berechtigten, in eine Rente vun 106,000 fl. ums 
gewandelt werden konnte. In Baiern verwanbelten in 1% Jahren 
1554 Gemeinden ihre Zehnten in Körner:Renten. In Württemberg 
würde blos,an.den Zinfen aus dem Kapitale der Zehntfcheunen 
und dem Gehalte der Zehntinfpectoren jährlich 160,000 fl. "gewonnen 
werben, f. Eorrefp.-Blatt, Bd. XVII, ©..53 fg. — Ueber 
Derwandlung der Zehnten in Renten, f. noch Regenauer, Die 
Verwaltung der landesherrl Zehnten. Karlsr., 1829; Goldmann, 
Die Geſetzgebung des Großherz. Heſſen, S. 59 fg. 


192 


ausgezahlte Kapital verwendet, Tann er an Sicherheit bes 
Einfommensd entichieden verlieren. Da jedoch die Kapitalauf- 
bringung durch mancherlei Staatsanftalten erleichtert werden 
mag; der Berechtigte aber für geficherte Anlage, 3. B. durch 
Erwerb von Grundeigenthum, forgen kann: fo überwiegen bie 
Vortheile weit 2%. — Die Berechnung ber Ablöfungsfumme 
erfolgt natürlich ebenfalld auf die Grundlage eined Durch⸗ 
ſchnittes des Reinertrages; zur Annahme eines anderen Zins⸗ 
fußes, als das zur Zeit der Ablöfung bei gleich ficheren Anlagen 
üblichen, ift Fein Grund vorhanden. In der Regel wird bie 
Ablöfung durch ein Geldkapital beiden Theilen am_meiften 
sufagen 2"); doch können nicht felten auch die Betheiligten über 
die Abtretung von Grund und Boden, anftatt einer baaren 
Geldſumme, übereinfommen, namentlich wenn das Geſetz eine 
Anleitung zur Bildung eines billigen Schiedsgerichtes enthält22). 





20) Ueber gänzliche Ablöfung |. Sensburg, Die Abfehaffung der 
Zehnten zum Vortheile der Zehntpflichtigen, und ohne Nachtheil 
der Zehntberecdjtigten, Heivelb., 1831 (für Ablöfung durch die Ge- 
meinde), und Bader a. a. D., (für Ablöfung durch den Staat, 
bem dann der Zehntpflichtige Schuldner würde); Oberndorfer, 
MWirthfchaftspol., S. 325 fg. (dagegen, als nachtheilig für den 
Berechtigten und von zweifelhaften Nugen für ven Pflichtigen.) 

21) ©. die richtigen Bemerfungen von Stüve, Ueber die Laſten bes 
Grundeigenthums, ©. 100 fg. 

22) Diefen Borfchlag machte bereits A. Young in feiner Arithm. po- 
litique (Le cultivateur anglais, T. XVIII, S. 27 fg.); auch find 
dieſer Anſicht: Krehl, Ueber die Aufhebung der Grundgefälle. 

Kannſt., 1820, ©. 46 fg., und Zachariä, a. a. O., ©. 43 fg. 
Mit Recht bemerkt übrigens Rau, ©. 85, und Stüve, Ueber 
die Laften des Grundeigenthums, ©. 95 fg., daß nur dann dieſem 

. Borfchlage fi das Wort reden läßt, wenn: 1) der Pflichtige auch 
nad) der Abtretung noch hinreichende Land übrig behält; 2) dieſe 
Abtretung jo eingerichtet werden kann, daß der Zehntberechtigte 
zufammenhängende oder ihm ſonſt gut gelegene Güterſtücke erhält; 
und 3) überhaupt das Abgetretene in feinen Wirthichaftsplan paßt. 
Namentlich Lepteres ijt nun aber feineswegs immer ber Fall, da 
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Sol die Ablöfung in Geld gegeben werben, fo iſt es zu einer 
für alle Betheiligte zufriedenftellenden und vortheilhaften Be- 
werfftelligung des Gefchäftes fehr förderlich, wenn eine öffent- 
liche Behörbe dazwiſchen tritt, welche einer Seit8 den Berechtigten 
für. fihere, am beften für alsbald volftändige, Ausbezahlumg 
einſteht, anderer Seits den Pflichtigen die Aufbringimg ber 
hierzu nöthigen Gelder erleichtert, Es iſt dabei gar nicht 
nöthig, daß den Pflichtigen ein Geſchenk aus einer öffentlichen 
Kaffe gemacht wird; fie werben hinreichend erleichtert, wenn 
nur entiweber die Behörde den Betrag der Ablöfung vorfchießt, 
fich aber denfelben in verzinslichen Raten von ihnen alfmählig 


zurückzahlen läßt, oder wenn fie durch. Sicherheitsleiftung den 


Gredit des Einzelnen erhöht. | Segen Berlufte durch böſe 

Schuldner kann fie ſich durch Einträge im Pfandbuche oder 

burch einftweilige Beziehung des Zehnten fchügen. Für den 

Grfolg der Maaßregel ift es ziemlich gleichgültig, ob Die Ge⸗ 

meinde ober ob der Staat diefe Vermittlung übernimmt; aber 

bie gerechte Bedenklichkeit, die Staatsfeguld fehr bedeutend, wenn 
auch nur vorübergehend, zu erhöhen, läßt erfterer ben Vorzug 
geben; natürlich unter genauer VBorfchrift ihres Verfahrens und 
firenger Aufficht vorgefeßter Behörden über die Einhaltung 
derſelben 28). 
es dem zu Entſchädigenden theils an Kapital, theils an Arbeitern 
zu einem größern Wirthſchaftsbetriebe fehlen kann. Vgl. Elsner, 
Politik der Landw., Bd. I, ©. 451. Daher kann mit Recht nur 
bei freier Einwilligung des zu Entfchädigenden dieſes Ausgleichunge- 
mittel flattfinden. Ganz gegen daffelbe (freilich aus zum großen 
Theile unrichtigen Gründen) ift: Hagen, Weber das Agrargeſetz 
und deſſen Anwendung. Königsb., 1814. 

23) Der Vorſchläge, wie die Dazwiſchenkunft der öffentlichen Gewalt 
und des öffentlichen Eredites am vortheilhafteften für alle Theile 
einzurichten fei, find fehr viele; und auch die pofltive Gefeßgebung 
bet verjchiedenen Staaten giebt hier fehr abweichende Normen. 

Mohl, Polizei, II, Zweite Auflage, 13 
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5) Sn beiden Fällen hat der Berechtigte für bie, bei der 
Fortdauer bed Zehentbezuges mögliche, Hoffnung einer Ber 
größerung feines Ginfommens burch Berbefferungen bed Yeld- 
baues ober Preisveraͤnderungen nichts zu verlangen. Er Tann 
nur fordern, in feinem bisherigen Vermögensftande erhalten 
und vor Schaden gefchügt zu werden. Nun würde er aber 
durch eine folche Entſchaͤdigung fuͤr Hoffnung in doppelter 
Beziehung poſitiv gewinnen. Einmal wurde eine bloſe Mög⸗ 
lichkeit, welche denn doch auch nicht eintreten könnte, in eine 
Wirklichkeit verwandelt. Zweitens aber hätte er itzt wieder bie 
Hoffnung, mit ber Guſchadigungeſumme beſondere Vortheile 
zu erreichen 2%). 

6) Bet der Frage, oben nur dem Pflichtigen, oder etwa 
auch dem Berechtigten, Die Kündigung bes bisherigen Verhält⸗ 
niſſes erlaubt feyn jo, muß zwifchen Ablöfung und Verwandlung 
unterſchieden werben. Bei einer Ablöfung kann das Kündi⸗ 
gungsrecht nur dem Pflichtigen, nicht aber auch dem Berechtigten 
zuftehen. Cine formelle Gleichheit wäre hier die größte ma= 
terielle Ungleichheit. Am Earften ift dieß bei Ablöfung gegen 
ein Geld- Kapital, Der Pflichtige würde hier zu einem Kaufe 
gezwuͤngen, während ber Berechtigte nur zum Verkaufe ges 
nöthigt wäre. Jenes ift num aber weit befehmwerlicher, unter 
Umftänden ganz unmöglich; während diefes immer gefchehen 
fann, und von Rechtswegen ſehr häufig auch fonft gefchieht. 
Ueberall hat die Grfahrung bie gänzliche Unausführbarkeit 
nachgewiefen 25). Bei einer Ablöfung gegen „Land wäre ein 

24) Aus diefem Grunde fcheint denn auch die, fonft fehr rühmenswerthe, | 
ghz. heſſiſche Ordnung über Berwanblung ber Zehnten vom Jahr 

1824 gegen die Pflichtigen eine Ungerechtigkeit zu enthalten, wenn 

fie den berechtigten Privaten die Hälfte der Einzugskoſten als Erfaß 

für mögliche Fünftige Meliorationen zufpricht. 
25) ©. 3. B. in Darmfladt, in Weimar, in Preußen, ſ. Stüve, 
©, A 18. Anderer Meinung ift Goldmann, a. a. DO, ©, 75 fg- 
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Zwang zur Ablöfung eher möglich,. allein es hängt hier das 
ganze Verfahren fo ganz von zufälligen perfönlichen und örtlichen 
Berhältniffen ab, daß es jehr ſchwer feyn möchte, etwas allgemein 
Haltbares feftzufegen. Als einzige Ausnahme von diefen Sätzen 
ift der Fall anzufehen,. wenn die Mehrzahl einer Gemeinde 
abzulöfen entfchloffen ift, aber, wie natürlich, bie höchſten 


Abzugsbewilligungen für ſich erlangen möchte. Da nun hierzu 


eine gemeinfchaftliche Ablöfung aller Pflichtigen nöthig ift, 
eine Minderzahl alfo Die Erreichung diefes bedeutenden Vortheiles 
unmöglich machen würde: fo fcheint hier eine Nöthigung der 
Resteren an ber Stelle zu feyn, Nur wird es allerdings billig 
feyn, wein bei einer Schwierigkeit in Auffindung ber nö» 
thigen Ablöfungsfumme die zwingende Mehrzahl (oder die 
Gemeinde) ind Mittel dritt. — Anders verhält es fich bei 
einer Abänderung der Zehenten in eine Rente. Hier liegen 
im Falle eines Zwanges feine Nachtheile für die Pflichtigen 
vor; und fo mag benn hier auch dem Berechtigten das Küt- 
digungsrecht gegeben werden, unter ber Bedingung ‚- daß er 
die für die Pflichtigen vortheilhaftefte Weiſe wähle. 

7) Das Geſetz muß nicht nur das. Berechnungs- und 
Schägungsverfahren, fondern auch die Vermittlungs - und 
Berufungd-Behörde beftimmen. Zwedmäßig erfcheint die Auf- 
ftellung eigener Beamten, welche im Namen der, häufig nicht 
hinreichend. unterrichteten, Pflichtigen dem ganzen Verfahren 
den Anftoß geben und deren Bortheile und Rechte verfolgen. 

8) Die allenfalls vorhandenen Agnaten- und lehensherr⸗ 
fichen Rechte zur Einfprache gegen Veränderungen in ben 
Gefällen des Familien - oder Lehen-Gutes find vom Gefebe 
für diefen Fall außer Wirkſamkeit zu feben, da die Betheiligten, 
wegen ber vollftändigen Entſchädigung von Seiten der Pflich- 
tigen, nichts yerlieren, Dagegen mag dafür geforgt werden, 
Ä Ä | 13 * 
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daß der entfchädigte Guisbeſitzer die Entſchädigungsſummen 
nüslich und ficher verwendet 2°), 

9 Da der Zehnten nicht blos für dem pflichtigen Ein- 
seinen, fondern auch für die Gefammitheit nachtheilig, feine 
Entfernung aljo für die Ießtere wünfchenswerth ift: fo darf 
ein einmal verbefierted Verhältniß nicht wieder auf eine rohere 
Stufe zurüdgeführt werben. Wohl aber ift ein allmähliges 
Borfchreiten zu gänzlicher Befreiung, durch Ablö ſung, zu 

ieder Zeit geſtattet. | 


g. 134, 


b) Der Brundgefälle. 


Auffer den Zehenten und den Theilgebühren haben fehr 
viele Güter auch noch andere, mehr ober minder brüdende, 
Laſten an Privatberechtigte abzutragen. Diefelben find in ber 
Regel’ Folgen bes ziwifchen dem Berechtigten und dem Pflich- 
tigen (theild wegen Webertragung des Gutes vom Erſtern an 
ben Letztern, theild wegen Unterwerfung bes bisher Freien 
unter ben Schu bed Mächtigen) getheilten Eigenthumsrechtes, 
fen es daß dieſes Verhältnig noch Mar vorliegt und anerfannt 
wird, ſey es daß es fih nur in dieſer Folge erhielt. Diefe 
Laften find übrigens mwefentlich verfchieden unter ſich; ein Theil - 
fehrt nämlich jährlich wieber, ein anderer Theil wirb nur bei 
gewiſſen Gelegenheiten getragen ). 


26) S. Stüve, S. 87 fg. 


y) Weber die Geſchichte und die Arten der bäuerlichen Laſten, f. die 
oben ©. 181,.Note 1 angeführten Schriften von Lüngel und 
Moferz ferner Schwarz, Das Inftitut der Reallaften. Erl. 1827; 
namentlich aber die Syſteme des deutfchen Privatrechtes, ſo 3. 2. 
von Phillips, Bd. J, ©. 616 fg; Maurenbrecher, Bo. J, 
Seite 689 fg.; Mittermater (6te Aufl.), Bd. I, ©. 464 fg. 
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Bei der großen Verfchiedenheit dieſer Reichniſſe ſowohl 
mas Größe, als was Leiftungsweife betrifft, läßt fich ein 
durchgreifendes Urtheil über ihre wirthfchaftliche Bebeutung 
nicht fällen, und es kann mur Folgendes im Allgemeinen bemerft 
werben. Zür bie Pflichtigen ift ein wefentlicher Unterfchieb 
zwifchen ben jährlichen und ben bei gewiſſen Gelegenheiten 
wieberfehrenben Laſten. Die erfteren find, in ber Regel wer 
nigftens‘, nicht von großem Belange und daher in fo ferne 
auch nicht förend für den Wohlftand und den Wirthſchafts⸗ 
betrieb; nur ift häufig (namentlich bei den fog. Küchengefällen) 
die Art ber Leiftung beſchwerlich und zeitraubend. Weit nach> 
theiliger pflegen die in beftimmten Fällen eintretenden Laſten 
zu feyn, da die gewöhnlich fehr beträchtliche Höhe ber 
Abgabe (häufig 10 Procente vom Kapitalwerthe) das Vermögen 
des Befigers bedeutend ſchwächt, ihn in der Regel zu Schul- 
benaufnahmen nöthigend, und zwar bieß zu einer Zeit, wo er, 
nämlich bei Uebernahme ber Wirthfchaft, fein Kapital zu Ein⸗ 
richtungen, Verbefferungen, Viehkäufen bebürfte, ober. feinen 
Verwandten ihr Erbtheil zu bezahlen hat. Häufig find daher 
biefe Laften die Veranlaffung eines beftändigen Siechthumes 
der von ihnen gebrüdten Wirthfchaften. — Dieß aber iſt um 
fo mehr zu bebauern, da beibe Gattungen von Reichniffen für 
bie Berechtigten weit weniger vortheilhaft zu ſeyn pflegen, als 
fie für die Pflichtigen empfindlich find. . Viele der jährlichen 
Laften verlieren einen bedeutenden Theil ihres Werthes durch 
die im Berhältniffe höchft bedeutenden Einzugs⸗ und Perwals 
tungs⸗-Koſten. Die nicht regelmäßig eintretenden aber haben 
ben Nachtheil, daß die Einnahme nicht mit Beftimmthelt und 
auf eine gewiffe Zeit zu erwarten iſt. Häufig ift auch ber 
Berechtigte zu Gegenleiftungen verpflichtet, welche ben Werth 
feiner Einnahme wieder bedeutend vermindern. | 

Offenbar liegt hier ein Zuſtand vor, welcher ald ein in 
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mehrfachen Beziehungen unvernünftiger und gemeinfchäblicher 
einer Verbeſſerung, bedarf ?). Glüdlicher Weife ift Die Durch⸗ 
führung ber hierzu nöthigen Maafregeln auch hier wieder da⸗ 
durch erleichtert, daß bei einer beffern Einrichtung diejenigen 
Theile ber bisherigen Leiftungen, welche dem Berechtigten gar 
nicht zu Gute kommen, dem Pflichtigen abgerechnet werden kön⸗ 
nen ohne Beichädigung, und ſomit ohne Rechtöverfegung, bes 
erfteren. — Im Uebrigen find verfchiebene Arten der Erleichte— 
‚rung möglich. Eine bedeutende Verbefferung ift es ſchon, wenn 
Die ganz unzweckmäßige und ungleichartige Weiſe der Leiftung 
vereinfacht umd geregelt wird. Noch zuträglicher aber ift in 
ber Regel eine völlige Entfernung bed ganzen Verhäftniffes. 
Zur Haren Einficht in das Einzelne ber erforderlichen Maaß⸗ 
regeln iſt e8 jedoch nothmwendig, beide ‚Gattungen von Reid) 
niſſen abgefondert ind Auge zu faflen. 

Bei den jährlichen Laften tft jeden Falles eine Ver- 
einfachung und zwedmäßigere Ordnung, namentlich in ber 
Richtung wünfchenswerth, baß die auf demfelben Grundftüde 
liegenden Reishniffe auf eine einzige Gattung von Werthen zu- 
rüdgeführt werben. Sehr häufig find Die verfchiedenartigflen 
Dinge je in ganz Heinen Mengen zu liefern, z. B. mehrerlet 
Arten von Früchten, verfchiedene thierifche Erzeugniſſe, man⸗ 
cherlei Geldpoften in wunberlichen Summen. Die Befchaffung. 
aller diefer Gegenftände ift für die Pflichtigen Täftig und zeit⸗ 
raubend; ihre Einnahme, Verrechnung und Verwerthung für 
ben Berechtigten höchft unvortheilhaft. Es ift Daher fein Grund 
einzufehen, warum nicht eine Vereinfachung unbedingt und als 
Zwangsvorſchrift für Pflichtige. und Berechtigte eingeführt wer⸗ 
ben follte. Eine gefesliche Norm aber ift auf die Grundlage 
binlänglich audgedehnter Durchfchnittsberechnungen unſchwer 


2) Neber die ganze Materie, f. Rau, Bollswirig. Polit.. S. 69 fg- 
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zu geben, und erleichtert das Geſchäft. — Noch größere 
Bortheile hat natürlich eine gänzliche Ablöfung. Doch iſt eine 
plögliche und allgemeine Durchführung derſelben, wenn erft 
eine zweckmaͤßige Vereinfachung vorangegangen iſt, weniger 
nothwendig, und wäre felbft nicht in allen Fällen ausführbar. 
Se nach den wirthichaftlichen Verhältniſſen des Einzelnen Tann 
ihm nämlich, wenigftend vorläufig, eine geregelte Naturallei⸗ 
ſtung zuträglicher ſeyn, als die Aufbringung und Verzinſung 
eines Geldkapitales. Somit mag es denn genügen, wenn das 
Recht zur Ablöſung ber jährlichen Gefälle geſetzlich auögefpro- 
chen und ein für beide Theile gerechter Tarif für -Diefelbe 
beftimmt ifl. Die Benüsung des Rechtes bleibt alddann Jedem 
überlafien. Daß größere Abzüge. von Berwaltungsfoften 
gewährt werben Tonnen, wenn fänmtliche zu Einer Verwal- 
tung gebörige Pflichtige zufammen ablöfen, verfteht fih von. 
felbft. In dieſem Falle ivird denn auch der Mehrheit (bes 
rechnet nach dem Werthbetrage, nicht nach ber Kopfzahl) das 
Recht einzuräumen feyn, die Minderzahl zur Theilnahme zu 
nöthigen. 

Weit fehwieriger, rechtlich und thatfächlich, iſt Die Befeitigung 
der nur bei gewiffen Gelegenheiten zu entrichtenden 
Reichniſſe, alfo 3.8. der Mortuarien, Handlohne, Weglöfinen. 
Es find an fich zweierlei Maaßregeln möglich, eine -Verwand- 
Yung in eine regelmäßige jährliche Abgabe und eine gänzliche 
Ablöſung. Jene legt zwar dem Pflichtigen eine fändige neue 
Laft auf, allein fte befeitigt Die tiefgreifenden Störungen ber 
Wirthſchaft; für den Berechtigten hat fie den Wortheil 
einer regelmäßigen Einnahme. Die Ablöfung befreit Das 
pflichtige Gut ganz, und geftattet bedeutende Abzüge. Die 
Bewerkſtelligung beider Veränderungen erfordert aber manch⸗ 
fache und fehwierige Vorarbeiten, Bor allem ift aus Iangjäh- 
rigen und bei vielen Gütern angeftellten Durchſchnittsberech⸗ 
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nungen bie Zt. ber Wiederkehr des Abgabegrundes zu erfor- 
fchen. Sodann muß aus benfelbigen Berechnungen ber Durch⸗ 
fchnittswerth ber einmaligen 2eiftung beftimmt werden. Aus 
beiden Angaben ift aber die hieraus fich .ergebende jährliche. 
Laft bed Gutes zu berechnen ; und für den Zweck einer Ablöfung 
fommt noch) die Kapitalifirung biefes jährlichen Werthes dazu 3). 
Eine gleiche Rechnung if fodann auch für Die etwaigen Ge⸗ 
genleiſtungen des Guͤltherrn zu entwerfen, deren Betrag aber 
an ber jährlichen Leiſtung und am Ablöſungs-Kapitale in Ab- 
zug zu bringen ©). Erſt auf die Grundlage Diefer Berechnuns 
gen hin kann nun, nach ber Wahl bes Pflichtigen, die Ver⸗ 
wandlung oder Ablöfung erfolgen. Dabei finden denn Hinficht- 
lich der richtigen Feſtſtellung der jährlichen Leiftungen, fei es 


3) Die Beſtimmungen der pofltiven Geſetze find in dieſem PBuncte 
ziemlidy abweichend von einander. Das württ. 2te Edict v. 1Bten 
Nov, 1817 rechnet auf alle 25 Jahre einen Handlohn= Ball; das 
preußifhe Geſetz ſchon auf 20 Jahre (nämli auf 100 Jahre 3 
Sterb- und 2 Kauf-Faͤlle). Eben fo ift die Kapitalberechnung der 
auf das einzelne Jahr treffenden Laft fehr verfchieden beſtimmt 
worben; 3. B. in Württemberg zum Wfachen Betrage, im K. Weſt⸗ 
phalen und in Preußen zum 25fachen; in Baden zum 18fachen 
wenn ber Grundholde ablöst, zum 11—A16fachen wenn der Berech⸗ 
tigte auffündigt. ©. Rau, a. a. O., ©. 76. 

4) Zuweilen begiebt es fih, daß dieſe Gegenleiftungen im Laufe der 
Zeit von größerem Werthe geworben find, als der der Leiftungen 
if. Namentlich ift dies bei Holzabgaben der Fall. Daß alsdann 
nit nur von einer weiteren Leiſtung nicht die Rebe feyn Fann, 
fondern ſogar der Pflichtige ist in die Stellung eines Berechtigten 
tritt, verfteht fih von ſelbſt. Wenn alfo die württ. Finanz Ber- 
waltung ven letztern Satz nidyt zugiebt, und eine ihr aufliegende 
Leiftungspfliht nach unentgeldlich aufgelösten Lehensverbande 
nieht weiter anerkennen will, fo ift fie offenbar im Unrechte und 
Handelt gegen den Zweck des Ablöfungs-Gefchäftes, indem natürlich 
der Bauer nicht verlieren will durch Befreiung feines Gutes 
von geringeren 2aflen, und ex fomit lieber das ganze Verhaͤltniß 
bein Alien läßt. 
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in Geld, fei e8 in Raturalien ; hinfichtlich ber Beachtung ber Fälle, 


in welchen eine Ablöfung in Boden, anftatt in Geld, gefchehen 
kann; endlich hinfichtlich Der Beantwortung der Frage, ob ber 
Staat einen Beitrag aus der öffentlichen Kaffe zur Erleichterung: 
der Pflichtigen zu. geben habe, die bereits vorſtehend (bei ber 
Behandlutig der Zehnten) erörterten Grundſätze vollftändige 
Anwendung. Auch ift eine genaue Berichtigung ber öffentlt= 
hen. Bücher nach dem Stande der vorgenommenen Verändes 
rung nothwendig. — Uebrigens kann man fich nicht verheh⸗ 
fen, baß felbft die billigſte Feſtſtellung der Ablöfungsfummen 


ſchwerlich eihe ſchnelle Wirkung zur Folge haben wird. 


Der isige Pflichtige hat feine Schuld ſchon entrichtet; einen 
unmittelbaren Vortheil findet er alfo nur in der Erhöhung des 
Berfaufs- und Verpfändungswerthes des Gutes. Wenn er 
nun nicht in dem Falle ift, Hiervon für fih Gebrauch zu 
machen, fo dringt er durch die Ablöfung lediglich für feinen 
Nachfolger im Gute ein Opfer, wozu er in vielen Fällen 
nicht geneigt ſeyn wird >). | 


8. 135. 
c) Der Sroßnen. 
Befchränfungen des Landmannes Hinfichtlih der freien 
Verfügung über feine Berfon und feine Zeit find keines— 


5) Rau, welcher dieſe Schwierigfeit fehr richtig heraushebt, iſt a. a. O., 
©. 76 fg., der Anficht, daß durch die Erlaubniß, fchon zum Bors 
aus an dem erft Fünftig fällig werbenden Handlohne jährlich einen 
fleinen Theil abtragen zu dürfen, der Selbftfucht des gegenwaͤrtigen 
Beſitzers entgegen gewirkt werben möge, Es dürfte ein großer Erz 


folg diefer (für den Berechtigten fehr befchwerlichen) Manßregel zu. 


bezweifeln feyn; denn auch hier treibt beim Erbhandlohne einen 
Cigenſüchtigen gar fein eigener unmittelbarer Bortheil, das Eins 
treten eines Raufhandlohnes aber iſt ein allzu unſicherer Fall, als 
daß biefer häufig in Betracht gezogen werben möchte. 
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wegs felten. Sie find theild eine Folge von Leibeigenfchaft, 
theils aber Perſonaldienſte, welche freien Bürgern aus irgend 
einem Rechtötitel auferlegt find, d. h. Srohnen, (Herrenbienfte, 
Robothen, Scharrwerfe). Ueber bie erfteren und ihre Aufhe- 
bung f. oben, Bd. II., ©. 17; bie legteren erfordern hier eine 
nähere Betrachiung. 

Je nach der Perſon des Berechtigten zerfallen die Froh⸗ 
nen in Staats⸗, in Gemeinde- und in PBrivat-Frob- 
nen) Bei mandhfacher Verfchiedenheit unter ſich haben 
biefelben Die gemeinfchaftlihe Kigenfchaft, daß fie ger 
zwungen geleiftet werden, in der Regel fogar unentgeltlich, 
jebenfall8 gegen ein unverhältnifmäßig geringes Entgeld. Sie 
find entweder Spann= ober Hand-Frohnen, gemeffene oder un- 
gemeffene, ordentliche oder außerordentliche 2). 

Die wirthfchaftlichen Nachtheile Diefer gegwungenen Dienfte 
find fehr bedeutend, und zwar fowohl für ben Pflichtigen ale 
für den Berechtigten, dadurch aber für das gefammte Volks⸗ 
vermögen. — Dem Pflichtigen rauben fie nicht nur Zeit, 
deren er vielleicht jehr nothwendig in der eigenen MWirthichaft 
beburft hätte; fondern fie verurfachen ihm auch noch pofitive 
Koſten, ba er, bei Heiner oder gar Feiner Bezahlung, fich und 
fein Vieh, auch Schiff und Geſchirr zu erhalten hat. Außer 


1) Meber den Urfprung der Frohnen in Deutfchland |. Abhandlung 
von dem Natural = Srohndienft. Frankf., 1775; Mündhanfen, 
Bericht von den auf dem Nittergute Steinberg aufgehobenen Frohn⸗ 
dienften. Lpz., 1801, ©. 47 fg.; Hüllmann, Hiſtor. Unterfuchung 
über die Naturaldienfle der Gutsunterthanen nach fränfifch-deutfcher 
Berfaffung. Berlin, 18035 Ebel, Ueber den Urſprung der Frohnen. 
Gießen, 1823. 

2) Ueber die Rechtsſätze, ſ. Hagemann's Landwirthſchaftsrecht. Han⸗ 
nover, 1807, ©. 484 fg.; Eihhorn, Einleitung in das deutſche 
Privatrecht, Ite Aufl., S. 636 fg.; ausführliche Literatur bei Ger 
fenius, Mayer-Reht, Bo. I, ©. 70 fg. 





bem gewöhnt er ſich nur allzuleicht an eine fchlechte Arbeits⸗ 
weife, welche er benn auch in feinen eigenen Gefchäften an- 
wendet. — Der Berechtigte enthält zwar wohlfelle oder ganz 
unentgeltliche Arbeit; allein dieſe wirb bis: zum Sprichworte 
nachläſſig und träge verrichtet, fo daß fehr häufig der Ertrag 
feiner Wirthfchaft empfindlich darunter Teidet 9). Bon einer 
verbeſſerten Arbeitdeinrichtung ift ohnebem feine Rebe, weil 
die Sröhner zu folder nicht verpflichtet find, — Für Das ge- 
fammte Volfönermögen aber find die Frohnen ein Nachtheit, 
weil ‚fie einen ganz unnöthigen Zeit- und Kraft - Aufwand. 
verurfachen, und ber Schaden bes Pflichtigen bei weitem giößer | 
ift als der Nutzen des Berechtigten 9). 


Diefe Gründe find allerdings hinreichend, um Die gänp 
fiche Abſtellung der Frohnen zu verlangen. 


Bei dem Staate und den Gemeinden hat die Auf: 
hebung in feinem Falle eine rechtliche Schwierigkeit, denn 
warum - follten diefelben nicht auf diefe Dienftleiftung ihrer 
Angehörigen verzichten können? Und auch in wirthfchaftlicher 
Beziehung tft Tein Bebenfen babei, ba jeder andere Beitrag 
zu ben öffentlichen Bebürfniffen zweckmäßiger erfcheint. Vor 

Allem aber ift es des. Staates und feines Oberhauptes 
| würdig, die blos zu dem Vergnügen des Lebtern dienenden 
Jagdfrohnen abzuftellen, und zwar ohne alle Entfchäbigung: 
Sollte man fürchten, in gewiffen außerordentlichen Fällen, nament- 


3) Rah Elsner, Die deutfche Landwirthfchaft, Bd. I, ©. 139, if 
nicht felten der wirkliche Ertrag eines durch Fröhner gebauten 
Grundſtückes nicht die Hälfte des möglichen. 

9 Eine lebhafte Schilderung der Nachtheile der Frohnen ſ. bei Wich⸗ 
mann, in der ſogleich anzuführenden Schrift, ©. 1 fg. Daſelbſt 
auch eine Geſchichte von Bauern-Aufſtänden, bei welcher freilich 
zu bemerken ift, daß lange nicht alle gerade der Frohnen wegen 
entftanden. . 
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ich für Kriegsfuhren ober zu Hilfe bei öffentlichem Unglüde, 
die nöthigen freiwilligen Leiftungen gar nicht ober nur unter 
allzufchweren Bebingungen gewinnen zu fönnen, fo mag ja 
noch immer hierzu eine Dienft-Verbindlichfeit der Bürger bei⸗ 
behalten werden; ebenfo für Unterhaltung ber Vicinalſtraßen, 
falls die Landleute dieſelben in den Zwiſchenzeiten ihrer Ges 
fchäfte leichter übernehmen, ald eine entfprechende Geldabgabe, 

“Anders verhält es fich aber mit den Privat-Frohnen, 
. als einem Theile des Eigenthumes ber Berechtigten. Zwar 
erleidet es keinen Zweifel, daß hier bei der allgemeinen und 
überwiegenden Schäblichfeit der Einrichtungen ein Eingriff in 
das Privatrecht gerechtfertigt ift: doch muß ber Berechtigte 
für jeden wirklichen Verluſt entfchädigt werden. Die erfte 
Frage ift benn hier, ob Die Aufhebung ber Srohnen ald allge- 
meine Zwangs-Maaßregel durchzuführen ift, oder ob es genügt, 
den Pflichtigen das Recht zur Ablöfung einzuräumen, ihnen 
danır aber die beliebige Benüsung dieſer Befugniß zu über- 
lafien? Wären die Nachteile der Frohnden nur für bie 
unmittelbar Betheiligten fühlbar, jo müßte ihnen allerdings 
eine Befreiung von benfelben frei geftellt bleiben; allein ba 
das gefammte Volfdvermögen empfindlich darunter leidet, fo ift 
eine Zwangsmaaßregel jeden Falles gerechtfertigt 9. — Was 
nun aber die Ausführung betrifft, jo müflen vor Allem bie 
ungemefjenen Frohnen in gemeflene verwandelt werben. Dieß 


5) A.M. if hier Ebel, a. a. O., ©. 139; und Rau, Bolfsw. Bolit,, 
©. 9%, weil den Bauern nicht felten eine Dienflleiftung leichter 
falle, als eine Geldabgabe. Allein einer Seits iſt, namentlich 

"wo ein Staatsbeltrag gegeben wird, die Entſchädigungsſumme fo 
Hein gegen ven Arbeitswerth; anderer Seits find die allgemeinen 
Gründe für möglihft ſchleunige Befeitigung der Frohnen fo bedeu⸗ 
tend: daß Die Durchführung der Maaßregel mit Billigkeit erzwungen, 
ohne Zweckwidrigkeit aber nicht in dem Belieben bes Einzelnen 
gelaffen werden Fann. 
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erfordert ſchon an fich ihre beſondere Schäblichkeit, fo daß 
felbft da, wo bie Frohnen Feiner Zwangsablöſung unterwors 
fen würden, diefe Maaßregel nicht zu umgehen wäre. Alfein 
fie ift noch befonderd nothwendig wegen der Rothwendigkeit 
einer fihern Grundlage zur Berechnung ber Entſchädigung. 
Ueber dad Maaß, auf welches fie feftzuftellen find, kann nicht 
wohl ein Zweifel feyn; es ift nämlich. das Ergebniß eines 
Iongjährigen Durchſchnittes aller wirklich vorgefommenen 
Leiſtungen. Schwieriger ift die Frage, ob ber Berechtigte 
für dieſe Feftfiellung eine Entfchäpigung, verlangen könne? 
Doch find wohl die Gründe der Verneinung überwiegend, 
ba ja ber Berechtigte na dem Maaßſtabe der eigenen 
- Ausübung feines Rechtes behandelt, fomit ihm Fein thatſäch⸗ 
licher Schaden zugefügt wird. Iſt nun aber der rechtliche 
Umfang aller Frohndienſte befannt, fo ift nun die für das gänz⸗ 
liche Erlöſchen derfelben den Berechtigten zu bezahlende Ent- 
fhädigung zu berechnen. Diefe Entihädigung kann glüd- 
licherweife ohne Ungerechtigkeit gegen den Frohnherrn ſehr mäßig 
angefest werden. Zwar muß allerdings ber örtliche, zur Zeit 
ber Ablöfung- oder Verwandlung beftehende Taglohn die Grund⸗ 
lage der Berechnung abgeben; allein nicht nur find die, wenig: 
ftend zuweilen, von dem Herrn zu leiftenden Gegenreichungen 
abzuziehen, ſondern ed darf auch in. der Regel die volle Zahl 
ber bisher ſchuldigen Arbeitstage nicht angelegt werden, ba 
ein Fröhner der unvermeidlich fchlechten und läſſigen Arbeit 
wegen keineswegs als ein voller Taglöhner gerechnet werben 
Tann. Nur da, wo bie Arbeit nach Maaß und Erfolg genau 
beftimmt ift, und eine geringere Leiftung nicht eintreten kann, 
G. B. bei ber Beifuhr gewiffer Gegenftänbe,) mag mit Recht 
Erfag für den gefammten Arbeitslohn verlangt werden. Im 
Uebrigen Hindert nichts, daß bie Entſchädigung auch hier 
entweder durch bie Entrichtung eines entfprechenden Geldfa- 
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pitales, oder durch Abtretung eines Grunbflüdes, endlich durch 
eine jährlich zu bezahlende Geld⸗ oder Natural-Rente geleiftet 
werde. Sobald die Entfchäbigung feftgeftellt ift, hört Die 
Frohnpflicht auf; nur fordert die Gerechtigfeit, daß wenn dem 
Berechtigten durch die plögliche Aufhebung feines bisherigen 
. Rechtes ein erweislicher Schaden zugienge, 3. B. durch augen- 
blicklichen Mangel an Taglöhnern, er zunächft noch mittelft 
einer entfprechenden Einrichtung ficher geftellt werden müßte, 
alfo ‚etwa durch die Verpflichtung der bisherigen Fröhner noch 
eine gewiffe Zeit. lang Dienfte auf Anforderung, aber gegen 
Bezahlung, zu leiften ©). 

Die Aufgabe bes Staates bei der Frohnablöfung ift eine 
manchfache. Abgefehen von den Vorſchriften über die Feft- 
ftelung der ungemefjenen Srohnen und über die Berechnung 
bes Werthed ber verfchiedenen Arten von Dienften, fo wie der 
Gegenleiftungen, hat er ein Verfahren anzuordnen, welches 
Sicherung der Rechte mit Schnelligkeit und Wohlfeilheit ver- 
bindet. Hierzu aber ift Die Niederfebung eigener leitender 
Behörden, die Beftelung unpartheitfcher Schäter, Die Feftftel- 
fung von Präclkufivterminen und gefeglichen Annahmen befon- 
ders wohlthätig. Sodann fann von ihm hier mit Recht ver- 
langt werden, daß er den Pflichtigen einen Beitrag zu ber 
Ahlöfung aus ber Staatöfaffe gewähre. Allerdings gewinnen 
diefe ſelbſt zunächſt. Allein sheild ift auch aus allgemeinen 


6) Ueber Frohnablöfungen ſ. unter andern Weftfeld, Ueber die Ab- 
Schaffung des Herrendienftes. Lemgo, 1773; (Pauli und Wagner,) 
Surrogat der Hand- und Spanndienfte. Kaflel, 1775; Gebanfen 
von Abftellung der Naturaldienfte, Gött. 1777; Münchhauſen, 
Dom Lehenherrn und Dienſtmann. Lpz., 1793; Wichmann, Ueber 
die natürlichſten Mittel die Frohndienſte aufzuheben, Lpz., 17955 
Nicolai, Ueber. Hofdienfte und deren Abfchaffung. Berl., 1799; 
Mayer, Ueber Herrendienfte und deren Aufhebung. Celle, 1803; 
Ebel, Ueber ven Urfprung der Frohnen. Gießen, 1823. 
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Gründen das Aufhören ber Frohnherrſchaft zu wünfchen;z 
theils find viele ber Srohnen in früherer Zeit aus Gründen 
und Zuftänden bes öffentlichen Rechtes entftanden, fomit auch 
wieder vom. Staate zu entfernen, wenn fie nicht länger ger 
duldet werben wollen. Und noch ftärfer natürlich ift die Ver⸗ 
pflichtung des Staates, wenn er bie Ablöfung nicht in ben 
freien Willen der Pflichtigen ftellt, fondern fie zu einer allge- 
meinen Zwangsmaaßregel erklärt. 

Ein nothiwendiger Schlußftein aller auf Befeitigung der 
Frohnen gerichteten Maaßregeln ift dad unbedingte Verbot, 
neue Verhältniffe diefer Art durch itgend ein Rechtsgeſchaͤft 
zu begründen. 


8. 136, 


d) Der Weideſervituten. 


Sehr häufig hat ein Anderer als der Eigenthümer das 
Recht, Grundſtuͤcke abweiden zu laſſen, bald mit Beſchränkung 
der Zahl und Art der weidenden Thiere, bald ganz nach ſeiner 
Willkür. Dieſe Gerechtigkeit wird ausgeübt auf den Ader- 
feldern theild nach Ginheimfung der Aerndte und fomit auf 
den Stoppeln, theils in den Brachjahren; auf den Wiefen 
- aber vom Herbfte bis ins Frühjahr. Der Schaden für Die 
Aecker ift, nicht bedeutend, wenn bei allgemeiner Dreifelder- 
wirthfchaft reine Brache gehalten wird und die Weidegerech- 
tigfeit ſich blos auf bie Brachöfch erſtreckt; wenn ferner bie 
Stoppelmeide erft beginnt, nachdem der Eigenthümer das Feld 
nad) feinem Nuten geräumt hat, Zwar wird auch hier Durch 
Unachtſamkeit oder böfen Willen der Hirten manche Pflanzung 
beeinträchtigt; doch läßt fich durch Strenge und Aufficht nach— 
helfen. Wohl aber ift der Nachtbeil empfindlich, wo fünftliche 
Butterfräuter und Handelögewächfe gebaut werben, wo bie 
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Brache eingebaut iſt, ober wo ein anderer Fruchtwechſel als 
bie Dreifelderwirthfchaft nothwendig wäre. Ebenſo iſt bie 
Wieſenweide immer ſchädlich. Sie hindert die Vornahme von 
Verbeſſerungen, namentlid von Baumpflanzungen; ſchweres 
Bieh tritt bei naffem Wetter oder Boden durch; und durch 
Abätzung des eriten Triebes im Frühjahre wird die Heuärndte 
hinausgefchoben, durch Wiedereintreten der Weide im Spät- 
fommer ein zweiter oder dritter Schnitt verhindert *). Eine 
Meidefernitut ift fomit ein mächtiges, unüberwindliches Hin- 
berniß gegen eine jede Verbefferung ber gemeinen Gewöhnung ?). 
Diefer Schaden aber ift ein doppelter, da auch hier, wie bei 
fo manchen andern Beläftigungen, der Gewinn des Beredktig- 
ten weit Zleiner ift, als der Schaden des Pflichtigen. “Das 
Vieh bes letzteren findet eine Färgliche und oft ungefunbe 
Nahrung. Wo Ein weidendes Stüd kaum ernährt werden 
Tann, würden zehn reichliche Nahrung finden, wäre der Grund 
mit Futterfräutern bebaut; anftedende. Krankheiten verbreiten 
fih unaufhaltfam; man verliert den Dünger; der dem Grund- 
ſtücke mittelft Durchtretens verurfachte Nachtheil trägt dem 
Berechtigten gar nichts ein; die Verhinderung des Graswuch⸗ 
ſes nur wenig, während fie dad Zwanzigfache dem igen- 
genthümer fchadet; wo feine gemeinfchaftlichen Hirten einge= 
führt find, nimmt die Hütung eine Menge von Menfchen- 
Fräfte ganz nutzlos in Anfpruch, Von eigentlichem Vortheile iſt 

nur die Schaafweide auf Halden, welche zu einer einträglichen 
Cultur zu arm find, Doch aber ein geſundes Futter für Schaafe 
tragen und fo allein noch benüßt werden Finnen, während 


1) Bergl. Correſpondenz-Blatt des wuͤrtt. landwirth. Vereins 
Bd. XX, S. 20 fg. 

2) A. M., wie zu erwarten, iſt Dbernbarfer, Wirthſchafts⸗Pol., 
©. 326 fg. 
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bie Stallfütterung ber Cchaafe zu theuer iſt >). Sodann find 
zur Erziehung ber Pferde Fahlengärten wünfchenswerth, 

Nicht ſchwer iſt es unter biefen Umftänden, bie richtige 
Forderung an die Gefeßgebung zu ſtellen. Gine blofe Be: 
ſchränkung ber Weide auf eine für bie gemeine Uebung 
der Landwirthſchaft unfchäbliche Weije iſt allerbings Leicht 
möglih. Schon das Privairerht verlangt, daß der Servitut⸗ 
berechtigte feine Befugniß nicht bis zur Verhinderung bes 
Eigenthümerd ausdehne. Kein Rechtstitel faun alſo einer 
Berfehiebung der Stoppelweide bis nach völliger Räumung bes 
Beldes, einem Aufhören berfelden wenn der Eigenthümer feine 
Aecker flürzen will, endlich einem Schuge ber noch nad ber » 
gewöhnlichen Aerndtezeit auf dem Felde befindlichen Handels - 
ober Futterkräuter entgegengefeßt werben. Ebenſo läßt fich 
eine Beichränfung der Wiefenweide auf irodenen Grund und 
auf die Herbit= und Winterzeit aus allgemeinen Rechtsgründen 
wohl verlangen 9). Allein die Alles find nur theilmeife 
Mittel, Soll dem verftändigen Betriebe des Aderbaues wirklich 


‘geholfen werden, fo muß bie für ihn fo fehäbliche Weide⸗ 


Gerechtſame ganz entfernt werben; denn nun erft kann 
Bracheinbau, wohlverkandener Fruchtwechſel, Fünftlicher Fut⸗ 
terbau eingeführt werden und in Sicherheit gedeihen. 
Natürlich Tann aber eine ſolche Wegräumung nur gegen 
volle Entjchädigung des Berechtigten gefchehen, welche ſich nad) 
der Art der Berechtigung zu beftimmen bat. 
- D IR der Berechtigte ein größerer Gutsbeſitzer, 


3) Ueber die Nachtheile der Weide-Gerechtigkeiten ſ. Frank, Land⸗ 
wirth.⸗Polizei, Bd. I, ©. 196 fg.; Ran, Volkswirth.⸗Polit., 
S. 112 fg., und bie von ihm angeführten Schriften; das Corre⸗ 
ſpondenz-Blatt, a. a. O., ©. 18-58. Ueber den Gipfel alles 
Meide-Unfuges, nämlich die ſpaniſche Meſta, ſ. ‚Joveltanoe, 

E a. a. O., S. 96 fg. 

5 ©. Mittermaier, Priv. R, Ste Aufl., B. I, S. 453 fe 

Mohl, Polizei, I. Zweite Auflage. 14 
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dem auf die gefammten Markungen benachbarter Gemeinden 
eine Weidegerechtigfeit zufteht, fo mag bie Entſchädigung ent⸗ 
weber durch bie Abtretung eined Stüdes Weideland in volliges 
Eigentfum, ober aber durch ein dem wahren Ruben bes 
Berechtigten entfprechendes Gelbfapital geleiftet werden. Schieds⸗ 
gerichte von unpartheilfchen Sachverftänbigen haben bie Ent⸗ 
ſchaͤdigung auszumitteln. Nothwendig ift übrigens babei, daß 
bem Berechtigten bie beabfichtigte Ablöfung zum Voraus (ein bis 
zwei Sahre früher) angezeigt werde, bamit er bie dadurch noth⸗ 
wenbig werdenden Aenderungen in feinem Wirthfchaftsbetriebe 
rechtzeitig vorbereiten mag. Eben fo kann ihm, wenn er 
auf einer ganzen Güter-Maffe dad Recht auszuüben hatte, 
nicht zugemuthet werben, von Einzelnen bie Dienftbarfeit ab⸗ 
löfen zu laſſen, während Andere fie noch länger dulden wollen. 
Ein folches zerftüdeltes Weiderecht wäre ihm von faft gar 
feinem Nuten. Die Eigenthümer der ganzen pflichtigen Feldmark 
müffen alfo gemeinfchaftlich ablöfen; ein Entfchluß, welchen das 
Geſetz durch Einräumung eines Zwangsrechtes ber Mehrzahl 
zu begünftigen bat. 

2) Befteht aber die Weidebienftbarfeit darin, daß die 
Gemeinde-Mitglieder gegenfeitiges Weiderecht ausüben, 
fo kann diefes Recht, fobald der Beichluß der Mehrheit gefaßt 
ift, ohne weiteres aufgehoben werden, wenn ed im Verhälts 
niffe zum Güterbefige ſteht; überreicht aber bei Einzelnen das 
Recht diefes Verhältniß, fo find fie, wie oben erwähnt, für 
diefen Ueberſchuß zu entjchädigen. 

- 3) War endlich eine Koppelweide zwifchen benachbarten 
Gemeinden eingeführt, (die fchäblichfte aller Weidearten, wegen 
ber nie zu vermeidenden Mißbräuche, abfichtlichen Berwüftungen, 
‚und daher rührenden Streitigfeiten,) fo ift vor Allem eine 
Trennung zu bewerfftelligen. Bet bisheriger materiell gleicher 
Berechtigung hebt fich natürlich das Recht gegenfeltig auf; 
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war aber eine Gemeinde mehr berechtigt, ſo iſt ſte fuͤr den 
Ueberſchuß zu entſchaͤdigen. Nach dieſer Trennung iſt es nun 
jeder Gemeinde möglich, ſich nach den oben angeführten Grund⸗ 


fügen von der Weidefervitut auf eigener Markung zu befreien ). 


ET 


3) Wegraͤumung der gefetzlichen eſchrantungen in Be⸗ 
| nüßung ber Güter. 


Beinahe in allen Staaten finden ſich Geſetze, welche den 
Bürger hindern, feine Felder nach feinem Gutdünfen zu be= 
nügen. Bald ift die Anpflanzung gewiſſer Gewächſe ganz 
unterfagt oder durch Täftige Förmlichkeiten erfchwert G. B. 
häufig ber Tabakbau, in manchen ſchlechteren Gegenden ber 


Weinbau). Bald darf ein Feld nicht auf andere Weife benütt 


werden, als es bisher bebaut wurde, und die Erlaubniß zu 


einer Cultur-Beränderung ift dem Staate vorbehalten. In noch 
anderen Fällen fucht ber Staat gewiſſe Wirthfchaftsarten, z. B. 


Biehzucht, Körnerbaun.f.w., durch mittelbaren oder unmittelba= 
ven Zwang auch gegen den Willen der Eigenthümer zu bewerf- 
ftelligen. Diefen Befchränfungen unterliegt ein breifacher Grund. 
Einmal die Furcht vor Unordnungen in dem Steuerkataſter 
durch häufige Aenderungen; zweitend die Beforgniß ‘vor über- 
mäßiger Erzeugung gewiſſer Stoffe; drittens der Wunfch, alle 


nothwendigen Bedürfniſſe in hinreichender Menge im Lande 


ſelbſt zu erzeugen, damit weder Theurung noch Abhangigkeit 


von fremden Staaten eintrete. 


Läßt ſich nun beweiſen: erſtens, daß dieſe Beweggründe nicht 
ſtichhaltig ſind, oder daß wenigſtens Zwang' nicht das richtige 
Mittel zu Erreichung des Zweckes iſt; und zweitens, daß ſolche 


5) S. Freddersdorf, Landpolizei, S. 149. 
14 * 
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. Beichränfungen Dem Einzelnen und fomit dem Ganzen, in wirth- 
fchaftlicher Beziehung fehaden: fo folgt natürlich daraus bie 
Nothwendigkeit, bie fraglichen Gefege aufzuheben, und bem 
Zandwirthe bie volle Freiheit in Benügung feines Eigenthumes 
"einzuräumen. Diefer Beweis aber ift unfchwer zu führen, 
denn was . 

1) die Beweggründe zu ben Befchränfungen betrifft, 
fo iſt wohl: 

a) ar, daß die Orbnung in den Steuer-Rolfen auch noch 
auf andere, bem Betriebe ber Landwirthſchaft unjchäd- 
liche Weiſe fich erreichen, läßt. Entweder kann bie einmal 
auf ein Grunbfiüd gelegte Steuer ald beftändig auf 
bemfelben ruhend betrachtet werden, zu welchem Zwecke 
es auch benügt wird. Ober aber tritt, wenn vollſtaͤndige 
materielle Gleichheit der Staatslaften beabfichtigt wird, 
ale Jahre einmal eine neue Einfchägung bleibend ver- 
änderter Grundftüde ein, was ohne große Mühe zu 
bewerfitelligen if. — Wäre e8 aber nicht fowohl Die 
Grundſteuer ald der Zehnte, welcher eine Veränderung 
der Benütungsweife unbequem machte, fo find ‚bereits 
oben, S.190, bie Mittel angegeben, welche den Berech⸗ 
tigten gegen alle Berlegungen zu fichern geeignet find, 

b) Allerdings ift es moͤglich, daß die Landwirthe, in falfcher 
Beurtheilung ber Bebürfniffe, einen beſtimmten Stoff in 
zu großer Menge erzengen und baburch in Schaden 
gerathen '). Allein ein folder bloß möglicher und 


— — 





1) Bekannt find z. B. die Klagen über unvernuͤnftige Vermehrung der 
Weinberge in Franfreih, und den — menigftens zum Theile — 
baraus Kerrüßrenden Unwerth des Weines; ober der Vorwurf gegen 
die Plantagen-Befiger in Meftindien, daß fie ſich durch den hohen 

- Preis des Zuders während der Revolutlonsfriege und nach der 
Serflörung von St. Domingue zu einer ihnen in jever Beziehung 
ſchaͤdlichen Ausdehnung der Zuderpflanzungen haben verführen laſſen. 
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jedenfalls Durch die Schuld des Betroffenen herbeigeführter 
Schaden kann boch nicht in Vergleich gebracht werden 
mit bem gewiffen, allgemeinen und unverbienten Nach— 
theile, welchen Alle leiden müffen, wenn fie nicht nad) 
ihren Kenntniffen, ihren Kapitalen und nad) den Gon- 
juncturen des Augenblides denjenigen Zweig der Land⸗ 
wirthfchaft ungehindert und fchnell ergreifen bürfen, 
welcher ihnen ben größten Vortheil bringen wuͤrde. 

Sole Gebote und Verbote find bei Gewerben und für 

den Handel allerfeits als ſchädlich anerfannt; warum 
ſollen fie für den Feldbau nüglich feyn? Der eigene 

Bortheil wird ſchon zur Wiederbefchränfung ber unvor- 
theilhaft gewordenen Bauart bewegen. 

0) Eben fo iſt feines Ortes bereit3 ausgeführt, daß nur 
Freiheit des Baues -und des Handeld Mangel an ben. 
nöthigen Lebensmitteln verhindert, umd vielmehr Zwang 
und Einmiſchung von Seiten des Staates Mangel und 

Theurung herbeizuführen geeignet find. Nur bei Einem 
nothwendigen Artikel, dem Holze, ift eine Ausnahme 
zu machen 9). | 

2) Noch leichter ift zu zeigen, daß deſehliche Cultur⸗ 
Verbote dem Landwirthe poſitiven Schaden bringen. Im 
Allgemeinen betreibt Jeder feine wirthſchaftlichen Angelegen— 


"heiten auf die ihm am vortheilhafteften fcheinende Weife; und 


wäre Diefe auch vielleicht nicht immer die unbedingt befte, jo 
ift fie doch die für feine Verhältniffe, 3. B. für fein Kapital, 
paffende. Ausnahmen kommen allerdings vor; allein weniger 
bei den Thätigen, welche eine hergebrachte Benuͤtzungsweiſe 
zu ändern wünfchen, als gerade bei Denen, welche träge und 
dumpf das Gewöhnliche fortfegen. ine Befchränfung kann 





2) Hierüber f. unten, $$. 182— 148. 
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alfo nur bewirken, daß eine bem fachfundigen Betheiligten 
vortheilhaft fcheinende Cultur unterlaffen wird; eine un⸗ 
vortheilhafte Aenderung wäre fchon von felbft unterlafien 
worden, Der hierdurch in ber großen Mehrzahl der Zälle 
eintretendbe Schaden wirb aber lange damit nicht ausgeglichen, 
daß vieleicht in einzelnen Källen ein Unternehmen gehindert 
wird, welches nachtheilig ausgefallen wäre. Ginleuchtend- ift 
Dabei noch, daß nicht blos unbebingtes Verbot dieſe Wirkungen 
bat, fondern daß auch ſchon eine Vorfchrift zu befonderer Er- 
laubnig-Einholung und ähnliche Befchränfungen hinreichend ab⸗ 
ſchreckend find. 


$. 138. 


4) Sörderung der Einſicht. 


Eine mächtige Förderung bed Landbaues ift ed, wenn 
der Staat ben Landwirthen Gelegenheit verfchafft, fich in ihrem 
Gewerbe auszubilden, jo daß fie nach Gründen handeln, Bef- 
feres an die Stelle alter unzwedmäßiger Verfahrensarten ſetzen, 
neue Zweige ber Landwirthfchaft kennen und einführen, mit 
Einem Worte ihre Gefchäfte mit Einficht betreiben lernen ). 
Die Mittel hierzu find aber folgende: 

1) Landwirthfchaftliche Tehranftalten, und zwar 
fowohl für den Unterricht wiflenfchaftlicher Landwirthe, alfo 
fünftiger Beſitzer, Pächter oder Beamter großer Güter, als für. 
die Ausbildung Eleinerer felbftarbeitender Gutöbeflger und Auf- 
feher: Ueber ihre Einrichtung, f. oben, Bb. I, ©. 525 fg. 


DS. Jovellanos, Gutachten, S. 82 fg.; Pabft, Ueber die Bils 
dung zum Landwirthe. Stuttg., 1829; Elsner, Die Bildung des 
Landwirthes. 1838. A. M. ift Oberndorfer, Wirthfchaftspolizet, 
©. 223 fg., da der practifche Landmann ſchon die nöthigen Kennt⸗ 
niffe habe. | 


— 
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2) Mufterwirthfhaften. Für die große Menge der 
ungebilbeteren Landwirthe Tönnen Lehranftalten nur mittelbar 


wirken. Einer foftematifchen, und überhaupt einer abfichtlichen 


Belehrung find fie in der Regel unzugänglich; nur das Beifpiel 
bes Befleren und Einträglicheren wirkt auf fie. Nun könnte 


und follte zwar der Anblid der mit einer Lehranftalt verbundenen 


Gutswirthichaft als folches Beifpiel dienen: allein es ift hier- 
auf nicht viel zu rechnen. Den.gewöhnlichen Landmann flören 
bier theild bie manchfachen, natürlich zuweilen auch mißglüden- 
ben, Verſuche; er ift geneigt felbft ihr Gelingen, fo wie über: 
haupt die Blüthe der ganzen Wirthfchaft, in der Geldunterftügung 
des Staates zu ſuchen; in jedem Halle iſt es nur für bie 


nächſte Umgegend ein Mittel zu augenfälliger Belehrung und 


Meberzeugung, gleichfam ein intellectueller Zwang, das Beffere 
einzufehen und anzunehmen. Bedeutendere Srüchte wird allers 
dings das Beifpiel der allmählig in das practifche Leben über- 
gehenden Zöglinge ber Lehranftalten tragen, namentlich auch 
das von den Schülern ber niederen Aderbaufchulen gegebene. 
Doch kann auch dieſes nur almählig und langſam wirken, 
Zur Befchleunigung der befiern Einficht wird es daher vieles 
beitragen, wenn in den verfchlebenen Theilen des Landes und 
mit Berüdfichtigung ber verſchiedenen Oertlichfeiten und bas 
burch bedingten Wirthfchaftsarten, Mufterwirkhfchaften angelegt 


‘werben. Und zwar kann der Staat fogar, wenn er im Beſitze 


yon Domänen ift, dieſes nügliche Unternehmen ohne weitere 
Koften bewerfftelligen, theils burch Selbftvermaltung folcher 
Güter mittelft gebildeter Beamten; theils, und vielleicht befier, 


durch zweckmäßige, d. h. langjährige und billige, Verpachtung 


an geſchickte Landwirthe, namentlich. an Zöglinge ber land⸗ 
wirthfchaftlichen Lehranftalten. Hat fich fpäter ein hinreichen⸗ 
der Stamm. von wohlunterrichteten‘ Landwirthen aller Art 
gebildet und im Staatögebiete verbreitet, fo mögen bie, it 


F 
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überflüffigen, Mufterwiribfchäften bes Staates wieder eingehen, 
wenn fie Koften machen ober fonflige Mißſtände Haben. 

3) Die Errichtung, oder wenn ſchon von Privaten er 
richtet die Begünftigung und Unterflügung, landwirth— 
ſchaftlicher Vereine ift ein weiteres bebeutendes Mittel zur 
Förderung der Einficht und Kenntniffe unter ben Landwirthen. 
Vereine diefer Art können mancherlei Gutes fliften, fei es 
durch gemeinfame Förderung des mehr wiffenfchaftlichen und 
theoretifchen Theiles ber Landwirthfchaft und ber allfeitigen 
Bildung der größeren Gutöbefiger; fei ed burch Hinwirkung 
uf Einführung erprobter Neuerungen unter den Fleineren und 
ininder gebildeten Aderwirthen; fet es durch Aufklärung der 
Behörden und bed Publicums über die allgemeinen Beziehungen 
und Bebürfniffe ber Landwirtbfchaft. Dur; Sammlung von 
Nachrichten über beftehende Juftände, durch Unterſuchung neuer 
Vorſchläge, durch Begutachtungen und Anträge an. höhere 
Stellen, durch Ertheilung von Prämien für ausgezeichnete 
Landwirthe, gelungene VBerfuche oder gelöste Preisfragen, durch 
Verbreitung von neuen nüglichen Pflanzen, endlich burch bie 
Anlegung von Sammlungen aller Art, kann und wird ein 
folcher Verein manchen Gedanken wecken, entwideln, ins Leben 
einführen. Zweckmäßig läßt fich Die Herausgabe einer Zeitfchrift 
mit biefen Arbeiten verbinden. Eine Teitende Gentralbehörbe 
muß den Bemühungen Anftoß und Gteichförmigfeit geben, die⸗ 
felben bei ben Staatöbehörden bevorworten. Ihre Organe aber 
in ben verfchiedenen Gegenden des Landes find wieder theils | 
Kreis- ober Bezirks-Vereine, theils einzelne Correfpondenten 
und befondere Agenten: Beide find weniger nad) dem Raume 
gleichmäßig, als nach der Verſchiedenheit der Culturweiſen 
und der geſellſchaftlichen landwirthſchaftlichen Zuſtände in den 


verſchiedenen Landesgegenden zu beſtellen. Nützlich köͤnnen 


auch ‚Vereine, welche fi nur einzelne Theile ber Lanbwirthe 
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fhaft zum Gegenftande ihrer Bemühungen ausgewählt haben, 
z. B. Weinbefferungs-, Schaafzüchter-, Gartenbau-Gefellfchaften, 
zum Ganzen mitwirken, mit oder ohne wefentliche Verbindung 
- mit der großen Verbindung. Cine von Zeit zu Zeit zuſammen⸗ 
tretende Wandergeſellſchaft endlich erweckt Ideen durch münd⸗ 
lichen Austauſch, verbreitet Erfahrungen und Verſuche, belebt 
bie regelmäßige amtliche Wirkſamkeit >). 

45) Enblic) verdient noch eine befondere Erwähnung bie 


Belehrung durch Schriften, ſei es daß fie mehr für den 


gebildeten größern Landwirth, fei es — was noch wichtiger, 
aber auch weit fehtwieriger in ber Ausführung ift — baß fie 
für den gemeinen Mann nad) Form und Inhalt beftimmt find. 
Die Regirung hat entweder unmittelbar oder mittelft eines 
Iandwirthfchaftlichen Vereines durch Preiſe für die beften 
Schriften dieſer Art den Eifer zu erweden und zu belohnen 9). 
Durch Heine Geldunterftübungen Tönnen bie Preife fo er⸗ 
mäßigt werben, daß ber Anfauf für den Landmann erreichbar 
wird. 


8. 139. 
5) Geld- und Ehrenbelohnungen. 


. Wenige Verdienſte um Voll und Staat find fo rein, ald 
bie, welche burch Förderung ber Landwirthſchaft, z. B. durch 


2) ©. Rau, Volksw. Politik. S. 2215 ferner Kleinfhrod, Ueber 
die Beförberungsmittel der Agricultur und des Gewerbweiens in 
Frankreich. Münden, 1829, ©, 18 fg.; Brunn, Ueber Zwed und 
Einrichtung landwirthſchaffſicher Vereine. Heidelb. 1830; Hun⸗ 
deshagen, Ueber Gewerbslehranſtalten und Vereine, in deſſen 
„Zeitbedürfniſſen“, S. 145 fg.; Knaus, Ueber Organiſation und 
Wirkſamkeit landwirth. Vereine, in der Deutſchen V. J. Schrift, 

1843, H. 3, ©. 290 fg. 

3) Es iſt wohl nicht zu Täugnen, daß eine Schrift in der Art des 
Mildheimer Noth⸗ und Hülfsbüchleins mehr unmittelbares Gutes 
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Einführung neuer Pflanzen, Thierarten, Werkzeuge oder Des 
handlungsweiſen, von einem Bürger erworben werden. Es ift 
fomit nicht nur nicht unfchidlich, fondern im Gegentheile Pflicht 
bes Staates, folche Verbienfte aufzufuchen und durch öffentliche 
Belohnungen anzuerfennen. — Je nad) der Art des Mannes 
und des Verdienſtes kann dieſe Belohnung feyn: 

1) Eine Ehrenbelohnung, alſo öffentliches Lob, 
Ehrenzeichen u. dgl. Namentlich könnten bie landwirthſchaft⸗ 
lichen Feſte durch Ertheilung von Chrenplägen an ber Seite 
des Fürften und burch öffentliche Verleihung ber Belohnungen 
zwedmäßig benüßt (zu gleicher Zeit auch der Eindrud dieſer 
Fefte gehoben) werben. 

2), Eine Seldbelohnung ift an der Stelle, wenn mit 
ber zu lohnenden Entdedung oder Einführung ein Aufwand 
verbunden war, oder wenn die Vermögensumftände des ver- 
‚dienten Mannes ihm eine Aufbefferung derfelben vor Anderem 
wünfchenswerth machen. | 

3) Sehr viel wird endlich zur Aufmunterung beitragen, 
wenn in einer Monarchie der Fürft fih perfönlich des 
Landbaues annimmt, einfichtsvollen Betrieb beffelben auf feinen 
eigenen Gütern anordnet, unter feinen Umgebungen die Luft 
Dazu befördert, dem Landmanne die öffentliche Anerkennung 
feiner Verdienſte und feiner nütlichen Befchäftigung gewährt. 
Wenn auch manche Befolgung feines Beifpieles nur werthlofe 
Augenbienerei feyn mag, fo. wird doch auch häufig wirklicher 
Nutzen geftiftet. And überhaupt ift es fchon von bedeutendem 
Werthe, wenn während einer ganzen Regirungszeit bie öffent: 
liche Aufmerffamfeit auf die LanWirthfchaft gelenkt wird; fie 
gewinnt dadurch an Achtung bei fich felbft und bei Anderen, 


— — 





ſtiften kann, als die beſte in wiſſenſchaftlichem Gewande erſchei⸗ 
nende Schrift eines Thär oder Schwerz. 
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und fann fi dann auch in folcher leicht erhalten, wenn einft 
bie perfönliche Begünftigung von Oben wegfallen follte, 
Wenn in früherer Zeit ein mißverſtehender Eifer anrieth, 
mit den Aufmunterungen und Belohnungen thätiger Landleute 
auch Strafen für läffige Wirthe und Verbote einzelner für 
fHädlich erachteter Handlungen zu verbinden‘): fo können wir 
itzt zu ſolchem Zwange dem Staate weder das Recht, noch den 
Rath geben. 


8. 140. 


6) Verhinderung allzuniedriger Preiſe der landwirth⸗ 


ſchaftlichen Erzeugniffe. 


Zur Blüthe der Landwirthſchaft iſt nothwendig, daß ihre 
Erzeugniſſe zu angemeſſenen Preiſen abgeſetzt werben, d. h. 
zu ſolchen, welche zwar nicht durch übermäßige Höhe die 
übeln Folgen einer Theurung erzeugen, aber doch nicht nur — 
auſſer den Steuern und Abgaben — die Erzeugungskoſten 
wieder erſetzen, ſondern auch dem Arbeiter, dem Grundeigen- 
thümer und dem Kapitaliſten (ſeyen fie-nun in einer Perſon 
vereinigt, oder getrennt) einen Gewinn abwerfen. Nur dann 
fönnen bie, doch nie ganz ausbleibenden, zufälligen Verluſte 
erfeßt und Erweiterungen und BBerbefferungen des Betriebes 
vorgenommen werben. Allerdings . werben bei großer Wohl- 
feilheit einige Klaſſen von Staatsbürgern gewinnen, namentlich 
die von Renten Lebenden und ein Theil der Gewerbtreiben- 
den: allein fo wenig bei einer Theurung dem Bortheile der 


= Landwirthe das Schickſal der verzehrenden Klaſſe aufgeopfert 


werden darf, ſo wenig hier dem Vortheile der Städter das 
wirthſchaftliche Wohl der bei dem Landbau betheiligten Klaſſen. 





1) So z. B. Hinze, Auswahl einzelner Abh. über Gegenfände der 
Landwirthſchaft. Helmft., 1801, ©. 269 fg. 
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baren Ländern 2). Sie ift um fo fühlbarer, 
wenn fich 


y) damit etwa plöglich eine Verminderung ber 
bisherigen Ausfuhr verbindet. Kriege, na⸗ 
mentlich Seefriege, Einfuhr-Verbote oder hohe Zölle 
anderer Staaten, größere Cultur oder Verarmung 
berfelben, Mitwerbung wohlfeilerer Verkaäufer ©, 
fönnen daran Schuld feyn. 


d) Eine bleibende, und fomit um fo verberblichere, 
allzu, große Wohlfeilheit kann entftehen durch bie 
freie Einfuhr aus abfolut fruchtbareren oder 
durch Stantölaften weniger bebrüdten Ländern 5). 


&) Endlich find unzweckmäßige Staats anſt al— 
ten nicht zu vergeſſen. Wenn ohne feſtſtehendes 
Syftem, fondern nad) blofer Laune der Regirung 
bie Ausfuhr der Rohftoffe bald verboten bald er= 
laubt ift, ſo kann fowohl die Sperrung ber Ausfuhr 
die Breife der aufgefpeicherten Vorräthe drüden, 
als auch die Erlaubniß einen übermäßigen Zu- 
drang zum DVerfaufe, und fomit Wohlfeilheit, er⸗ 


3) Es unterliegt feinen Zweiſel, daß ein Theil der zwölfjährigen 
Wohlfeilheit nad) 1816 in einer Zuviel-Erzeugung zu fuchen war, 
Eben fo ift zugegeben, daß Frankreich feinen drüdenden Ueberfluß 
an Wein zum Theile einer zu großen Ausdehnung biefes Zweiges 
der Landwirthſchaft zuzufchreiben Hat. Bekannt ift die Verlegen— 
heit, in welche die Vereinigten Staaten von Nord⸗Amerika durch 
die ungeheure in den Innern Provinzen erzeugte Menge von Mehles 
ſchon verfeßt wurden, 

4) Welchem Einfluß muß 3. B, die Ausfuhr des ruffifchen Getreides 
aus Odeſſa auf die Kornpreife der übrigen furnausführenden Län- 
der haben ? 

5) ©, oben, Bd. 1, $, 46, ©, 283 fg. 
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zeugen. Letzteres damit man von ber feltenen und 
Ä ungewiffen Gelegenheit Gebrauch mache ®). 

b) Die Urfahen allzuhoher Erzeugungs- Koften 
können je mach ben verfchtedenen ränmlichen oder zeitli- 
hen Verhältniſſen fehr verfchieden feyn. Namentlich ges 
hören hierher die ſaͤmmtlichen privatrechtlichen Laften, 
welche auf ben Grundbeſitz brüden; bedeutende öffent 
liche Abgaben; ein hoher Preis der für den Landbau 
erforderlichen Geräthfchaften, ſei es daß Mangel an Ge- 

| - werbethätigfeit, ſei es daß übermäßiger Preis. der dazu zu 
verwendenden Rohſtoffe die Schuld hievon trage; ſchlechte 
Verbindungsmittel, welche einer Seits die Beifuhr ber 

Bebürfniffe, 3. B. der Düngungsmittel, erhöhen, anderer 

Seits die Fracht der gewonnenen Erzeugniffe auf bie 

Märkte vertheuern; Mangel an Sicherheit, welcher Ko— 

ften zum Schube gegen Menfchen oder Thiere nöthig 

macht; und fo noch manches Andere. 

Es leuchtet ein, baß bie unter beide Kategorieen fallen- 

den Urſachen befeitigt werden müflen, wenn ein für ben 
Landwirth zuträglicher Stand feiner Preife bewerfftelligt wer⸗ 

ben fol. Zwifchen beiden befteht nur in fo ferıte ein Unter- 

ſchied, als zwar "beide dem Verkäufer gleich nachtheilig 

find, indem ihm in dem einen wie in dem anderen Falle fein 

\ hinreichender Ertrag für Berichtigung von Grundrente, Arbeitd- 
Sohn und Kapitalzinfen übrig bleibt ; dagegen bie allzuniederen 
Verkaufspreiſe dem Verzehrer einen, wenigftens unmittel- 


6) Diefer Tehler, verbunden mit dem Verbote des Kornaufjpeichens 
und Kornhandels, wird z. B. in Sardinien als der Grund der 
Werthloſigkeit der Erzeugniffe. des Bodens, und fomit der großen 
Armuth, Entvölferung und Verwilderung des fruchtbaren Landes 
angegeben. ©, Hörſchelmann, Geſqhichte der Inſel Sardinien. 
Berl., 188, ©, M7. 
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baren, Vortheil gewähren, während er unter allzuhohen Er⸗ 
zeugungs-‘Preifen ebenfalls leidet. 

Als Mittel zur Abwehr und zur Heilung find aber 
folgende Maaßregeln zu betrachten; Bor Allem freie Ausfuhr 
ber Rohftoffe und Begünftigung berfelben (jo wie überhaupt 
bed Verkehres) durch Anlage guter Verbindungsmitte. Go- 
dann Bemühungen bei fremden Regirungen zur Aufhebung ber 
eine Ginfuhr in ihre Gebiete bejchränfenden Hinderniſſe; wo 
möglich alfo Abſchluß von günftigen Handelöverträgen. Im 
Sale übermächtiger fremder Mitwerbung eine zweckmäßige 
Zollgefepgebung. Ferner Aufmunterung zu Veränderungen im 
Anbau, welche an bie Stelle des einfeitigen Ueberfluffes eine 
gleihere Bertheilung und fomit einen leichteren Abſatz ver- 
Sprechen. Häufig finden Handelögewächfe willige Abnehmer, 
während Getreide unverfäuflid ift ). Sehr mächtig wird zur‘ 
Berhinderung fchäblichen Ueberflüſſes an Rohftoffen beitragen 
eine Erhöhung der Gewerbethätigfeit und dadurch der Zahl 
der Verzehrer. Nie kann bie Umgegend einer Manufacrtur- 
Stadt in Verlegenheit feyn wegen des Abſatzes von Nahrungs 
‚mitteln, häufig auch von anderen Erzeugnifien 6). Zuweilen 


7) Sugar als das einzige Mittel will Lips, Deutfchlands National: 
Oekonomie, Marbg., 1830, ©. 102 fg., eine. Veränderung in dem 
gewöhnlichen Aderbaufyfteme, welches zu viel Getreide exziele, 
finden. Verlaſſen der Dreifelderwirtbfehaft fei alfo die einzige 
Heilung. Schwerlich; da die Noth nicht blos aus jener Urfache 
herrührt. Ganz unbegreiflich ift aber vollends der Borfchlag, durch 
immer weitere Ausdehnung bes Kartoffelbaues den Preis bes. 
©etreides zu ſteigern. Daß gerade bas Gegentheil eintreten 
würde, ift wohl Jedem Har. Nicht durch neue noch wohlfeilere 
Nahrungs: Pflanzen kann der niedere Preis der bisherigen erhöht 
werden, fondern durch den Anbau von Nub- und Handels-Gewächſen. 

8) ©. eine ausführliche Auseinanderfegung diefes Punctes bei Morik 
Mohl, Ueber die württ. Gewerbeinduſtrie. Stuttg. und Tübingen, 
188, Bd. I, S. 1 fg. 
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mag bie Anlegung und Begünftigung von Magazinen, eine 
freilich nur theilweife und vorübergehende, Hilfe abgeben, fei es 
daß der Staat felbft in den Dazu geeigneten Fällen Vorräthe ſam⸗ 
melt, fei ed daß er durch Sinräumung von Gelaß Privaten zu 
folchen Unternehmungen aufmuntert, fei es endlich auch mm 
durch Ueber laſſung von Auffpeicherungs -Raum für bie Lands 
wirshe, welche dadurch des Rothwendigkeit von Zivangs-Berfäu- 
fen entgehen 8). Endlich wirkt natürlich Die Verminderung ber 
auf den Landbau brüdenden Laſten in bem Verhältnifie ber 
gewährten Grleichterung Uebrigens barf man ſich freilich 
allzu fanguinischen Hoffnungen. hinfichtlich der Abhilfe-Maafre- 
geln nicht überlaffen. Schnelle Wirkung ift nur in den wenigften 
Fallen möglich; gänzliche Hilfe aber um fo feltener zu erwarten, 
. als die Inftandfegung ber hierzu erforderlichen Mittel zum bes 
beutenden Theile gar nicht vom Staate abhängt. Ein Glüd 
ift daher, daß wenigftens die allzunieberen Breije ihre, freilich 
langſame, Befferung durch Hervorrufung einer flärferen Ber 
völkerung in ſich tragen, und daß überhaupt ber Zuftaub bes 
Ueberfluſſes nicht fehr Iange dauern kann, weil früher ober 
fpäter Mißwachs im eigenen ober im fremden Lande, nicht 
felten auch ein Krieg, die bisher unverfäuflichen Vorräche 
raſch aufzehren und wieder angemeffene Breife herſtellen wird 9). 
. 2) Eine fünftliche Herabdrüdung der Preife ift nur 
. in zwei Fällen denkbar. Cinmal kann fie die, wenn auch 
nicht eben beabfichtigte doch auch nicht vermiedene, Folge des 


8) Nicht nur als unnütz, fundern fogar als fchädlich (weil eine Fünft- 

liche Nachfrage und fomit immer erweiterte neue Erzeugung her: 

vorrufend) fehildert Lips, a. a. O., ©. 68 fg., alles Magazinirem 

Hiegegen nur die Eine Trage: ob denn: die Magazine ohne Wie 
berverfauf immer blos kaufen? 

9) Man vergleiche 3.3. die ums Dreifache verſchiedenen Preiſe des 
Jahres 1826 mit denen des Jahres 1832. 


Mohl, Polizei. II. Zweite Auflage. 15.. 
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ſchnellen Verkaufes großer aufgefpeicherter Vorräthe feyn, 5.8. 
von Kriegs⸗ oder Noth-Magazinen, weiche ist nicht mehr ge⸗ 
braucht werben. Zweitend aber mag fie durch den wohlfellen 
Berfauf einer gewiffen Menge eines Erzeugniſſes ganz abficht- 
lich erzeugt werben, wenn nämlich ein zu einer beftimmten 
Zeit beftehender nieberer Preis einen Bortheil gewährt, wel- 
cher größer ift, als das zu feiner Hervorbringung erforberliche 
Opfer; ein möglicher Fall, wenn die Feſtſetzung eines wichti- 
gen. Tarifes ober die Seftattung einer einträglichen Erlaubniß 
von ber Höhe der Marftpreife an einem gegebenen Orte und 
während einer kurzen Zeit abhängt. In allen anderen Fällen 
iſt eine Fünftliche Wohlfeilheit undenkbar, weil gerade Dieje- 
nigen, welche fie allein bewerfftelligen können, nämlich Die 
Befiger großer Vorräthe, ihren eigenen Schaden dabei finden 
würden. Gegen jolhe Fünftliche Werthlosmachungen find num 
. Übrigens ausreichende Mittel leicht zu finden. Die erfte Ur- 
jache laͤßt fih vermeiden Durch einen allmähligen Verkauf, 
welcher überdieß der betreffenden öffentlichen Kaffe vortheilhaft 
feyn wird. Den abfichtlichen Preisbrüdungen aber Tann entgegen- 
gewirkt werden, wenn nie von dem Preife eines einzigen Ortes 
ober einer Furzen Zeit eine wichtige Cinräumung abhängig 
gemacht, fondern der Berechnung eine fo breite Unterlage ge= 
geben wird, daß Umtriebe auf fie feinen fühlbaren Einfluß 
ausüben mögen. 

3) Urfache einer blos ſcheinbaren Wohlfeilheit ift 
jeder Umſtand, welcher dem im Umlaufe befindlichen Gelde 
einen großen Werth giebt; alſo z. B. Verminderung der Aus⸗ 
beute der Bergwerke, Gelegenheit zu einträglicher Anlegung 
großer Geldkapitale, ein ſtaatliches oder Handelsverhältniß, 
welches an einem Orte große Summe zuſammenzieht, andere 
alſo zum Theile entblößt und dort dem Ueberreſte höheren 
Werth giebt. — Gegen eine ſolche Steigerung des Geldwer⸗ 
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thes hätte freilich der Staat ein ganz wirkſames Mittel gleich 


bei der Hand, nämlich die Ausgabe von Papiergeld oder Cre⸗ 


ditpapieren. Auch mag deſſen Ergreifung nicht nur bei fort- 


dauernder Theurung der Münzmetalle, fonbern felbft bei einer 
burch vorübergehende Urfachen erzeugten augenblielichen 
Stockung, troß feiner manchfachen Mißlichkeit, dann angemeffen 
feyn, wenn die augenblickliche oder dauernde Verlegenheit gar zu 


große Verlufte herbeiführen würde. Allein in der Regel muß es 
vermieden werden, weil der, kaum zu vermeibende, Mißbrauch 
des Paptergeldes Teicht fchlimmere Folgen haben könnte, als 


die Wohlfeilheit (f. unten, $. 179). Tritt alfo Die, auf eine 
ſolche Ebbe in der Regel bald wieder eintretende, Fluth von 


Taufchmitteln längere Zeit nicht ein; und wird ſomit Die 


Theurung ben Abgabe- und Zinspflichtigen immer mehr fühl- 
bar: fo mag eher durch eine Veränderung oder Erleichterung 
ber auf ben Grundbeſitz gelegten Abgaben, wenigftens theil- 
weile, geholfen werben. Die erſchwerten Pflichtigkeiten gegen Pri- 


vaten zu erleichtern, erlaubt auch freilich igt Die Achtung vor dem 


Eigenthumsrechte nicht. Doch ift im Ganzen hier zu bebenfen, 
dag ber Werth der Miünzmetalle keineswegs eine dauernde 
Neigung zum Steigen, fondern im Gegentheile zum Fallen 
hat, und daß alfo das itzt vorhandene Hebel ohne Einfchreiten 
bes Staates fich wieder ausgleichen wird. 


U. Befondere Mafregeln. 


6. 141. _ | 
1) Beförderung des Anbaues von Wein, Obft und Sutter 
e kräutern. 
Durch Erfüllung ber allgemeinen Forderungen hinſichtlich 
der Unterſtuͤtzung und Entlaſtung der Landwirthſchaft öffnet 


- ber Staat dem Kunſtfleiße und dem Kapitale der Bürger alle 


15 * 
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Selegenheit fi auf biefem weiten Felde menfchlicher Betrieb⸗ 
ſamkeit thätig und nüglich zu bewegen. Dem Einzelnen ift 
nun überlaffen, Diejenigen Theile der Landwirthſchaft zu fei- 
nem Betriebe auszuwählen, welche ihm nad) feinen Kenntniſ⸗ 
‚fen, feinen Verhältniſſen und nad) ben örtlichen Umftänden 
den größten Ruben verfprechen. Gin verhältnißmäßiger Bes 
trieb aller verſchiedener Gulturzweige wird fchon duch ben 
‚eigenen Bortheil veramlaßt werden; es bedarf alfo hiezu in 
‚her Regel weder einer beſonderen Aufmunterung bed Staa⸗ 
tes, nach wäre ein Zwang irgend gerechtfertigt. Nur in ein- 
zelnen Fällen mag daher mit Recht auch noch eine befenbere 
Nachhilfe, welche ſich der Einzelne nicht geben könnte, verlangt 
werben. Diefe befonders, zu beachtenden Zweige der Land⸗ 
wirthſchaft find aber folgende : 

t) Am häufigſten berüdfichtigt die Gefeßgebung den Bau 
des Weinſtockes. Bald find gewiffe, als fchlecht betrachtete, 
‚Arten befielben verbaten ; bald ift unterfagt in den Weingär- 
ten Küchengewächfe u, f. w. zu pflanzen, damit bem Weine 
‚Bobenkraft und Sonne nicht entzogen werde; bald fteht bie 


“ . ‚Ginheimfung ber Früchte nicht in dem Willen bed Gigenthä- 


merd, fonbern muß ex Die allgemeine Erlaubniß zum Herbſte 
abwarten. Sowohl die Rechtmäßigfeit, ald Zweckmäßigkeit die⸗ 
jer Verfügnngen ift nun aber ſehr zweifelhaft, und es find 
vielmehr ganz andere Maaßregeln zur Förderung des MWein- 
baues zu ergreifen. Guter Rath; umentgelbliche Vertheilung 
ebler Rebforten; Prämien für Solche, welche Bauart und 
Herbitbehandlung ind Beflere änderten; Befreiung von Kel- 
tee- Zwang; namentlich aber das Beifpiel von höherem Er⸗ 
trage zwedmäßig bepflanzter und behandelter Domanial- und 
Derfurhs - Weingärten ‚ find untadelhafte und überdieß weit 
‚wirkfamere Mittel zu Almaͤhliger Verheſſerung des Erzeug⸗ 
niſſes. 





. a 
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2, Ein bedeutender Obftbau iR eine Quelle von reicher 
Einnahme, welche um fo beachtenewerther ift, als Kapital 
und Arbeit nur gering find, und eine gleichzeitige anderwei- 
tige Benügung des Bodend nur wenig durch ben Baumſatz 
gehindert iſt. Die Regirung kann die Verbreitung deſſelben 


durch manche Mittel unterftügen, ohne einen, auch hier recht- 


lich nicht zu vertheidigenden, Zwang eintreten zu laſſen t). 
Sie forge nämlich für allgemeinen Unterricht in der Baumzucht 
mittelft der Anlegung von Schulgärten; ftelle durch gelungene 
Baumpflanzungen auf Staatsgütern ein Beifpiel zur Nach⸗ 
ahmung auf; endlich fteure fie durch Fräftige Strafen der 
eben jo rohen als ſchädlichen Unfitte des Baumverderbend. 
3) Manche Vorkehrungen find mwünfchenswerth hinficht- 


lich der Futterkräuter; ſ. dieſelben unten, 6. 149. 


2) Polizeilihe Maßregeln Hinfihtlich ver Waldungen. 
| | g. 142. 
a) Eigenthümlichkeit der Waldwirthſchaft. 


Eine ganz beſondere Aufmerkſamkeit der Staatspolizei 


erfordert Die Cultur der Waldbäume. Die Eigenthümlich— 


feit der bier obwaltenden Verhältniſſe hat nicht nur die Mehr- 
zahl der Staaten. zu einer abgefonderten, oft fehr ausführ- 
lichen Gefeggebung und Verwaltung bewogen; fondern aud) 
die Wiffenfchaft — ſey fie im Allgemeinen der. Freiheit des 
Betriebes noch fo holb - — kann nit umhin, eigene Grund⸗ 





1) Der einzige Fall von rechtlich erlaubtem Zwange zum Obſtbau iſt 
die Bepflanzung der Landſtraßen mit fruchtbaren Bäumen. Die 
Einſaͤumung der Straßen hat mehrere weſentliche Vortheile für 
ihre Inſtandhaltung und den Verkehr (ſ. unten, $. 168); nun wäre 
es aber unverantwortlich, unfruchtbaren Bäumen nuplos den Pla 
einzuräumen, 
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Füge für die Beaufſichtigung und Leitung biefes Zweiges ber 
Landwirthfchaft aufzuftellen t). 





1) Die Literatur über diefen Gegenftand ift zahlreich und zerfällt je 
nad) der Hauptidee der Werke in zwei Abtheilungen, in ſolche 
Schriften nämlih, weldhe für Beibehaltung der Staatsforftwirtä- 
fhaft und für polizeiliche Befchränktung der Privatwalnbefiger find, 
und in ſolche, welche Beides aufgehoben wünfchen. Zur erfleren 
Abtheilung gehören folgende Monographieen: Hagel, Grundſaͤtze 
der Forftpolizei. Heilbr., 1802; Neubauer, Das Forfiwefen in 
Beziehung auf den Staat. München, 1805; Heerfeldt, Iſt die 
Forſtwirthſchaft der Privaten von allen Feſſeln der Forſtpolizei zu 
befreien? NRegensb., 1818; Rauch, Regeneration de la nature 
vegetale. Par., 1818; Ling, Die Graͤnze zwifchen Feld- und Wald- 

Cultur. Bonn, 1821; derſ., Vertheidignng des höchften nachhal⸗ 
tigen Forfi-NRatural-Ertrags, Trier, 18245 Wedekind, Forfts 
Berfaffung im Geiſte der Zeit. Leipzig, 1821; Bapius, Ueber 
Forſtpolizei. Afchaffenburg, 1825; Müller, Begründung eines 
allgemeinen Forſtpolizei-Geſetzes. Nürnb., 1825; Die parlamens 
tarifchen Berichte von Martignac, Favard de Zanglade und 
Roy in Chauveau, Code forestier. Par., 1827; Widenmann, 
in deſſen Forſtlichen Blättern, H. 4; Hundeshagen, Lehrbud 
der Forftpofizei. Ite Aufl. von Klauprecht, Tüb,, 18405 Roth, 
Theorie der Vorſtgeſetzgebung. München, 1841; Schulge, Die 
Borftpolizei in Verbindung mit der Forſtbenützung. Lünebg., 1841. 
Aufierdem befennen ſich noch zu diefer Anſicht in ihren allgemeinen 
Merken: Juſti, Sunnenfels, Behr, Weber, Fulda — 
Zur entgegengefesten Parthei gehören: Trunk, Neuer Plan der all- 
gemeinen Revolution in der bisherigen Forſt-Oekonomie-Verwaltung. 
Frankf., 1802; Hazzi, Die ächten Anfichten der Walbungen und 
Forſte. Münden, 1805; Pfeil, Ueber die Urfache des fihlechten 
Zuftandes’ der Forfte. Zuͤllich, 1816; derf., Die Forſtpolizeigeſetze 
Deutfhlands und Frankreichs, Berl,, 1834; Seutter, Ueber den 
Beitand und die Behauptung des Forſtregals. Lpz., 1824 (war 
früher der entgegengefegten Anficht, f. deſſen Verſuch einer Dar: 
ftellung der Forſtwirthſch. Ulm, 1804; deffen Grundfäge der 
Werthbeſtimmung der Waldungen. Ulm, 1814); Balvis, Ueber 
die forſtpol. Beauffichtigung der Privatwaldungen. Ulm, 1842. 
Aud Sporen, Murrhard, Krug, Schmalz, Jacob, Log, 
Rotted, in der Haupffache auch Rau, gehören hierher. — Eine, 
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Alllerdings giebt es manches Land, in welchem eine un⸗ 
nöthig große Menge von Holz erzeugt wird, und wo nicht 
nur eine Beförderung ber Waldwirthfchaft von Seiten bes 
Staates Feinedwegs nöthig iſt, fondern wo im ©egentheile 
bei fteigender Bevölferung und Bebauung ein bedeutender 
Theil der Waldungen wird ausgerodet werben müſſen. Allein 
diefer Zuftand ift in altbebauten Ländern längft verſchwunden; 
die Waldungen find häufig Hier fo fehr vermindert, daß eher 
Mangel an Holz zu fürdten ſteht. Keines ausführlichen 
Beweiſes bedarf nun aber die Nothwendigfeit eines hinrei⸗ 
chenden und für die verfchiedenen Bebürfnifie paſſenden Holz⸗ 
vorrathes für jeded Land. Schon die Erhaltung des menfch- 
lichen Lebens erfordert zweierlei Gattungen: von Holz, die eine 
zum Brennen, d. h. zum Schuße gegen die Kälte und zur Speifes - 
bereitung, bie andere für die Wohnungen. Sodann machen 
die Gewerbe fehr große Anfprüche, theild ebenfalls an Brenn- 
ftoff, theild® an Material zum Bau von Gebäuden, Schiffen, 
Mafchinen, theild endlich zur eigentlichen Verarbeitung, zur Ver⸗ 
padung u. f. w. Je nach ber climatifchen Befchaffenheit des Lan 
des, ber Menfchenzahl, der Volfsfitte und der Richtung und Aus- 
behnung der Gewerbe find diefe Anfprüche dem Umfange, der 
Art und ber Zeit nad) fehr verfchieden 2). Groß aber find 
fie immer bei jedem gefittigten unb gewerbfamen Volle. Dazu 
fommt fchlieglich noch die Nothwendigfeit der Waldungen an 


freifich ziemlich oberflächliche, Sammlung der einfchlagenden Gefeße 
f. bei Pfeil, Forftpolizeigefeße, ©. 25 fg. 

2) Man benfe z. B. an die ungeheure Steigerung bes Holzverbrauches 
in manchen Ländern feit Einführung der Dampfichifffahrt und ber 
Eifenbahnen, Oder an das weit größere Holzbebürfnif, welches die 
allgemeine Verbreitung ber Kartoffelnahrung zur Folge hatte, weil 
diefe täglich mehrmals Feuerung in jeder einzelnen Familie bedarf, 
während das Brob für Viele auf mehrere Tage bei Einem Teuer 
gebaden wurde. 
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beftimmten Orten zum Schutze gegen Lawinen und Grorut- 
fhen, gegen Verfumpfung der Thäler burch herabgefchwenmte 
Erde, endlich gegen 'erfältende Winde oder zur Erhaltung und. 
Vermehrung des nöthigen Waflers ®). 

Da dieſe verfohiedenen Anwendungen dem Holze einen 
Werth verichaffen, fo möchte es fcheinen, ber Staat fönne 
ruhig und ohne befondere Einmiſchung befien Herbeifhaffung 
dem &ewerbefleiße feiner Bürger überlafien, wie dieß bei - 
anderen nicht minder nothwendigen Bebürfniffen gefchieht: allein 
bei näherer Betrachtung finden ſich hier fülgende ganz vigen- 
thümliche Berhältniffe, welche bei den übrigen Rohſtoffen nicht 
vorhanden find und eine übereinftimmende Geſetgebung nicht 
erlauben: 

1) Das Hol wächst fehr langſam zu einer für Die ver- 
ſchiedenen Zwecke tauglichen Größe heran. Schon dag gewöhn- 
liche Brennholz bedarf 30 und mehr Jahre zu feiner Ausbil- 
dung; Bau⸗ und Nutz-Holz aber felbft mehrere Jahrhunderte: 
bie Bebürfniffe aber wiederholen fich jährlich, täglich, ver- 
mehren fich fogar noch bei fteigender Bevölferung und Gewer⸗ 
bethätigfeit. Einem Mangel kann alfo durch Nachzucht erft 
in fehr. langer Zeit abgeholfen werden; Jahre, vieleicht Men- 
fchenalter, hindurch bleibt er fühlbar, und ein einmal gemachter 
Fehler in der Berechnung ber nöthigen Holzmenge ift Aufferft 
langfam wieber gut zu machen. Sollen wir nicht felbft in 
fpäteren Jahren, jeden alles unfere Nachkommen, ſchwer 
leiden, fo ift mit großer Umficht und auf eine Tange Reihe 
yon Jahren hinaus ein Plan zu entwerfen und ftrenge an 


3) S. oben, $. 132; Kaſthofer, Bemerkungen auf einer Alpenreife 
auf den Suften. Aarau, 1822; derf., Bemerfungen auf einer Al- 
penreife über den Brünig. Bern, 1825; Afan de Rivera, Con- 
siderazioni su i mezzi da restituire il regno delle Due Sicilie. L 
I, Ed. 2, Nap., 1832. 
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bemfelben zu halten. Bei affen andern Pflanzen ift einem 
Mangel in wenigen Monaten, höchftens in einigen Fahren, 
abzuhelfen. 

2) Diefes Tangfame Wahsthum ift fobann aber auch) 
Urſache, warum auf fünftlihe Nachpflanzungen von Holz im 
Wege bed Privat-Unternehmens nie viel zu rechnen ift. Denn 
wenn etwa auch bei hohen Holzpreifen auf einen hinreichenden 


reinen Ertrag gerechnet werden Tann ®)> fo ift derſelbe doch 


erft ſehr fpät zu beziehen. Nun aber haben nur Wenige Luft 
und genug fonftiges Einfommen, um bedeutende Stapitale fo 
‚anzulegen, daß fie erft nach vielen Jahren anfangen Zinſen 
zu tragen. Andere, jährlich einen Ertrag abwerfende Cul⸗ 
turen werben daher in der großen Mehrzahl der Falle immer 
ben Holzanpflanzungen vorgezogen werden >). 

3) Diefer Umftand ift um. fo beachtenswerther, als das 
Holz wegen feines Umfanges und feiner Schwere nur zu 
Waffer anf weitere Entfernungen fortzufchaffen ift. Fremde 
Zufuhr ift alfo nur in dent® feineswegs überall vorhandenen, 
Falle möglich, wenn natürliche oder Fünftliche Waſſerſtraßen 
aus holzreichen in eine holzbedürftige Gegend führen ©). 


* 4) Dies foll z. B. in England der Fall feyn, f. Sinclair, Grund⸗ 
gefeße des Aderbau's. Wien, 1832, ©. 590; und Hundeshagen, 
Forſtpolizei, ©. 53. Mebrigens ift einleuchtend, daß nur bei ho= 
hen Holzpreifen von einem genügenden Reinertrage aus Holzpflan- 
zungen die Rebe feyn Tann, weil verfelbe folgende Auslagen decken 
muß: die angehäuften Grundzinfe, die Pflanzungsfoften, ben 
Schukaufwand, die Steuern und fonftigen Laften, und zwar von 
Allem diefem auch noch die Binfes- Zinfen. ©. Roth, Forſtgeſetz⸗ 
gebung, ©. 8 fg. | 

5) Aus viefem Grunde können denn aud Prämien anf Maldanpflan- 
zungen feinen bedeutenden Erfolg haben. VBgl. über diefen Punct 
Hundeshagen, Furftpolizei, ©. 55. ) 

6) Ein Klafter Holz wiegt im Durchfchnitte 50 Centner, ſ. Widen- 
mann, a. a. O., ©. 77. Die Transportkoften ſtellen fih für die 


- 
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4) Nicht felten ift ein auf ungefchidte Weife gefchlagener 
Wald nicht wieder zum Nachwuchfe zu bringen, und es wirb 
alfo — abgefehen von anderen wenigftens möglichen NRachtheilen, 
3. B. der Berfanbung, — die Befriedigung des Holzbebürfnifies 
durch eine ſolche von Unwiffenheit oder Gewinnfucht veran- 
laßte Handlung für immer beeinträchtigt. 

5) Die Waldwirthfchaft fteht gegen alle anderen Gewerbe 
fehr unvortheilhaft dadurch zurüd, daß .fie die Anwendung 
von verhältnigmäßig fehr wenigem materielem und intellec- 
tuellem Kapitale und von weniger Arbeit erlaubt. Nun ft 
aber ein Gewerbe um fo erwünfchter, namentlich in gelb- und 
menfchenreichen Ländern, je mehr ed Kapital und Arbeit 
. verwenden läßt, da bei ihm Viele, welche an dem endlichen 
Reinertrage feinen Antheil haben, wenigftens Arbeitslohn und 
‚Kapitalzinfe finden können. Aus diefem Grunde läßt fich denn 
leicht erflären warum, felbft einen völlig gleichen Reinertrag 
für eine Holzwirthichaft und für eine Feldwirthichaft auf derfelben 
Fläche angenommen, die Iehtere Bei zunehmender Gefittigung 
vorgezogen, d.h. alfo der Wald niedergefchlagen werden wird”). 

6) Für manche Befiger ift ed ferner ein ungünftiger 
Umftand, daß ein Wald nur zu geringem Werthe verpfänbet 
werden fann, denn fein Werth liegt viel weniger in feinem 
unbeweglichen Beftandtheile, ald in dem beweglichen und 
fomit zur Verpfändung nicht geeigneten Werthe 5). Es iſt 
die aber ein um fo bedenklicherer Punct, als eine drängende 
und auf Feine andere Weife zu befeitigende Geldverlegenheit 


Fuhre zu Lande, auf 1—1'% fl. von der Stunde, f. Hundes, 
hagen, Forftpolizei, ©. 290 fg. Diefer. Umftand ift um fo mehr 
zu beachten, als er bei den Holgfurrogaten ebenfalls eintritt. So ift 
3. B. der Unterſchied im Preife der Eteinfohlen zwifchen dem Fund- - 
und dem Verbrauchs-Orte nicht felten wie 1:5, oder 1:6. 
.D Sehr Har ſetzt dieß auseinander Widenmann, a. a. O., S. 50 fg. 
&) ©. Hundeshagen, Forſtpolizei, ©. 52. | 


a a —— — 
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durch einen Gingriff in bas vorhandene Holzkapital, wobei 


natürlich die Regeln ber Forſtwirthſchaft nicht beachtet werden, 


befeitigt werden kann 9). Ä 

7) Die hauptfächlichfte und einflußreichfte Eigenthůmlichkeit 
iſt aber die, daß der bei nachhaltiger Bewirthſchaftung von 
Hochwaldungen haubare Theil (alſo der Zins) -in einem nur 
Heinen Berhältniffe.zu der ganzen zu folchem Gewinne noth- 


wendigen Holzmaffe Calfo zum Kapitale) fteht fobald bie 


Umtriebsperiode höher als 50 Jahre ift, weil ſodann nach 
den natürlichen Sefegen bes Wachſsthums der Bäume bie 
Holzmaffe um fehr weniges, 3.8. je nach ber Umtriebsperiode 
nur um 1—2 vom Hundert, jährlich zunimmt 10). Da nun 
ber Ertrag eines Waldes auch noch die, von jedem andern 
Zweige ber Landwirthfchaft völlig abweichende, Eigenthüm- 
lichteit darbietet, daß in jedem Augenblice auch ſchon die 


9) Vergl. Roth, Forſtgeſehgebung, S. 13. 

10) Berechnungen über dieſen jährlichen Zuwachs der Holzmaſſe (ben 
Sins aus dem Hulzfapitale) f. bei Cotta, Hülfstafeln für Forſt⸗ 
wirthe und Taratoren, 181, Nr. 5; Hundeshagen, Forftab- 
ſchätzung. Tübingen, 1826, ©. 134, und nach diefen bei Widen- 
mann, a. a. O., &,58fg. Danach ſtellt fi der jährliche reine 
Ertrag, in Procenten ber gefammten den Wald bildenden Holz 
mafle eines Kiefernwaldes berechnet, fulgendermaaßen: 

nad Cotta: nad) ſpunpechagen: 


bei 50 jührigem Umtriebe: auf 3, 6 3, 2 
„60 „ ” „ 2,8 2;7 
„Oo m " „ 243 2, 3 
" 80 72 " " 1, 9 2, 
er 90 ” ” ” 1, 6 1, 8 
” 100 [7 ” " 1, 4 1, 6 
” 110 m" ” n" 1, 3 1, 5 
„ 120 n 1,1 1,4 


Do ift dabei zu bemerken, daß Gierbei anf ber r Ertrag den Durch⸗ 
forſtungen, welcher allerdings neueſter Zeit geſteigert wird, keine 
Rückficht genommen iſt. Bol. Valois, a. a. O., ©. 46. 


Aerndte der Fünftigen Jahre (nämlich die Holgmaffe) eben fo 
gut bezogen und veräuflert werden Fönnte, als ber dießjährige 
Ertrag: fo entiteht nothwendig hieraus für das allgemeine 
Wohl eine Gefahr aus dem ihm entgegenftehenden. Privat- 
Bortheile bed Eigenthümers. Erſteres verlangt nämlich, daß 
man bie Bäume ihr volles Wachsthum erlangen lafle und 
jährlich nur fo viel Davon fchlage, als wieder nachwächst. Der 
Privatvortheil des Eigenthuͤmers aber rathet, entweder den 
Wald auf fehr niedere Umtriebsperioden herunter zu ſetzen, 
was war wegen ber frühe und oft eintretenden Geldeinnahme 
von Nutzen für den Befiter 1), dabei aber von den nachthei- 
ligſten Folgen für die jährlich zu verwendende Holzmaffe ft, 
“and zu manchem Gebrauche das geeignete Holz gar nicht Tiefert; 
oder aber gar. den ganzen Wald niederzufchlagen und die aus 
bem Holze gelöste Summe auf andere Weife nugentragend zu 
verwenden, wo denn ein bei weitem höherer Zins (nämlich 
mindeftend 4 bi8 5 vom Hundert, anftatt itzt 1 bis 2) er- 
halten wird. Dazu fommt noch ber Vortheil, der nach ber 
Ausrodung von dem Boden ſelbſt gezogen werden Fann. Nicht 
alfo nur ber fehlechte Haushälter ift zur Waldverwüftung geneigt, 
fondern auch der gute; und nicht blos Derjenige, welcher blog 
feldftfüchtig fein Vermögen während feiner Lebzeit aufzehren 
will, fondern auch ber forgfame Bamilienvater, der feinen 
Kindern ein möglichft großes und einträgliched Vermögen zu 
hinterlaffen fucht. Nur wer reich genug ift, um ein ficheres 


11) Aus den Tabellen und Berechnungen von Arnd, Materielle Grund⸗ 
lagen, ©. 102 fg., ergiebt fi, daß (felbft bei der unrichtigen An- 
nahme gleichen jährlichen Zuwachſes) Niederwald im Verhältniſſe 
von 9:7 mehr einträgt als Hochwald, gleiche Holzpreife und 5 
Procent Zinfen vorausgefeßt; und daß erft bei einem boppelten 
Werthe des ftarfen Holzes aus dem Hochwalde und einem Zinsfuße 
von 2% vom Hundert der Huchwalbbetrieb einträglicher wirt. 
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Eigenthum und Einfommen einem einträglicheren aber leichter 
zerftörbaren vorzuziehen, kann den Beſitz von nachhaltig bes 
wirtbhfchafteten Waldungen bem aus dem Holze zu löfenden 
Geldvermögen vorziehen; und auch dann nur, wenn er feine 
Luft oder Gelegenheit hat, Teßtered in Aderland umzutauſchen. 
Und Begreiffih macht hier der Marftpreis des Holzes Teinen 
Unterfchied; denn fteht er hoch für den nachhaltigen Grtrag, 
fo kann auch der ganze Wald hoch verfauft werden ?2). Eben 
fo wenig ändert daran der, aus den bisher angegebenen Ver- 
hältniffen nothwendig hervorgehende, niedere Anfauföpreis Der 
MWaldungen. Benn nicht aus dem Ankaufskapitale wird 
niederer Zind gewonnen (wer würde fonft Waldungen faufen®, 
ſondern gerade der richtige Zins aus dieſem ift viel Meiner 
ald der Find, der gezogen würde aus der Verkaufsſumme ber 
ganzen Holzmaffe, dürfte Diefe mit einemmale geſchlagen werben. 
Darin liegt ja eben die Gefahr, daß ein nachhaltig zu be— 
“wirtbfchaftender Hochwald weit weniger werth ift, als die im 
Augenblide des Kaufes vorhandene ganze Holzmaffe. — Die 
Erfahrung aller Länder, welche das Waldeigenthum frei geben, 
"beweist die Richtigfeit diefer aud der Natur der Sache her- 
vorgehenden Sätze in abfchredenden Beifpielen 2). | 


12) In disfen Irrihum verfiel 5. BD, die Finanz-Commiſſion ver wirkt. 
Kammer ber Abgeordneten, ſ. Verhandl. derfelben vom 9. 1827, 
2te8 a. v., Beil. $., ©. 347 fg. 

13) In England z. B. nimmt die Waldfläche nur den 25ſten Theil der 
Dodenfläche ein. Was wäre aus dem Lande geworden uhne feine 
Kulonieen, feinen Welthandel, feine Steinfohlen; lauter Hülfs- 
quelfen, die anderen Staaten nicht zufiehen. Wer kennd nicht die 
Holznoth Frankreichs, hervorgegangen. aus der während ber Revo⸗ 
Iution vorgenommenen Berminberung der Waldfläche um ein volles 
Drittheil (um 1124 D)J Lienes)? In neuefter Zeit foll in manchen 
Gegenden diefes Landes mit Miſt gekocht und fullen die Säuglinge 
in den Biehitällen, der Wärme wegen, anfgezugen werden müffen, 
Selbft Nordamerika hat, tvog feiner Urwalpungen, ſchon in vielen 
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b) Gegenftand der Staatsthätigfeit. 


Aus dieſen eigenthümlichen, bei feinem andern Theile 
ber Landwirthfchaft wieder vorkommenden Berhältnifien ber 
Holzzucht und des Waldeigenthumes ergeben fich denn für Die 
Thätigkeit der Staatspolizei folgende Anhaltöpuncte: | 

1) Die für die Bebürfniffe eined Volkes, nad) Maaßgabe 
feiner climatifchen und gewerblichen Verhältniffe, und mit 
Rüdficht auf die allenfalls vorhandenen Erſatzſtoffe, fo wie Die 
Zufuhr aus dem Auslonde, nothwendige Holzmenge muß 
erzeugt werden, fol nicht der manchfachfte Nachtheil fich ergeben. 

2 Dagegen ift eine überflüffige Nusbehnung ber 
MWaldungen keineswegs wünfchenswerth, weil die Waldwirth- 
fchaft den übrigen Zweigen ber Landwirthichaft auf dem für 
letztere tauglichen Boden in vielfacher Beziehung nachfteht. 
Es darf und fol daher auf eine Verminderung der Waldfläche 
bis zu Erfüllung des Bedürfniffes hingearbeitet werden. 

3) Bor Allem muß alfo mit Sicherheit erfundet werden, 
wie groß das Bebürfniß ift, und wie groß die verſchi⸗ 
denen Mittel zu deren Befriedigung. find. Danach ift denn 
von Seiten bed Staates entweder auf. Vermehrung oder auf 
Derminderung des Holz = Erzeugnifies- hinzuarbeiten 9). 
Gegenden Solzmangel, ‚weil Fein Geſetz die Waldeigenthümer zu _ 
Rüdfichten nöthigt. Ueber die Waldverwüſtungen in Polen, Lit 
thauen, Rußland, Schweden, Norwegen, lauter Ländern ohne Forſt⸗ 
polizei, f. Hundeshagen, Forftpolizei, S. 100 fg. Ebenfo haben 
die italiänifchen Staaten, namentlich Neapel, ihre Waldungen zur 
ihrem größten und mauchfachſten Nachtheile gänzlich zu Grunde 
gerichtet. 
1) Es ift eine augenfällige Einfeitigfeit, wenn gewöhnlich dem Staate 
nur Bermehrung ober minbeflens Erhaltung des Holzvorrathes 
abverlangt wird, Das itzige und Tünftige Bedürfniß ſoll gedeckt 
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4) Iſt Vermehrung nothwendig, ſo kann Dee auf 

dreifache Weiſe erzielt werden, nämlich: 

a) durch Verminderung eines überflüffigen und uͤbertriebe⸗ 

nen Holz-Verbrauches ; | 
b) durch gute Bewirthichaftung der Staatswaldungen; 
c) durch Bevormundung der Waldwirthfchaft der Privaten; 
5) If aber Verminderung wünfchenswerth, fo muß 

dafür geforgt werden, daß nun nicht zum andern Aeußerften 
hinüber geſchwankt werbe; daß Feine für allgemeine: Zwede 
ſchädlichen Waldausſtockungen vorfommen; endlich daß Privat⸗ 
rechte geſchont werden. — 

6) Mes dieß aber muß der Staat beſorgen und leiten, 
indem weder das Recht oder die Kräfte ber einzelnen Ver—⸗ 
braucher zur Herftellung eines ihren Bebürfniffen nachhaltig 
genügenden Zuftandes hinreichen würden, auf ben freiwilli— 
gen guten Willen der Gigenthümer aber lediglich nicht gerech- 
net werben mag. Hierzu fommt noch, daß nicht nur bie 
Zuſtände ber Gegenwart, fondern auch die wahrfcheinlichen Ver- 
hältniffe der Zufunft ins Auge: gefaßt werden müffen, zu fol 
hen umfafjenden Planen aber der Einzelne weber geſchickt, 
noch irgend aufgerufen iſt 2). 


g. 144. | 
c) Berehnung der Holgbedärfniffe und der Befriedigungdmittel. 


Um ber polizeilichen Thätigfeit eine fichere Richtung zu 
geben, iſt nothwendig, daß fich Die Regirung über ziveierlei 


werden; warum aber auch Ueberfluß fürbern zum Nachtheile anderer 
. nüßlicher und nothiwendiger Zweige der Volkswirthſchaft? 

2) Die erften ForſtpolizeiOrdnungen, welche nicht blos bie Bewirth- 
fhaftung der Staatsforften regeln, fundern aus polizeilichen Grün 
ven in das Privateigenthum eingreifen, find in Frankreich aus dem 
Anfange, in Süddeutſchland aus der Mitte des 16ten Jahrhunderts. 
©. Pfeil, Forſtpolizeigeſetze. S. 18 fg. 
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Fragen im Reinen befindet. Ginmal, wie groß und welcherlei 
Art die wirklichen Holzbebürfnifie des Volkes find ? Zweitens 
welche Befriedigungsmittel an Holz und Erfaßftoffen hierzu 
vorliegen? Die Beantwortung dieſer beiden Fragen ift nicht‘ 
eben leicht. Namentlich gehört die erfte Frage zu deu fehwies 
rigeren Aufgaben der politifchen Arithmetif, weil auf gar man⸗ 
cherlei thatfächliche Verhältnifie Rüdficht zu nehmen ift, über- 


dieß aber die Staatenfunde noch nicht in allen Beziehungen 


fihere Nachrichten an die Hand giebt: Don felbft verfteht 
fih, daß Die Unterfuchung, bei der Verjchiedenheit der Ver⸗ 
hältniffe, in jedem Lande befonderd unternommen werden 
muß ’). 

Eine richtige Beantwortung der erften Frage erfordert, 
daß fie aufgelöst werde in die zwei verfchiedenen in ihr ent« 
haltenen Aufgaben. Einmal nämlich muß aufgefunden werden, 
wie groß der thatfächliche Holzverbrauch iſt? Sodann aber 


iſt zu unterfuchen, ob diefer Verbrauch dem wahren Bebürf- 


niffe entfpricht, oder ob eine Vermehrung oder DVerminde- 
rung defielben wünfchenswerth wäre? Die Löſung beider Auf- 
gaben aber hängt wieder ab von der Auffindung einer Reihe 
von Thatjachen, welche weder leicht, noch alle ficher zu erfun- 
ben find. Zur Beftimmung ber wirklichen Größe des Ver- 
brauches ift es nämlich nöthig , nicht nur die Menge des aus 
den Waldungen bezogenen oder aus dem Auslande eingeführ- 
ten Holzes zu wiflen, fondern auch die der ſämmtlichen Er- 
fasitoffe fa wie ber Abfälle ber Landwirthfchaft. Auch gehört 


1) Nur als Bergleichungspuncte können daher die etwaigen Nachrichten 
über den Verbrauch in fremden Ländern und Orten dienen. ©, ein 
Berzeichniß diefer Art bei Hundeshagen, Forſtpolizei, ©. 257 fg. 
Eben fo fünnen die von Moreau de Jonnes verfuchten Beitim=- 
mungen als blofe Durchfchnittszahlen von ganz verfchiedenen cli- 
matifchen und wirthichaftlihen Verhältniffen durchaus Feine Re- 
gel bilden, 
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zu einer volfftändigen Einficht in bie Zuftände eine Kennt- 
niß des Verhältniſſes des Nutz- und ded Brennholges, jo wie 
ber Vertheilung des Verbrauches unter die verfchiedenen Lan⸗ 
beötheile. Ueber dad wünfchenswerthe Maaß des Berbran- 
ches aber ift ein Urtheil nur möglich, wenn das Berhältniß 
der Holzpreife zu dem Gefammteinfommen der Bürger, ferner 
die Preiſe des Holzes für die Gewerbe, endlich wenn die herr⸗ 
fehenden Gewohnheiten in Beziehung auf Holgverbrauch bes 
kannt find. Nicht alle diefe Fragen find nun aber mit fcharfer . 
Beftimmtheit zu beantworten. Bei einigen laſſen ſich nur ans 
nähernde Cchägungen.geben; alle aber erfordern.genaue Kennt⸗ 
niß der Zuftände und wohlüberlegte Umficht. So wird 3. B. 
hinfichtfich der Berechnung bed thatfächlichen Verbrauches, 
immer die Menge des in den Waldungen gefrewelten Holzes, 
des Leſe- und Raff- Holzes; ferner ber Betrag der Abfälle 


der Landwirthichaft, alfo von Obftbäumen, Weinbergen, Heden 


u. f. w., nur eine unfichere Schägung zulafien. Ebenſo ift 
die Ausſcheidung des Nugholz » Verhältniffes nicht eben leicht 
und zuverläfiig. Bei ber Beurtheilung des wünfihenswerthen 
Berbrauches aber ift das Verhältniß der Holzpreife zu ber 
Größe des Geſammteinkommens des Volkes, oder richtiger ge= 


ſagt der Mittelflaffe, nur in annähernder Schätzung, nicht 


aber in einer mathematifch ſcharfen Zahl, anzugeben, am 
wenigften aber in einer beftimmten, für alle Zeiten- und 
Verhältniffe paffenden Summe feftzuftelen. Dennoch ift 
die Löfung ber nöthigen Aufgabe Feineswegs unmöglich, indem 
Fleiß und Scharflinn für jedes Land und jebe beliebige 
Zeit ein Ergebniß zu liefern im Stande find, welches ber 


- Wahrheit fo nahe fommt, ald es zur Begründung practiſcher 
| Maaßregeln irgend nothwendig iſt 2). 


2) In Beziehung auf: diefen ſchwierigen Gegenſtand iſt vor Allem auf 
Mohl, Polizei. II, Zweite Auflage. 16 


Iſt aber bie erfte Frage auf genügende Weiſe erörtert, fo 
fann nun zu der Beantwortung der zweiten Hauptfrage, nänt= 
lich, welcherlei Dedungsmittel zur Befriedigung des aufgefun- 
benen wünfchenswerthen Bebürfnifies vorhanden find, mit ver⸗ 
haͤltnißmaͤßig leichter Mühe gefchritten werden. Es find hier- 
bei natürlich fowohl bie vom eigenen Lande zu liefernden 
Maſſen, als bie durch den. Handel aus dem Auslande bezich- 
baren Stoffe ins Auge zu faſſen. Ä 

Was die erfteren betrifft, fo ift vor Allem die Ausdehnung 
ber fämmtlihen Waldungen des ‚Landes entweder ſchon 
befannt, oder mag und muß fie (auch aus anderen Gründen) 
gemefjen werden. Da nun nach weit ausgebehnten Erfahrun⸗ 
gen bei gewöhnlichem Stande ber Forften und ber üblichen 
Benügung berfelben ber Morgen nachhaltig 25 Kubikfuß ge⸗ 
mifchte Holzmaſſe trägt: fo ergiebt ſich von felbft, ob und in wie 
weit das wünfchenswerthe Holgbebürfniß durch den nachhalti- 
gen Ertrag ber eigenen Waldungen gebedt ift, ober nicht ? 
Mobei übrigens theild die Vertheilung der Wälder im Lande 
und deren Entfernung von ben Haupt-Gebrauchsorten, theilg 
das Verhältnig des zur Erzielung des Nutzholzes beftimmter 
Hochwaldes nicht auffer Rechnung gelaffen werden darf. Wie 
viel Durch die von ber Feldwirthſch aft bezogenen Brennftoffe 
son ben Bebürfniffen gebedt werben Tann, ergiebt ſich eben- 
falls aus ber ſchon früher angeftellten Berechnung ber Menge: 


und bed Werthes dieſer Materialien. Und es ift fomit hier 


nur noch zu unterfuchen, ob nicht vielleicht ein Mittel dieſer 
Art bisher ganz oder theilweiſe unbenügt blieb, welches denn 


zu fehägen und ebenfalls in Berechnung zu nehmen wäre. 


die eben fo fharffinnigen als von genauer Kenntniß zeugenden Aus⸗ 
führungen in Sundeshagen’s Borfipolizei, ©, 284 fg., zu ver 
weiſen. 
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Mas aber endlih die Erfasftoffe betrifft, fo iſt freilich 
nicht jedes Land von ber Natur mit diefen werthvollen Ge⸗ 
fhenfen bebacht worden; hat man fich aber durch die ge- 
hörigen Unterfuchungen von dem BVorhandenfeyn überzeugt, 
oder find fie bisher ſchon benügt worden: fo ift nun mit größ- 
ter Sorgfalt die Ausdehnung diefer Mittel zu erforfchen. Nur 
wenige Schwierigfeiten wird dieſes haben beim Torfe. Allein 
auch bei Stein- und Braunfohlen werden gefchickte Techniker 
zuverläfiige Ergebniſſe zu finden wiffen. — In der Natur der 
Sache liegt, daß die Menge der von dem Auslande zuver- 
fäffigerweife zu liefernden Brenn- und Nup-Materialien nicht 
mit demjelben Grade von Sicherheit berechnet werden Fann, 
wie das im eigenen Lande Hervorzubringende. Zwar hat man 
an ber bisherigen Einfuhr einen Anhaltspunc. Auch ift es, 
wenn fchon weit ſchwieriger doch nicht unmöglich, die Bebürf- 
niffe und Befriedigungsmittel des einführenden Landes zu be- 
rechnen, und daraus einen Schluß auf bie wahrfcheinliche 
Dauer und Größe der Einfuhr zu machen. Mein nicht zu 
überfehen ift, daß die Geftattung diefer Einfuhr nicht von uns 
abhängt. Iſt alfo ſchon, wie fich von jelbft verfteht, die Zu- 
fuhr aus fremden Ländern unter den Dedungsmitteln in 
Anſchlag zu bringen, fo muß bieß Doch mit Vorſicht und 
mit Berüdfichtigung aller auch nur möglicher Umftände 
gefchehen. — | | 
Die Summe diefer Hilföquellen, zufammengehalten mit 
der Summe des wünfchenswerthen Verbrauches, giebt denn 
- endlich die Antwort auf Die Frage: welches Ziel fich ber Staat 
- bet feiner Thätigkeit in diefem Puncte zu. fegen hat? Bleibt - 
ein Ausfall trog ber forgfältigften Berechnung und Herbeizie- 
hung aller vorhandenen Mittel, fo iſt natürlich für Deckung 
deſſelben ſchleunigſt zu ſorgen, was geſchehen mag theils durch 
Verminderung des allenfalls vorhandenen unnöthig en Holz— 
16 * 


® 
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verbrauches, theild, und in fo weit biefes erſte Mittel nicht 
ausreicht, durch Vermehrung des jährlichen Ertraged der Wal- 
bungen und ber Erfagmittel. Stellt ſich aber durch die obige 
Vergleichung ein Ueberſchuß heraus, jo wird eine zweckmaͤßige 
Leitung des Volksvermögens auf eine Verminderung ber 
Maldflähe, als der minder nützlichen Bodenbenügung, hin- 
arbeiten. 


d) Anftalten zur Dedung eined Holzmangels. 


8. 145. 


a) Verhinderung nußlofer Solzverſchwendung. 


Nicht immer rührt der Mangel daher, weil für das noth- 
wendige und wünfchendwerthe Holzbebürfniß die Mittel nicht 
vorhanden find, fondern von der nublofen Verſchwendung eines 
Theiles des an und für fich zureichenden Stoffes. Diefelbe 
fann aber entweder in unwirthichaftlichen, weder Vor—⸗ 
theil noch Annehmlichfeit gewährenden Verwendungen des 
Brenn» oder Nutzholzes beftehen, ober in der Vernachläſſigung 
ber von ber Natur gegebenen Erſatzmittel, 3. B. des Torfes 
oder der Steinfohlen, weßhalb denn die Walbungen unnöthig 
in Anfpruch genommen werben müſſen. Die hiergegen anzu: 
wendenden Maaßregeln find theild allgemeine, theils folfen 
fie beftimmten einzelnen Mißbräuchen begegnen ?). Letztere 
mögen, da nur durch allgemeine Ausführung der fo nothiwen- 
dige Zuftand herzuftellen ift, im Nothfalle auch mit Gewält 
durchgeführt werben. 

1) As allgemeines Mittel bietet fich namentlich eine 
angemefjene Erhöhung ber Holzpreife dar. Diefelbe 





1) Man fehe die ſehr zahlreiche Literatur über bolzerſparung in in Erſch's 
Literatur der Gewerbekunde. Lpz., 18W. 
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wirft unmittelbar auf Berminderung bes unnöthigen Der: 

brauches und bringt zu gleicher Zeit die Erfabftoffe mehr in 

Anwendung. Bewerfftelligt aber kann fie von bem Staate 

werden , wenn er ben Ertrag feiner eigenen Waldungen nicht 

zu nieder angeſetzten Schägungs -(Revier-) Preifen, fondern 

im Wege ber freien Berfteigerung abgiebt, Dadurch aber auch 

ben Marktpreis des Holzes aus Privatwaldungen in bie Höhe 

treibt. Sollte die Holgausfuhr aus dem Lande verboten 
geweſen feyn, fo kann auch deren Geftattung wirken. Uebrigens 
verfteht fich, daß dieſe Erhöhung nur allmählig und nicht in 

Zeiten einer allgemeinen Gewerbeftodung vorgenommen wer⸗ 

ben darf, und daß auf die Bebürfniffe der ärmeren Klaſſe 

Rüdficht zu nehmen, fomit der alte Preis für Die Holzgaben 

an Arme beizubehalten if. Die Bedingung gleich baarer 

Bezahlung des erfteigerten Holzes wird ein ſchädliches Da⸗ 

zwifchentreten von Händlern und ein verderbliches Spiel auf 

Widerverfauf verhindern ?). 

| 2) Maaßregeln zur Abftelung einzelner beſtimmter 

Holzverfchwendungs » Urfachen find aber: 

a) Die Einführung von Einrichtungen, welche Feuerungs⸗ 
ftoff erfparen. Hierher gehören namentlich die Ein- 
richtung zwedmäßig angelegter Feuerungs - Anftalten in 
ben öffentlichen Gebäuden; die Sorge für möglichft wohl- 
feile Preiſe derfelben für Privaten, fei es durch billige 
Ablaffung aus Staatsfabrifen, fei ed durch Zollbegünfti= 
gungen oder anfängliche Herftelungs- Prämien, natür⸗ 
lich verbunden mit ber Wegräumung unnöthiger zu 

Holzverſchwendung führender Vorfchriften der Baupolizei ; 
die Abftellung großer Brennholz-Befoldungen. Nament- 


2) ©. die Verhandlungen ver Berfanmlung deutfcher Land- und Forſt⸗ 
wirthe von 1842, ©. 455 fg. 
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lich aber tft zu empfehlen die Einführung von Gemeinde- 
Badöfen und Waſchhäuſern *). 

b) Die Förderung von holgerfparenden Bauarten. Hierher 
gehören z. B. ber BPile- und Lehmpagen Bau; die 
wirthfchaftlichere Einrichtung des Gebälkes; vor allem 
aber der Bau mit Steinen. Auch ohne Zwangsmaaß⸗ 
regeln Fann hier durch das vom Staate bei feinen eigenen 
Bauten gegebene Beifpiel, ferner durch zeitlange Abgabe- 
Freiheiten, unentgeldliche Meberlaffung von Steinbrüchen 

auf Staatsgütern, Anſchaffung der Geräthfchaften zum 
Pifebau auf öffentlihe Koſten; vorzüglich auch durch 
befieren Unterricht der Baugewerfe mittelſt der Gewerbe⸗ 
Schulen, gewirkt werden. 

c) Die Abſtellung minder notwendiger viel Holz ver 
zehrender Gewerbe. Als ſolche erfcheinen dieje⸗ 


3) Unzweifelhaft ift durch die allgemeine Einführung ber Gemeinde: 
Bachäufer in den Dörfern und Landſtädten eine höchſt beveutende 
Erſparniß an Holz zu machen. Es wird angenommen, baß die 
Herftellung des Brodbedürfnifies für 1 Million Menfchen bei der 
Anwendung von Privatbadöfen gegen 150,000 Klafter Holzmaffe 
verzehrt, während nach ausgedehnten Grfahrungen in Gemeinde⸗ 
badöfen höchftens die Hälfte diefer Mafle gebraucht wird. Da 
nun noch überdieß die Einführung von Badöfen der lehtern Art 
die weiteren Vortheile einer bedeutenden Erſparniß an Bau⸗ und 
Unterhaltungsfoften für Privatöfen, einer Verminderung der Brand: 
gefahr und eines gefünderen Brodes Hat; da ferner die Cinrich⸗ 
tung an fich Feine Schwierigfeit, für die Gemeinden aber eher eine 
Einnahme (von Pachtgeldern) als eine Ausgabe zur Folge hat: ſo 
ift Die allgemeine Durchführung der Maaßregel nicht nur zu wün- 
fohen, fondern von Staatöwegen zu erzwingen. ©, Schwarz. 
Pract, Anleitung zur Errichtung allgemeiner Badöfen. Karlsruhe, 
1831; Landwirt. Wochenblatt für Baden, 1831, Nr. 3, 6, 33, 515 
1834, Nr. 1, 2, 12; Correſp.⸗Bl. des württ. landw. Vereins, 1843, 
Br. 1, S. 1fg.; Renz, Anweifung zu Bemeinbebartöfen. Gmünd, 
1837; Valois, a. a. O., ©. 48 fo. 
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nigen, deren Erzeugnifle einer Seits entweder an unb 
für fih überflüffig oder leicht und wohlfell aus dem 
Auslande zu beziehen find, und welche anderer Seits 
kein unentbehrliches Unterhaltsmittel für die Umgebung 
bilden. Unmittelbare Hilfe kann der Staat freilich nur 
ba leiften, wo er felbft foldhe Gewerbe betreibt, Sind 
fie Dagegen in den Händen von Privaten, fo ift ihm nur 
in fo ferne eine Einwirkung erlaubt, als biöherige Be- 
"günftigungen, 3. B. im Holzanfaufe oder im Zolle, 
denjelben zu Statten famen. Die Entziehung biefer 
Vortheile wird vielleicht Die Gigenthümer zur Aufgebung 
bewegen. 


Pf) Erhaltung und Vermehrung des Holzvorrathes. 


$. 146, 


aa) Gute Bewirtäfchaftung ver Staatswaldungen. 


Hat bie Bebürfniß= Berechnung gezeigt, daß eine forgfäl- 
tige Erhaltung, vielleicht eine ‚möglichft fchnelle Vermehrung 
der Holzbeftände wünfchenswerth und nothwendig .ift: fo muß - 
natürlich ‘der Staat vor Allem fich bemühen, aus eigenen 
Mitteln, und fomit ohne Befchränfung ber Privaten, dem Bes 
dürfniffe zu genügen. Da er fih nun glüdlicherweife in ber 
Regel im Befige mehr oder minder beträchtlicher Walbungen 
befindet; er eine größere Gelbeinnahme, welche aber von all- 
gemein fhädlichen Folgen wäre, zu miffen eher im. Stande iſt; 
und er jeben Falles den allgemeinen Nugen zu wahren hat: 
fo kann es feinem Zweifel unterliegen, baß ihm bie Verpflich- 
tung obliegt, fein Waldeigenthinn auf eine Weife zu bewirth- 
fhaften, welche den möglich größten Theil des Holzbedürfniſſes 
ber verfchiebenen Arten nachhaltig befriedigt. Hierzu gehören 
aber folgende Maaßregeln: 
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1) Der Staat hat fein Walbeigenthum nicht nur nicht 


zu vermindern burch Ausrodungen oder Verkäufe, fondern 


im Gegentheile daffelbe bei guter &elegenheit durch Kauf oder 
Anlegung neuer MWaldungen an bisher öden Plägen möglichft 
zu vermehren, und zwar in allen Theilen des Staatögebietes. 
Se größer fein Antheil an der MWaldfläche ift, deſto ficherer 


Fann das Bedürfniß gebedt, und deſto eher kann dem Privat- 


beſitzer Freiheit eingeräumt werden. Und wenn der aufgeflärte 
Staatöwirth auch noch fo wenig für Staatögüter feyn Tann, 
fo findet eine Ausnahme zu Gunften der Waldungen ftatt, die 
fih überbieß bei der Einfachheit der Bewirthichaftung, bei dem 
Fleinen Berfonale, welches. fie erfordern, und bei dem Wegfallen 
ber Aufbewahrungs-, Gefhirr-, Gefinde-Koften u. ſ. w., für 
den Staat fihiden ). Nur in Ausnahmefällen, z. B. bei 
fchlechtem Waldboden, oder bei gänzlihem Mängel an hin- 
reichenden Feldgütern, endlich auch bei örtlichem Weberfluffe 
von Holz, mag die höhere Behörde eine Rodung geftatten.. 

2) Die Staatdwaldungen find in den möglich beften 
Stand zu feben, fo daß fie auf ber gegebenen Fläche den 
höchften Holzertrag liefern. Dadurch fteigt nicht nur Die 
Summe bes verwendbaren Stoffes, fondern auch der reirie 
Ertrag für die Stantöfaffe, und endlich mag leichter ein Theil 
ber bisherigen Waldfläche zu anderen für das Volksvermögen | 
einträglicheren Benügungsarten abgegeben werden. Ein ſolcher 
guter Stand wird aber erreicht werden: 





1) Aus dieſen Gründen iſt die, häufig als Finanzmaaßregel in Zeiten 
ber Noth veranftaltete, Veränfferung der Stants-Waldungen ein 
fehr bedenklicher Schritt, durch welchen an die Stelle einer vor⸗ 
übergehenden Berlegenheit gar leicht eine bleibende Noth gefekt 
wird. Vortrefflich entwidelt Sundeshagen, Forſtpolizei, Seite 
63 fg., die Gründe für Staatsforſte, und ſomit die gegen ihren 
Verkauf. Daf. auch die Literatur über die Frage. 


Far 
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a) Durch bie Entwerfung und richtige Ausführung zwed. 
mäßiger Cultur-Plane. 

b) Durch die Wahl der richtigen Betriebsart. Keine 
ber fünf möglichen Betriebsarten (Fehmel⸗-Wirthſchaft, 
Hoch⸗, Mittel-, Nieder-Wald, Kopfholz » Betrieb) ift an 
fih die befte. Theils entfcheidet die Art des Holzbe- 

vuͤrfniſſes; theild die Natur des Bodens; theild die Art 
und Ausdehnung anderweitiger Forderungen an den Wald⸗ 

boden, als ‚die der Holgerzgeugung. Dem Holzmuchfe 
am zuträglichften find der Fehmel- und der Mittelwald- 
Betrieb, weil die Bäume hier in die ausgebehntefte 
Berührung mit ber Luft fommen. Dennoch ift Hochwald 
räthlicher, wenn bei gutem Boden hauptſächlich Nachfrage 
nah Bau- oder Nutzholz ift, ober der Boden zu Zeiten 
beweidet werben fol. Niederwald aber ift felbft für ben 
Staat nöthig, wenn der Waldboden nicht tiefgründig 
genug für große Bäume ift ?). 

c) Dur Befreiung der Waldungen von ſchädlichen 

"Dienftbarfeiten. Als in früheren Jahrhunderten 
bie Bevölkerung noch Klein, fomit Holz im Weberfluffe 
vorhanden war, wurden bie Waldungen mit einer Menge 
von Berbindlichfeiten zum Vortheile Dritter, ehr häufig . 

: ganzer Gemeinden, belaftet. Zum Theile beftehen fie 
in Hofzberechtigungen, zum Theile in Nebennugungen. 
Ihre Bedeutung für den Wald und feinen Ertrag iſt 
fehr verſchieden. Einige berfelben find nicht nur nicht 
fchädfich, fondern dienen dazu, ein fonft nutzlos verloren 
gehendes Erzeugniß zu verwenden, fo z. B. das Sammeln 
bed Lefes und Raff» Holzes, das Benuͤtzen abgeftorbener 
Bäume, Bei anbern ift nur ein Uebermaaß ober ein 


2) Arnd, Die materiellen Grundlagen und bie ſittlichen Forderungen der 
europ. Cultur. S. 102 fg. 
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Mißbrauch in ber, Ausübung ded Rechtes nachtheilig, 
fo bei den Beholzungsrechten, ber Maft, ber Weibe- und 
Gräferei - Gerechtigkeit. Andere dagegen, namentlich) das 
Harzreißen und (wenigſtens bei ben meiften Holzgat⸗ 
tungen) das Streufammeln, find immer und unter allen 
Umftänden verberblich, vernichten fogar nicht felten all 
mählig. den ganzen Holzbeftand. — Zur Verminderung 
ober Ablöfung dieſer Rechte bürfen allerdings, ohne volle 
Entſchaͤdigung, wohlerworbene Privatrechte nicht gekränkt 
werben ; eben fo ift fein Grund zu einer Zwangsbe⸗ 
fhränfung vorhanden, weil ber Waldeigenthümer an 
feinem Einfommen verliert, denn dieß liegt in der Natur 
der ©erechtigfeit. Allein wenn bie Art oder dad Ueber⸗ 
maaß des Rechtes die richtige Bewirthfchaft verbietet, 
ober gar den Beftand bed Gutes verfchlechtert, fo muß 
Hilfe gefchafft werden. Das Erfte ift natürlih, daß, 
nad) allgemeinen Rechtögrundfägen über Dienftbarfeiten, 
bie Berechtigungen auf ein ſolches Maag und eine foldhe 
Ausübungd » Weife zurüdgebracht werden, daß bie Sub⸗ 
ftanz des dienenden Gutes und defien volle und geord⸗ 
nete Bewirthichaftung darunter nicht mehr Noth leiden. 
Dieß haben fich die Berechtigten ohne called Entgelt 
gefallen zu laſſen. Bleiben aber auch dann noch Bes 
nüßungen übrig, mit welcher bie Verpflichtung bes 
Staates zur Herftellung eines möglichft hohen und dabei 
nachhaltigen Holzbezuges nicht vereinbar ift, fo muß zur 
Zwangsabtretung gegen Entſchädigung gefchritten werben. 
Lebtere mag denn auf verfchiebene Weife geleitet werben, 
3. B. durch Aufgebung von Gegenforderungen, etwa 
auf Frohnen; oder durch unentgeltliche jährliche Abges 
bung einer beftimmten Holgmenge; durch eine Gelbrente; 
häufig endlich durch Abtretung eines Walbftriches in’ 
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volles Eigenthum ber Berechtigten 3). — Sn einzelnen 
Fällen übrigens mag es fich ereignen, daß eine für Den 
Wald allerdings ſchaͤdliche Servitut einen jehr bedeuten- 


. den Nugen für. bie Landwirthichaft Der Umgegend hat, 


vielleicht felbft die unerläßliche Bedingung ihrer Betrei- 
bung iſt; dann muß natürlich derjenige Gebrauch bes 
Waldes vorgezogen werden, welcher für dad Volksver⸗ 
mögen: den meiſten Gewinn und für Die nothiwendigften 
Lebensbebürfniffe die meifte Befriedigung verfpricht. Eben 
fo verfteht fih, daß man feine Servituten in folchen 
Gegenden ablöst, in welchen örtlicher Holzüberfluß iſt ©). 


9) Gegen diefe erklärt fih zwar Pfeil in feiner Schrift: Weber die 


Befreiung der Wälder von Servituten. Züllich, 1821, S.40 fg; allein 
er unterftellt dabei bie, allerdings ſchädliche, Einrichtung, daß jeder 
einzelne Berechtigte ein Stüdchen Land zur Abfindung erhalte. 
Richtigere Grundſätze über die Fälle, in welchen bie Abtretung 
von Waldſtücken möglich, und wie fie zu berechnen ift, lehrt auf 
fharffinnige und überzeugende Weife Sundeshagen, Borftpolizei, 
©. 200 fg. 


4) Folgende Echriften behandeln dieſen eben fo wichtigen als ſchwie⸗ 


rigen Gegenftand: Wigleben, Ueber einige — — Urfacdhen des . 
Holzmangels. Franff., 1800; Hazzi, Achte Anfichten der Wal⸗ 
dungen und Forſte. München, 1805; Pfeil, Ueber die Befreiung 
der Wälder von Servituten. Züllich., 1821; derſ., Anleitung zur 


Ablöfung- der Waldfervituten. Berlin, 1828; derf., Borftfchug 


und Borfipolizeilehre. Berlin, 1830, ©. 232—364; Hartig, Bei- 
trag zur Lehre von ber Ablöfung der Walpfervituten. Berl., 1829; 
Kraufe, Meber Ablöfung der Servituten in den Forſten. Hof, 
1833; Stuhr, Ueber die Abfindung der Hütungsberechtigten in den 
Zorften. Quedl., 1834; namentlih aber Sundeshagen, Weber 
Waldweide und Waldſtreu. Tüb., 1830; und derf., Forſtpolizei, 
S. 176. fg. — Mit großem Rechte macht Hundeshagen darauf 
aufmerkſam, daß bei der Berechnung des Werthes einer zu expro⸗ 
priirenden Dienftbarkeit nicht blos ber Neinertrag derfelben, fondern 
auch die Gelegenheit zu Arbeitsverbienft oder die Erfparung einer 
Ausgabe in Betrachtung zu ziehen fei, indem erſtere fich nicht im⸗ 


— —— 
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3) Zur fortdauernden Befriedigung des Holzbeduͤrfniſſes 
iſt nothwendig, daß die Waldungen des Staates auf den 
Grund richtiger Nutzungsplane nachhaltig bewirthichaftet 
werden, d. b. daß in jedem Jahre höchftens fo viel Holz gefchlagen 
wird, als in demfelben Jahre wieder nachwächst, wobei begreiflich 
nicht blos auf Die Maſſe des zu fällenden Holzes, fondern auch 
auf die beftändige Erhaltung ber verfchiedenen Arten von Holz 
zu fehen if. Rur in Nothrällen ift ein aufferordentlicher Hieb, 
als allmählig wieder zu erftattender Vorempfang, erlaubt. 

4) Ein bedeutender Punct ift der den Waldungen gegen 
Elementarereigniffe und gegen menfchlihe Berlegungen zu 
gewährende. Schuß. Bon den in jener Beziehung nöthigen 
Einrichtungen find Die wichtigften oben in 88. 123 und 125 
bereits angeführt. Die Wahrung des Waldeigenthumes gegen 
frevelhafte Angriffe von Menfchen aber ift eine der fchwerften 
Aufgaben ber Forftpolizei. Theils wird bei übermäßigen Holz- 
preifen die ärmere Volksklaſſe durch wirkliche Noth zu dieſem 
Mittel, ihr Holzbebürfniß zu befriedigen, gedrängt; theils er⸗ 
fcheint nur alzuhäufig dem gemeinen Manne die Entwendung 
eined Walderzeugniffes nicht als Diebftahl, fondern nur als 
Benügung eined mit Unrecht in Privateigenthum genommenen 
gemeinfchaftlichen Gutes; theild endlich ift der Holzdiebftahl 
Folge von Mebervölferung und daraus rührender Entfittlichung. 
Daher die, in manchen Gegenden wirklich ungeheure, Menge 
folcher Eigenthumsverlegungen 5); daher auch die Härte und 

mer wieder finde, das baare Geld aber häufig von dem Armeren 

Landmann gar nicht zu befchaffen feyn. — Gegen Ablöfung, und 

hoͤchſtens für Firirung und Unfchäblichmachung der Sernjtuten ift 

Oberndorfer, Wirtäfchaftspolizei, S. 375 fe. 

5) Nach öffentlichen Nachrichten kommen im baierifchen Rheinkreife (bei 

400,000 Einwohnern) jährlich 120,000 Waldfrevel vor; in Württem- 

berg werben jährlich weit über 70,000 abgerügt; in Preußen (im 

3. 1837) 229,703, u. ſ. w. Daszn die, wenigflens das Doppelte. 
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zu gleicher Zeit Unwirffamleit blofer ftrenger Strafen. Um ' 
dem, allerdings bedeutenden, Uebel ein Ziel zu ſetzen ift ieben 
Falles breierlei gleichmäßig nothwendig: 

a) Die möglichft billige Befriedigung des Holzbedürfniſſes 
ber ärmeren Klafien, namentlich in ben minder wohl- 
habenden Theilen ded Landes, Hierzu bienet aber: bie 
Ginräumung einer geordneten Gerechtigkeit zu Raff⸗ 
und Lefe- Holz, Bertheilung von Bürgergaben, Erleich⸗ 
terung des Anfaufes von Holz, Errichtung von Holz 
Magazinen. 

b) Die Aufitellung einer hinreichenden und genügend bezahlten 
Schupmannfhaft. | 

c) Die Feſtſetzung eines paſſenden Straffuftemes, welches 
je nach der Echäblichfeit und der fittlichen Tadelnswür- 
digfeit ber einzelnen Arten von Waldfreveln fühlbare 
Cd. h. den Werth des entwendeten Holzes mehrmals 
überfteigende), jeboch nicht übermäßig harte Etrafen 
anordnet, namentlich aber diefelben zu möglichft ſchnellem 
Vollzuge zu bringen ſucht. 

Aufferdem ift ein, nicht felten anwendbares, Mittel zur 
Verminderung des Holzdiebftahles die Abtretung bed der ge- 
fährlichen Ortfchaft zunächft gelegenen Walbftüdes, fei es 
gegen Aufgebung läftiger Dienftbarfeiten (j. oben), fei ed gegen 
billigen Kaufpreis. Hierdurch wird ber Staatöwald in eine 
für Die Entwendung unbequemere Entfernung gerüdt, während 
der neue Gemeindewald von den Plünderungen der Ortsein- 


— —— — a I > 
. 


betreffende, Menge der nicht zur amtlichen Kenntniß kommenden 
Fülle! Nah Borchardt, (f. die unten angef. Schrift, S. 92 fg.,) 
beiträgt in Preußen der Geldwerth des jährlich gefthlenen Holzes 
947,425 Thlr.; der jährliche Verluſt an Zuwachs in den durd) 
Diebftahl verderbten Waldungen über 1 Mil. Thlr.; die jährlich 
von den Dieben abgehulzte Fläche 13,800 Morgen, 
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wohner viel weniger zu fürchten hat ). — Uebrigens wirb 
man fich allerdings Feine Hoffnung auf volftändigen Grfolg 
. aller diefer Maaßregeln machen bürfen, wenn fich nicht mit 
benfelben bie allgemeinen Maafregeln zur Berhütung von 
Maſſenarmuth, namentlich auf dem flachen Lande, verbinden. 


8. 147. 
bb) Befchräntungen ves Privatwaldeigenthumes. 
Auffer dem Staate find aber auch noch Privaten im 


Befite von Waldungen, und häufig fogar — namentlich 
Gemeinden und Körperfhaften ) — in beträchtlihem Um⸗ 


6) ©. über das Ganze: Schilling, der Waldſchutz, Lpz., 18265. 


Roth, Vorfigefeßgebung, ©. 95 fg.; Borchardt, Der Holzdieb- 
ftahl. Berl., 1842; Hundeshagen, Forſtpolizei, ©. 148 fg.; 
Mit Recht eifert Leßterer gegen die (3. B. auch von Wedekind, 
Zorfiverfaffung, ©. 24, geäufferte) Anfiht, allein durch Berfchärs 
fung der Strafen dem Uebel entgegen wirken zu wollen. — Seut⸗ 
ter, Die Forſtſtrafgeſetzgebung, wiffenfchaftlich begründet, Mannh., 
1831, ftellt als einzig anwendbares Strafmittel Zwangsarbeit 
auf, 

1) Die Gemeinde: und Stiftungs-Waldungen werben häufig, fo 3. 2. 
au von Wedekind, ©. 27 fg., hinſichtlich ihrer Bewirthſchaf⸗ 
tung zu denen des Staates gezählt und gleicher Geſetzgebung und 
Selbftverwaltung unterworfen, Offenbar mit Unrecht, denn fte find das 
Eigenthum einer moralifhen Privat: Perfon, und es ift nicht 
einzufehen, warum der Staat mehr Rechte über fie haben follte, als 


über die Waldungen anderer Privaten. Bedarf das Volk zur Bes - 


friedigung feines Hulzbebürfniffes auch des Ertrages der Gemeinde- 
waldungen nothwendig, fo werben fie natürlich unter die Befchrän- 
kungs-Geſetze geftellt, wie jeder Privatforft; iſt dieſe Nothwendigkeit 
aber nicht vorhanden, fo ift auch fein Grund zu einer befondern 
Vormundſchaft vorhanden. Noch weniger Tann ein gefeßlicher Unter⸗ 
fhien in dem Benüpungsrechte, welcher fi nach dem Stande 
des Eigenthümers richtet, Billigung finden. Ein ſolcher Unterfchied 
ift ein wiberfinniges und dem allgemeinen Interefje hochſt nachtheis 
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fange. Die Geſetzgebung in ihrem Betreffe ift eine Doppelte. 
Der eine Theil bezieht fich auf den Schuß des Privatwalb- 


Eigenthumes, der andere auf beffen Benügung. 
Shut ift auch dem Walbeigenthume ber Bürger zu 


‚gewähren gegen unrechtliche Handlungen von Menfchen und 


gegen drohende Raturereigniffe. In beiden Beziehungen tritt 
der Staat aber erſt dann ein, wo Dem Einzelnen entweder 
die Macht oder. dad Recht fehlt, fich felbft zu helfen. In ber 
Regel ift e8 baher lediglich dem Eigenthümer zu überlaffen, 
daß erforderliche Schugperfonal aufzuftellen und durch vertrags⸗ 
mäßige Strafen fich gegen Walbarbeiter und Empfänger der 
Malpnügungen ficher zu ftellen. Allein nicht nur hat der 
Staat jeden Falles die für feine eigenen Waldungen als noth- 
wendig erfundene Forftftrafgefeggebung auch auf die Waldungen 
der Privaten auszudehnen und den Forftftrafgerichten ben 
Schuß diefer Iegtern zu übertragen; fondern er muß auch dem 


- Eigenthümer ben Schuß der gewaffneten Macht zukommen 


Iaffen, wenn die Mittel befielben zur Bewerfftelligung eines 
genügenden Schuged nicht Hinreichen. Auch iſt wünfchene- 
werth, daß er dem Privaten das Recht einräume, feine Wal 
dungen zu verhängen, wenn bieß zum Schuße feiner forftwirth- 


fehaftlichen Anordnungen nothwendig ift. — Daß die Maaßregen 
"gegen Waldbrand und gegen fchädliche Thiere auch ˖ dem Bürger 


zu Nutzen kommen müſſen, verſteht ſich von ſelbſt, da deſſen 
Kräfte zu einer ahnlichen Veranſtaltung nicht hinreichen 


würden. 


In Veſehung auf die Waldwirthſchaft des Bürgers 
muß die Gefebgebung bed Staates wefentlich verfchieden feyn, 
je nachdem das nothwendige itzige und künftige Holgbebürfniß 
bed Volkes fchon durch die richtig behandelten und fparfam 


liges Vorrecht der Vornehmen. Gerade je mehr Waldungen ein 
Bürger beſitzt, deſto mehr iſt er zu überwachen. 
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benützten Waldungen des Staates gedeckt iſt, oder man auch 
noch zu größerem oder geringerem Theile an den Ertrag der 
Privatwaldungen mit Nothwendigkeit gewieſen iſt. 

Iſt wenigſtens das hauptſächlichſte Bedürfniß nachhaltig 
gedeckt, ſo iſt die Behandlung der Privatwaldungen völlig frei 
zu geben, denn es liegt Fein rechtlicher Grund zu einer Eigen⸗ 


thumshefchränfung vor. Der Cigenthümer mag alfo bie 


Umtriebsperioden und überhaupt die Benügungsart nad) feiner 
Willkür feſtſetzen; felbft Rodungen find ihm geftattet, die Fälle 
ausgenommen, in welchen eine Ausjtodung noch andere Nach— 
theile als blofe Holzverminderung nach fich ziehen würde, 3.8. 
Verfandungen, Austrodnungen: der Quellen, Unglüd durch 
Lawinen u. ſ. w. Allerdings werden bei ſolcher Freiheit viele 
Waldſtrecken ganz ausgeſtockt, die uͤbrigen wenigftens auf 
Niederwaldbetrieb heruntergefeßt werden: allein da das Bedürf- 
niß, angenommenermaaßen, gededt ift, fo fönnen folche Gultur- 
Beränderungen nur vortheilhaft für das Volkswohl feyn. 
Ganz anders aber verhält es ſich, wenn troß möglichft 
guter Bervirthfchaftung der Staatsforſten dennoch die Beiziehung 
bed Ertrages der Privatwaldungen zur Befriedigung des Holz⸗ 
bedürfniffes unerläßlich ift. Hier bleibt nichts fibrig, ald Die 
Eigenthünter w einer folden Bewirthfchaftung ihres Wald» 
eigenthumes -anzuhalten, daß durch diefes das fehlende Maap 
fiher und nachhaltig gededt wird, Auch Tann, wenn ber 
Beſitz beftimmter Holzgattungen für den Staat nothwendig 
zur. Erreichung eines feiner Zwecke if; . 8. alfo für, feine 
Kriegsfchiffe, bie —. natürlich nicht unentgelkhe — aus- 
fchließliche Ueberlaffung der in den Privatwaldungen wachſen⸗ 


ben Hölzer Diefer Art durch das Geſetz verordnet werben 2). 


2) ©. bie von ber franzöfffehen Regirung für eine folde Zwangs⸗ 
abtretung an die Marine angeführten Grüuve bei Chauvean, 
Code forestier, S. 21, 65, 104, 144, 
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Ueber die Befugniß ded Staates zu folcher Beichränfung kann 
fein Zweifel feyn, Da hier die Erhaltung des Volkes mit 
einem Privatrechte zufammenftößt. Nicht einmal eine Ents 
fhädigung mag von bem befchränften Befiter in Anſpruch 
genommen werden, denn der Natur der Sache nach kann biefe 
Art von Eigenthum nur unter der Bedingung einer möglichen 
Befchränfung befeffen werden. Das Eintreten bed Falles ber 
Bedingung mag immerhin ein Nachtbeil für den Befiger feyn; 
alleın es ift fein Grund zu einer Entfhädigungs-Verbindlichkeit 
für Die Geſellſchaft 9). Uebrigens geht natürlich die Befchränfung | 
nur fo weit, als die Nothwendigfeit geht. Wenn alfo einzelne 
Arten von Holy, 3. B. Nutz- und Bauholz, vollſtändig aus 
ben Staatöforften. bezogen werben können, jo darf ber Private 
nicht zu deren Erziehung genöthigt werden. Wenn in einem 
dünnbevölferten Lande eine Beichränfung des Waldbodens auf 
den möglichft geringen Umfang noch nicht Bebürfniß ift, fo fann, . 
fo weit von Brennholz die Rede ift, dem Privatmanne ber 
Betrieb von Niederwald, obgleich er eine größere Fläche als 
Hochwald zur Lieferung berfelben Holzmafle bedarf, nicht unter- 
fagt werben +). Endlich haben, wenn in einzelnen Gegenden 
des Landes ein Meberfluß an Holz ift, welcher ber Dert- 
lichkeit wegen den holzärmern Gegenden nicht zugeführt werden 
kann, ausnahmöweife die Beichränfungs- Gefehe Feine Wirf- 


3) Selbſt nicht einmal die Billigfeit fpricht für eine Entfchädi« 
gung, indem die igigen Waldeigenthümer ihre Waldungen bereits 
unter der pofitiven Pflicht zu wenigftens ähnlichen Beichränfungen 
erworben haben, und alfv natürlich einen in demſelben Berhältniffe 
geringeren Preis um biefelben gaben. — Anderer Meinung ift 
Wedefind, a. a. O., ©. 12 fg. Er findet die einzig mögliche 
Entſchädigung in dem Auffaufe aller Privatwaldungen. 


4) ©. Schüz, Nat. Oekon., ©. 178, vergl. mit Riedel, Nat, Oekon., 
Br. I, ©. 48 fg. 


Mohl, Polizei, IL. Zweite Auflage. 17 
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famfeit. — Im Uebrigen find diefelben da, wo fie Anwendung 
finden, nachftehenve: 

1) Bor Allem find Rodungen ganz unterfagt; nur in 
Nothfällen mag die Behörde eine Erlaubnig geben. Blos 
größerer Nutzen des Eigenthümers Tann aber feinen Grund 
abgeben, denn damit wäre bie allmählige Fällung aller Hod- 
waldungen gerechtfertigt 9). 

2, Sodann ift dafür zu forgen, daß die Privatwaldungen 


in den möglichſt-guten Stand gebracht werden. Die 


Befiper find alfo anzuhalten, die von ber Aufſichtsbehörde 
entworfenen Gulturplane auszuführen; (nöthigen Falles mag 
babei auf die nur almählige Ausführung koſtſpieliger Ar- 
beiten Bedacht genommen werden.) Bon felbft verfteht fich, 
daß den Privaten diefelben Schugrechte gegen fchädliche Dienft- 
barfeiten zuftehen, wie dem Staate bei feinen Forften ©). 

3) Eben fo nothwendig ift der Zwang zu nachhaltiger 
Bewirtbfhaftung, und zwar — wenn dad Bebürfniß 
e8 erfordert — auch mit Hochwaldbetrieb und mit Rückficht 
auf gewiffe Holzbeftände, 3. DB. auf Eichen. Die Entwerfung 
ber erforderlihen Nugungsplane mag ber Private entweder 
durch eigene taugliche Forſtdiener beforgen laſſen, oder find fie, 
in Ermanglung folder, durch die Forftbeamten des Staates 
anzufertigen. Sebenfalld hat die höhere Forſtbehörde fie zu 
prüfen. Durch Auffihtsmaaßregeln ift für deren Einhaltung 
zu ſorgen; Abweichungen können nur in Nothfällen und gegen 
almählige Wiedereinbringung geftattet werden. oo. 

4) Endlich find noch über die Art des Holzbezuges, 


5) Sehr viel wird in manchen Gegenden zum guten Stande beitragen 
die Aufhebung des Gefammteigenthumes an Waldungen (der ſoge⸗ 
nannten Marfwaldungen), indem die Erfahrung zeigt, daß fi 
bei diefem Berhältniffe Verwüſtungen nicht verhindern laſſen. 

6) Berg. Roth, Sorfigefeßgebung, ©. 190 fg. 
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z. B. über bie Fällungszeit, bie Abführung aus dem Walde, 
Borfchriften wuͤnſchenswerth, weil durch unzweckmäßige Ein— 
richtung. beffelben dem Walde bedeutend gejchabet werben 
fann ”). Ä 


8.148. 


e) Berminderung ded Holzüberfluffes. 


Wenn fi aus ber PVergleichung des wünfchenswerthen 
Holzverbrauched mit den Mitteln einer nachhaltigen Befrie- 
Digung unzweifelhaft ergiebt, daß Die Ausdehnung der Wald⸗ 
fläche entweder an und für fi) oder wegen bes Reichthumes 
an Srfapftoffen übermäßig groß ift: fo muß bei den manchfach 
unvortheilhaften Gigenfchaften des Waldeigenthumes darauf 
Bedacht genommen werden, biefelbe in das richtige Verhältniß 
zum Bebürfniffe zu fegen. Eine folche übermäßige Ausdehnung 
ber Waldfläche kann entweder unbedingt, im Verhältniffe zum 


ganzen Lande, ftattfinden, oder nur.örtlih ; in letzterem Falle 


fogar verbunden mit örtlihem Mangel in anderen Gegenben. 

Bei der Beitinnmung des zu anderen Zweden zu veriven- 
denden Waldbodens ift theild auf eine mögliche oder wahr⸗ 
fheinlihe Fünftige Vermehrung der Bevölferung und der 
Gewerbe, theils auf die Erhaltung einer zweckmäßigen Ver⸗ 
theilung der Waldungen unter die verfchiedenen Landesgegen- 
ben zu fehen. Eben fo verfteht ſich, daß bie Rüdfichten auf 
bie Gefundheit, die Waffermenge u. f. w. bei Rodungen 


beachtet werden. — Die nach Grwägung aller Umftände für 


überflüffig erachteten Theile der Waldfläche werden aber auf 
verſchiedene Weifen nüglich verwendet werden können. 

Sind ed große zufammenhängende Waldftreden, welche 
im Innern ber Forften als überflüffig ausgefchieben werben, 


N) S. Heel, Forſtpolizei, ©, 59 fg. 
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fo fommt ed darauf an, ob diefelben einen zum Yelbbau oder 
zu Wieſen tauglichen Boden haben, oder nit. Im erfleren 
Falle find fie zu neuen Anfiedlungen anzulegen. Das burch 
die Rodungen gewonnene Holz wird Teicht die Koften ber er- 
ften Anlage deden; und nicht leicht dürfte einem Staate die 
Gelegenheit mangeln, eine arme, heimathlofe, oder endlich 
felbft verbrecherifche Bevölferung in dieſen Anfieblungen un- 
terzubringen, und burch billigen Verkauf des noch übrigen 
Reſtes des neugewonnenen Bodens die übervölferten Gegen- 
den bes übrigen Landes zu erleichtern. — Wäre bie überflüf- 
fige Walbfläche zur Landwirthichaft weniger tauglich, und 
fönnte fie auch nicht gegen eine tauglichere ausgetauſcht wer- 
den: fo ift entweder dafür zu forgen, daß fie zur Ausfuhr von 
Nutzholz in das Ausland gebraucht werbe, oder es können 
holzverzehrende Gewerbe in diefem Theile ber Waldungen an- 
gelegt werden. Allerdings bleibt in den beiden letzteren Fällen 
der Boden mit Holz beftanden, und. ift fogar nachhaltig zu 
bewirthfchaften: allein durch die Auffindung neuer Verbrauchs⸗ 
Mittel ift der nutzloſe Ueberfluß ist möglichft wirthichaftlich 
verwendet. | 
Kann die nöthige Verminderung des Holzüberfluffes da⸗ 
Durch bewerfftelligt werden, daß man Kleinere Waldftredfen am 
Saume ber großen Forften oder abgefonderte Holzungen ab- 
treibt, fo ift der Daburch gewonnene Boden dem Feldbau zuzu— 
wenden, fei e8 in ber Form gefchloffener Höfe, fei e8 ald Ver⸗ 
mehrung der Feldmarfungen. In beiden Fällen fann freilich 
unbedingter Waldboden nur in feinem isigen Zuftande belafien 
werden, benn jeden Falles ift ein Ueberfluß an Holz beffer, 
als eine verödete, Faum zu elender Weide taugende Fläche. 
Wenn Reihthum an Erfapftoffen zur Verminderung des 
Holz-Beftandes auffordert, fo muß natürlich aufdie Erhaltung 
bed, Durch folche Erderzeugniſſe nicht zu erfeßenden, nothwen- 
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digen Bau- und Werkholzes Rüdficht genommen werden, ſo⸗ 
wohl was bie Maffe, ald was die Bertheilung betrifft »). 


$. 149. 
3) Förderung der Viehzucht. 

Theils eine wefentliche Ergänzung und Bedingung einer 
guten Landwirthichaft, theil8 einen bedeutenden Gewerbe» und 
Handel8-Gegenftand, theild endlich ein bedeutender Beftandtheil 
des Volkes bildet eine blühende Viehzucht. Dem Staate 
aber ftehen folgende Mittel zu, Diefelbe zu fördern 1): 

1) Sorge für vorzügliche Stämme der verfchiebe- 
nen Arten von Hausthieren. Die Gewinnung berfelben, ift 
bephalb von größter Bedeutung, weil bei gleichen Erziehungs- 
und Grnährungs-Koften die Thiere einen oft fehr viel größe- 
ren Zaufch-Werth haben, oder ihre Benügung um vieles ein- 
träglicher ift, Nicht jedes Land erzeugt aber dieſe Beften 
Stämme von felbft, wenn es fchon die Verpflanzung berfel- 
ben erträgt. Hilfe des Staates ift dabei in der Regel nöthig, 
da die Anfhaffung die Kräfte des einzelnen Landwirthes Leicht 
überfteigt, manchmal auch der Bezug mit folchen Schwierigfei- 
ten aller Art G. B. Ausfuhr-Verboten, Mangel an Berbin- 
dung mit entfernten Ländern) verbunden ift, daß nur eine 
Regirung fie wegzuräumen im Stande ift?). Soll aber Diefe 


1) Vgl. mit diefer Darftellung Hundeshagen, ©. 291 fg. 

1) Ueber diefen Gegenftand ſ. Hazzi, Ueber die Veredlung des Vieh: 
ftandes, München, 1824; Sturm, Ueber die Racen und Ver⸗ 
edlung der Hausthiere. Elberfeld, 1825; Rau, a. a. O., Bd. II, 
©. 255 fg.; Frank, Landwirth-Polizei, Bd. IL 

2) Beifpiele ausgezeichneter Viehzucht blos auf Koſten von Privaten 

find allerdings aufzufinden, 3. B. in manchen Geftüten in Ungarn, 
Siebenbürgen, Rußland; aud in Medlenburg und vor Allem in 
England find feine Staatsanftalten zur Pferdezucht. ©. Belt: 
heim, Bemerkungen über die englifche Pferdezucht. Braunſchweig, 
18205 derſ., Abhandl. über die Pferdezucht Englands, Braun⸗ 
fhweig, 1833; Knobelsdorf, Ueber die Pferdezucht in England. 
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Staatshilfe wirklich zum Guten gedeihen, fo ift die Beobach- 
tung von mancherlei Grundfägen nothwendig : 

a) Was zuerft die richtige Wahl des einzuführenden 
Schlages betrifft, fo ift zunächft darauf zu fehen, daß 
ber relativ vorzüglichſte, d. h. der unter den gegebe- 
nen Umftänden brauchbarfte und einträglichite Stamm, 
nicht aber immer ber edelfte gewählt wird, indem 
hinfichtlich des Nutzens Alles auf die Oertlichfeit, das 
Bedürfnik des Handeld und der Gewerbe, oft felbft auf 
Eitte ankömmt %). Zweitend muß, wenn einmal eine 
überlegte Wahl getroffen ift, der Stamm unwandelbar 
feftgehalten werben, damit fih auch im Lande allmählig 
ein beftimmter Schlag bildet. Deßhalb fonnen auch nicht 
leicht verfchiedene Stämme neben einander mit Nußen 
eingeführt werben, da immer zu fürchten ift, Daß dieß 
zu grunbfaglofen Kreuzungen, dem Grundverderben ber 
Viehzucht, Anlaß gebe. Um aber biefe Regeln mit 
Sicherheit handhaben zu fünnen, ift, Drittens, durchaus 
nothwendig, die betreffenden Polizei - Anftalten von der 
Hofverwaltung und dem perfönlichen Dienfte ded Für— 
fien ganz getrennt zu halten, damit nicht Liebhaberei 
und wechfelnde Zaunen fhäblihe Wahlen und Wechſel 
herbeiführen. 

b) In Beziehung auf die Berbreitung der neuerlangten 


Berlin, 18%. Wo aber feine reichen Gutsbeſitzer find, muß der 
Staat ins Mittel treten. Ihm verbanfen 3. B. Sadfen und 
Württemberg ihre Schaafzucht, Tebteres feine Pferde, Preußen 
feine edlen Geftütspferde, ebenfv früher Anfpach feine vorzüglichen 
Pferde. Lebteres Land beweist auch, daß fortwährenne Staats: 
hilfe nöthig feyn kann, denn feitvem biefe aufgehört hat, ift die 
ganze Race nad) und nach wieder verfchwunden. 

3) ©. Hazzi, Ueber die Veredlung des landw. Viehitandes. Münch., 
1824; Schmalz, Thierveredlungsfunde. Königeb., 1832. 
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Thiergattung ift aber folgendes zu merken: Bor Allem 
ift nöthig, daß Durch Inzucht, Ausmerzung der minder 
vorzüglichen Stüde und namentlich Bermeidung aller 
Baftardirung ein reiner, eingewöhnter Stamm auf einem 
tauglich» gelegenen Staatsgute erzogen werde. Diefer 
dient. fobann theild durch Verkauf ber überflüffigen 
Ctüde, theild durch Benügung der männlichen Zucht 
thiere von Seiten ber Privaten zur immer weiteren 
Verbreitung. Zu letzterem Zwede find entweder bie 
Zuchtthiere an Die Heerden-Befiber zu verleihen 9), ober 
fie werden in Heinen Abtheilungen jährlich im ganzen 
Lande zur Sprung-Zeit vertheill. Zweckmäßig macht 
der Staat in beiden Fällen Bebingungen,, welche bie 
Grreichung feiner Abficht vergewiffern, 3. B. alfo daß 
feine weiblichen Thiere mit erblichen Fehlern, feine allzu 
jungen Thiere zugelafien werben u. dgl. Natürlich ift 
der Geld-Gewinn dabei nur Nebenfache. Wenn aber 
gewöhnlich mit dieſen Anftalten zur Verbreitung bed 
neuen Stammes zwei Befchränfungen verbunden wer- 
ben, nämlich der Zwang, fih blos ber zum Stamme 
gehörenden Zuchtthiere zur Nachzucht zu bedienen, und 
das DVerbof, die veredelte Nachzucht an Ausländer zu 
verkaufen: fo ift beides zu mißbilligen. Der Zwang zur 
Nachzucht verebelter Thiere verlebt ſchon das Recht eines 
Jeden, fein Vermögen nach eigener Einficht zu verwalten. _ 


4) Entweder werben blos männliche Zuchtihiere den Privaten über- 
Iaffen, und dann gewöhnlich blos für Die Sprungzeit eines Jahres; 
oder übergiebt man ihnen wohl aucd weibliche Thiere unter ber 
Bedingung, fie zur Nachzucht zu gebrauchen. Beifbiele ſ. bei Frank, 
a. a. O., Bd. U, ©. 3 fg. Im lepteren Falle hat der Staat 
freilich feine Unterhaltungskoften; allein Teicht geht der Stamm 
dabei zu Grunde durch übermäßige Anfizengung zur Arbeit; und 
für eine folgerichtige Nachzucht Tann auch nicht geflanden werden. 
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Sodann kann er, je nad der Art des gewählten 
Zudt-Stammes, für einzelne Dertlichfeiten oder Zwecke 
höchft ſchädlich ſeyn; von ber Möglichkeit gar nicht zu 
reben, baß fich auch der Staat in feiner Wahl vergrei- 
fen, und dann dur Zwang ben ganzen Piehftand 
zu Grunde richten fann. Stumpfe Anbänglichfeit an 
hergebrachtes Schlechtes wird bei Beharrlichfeit des 
Staates fchon nad) und nach dem Vortheile des beſſeren 
Neuen weichen. Ausfuhr-Verbote aber find zwar nicht 
rechtöwidrig (wenn ber Staat dieſe Bedingung beim - 
Sebrauche feiner Stamm-Race machte), wohl aber gegen 
bie Srundfäge der Volkswirthſchaft. in folcher Ver- 
fauf wird nur flatfinden, wenn ber Frembe höhere 
Preife bezahlt, oder fich im Inlande Fein Käufer findet. 

Verhinderung bed Verkaufes in ſolchen Fällen muß aber 
entmuthigend auf die Viehzucht wirken. Je mehr folche 
veredelte Thiere vom Auslande gefucht werden, befto 
fehneller und allgemeiner wird ihre Nachzucht im Lande 
betrieben werden. 


c) Ueber Die Sattungen ber Hausthiere, deren Zucht 
auf folche Weiſe zu begünftigen if, kann kaum ein Zwei- 
fel obwalten, Bor Allem find in den meiften Ländern 
bie Pferde zu berüdfichtigen, fowohl wegen ihres bedeu⸗ 
tenden Geld⸗ und Nubungs » Werthes, ald wegen bes 
hohen Preifed guter Zuchtthiere. Wo eine bedeutende 
Eſel- und Maulthier- Zucht am Plate ift, ſchließt dieſe 
fi an. Allein es kann auch, je nad bem Stande 
ber Viehzucht eines Landes, zwedmäßig feyn, für Ver⸗ 
befierung ber Race des Nindviehes und der Schaafe 
von Staatöwegen zu forgen. Doch find hier weniger Blei- 
bende Anftalten nothwendig, als Vorkehrungen zur erften 
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Beiihaffung 9. Die Fortpflanzung des einmal erhal- 
tenen Stammes Fann bier, bei dem geringeren Anfaufs- 
preiſe der männlichen Zuchtihiere, weit eher den Privaten 
oder den einzelnen Gemeinden überlafien werden; im 
letzteren Yale etwa unter Griheilung von Borfchriften 
über zweckmäßige Auswahl und Haltung. 

2) Beförderung einer zweckdienlichen Nahrung 
und Pflege. — Einigen Viehgattungen ift es für ihren un⸗ 
mittelbaren Gebrauch und noch. aus anderen landwirthſchaft⸗ 
lichen Gründen weit zuträglicher, wenn fie im Stalle erzogen 
und gehalten werden; anderen taugt befier ber Aufenthalt, 
wenigſtens bie Erziehung, auf freier Weide. Zu jenen gehört 
vor Allem das Rindvieh, zu biefen die Pferde; Schaafe mö⸗ 
gen an und für fih auf die beiden Weiſen behandelt werben, 
nur bürfte bie Stalffütterung Foftfpieliger feyn. 

Die Einführung einer bisher ungebräuchlichen Stall- 
fütterung ift mit mancdherlei Schwierigfeiten verbunden, zu 
deren Befeitigung der Staat Hilfe zu leiften hat. Vor Allem 
muß nämlich die Bebauung auf zehnipflichtigen Feldern mit 
fünftlichen Futterkräutern erleichtert feyn durch die Erlaubniß 
ber Zehnt- Verwandlung oder» Ablöfung. Sodann ift Die Ab- 
weidung der mit Sutterfräutern bepflanzten Grumdftüde ganz 
zu unterfagen. Berner muß ein audgebehnterer Wiefenban 
burh Vertheilung ber bisherigen Gemeindeweiden möglich 
gemacht werben. Diefe Vertheilung aber ift mit Umficht vor- 
zunehmen; theild muß nämlich fo viel Weide übrig gelaffen 
werden, als für die im Freien zu haltenden Thiere erforderlich 
ift; theils aber darf nicht gleich im erflen Jahre Die ganze 

5) Ein ſchoͤnes Beifpiel folder Sorge für Beifchaffung guter Rind» 
viehftämme (durch ein Privat-Geſchenk K. Wilhelm’s von Württem⸗ 

berg) f. in dem Correſp.-Blatt des w. landiv. Vereines, Bd. XV, 

©. 33 fg. 
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übrige MWeidefläche vertheilt werden, weil die Thiere bis zu 
ber Einheimfung des Ertrags ber neuvertheilten Stüde noch 
nothdürftigen Unterhalt auf einem Theile ber bisherigen Weide 
finden müffen 6). Biel kann der Staat zur Einführung der 
Stallfütterung endlich auch noch dadurch wirken, baß er hin- 
fichtlich der Waldſtreue, der Graͤſerei und bes Laubrechens in 
feinen Waldungen billige Rüdfichten einsreten läßt. Allerdings 
find Diefe Nebennugungen den Waldungen nicht immer zu- 
träglich; allein die Frage ift die, ob im einzelnen Falle bie 
Förderung der Viehzucht nicht nüplicher und nothwendiger ift, 
ald ein tabellofer Stand der Waldungen. Bei ihrer Beant- 
wortung muß bie Dertlichfeit, der Holgpreis, das Holzbebürfniß 
ber Gewerbe auf der einen; die Menge des auf fonftige Weite 
zu gewinnenden Fütterungs- und Streumaterialed auf ber 
andern Seite beachtet werden. — Was aber die im Freien 
bleibenden Thiere betrifft, fo wird die Einrichtung eigener 
Tohlengärten und überhaupt gefchloffener Pferbeweiden um jo 
viel leichter feyn, je mehr Stallfütterung bei den übrigen 
Thiergattungen ftattfindet; nur muß natürlich gleich bei der 
Dertheilung der Allmanden darauf Rüdficht genommen werden. 
Da übrigens die Stallfütterung in feinem Falle fchnell und 
überall eingeführt werden wird, und da in manchen Gegenden, 
bei geringer Bevölferung oder ſchwacher Grtragsfähigfeit ber 
Felder, Weide fogar mwünfchenswerth feyn kann: fo hat ber 
Staat den Gebrauch berfelben ebenfalls gefeblich zu orbnen. 
Dabei ift die Zeit des MWeideganges und die Reihenfolge ber. 
verfchiedenen Thiergattungen im Weiderechte feftzufegen, auch 
eine georbnete Schlageintheilung der Weiden zu veranftalten, . 
Damit bie Gräfer wieder nachwachfen können und nichts nutzlos 
zertreten wird. Durch Aufhebung der SKoppelweiden werben 


6) S. Frank, Landwirth. Polizei, Bd. I, S. 208 fg. 
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die Felder gefchont und Mißbräuche verhindert; die Anftellung 
von Gemeindehirten aber erfpart viele durch Ginzelnhüten ver- 
fehwendete Zeit und mancherlei babe vorfallenden Unfug. 
Dabei aber find die Rechte und Intereffen der ‚Grundeigen- 
thümer, deren Feldbau der Weide nicht nachgefeßt werben darf, 
wohl zu beachten. ©. hierüber oben, 8. 136, ©. 207 fg. 
3) Förderung des Verfehres mit Thieren und thierifchen 
Erzeugniffen. — Die Einrichtung eigener Vieh märkte trägt, . 
wenn ein paſſender Ort und die gehörige Zeit gewählt ift, 
wejentlich zur Belebung des Handels mit Thieren, und fomit 
zur Förderung der Viehzucht bei; namentlich vermögen gut 
verfehene Märkte Käufer auch aus größerer Ferne anzuloden. 
Da ein Käufer felten Thiere verfchiedener Gattungen zu gleicher 
Zeit ſucht, überdieß ein Gemifch aller Arten bie Weberficht 
erfchwert: fo iſt es zweckmäßig, jeden Markt nur je für eine 
einzelne Gattung zu beftimmen. Daß, wie bei dem Marft- 
verfehre überhaupt, fo namentlich ‚auch hier bie allzugroße 
Anzahl von Zufammenfünften im Wortheile des Verkehres 
felbft forgfältig zu vermeiden ift, bedarf feines Beweiſes. Doch 
mag noch bemerkt werden, daß allzuhäufige Viehmärfte einen 
fühlbar nachtheiligen Einfluß auf die wirthfchaftlichen und 
flttlichen Zuftände der gemeinen Landleute haben. — Unter 
den Anftalten zum Berfehre mit thierifchen Erzeugniffen ift 
namentli die Einrichtung von Wollenmärften, vers 
bunden mit Wafch - und Auswahl - Anftalten ,. hervorzu- 
heben. Nur auf biefe Weiſe können fich die Gewerbenden 
ihr Bedürfnig nach paſſender Befchaffenheit, in der nöthigen 
Menge und ohne. viele Mühe und Zeitzerfplitterung ver⸗ 
haften. Sie werben fich daher felbft aus beträchtlicher 
Entfernung einfinden und annehmliche Preife geben, wenn 
bie Güte bed Erzeugniffes ihren Forderungen entſpricht. Na- 
türlich hat man fich auch hier gar fehr vor einer allzu großen 


— — — —— 
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Zerſplitterung zu hüten; wenige große Märkte locken ſowohl 
Käufer ald Verkäufer an, während viele mittelmäßige fie ver- 
fcheuchen. — Endlich ift es noch ald ein, mächtiged Mittel 
zur Förderung der Viehzucht zu nennen, wenn Staat und 
Hof ihr Beduͤrfniß an Thieren, namentli an Pferden, im- 
Lande auflaufen. Die Größe ded Bebürfniffes, die gute 
und fichere Bezahlung muntern auf, erregen namentlich ein 
Streben, eblere Racen nachzuziehen, 


4) Landwirthſchaftliche Fefte, bei welchen befonders 
fchönes einheimifches Vieh aller Gattungen ausgeftellt, Dem 
Eigenthümer aber eine öffentliche Belohnung zuerfannt wird, 
machen aufmerffam, erweden Luft und Sorgfalt ”). 


7) Häufig find mit folhen Feſten Wettrennen verbunden als Mittel 
zur Förderung der Pferdezucht. Der Nugen berfelben dürfte übri- 
gens, felbft wenn fie durch große Preife gehoben und zum Gegen- 
ftande der Gewinn=Unternehmung gemacht werben, nicht fu beveu- 
'tend feyn, als von Manchen angenommen wird. Einmal fann die 
ganze Einrichtung nur Anwendung finden bei dem leichten Reit- 
ſchlage; zweitens ift eine ungemeine Schnelligkeit des Pferdes auch 
bei diefem Schlage feineswegs unbedingt eine Haupttugend, und 
ein Rennpferb nur nußlofer Lurusgegenftand. Sie fünnen alfo nur 
dadurch langſam und in ziemlich beſchraͤnktem Umfange wirken, daß 
fie eine forgfältige Erziehung und Schunung der Pferde veranlaffen, 
und dadurch auf deren Nachzucht günftig wirken. ©, übrigens 
Hazzi, Ueber die Pferderennen. Münden, 1826; .Bally, Ueber 
Pferdezucht. Etuitg., 1836, ©. 110 fa. 
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Zweiter Abfchnitt. 
Sorge für den Bergbau. 


nn — 


$. 150, 


Die Förderung der Schätze des Mineral- Reiches ift, wie 
jedes andere Erzeugniß, in doppelter Beziehung ind Auge zu 
faffen. Einmal nämlich blos aus dem Gefichtspuncte der 
Gewerbethätigfeit im Innern des Etaated; dann aber auch 
in Berhältniffe zum mitwerbenden Auslande. 


I. In erfterer Beziehung find natürlih) Ausgrabungen von 
Mineralen und Erzen nur dann von Werth, wenn die Erzeugungs- 
Koften geringer find, als der Marftpreis derſelben, fo wie er 
fih durch die Mitwerbung der übrigen Bergwerfe des Landes 
ftelt. Und nur in dem Einen Falle dürfte eine Ausnahme 
von Diefer Regel zugugeben feyn, wenn bei Fortfeßung des it 
ungünftigen Bergbaues eine reichere Ausbeute in naher Zufunft 
mit Wahrfcheinlichkeit erwartet werden kann. Es ift fomit 
gegen Die erften Srundfäge der Volkswirthſchaftslehre, wenn 
Bergmwerfe, welche nur mit Schaden betrieben werden Fönnen, 
doch fortgefegt werben. Der Nachtheil ift fogar ein doppelter; 
einmal nämlich der Minderwerth des Gewonnenen; dann aber 
die Nichterlangung defien, was durch eine zweckmäßiger ver- 
wendete Arbeit hätte gewonnen werden können. — Natürlic) 
finden diefe Sätze auch ihre Anwendung auf die Unterftügung 
von Seiten des Staates. Geld- Begünftigungen von feiner 
Seite, find nur gerechtfertigt, wenn die verwendeten Summen 
mindeftend Die gewöhnlichen Zinfen ertragen, und auch felbt 
in dieſem Falle treten alle Bebenflichkeiten gegen unmittelbaren 


\ 
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Gewerbebetrieb auf Rechnung oder mit Unterflüßung ber 
Staatscaſſe volllommen ein ). Mit richtigen allgemeinen 
Srundfägen find fomit nur folgende Staatsmaaßregeln ver- 
einbar: 


1) Sorge für zureichenden Unterricht im Bergbaue, 
Staaten mit feinerem Betriebe werben freilich befier daran 
thun, anftatt eigene Schulen zu dieſem Zwede zu errichten, den 
Lufttragenden Reife und Studien= Gelder zum Befuche aus- 
wärtiger Anftalten zu bewilligen. 


2) Der Bergbau Tann im Kleinen entweder gar nicht, 


‚oder nicht mit Vortheil betrieben werden. Somit käme bas 


Volk in Gefahr, feine, vielleicht bedeutenden, mineralifchen 


Reichthümer ganz unbenust liegen laffen zu müffen, wenn 


jeder Grundeigenthümer das ausjchlieffende Recht hätte, auf 
die unter feinem &rundftüde liegenden Minerale zu bauen. 
Ferner kann durch einen ungefchicdten oder nur auf den un 
mittelbarften Vortheil berechneten Bergbau eine Fünftige beſſere 


- Ausbringung ganz unmöglid gemacht, oder wenigftens fehr 


erfchwert werden. Es ift alfo hier einer ber Fälle, in welchen 
eine Berlegung des Privatrechtes eintreten muß wegen. bes 
allgemeinen Beften; und es kann und muß bie Regel aufs 


geſtellt werden: daß Jeder fhuldig ift, einen Dritten Dazu 


Befähigten in feinem Eigenthume auf die bergmännifch. zu 


1) ©. Rau, Volksw. Pol., ©. 53 fg. Bei der abergläubifchen Achtung 
vor allem Bergbau, namentlich dem Bau auf edle Metalle, ift es Fein 
Wunder, wenn in den älteren polizeilichen Werken ohne alle Rüdfiht - 
auf die wahren Grundfäße über Volksvermögen und über polizeiliche 
Hilfe des Staates jede Art von öffentlicher Unterflügung gefordert 
wird. ©. z. B. Carthäuſer, Grundſätze der Bergbau Polizei. 
Gießen, 1786; Jugel, Vorſchläge zur Beförderung des Bergbaues. 
Regensb., 1784; Cancrin, Berg-Bolizeiwiffenfchaft. Frankfurt, 
1791; Trank, Landwirth. Polizei, Bd. I, ©. 329 fg. 
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fördernden Minerale bauen zu laffen, und fogar, daß er 
felbht nicht ohne Weiteres diefe Erlaubniß hat. 


3) Die Frage: wer denn nun. aber das Recht habe, 
beantwortet die Gefeßgebung ber meiften Länder dahin, baß 
ed dem Staate ald Regal zuſtehe. Namentlich gilt dieſer 
Satz für den Bau auf edle Metalle. Für ein folches Recht 
fpricht allerdings, bag dem Staate bie, oft ſehr bebeutenben, 
nothmwendigen Kapitale zu Gebote ftehen, und baß erfich leicht 
die Männer von den erforderlichen Kenntniſſen verichaffen mag. 
In früheren Jahrhunderten war daher auch fein Recht ohne 
Zweifel begründet. Allein in einem vorgerüdteren Zuftande ber 
bürgerlichen Gefelfchaft find auch Privatperfonen, und na= 
mentlih Privat Gefellfchaften, wohl im Stande, über die 
nöthigen Summen und Kenntniffe zu verfügen; und ed fällt 
alfo der frühere Grund bes ausfchließlichen Nechtes um fo 
mehr weg, als fich gegen jedes Gewerbe auf Rechnung ber 
Staatscaſſe manches Gewichtige einwenden läßt 2). — Wenn 
nun aber auch Privatperfonen zu folchen Unternehmungen 
grundfäglich zuzulaffen find, fo fpricht Doch wenigftend feine 
unbedingte Vermuthung für ihre Fähigkeit. Wielmehr Tann 
von ihnen das Recht nur durch Meldung bei der dazu bezeich- 
neten Stelle und durch Nachweifung über die Fähigkeit zu 
georbnetem Baue erworben werden. Im Falle Berfchiedene 
Luft tragen, muß bei gleicher Tauglichkeit die Zeit der Meldung 
entfcheiden 3). Der Staat fann allenfalls noch durch Ertheilung 


2) Zeuge von der Möglichleit des Bergbaues durch Privaten find uns 
zählige Werke in Curopa und Amerika. 

3) Die Beflimmung der deutfchen Verordnungen, daß immer dem erften 
Bewerber, Muthenden, bie Erlaubniß zu ertheilen ift, bürfte 
nicht ſo zweckmäßig feyn, als das franzöflfche Geſetz, welches der 
technifchen Behörde die Auswahl zwifchen den Bewerbern geftattet, 
je nach dem VBorhandenfeyn des erforderlichen Vermögens. 
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von Prämien für die Auffindung beſonders reicher Adern bie 
Luft zu Nachforfchungen (zum jehürfen) fördern. 

4) Der Eigenthümer von Grund und Boden hat zu dulden, 
daß in dem durch die Erlaubniß näher beftimmten Raume 
(Zeche) die dienlichen Arbeiten vorgenommen, namentlich nöthige 
Gebäude errichtet und bie Halden geftürzt werden. Dafür erhält 
. er aber natürlich Entſchädigung; und namentlich erfcheint es 
als zwedmäßig und billig gegen ihn, wenn er auffer Dem 
unmittelbaren Werthe feines Bodens auch noch einigen Antheil 
an dem zu hoffenden Gewinne erhält Ceine Freifure). 

5) Da, wie oben bemerft, ein fehlechter Grubenbau dem 
allgemeinen Interefje zuwider ift; ba ferner der Eigenthümer 
des Bergwerkes nur durch Grlaubniß der Regirung fein 
Gefchäfte betreibt: fo ift wohl zu rechtfertigen, wenn ihm be- 
ftimmte Bedingungen über die Art und Weiſe feines Baues 
gemacht, und ihm in der Perſon ber technifchen Bergbau- 
beamten des Etaated Aufjeher in dieſer Beziehung gegeben 
werben. Nur haben fich diefe bei ihren Ginfchreitungen auf 
folhe Puncte zu befchränfen, welche von allgemeinem Nuten 
find, oder zur Befeitigung von Gefahren für die Arbeiter 
dienen. Der mehr oder minder vortheilhafte Wirthichaftsbetrieb 
Dagegen ift lediglich Sache der Gigenthümer *). 

6) Ausnahmen von diefem blos negativen Verhalten bed 
Staates können nur in wenigen Fällen eintreten, wo die Er- 
reichung eines nothwendigen Zweckes wirklich die Kräfte der 
Privatbergwerfäbefiger überfteigt. Dem ift denn aber nament- 
lich fo: — 

a) Wenn die ſämmtlichen Bergwerke eines Revires allmählig 
zu arm oder von ſo theuerem Betriebe geworden ſind, 
daß ſie nur noch bei höchſter Sparſamkeit und Ein— 
ſicht und mittelſt großer gemeinſchaftlicher Anlagen bau-⸗ 


4) ©. über dieſen Punct Rau, a. a. O., ©. 39 fg. 
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‚würdig bleiben. Hier mag der Staat entweber dieſelben 
bem Eigenthümer abfaufen und fie unter eine Geſammt⸗ 
verwaltung ftellen; oder reicht auch vielleicht die. Ver⸗ 
anftaltung einzelner Gefammteinrichtungen zu, welche 
dann von den Einzelnen gegen enitfprechende Vergütung 
benüst werben dürfen °). Natürlich müfjen aber auch 
hier die Koften der Ausbeute entfprechen. 
Menn die Zührung eines Erbſtollens für Wetter- oder 
MWaffer-Löfung für mehrere Bergwerke nothwendig ift, 
diefelbe .aber entweder die Vorlage zu leiften nicht 
vermögen, oder fich über Das Werk nicht einigen können. 
Die Entſchädigung des Staates beſteht zweckmaͤßig in 
ſolchem Falle in dem Stollenneuntel ©). 
9 Wenn Bergwerke auf Verluſtbetrieb herunter geſunken 
find, aber gegründete Hoffnung iſt, bei weiterer Fort⸗ 
ſetzung wieder reiche Erzadern aufzufinden, ohne daß 
doch die Beſitzer den Verſuch auf eigene Rechnung zu 
machen Luſt oder Mittel haben. 

7) Ganz unzuläffig find dagegen ſolche Beguͤnſtigungen, 
welche auf Koſten ber übrigen Staatsbürger und mit Verlegung 
der Nechtögleichheit verwiligt würden, z. B. Steuer- und Mili- 
tärzBreiheit der Bergleute, Abgabe von wohlfeilem Korne aus 
ben Staatsmagazinen. Jedes Gewerbe muß in den Augen 
der Regirung an und für ſich von gleichem Werthe feyn, und 
feines verdient alſo eine ne Unterftügung, welche andere verlegen 
würde. 

UI. Faßt man aber den Bergbau in feinem Verhältniffe zum 


b 


N 


5) ©, Bülan, Der Staat und die Induſtrie, ©. 88 fg. So kauft 
3. B. in Sachſen der Staat den Privaten die von ihnen geförderten 
Silbererze ab und fchmelzt fie gemeinfchaftlich, während ſich dieſes 
für den Einzelnen nicht mehr austragen würde. 

6) S. Oberndorfer, Wirthſchaftspolizei, S. 399. 


Mohl, Polizei. II. Zweite Auflage. 18 
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Auslande auf, fo entfleht Die Frage, ob berfelbe gegen eine 
übermächtige Mitwerbung fremder, etwa reicherer oder fonft aus 
einem Grunde wohlfeiler zu bebauender Gruben zu fchügen 
ſei mittel eines Syſtemes von Ausgleihungs-Zölen? — Vor 
Allem if hier zu unterfcheiden zwifchen ben edlen (Münz-) 
. Metallen und ben unedlen ober fonftigen Mineralen. 

Was die erfteren betrifft, fo kann unter feinen Umſtänden 
von einer Steigerung Ihres Preifes bis zu ben eigenen Schaf- 
fungs-Koften die Rebe feyn, weil dadurch alle Geldverhältnifie 
des ganzen Volkes zerrüttet, und namentlich in nicht zu hindern- 
bem Schleichhandel fremde Münzen mit größtem Gewinne ein- 
geführt würden. Diefe Metalle haben einen allgemeinen 
Weltpreis, der von dem einzelnen Staate nicht willfürlich 
geändert werden Tann. Ertragen alfo die eigenen Bergwerke 
biefen Weltpreis nicht, auch wenn fie vom Staate alle erlaubte 
Unterftügung erhalten haben, fo bleibt nichts übrig, als ſie 
ganz aufzugeben. 

Bei den unedlen Metallen und fonfligen Mineralen da- 
gegen ift ein folcher allgemeiner Preis nicht vorhanden, eine 
geſetzwidrige Einfuhr weit eher zu hindern, fomit eine fünft- 
liche Spannung der Preife bis zu den eigenen Erzeugungs- 
foften an und für fich denfbar. Hier ift alfo blos die Frage zu 
erörtern, ob es zweckmäßiger ift, Das von dem Auslande zu 
wohlfeileren Breifen Angebotene von demfelben zu faufen, und 
dadurch die Erzeugung im eigenen Lande unmöglich zu machen, 
oder aber die Möglichkeit des wohlfeilften Einkaufes aufzugeben 
und die Kräfte Des eigenen Landes zu entwideln, in der Hoffnung, 
dag der Geſammwortheil dieſer Entwidlung den Nachtheil 
ber theuren Breife überwiegen werde? Diejenigen, welche Iedig- 
ich in dem möglichft wohlfeilen Einkaufe vernünftiges Verfahren 
erfennen und alle andere Rüdfichten darüber vernachläffigen, find 
freilich auch hier mit ihrer Antwort bald gefaßt, Ebenſo unter= 
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liegt es feinem Zweifel, daß diejenigen Verzehrer, welche Diefe 
Minerale wiedererzeugend verwenden, in ihrem unmittels 
baren Vortheile eine Erhöhung ber Breife zuruͤckzuweiſen fuchen 
werben. Und zwar allerdings in vielen Fällen mit großem 
Rechte, fowohl wenn fie ſolche Minerale als Rohftoffe oder 
Halbfabrifate für ihre Gewerbe bedürfen, wie z. B. Eifen, 
Steinfohlen u. ſ. w, als wenn durch die Zölle die aus folchen 
Stoffen gearbeiteten Mafchinen zu hoch für fie zu ftehen kommen, 
wie 3. B. bei theuren Eifen- und Steinfohlen-Preifen bie 
Dampfmafchinen, Spinnmafhinen, felbft Ackerbauwerkzeuge. 
Die Steigerung ber Breife diefer Urftoffe und Werkzeuge muß 


nothwendig den Koftenpreis ihrer eigenen Erzeugniſſe erhöhen, 


und fomit theild im Inlande eine Heinere Nachfrage veran- 
Iaffen, theil® die Mitwerbung mit fremden Erzeugniffen im. 

In⸗ und Auslande erfäweren. Ein je bedeutenderer Beftand- 
theil ihrer Grzeugniffe jene Mineralen find, defto nachtheiliger 
werden auch dieſe Folgen jeyn. Beſonders kann dieß bei dem ge= 
genwärtigen Zuftande der Mafchinenfunde Hinfichtlich der Stein» 


fohlen eintreten ”). — Auf der andern Seite ift ebenfall8 außer 
Zweifel, daß manchfache Nachtheile aus einem Mangel an 


7) ©. über diefes wichtige Mineral die Enquèôte sur les houilles, .1832, 
Par., 1833, 4. — Wenn in diefer Unterfuchung die Beſitzer der 
franzöfifehen Steinkohlengraben fi wieberholt Mühe geben, nach⸗ 
zumweifen, daß der durch Schußzölle erhöhte Preis des Brennmate⸗ 
riales nur von einem höchſt unbedeutenden Einfluffe auf den Preis 
‚der verfhiedenen Arten von Kunfterzeugniffen fei: fo ift, auch die 
Nichtigkeit diefer Angaben angenommen, wohl zu bemerfen, daß 
durch die Preiserhöhung nicht blos das Feuer unter der Dampf: 

maſchine, dem Farbfeffel, der Diſtillir-Blaſe vertheuert wird; fon= 
dern auch der Preis der Dampfmaſchine felbft, fo wie aller 
Werkzeuge und Mafchinen, : ferner die Fracht aller Rohſtoffe 
(wegen theurer Eifenbahnen und Dampfichifffahrt,) felbft der Fabrik⸗ 
gebäude; und daß ſomit die Vertheurung der Fabrikate eine weit 
bedeutendere ift, als dieß nach den eingegebenen Rechnungen fheint, 

18 * 
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Schuß gegen übermächtige fremde Mitwerbung fich ergeben. 
Borerft ift es für das Volksvermögen ein fehr empfindlicher 
Rachtheil, wenn die Schäße im Innern ber Erde nicht gefördert 
werben, blos weil es einem fremden Volke möglich ift, 
Achnliches mit noch geringeren Koften zu liefern. Ihr Werth 
wäre Gewinn gewefen, während er it unbenügbar unter dem 
Boden liegt. : Und häufig kann nicht einmal der Troft gehegt 
‚werden, baß durch eine andere Verwendung von Arbeit und 
Kapital ebenfalls Werthe zu gewinnen ſeyen; denn nicht felten 
ift ein Bergbau die einzige mögliche Beichäftigung in einer 
gebirgigen, rauhen Gegend; eine Auswanderung der Menfchen 
und eine Wegziehung der Kapitale aber höchft fchwierig. 
Zweitens hängt das Volk und der Staat in der Befriedigung 
nothwendiger Bebürfniffe von dem. Auslande ab, und ift fomit 
nicht nur einer gänzlichen Entziehung derfelben im Falle von Krie- 
gen u. f. w. ausgeſetzt, fondern überhaupt einem Monopole des⸗ 
felben, welches vielleicht dazu benüßt wird, um die Breife 
eben fo hoch zu fleigern, als fie im Inlande fich geftellt hätten. 
Endlich ift gewiß, daß Die inländifchen Bergwerfe ihre Erzeug- 
niſſe um fo wohlfeiler geben Fönnen, je geringer die Mitwerbung 
von Auffen, d. h. je größer ihr Abfas ift, indem fich bei 
‚ einem ftarfen Betriebe die‘ allgemeinen Koften keineswegs in 
dem Berhältniffe mit der Ausbeute vermehren. | 
Es ift wohl nicht möglich unter diefen Umftänden einen 
burchgreifenden Grundſatz aufzuftellen, indem fich fo bedeutende 
Dortheile und Nachtheile auf. beiden Seiten zeigen. Darüber 
fann allerdings fein Zweifel feyn, daß vor Allem der Staat 
die fämmtlichen in feinen Kräften ftehenden erlaubten Mittel 
zur Förderung des Bergbaued anzuwenden hat, namentlich 
gute und wohlfelle Verbindungsmittel, damit Alles gethan 
werde, um Den inländifchen Bergwerfen die freie Mitwerbung 
mit Dem Auslande möglich zu machen; und daß fobann, wenn 
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es irgend möglich ift, diefe Mitwerbung zugelaffen wird. Allein 
wenn biefe Mittel den gewünfchten Erfolg nicht haben, noch 
haben fönnen, fo fehrt immer wieder die Frage nad) den 
Schußzöllen zurüd. Hier wird es denn wohl auf der einen 
Seite darauf anfommen, ob die mineralifchen Schäge des Landes 
der Menge nach bedeutend find; auf ber andern Seite aber, 
ob die Zahl und die MWichtigfeit der zu verarbeitenden Ver- _ 
zehrer groß ift? Iſt erftered der Fall, letzteres aber nicht, fo 
find ohne Zweifel die Schußzölle zu bewilligen, weil die Blüthe 
des Bergbaues in diefem Falle die bedeutendere Rückſicht if. 
Zritt Dagegen ber umgefehrte Fall ein, dann müffen Die Berg- 
werfe nachftehen. Am fchwierigften iſt eine zweckmäßige 
und gerechte Entſcheidung bei beiderfeits bebeutendem Werthe 
und vielleicht eben fo großer Möglichkeit noch weiterer Ent- 
widlung. Jede Entfcheidung hat bier eben fo große Vortheile 
als Rachtheile; und man wird allenfalls nur Durch bie Rüdficht 
zu einer Entfcheidung kommen Fönnen, diejenige Art von Er- 
zeugniffen, welche am leichteften und ficherften unter allen Um⸗ 
ftänden auch aus dem Auslande bezogen werben fann, der⸗ 
jenigen Art nachzufegen, an welcher unter Umſtänden ein 
Mangel entftünde, wenn fle nicht im Lande ſelbft erzeugt 
würde. 


— — — —— 
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Bweite Abtheilnng. 


Förderung der Gewerbe. 





8. 151. 


1) Wichtigkeit der Gewerbe für ben Staat, 


Die durch Aderbau, Viehzucht und Bergbau erzeugten 
Rohſtoffe find nur in wenigen Fällen unmittelbar zur Befrie⸗ 
digung menfchlicher Bebürfniffe tauglih. Die Aufgabe ber 
Gewerbe iſt ed nun, durch Einwirkung menſchlicher Kraft 


und Einfiht, fo wie durch Anwendung von Kapital dieſe 


Stoffe vielfeitiger brauchbar zu machen. 

Ein nad) Menge und Güte bedeutender Gewerbebetrieb 
ift fomit von ber höchften Bedeutung für das Wohlbefinden 
eines Bolfes; und felbft bie reichflen Gaben ber Natur an Roh⸗ 
ftoffen können folched nicht in gleichem Maape fchaffen. 

. Bor Allem wirb nämlih die Summe des ®enuffes 
durch jedes Erzeugniß des Gewerbefleißes erhöht. Ein geſittig⸗ 
tes Leben ift nur im Befibe einer gehörigen Menge und Ber- 
fıhiedenheit folcher verebelter Stoffe möglid. 

Sodann aber wird der Wohlftand des Volkes, damit 
aber feine Kraft und Handlungsfähigfeit durch die Gewerbe 
fehr gefteigert. Und zwar in mehr ald Einer Beziehung. Vor⸗ 
erft erhalten die bereits erzeugten Roherzeugniffe einen bebeu- 
tend größeren Werth, weil fie nun beffer zur Befriedigung 
von Bedürfniffen dienen. Ohne alle Vermehrung der Mafle 
bes Vorhandenen fteigt alfo der Reichthum. Sodann rufen 
Gewerbe felbft eine weitere Erzeugniß von Rohftoffen hervor. 
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Theild macht nämlich die Bearbeitung eine Teichtere Verſen⸗ 
dung der Waaren, damit aber einen Abfag in die Ferne mög- 
lich. Theils haben Die Gewerbegenoſſen felbft zahlreiche Bebürfs 
nifie, zu deren Beftreitung fie igt im Stande find. Endlich 
bringen bie Gewerbe mit einem bebeutend kleineren Kapitale 
als die Landwirthfchaft gleichen Reingewinn zu Stande, förbern 
alfo bei gleichem Kapitale den Volfsreichthum fehr beträchtlich. 

Drittens ift eine blühende Gewerbethätigfeit eine mächtige 
Deförderin der Bevölkerung und damit manchfacher geiftiger 
und materieller Vortheile. Die Erfahrung -zeigt, daB felbft 
in großen Gebieten die ganze eine Hälfte der Einwohnerſchaft 
von Gewerben leben kann; fomit werden denn auch alle biefe 
Durch Die Gewerbe hervorgerufen. ober wenigftens, wenn fie ſchon 
vorhanden wären, durch diefelben erhalten. Zahlreiche Men- 
fchen, welche Feine Verwendung bei der Landwirthfchaft finden, 
fönnen bei ben Gewerben Zeit und Kraft zu ihrem unb ber 

Geſammtheit Nugen verwenden. 

Dieje Eigenfchaften ber Gewerbethätigfeit find aber um 
fo fhätenswerther, weil fowohl die faft beliebige Steigerung 
berfelben an fich in die Hände der Menfchen gegeben ift, als 
namentlich der Staat weit-unmittelbarer und erfolgreicher, als 
bei der Erzeugung der Rohftoffe, auf ihre Blüthe einzuwirken 
vermag. Die durch Gewerbe erzeugte Werthvermehrung ift 
nämlich lediglich das Ergebniß menschlicher Einwirkung, und 
ed bedarf dazu Feiner Beihilfe felbftfchaffender Naturfräfte, 
Wenn nun auch allerdings biefe Befchränfung auf Die eigenen 
Kräfte den Gewerbetreibenden auf ber einen Seite zu größerer 
eigener Anftrengung zwingt, fo macht fie ihn auf ber an—⸗ 
beren Seite weit unabhängiger von Auffern, zufälligen Um⸗ 
fländen. Die höchfte mögliche Rohftoff-Erzeugung ift in jedem 
einzelnen Falle gegeben und unwandelbar; bie Art und Aus⸗ 
behnung ber Gewerbe dagegen hängt, wo nicht ganz, Doch bei 
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weiten mehr, vom Willen und der zwedmäßigen Verwendung 
der menfchlichen Kräfte ab. Somit hat berburch Gewinnung 
von Rohftoffen erreichbare höchſte Reichthum in jedem gege- 
benen Falle ein Maaß; der durch Gewerbe zu erreichende - 
aber niemald. Daß aber auf die Förderung menfchlicher 
‚Kraft die Gefellfchaft weit fühlbarer und nach unbeſchränktem 
‚Belieben einwirken fann, ald auf eine zur größeren Hälfte 
aus Raturfräften rührenden Erzeugung, bedarf nicht erft eines 
Beweiſes. 

Mit Ausnahme einiger halbbarbariſcher Soldaten⸗ Völker 
find denn auch dieſe Wahrheiten zu allen Zeiten von allen 
‚Staaten anerfannt worden; und auch in der Wiffenfchaft hat 
die auf offenbare Unrichtigkeiten geftügte entgegenftehenbe Lehre _ 
der Phyſiokraten nur fehr kurzen und getheilten Beifall gefunden. 
Daher bat fih denn auch immer die polizeiliche Thätigkeit 
vorzugsweiſe ber Pflege der Gewerbe zugewendet. Und wenn 
allerdings manche gutgemeinte Anftalt und Verordnung von 
unrichtigen volfswirthfchaftlichen Anfichten ausgieng, und baher 
‚nicht felten mehr geſchadet ald genügt wurde, fo find dieß ver- 
befierliche Fehler. 

Uebrigens fol mit diefen Bemerkungen nicht etwa gejagt 
feyn, daß die vom Staate zu fordernde Ginwirfung auf bie 
‚Gewerbe leicht und mühelos fey. Im Gegentheile. Hat nämlich 
die hier nöthige Staatsthätigfeit einer Seits bie vortheilhafte 
‚Eigenthümlichfeit, daß nicht jeder einzelnen Art von Stoffver- 
edlung eine befondere Hilfe zu gewähren ift, indem fie durch 
zweckmaͤßige allgemeine Maaßregeln fämmtlich gefördert werben: 
fo ift anderer Seits ber Umfang bes zu Leiftenden nicht gering . 
und bie Löfung mancher Aufgabe ſchwierig genug. Die Blüthe 
des Gewerbebetriebes hängt nämlich in jedem Lande von ber 
Erfülung von ſechs Bedingungen ab: von ber richtigen Ord- 
nung ber Arbeit; von ber Entfernung fehlerhafter materieller 
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Beichränfungen; von ber nöthigen Ginficht; von der erforber- 
lichen Größe des Kapitales; von ber Möglichkeit der Erwerbung 
ber Rohftoffe; endlich vom Schuge gegen erdrüdende Mitbe- 
werbung Fremder. Nicht in Einem diefer Buncte darf We⸗ 
fentliche8 vermißt werden oder falfch eingerichtet ſeyn, follen 
nicht empfindliche Folgen fich zeigen; die Herftellung eines 
befriedigenden Zuftandes erfordert aber bei mehr als Einem 


dieſer Puncte ein ganzes Syſtem von Gefegen und Einrich⸗ 
tungen ‘). 


2) Das Recht zum Öewerkebetriebe. 


$. 152. 


a) Zeftftellung ded Grundfages. 


Gleich die Feftftelung der Geſetzgebung über das Recht 
der Bürger zum Gewerböbetriebe ift eine eben fo 
wichtige als fchwierige Aufgabe Wichtig, weil eine falfche 
Ordnung der menfchlichen Arbeit die nachtheiligften Folgen für 
die Güte und die Menge der Erzeugniffe, damit aber rüdwirfend 
für das ganze Volksvermögen, haben mußte. Schwierig 
aber, weil bier mehr als irgendwo das Verlangen nad} Freiheit 
und das Verlangen nah einem Schutze gegen übermäpige 
Mitwerbung einander entgegenflehen. 

An DVerfuchen zur Löſung der Aufgabe hat e8 allerdings 
zu Feiner Zeit gefehlt. Sowohl die Gefeßgebung, als Die Wif- 
fenfchaft haben fich vielfach und in fehr verfchiedener Richtung 
mit dem Gegenftande befchäftig. Allein der Erfolg hat fo 
vielen Bemühungen nicht gehörig entfprochen. Sowohl den _ 


1) ©. über die ganze Materie, außer den betreffenden Abfchnitten der 
Schriften über politifche Oekonomie, Bülau, Der Staat und die 
Induſtrie. Lpz., 1834. 


mn er nm 
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pofitiven Geſetzen als den theoretifchen Lehren ftehen entfchiedene 


Einwendungen entgegen. Theild find fie im Widerfpruche 
mit anerkannten Grundfägen der Volkswirthſchaft; theild find 
fie nicht in allen Staatögattungen, und namentlich nicht im 
Rechtöftante, anwendbar; theild und hauptfächlich haben fie 
den Fehler, Einen Grundſatz, trob ber wefentlichen Berjchie- 
denheit der Zuftände und troß entgegenftehender Erfahrungen, 
rückſichtslos durchzuführen H. 


1) Einige kurze Bemerkungen werden hinreichen zur Rechtfertigung 
dieſes Urtheiles. — Im Gebiete der poſitiven Geſetzgebung 
machen drei Einrichtungen Anſpruch auf Beachtung wegen ihrer 
Verbreitung und Durchbildung. Es iſt dieß das Syſtem der erb⸗ 
lichen Kaſten; das germaniſche Zunftſyſtem; und die völlige Ge⸗ 
werbefreiheit gewiffer neuerer Staaten. — Bon diefen verdient nun 
das Syſtem der erblichen Kaften allerdings das Zub, daß es 
fowohl die Herftellung einer guten Technik, als die Dermeidung 
übergroßer Waarenerzeugung beabfichtigt; jene durch die Tradition 
in. der Familie; diefe durch Befchränfung der Arbeiterzahl. Allein 
es ift leicht zu zeigen, daß diefer Doppelzwed auf ſolche Weife 
nicht erreicht werben Tann. Gine gute Technik iſt nicht möglich, 
weil ein flarres Beharren beim Hergebrachten eine nothwendige Folge 
der ganzen Einrichtung ift, und dieſes zu Feiner Zeit durch ſtachelnde 
Mitwerbung oder durch frifche Kräfte aus anderen Lebensfreifen 
durchbrochen werben kann. Die Sicherftellung der Arbeiter aber ift 
wenigftens nicht zu verbürgen, weil in der Kafte felbft Ueberfüllung 
eintreten Fann, dann aber den Ueberfchüffigen gar Fein Ausweg offen 
flieht. Daß das ganze Syflem fihon mit dem Grundgedanken des 
Rechtsſtaates unvereinbar ift, bebarf ohnebent nicht erft der Bemer⸗ 
fung. — Nicht glücklicher im Ganzen ift der Gedanke des germa⸗ 
nifchen Mittelalters. Hier will durch Befchränfung der Gewerbe 
auf gewiſſe Dertlichfeiten, auf die Städte nämlich, und wieder 
durch ausfchließliche Ueberlaffung ber einzelnen Beſchäftigungen an 


geichloffene Gefellfchaften aus ver Zahl der Stabthürger, an bie 


Zünfte, Geſchicklichkeit und ausreichender Unterhalt gefichert wer- 
ben. If nun aud eine Begränzung bes Gewerberechtes in ge= 
wiſſen Fällen nüglih und nothwendig, (f. hierüber das Nähere 
unten, $. 155,) fo ift doch das gewählte Mittel in biefer Aus- 
behnung ungerecht und ſchädlich. Gar Fein Zweifel kann feyn hins 
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Wenn irgendwo, fo tft e8 hier nothwendig, Gegenfähe 
zu verſoͤhnen und jeder thatfächlichen Wahrheit Rechnung zu 





fichtlich der Beichränfung der Gewerbe auf die Städte, als woburd 
nicht nur die Bewohner des flachen Landes vielfach beeinträchtigt 
werden im Rechte und in der Bequemlichkeit, fondern auch bie 
Gewerbe. felbft manchfache Bortheile entbehren müffen. Aber au _ 
die Begränzung ber Gewerbe auf bie. Zünfte ift in biefer Allge⸗ 
meinheit. tabelnswerth, indem auch da, wo gar fein Bedürfniß 
noch Nutzen für irgend Semand vorliegt, ein Recht entzogen und 
Nacheiferung und freier Auffchwung unterbrüdt wird, Aus Des 
forgriß vor Mißbrauch ift der Gebrauch der Freiheit unterfagt, — 
In den entgegengefehten Fehler verfällt das andere Syflem gänz- 
licher Gewerbefreiheit, wie es z. B. in Frankreich, Preußen, 
Belgien, den. Berein, St. yon Nordamerika u. f. w. eingeführt iſt. 
"Unläugbar wirft diefer Zuſtand auf pie Gewerbe hoͤchſt günftig ein; 
allein deſto fehlimmer find anderweitige Folgen deſſelben. Hier 
wird nämlich jeder Schutz verweigert, und auch da, wu eine völlig 
unbejchräntte Mitwerbung nur Schaden bringen kann, diefelbe zu- 
gelaffen. Nun ift aber Die Anficht, daß der Bürger auf eine ganz 
ſchrankenloſe Willfür ein Recht habe, und deßhalb auch alle Nach⸗ 
theile eines ſolchen Zuftandes getragen werben müflen, offenbar 
‚unrichtig. Im Staate kann Freiheit nur immerhalb der Gränzen 
eines vernunftgemäßen Zufammenlebens beftehen. Und wenn alfo 
die unläugbarfte Erfahrung nachweist, daß fich als Folge der voͤl⸗ 
ligen Öewerbefreiheit ein Zuftand entwidelt, welcher auf die Dauer 
.Geſellſchaft und Staat zu verfchlingen droht, ſo ift nothwendiger⸗ 
weife der Orundfag ſelbſt in feiner rüdfichtslofen Allgemeinheit 
unrichtig. — Bon den theoretiſchen Lehren über das Recht 
zum Gewerbebetriebe verdienen, (da die fämmtlichen: volfawirth- 
ſchaftlichen Schulen fich für die unbedingte Gewerbefreiheit erklären 
und alſo mit diefer bereits beurtheilt find,) hauptfächlich die Sy: | 
fleme der. verfchiedenen focialiftifchen Secten Berüdfichtigung. Im 
lebhaften Gefühle des Leidens, welches die unbedingte Gewerbe: 
freiheit über die Mehrzahl der Arbeiter bringt, fuchen diefelben nach 
Schranken für die Willfür und nah Orbnung der Arbeit; 
allein Mißachtung ver Gefege der Güterwelt und der des menfdh- 
liſchen Handelns führt fie zu unausführbaren Träumereien, und der 
Haß gegen Willkür zur Berwerfung auch des Rechtes. Bei der 
fourieriftifgen gemeinfchaftlichen Arbeit im Phalanftere wiver- 
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tragen. Dieß ift aber offenbar nur auf die Weife möglich, 
wenn zwar allerdings eine Regel für die Mehrzahl der Fälle 


fpricht der häufige Wechfel der Beihäftigung den, doch wahrlich 
unläugbaren, Grundfäßen über Theilung und Stättigfeit der Arbeit; 
der aus der geringen Benübung der Werkzeuge und Kapitale er- 
wachfende Zinsverluft ift hoͤchſt bedeutend; hauptfächlich aber ift 
weder gute noch viele Arbeit zu erwarten, da den Sinzelnen hier 
‚ nur rein fittliche Gründe antreiben fünnen, nicht aber die Beforgniß 
vor Mitwerbung, noch der Reiz des Gewinnes bei befonderem Fleiße, 
Talente und Erfparnißgeifte. — Und noch weniger vermag die 
faint-fimoniftifche Zutheilung der erforberlichen Kapitale je 
an die tüchtigſten Arbeiter als wirthfchaftlich ausführbar und recht: 
Yich zuläffig erfannt werden. Der Mangel an freier Selbftbeftim- 
mung widerspricht den erften Begriffen von Menfchen- und Bürger 
recht, und fept jeden Einzelnen einer gänzlichen Vernichtung feines 
nafürlichen Lebenszweckes aus durch Irrthum oder -Willfür der 
Staatsobern. An ein günftiges wirthfchaftliches Ergebniß aber iſt 
gar nicht zu denken bei einem Syfteme, welches bie Eriwerbung 
von Eigenthum für die Familie und zur freien Verfügung unmöglid) - 
macht, fumit an große Anftrengungen, kühne Verſuche, dauernde 
Sparfamkfeit nicht denken läßt. Die Unmöglichkeit einer fu ver- 
widelten Verwaltung des gefammten Volksvermögens bedarf unter 
diefen Umſtänden nicht einmal einer Erwähnung. — Die Literatur 
über. diefe Fragen ift äußerſt zahlreich, und die Meinungen durch⸗ 
kreuzen fi auf die manchfachfte Weiſe. Ein befonderer Uebelftand 
ift dabei, daß, namentlich in den älteren Schriften, der Gegenftand 
in der Regel unter dem einfeitigen und engen Öefichtspuncte der 
Beibehaltung, Verbeſſerung oder Aufhebung der Zunftverfaffung 
aufgefaßt if. Für die Gewerbefreiheit, und fomit in der Regel 
gegen die Zünfte, find nachzuſehen: Majer, Entwidlung der An- 
fihten des Zunftwefens. Augsburg, 1814; Niebler, Ueber das 
Zunftwefen und bie Gewerbefreiheit. Erl., 1816; Bernoulli, 
Ueber den nachtheiligen Einfluß der Zünfte auf die Induſtrie. Bafel, 
1822; Ebers, Ueber Gewerbe. Bresl., 1836; Peſtalutz, Bericht 
über das Zunft= und Innungs-Wefen in der Schweiz. Zürich, 1829; 
Für die Zunfteinrichtung haben fh dagegen ausgefpruchen: Stein- 
gruber, Ueber die Natur der Gewerbe. Landsh., 1815; Ziegler, 
Ueber Gewerbefreiheit und deren Folgen. Berl., 1819; Schulz, 
Meber die Bereutung der Gewerbe im Staat. Hamm, 1821; 
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aufgeftellt wird, Dagegen für die durch Erfahrung nachgewie- 
fenen befonderen Berhältniffe und für die auf fie gegründeten 
gerechten Forderungen zureichend breite Ausnahmen ftattfinden. 
Die rüdfichtslofe Durchführung eines Grundſatzes iſt ſchon 
logiſch nur dann richtig, wenn auch bie zu regelnden That- 
fachen wefentlich gleichartig find; eine ſchuldhaft⸗ pedantifche 
BVerfennung der Rechte des Lebens ift e8 aber, wenn man 
defien verfchiebenartige Ausbildungen unter Eine wiſſenſchaft⸗ 
liche Formel zwingen will. 


Was nun aber zunächſt Die Regel betrifft, ſo kann über . 


deren Inhalt kein Zweifel ſeyn. Mit großer Beſtimmtheit 
verlangen ſowohl die Grundſätze der Volkswirthſchaft, als die des 
Rechtsſtaates die Anerkennung der individuellen Freiheit 
des Gewerbebetriebes, alſo dad Recht des Bürgers, 
jedes an ſich erlaubte Gewerbe nach Belieben zu ergreifen, es 
“in der von ihm für paſſend erachteten Art und Ausdehnung 


— 


Stuhlmüller, Verſuch einer bedingten Gewerbefreiheit. Kulmb.,. 


1825; Albrecht, Unfere ehemalige Zunft: und Innungs-Verfafſ. 
Danzig, 18%; Gyfi-Schinz, Das Zunft: und Innungswejen 
gegenüber der Gewerbefreiheit. Zürich, 1831; Beisler, Betradit. 
über Gemeinde-Berf. und Gewerbewefen. Augsb., 1831. — Mehrere 
Schriftfteller haben auch ihre Anficht im Laufe der Zeit und der 
Erfahrung geändert. So namentlih: J. G. Hoffmann, welder 
in einer früheren (anonymen) Echriff: Die Intereffen des Men 
ſchen und Bürgers bei der Zunft:Berf, Königeb., 1803, entſchieden 
gegen; in feiner Schrift: Die Befugniſſe zum Gewerbetriebe. 
Berl., 1841, mehr für die Zünfte fpricht; ferner Rau, welder 
fich, umgefehrt, in feiner Schrift: Meber das Zunftwefen, Leipzig, 
1816, für die Zünfte, ist m feiner Volkswirth. Pol., ©. 269 fg., 
gegen dieſelben erflärt. Endlich auch hatte die erfle Auflage des 
gegenwärtigen Werfes, Bd. II, ©. 228 fg. fich gegen pie Zünfte 
erklärt. — Eine leichte Ueberſicht über die forialiftifchen Syfteme 
gewähren: Blanqui, Histeire de l’&conomie polit., Bd. II, ©. 


303 fg., und Raybaud, Etudes sur les reformateurs contempo- 


rains, I, II, Ed. 3, Par., 1842. 
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zu betreiben, endlich Die Erzeugniſſe auf Die am angemefienften 
feheinende Weife zu veräußern. Eine folche Freiheit verfchafft in 
dreifacher Beziehung entfchiedene Vortheile. — Vorerft entfpricht 
fie dem Grundgedanken bes Rechtöftantes, nämlich der möglichft - 
allfeitigen Entwidlung und Benübung ber menfchlichen Kräfte. 
— Sodann entfpringen ihr im Allgemeinen große Förderungen 
des Volksvermögens. In diefem Zuftande kann nämlich jede 
natürliche Anlage und jede erworbene ©efchiclichkeit eine rich- 
tige Benügung erhalten; Teine Arbeitskraft bleibt, wegen 
mangelnden Rechtes zur Anwendung, müßig und unfruchtbar. 
Befonderd wird auch dem weiblichen Gefchlechte feine richtige 
Stellung zur Gütererzeugung, damit aber eine große Verbeſ⸗ 
ferung ſeines gefellfchaftlihen WVerhältnifies, eingeräumt 2). 
Einer Beränderung der Bedürfniffe oder der Erzeugungdbes 
dingungen mag alsbald auch ein entfprechender Wechfel nach 
Gegenftand oder Art ber Arbeit folgen. Hier findet das Ka⸗ 
pital die itzt gerade vortheilhaftefte oder wenigftens bie den 
Verhältniſſen des Eigenthümerd entſprechendſte Benübung. Es 
fann auf die Forderungen ber Zeit, die Saunen ber Abnehmer 
und Befchäftiger, auf bie Conjunrturen des Handels -gebührende 

Rüdficht genommen werden. Hauptfächlich aber zeigt ber 
Stachel der Mitwerbung feine volle Wirkſamkeit auf die Güte 
und auf die Menge der Waaren. — Drittens endlich befeitigt 
die Sewerbefreiheit bie manchfachen pofitiven Nachtheile des 
faft allgemein beftehenden Syſtemes der Zünfte. Als folche 
find aber, felbft wenn man von allen blofen Mipbräuchen 
abfehen will, folgende Umftände anzuerfennen: die durch Die 
gefegliche Arbeitsfcheidung nicht felten entftehenden Unzweck⸗ 
mäßigfeiten 3); die Ausfchliegung Mancher von einem in jeder 

2) S, hierüber Bülau, Der Staat und die Induftrie, S. 120 fg. 


3) Dal. Rau, Volksw. Pol., S. 279, Note f; Bernoulli, Zunft: 
verfaffung, S. 1t1 fg.; Benedict, ver Zunftzwang, ©. 59 fg. 
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Beziehung für fie pafienden, allein nicht fchon in ber Jugend 
ergriffenen . Gewerbe; der Zeit- und Gelbverluft vieler Lehr: 
linge und Gehülfen, welche durch den Zunftbann an freier 
Verfügung über ihre Perfon gehindert werben 9; bie durch 


ben befchränften Korporationsgeift nicht felten erzeugte Hinter- 


treibung befferer Ginrichtungen 2); endlich Die Veriheurung 
der Waaren für die Verzehrer ®). | 

Nichts wäre num aber freilich entfernter von bet Wahr- 
heit, al8 die Annahme, daß das Syften ber Gewerbefreiheit 
blos Vortheile mit ſich bringe Das Borhandenfeyn 
und die lange Dauer ganz verfchiedener Einrichtungen, fo wie 


die vielfachen Meinungsänderungen und - Streitigkeiten ber 


Theoretifer beweifen, daß dem nicht fo feyn kann. Und fo 
findet fih denn auch in ber That, daß fich von zwei Seiten 
gewichtige Auöftellungen machen laffen. Schon im Allgemei- 
nen und ganz abgefehen von den etwaigen Vortheilen anderer 
Syſteme, laffen fich gewifle Nachtheile theild wirtbfchaftlicher, 
hauptfächlich aber gefelfchaftlicher Art nicht verfennen. Dann 
aber darf nicht überfehen werden, daß namentlich ber Zunft- 
verfafjung, weben ihren unzweifelhaften Nachtheilen, auch ganz 
unläugbare eigenthümliche Vorzüge zur Seite ftehen. 

Als allgemeine Nachiheile erfcheinen folgende Umflände : 
Die Mitwerbung bringt Manchem, welcher an -Thätigfeit, Um⸗ 


4) Dieß ift mit Recht eine der Hauptbeſchwerden. Namentli die 
Zehrlinge verlieren einen großen Theil ihrer Sugendzeit mit Be— 
fhäftigungen, welche für ihre Gewerbeausbilbung völlig nutzlos 
find, und treten überbieß weit fpäter in einen Lohn ein, als fie 
einen folchen verdienen. iniges freilich kann Hierin eine gute 
Zunftverfaffung verbeflern. 

5) Viele Beifpiele f. bei Leuchs, Gewerbefreiheit, ©. 109 fg. 

6) S. Rau, Zunftwefen, ©. 46 fg., und Volkswirth. Pol., S.277 fg.; 
Peſtalutz, Bericht über das Zunftwefen, ©. 50 fg.; Bernoulli, 
a. a. O., ©. 27 fe. 


— — 
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ficht, Gefchidlichkeit ober Kapital nachfteht, den Untergang, 
Andere lafien fich in unüberlegte und unausführbare Unter⸗ 
nehmungen ein. Die Möglichkeit des Arbeitswechfels verführt 
veränderliche und Teichtfinnige Naturen zu einer für fie und 
: für bag Volksvermögen verderblichen Unftättigfeit. Die Begrün- 
dung allzufrüher und wirthfchaftlich wicht geficherter Gewerbe- 
niederlaſſungen bringt Elend über Ginzelne, Berlegenheiten 
und Laflen über Gemeinden und Staat. Durch ben Befit 
großer Kapitale kann ein drüdendes Webergewicht über zahl- 
reiche Arbeiter und eine Aufhäufung immer größerer Reich- 
thümer in den Händen Einzelner erlangt werben, damit aber 
Maſſenarmuth und Proletariat im Staate fi) ausbreiten. 


Was aber die Zunftverfaftung insbefondere betrifft, fo gehen 


mit ihr folgende, ficherlich nicht gering anzufchlagende, Vortheile 
zu Grabe: die Erleichterung des, im Ganzen fo nüglichen, Wan⸗ 
derns ber jungen Handwerker ”); bie Leichtigfeit einer ſchnel⸗ 
len örtlichen Vermehrung oder Verminderung der Arbeiter, je 
nad den wechfelnden Bebürfnifien, mittelft Annahme ober 
Entlaffung unfelbftftändiger Gehilfen; eine billige Behandlung 
der Lohnarbeiter von Seiten ihrer Dienftherren; endlich und 
hauptfächlih die größere (wenn fchon natürlich nicht un= 
bedingte) Sicherftellung des Familienvaterd gegen Nahrungs- 
Iofigfeit. Auch darf nicht vergeffen werden, daß durch das 
jahrhundertelange Beftehen der Zünfte fich nicht nur in den 
Gewerben, fondern auch in dem Leben überhaupt die manch— 





— 


7) Ueber diefen Punct find die Meinungen freilich fehr getheilt. Vgl. K. F. 
Mohl und Ortloff, Ueber das Wandern ver Handwerkögefellen. 
Erl., 1798; Vom Wandern der H. G. Nürnbg., 1800; Bernoulli, 
Ueber den nachtheiligen Einfluß der Zünfte, S. 79 fg.; Gyſi— 
Schinz, Das Zunft: und Innungswefen, ©. 43 fg.; Benedict, 
Der Zunftzwang, S.71fg.; Bülau, Staatund Induftrie, ©. 114. 
Ueber die franzöfifche Einrichtung des compagnonage ſ. Ville- 
neuve-Bargemont, Econ. polit. chret., Bd. II, S. 83 fg. 
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fachften Gewohnheiten und Interefien an ſte geknüpft haben, 
deren Abreipung jeden Falles fchmerzlich, nicht felten auch 
nachtheilig if. | 

Rur blinde Bartheinahme vermöchte in Abrede zu ziehen, 
daß biefe Nachtheile der Gewerbefreiheit keineswegs unbebeu- 
tend find, und fomit ihren Werth entfchieden vermindern. 
Doch folgt keineswegs daraus, daß diefelbe als Regel zu 
yerwerfen fei, Nicht nur fliehen allen anderen bisher ange= 
wendeten oder wenigſtens vorgeſchlagenen Syſtemen noch weit 
entſchiedenere Einwendungen, zum Theile völlige Unmöglich⸗ 


keiten entgegen, ſo daß ſie jeden Falles das vergleichungsweiſe 


Beſte bleibt; ſondern es fällt auch in der That, an und für 


ſich, eine Gegeneinanderhaltung der Vortheile und Nachtheile 


der Freiheit entſchieden zu Gunſten der erſteren aus. Schon 
die nur von ihr gehoͤrig gewahrte Rechtsachtung befugt zu 
dieſem Urtheile; während in rein wirthſchaftlicher Beziehung 
ohnedem gar fein Zweifel feyn kann. Und wenn etwa in den 
geſellſchaftlichen Beziehungen die Nachtheile überwiegen foll- 
ten, fo verdient diefe, an fich allerdings fehr wichtige, Rüd- 
ficht deßhalb eine verhältnigmäßig nur geringe Beachtung, 
weil gerade in diefer Richtung. bie möglichen Ausnahmen wir⸗ 
fen und durch awedmäßige Staatseinrichtungen einige der 
fhädlichften Folgen beſeitigt oder wenigſtens ſehr gemildert 
werden können, von einer Beanſtandung des Rechtes dazu 
aber keine Rede ſeyn kann, da Freiheit nicht mit atomiſtiſcher 
Zerfahrenheit und Ungebundenheit gleichbedeutend iſt, und dem 
Einzelnen eine zu allgemeinem Schaden fuͤhrende Ausdehnung 
ſeiner Befugniſſe in allweg unterſagen werden darf. Was 
namentlich die Zünfte und ihre Vortheile betrifft, fo ergiebt 
fi, daß biefelben auf einem zwar befchränften allein wich- 
tigen Felde ausnahmsweiſe beibehalten werben koͤnnen und 
ſollen. 
Mohl, Polizei. IL Zweite Auflage. 19 
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Im übrigen genügt natürlich ‚zur Vewerkſtelligung eines 
zufrieden ftellenden Zuftandes die einfache Anerkennung des 
Grundſatzes der Freiheit nicht. Vielmehr liegt dem Staate eine 
manchfache und theilweiſe ſchwierige Ichätigfeit in doppelter 
Richtung ob. Einmal hat er, wenigftens in den meiften Fäl- 
len, Sinrichtungen und Geſetze zu entfernen, ‘welche aus frü- 


heren abweichenden Syſtemen entſprungen find. Zmeitens aber 


muß er diejenigen Vorkehrungen treffen, welche zur wohlihä= 
tigen Wirkfamfeit des neuen Grundſatzes nöthig erjcheinen, 
von dem Einzelnen aber nicht getroffen werden fünnen ober 
wenigftend, weil fie zunächft der Geſammtheit nüben, von 


ihnen nicht zu erwarten ſtehen. 


J. Befeitigung unverträglicher früherer Ein— 
richtungen. 

1) In den meiſten europäiſchen Staaten beſtehen, als 
eine Erbſchaft des Mittelalters, Zünfte und Innungen, 
Diefelben bejchränfen nicht nur das Recht zu einem Gewer- 
bebetriebe überhaupt auf einen verhältnigmäßig Fleinen Theil 
ber Bevölferung, fondern fie geftatten unter biefen auch wie- 
der dem Einzelnen nur je beichränfte Arbeitöweife, endlich un⸗ 
terwerfen fie die Genoſſen einer Zunft vielfachen Zwangsbe⸗ 
fiimmungen in Beziehung auf ihr gegenfeitiges Verhältniß 
und auf die Art der Arbeitsthätigkeit. Deßhalb genügt denn 
auch zur Herftelung einer Gewerbefreiheit die bloje Reinigung 
der Zünfte von allmählig eingefchlichenen Mißbräuchen oder 


De Ermeiterung einzelner Beichränfungen keineswegs. Die 
beiden Syfteme find im Grundgedanken widerſprechend. Da 


num ber politifche Zwed, welchem bie Zünfte ihre Entftehung 
verbanften 9), längft verſchwunden iſt; bie wirthichaftlichen, 
8) Ueber die Gefchichte der Zünfte f. Hüllmann, Geſchichte bes 


Nrfprunges der Stände, Bd. IN; derfelbe, Städtewefen im 
Mittelalter, Bd. I, ©. 314 fg; Bd. I, ©, 325 fg., Bd. IV, 
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wenn fchon zum Theile fehr anerfennenswerthen, Eigenfchaften 
die Anftalt wenigftend als Regel nicht retten können, wie be- 
reits erörtert iſt: fo muß zur Befeitigung ber Zünfte und 
Innungen gefehritten werden, wo und jo weit bie Gewerbefrei- 
heit eingeführt werden will. — An und für fich ift Die Maaßregel 
der Aufhebung mit keinen Schwierigkeiten verbunden; doch 
dürfen zweierlei Rüdfichten nicht außer Augen gefeßt werben : 

a) Diejenigen Bürger, welche unter dem Schuge der Zunft« 


' 


gefeßgebung ihr Gewerbe erlernt und betrieben haben, 
und nun der völlig freien Mitwerbung, vorausfichtlich 
alfo einem ganz neuen Umfchwunge des Betriebes, aus- 


gefeßt werben follen, können billig verlangen, daß der 


neue Zuftand mit möglichſter Schonung eingeführt 
werde. Auch der allgemeine Vortheil verlangt, daß fie 
nicht rüdfichtslod dem Verderben blosgegeben werden 
mögen. Da nun die Einführung bed neuen Grund- 
fages in feinem Falle dringende Eile hat, fo erfcheint 


ed als eine empfehlenswerthe Maapregel, wenn die bes - 


_ 


\ 


fchlofiene Aenderung in der Gefeggebung mehrere Jahre 


zum voraus angekündigt und für ihren Gintritt ein be- 
ſtimmter Zeitpunct feftgeftellt wird, damit Jeder fih auf 
bie neuen Verhältniffe vorbereiten, dadurch aber wenig— 
ftend den Nachtheilen eines plöglichen Ueberganges fich 
entziehen Tann. 


b) Eine noch unbedingter zu ftellende Forderung iſt es, 


daß Niemand bei der Aenderung ber Geſetzgebung in 
wohlerworbenen Rechten gefränft werben barf 


S. 75 fg; Eichhorn, Deutiche Staats: und Rechts-Geſchichte, 
Ate Aufl., Bd. I, $. 312; Bd. II, $. 432; Wilda, Das Gilde: 
weſen im Mittelalter. Halle, 1831; Fortuyn, De gildarum historia, 
forma et auctor. politica. Amst., 1834; Mittermaier, Privats 
Recht, bie Aufl., Bd. I, ©. 642 fg. 
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ohne genügende Enifchädigung. Ein folcher Verluft dar 
nun aber theild Solchen, welche begründete Forderungen 
an eine aufgelöste Zunft zu machen haben; theils den 
Befitern von fog. Realberechtigungen, d. h. von Häu⸗ 
fern, durch deren Befit die Befugnig zu einem beftimm- 
ten Gewerbe bedingt war, und welche daher nur um 
einen weit höheren Werth erworben werden fonnten. 
In beiden Fällen ift volle Entfchädigung bei dem Ein- 
tritte der Gewerbefreiheit zu gewähren. Und zwar liegt 
unzweifelhaft dem Staate ſelbſt, und nicht etwa ber 
einzelnen Gemeinde ®) ober gar den bei dem MWechfel 
ber Gefeßgebung etwa gemwinnenden einzelnen Gewer- 
benden 1%) bie Verbindlichkeit dazu ob, inbem bie 
neue Ordnung der Arbeit lediglich aus Grün- 
den des allgemeinen Wohled getroffen wird , auch bie- 
felbe weit über bie zunächſt betheiligten Dertlichfeiten 
und Berfonen hinaus wirkt, Davon nicht zu reden, daß 
durch Die Ueberwälzung auf einzelne Gemeinden ober 
Berfonen eine große Ungleichheit in ben öffentlichen 


9) Eine Berpflichtung der Gemeinden ift übrigens nicht felten aner⸗ 
fannt worden, upb zwar ſowohl von pofitiven Geſetzen, wie z. 2. 
vom preußifchen Edicte vom Tien Sept. 1811, als von Theoreti- 
tern, fo von Rau, Bolkswirth. Pol., ©. 298 fg. — Die in 
Trage flehenden Summen fünnen fehr beveutend feyn. So wurde 
3. B. der einzigen Stadt Breslau eine verzingliche Schul von mehr 
als 1 Million Thaler zugeiviefen. 
Pa aufdiefewill Hoffmann, Befugniß zum Gewerbebetriebe, 
©. 80 fg., die Entſchaͤdigung waͤlzen, indem er aus einer ‚benfelben 
aufzulegenden Abgabe einen Tilgungsfonds zu bilden vorfchlägt, 
Allein nicht nur die, wenigftens in vielen Fällen, endlofe Hinaus- 
ziehung der Sache, fundern auch die große Unbilligfeit gegen bie 
erſten nach Aenderung der Gefeggebung Neneintretenden gegemüber 
von den erft nad beendigter Ablöfung fich Setzenden, muß viele 
Gedanfen als unrichtig verwerfen laſſen. 


0 
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Laften, fomit auch in den Erzeugungsfoften der Waaren 
gefchaffen würde 11), 


2) Die Unverträglichfeit der Zanfteinrichtungen mit einem 
großartigen, ſei es auf weitgehende Arbeitstheilung, ſei es auf 
Benuͤtzung von Maſchinen und Naturkräften gegründeten Ge: 
werbebetriebe hat fchon frühe eine Ausnahme von Zunft 
zwang für Fabriken veranlaßt. Dieſes Verhältniß ift in 
den meiften Ländern durch eine eigene Geſetzgebung weiter 
ausgebildet worden, indem die Bedingungen der Verleihung 
einer Babrifeoncefiion, die Berhältniffe der Fabriken zu den . 
zünftigen Gewerben und zum Handeldftande, endlich die Rechts⸗ 
verhältniffe der in den Fabriken befchäftigten Perfonen feſtge— 
ſtellt wurden. Mit der Freierflärung der Gewerbe haben denn 
nun auch natürlich diefe itzt zwecklos gewordenen Ordnungen 
wegzufallen; denn barin befteht ja eben bie Gewerbefreiheit, 
daß Jeder ein an fich erlaubtes Gewerbe in ber ihm. befie- 
biegen Weife und Ausbehnung betreiben darf. Und follte auch 
eine Einmiſchung des Staates in die Verhältniffe der Arbei- 
ter und der Unternehmer zum Schuße der erfteren für nöthig 
erachtet werden, (ſ. hierüber oben, Bd. I, ©. 433 fg.,) fo würde 
diefelbe fich nicht ‚blos auf Fabriken beziehen, fomit einen 
Grund zur Fortdauer einer eigenen Gefehgebung für biefelben 
nicht abgeben, Nur foweit etwa, ausnahmsweiſe, Zunftein- 
richtungen beibehalten werden, müffen auch Beltimmungen 
über bie mit ihnen collidirenden Fabriken beftehen 12). — Aller⸗ 
dings wird bei biefer größeren Freiheit des Großbetriebes bie 
Zahl und Die Ausdehnung der Fabrifen wachfen; und gerne 
mag zugegeben werden, daß die Folgen hiervon, felbft bei ber 
möglichften Sorgfalt für die Zuftände ber Arbeiter und für _ 


— — 





11) Dal. Beisler, Betrachtungen, ©. 100 fg- 
12) ©. diefelben unten, $. 155. 
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bie Abwendung fonftiger Webel, nicht bios nüslich find >); 
allein da doch eine gewaltfame Zurüdhaltung ber Gewerbe 
auf der niedern Stufe des handwerksmäßigen Betriebes ſo⸗ 
wohl aus Rechts - als aus Vortheild - Gründen auffer Frage 
ſteht 109): fo ift Feine Veranlaſſung zu Staatsanftalten 
vorhanden, 

3) Als ein Reſt veralteter Standesvorurtheile und Ror- 
porationseinrichtungen find zuweilen noch gefeßliche Einrich- 
tungen vorhanden, welche beftimmten Perfonen wegen ihrer 
Abftammung einen Gewerbe » Betrieb überhaupt ober 
wenigftend. gewiſſe Arten beffelben unterfagen. Bald fol fi 
eine vornehmere Herkunft damit nicht vertragen; bald fchließt 
uneheliche Geburt oder eine verachtete und gehaßte Eigenſchaft 
des Vaterd aus; bald endlich das religiöfe Bekenntniß. Alle 
dieſe Gründe find gleich ungerecht und unvernünftig. Eine 
nüglihe Beichäftigung Tann nimmermehr ald unehrenhaft be- 
trachtet werden; die Verhältniffe und Handlungen des Vaters 
dürfen dem daran unfchuldigen Sohne nicht zum Nachtheile 
gereichen und ihn zu einem müßigen Leben verurtheilen; der 
religiöfe Glauben fteht mit der Fähigfeit zu einem Gewerbe⸗ 
Betriebe in gar feinem begreiflihen Zufammenhange. Die 
möglichft fchleunige Entfernung folder Geſetze tft folglich 
Ehrenfache für den Staat; aufferdem aber iſt er durch feinen 
eigenen Bortheil dazu aufgefordert, indem Bürger, welche 
von ehrenhafter und nüglicher Beſchäftigung ausgefchloffen 
find, nur gefährliche und fchähliche Mitglieder der Gefellichaft 
werben Tönnen. Das Beifpiel ber Juden muß hier zur blei- 
benden Warnung dienen. Ä 


13) ©. oben, Bd. I, $. 67, ©. 43 fg. 

14) ©, über diefen Punct meine Abhandlung: Ueber Die Nachtheile 
des fabrifmäßigen Betriebes der Induſtrie, in Rau's Archiv, 
Bd. I, ©. 169 fg, 
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H. Ordnung des freien Gewerbes, 

1) So unbefchränkt der Einzelne in der Ergreifung eines 
Gewerbes feyn mag, fo ift ed doch nöthig, daß das Recht 
und die Thatfache ber Eröffnung einer felbfiflän- 
bigen Riederlaffung auf eine unzweifelhafte Weife formell 
feftgeftellt werde. Theils Tann ausnahmsweiſe die perfönliche 
Befähigung fehlen 19); theild hat ber Staat ein vielfaches 
Sntereffe, die Zahl und Arten der, von feinen Bürgern be- 
triebenen Gewerbe zu wiffen. Deßhalb muß denn vorgefchrieben 
feyn, baß dem Beginne jedes Gewerbes auf eigene Rechnung, 
fomit auch jeder Aenderung der bisherigen Beichäftigung, von 
Seiten bes Betheiligten eine Anzeige bei einer beftimmten 
Bolizei-Behörde, von Seiten. diefer aber die Ausftellung eines 
Gewerbeſcheines voranzugehen hat. Cine bei biefer Gelegen- 
heit zu bezahlende Fleine Abgabe wirb bazu beitragen, allzu 
unüberdachten Planen und Aenderungen vorzubeugen 0). 

2) Eine Zunfteinrihtung als Zwangsanftalt ift mit dem 
freien Gewerbe unvereinbar. Nicht aber auch Die Bildung 
freiwilliger Bereine ber Mitglieder deſſelben Gewerbes, 
wenn fie es zuträglich finden, gemeinfame -Arbeitöregeln, eine 
gleichmäßige Stellung und Behandlung ber verfchiedenen Gat- 
tungen von Gehülfen, Die Beförderung ber Reifen jüngerer 
Gewerbegenoſſen, die. Unterbringung frember Arbeiter, u. dgl. 
mehr zu verabreden. Im Gegentheile wird von folchen Ver⸗ 


15) ©. die beiden nachfolgenden 88. 

16) Diefe einmal zu bezahlende Feine Gebühr if nicht zu verwechſeln 
mit der Erhebung einer jährlichen Patentſteuer, welche jedem 
Gewerbenden alljaͤhrlich, und zwar ohne Rüdficht auf die Geſchaͤfts⸗ 
ausbehnung oder den Reingewinn bes Ginzelnen, angefeßt wird. Cine 
folge Kopffteuer widerſpricht den erſten Grundfägen einer richtigen 
Steuergeſetzgebung und hat überbieß die Unterbrüdung ber Eleine- 

ren Gewerbe zu Folge. S. Rau, Finanzwiffenfchaft, Band I, 
S. 164. A. M. if Malchus, Finanzwifl., Br. I, ©. 250. 
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bindungen nicht nur für die Mitglieder berfelben, fondern auch 
für den Staat felbft, dem mancherlei Sorge dadurch abge= 
nommen wird, entichiedener Vortheil entftehen. Demnach ift 
die Bildung derfelben nicht nur nicht zu verbieten, fonbern 
felbft zu begünftigen. Nur freilich muß durch genaue Feſt⸗ 
ftelung der erlaubten Berabrebungen und durch Ueberwachung 
der Thatfachen dafür geforgt werben, daß nicht wieder ein 
Zwang gegen Solche, welche Feinen Antheil zu nehmen beab⸗ 
fichtigen,, eingeführt wird. Dephalb find denn folgende 
Beftimmungen gefeblich feftzuftellen: Niemand. darf zum Bei- 
tritte genöthigt, oder vom Wiederaustritte abgehalten werden 17). 
Die Borfteher eines Vereines können gegenüber vom Dritten 
in feiner andern Cigenfchaft, denn als bevollmächtigte Stell⸗ 
vertreter ihrer Genoſſen auftreten; und auch gegenüber von 
ihren Genoſſen fteht ihnen Feine Gerichtsbarkeit zu, auffer wenn 
vertragsmäßige Strafen für gewiſſe Fälle oder ein ſchiedsrich⸗ 
terliche8 Verfahren verabredet worden if. Eine Prüfung der 
Gewerbegenoſſen kann nicht als Pflicht auferlegt werben; Doch 
mag ber Berein Solchen, welche es wünſchen, ein Zeugniß 
ausftelen. Das Verbot einer beitimmten Ausdehnung. bes 
Gewerbebetriebe oder einer Verbindung mit einem andern 


17) Befonders Hinfichtlich der Gehülfen ift in biefer Beziehung bes 
ftimmtes Verbot und flrenge Strafprohung nothwendig. Daß eine 
Verbindung nur ihre Mitglieder an ihren pofttiven Bortheilen An= 
theil nehmen läßt, verficht fich von ſelbſt. Nur foldyen mag alfo 
immerhin Unterflügung auf Reifen, bei Krankheiten, im Alter 

"uf. w. zufommen. Allein nimmermehr darf geftattet werden, daß 

ein Bann gegen unabhängig Gebliebene ausgefprochen oder thatjäch- 

lich aufredht erhalten werbe, fo daß 3. B. Gehülfen, welche nicht 
Mitglieder find oder bei einem Nichtmitgliede arbeiteten, aus ben 
Werfftätten ausgefchloffen wären, mit einem befondern Namen 
Öffentlich bezeichnet würden, u. |. w. 
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Gewerbe, jo wie einer Anwendung von gewiffen Werkzeugen 
fteht dem Vereine unter feinen Umftänden zu ‘®). 

3) Da es für den Gewerbenden offenbar von großer 
Wichtigkeit ift, über die Perfönlichfeit der fich ihm anbietenben 
Lohnarbeiter zuverläßige Nachrichten zu erhalten, bie Erlangung 
folcher bei den freien Gewerben aber mit befondern Schwie- 
rigfeiten verbunden ift: fo ift die allgemeine Cinführung von 
 Zeugniß-Bücern, in welche das Verhalten des Inhabers 


obrigkeitlich eingetragen wird, eine zwedmäßige Vorſchrift. 


Bon einer Unbilligfeit oder gar einer Rechtsverletzung hinficht- 
. lich der Arbeiter kann bei einer Aufzeichnung von Thatfachen 
und einer Eröffnung berfelben an wefentlich Betheiligte Feine Rebe 
feyn. Die für die Bolizeibehörde entſtehende Unbequemlichkeit 
aber kommt nicht in Betracht im Verhältniffe zum Nugen ber 
Maapregel. | 

So weit bie Regel. Nun zeigt aber eine unbefangene 
Prüufung ber gefelichaftlihen Zuftände, daß in einer nicht 
unbeträchtlichen Reihe von Fällen die Durchführung des Grund⸗ 
fages der Gewerbefreiheit mit überwiegenden Nachtheilen für 
die Gefammtheit verbunden, ja fogar zuweilen mit der Er- 
reihung unläugbarer Staatözwede unvereinbar wäre. Hier 
würde denn bie Fefthaltung des Grundſatzes zum Wiberfinne und 
zum Unrechte. Vielmehr müflen, je nach ber Befchaffenheit 
des Falles, fowohl qualitative ald quantitative Ausnahmen 
gemacht werben, d. h. es tft die Freiheit bald zu befchränfen 


18) Vgl. Rau, Staatsw. Pol., ©. 307 fg. und die daſelbſt angeführte 
weitere Literatur. — Wenn Kleinfhrud, Beiträge zu einer 
deutfehen Gewerbeordnung, ©. 113 fg., hinfichtlich der Vereine ber 
freien Gewerbe noch weiter, als oben gefchehen, geht und einen Theil 
derfelben zwangsweiſe mit einer den Zünften analogen Einrich⸗ 
tung verfehen, Dagegen nur dem anderen Theile völlige Freiheit: geben 
will: fo ift Hierzu Fein genügender Grund. Wo fein Schuß noth- 
wendig ift, bleibt auch jebe Zwangsmaaßregel ungerechtfertigt, 
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in fo ferne fie nicht für Die Heilfunde oder für die Gewerbe 
unentbehrlich find; die Fabrifation von geheimen Waffen, 
welche, zur rechtmäßigen Vertheidigung wenig tauglich, haupt- 
fählich zu rechtswidrigen Angriffen brauchbar wären; bie 
Berfertigung von Sptelfachen und dgl., welche zu Betrügereien 
im Geldverfehre. dienen könnten. Iſt der Mißbrauch nicht in 
folhem Falle zu fürchten oder ber Gebrauch gar nicht zu 
entbehren,, fo mag an bie Stelle des Verbotes eine genaue 
Ueberwachung ber Berfertigung durch bie Polizei = Behörden 
treten. Dieß etwa bei der Werfertigung amtlicher Siegel 
und Stempel. | 

4) Gewiſſe Mafchinen Fönnen neben ihrem rechtmäßigen 
Gebrauche auch leicht zu gemeinſchädlichen und gefek- 
wibrigen Arbeiten mißbraucht werben. So z. 3. Präge- 
mafchinen zum Falſchmuͤnzen. Hier ift nun zwar ein völliges 
Berbot bed. Beſitzes nicht möglich, noch wäre ed, weil fein 
überwiegender Grund zum Mißtrauen gegen alle Befier vor: 
liegt, gerechtfertigt. Allen mit Zug kann der Staat Auffichts- 
Maaßregeln anordnen, welche den rechtmäßigen Gebrauch 
‚geftatten, aber Mißbrauch zu verhindern geeignet find, alfo 
etwa Aufftelung der Mafchine an einem leicht beobachtbaren 
Orte, oder obrigfeitlichen Verfchluß derfelben bis zum Augen- 
blicke eines nachweisbaren Gebrauches, 

5) Ferner fönnen Gewerbe mit ben Vertheibigungs- 
Anftalten bed Staates in Widerfpruch kommen. Theile 
wäre dieß ber Fall, wenn fie ihre Einrichtungen an folchen 
DOertlichfeiten anlegen würden, beren Freihaltung aus milis 
tärifhen Gründen nothwendig ift, 3. B. im Bereiche von 
Beftungswerfen; theild Könnte eine Anhäufung von Arbeitern 
im Innern eines feften Platzes deſſen Vertheidigungsfähigfeit 
beeinträchtigen. So gewiß nun bie Gewerbe einer blofen 
Liebhaberei oder einem militärifchen Pedantismus nicht zum 
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Opfer gebracht werben bürfen, und: daher von einer Befchrän- 
fung derfelben nicht Die Rebe feyn kann, wenn enimweber bie 
von ihnen rührenden Hinberniffe im Nothfale Leicht und 
‚völlig befeitigt werden mögen, ober die Wahrfcheinlichfeit eines 
wirklichen Vertheidigungsfalled örtlich fehr Fein ift: fo wenig. 
Tann auf der andern Seite ein Zweifel obwalten, daß ſie ge- 
gründeten Forderungen zu weichen haben. Immerhin muß 
daher fowohl die Erlaubniß zu Grrichtung von Häufern, 
Wäfferbauten u. f. w. im Bereiche einer Befeftigung, als bie 
Begründung eines neuen größeren Gefchäftes innerhalb eines 
in erfter Reihe ftehenden feften Plabes von dem Gutachten 
und den Bedingungen der Kriegsbehörde abhängen. 

6) Endlich ift in Beziehung auf möglichen Schleich- 
Handel die Errichtung von Gewerbeanlagen hart an ber 
Landesgränge ober in der unmittelbaren Nähe von Freihafen, 
Niederlagsorten u. f. w. nicht gleichgültig. Häufig ſchon find 
folche blos zum Scheine errichtet worden, um eingefchwärste 
Maaren für eigened Erzeugniß ausgeben und als folches in 
Hanbel bringen zu können; in anderen Fällen dienet ihre Nähe 
an folhen Orten wenigftend zum unerlaubten Bezuge von 
Rohſtoffen. Solches Treiben ift nun aber nicht blos eine 
Verletzung bed wirtbfchaftlichen Nutzens des Staates, fondern 
auch ein Unrecht gegen die übrigen Gewerbenden des Landes, 
welchen ber beabfichtigte Zollſchutz beeinträchtigt wird. Das We- 
nigfte, was hier gefchehen kann, ift die Anordnung befonderer Beo- 
bachtungs⸗ und Sicherungs-Manpregeln. Im Falle einer durch 
Erfahrung erprobten Unzulänglichkeit derfelben aber muß ört- 
‚liches Verbot der gemißbrauchten Gewerbegattung eintreten, 
Bon felbft verfteht fich freilich, daß nicht alle Gewerbe biefen 
Befchränfungen unterworfen find, fondern nur foldhe, bei 
welchen nach der Befchaffenheit bes Zolltarifes und des Handels 
ein Mißbrauch wahrfcheinlich iſt. 
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P) Wegen perfönliher Unfägigkeit,, 

Allgemeiner Grundſatz ift allerdings, daß Jeder feine wirth- 
fhaftlichen Angelegenheiten nach eigenem Belieben ordnet, und 
bag der Staat weber das Recht noch die Pflicht hat, einen 
Schaden von dem Einzelnen abzuwenden, welcher aus irgend 
einem Grunde bem von ihm Unternommenen nicht gewachfen 
war. Ebenſo hat in der Regel Jeder, welcher die Arbeit oder 
Dienftleiftung eines Andern benügen will, felbft zu prüfen, 
ob er mit demfelben in ein rechtliches Vertrags -Verhältniß 
treten kann, und ob ihm das Geleiftete genügt ober des Preifes 
werth if. Allein dieſe Freiheit einer Seit, und dieſe DVer- 
pflichtung zu eigener Prüfung anderer Seits, hat doch auch 
thre Gränzen forwohl aus Gründen des Rechtes, als folchen 


des Nutzens. Wenn ein beftimmtes Nechtöverhältnig eine 


Unfähigfeit zu einem felbftftändigen Gewerbebetriebe zur Folge 
bat, fo erfordert die Sorge für Rechtsſchutz, daß diefe Folge 
auch ausdrüdlich ausgefprochen werde, Unb wenn die Aus- 
übung eined Gewerbes von Seiten einer beftimmten Kategorie 
von Perfonen oder durch Einzelne einen allgemeinen Nachtheil 
zur Folge zu haben droht, wäre e8 Thorheit und Unrecht, 
Diefelbe zu geftatten. — Demnach ift denn eine gefegliche 
Beichränfung der Arbeitswilfführ in folgenden Sällen begründet: 
1) Aus Rechts - Gründen. 

a) Wer die von den bürgerlichen Gefegen beftimmte Voll⸗ 
jährigfett noch nicht erreicht hat, ift nicht in ber 
Lage, fih in allen Beziehungen rechtögültig verbindlich 
zu machen. Hieraus -fann denn aber in einem Ge- 
fchäftöverfehre für den mit der Thatfache der Minder⸗ 
jährigkeit Unbekannten leicht ein Schaden entſtehen. 
Deßhalb kann das Recht zu einem ſelbſtſtändigen Ge⸗ 
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werbebetriebe nur ben mit voller privatrechtlicher Ver⸗ 
fügungsfähigfeit VBerfehenen zuftehen. Einer Berwendung 
als unfelbftftändiger Sehülfe fteht dagegen nichts im Wege, 


b) Zu, einem felbftftändigen Gewerbe gehört bad Recht 


ber Nieberlaffung Wer daher dieſes Recht nach 
ben Gefegen nicht hat, fei e8 im Allgemeinen, ſei es 
an dem gewünfchten Orte, ift auch von erſterem aus⸗ 


geſchloſſen. 


2) Aus Gründen des Nu tzens. 


a) Wegen entſchiedener rechtlicher Beſcholtenheit. 


b) 


Mer eine gröbere Eigenthumöverlegung oder gar eine 
fortgefegte Reihe folcher Verbrechen begangen hat, von 
Dem ift überwiegend wahrfcheinlih, daß er auch fein 
Gewerbe zu ähnlichen Verbrechen mißbrauchen wird, 
Doppelt fo, wenn fchon Das begangene Verbrechen in 
einem folhen Mißbrauche beftand. Nun aber kann theils 
der Einzelne nicht mit den Rebensereigniffen Aller vertraut 
feyn, mit welchen er in Gefchäftsberührung fommt; theils 
ift e8 richtige Strafpolitif, mit dem Berbrechen empfind- 
liche und angemefjene Folgen zu verbinden. Daher ift 
in ſolchem Falle ein Verbot des felbftftändigen Gewerbe- 
betriebe8 völlig gerechtfertigt. Die Ginwendung, Daß 
der Ausgefchloffene nun erft zu Verbrechen genöthigt 
werde, trifft nicht, indem Arbeit ald Gehülfe nicht 
unterfagt ift. Von felbft verfteht Mich auch, daß das 
Recht durch länger erprobte Befferung muß wieder zurůck— 
erworben werben koönnen. 

Wenn durch Ungeſchicklichkeit in einem Gewerbe 
eine gemeine Gefahr für Leben und Geſundheit oder 
für das Vermögen entſtehen kann, fo hat ber Staat 
fih vor der Geftattung der Ausübung auf eine pafiende . 
Weiſe von dem Vorhandenfeyn bes erforberlichen Grades 
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yon Kenntniß und Gefchid zu vergewiffern. Ge nad 
ber Beichaffenheit der fraglichen Gewerbe mag diefe Un- 
terfuchung mittelft einer theoretifchen Prüfung oder durch 
Probearbeiten gefchehen. Doppelt nöthig ift hier eine 
Staatdfürforge, wenn auch Solche, welche mit den frag⸗ 
lichen Gewerbenden in Feiner unmittelbaren Beziehung 
ftehen, fomit zu eigener Beobachtung weber Beranlaffung 
noch Mittel haben, durch die Folgen feiner Ungefchid- 
lichfeit in Schaden fommen können. Beifpiele biefer 
Art find: Baugewerke, Echiffleute, Mafchinenbauer, 
Hufichmiede, chemifche Fabrikanten, Pulvermacher. 


Bei einzelnen Gewerben ift eine außergewöhnliche per- 
.fönliche Zuverläffigkeit hinfihtlich des Characters 
nothiwendig, indem ihnen Gegenftände von Merth an⸗ 
vertraut werden müffen, von ihnen ausgehende Beein— 
trächtigungen aber erft, wenn fie begangen find, in ber 
Regel alfo zu fpät, zur Kenntniß des Beichäftigers 
fommen fönnen. So bei Frachtfahrern, Güterbeftättern, 
Padern, u. f. w. Hier muß eine genaue amtliche Un- 
terfuchung über die Berfönlichfeit dem Beginne des Ge⸗ 
werbes vorangehen. Bei Einzelnen wird aud) der Nachweis 
eined zu etwaigen Schadenserſätzen genügenden Ver⸗ 
mögend ober die Beftelung einer Sicherheitsleiftung 
zweckmäßig ſeyn t). 
d) Wenn der Staat Gewerbenden gewiſſe Vorrechte ein⸗ 
räumt, auf welche dieſelben an ſich Fein Recht hätten, 
jo mager ohne Unbilligkeit auch Gegenforberungen machen. 
Unter diefen ift aber wohl eine ber pafjendften die Er- 
ftehung einer Gefchieflichkeitö- Prüfung. 


c 


/ 


1) ©. Hoffmann, Befugniß zum Gewerbetriebe, ©. 8 fg. 
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c) Zur Verhütung übermäßiger Mitwerbung. 


- Der Nugen und die Nothwendigkeit einer Mitwerbung 
in ben Gewerben ift allerdings unläugbar. Allein eben fo 
unzweifelhaft ift, Daß Diefelbe das richtige Maaß auch über- 
‚ fteigen kann "), und daß fie alsdann höchſt empfindliche Nach⸗ 
theile zur Folge hat. Letzteres zunächft freilich für die Gewerbenden, 
welche nur ungenügende Beichäftigung finden, und auch Diefe 
nur zu den gedrüdteften Preifen; dann aber. auch für die Ver⸗ 
zehrer, welche häufig wenigftend fchlechte Waaren erhalten? 
jeden alles für die Gemeinde und für ben Staat, welchen 
bürftige, unzufriedene und ungebildete, anftatt wohlhabender 
und zuverläffiger Bürger zu Theile werden ). Dephalb if 
denn ein richtiges DVerhältnig ber Mitwerbung, welches 
Anftrengung und billige Breife erzwingt ohne aber die Gewer⸗ 
benden zu Grunde zu richten, höchſt wünfchenswerth, 

Hieraus folgt Denn aber noch keineswegs unmittelbar, 
daß der Staat zur Herftellung des zuträglichen Zuftandes ein- 
zufchreiten habe. Vielmehr kann er dazu unter allen Umſtänden 
nur dann verpflichtet feyn, wenn die Gewerbenden nicht felbft _ 


1) Vgl. z. B. die von Rau, Volksw. Pol., ©. 391 fg., mit lobens⸗ 

werther Unpartheilichkeit beigebrachten fatiftifchen Belege. 

2) Nicht mit Unrecht ift der Volkswirthſchaft ſchon öfter der Vorwurf 
gemacht worden, daß fie über dem zunächft liegenden wirthfchaft- 
lichen Nutzen nicht nur in wefentlicher Verbindung ftehende ftaatliche 
und gefellfchaftliche Uebel, ſondern felbft entferntere, aber eben fo 
fihere und bedeutende wirthfchaftliche Nachtheile überfehe, oder 
folche mit einem leichtfinnigen Worte befeitigen zu fönnen glaube. 
Namentlich ift dieß bei der Lehre von der Mitwerbung entfchieben der 
Fall, Iſt num ſchon auf dem Gebiete der VBolfswirthfchaft Hier eine 
Berbefferung nöthig, fo find vollends andere Staatswiffenfhaften ganz 
unentfchulobar, wenn fle die auf dem beſchränkten Standpuncle des 
wirthfchaftlichen Werthes ſchon unrichtigen Säße nun ohne weiteres 

- als maafgebend für das gefammte gefellichaftliche Leben annehmen, 

Mohl, Polizel. II, Zweite Auflage. 20 
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im Stande find, ſich genügend zu helfen. Nun ift aber eine 
Selbfthilfe bei zweierlei Gattungen von Gewerben unzweifelhaft 
möglih. Einmal bei allen jenen einfachen Befchäftigungen, 
welche ohne längere Borbereitung betrieben und ohne em- 
pfinblichen Verluſt gewechfelt werben können. Hier vermag 
ber von übermäßiger Mitwerbung Gedrüdte durch eigenen 
Entſchluß und pafiende Wahl eines anderen ähnlichen Gewer- 
bezweiges ſich zu helfen; und ſomit ift er auch dazu fchulbig. 
Zweitens bedarf es Feiner Staatshilfe bei den, zum Theile 
fehr Fünftlihen und ausgebehnten, Arbeiten, welche einen 
Abſatz ihrer Erzeugniffe auch in größerer Entfernung, vielleicht 
felbft auf dem Weltmarkte finden können. Für biefe kann und 
ſoll folcher ferner Verkauf gefucht werden; und wenn auch 
hier allerdings große Schwierigkeiten zu überwinden feyn mögen, 
fo würde dieſe Teineswegs eine Befchränfung der Zahl oder 
ber Arbeitsausbehnung ber inländifhen Mitwerber befei- 
tigen. Zu ben Gewerben dieſer Gattung gehören benn nun 
aber namentlich alle fabrifmäßig betriebenen, indem die That- 
fache eines folchen großartigen Betriebes fchon an ſich den 
Beweis liefert, daß die Erzeugniffe nicht auf die unmittelbare 
Umgebung befchränft find. 

Somit bleiben denn jeben Falles als Gegenftand einer 
möglichen polizeilichen Hilfe nur diejenigen Gewerbe, welche 
einer Seits einer längeren Vorbereitung "und Uebung oder 
wenigftens Eoftfpieliger eigenthümlicher Geräthfchaften und Vor- 
richtungen bedürfen, anderer Seits nur in der nächften Umgebung 
einen Abfag für ihre Waaren und Dienftleiftungen finden 
fönnen; alfo ein großer Theil der Handwerker i. e. S. Aber 
auch bei dieſen ift zumächft noch nicht bewiefen, daß die an 
ſich rechtlich mögliche Hilfe des Staates auch eine thatfächlich 
nothiwendige ift. Immerhin wäre e8 ja benfbar, daß fich das 
richtige Verhältniß der Mitwerbung ohne ein folches Eingreifen 
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wieberherzuftelfen vermöchte, wenn es je einmal geftört wäre. 
Diefe Möglichkeit verfchwindet jedoch bei näherer Betrachtung 
ganz. Offenbar kann bei ben in Frage fiehenden Gewerben 
die Verbefferung einer übergroßen Mitwerbung nur eintreten 
durch Uebergang eines Theiles der Gewerbenden zu einem 
andern lohnenderen Geſchäfte oder durch allmähliges Aus- 
fterben derfelben. Nun ift aber dad erftere überhaupt nur mit 
bem größten Berlufte von Zeit und Sapital, von älteren 
Männern gar nicht mehr ausführbar; das zweite aber hilft 
nur nach langer Roth und nur für Die Ueberlebenden, giebt 
auch nicht einmal eine Sicherheit gegen baldige Wiederkehr 
eines ähnlichen Zuftandes, 

Für die handwerfdmäßigen, nach der Natur ihrer Arbeiten 
auf Abſatz in der nächflen Umgebung angeiviefenen Gewerbe 
iſt fomit eine Staatshilfe gegen übermäßige Mitwerbung wirf- 
liches ‚Bebürfniß, und es frägt fih nur, ob ſich ein Mittel 
hierzu finden läßt, welches Wirkfamfeit vereinigt mit Beachtung 
der Srundfäge richtiger Volkswirthſchaft? 

Zur Beantwortung dieſer Frage erfcheint e8 am pafjenditen, 
erſt diejenigen Mittel zu befeitigen, welche zwar fchon zu dem 
vorliegenden Zwede in Anwendung oder Vorſchlag gebracht 
worden find, allein eine genauere Prüfung nicht aushalten. — 
Hierher gehört vor Allen die Feftfegung einer beftimmten Anzahl 
von felbfiftändigen Gewerbenden je für einen gewiffen räum- 
lichen Umfang oder für eine gewiſſe Menfchenmenge, So nahe 
liegend biefer Gedanke ift, und fo unmittelbar ausreichend er 
erſcheint, ſo iſt er doch ganz unzuläſſig. Er beruht ſchon auf 
einer doppelten falſchen Annahme: einmal, daß der Umfang 
des Bedürfniſſes der Verzehrer nicht nur für die Gegenwart, 
fondern auch je wenigftens für einige Zeit zum Voraus genau 
zu ermitteln ſei; zweitens, daß ein Durchfchnittbetrag ber 
Leiftungen eines Gewerbenden aufgefunden werben Tönne, 

20 * 
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Sodann und hauptfächlich aber entfernt diefe Maaßregel nicht 
nur bie Nachtheile einer übermäßigen, fondern auch die Bor- 
theile einer richtigen Mitwerbung 9. — Nicht minder unzuläffig 
ift die Anheimftellung der Gewerberechte in die Willführ ber 
Behörden, fei ed num örtlicher, fei e8 höherer *). . Nicht nur 
fehlt e8 auch hier an einer zuverläffigen Grundlage einer 
gewiffenhaften Beurtheilung; fondern noch mehr ift der abficht- 
liche Mißbrauch dieſes Nechted bei den Gemeinbebehörden zu 
befürchten. Außerdem aber fann der Bürger wohl mit Fug 
fordern, hinfichtlich feiner Lebensbeſtimmung vom Geſetze, deſſen 
Gebot er zum Voraus kennen und zu rechter Zeit beachten 
kann, nicht aber von unvermuthet einbrechender Willkühr ab⸗ 
zuhängen. — Am wenigſten kann endlich gebilligt werden, 
wenn freiwilligen Vereinbarungen der Gewerbenden die Ab— 
hilfe überlaffen werden will 5). Solche find entweder nicht 
genügend zu dem vorliegenden Zwede; oder, wenn fie niit 
Zwangsrecht gegen Dritte ausgeftattet werden follen, wegen Des 
der Gigenfucht unbeichränft eingeräumten Sinftufee durchaus 
unrechtlich und bedenklich. 

Keiner dieſer Einwendungen unterliegt ed Dagegen, wenn 
dad verlangte Hilfsmittel in einer gefeglih geordneten, auf 
die nöthigen Fälle befchränften und von Mißbräudjen, jo wie 
von fchädlichen Vorrechten gereinigten Zunftverfaffung 


3) Diefe Einrichtung ift im Wefentlichen Die der gefchloffenen Zünfte, 
über deren Nachtheile nur Eine Stimme if. Bol. Hoffmann, 
Befugniß, ©. 52 fg. 

4) Wie Rau, Volksw. Pol., S. 302, bei den blos örtlichen Gewerben 


vorfchlügt, 
5) Diefer Gedanken wird vielfach gehegt, fo 3. B. yon Peterfen, 
Beantwortung der Frage, vb den — — Bewerben mehr Freiheit 


zu geben fei? Gött,, 1831, ©. 137; Neumann, Ueber Gewerbe: 
freiheit, ©, 8; Bülan, Der Staat und die Induftrie, ©. 170; 
Rau, Volksw. Pol., ©, 307, 
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gefucht wird. Daß ber beabfichtigte Zwei, nämlich die Bes 
feitigung einer übermäßigen und die Erhaltung einer nüglichen 
Mitwerbung, wirklich erreicht wird, kann feinem Zweifel un- 
terliegen. Eine Zunftverfafjung geftattet bie felbftftändige Aus⸗ 
übung eines Gewerbes nur Denen, welche fich defien Griernung 
regelmäßig gewidmet und von ihrer Tüchtigfeit beftimmte Bes 


weiſe gegeben haben. Auf dieſe Weife aber wird einer Seits 


durch gänzliche Ausfchließung aller Eindringlinge und durch 
einige Auseinanderhaltung der Generationen der Gewerbenden 
bie Mitwerbung gemindert, namentlich aber ein plößlicher 
Andrang gehindert; anderer Seits aber hört die Nothwenbdigfeit 
eifriger und billiger Leiftungen nicht auf, indem feine Be- 
fhränfung auf eine beftimmte Zahl, noch eine Ausfchliegung 
aller neuer Mitwerber ftattfindet %. — Allerdings hat diefe 
Ordnung ber Gewerbe, wie bereits erörtert iſt ”), auch ihre 
entichiebenen Nachtheile; und diefe verfehwinden auch dann, 
wenn bie Zünftigfeit auf bie fo eben’ bezeichnete Art von 
Gewerben ausjchließlich beſchränkt bleibt, keineswegs völlig. 


Allein, da ebenfo unzweifelhaft eigenthümliche und nicht un- 


6) Die Gegner aller und jeder Zünftigfeit wollen geltend machen, baß 
diefelbe nicht unter allen Umfländen ein wirthfchaftliches Gedeihen 
zufihere, namentlich nicht bei perfönlicher Unfähigfeit oder bei 
gänzlichem Aufhören des Bedarfes (ſ. z. B. Rau, a. a. O., ©.276fg.). 
Dieß aber iſt gerade ein Lob; denn es beweist, daß die Zünftigfeit'die 
Mitwerbung nicht unterbrüdt und bie Verzehrer nicht Tnechtet. 
Es kann vernünftigermaaßen nichts Weiteres verlangt werben, ale 
daß fle in den geeigneten Fällen in der Regel helfe. Daß fie dieß 
aber thut, beweist gerade dieſe Ausfellung ſelbſt. — Wenn aber 
Gifenhart, Pofitives Syflem der Volkswirthſch. Leipzig, 1844, 
©. 95 fg., die Sicherftellung der Gewerbenden lediglich durch eine 
Meifterprüfung, ohne weitere Zunftorbuung, gewinnen will: 
fo erfcheint dieß als ungenügend, in fo ferne nur eine vollfländige 
zünftige Einrichtung die Generationen aus einander hält, und eine 
Prüfung allein allzufrühe Niederlaffung nicht verhindern Fann. 

7) ©. oben, $. 152, 5, 29. 


. 
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bebeutende Vortheile damit verbunden find 9): fo kann bie 
Frage nur die ſeyn, ob jene Nachtheile, ober ob nicht vielmehr 
die Bortheile in Verbindung mit der Grreichung bes beſonders 
beabfichtigten Zwedes entſchiedenen Vorzug verdienen?- Daß 
bei einer fo vielfeitigen und verwidelten Yrage Meinungsver- 
fchiebenheit ftattfindet, tft wohl zu begreifen: Doch muß eine 
richtige Würdigung ber gefellfchaftlichen Nachtheile, welche 
eine völlig freie Mitwerbung gerabe bei der in Frage flehenben 
Art von Gewerben zur Folge bat, und welche eine allmählige 
Zerſetzung des Kernes des Bürgerftandbes herbeizuführen geeignet 
find, zu Gunften einer ausnahmsweiſe zu belafienden Zunft- 
verfaffung entfcheiden. Diefelbe ift ein Opfer; aber baflelbe 
ift des Ergebnifles werth. 

Nur aus völligem Mißverftehen könnte ber Vorwurf 
einer Folgewidrigfeit hervorgehen. Allerdings ift die Aufhe- 
bung der Zünfte im Allgemeinen ald eine nothiwendige Folge 


‚bes Grundfages ber Gewerbefreiheit und als die zu befolgende 


Regel anerfannt worden. Allein hiermit wohl vereinbar ift 
die Anficht, daß ald Ausnahme für eine beſtimmte Gattung 
von Gewerben, und nur für biefe, die Erhaltung der Zünfte 
der wünjchenswerthere Zuftand fei. Aus der Nichtigkeit der 
Negel folgt nur,. daß die Ausnahme möglichft zu befchränfen 
fei, und fomit Zünftigfeit niemald auf ein anderes Gewerbe 
ausgedehnt werben dürfe, als bei welchem die Dertlichfeit des 
Abſatzes und die Schwierigfeit einer Arbeitsänderung zuſam⸗ 
mentreffen. Auch mag gerne zugegeben werden, daß wenn 
ein Gewerbe zwar an fich in biefe Gattung gehört, allein 
wegen großer Seltenheit des Betriebes eine irgend bedeutende 
Mitwerbung gar nie zu erwarten fteht, bei ſolchen auch bie 
Zunfteinrichtung, als hier völlig 'überflüfftg, wegfalle. 


8) Dafelbit, S. 288. 
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Iſt aber der Grundſatz als richtig anerkannt, ſo ſind die 
Einzelnheiten der Ausführung ohne Schwierigkeit zu entwickeln. 
1) Was vorerft die Art und die Zahl der einer Zünf- 
‚tigkeit zu unterwerfenden Gewerbe betrifft, fo darf natürlich 
die Bezeichnung jedes einzelnen nur nad} genauer Unterfuchung 
ber thatfächlichen Verhaͤltniſſe geſchehen; und da es fich babei 
von ber Feftftellung richtiger und allgemein wirkfamer Rechts⸗ 
verhältniſſe handelt: fo muß im Wege ber Gefeßgebung, 
nicht aber durch blofe Verwaltungs - Verfügung, vorgegangen 
werden. Eben fo bei einer etwaigen Wiederaufhebung des 
Zunftverhältnified. Nähere Anhaltöpuncte geben dabei aber 
folgende Grundſaͤtze: 
a) Die Zahl der zünftigen Gewerbe ift feine unbedingt feft- 


fiehende. Wenn nämlich, einer Seits, bei einem Ges 


werbe in Folge einer Vereinfachung ber Technik ober 
einer Veränberung in den Bebürfniffen die Rothwendig- 
keit einer längeren Erlernung ober ber Anſchaffung eines 
ausgedehnteren Arbeitögeräthes wegfällt; oder wenn ſich, 
gegen frühere Erfahrung und Anſicht, ein Abſatz auch 
in ber Ferne ald.möglich erweist: fo ift auch bie Zünf- 
tigfeit alsbald aufzuheben. Eben fo tft, anderer Seits, 
Zünftigfeit nachträglich einzuführen, wenn bie entgegen- 
gefegten Thatfachen eintreten. Als eine Veranlaffung zu 


erneuerter Prüfung des Rechtes zur Zünftigfeit muß ed 


namentlich angefehen werben, wenn fich in einem Ges 
werbe fabrifmäßiger Betrieb zu bilden anfängt, indem 
biefer Faum je anders, als unter der Vorausfegung aus⸗ 
wärtigen Abſatzes unternommen werben wird. | 
b) Eine verfchiedene Behandlung beffelben Gewerbes je nad 
ben örtlichen Verhältniſſen ift möglich, und fogar noth⸗ 
wendig. Wenn alfo 3. B. ein Gewerbe im Allgemeinen, 


als in ber Regel auf örtlichen Abfad beichräntt, für 


— 
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züuftig erflärt ift: fo iſt es doch völlig frei in folchen 

Gemeinden zu geben, in welden es ausnahmsweiſe 

bedeutenden ansdwärtigen Abſatz findet 9). Ebenſo ift 

ein. felten betriebenes Gewerbe da für zünftig zu erflären, 

- wo bagfelbe, gleichgültig aus welcher Veranlaſſung, in 

Anzahl betrieben wird. 

©) Wenn ein Gewerbe häufig als Nebenbefhäftigung neben 

Landbau oder fonftiger Arbeit: getrieben. wird 20), barf es 

für zünftig nicht erflärt werben, indem fchon bie Thatfache 

beweist, daß es ohne weitere Schwierigfeit ergriffen und - 

verlaffen werden Tann. Ueberdieß würde dadurch ein 

wirtbichaftlich fehr wünfchenswerther Zuftand, nämlich 
Nebenerwerb in freien Stunden, zerflört. 

2) In der alten Einrichtung der Zünfte tt) wefent- 

liche Veränderungen vorzunehmen, erfcheint nicht als noth- 

wendig. Befreit von zufälligen Fehlern und Auswüchſen er- 


füllt fie eben fo fehr ihren Zweck, als fie möglichft ſchonend 


für andere Intereffen if. Demgemäß ift es denn räthlich, auch 


fünftig, wie bisher, ben Bereinen zur Abwehr übermäßiger 


Mitwerbung. folgende pofttive Grundlage zu geben: 
a) Eine Zunft oder Innung ift eine Gefelfhaft von Hand⸗ 
werfern, welcher ber ausfchließliche Betrieb eines be- 
ſtimmten Gewerbes zufteht, und die mit einer, auf die 


9 Die trifft namentlich ein bei manchen Gewerben in großen Sees 
häfen, wo Bäder, Fleifcher, Zuderbäder u. f. w. mit Provianti- 
rung; Böttcher, Tifchler, Schloffer u, f. w. mit Ausrüftung der 
Schiffe einen Abſatz nad allen Weltgegenden finden, welcher den⸗ 

ſelben Gewerben im Innern bes Landes völlig unmöglich if. 

40) Wie namentlich die Weberei. 

11) ©. eine Darftellung verfelben bei Ortloff, Das Recht der Hands 
werfer. 2te Aufl, Erl. 1818; Kulenkamp, Das Recht der Hands 
werfer und Zünfte. Marbg., 1807; namentlidy aber.bie betreffenden 
Abſchnitte in den Syſtemen des deutſchen Privatrechtes. 
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Befchränfung übermäßiger Mitwerbung berechneten Ber- 
faffung verſehen if. Jeder Zunft ift Demnach ein eigen= 
thümlicher Arbeitskreis geſetzlich zu beftimmen; liegen 
einzelne Arbeiten auf den Gränzen mehrerer. Zünfte, jo 
werben fie am beiten allen gleichmäßig freigeftellt. Ein 
Nicht-Mitglied, welches einen zu dem Gefchäftsfreife der 
Zunft gehörigen Gegenftand um Lohn. verfertigt, wird 
auf Klage der Zunft (als fogenannter Pfufcher) in Strafe 
genommen, und zwar ohne Nüdficht Darauf, ob er einer 
andern Zunft angehört. oder überall unzünftig if. Eben 
fo werden bie eigenen Zunftmitglieder zu einer Innungs⸗ 
ftrafe verurteilt, wenn fte in ber Art ihres Gewerbebetrie⸗ 
bes bie daruͤber beſtehenden Zunftorbuungen verlegen. Die 
verfchiedenen örtlichen Zünfte ftehen mit allen ähnlichen 
. Vereinen’ ihres Gewerbes an anderen Ortern und felbft 
{ir fremben Länbern in anerfennenber Verbindung, achten 
gegenfeitig ihre ftatutenmäßigen Handlungen, G. B. 
Lehrbriefe,) und bilden fomit ein großes Ganzes. 
. b) Die Mitglieder der. Zünfte zerfallen in drei Klaſſen, 
welche in verfchledenen Rechtöverhältniffen hinfichtlich des 
Gewerbebetriebes ftehen. 
ce) Die Meifter befiken das ausfchließliche Recht, das 
_ Gewerbe auf eigene Rechnung zu betreiben und an 
den Zunft-VBerfammlungen und Befchlüffen Antheil 
zu nehmen. Das Meifterrecht wird erworben: theild 
durch vorſchriftmäßige Durchlaufung der Lehrlings⸗ 
und "Gefellen -Berhältnifie; theils durch Wandern 
während vorgefchriebener Zeit 12); theild endlich Durch 





12) Das Wandern der Handwerker tft im Allgemeinen ſo nüslih, daß 
bie Aufrechthaltung einer Verbindlichkeit Hierzu fich gewiß recht: 
fertigt. Ausnahmen für die eines Wanderns nicht bepürfenden Ge⸗ 
werbe oder Dertlichkeiten laſſen ſich ja durch die Zunftordnungen 


[ 
nt __. Mm nme 


314 


Ausweis über zureichende Kenntniffe und Gewanbt- 
heit im Gewerbe 1°) Innerhalb des gefeglichen 
Arbeitöfreifes fteht dem Meiſter jebe beliebige Ge⸗ 
werbeeinrichtung zu; namentlich mag er jegliches 
Werkzeug benügen und nach Gutduͤnken Borräthe 
faufen. . Dagegen ift aber auch die Zahl der Meifter 
nicht befchränft, fondern Jeder, welcher bie eben- 
genannten Forderungen und die allgemeinen geſetz⸗ 
lichen Bedingungen einer felbftfländigen bürgerlichen 
Riederlaffung erfüllt, muß zugelafien werden. Das 
einmal erworbene Meifterrecht gilt für alle Orte im 
Staate. Es ſteht dem Meifter frei, zu jeder Zeit fein 
Gewerbe aufzugeben ; fo lange er es aber betreibt, ift er 
in Nothfällen Dienftleiftung fchuldig, damit nicht 
das Publicum unter dem Zunftzwange Schaben leide. 
6) Die Sefellen find die Lohnarbeiter der Meifter, 


ebenfv leicht machen, als Einzelnen in gehörig begründeten Faͤllen 
Diſpenſationen mögen ertheilt werben, 

13) Ueber das Recht zu dieſer Forderung ſ. oben, $. 154, ©. 303. 
Was aber die Zweckmäßigkeit betrifft, fo unterliegt es aller- 
dings feinem Zweifel, daß die Mehrzahl der alten Meifterftüde in 
jeder Beziehung verwerflich, zum Theile felbft völlig widerfinnig 
war; eben fo ift einleuchtend, daß das Grgebniß einer Prüfung 
noch) feine unbebingte Sicherftellung eines guten Gewerbebetriebes 
abgiebt, fei es für den Betreffenden, fei es für die Verwender. 
Allein dieß beweist noch Feineswegs die Unmöglichkeit oder auch nur 
große Schwierigkeit einer paflenden und in der Regel genügenben 
Erprobung der Kenntniffe und Fertigkeiten eines zünftigen Meifters, 
Se nach der Art des Gewerbes Tann recht wohl eine mündliche 
Prüfung Ausweis geben; in anderen Fällen ift eine zwedmäßig ges 
wählte Probearbeit ganz an ver Stelle; ausnahmsweife mag felbft 
ein Beweis mittelft Zeugnifien bisheriger Meifter und Befchäftiger 
geliefert werden. Gegen unbilliges Urtheil kann eine Berufung 
vor eine höhere technifche Behörde ftattfinden; unnöthiger Aufwand 
ober fonfliger Unfug ift aber leicht ganz zu befeitigen, Vgl. Rau, 
Volkswirth. Pol, S. 283 fg. 
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und in ber Regel ihre Hausgenoffen. Die Dienft- 
Ieiftung einer Seits, Ort unb Größe ber Beloh- 
nung anderer Seits wird durch Vertrag geordnet, 
defien Bedingungen für bie Regel die Zunftordnungen 
. beftimmen mögen, der aber auch ganz frei von ben 
- Betheiligten feftgeftellt werden Tann. So wie der 
Meifter hinfichtlih der von ihm zu haltenden Ges 
felen nicht befchränft ift, fo hat der Geſelle voll⸗ 
fommen freie Wahl ded Meifters.. Zu ben nicht 
zum Zunftfreife gehörigen Arbeiten nichtzünftige 
Arbeiter zu verwenden, fteht dem Meifter frei. Da 
eine Korporation der Gefellen, namentlich aber eine 
von ihnen ausgehbte Gerichtsbarkeit über Genoſſen, 
jehr leicht zu Willkühr und Mißbrauch führen kann, 
während fie zur Erreichung ber Gewerbezwecke 
nutzlos iſt: fo macht eine folche Keinen Beftanbtheil 
der Zunftverfaffung aus. Wenn dem Gefellen das 
Nieberlaffjungsrecht an einem Orte geſetzlich zufteht, 
fo it ihm auch die Ehe zu geftatten 19; 


14) Auf die Geflattung der Verehelichung ver Gefellen legt Hoffmann, 
Befugniß zum Gewerbebetriebe, S. 140 fg., mit Recht großes 
Gewicht, indem er ausführt, daß nur auf diefe Weife ein richtiges 
Berhältniß zwifchen der Zahl der Gefellen und der Meifter her⸗ 

‚ geftellt werden könne. Da ein ftäbtifcher Meifter zu gutem Fort: 
fommen mehrerer Gefellen bebürfe, während auf der andern Seite 
ein rechtzeitiges Ginrüden in den Meifterftand nur flattfinnen könne, 
wenn bie Zahl ber Gefellen höchftens die Hälfte der Meifterzahl 
betrage, fo verwickle fich die igige Einrichtung in nnauflöslichen 
Widerſpruch mit fi felbft. Hier fei nur Hülfe möglich durch die 
Heranbildung eines Standes von verheiratheten Gefellen. Diefelben 
werde au ben Nebenvortheil haben, die Menge der wandernden 
Handwerker zu vermindern, und fomit auch dem gebilveteren jun- 
gen Manne das gewerbliche Reifen angenehmer und nüglicher machen, 
— Das Beifpiel der Zimmerleute, Maurer u. ſ. w. zeigt auch in 
der That, daß die Sache wohl ausführbar if. 
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y) Die Lehrlinge endlich fchließen mit einem Meifter 
einen Vertrag über Erlernung des Gewerbes ab. 
Auch bier müflen Die Bedingungen ganz in ben 
Willen ber Betheiligten geftellt fenn, wenn es fchon 
in der Ratur ber Sache liegt, daß einer Seits ge- 
nügende Untermweifung und Lebensunterhalt, anderer 
Seits Lehrgeld und unentgeldlidhe Dienftleiftung 
während eines gewiffen Zeitraumes bebungen zu 
werben pflegen. Bei Nichterfüllung des Vertrages 
von Seiten des Lehrherrn fteht dem Lehrlinge das 
Recht der Auffündigung und einer Entſchädigung 
zu. Zweckmäßig wirb die Berfegung in den Ge⸗— 
fellenftand von ber Erftehung einer Prüfung ab- 
hängig gemacht feyn 16). 

3) Da ber Erfahrung gemäß fich früher eine große An⸗ 


zahl von Mißbräuchen aller Arı dem Zunftweſen beige- 
milcht hat, fo ift durch ftrenge geſetzliche Vorfihriften für Un- 
terdrüdung derfelben zu forgen. Hieher gehören denn aber 
namentlich: eigennüßige Begünftigungen ber Familien ber 
Zunftmitglieder auf Koften Neueintretender, ald z. B. Die Ver⸗ 


— — 


15) Eine Befchränkfung der Zahl der von jedem einzelnen Meiſter ans 


zunehmenden Lehrlinge ift nicht nur fehr häufig in ben älteren 
Bunftordnungen vorgefchrieben, fondern auch itzt noch von Theore⸗ 
tifern dringend empfohlen, Man fehe 3. B. Die Innungen und die 
Gewerbe-Freiheit, S. 37 fg. Allein hierzu fcheint Doch weder hin⸗ 
reichender Grund, noch Recht vorhanden zu feyn. Senes nicht, 
weil unmöglich vurhergefehen werben kann, wo die Lehrlinge einft 
ihe Unterfommen finden werden, und es fomit ganz ungewiß ift, 
ob fie nur je die Zahl der infändifchen Gewerbenden über Wunfch 
vermehren werben. Diefes aber nicht, weil der Befchränfungen 
ber perfünlichen Freiheit durch die Zunfteinrichtung ſchon genug zu 
feyn ſcheint; überdieß aber, weil durch eine ſolche Zahlbeftimmung 
den Anfängern unmöglich gemacht würde, von dem ihnen gelegenften 
Meifter in das Gewerbe eingeleitet zu werden, und fie ſomit zu uns 
fähigern oder font unwünfchenswerthentehrherren hingetrieben würben. 
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pflichtung zur Shelihung einer Meifterstochter ober Witwe, 
ober bie leichtere Prüfung eines Meiſterſohnes; die Abfaufung 
der Meifterprüfung ; die Wiberfinnigfeiten, Verſchwendungen 
und Mishandlungen beim Ausfchreiben der Lehrlinge; vie 
Gerichtsbarkeit ber Geſellen-Vereine; bie Berbindung von 
Meifterrecht mit: dem Befige beftimmter Häufer; die Ber 
chränfung gewiſſer Gewerbe auf die Städte 19); Die Aus- 
fchließung von zünftigen Gewerben wegen Ranges und Ges 
burtsverhältniſſen; endlich Dad mäßige und bettelhafte Umher— 
ziehen von Gefelen. Ebenſo muß natürlich jedem etwa auf- 
tauchenden rienen Unfuge aldbald kräftigſt gefteuert. werden. 
Der Zwei ber Zunfteinrichtung liegt beftimmt wor; nur zu 
feiner Srreihung und blog fo weit diefelbe es erfordert, dürfen 
Beichränfungen ber natürlichen Freiheit eintreten. Alle fremd» 
artigen und weiteren wären entſchiedenes Unrecht, gleichgütltig, 
gegen wen fie gerichtet ſeyn möchten. \ 

4) Im allgemeinen fünnen, wenn ber im Vorſtehenden 
entwidelte Grundgebanfen über die Zünftigfeit feftgehalten 
wird, Nichtzünftigen gehörige Fabriken in dem Gebiete eines 
Zunftfreifed gar nicht vorfommen, indem die Thatſache bes 
Beftehend von Fabrifen an fih ein Grund zur Auflöfung 
einer Zunft feyn muß, (f. oben, ©. 311.) Allein ausnahms⸗ 
weife ift ein folches Nebeneinanderbeftehen doch auch verein: 
bar mit ber Aufrechterhaltung bes Grundfages. Cinmal, wenn 
die Fabrik nur einen einzelnen Gegenftand, welcher aber un 
zweifelhaft in des Arbeitögebiet einer Zunft gehört, nicht aber 
überhaupt die Arbeiten derſelben ausbeuten will. Zweitens, 


16) Hierüber |. Ran, Volksw. Pol., S. 311 fg. — Unbegreiflich ift, 
wie noch Kleinf chrod, Beiträge zu einer deutſchen Gewerbeord⸗ 
nung, ©. 138 fg.; Defterley, a. a. O., S. 73; Hagen, Neber 
das Gewerbewefen in Bayern, ©. 85, ſolchen wirthfchaftlichen 
Widerfinn und eine folche Ungerechtigkeit aufrecht erhalten wollen, 
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wenn in einer befonderen Dertlichkeit ber Abſatz einer im 
fonftigen Staatögebiete mit Recht zünftig gehaltenen Waare 
fo bedeutend ift, daß fich ein großartiges Gefchäft Darauf grün 
ben läßt. Endlich jeden Falles bei dem erften Verſuche eines 
fabrifmäßigen Betriebes, fo lange der Erfolg, fomit auch bie 
Auflöfung der Zunft, noch nicht entfchteden if. Es bebarf 
fomit immerhin einer Verſtändigung über das Recht zur An 
fegung und zum Betriebe von Fabriken für die Verfertigung 
von zünftigen Waaren während fortbeftehenden Zunftverban- 
des. — Bor Allem frägt fi} natürli, ob denn überhaupt 
die Anlegung von Fabriken im Zunftgebiete, fomtt alfo gerabe 
bie bebeutendite aller Mitwerbungen, geftattet werden kann? 
Hinfihtlih folcher Fabriken, welche einen Verſuch machen 
wollen, an bie Stelle eined bisherigen handwerfsmäßigen 
Betriebes überhaupt einen größeren Betrieb zu feßen, kann 
gar Fein Zweifel feygn, indem bie Zünfte nicht an und für 
fich berechtigt find, fondern nur in fo fern ein Feines Gewerb 
als nothwendig erfcheint. Die Probe des Gegentheiles aber muß 
verfucht werden dürfen. Allein auch binfichtlich ‚der beiden 
anderen Arten von Fabriken, neben welchen die Zunft fol 
fortbeftehen, ift die Frage zu bejahen. Mag bie nämlich auch 
nicht erfreulich feyn hinſichtlich der manchfachen üblen geſell⸗ 
ſchaftlichen Folgen des Fabrikbetriebes, ſo iſt doch eine ſolche 
willentliche Verzichtleiſtung auf die höchſte Ausbildung der 
Gewerbeihäaͤtigkeit und auf ihren gefammten volkswirthſchaft⸗ 
lichen Nugen eine völlige Inmöglichkeit 17). Die bei ber 
Gründung einer Fabrif in einem Zunftgebiete zu befolgenden 
Grundſätze find aber im Weſentlichen nachftehenbde : 
a) Nicht nur wenn bie gefammten einer Zunft, zugewiefe- 
nen Arbeiten, fondern auch wenn nur ein Theil derſel⸗ 
ben von einem Unzünftigen fabrilmäßig betrieben werden 


17) Vgl. Hierüber das oben, Bd. I, ©. 431 fg., Geſagte. 
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will, fo ift bemfelben auf vorgängige Anzeige und nad) 
Lieferung eines Nachweiſes über gehörige Art und Aus⸗ 
dehnung feines Unternehmens die Erlaubniß zu geben. 
Auch eine Gefelfichaft kann die Erlaubnißertheilung er- 
langen. Als fabrifmäßiger Betrieb aber wird jeber an- 
gefehen, weldjer auf die Erzeugung einer bedeutenden 
Waarenmenge gerichtet ift, entweder mittelft einer weit« 
getriebenen Theilung der Arbeit und folglich mittelft 
zahlreicher Arbeiter, oder durch Anwendung von Mafchi- 
nen und Naturfräften, welche im gewöhnlichen hand⸗ 
werfsSmäßigem Betriebe nicht angewendet werden. 

b) Die Fabrif- Erlaubniß Tann auch auf mehrere Zunft- 
Freife ausgedehnt werben; doch iſt es nicht Bedingung 
des Rechtes, daß zu jeder Zeit Arbeiten aus allen -diefen 
Kreifen oder folche, welche denfelben gemeinfchaftlich an⸗ 
gehören, gefertigt werden. Der Fabrikant kann ſich alſo 
nach Belieben befchränfen, nur darf er nicht auf blos 
handwerfsmäßigen Betrieb zurüuͤckſinken. 


c) Einem Fabrifanten ift geftattet, jede Art von zünftigen 


oder unzünftigen Arbeitern, Gehilfen fowohl als Mei- 
fter, zu verwenden. Die Arbeit in einer Fabrik macht 


der sünftigen Eigenſchaft nicht verluftig, gilt aber nicht | 


als zünftige Ausbildung 19). 


d) Rur wenn ber Fabrifant für fich oder feine Arbeiter ber 


Bortheile einer Zunftverbindung theilhaftig werden will, 
ift er genöthigt, in die betreffende Zunft oder Zünfte 


— 


18) Diefe letztere Beftimmung ift nicht nur nicht unbillig, fundern durchaus 


unerläßlich, wenn die mitwerbende Zunft nicht im Innerſten zer- 

rüttet und, wenigſtens unter Umfländen, mit einem Uebermaaße 
von Meiftern foll überfüllt werben, Auch iſt nicht zu überſehen, 
daß doch wohl nur in Ausnahmsfällen ein in einer Fabrik gebil- 
deter Arbeiter alle im handwerksmäßigen Betriebe vorkommenden 
Arbeiten einzuüben Gelegenheit hat. 
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einzutreten. Auf feine Meldung ift er jeben Falles von 
der Zunft aufzunehmen; buch Fann er bei denjenigen 
Beratbungen oder Beichlüfien nicht mitwirken, welche 
ben regelmäßigen handwerfömäßigen Betrieb. bes Ge- 
werbes und Die daraus entfpringenden Intereſſen be⸗ 
treffen. Seine Beiträge zur Zunftkaſſe find, im Noth- 
falle durch Schiedsgericht, im Berhältniffe der Ausdeh⸗ 
nung feines Gejchäftes über den Durchfchnitt eines 
handwerfömäßigen Betriebes feftzuftellen. 


3) Entfernung fehlerhafter materieller Befhränfungen. 


$. 156. 


a) Der Gewerbevorſchriften und Schauanftalten, 


An die fehlerhaften Beftimmungen über die Berhältnifie 
ber Gewerbenben zu einander reihen fich nicht felten, ebenfalls 
als Erbſchaft früherer Zeiten, gefegliche Vorfchriften, welche 
einem zwedmäßigen und freien Betrtebematerielle Hindernifie 
in ben Weg legen. Glüdlicherweife ift ihre Entfernung nicht 
mit übermäßigen Echwierigfeiten verbunden und wenig Zweifel 
über die richtige Behandlung der Sache. Die am häufigſten 
vorfommenden und an fich nachtheiligften Berhältniffe diefer 
Art find aber gebietende Gewerbevorſchriften und Monopole. 

Sehr häufig haben in früherer Zeit Die Staaten Zwang $- 
vorfchriften über die Art ımd Weife erlaffen,, wie gewifie 
Gemerbegegenftände zu verfertigen feyen. Es wurden dabei 
theild äuſſere Formen, z.B. Länge, Breite; theild innere Eigen— 
haften, 3.8. Wahl ber Farbefloffe, Verhältniß der Beſchickun⸗ 
gen u. f. w., beflimmt; zur Verſicherung bed Gehorfames 
aber eigene Schau- und Wahrungs-Behörden errichtet, welchen 
bie Waaren oder, nach Umftänden, auch die Werkzeuge und 
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Mafihinen vorgelegt werben mußten 1). Die Strafen waren 
oft barbarifch 2). Noch ist finden ſich nicht ſelten Ueberrefte 
folcher Gefeßgebungen in Kraft, Die Abficht bei dieſen Be- 
fehlen war eine löbliche: denn fie ſollten entweber Betrügereien 
verhindern, welche Ginzelnen, und rückwirkend dem Grebite 
des ganzen Landes, gefchabet hätten; ober follten fie bie im 
Handel beliebten igenfchaften gewiffer Artifel bewahren; 
ober endlich wollte der Staat mit Zwang nöthigen, gewiffe 
neuerfundene oder vorzügliche DVerfahrensarten alsbald und 
allgemein anzunehmen. Keineswegs aber war das Mittel in 
jeber Beziehung gut gewählt. | 

Allerdings laßt es fich, ſowohl aus Gründen ber Rechts⸗ 
als der Gewerbe⸗Polizei, vollkommen rechtfertigen und ſogar 
verlangen, daß Betruͤgereien vorgebeugt werde; namentlich da, 
wo in der Regel dem Käufer die Unterſuchung entweder aus 
Mangel an den erforderlichen, feltener verbreiteten Kenntniſſen ), 
ober auch aus Äußeren Gründen, 3. B. wegen ber eingeführten 
Berpadungsart *), unmöglich iſt. Auch ift es eine fehr ges 


NDS. unter andern ein Verzeichniß franzöfifcher Gewerbe-Reglements 
bei Leuch8, Gewerbe-Freiheit, ©. 172 fg. 

2) Sp führt z. B. Leuchs, a. a. O., ©. 177 fg. mehrere Beifbiele 
aus dem 15ten Jahrhundert an, daß Berfälfcher von Safran leben» 
dig verbrannt oder begraben wurden! 

3) Diefes tritt ein bei Gold- und Silber-Waaren, ſo wie bei Arbeiten 
von Zinn. 

4) Faͤlle dieſer Art kommen im überſeeiſchen Handel nicht ſelten vor, 
fo 3. 3. bei Leinwand, Tüchern, feinen Weinen in Slafchen, und 
dergleichen. Solche Betrügereien von Einzelnen fünnen aber ven 
Handel eines ganzen Landes empfindlichen Schaden thun durch Zer- 
flörung des Vertrauens, Bekannt ift 3. B, wie fehr einzelne Frans 
zofen durch Täufchungen der Käufer den Abfab der Waaren ihres 
Baterlandes in fremde Welttheile, namentlich nach Südamerika, 
vermindert haben. 


Mohl, Polizei, IL Zweite Auflage, 21 
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rechte Forderung ber Gewerbenden, daß es feinem unbefugten 
Dritten geftattet fei, Die von ihnen gewählte Bezeichnung ihrer 
Erzeugniffe nachzuahmen und dadurch nicht nur bie Käufer 
zu täufchen, fondern auch vielleicht Den urfprünglichen Verfer⸗ 
tigern empfindlich zu ſchaden, und durch fchlechte ihnen zur Lat 
gelegte Waaren feinen Credit zu vernichten. Demgemäß ift 
es geftattet und nothwendig, daß der Staat bei einzelnen dem Ber 
truge befonderd ausgefegten, von ihm aber mit Sicherheit unter= 
fuchbaren Waaren einen amtlichen, bie innere Befchaffenheit der- 
- felben beurfunbenden Stempel als Zwangsmaaßregel vorfchreibt; 
und es ift wenigſtens wünfchenswerth, baß er den Gewerbenden 
ein ausfchließendes Recht auf bie von ihm etwa gewählte 
Bezeichnung ihrer Waaren einräumt 5). Allein hieran hat 
er fich auch zu begnügen, und namentlich wäre eine Zwangs⸗ 
vorſchrift über die unveränderliche Feſthaltung gewiſſer ficht- 
barer Eigenfchaften ober über die Ginführung und Beides 
- haltung beftimmter Werfertigungsarten nicht weniger als 
zwedmäßig. 

Was nämlich den erfteren Zwed betrifft, fo fommt e& 
darauf an, ob die Abnehmer nach wie vor auf dem Vorhan⸗ 
denfeyn folcher Gigenfchaften beftehen, ober nicht. In jenem 
Galle ift es fo fehr der eigene Vortheil bes Verfertigers, das 
Verlangen ber Käufer, welche fich fonft an feine nachgiebigeren 
‚Mitwerber wenden würden, zu erfüllen, daß es feines Geſetzes 
bedarf. Unnöthige Geſetze aber find aus mehr denn Einem 
Grunde immer verwerflich. Ober aber es hat fich bie Anficht 
ber Käufer und die Eitte, vieleicht felbft das materielle Be- 
bürfniß geändert, und man’ verlangt die bisher gefurberte 


5) Ueber die den Verfertigern ausfchließlich einzuräumende Bezeichnung 
ihrer Waaren f. namentlih Wolowski, in feiner Revue, Band 
XVI, ©, 401 fg. und Bd. XVII, ©, 59 fo. 
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Eigenſchaft nicht mehr, vielleicht fogar völlig entgegenftehenbe 
an beren Stelle. Hier kann denn ein Geſetz, welches verbietet 
den wechfelnden Forderungen ber Käufer zu folgen, nur Scha⸗ 
den, vielleicht den gänzlichen Untergang bes Gewerbes, oder 
offenbaren Ungehorſam erzeugen. "Wenn, wie oben als wün- 
fhenswerth vorausgefegt wurde, bie Käufer gegen Betrug 
hinfichtlich der geheimen Eigenfchaften gefichert find, fo ift bie 
Prüfung bes äuſſerlich Erkennbaren ihrer Sorgfalt und 
Neigung zu überlaſſen. Ihr jemaliges Verlangen iſt für den 
Fabrikanten der zwingendſte und der zweckmäßigſte Befehl. 
Nicht minder ſchädlich und unzweckmäßig ſind Vorſchriften 
über die Fabrikationsweiſe. Gin ſolches Geſetz mag vielleicht 
zuweilen dazu beitragen, daß ein neues oder das zweckmäßigſte 
Verfahren ſchneller allgemein eingeführt wird; allein weit über⸗ 
wiegend ſind die Nachtheile. Vor allem wird eine offenbare 
Rechtsverletzung begangen, indem jeder Bürger die Befugniß 
haben muß, feine Kräfte nach Belieben anzuwenden, fo lange 
er feine an und für fich unrechtliche Handlung begeht, oder nicht 
einzelnen Rechten Dritter zu nahe tritt. Sodann ift der Fall 
ſehr leicht moͤglich, Daß Die gefeliche Vorſchrift eine minder 
gute, wenigftend nicht in allen Fällen mit gleichem Vortheile 
anzuwendende Berfahrensatt vorfehreibt. Dann aber ift ber große 
Nachtheil für den Einzelnen und für das Volksvermögen offen- 
bar. Endlich müffen jeden Falles Gewerbevorfähriften, auch 
‚wenn fie anfänglich ganz richtig waren, früher oder fpäter 
veralten, da bie Gefeßgebung wit ber Unzahl neuer Grfin= 
dungen in allen Theilen der Erde unmöglich Echritt halten 
fann; in ſolchem Falle wirfen fie aber ihrem Zwede geradezu 
entgegen. Nur alfo wo weitere, nicht in bem vermeintlichen 
Bortheile der Gewerbe liegende Gründe Dazu kommen, erfcheinen 
Borfchriften über die Bereitungsweife von Waaren gerechtfertigt. 
Dieß tritt aber hauptfächlich i in zwei Fällen ein. Einmal können 
| 21* 
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aus Rüdficht auf die Gefundheit des Bürgers beftimmte Vers 
fertigungsarten unterfagt und unfchädliche vorgefchrieben werben, 
wie dieß bei ber Bereitung von Arzneiftoffen, fünftlichen Ge⸗ 
tränfen, Töpferwaaren, Kinderfpielzeug vorfommt. Zweitens 
aber erfordert zuweilen die allgemeine Sicherheit die Beobach⸗ 
tung gewiſſer Borfichtömaaßregeln, fo 3. B. bei Bulvermühlen, 
in Fabriken von Knallſilber, u. |. w. 

Mit den materiellen Borfchriften Fallen aber natürlich 
auch bie Behörden und Einrichtungen zu ihrer Bollziehung, 
alle Schau⸗ und fonftige Auffichts-Anftalten. Und nur 
in den wenigen oben gerechtfertigten Ausnahmefällen, fo wie 
dann, wenn ein Gewerbender, etwa um einer längft beftehen- 
ben Sitte zu folgen ober zur Erwirkung eined amtlichen 
Stempeld zur Beruhigung ber Käufer, feine Waare freiwillig 
vorlegt, findet noch eine Unterfuhung und die Ausftellung 
eines Zeugniffes über den Erfund ftatt ©). 


8. 157. 


b) Der Monopole. 


Unter einem Monopole verfteht man ein vom Staate 
einem Ginzelnen oder Wenigen ausfchlieplich, alfo mit Be⸗ 
Thränfung ber Befugniß und der Fähigfeit der Uebrigen, 
verliehenes Recht auf die Verfertigung und ben Verkauf von 
Gewerbegegenſtänden ') ober auf die Leiftung eines Lohn 


« 6) Vgl. über diefe ganze Materie: Kraus, Staatswirthſchaft, Band 
V, S. 202 fg.; Lotz, Staatswirthſchaftslehre, Bd. II, ©. 204 fg.; 
Leuchs, Gewerbe⸗Freiheit, S. 172 fg.; Rau, Volkswirthſch. Pol., 
©, 346 fg. 

1) 2gl. Poulet Scrope, Princ. of polit. econ., ©. 176 fg. Unrichtig 
iſt es, den Alleinverfauf eines Einzelnen, welcher nicht durch ein 
Staatsvorrecht, fondern durch befondere Geſchicklichkeit, Gelegen⸗ 
heit u. f. w. feinen Vorrang vor eiwaigen Mitwerbern erringt, 
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bienftes. Der Umfang ber Berechtigung kann fehr verfchieden 
ſeyn, und zwar theils hinfichtlich ihres Gegenftanbes, theils 
hinfichtlich der Zeit, theils endlich Hinfichtlich der pflichtigen 
- Berfonen. In Iegterer Beziehung erftreden fich die Monopole 
bald auf ben ganzen Staat, bald aber auch nur auf bie 
Bewohner einer einzigen Gemeinde, ober eines beftimmten 
Bezirkes 2). Allein von welcher Art und von welchem Um⸗ 
fange ein ſolches ausſchließliches Recht auch feyn mag, Immer 
ift dad Urtheil über daſſelbe und über feine Folgen bas 
nämliche. Bei allen muß fowohl aus dem Standpunete bes. 
natürlichen Rechtes, ald aus dem ber Volföwirthfchaftslchre 
behauptet werben, daß fie eben fo ungerecht als fchäblich, und 
fomit unbedingt verwerflich find. inleuchtend tft nämlich : 

1) daß eine folche ausfchließende Berechtigung einen viel- 
fochen und bedeutenden Berluft für das Volfsvermögen 
zur Folge bat, 


ebenfalls Monopol zu nennen. In feinem alle kann von einem 
Tadel oder gar Verbote eines ſolchen Vorzuges die Rede ſeyn. 

2) Auf einen kleineren räumlichen Umfang befchränft werben die aus⸗ 
fehließenden Gewerbebefugniffe gewöhnlih Bannrechte genannt. 
Solche betreffen in der Regel das ausfchließende Recht der Verferti⸗ 
gung oder bes Verkaufes von Bier, Branntwein, Brod, Wein⸗ 
moſt u. f. w. Ihre gefhichtliche Entflehung Hat manches Eigen» 
thümliche, was bei den über ein ganzes Land gelegten Maaßregeln 
nicht vorkommen Tann (f. Mittermaier, Briv. R., Band IL, 
©. 667 fg.); allein in ſtaatswirthſchaftlicher und polizeilider Hin⸗ 
fiht ift keinerlei Unterſchied zwifchen ihnen. Bon den Zunft- 
echten find fie dagegen in fo ferne wefentlich verſchieden, als letztere 
nicht blos Einem zuftehen, ſondern von Jedem unter Erfüllung ge⸗ 
wiffer Bedingungen erworben werben fünnen, wodurch alfo für bie 
Gewerbeluftigen eine weit geringere Beichränfung, für die Verzehrer 
und Beichäftigenden aber der Bortheil einer möglichen Auswahl und 
der Mitwerbung entftcht. Mit diefen Eönnen fie daher nicht zus 
fammen geworfen werden. Vgl. Benedict, Der Zunftzwang und 
die Bannrechte, ©. 173; Rau, Volksw. Polit., S. 323. 
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a) Der feines hinreichenden Gewinnes auch ohne befondere 
Anftrengung fichere Alleinberechtigte giebt ſich, wenig⸗ 
ftend weitaus in ber Regel, nicht bie Mühe, feine Er— 
zeugnifle fo zu vervollfommnen, mie er könnte und wie 

- er ed, von Mitwerbern geftachelt, thun würde. Diefe 
Mittelmäßigkeit aber vermindert ben Werth feiner Er- 
zeugnifle, fomit auch des Gefammt-Bermögens, und hat 
überdieß den Rachtheil, daß folhe Waaren auf dem 

großen Weltmarkte bie Mitwerbung ungehinderter Völ⸗ 
fer nicht ertragen, fomit auch nicht. in der an ſich 
möglichen Menge verfertigt werben Fönnen. 


- b) Der Alleinberechtigte verlangt um fo mehr einen hohen 
Preis für feine Waare, ald er nur um biefed Gewinnes 
willen überall das Recht hat. Diefe Höhe des Preifes 
aber wirb in Manchem die Luft erftiden, den Gegenftand 
zu erwerben, und oft wirb daher die Erzeugung anderer 
MWerthe, welche dagegen ausgetaufcht worden wären, 
unterlaffen werden, fo daß das Volksvermögen um zwei 

Werthe weniger reich iſt. | 

2, Eben fo unbeftreitbar ift, daß die Summe des mate- 
riellen Genuffes eines Wolfe durch ein Monopol ver- 
mindert wird, indem dadurch die allgemeine Verbreitung eines 
nüglichen oder angenehmen Gegenſtandes, wie oben bemerkt, 
vielfach verhindert wird. Aus allem biefem' folgt aber 


3) daß die Monopole ein Unrecht enthalten, indem fie 
bie möglichft alfeitige Thätigfeit und Kräfteuͤbung ber Bürger 
nicht nur nicht fördern, (was Pflicht des Rechtöftanted wäre,) 
fondern fie fogar unterdrüden. Nun. fann aber eine folche 
Beichränfung der Staatsbürger nur dann erlaubt feyn, wenn 
fie ald nothwendiges Mittel zu Erreichung eines Staatszweckes 
dient; nicht aber, wenn fie an und für fich und materiell 
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ſchädlich und jeden Falles nur Die görberung eines Sonder⸗ 
nutzens iſt. | 

Bon boppeltem Gewichte find alle diefe Einwände, went 
der Staat felbft zu feinem Gewinne das Monopol betreibt. 
Zu: dem allgemeinen Schaden fommen hier noch die Nachtheile 
ber oft eben fo theuern als nachtäflgen Derwaltung von 
Staat » Gewerben 3), 

Demnach hat der Staat vor Allem feine eigenen Mono- 
pole aufzugeben, wobei von einer Entſchädigung natürlich feine 
Rede feyn Tann. Sodann muß die Verleihung neuer aus⸗ 
fhlieglicher Berechtigungen an Brivatperfonen unbedingt unter- 
bleiben. Was aber bie bereits verlicehenen Monopole betrifft, 
jo ift zwar auch deren Aufhebung wünfchenswerth und aus 
bem, Geſichtspuncte bes überwiegenden öffentlichen Nutzens 
gerechtfertigt; allein natürlich dürfen fie nicht, wenn fich aus 





3) Selbft der gewöhnlich von der Verwerfung der Monopole aus- 
genommene Fall, wenn ein Gewerbe für die Sicherheit des Staates 
notäwendig, und auf feine andere Weife in voller Ausbeh- 
mung innerhalb der Gränzen zu errichten und zu erhalten fey, muß 
als etwas Undenkbares betrachtet und verworfen werden, Denn, 
wenn ber Staat die Erzeugniffe eines ſolchen Gewerbes fu dringend 
nöthig hat, fo kauft er fie auch; nun iſt aber nicht einzufehen, 
warum bei einem ficheren Abfabe.nicht auch Privatperfonen, und 
zwar ohne alles ausfchließende Recht, die Unternehmung machen 
follten? Wäre eine Verhinderung des inländifchen Gewerbes. durch 
Mitwerbung des Auslandes zu fürchten, (welche gerade im Augen- 
blide der Noth fehlen Tönnte, nachdem fie vorher die Inländifchen 

‚ Unternehmungen zu Grunde gerichtet hätte,). fo koͤnnen hiergegen 
Zölle Helfen. — Ueber Monopole f. übrigens A. Smith, 2b. 1, 
©. 53; Bd. W, ©. 239; Storch, Cours d'écon. polit,, Bb. II, 
©. 177 fg; Lotz, Staatswirthſchaftslehre, Bd. II, ©. 116 fg.; 
ferner: Quirl und Klippflein, Zwei Preisfchriften über den 
Nuben und Schaden der Monopolien. Kaſſel, 1778; Ueber bie 
Monopolien, nebjt Bemerkungen über die in biefer Materie heraus⸗ 
gefommenen Schriften, Hann., 1779, . 
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dem Aufbören wirklich ein erweisbarer Schaden für ben Bes 
rechtigten ergiebt, nicht ohne Entfchädigung aufgehoben werben. 
Schwierig wird freilich in manchen Fällen die Berechnung des 
Schadens feyn, der dem bisher allein Berechtigten durch bie 
Aufhebung. feines Vorrechted (aber nicht feines Gewerbes) 
‚zugeht. Im folcden Fällen ericheint benn eine, durch unpars 
theiifche Schäger gefundene runde Summe das zwedmäßigfte 
Auskunftsmittel. Billig ericheint ed, wenn der Staat bie 
Entfchädigungsfumme, wo nicht gang, fo doch zum größten 
Theile, übernimmt, indem Doch nur entweder unmittelbarer 
Gewaltmißbrauch von feiner Seite ober fehlechte Einrichtung 
der gefellfchaftlichen Verhältniffe die Entftehung folder Vorrechte 
zur Zolge hatten, 


Aubnahmsweiſe gu geftattende Monopole. 


$. 158, 


e) Verbot des Nachprudes, 


So gewiß nun alfo in ber Regel ausſchließende Gewerbe⸗ 


Vorrechte verwerflich find, fo giebt es doch einige Ausnahme- 
Fälle, in welchen ſie nicht nur allgemeinen Nutzen gewähren, 
fondern wo ſelbſt aus Gründen der Billigkeit eine Beſchraͤnlung 
der übrigen Staatsbürger zu fordern if. 

Einer diefer Fälle ift die Sicherftelung ber Schriftfteller 
und Verleger gegen Nachdruck, d. h. gegen die im Weſent⸗ 


lichen unveränderte Vervielfältigung einer Schrift, veranſtaltet 


von Jemand, welcher vom Verfaſſer weder mittelbar noch un⸗ 
mittelbar das Recht hierzu erhalten hat t). 


1) Bon den ſehr zahlreichen Monographieen über den Nachdruck mögen 
folgende Schriften bie ausgezeichneteien feyn: Gegen den Nach⸗ 
drud; Pütter, Der Büchernachdruck, nach Achten Orunbfäßen des 
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Reicht iſt es hier, die Billigfeit eines Schutzes zu 
beweifen, und zwar fowohl in Beziehung auf den Berfafler ' 
al8 auf den Verleger einer Schrift. Der Verfaſſer eines 
Buches hat auf bie Abfaſſung beffelhen Zeit und Mühe, häufig 
“auch mehr ober. minder bedeutende. Koften verwendet. “Der 
Verleger wagt durch die ebernahme ber Handfchrift zum Behufe 
ihrer Herausgabe das für Schriftftellerfold und Druckkoſten 
auszulegende Kapital, feine Nebenunfoften und feine Arbeit. 
Beide können zum Wiedererfate ihrer Auslagen und zu einem 
verhältnigmäßigen Gewinne nur dann gelangen, wenn bie 
“ gehörige Anzahl von Eremplaren des gemeinfchaftlichen Werkes 


Rechts. Gött. 17745 Ehlers, Ueber vie Zuläffigfeit des Bücher⸗ 
nachdruckes nach. den Grundfägen des natürlichen Zwangsrechts. 
Deffau und Leipz., 1784; Kant, Bon ber Unrechtmäßigfeit des 
Büchernachdrudes, (Berliner Monatsihrift, von 1785, Heft 5;) 
Beder, Das Eigentfumsreht an Geifteswerfen, Leipzig, 1789; 
Ueber Buchhandel und Nachdruck (in Luden’s Nemefis, Band 
1, 9.2, ©. 38 fg; Schmidt, Der Büchernachbruf aus dem 
Gefihtspuncte des Rechts, ver Moral und ber Bolitif. Jena, 1822; 
Neuftetel, Der Büchernachdruck nach römifchem Recht betrachtet, 
Heibelb., 1824; Paulus, Nechtsforfchungen. Heidelb. 1824, Heft 
1; Kramer, Die Rechte der Schriftiteller und Verleger. Heidel⸗ 
berg, 1827; Elwers, Ueber die — — Bundesgefeßgebung — — 
gegen den Nachdruck (in deſſen Themis, Bd. J, H. 2, ©. 209 fg.;) 
Renouard, Trait& des droits d’auteurs dans la literature, les 
sciences et les beaux arts. LII, Par., 1838. Für den Nachdruck find 
aber; Reimarus, Der Bücherverlag, in Betrachtung der Schrift- 
fieller u. |. w. Samb,, 1773; derfelbe, Erwägung des Verlags⸗ 
rechts in Anfehung des Nachdrucks. Hamb., 1792; Knigge, Ueber 
Büchernachbrud. Hamb., 1792; Krauſe, Ueber Büchernachdruck. 
Stuttg., 18175 Griefinger, Der Büchernachbrud aus dem Ges 
fihtspuncte des Rechts, der Moral und der Politik. Stuttg., 1822; 
Einen literargefchichtlichen Verſuch über diefen Streit ſ. bei El⸗ 
wersé, a. a. O., ©. 222 fg.; eine große Anzahl weiterer Schrif- 
ten über Nachdruck aber bei Erſch, Literatur ber Jurispr. und 
Bolitik, J . 


330 


verfauft wird. Diefem binreichenden Verkaufe tritt nun aber 
der Nachbruder übermächtig entgegen, indem er, der auffer den 
Druckkoſten gar feine Auslagen hat, einen viel nieberern Preis 
für das einzelne Gremplar feitfeben Fann, damit aber einen 
großen Theil der Käufer dem DBerfafler und dem urfprüng- 
lichen Berleger entzieht. Rechnet man bierzu noch, daß ber 
Nachdruder, welcher natürlich nur ſolche Schriften brudt, 
beren DVerfäuflichfeit bereits durch bie Erfahrung entichieben 
ift, feinen Ausfall von unverfäuflichen Büchern auf feine ver⸗ 
fäuflichen zu fchlagen hat, wie ein Original-Berleger immer 
zu thun genöthigt ift?): fo erhellt auf das beutlichfte, daß nie 
und unter feinen Umftänden bie Originalausgabe die Mit- 
werbung gegen einen Nachdruck auszuhalten im Stande ift. 
Lediglich durch einen Schug gegen Nachdruck, fomit durch eine 
Art von Monopol, vermag ber Verfaſſer und Verleger den 
urfprünglich berechneten, in Beziehung auf ihre Berfon billigen 
Schadenserſatz und Gewinn zu erlangen. 

Aufferdem iſt aber auch zu erweifen, daß ein Berbot bes 
Nachdruckes zum Beften der allgemeinen Volksbildung 
dient und zu deren Bortheil gefordert werden muß. Die . 
Surcht vor Nachdruck kann leicht die Herausgabe von Eoftbaren 
Werfen verhindern; damit aber wird die Frucht vieljährigen 
Fleißes oder ausgezeichten Talented verloren gehen und die 


9 Bon einem Dritiheile der Berlagsartifel haben die Buchhändler 
pofitiven Schaden, ein Drittheil deckt feine Koften, und vom legten 
Drittheile allein ift Gewinn zu erwarten. Daß felbt größere 
Sachlenntniß, ale man dem Gewerbsmanne zumuthen fann, und 
alle Borficht dieſes ungünftige Ergebniß des Originalverlages nie 
ganz ändern fönnen, füllt in die Augen. Habent sua fata libelli. 
Nicht jedes gute Buch findet viele Lefer und Käufer. Auch im 
literarifhen Gebiete findet fchneller Wechfel der Laune und der 
Meinungen flat. Es Faun ein bisher viel gebrauchtes Werk durch 
eine Beränderung ber äufferen Umflände, oder durch eine noch beſ⸗ 
fere andere Schrift mit einemmale den Werth verlieren, u. ſ. f. 
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Moglichkeit eines Fortfchrittes in ber Volksbildung nicht ver« 
wirklicht werden. Noch ficherer ift, daß jeben Falles Nadh- 


drüde den. Berfauf der Original» Ausgabe verzögern, fomit 
aber erſt fpät, wenn überhaupt, dem Schriftfleller Gelegenheit 
zu verbefjerten und vermehrten Auflagen geben. Gegen biefe 
Nachtheile kommt der von ben Bertheidigern des. Nachdrudes 
gerühmte Nutzen befielben, nämlich bie allgemeine Ver⸗ 
breitung nüblicher Werfe mittelft der wohlfeilern Ausgabe, nicht 
fehr in Betracht; und zwar um fo.weniger, ald die Beforgniß 
vor Nachdruck nicht felten einen Verleger veranlaßt, ben Preis 
eines Buches höher zu flellen, damit er wenigftend Durch ben 
Berfauf der bis zum Erfcheinen bes Nachdruckes abseſehien 
Exemplare möglichſt gedeckt werde. 

Es wäre ohne Zweifel zweckmäßig geweſen, wenn man 
ſich begnuͤgt hätte, die Verwerflichkeit des Nachdruckes mit den 


bisher erörterten, vollkommen zu dieſem Zwecke genügenden 


Gründen zu erweiſen und, auf fie geſtuͤtzt, vom Staate Hilfe 
zu verlangen. Allein Manche haben geglaubt, noch ficherer 
gehen zu follen, und haben deßhalb verfucht, auch eine Un⸗ 
rehtmäßigfeit des Nachdrudes aus allgemeinen Gründen 


nachzuweiſen. Damit haben fie jedoch, eine klare Sache vers 


wirrend und mit fchlechten Gründen vertheidigend, mehr gefchabet, 
als genützt. Denn fo fehr verichieden und zum Theile finnreich 
auch die gemachten Verfuche find: noch Keinem ift bie Führung 


‚eined überzeugenden Beweifes gelungen; . und nimmermehr Tann 
fie auch wohl, der Natur der Sache nad) gelingen. Der 


Nachtheil für Schriftfteller und Verleger ift an fi) noch Fein 
Grund für die Inerlaubtheit der Handlung. Ebenſo wenig ift 
folche eine unmittelbar geſetzwidriges und unerlaubted Beginnen. 
Erft wenn fie nachweisbar ein Recht des Verfaſſers ober des 
Verlegers verlegt, kann fie als verboten und ftrafbar erfcheinen. 
Ein ſolches Recht befteht aber nicht, wie am deutlichiten ans 
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den Berfuchen zu feiner Vertheidigung. erhellt. So iſt es eine - 


offenbar. grundlofe. Annahme, daß der Nachdruder das von 
ihm vervielfältigte Exemplar nur unter ber ſtillſchweigenden ober 
ausbrüdiichen Bedingung, nicht nachzubruden, habe erwerben 
fönnen s). Es ift der Begriff eines geiftigen Cigenthumes des 
Verfaſſers an Öffentlich bereit mitgetheilten Gebanfen und 
beren Form eine ganz unjuriftifhe Vorſtellung, welche zu 
ben vwoiderfinnigften. Folgen und dem wunderlichften Rechts» 
zuftande führen würbe *). Keineswegs ſucht der Nachdruder 
den Verleger aus feinem Bertragsverhältniffe zum Berfaffer 
zu verdrängen 5); fondern er behauptet nur, über ihm befannt 
gewordene Gedanken nad Belieben verfügen zu dürfen. Endlich 
iſt der Dienft, welchen der Schriftfteler dem Publikum geleiftet 
hat und für ben er zu einer Belohnung berechtigt ſeyn 





3) Pütter bat (a. a. O., ©. 46 fg.) zuerſt den Gedanken, daß der 
Nachdrucker eine ſtillſchweigende Bedingung verletze, ausge— 


führt; und er iſt ihm denn, trotz ſeiner offenbaren Unhaltbarkeit, 


von Vielen — auch von Hegel — nachgeſagt worden. Um nicht 
viel verbeſſert wird der Verſuch, ven Nachdruck rechtlich unmoͤglich 
zu machen, dadurch, daß die Bedingung, nicht nachdrucken zu 
wollen, irgendwo im Buche ausdrücklich abgedruckt iſt. Nur in 
den wenigſten Faͤllen wird der Sortimentshändler den Käufer darauf 
aufmerffam machen, fondern biefer ganz ohne Bedingung kaufen. 


Und auch dann bleibt immer noch eine ganze Reihe von, Möglich 
feiten, ein nicht gefauftes Exemplar nachzudrucken. S. auch 


Neuſtetel, a. a. O., S. 18 in der Note. 
4) Den Verſuch durch ein Gedanken⸗Cigenthum den Nachdruck abzu⸗ 
weiſen, hat namentlich Ehlers gemacht; und Viele haben ihn: 


nachgeſchrieben. Neuftetel, ©. 4 fg., zeigt auf eine höchſt 
ſchlagende und wigige Weife das juriftifch völlig Verkehrte des 


Gedankens felbft, fo wie feiner Folgeſätze. Vgl. auch Renouard, 
Traite des droits d’anteurs, Bd. I, ©. 441 fg. 

5) Hierauf legt namentlih Kant das Gewicht; aber aud Fichte 
(Beweis der Unrechtmaͤßigkeit des Büchernachdrucks. Berl, Monats⸗ 
fhrift, 1793, Heft 5) und degel, Naturrecht, 1831, Seite a 
folgten Im. . 
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fol ©), ein von ihm freiwillig und ohne einen vorgaͤngigen 
Vertrag geleifteter, und jeden Falles hängt ein Anſpruch auf 
ben alleinigen Verkauf des Buches in feiner Weife mit diefem 
Verdienſte nothwendig und rechtlich zufammen. Somit iſt 
denn auch nicht einzufehen, wie eine Rechts-Verletzung be= 
gründet werben Könnte; und dieſe Stütze kann alfo ben 
Anfprüchen der Schriftfteller und ihrer Beauftragten nicht 
gegeben werben. | 

. Allein damit ift in ber That gar nichts für dieſelben 
verloren. Der Mangel einer naturrechtlichen Verwerfung 


des Nachdruckes hindert den Staat nicht im mindeſten, wenn 


er es für nöthig und nüglich erachtet, ben Bortheil ber bethei⸗ 


ligten Privaten und ben noch bebeutenderen der Volfsbildung 


durch ein pofitives Gefeß zu wahren, welches ben Nachbrud _ 
verbietet, Daß es aber ein gefittigter Staat wirklich für nöthig. 
erachten wird, auf dieſe Weiſe zu handeln, dafür bürgen bie 
bereitö erörterten Gründe ber Billigfeit und bes allgemeinen 
Nutzens; und dafür fpricht die ausgebehntefte Erfahrung 7). 
Die Modalitäten eines folchen Schutzgeſetzes Fünnen. aller- 


| dings verfchieden ſeyn; doch jcheinen nachftehende Grundfäße 


die zwedmäßigften Anhaltspuncte-zu geben: 
Bor Allem darf nicht aus den Augen gelaffen werben, Daß . 
ber Zweck bes ganzen Geſetzes nur ber feyn kann, dem Ver- 


faſſer und dem Verleger eines Werkes fo vielen Schuß zu 


gewähren, als fte bedürfen, um volle Entihädigung und billigen 
Gewinn zu ziehen; daß aber keineswegs ein völliged Eigen» 
thumsrecht an Gedanken, fomit eine Befugniß, bie Bildung 





6) Diefen Verſuch macht Renouard, a.a.D., ©. 457 fg., nachdem 
er die an fich weit halthareren Anfichten feiner Vorgänger mit Glück 
widerlegt hat! 

7 )Hierüber fi ausführliche Nachrichten bei Renouard, a. a, O., 
Br. 1, ©. 5432. 
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bes Volkes nach Belieben zu leiten und aufzuhalten, ihnen 
eingeräumt werden will und Tann. Go weit giengen bie 
Befugniffe des Staates nicht; und noch viel weniger könnte 
der allgemeine Bortheil einen ſolchen ausfchweifenden Anfpruch 
gut heißen. Bon einem unbedingten Berbote des Nachdrudes, 
ohne Rüdfiht auf Zeit und Berfonalverhältniffe, von einem 
ewig dauernden ausſchließenden Rechte auf beftimmte Werke 
kann alfo feine Rebe feyn. Welcher vernünftige Grund Tieße 
fih für ein folches Recht anführen, wenn Verfaſſer und Vers 
Ieger durch jahrelangen alleinigen Verkauf längft nicht nur 
alle Auslagen gedeckt, fondern vielleicht ſelbſt ſchon großen 
Gewinn gemacht haben? Ein ſolches ewiges Recht würde 
verhindern, daß die klaſſiſchen Echriften eines Volkes Gemeingut 
aller Stände werben; ber Grad feiner Ausbildung würde von 
ber eigenfüchtigen Berechnung einiger Buchhändler abhängen. 
Seden Falles kann alfo nur ein zeitweifes Verbot Des 
Kachdrudes gegeben werben, nach befien Ablauf Jedem erlaubt 
ift, das Werk wieder zu bruden und auf beliebige Weife zu 
verkaufen. | 

Hinfichtlich der zwecdmäßigen Dauer des vorübergehenden 
Alfeinrechtes können verfchiedene Anfichten ftattfinden. Würde 
man blos den Verleger und feine Vortheile ind Auge faffen, 
fo möchte eine Zeit von 10 — 12 Jahren wohl völlig hinreichen, 
indem ein Buch, welches ſich gut verkauft, in diefem Zeits 
raume längft die Koften gebedt haben wird; für ein anderes 
aber auch ein weit längerer Zeitraum feine Sicherheit gewährt, 
und ohnebem ein Nachdrud eines folchen Werkes kaum zu 
befürchten if. Sieht man dagegen auf ben Verfaſſer bes 
Werkes, fo ſcheint billig zu feyn, ihn fein ganzes Leben hindurch 
an dem durch fein Talent oder feinen Fleiß gefchaffenen Gewinn 
Antheil nehmen zu laffen, und felbft feiner hinterlaffenen Fa— 
inilie ein Erbtheil zu verfichern, wenn ber Genuß bes Gatten 
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und Vaters nur Furze Zeit dauerte. Am billigften werben 
alfo wohl alle Anſpruͤche berüdfi ichtigt, wenn ald Regel des 
Nachdruck⸗ Berbotes bie. Lebenszeit des Schriftſtellers ange⸗ 
nommen, dabei aber beſtimmt wird, daß wenn derſelbe ſtirbt 
ehe er fein Recht eine beftimmte Anzabf Jahre hindurch (als 
lenfalls 15— 20) genoſſen hat, feine Wittwe und Kinder bis 
zum Ablaufe dieſes Termines eintreten 8). Andere Erben find 
auszufchließen, als für welche keinerlei Billigkeit fpricht; und 
nur dem Buchhändler ift im Falle eines frühen Todes bes 
Berfaffers ohne Familie ein Zeitraum von 10—12 Jahren 
einzuräumen. Daß bei Schriften, welche in mehreren Ab- 
theilungen erfcheinen, alle biefe Sriften erſt von ber Zeit 
ber Herausgabe ber legten Befanntmachung an laufen, verfteht 
fih von felbft, da fonft der benbfichtigte Schutz ein fehr unvoll⸗ 
fommener wäre. Bei ganz unveränderten neuen Anflagen 
Dagegen fcheint e8 zu genügen, wenn nur ber Termin Des 
erften Abdrudes Läuft. 

Nicht ohne Schwierigkeit ift bie Beantwortung ber Frage, 
welcherlei Schriften ber gefegliche Schuß zufommen ſoll? 
Im Allgemeinen muß freilich feſtſtehen, daß jede Druckſchrift 
ohne weitere Unterſcheidung ſei es des Inhaltes, ſei es der 
Form, zu ſchuͤtzen iſt. Allein ganz ohne Ausnahmen und 
nähere Beſtimmungen kann dieſe Regel nicht bleiben, wenn 
nicht Unzweckmäßiges, zum Theile ſogar des Staates Unwür—⸗ 
diges erfolgen fol. — So ift denn, einmal, das Verhältniß 
ber nicht völlig felbftfländigen Schriften zu beftimmen, alfo ber 
Veberfegungen, Nachahmungen, Auszüge und Commentare. 
Im Sinne bes Gefeged liegt es wohl, daß Schriften. Diefer 


8) In der englifchen Geſetzgebung iſt der Satz umgefehrt. Hier if 
nämlich der Schuß jeden Falles auf'28 Jahre beftimmt; lebt aber 
der Schriftfteller Länger, fo ift er auch noch währen? des Reſtes 
feines Lebens gefchügt. 
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Art nicht erlaubt find, wenn fie das Wefen ber urfprünglichen 
Schrift na Form und Inhalt fo ganz wiedergeben, baß eine 
Bekanniſchaft mit derfelben überflüffig wird. Demnach find 
benn Ueberfegungen nicht zu beanftanden, weil ganz verfchieben 
in der Form; wohl aber foftematifche Auszüge, Commentare, 
welche den ganzen Tert wieder geben, u. ſ. w. — Eine zweite 
Berüdfichtigung erfordern unſittliche Schriften. Einer Seits 
find diefelben ſicherlich keines Staatsfchuges würdig. Anderer 
Seits ift aber zu beforgen, daß fie durch Nachdrücke um fo mehr 
verbreitet werben möchten. Da jedoch daß lehtere durch Strafen 
und Wegnahmen wenigftens theilweife befeitigt werben Tann, 
fo darf die erfte Rüdficht zu überwiegen, und fomit der Schuß 
verweigert werden 9%). Uebrigend verfteht es fi, daß nur 
ſolche Schriften jo behandelt werben dürfen, welche durch ein 
zuftändiges Urtheil rechiöfräftig für unfittlich erflärt find, — 
Drittens ift die Frage zu enticheiden, wie es zu halten ift 
hinfichtlich des Nachdrudes von Werfen, welche im Auslande, 
namentlich auch in fremden Sprachen, erfchienen find? Un— 
läugbar ift hier freilich, daß der Nachdruck auch folcher Schriften 
ben Berfaffern und Berlegern fehr fchädlich ſeyn Tann 19). 
ebenfo ift natürlich die Unfittlichfeit Der Handlung Diefelbe, ob 
fie gegen einen Fremden begangen wirb, oder ob fie einem 
Mitbürger ſchadet. Allein dennoch hat die Sache auch noch 
eine andere Seite. Einmal ift der Nachtbeil, und fomit bie 
Unbilligfeit, in ber Regel weit kleiner. Sodann ift die Herbeis 
fhaffung auswärtiger Werke häufig mit vielen Schwierigkeiten 
und mit Zeitverluft verbunden, unterbleibt deßhalb aber ganz. 


9) Auch die englifche Gefeßgebung ift diefer Anfiht, ©. Kleinfchrop, 
Großbritanniens Gefepgebung, ©. 74. 

10) Man erinnere fih 3. DB. an den Nachdruck der englifchen Schrif- 
ten in den V. St. vun Nordamerika, der franzöfifchen in Belgien, 
ber italiänifchen in den verfchiedenen Staaten Staliens. 
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Ferner ift die Anfchaffung fremder Bücher, damit aber auch 
"die Verbreitung ber in ihnen enthaltenen Bilvungsmittel fehr 
erſchwert, wenn ber Druck in einem gelbreichen - und alfo 
ſcheinbax theueren Lande gefhah, bie. Einfuhr aber zu einem 
Wolke geſchehen fol, bei welchem das Gelb höher im Preife ſteht. 

Endlich kann dem Staate kaum eine Verbindlichkeit nachge- 
wieſen werben, bie Angehörigen. eined fremden Staates wegen 
einer in deſſen Gränzen vorgenommenen und jeden Falles 
zunächſt für feine Bürger bezwedten Handlung zu belohnen, und 
zwar auf. Koften ber biefleitigen. Angehörigen. Sind nun auch 
dieſe Gründe nicht fo ſchlagend, daß fie die Freigebung des 
Nachdruckes fremder Werke völlig rechtfertigten, ſo erlauben ſie 
doch wenigſtens, die fremden Schriftſteller und Verleger etwas 
weniger günftig zu behandeln, als die einheimiſchen. Deßhalb 
ſcheint es denn zu genügen, wenn denſelben bie beſondere 

Nachſuchung um ein Privilegium als Bedingung des Schutzes 

vorgeſchrieben, die Verleihung dieſes Schutzes aber der Erwä- 

gung der bieffeitigen Staatsbehörde anheim geftellt ifl. Nament- 

Lich dürfte, unter Umftänden, die Feftfegung eines ben Geldver- 

hältniffen des fchußgebenden Landes entfprechenden Preiſes eine 
: ganz zuläffige Bedingung der Verwilligung biefes Privilegiums 
feyn. Und felbft bei diefem geringeren Grabe von Schuß wäre 
natürlich gleiches Verhalten von Seite des fremden Staates 
vorausgefegt tt). Als Ausnahme wäre nur der Fall zu behan- 
bein, wenn zwei Völker biefelbe Sprache und Literatur haben 
und in lebhaften und regelmäßigem Verkehre, namentlich aud) 
bes Buchhandels, mit einander ftehen. Bei folchen müßte ber 
gegenfeitig geftattete Nachdrud faft fo viel haben und als jo 
unbillig erfcheinen, als ber im eigenen Lande getriebene, In 
11) Beinahe unbedingt will den Nachdruck fremder Werke erlauben: 


Schalbacher, If der Nachdruck eines in einem fremdem Staate 
gedruckten Werkes — zuläffig? Wien, 1815. 


Mohl, Polizei, II, Zweite Auflage. 22 
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folchen Verhaͤltniſſen ift der Abſchluß eines Vertrages auf ge⸗ 
genfeitige Unterbrüdung des Nachdruckes mittelft gemeinichaft- 


licher Geſetzgebung dringended Beduͤrfniß. — Endlich ift noch 


bes Aborudes einer von dem Verfaſſer felbft für bie Preſſe 
gar nicht beflimmten Schrift oder mündlichen Rede Erwäh- 
nung zu thun. Ein Nachdrud ift allerdings eine ſolche Hand- 
fung nicht; fondern vielmehr, je nach den Umftänden, eniwe- 
ber ein gewöhnlicher Diebſtahl ober eine Verlegung ber 
BVerfönlichkeit: allein unläugbar gleicht fie bem Nachdrucke an 
Unbiliigfeit, in gewiffen Fällen auch (wenn fie nämlich eine 
befiere Bearbeitung bes Berfafiers hindert) an Gemeinfchählich- 
feit. Es kann fomit keinem Anftande unterliegen, daß auch 
dieſe Handlungsweiſe nach demſelben Geſetze wie ber Nachdruck 


behandelt wird. Ebenſo werden billigermaaßen unter dieſem 


Geſetze auch muſikaliſche Compoſitionen fo wie bilbliche kuͤnſt⸗ 
leriſche Darſtellungen begriffen werden 12). 

Kein Zweifel kann obwalten uͤber das vom Staate zu beob⸗ 
achtende Verhalten, wenn feiner dem Schriftenthume gewährter 
Schutz nicht geachtet wird. Es ift nämlich jeder gegen bad Gefeg 
unternommene Nachdrud nicht nur zu beftrafen, als eine 
Uebertretung ber Gebote des Staates, fondern überdieß der 
Berfafter und Verleger von dem Nachdruder zu entfchädigen, 
was am zwechmäßigften dadurch gefchieht, daß benjelben für 
jedes erweisbar verkaufte Eremplar des Nachdrudes der Laden- 


- preis ber Orginal-Audgabe erfeht wird 19), 


12) ©. Renouard, a. a. O., Bd. II, ©. 67. 

13) Diefe Entfchädigungsweife ift die in den Geſetzen gewöhnlich an⸗ 
genommene. Man könnte allerdings fie in fo ferne zu hoch finden, 
als wahrfheinlich von der theureren Driginal:Ausgabe nicht 
fo viele Exemplare verfauft worden wären, als von dem wohlfei= 
leren Nachdrucke (vgl. hierüber Schalbudher, a. a. O., ©.52fg.): 
allein theils ift dieſe Wahrfcheinlichkeit Feine Gewißheit, und auf 
Billigkeit bat ber Gefepesübertreter gegenüber von dem verlegten 
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| A) Erfindungs⸗ und EinführungssBatente. 


Eine zweite Art von erlaubten und ſelbſt nüßlichen Bes 


fcränfungen ber allgemeinen Gewerbefreiheit zum Vortheile 
eines Einzelnen bilden Erfindungs- und Einführu 196 
Batente ). 


| Berechtigten feinen Anſpruch; theils wird fehr häufig von dem ents 


beiten Nachdrucke ein Theil der verfauften Eremplare verſchwiegen 
werben, was natürlich auf Die Entſchädigung von fehr nachtheili= 
gem Einfluſſe iſt, der anderweitig wieder ausgeglichen werben muß; 
endlich kann zwar ‚allerdings der Nachdruck fchnelfer ‚verkauft wer⸗ 


den, allein damit ift noch nicht bewiefen, daß nicht die Original: 


ausgabe auch, nur langfamer, verfchluffen wurden wäre, fu daß 
doch jedes verfaufte Exemplar des Nachdruckes dem Verfaſſer und 


Berleger ſchadet. 


1) S. über dieſen Gegenſtand im Allgemeinen: Renouard, Traito 


— 


des brevets d'invention. Paris, 1825; Kleinſchrod, Beiträge 
zur deutfchen Gewerbe-Gefeßgebung. Augsb., 1840, ©. 202 fg. 
Ueber die Patent:Gefepe der einzelnen Staaten aber, und zwar . 
über die englifchen Geſetze: Godson, Trestise of the laws of 
patents, Lond., 1823; Raport on the laws of. patents of invention, 
ord. by the H. of C, to the printed. Lond., 1825; Kleinſchrod, 
Großbrit. Gefepgebung, ©. 55 fg.; Carpmael, The law of pa- 
tents. Lond., 1836; über die frangzöflfhen: Salandrouze de 
Lamornaix, Consid£rations s. 1. legislation des brevets d’inven- 
tion. Par., 1829; Perpigna, Manuel des inventeurs et des bre- 
vetes. Paris, 1837; Girandau et Götschy, Traite theorique et 
practique des brevets d’invention. Par., 1837. Ueber die amerifa- 
niſchen: Kessenden, Essay on the laws of patents. Boston, 1810; 
Philipp, The law of patents for inventions. Bost., 1837; über 
bie öfterreichifchen: Harfupp, Die Handels: und Gewerböverfafs 
fung des öfterreichifchen Kaiferftants. Wien, 1820; Krauß, Geift 
ber öfterr. Gefeßgebung zur Aufmunterung ber, Erfindungen. Wien, 
1838; über die württembergifchen: mein Staatsrecht des K. W., 
2te Aufl., Bd. II, ©. 577 fg. Eine allgemeine Sammlung giebt: 
Schuller, Handbuch ber Beiese über ausſchließliche Privilegien. 
Wien, 1843. 
22* 
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So gewiß, nach dem eben Ausgeführten, Fein ausfchließen- 
des Recht an einem veröffentlichten Gedanken befteht und 
Seder das Recht Hat, denfelben zu benützen, nachzuahmen, 
anzumweden; fo unzweifelhaft diefes Recht namentlich auch In 
Beziehung auf eine beffere oder wohlfeilere Bereitung ber zu 
menfchlichen Zweden bienlichen Gegenftände ftattfinden muß, 
wenn nicht jeder Fortfchritt in den Gewerben, und fomit au 
theilweife in dem Wohlftande und der Gefittigung ber Völfer 
unmöglich gemacht werben fol: eben fo unläugbar ift auf der 
andern Seite, daß Derjenige, welcher einen nüßlichen Ge— 
danken zuerft faßte und ausführte, mit Billigfeit verlangen 
kann, baß feine für alle Andere ohne beren Verbienft und 
Zuthun vortheilhafte Erfindung nicht ihm allein Schaden 
bringe. Dieß aber würde bei technifchen Erfindungen leicht 
fi ergeben. Während nämlich Dritte die vollendete Ent- 
deckung Furzweg benügen- können, hatte in der Regel ber Er- 
finder viele, vielleicht langjährige und Eoftbare, Verſuche zu 
machen, ehe er feinen Gebanfen vollftändig darſtellen Eonnte. 
Schon Mancher hat darüber fein einträgliched Gewerbe ver- 
fäumt und fein Vermögen verzehrt. Zum Erfage dieſer Aud- 
lagen und zu einem, gewiß hier wenn irgendwo verdienten, 
billigen Gewinne vermag ber Erfinder nur dann zu gelangen, 
wenn er feine Erfindung eine verhältnigmäßige Zeit hindurch 
ohne Mitwerber' anwenden kann ?). Nur unter biefer Vor⸗ 


2) Zwar find an und für fich noch zwei andere Mittel denkbar, den 
Erfinder zu entſchädigen; allein fie find mit zu vielen Nachtheilen 
und Schwierigkeiten verbunden, als daß fie empfohlen werben 
fönnten. Diefe Mittel find nämlich: 1) Abkauf des Geheimnifjes 
von Seiten des Staates; und 2) Bezahlung eines Erlaubnißfcheines 
yon Seiten jedes bie Erfindung benüßenden Privatmannes. Das " 
erftere Mittel ift als Regel aus mehr als einem Grunde uns 
thunlih. Es würde nicht nur den Staat große, felbft unerfchwing- 
liche, Summen foften, und dennoch leicht zu Klagen über Gunft oder 


\ 
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ausſetzung iſt er in ber Lage, monopofiftifche Breife zu machen, 
und dadurch außer dem laufenden Fabrifations-Gewinne auch 
noch den Erfag feiner Vorauslage zu beziehen. Eine folhe 
Alleinbenuͤtzung ift num aber an fich im zweierlei Fällen mög- 
ih. Entweder, wenn ber Urheber feine Erfindung geheim 

halten fann; oder wenn er vom Staate ein ausfchließfiches 
Recht erhält. Das erftere Mittel wäre allerdings dad natür- 
fichfte. Allein e8 gewährt einer-Seits dem Erfinder Feine hin- 
reichende Sicherheit gegen Entdeckung; anderer Seits feht es 
die Gefellfchaft in Gefahr, eine wichtige Entdeckung mit dem 


Tobe ded allein damit Vertrauten wieder zu verlieren. Dep 


halb ift denn die Anwendung eines Staatöfchuges, welcher 
unter der Bebingung einer vollftändigen Mittheilung des Ge- 
heimniffes und auf eine billige Zeit gewährt wird, in jeber 
Beziehung vorzuziehen. Zwar werben fowohl die Abnehmer 
mit dem Genufje des möglichft wohlfeilen Preiſes, als auch 
‚ Die übrigen Gemwerbenden mit der Benuͤtzung der Erfindung hin⸗ 
ausgefchoben: da fie aber theils offenbar fein Recht auf dieſe 
Bortheile haben, theild die Erlaubniß zur früheren Benüsung 
der Erfindung durch einen Vertrag mit dem Berechtigten er⸗ 
worben werben kann: fo müffen die Ruͤckſichten der Billigkeit 
und der Staatsklugheit überwiegen. 

Die zweckmäßigſte Form der: Verleihung des vorüberge- 


Mißgunft Anlaß geben; fondern es ift auch die Schäkung einer 
- neuen Erfindung faum moͤglich. Erft die Erfahrung kann Darüber 
beftimmte Anhalts-Buncte geben; diefe ift aber der Natur nach hier 
" ansgefchloffen. Cine Privat-Uebereinfunft der einzelnen Nachahmer 
aber ift zwar ſehr wünfchenswerth (f. unten); allein fie würde zu 
endloſen Streitigkeiten führen, wenn nicht der Erfinder vorläufig 
ein ausfchließendes Recht auf feine Erfindung erhielte, auf welches 
geftüßt er mit dem ſich Melvdenden unterhändeln, im Balle der 
Nichtübereinfunft aber die Berfertigung für ſich allein behalten 
fünnte. Vgl. Renouard, Brevets d’invention, ©, 39 fg. . 


henden ausfchließenden Rechtes ift ohne Zweifel die der Pa⸗ 
tente, wie fie zuerft in England eingeführt und audgebilbet 
wurde, ſodann auf faft alle andere Völker mit manchfachen 
Verbefierungen überging ). Das Wefentliche biefer Einrich⸗ 
tung beſteht aber in Folgendem: 

Ein Erfindungs-Patent kann Jeder verlangen, welcher in 
dem rechtmäßigen Beſitze einer neuen Erfindung im Gewerbe- 
fache ift, d.h. ein neues Fabrikat, ein neues Fabrikations- 
mittel oder eine neue Fabrifationsmethode kennt. Daß der 
ſich Meldende gerade der Erfinder felbft ſei, ift nicht nö⸗ 
thig, wenn er nur von biefem Lebteren das Geheimniß auf 
rechtmäßige Weife erworben hat 9). Als neu aber gilt eine 
Erfindung, welche noch nicht öffentlich befannt ift, noch von 
Jemand gemwerbmäßig ausgeübt wird 5). Der anfcheinend 
größere oder mindere Grad ber Wichtigfeit der Erfindung 
. macht feinen Unterſchied hinfichtlich des Rechtes auf ein Pa⸗ 
tent, um.fo mehr, als fich dieſer Grad der Wichtigkeit un⸗ 


3) In England wurden in ben Jahren 1675-1829 nicht weniger als 
5,939 Patente ertheilt, und von diefen waren im letztgenannten 
Jahre noch 1855 in Kraft, f. den angef. Report, S. 216; von 
1821—26 wurden in England 914, in Frankreich 1,091, in Defter- 
reich 1,099 Patente gegeben, |. bie Jahrbücher des polytechnifchen 
Snftitutes, 

4) Wer durch Betrug, Beftechung u. ſ. w. in ben Bell ber Erfin- 
dung gefommen ift, kann feinen Staatsfchuk erhalten; allein freilich 
ift in folchem Falle auch der Erfinder felbft in ver Regel um die Mög- 
lichfeit eines Patentes gebracht, indem die Entdeckung itzt bereits 
befannt ift. Vgl. unten, ©. 345, Note 10. Ihm bleibt dann nur eine 
gerichtliche Klage auf Schadenerfah gegen den ihn Verletzenden. 

5) Die Deffentlidhfeit der Kenntniß und Ausübung iſt ein noth⸗ 
wendiges Merfmahl, damit der Uebelftand des englifchen Rechtes 
vermieden wird, nach deſſen Beflimmungen jeder falfche enge, 
welcher ſchwoͤrt, den Gegenftand des Patentes vor deſſen Erlaffung 
bereits verfertigt zu haben, ein noch fu wohl erworbenes Patent 
umftoßen kann. " 
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möglich zum Voraus beftimmen läßt, am wenigften von einer. 
Regirungsbehörbe. Ehen fo kann ein Patent erlangt werben. 
für die wefentliche Verbeſſerung eines bereits patentirten Ges. 
genftandes, jedoch natürlich mit Beſchränkung auf diefe Ver⸗ 
befierung 9. Sehr wichtig, und eben fo beftritten, ift bie 
Frage, ob für einen allgemeinen Srundfag ein Patent 
zu geben ſey? Bebenft man auf der einen Seite bie Unbillig⸗ 
feit einen Mann unbelohnt zu laſſen, befien Scharffinn oder 
Fleiß einen Grundſatz entbedte, welchen vieleicht Taufende 
feiner Landsleute Reichthümer verdanfen; faßt man aber auf 
der andern Seite ind Auge, daß Patente für Erfindungen in 
ben Gewerben, nicht aber in ber Wiffenfchaft oder Kunſt 
gegeben werben follen und können: fo muß die Entſcheidung. 
dahin ausfallen, daß allerdings für einen allgemeinen Grund». 
fas, aber auch nur dann, wenn und foweit er eine beftimmte 
gewerbliche Anwendung vom Grfinder bereit erhalten hat, 
ein Patent zu. geben it ). Wenn übrigens irgendwo, fo 
fheint es hier gerechtfertigt zu feyn, wenn der Staat ein Ge⸗ 
heimniß kauft und es fodann zum allgemeinen Beften veröf- 
fentlicht. Seinem Zweifel kann unterliegen, daß Patente für 
die Verfertigung eines an und für fich unerlaubten Gegenftandes 
nicht ertheilt werden Dürfen, Die Dauer des Batentfchuges 
muß ſich nach den Verhältniffen bes einzelnen Falles, nament- 
lich aber nach ben erwiefenen Koften ber Vorbereitung und 


6) Im Falle der Patent:Inhaber ſelbſt die Verbefferung erfindet, (ein 
fehr gewöhnlicher Fall,) ift es wohl billig, ihm nicht unbedingt die 
Koften eines neuen Patentes zuzumuthen, ſondern ihm zu erlauben, 
feine Verbeſſerung dem urfprünglichen Patente als Nachtrag gegen 

eine Heine Tare anfügen zu laffen. Natürlich gewährt aber ber 
Nachtrag auch nur auf die noch übrige Dauer des Patentes Schuß, 

7) ©. über diefen Punct vielfache, nicht aber immer Hare, Verhand⸗ 
lungen in dem Report, z. B. ©. 35 fg. u. f. w. Vrgl. au Re- 
nouard, ©, 165 fg. 
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nach ber Mahrfcheinlichkeit ber fehnellen Verbreitung ber Er⸗ 
findung richten. In der Regel barf fie jedoch, in Hinficht auf 
die wünfchenswerthe Freiheit des Gewerbes, einen Zeitraum 
son 10—15 Jahren nicht überfteigen ®). 

Als Bedingung der Patentertheilung ift bie Uebergabe 
einer vollftändigen, für ben Mann vom Zach vollflommen ver- 
ländlichen und ihm die Möglichkeit ber Ausführung fchaffenben 
Beichreibung der ganzen Erfindung feſtzuſetzen. Diefe Bee 
fhreibung dient zur Grundlage der Entfcheidung, wenn bie 
Neuheit der Erfindung angegriffen wirb; und eben fo mag fie 
von jedem Staatsbürger — wenigftend gegen das Enbe ber 
Patentzgit — eingefehen und ihr Inhalt nach Ablauf Diefer 
Zeit nach Belieben benügt werden. Untreue in ber Beſchrei⸗ 
bung macht des Patents verluftig, und wird überdleß als 
Faͤlſchung beftraft %. Wenn zwei Bürger unabhängig von 


8) Allerdings wird in einzelnen Fällen felbit eine Patentzeit von 15 
Jahren nicht hinreichen. Hier kann denn, nach dem Beifpiele der 
engltfchen Gefebgebung, durch ein befunderes Gefeg ber Zeitraum 
des Monopules ausnahmsweife verlängert werden. In Englaud 
und in ben Vereinigten Staaten von Nord-Amerifa ift die ordent⸗ 
liche Patentzeit 14 Jahre; in Frankreich und den Niederlanden 5, 
10 und 15 Jahre; in Oeſterreich, Baiern und Preußen höchitens 
15; in Spanien und Württemberg 10. 

9) Daß die, allerdings nothwendige, Strenge in dieſem Punete auch 
übertrieben werden kann, beweist das ältere englifche Geſetz (näm- 
lid) vor dem Statute 5 et 6 W. IV, c! 83), welches ein Patent 
ſchon deßhalb für ungültig erklärte, weil in die Befchreibung ber 
neuen Erfindung auch nur irgend etwas früher fchon Bekanntes 
aufgenommen ward. Daß dadurch, namentlich bei verwidelten Eins 
richtungen, die Patent-Eriheilung unendlich, und ganz unnöthig, 
erſchwert wurbe, füllt in die Augen; auch beklagten es alle vom 
Parliamente hierüber abgehörten Zeugen. S. Report, S. 6, 8, 
39 u. a. m. — Uebrigens fcheint die Forderung einer vollftändig- 
richtigen Befchreibung nur dann fowohl mit Nüdficht auf den, dem 
Erfinder zu verleihenden, Schub, als auf das Intereſſe des Publi- 
cums ausführbar, wenn die Lieferung dieſer Beſchreibung in zwei 
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einanber biefelbe Erfindung gemacht haben, fo hat berjenige 
ben Vorzug, welcher fich zuerft um das Patent meldete. Tag 
und Stunde der Anmeldung ift deßhalb genau und amtlich 
feftzuftellen »°). Der Schub bes Geſetzes beginnt mit dem 
Augenblide der Anmeldung !!).. Der Staat unterfucht weber 
die Frage über die Neuheit, noch über das Recht der Erfin- 
bung, fondern das Patent wird, wenn die äufferen Formen 
ber Meldung von dem Bittenden erfüllt find, ertheilt. Allein 
es fteht natürlich jedem Dritten frei, das Patent aus dem 





Stadien zerfällt wird. Gleich bei ber Bitte wäre nämlich ber 
allgemeine Gedanke der Erfindung mit ihren Hauptausführungs⸗ 
mitteln furz, aber beftimmt und umfaffend, anzugeben. Auf diefe 
Meldung erhielte nun der Bittende eine Friſt von höchſtens einem 
Jahre, um feinen Gedanken auszuführen, ihn in allen Theilen 
wirklich zu erproben und auch die durch bie Erfahrung ſich erge- 
benden Derbefferungen anzubringen, während welcher Zeit der Er=- 
finder gegen Nahahmungen und Patentnachſuchungen von Anderen 
gefhüst bliebe, obgleich ihm ein fürmliches Patent noch nicht aus⸗ 
gefertigt wäre. Mit Ablauf der verwilligten Probezeit hätte er 
nun bie vollftändige und ist unwandelbare Befchreibung zu übers 

\ geben. Würde diefe als im MWefentlichen mit den zuerft übergebenen 
Grundfägen übereinftimmend gefunden, fo erfulgte nun die Aus- 
fertigung des Patentes, deſſen Wirfung aber vom Tage der erften 
Gingabe an liefe. 

10) Nur wenn dem wirklichen Erfinder Jemand, welcher ſich durch un- 
rechtliche Mittel von der Erfindung Kunde zu verfchaffen wußte, 
voraneilt, der erſtere aber noch che das Patent ertheilt und ohne 
daß das Geheimniß irgend befannt wurde, dieſe Unrechtlichkeit be⸗ 
weifen Tann, fcheint die Bilfigfeit zu fordern, daß dem wahren 
Erfinder das Patent ertheilt wird. 

11) Diefer Punct ift fehr wichtig. Die Beflimmung des engliichen Ge- 
feßes, nach welcher der Schuß nicht von dem Augenblicke der Ans 
meldung, fondern von dem ber Ausfertigung des Putentes anfängt, 
feßt den Nachfuchenden der Gefahr aus, daß feine Befchreibung in 
ber Bwifchenzeit (3. B. durch Beſtechung eines Kanzleibeamten) 
befannt und fomit die Gewährung eines Patentes unmöglich wird. 
©. Report, ©, 8, 18 fg. 
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einen ober dem andern Grunde vor ber zuftändigen Behörbe 
anzugreifen, ober auch durch eine thatjächliche Richtachtung des 
Barentes eine erfolglofe Klage des Batentirten, damit aber eine 
gerichtliche Vernichtung des Patentes, hervorzurufen. 

Für die Ertheilung eines Patentes ift eine Taxe zu ent⸗ 
richten, welche bedeutend genug ift, um ganz frivole Gefuche 
abzuhalten, und boch nicht fo hoch, daß für eine zwar nüß- 
liche, doch wahrfcheinlich nicht fehr einträgliche Erfindung eine. 

Batenteinholung unmöglich gemacht würde ??). 
| Verlegung eined gültigen Patented wird am zweckmäßig⸗ 
fien dadurch geahndet, daß auf Klage und zum Bortheile bes 
Patentirten die nachverfertigten Gegenftände weggenommen 
werben, für die bereitö verkauften Eremplare aber dem unbes 
fugten Berfertiger Eriag im Berfaufspreife des Patentirten 
zuerfannt wird. Diefelben Folgen müſſen Denjenigen treffen, 
welcher aus dem Auslande einen in dem Inlande patentirten 
Segenftand einführt. 

Dem Batentirten fleht frei, entweder fein Patent ſelbſt 
zu benüßen, oder basfelbe unter freiwillig unter den Betheiligs 
ten feftgefetten Bedingungen ganz oder theilweife an Anbere 
zu übertragen. Sollte ber Gegenftand bed Patentes in den 
Arbeitöfreis einer Zunft fallen, fo ift ber Patentinhaber den⸗ 
noch berechtigt, benfelben in jeder ihm beliebigen Ausdehnung 


12) In England belaufen fi) die Koften eines Patentes auf 350 BL. 
Sterl., (bittere Klagen über die Höhe- diefer Summe, f. Report 
©. 138 fg.); in Frankreich find fle verfchieden je nad) der Dauer 

der PatentsZeit, nämlich für 5 Sabre 300 Fr.; für 10 Jahre 
800 Br. und für 15 Jahre 1500 Fr.; in den Niederlanden je nach 
verfelben Zeit-Verſchiedenheit 10, 300400, 600-750 Gulden; 

‚ in Defterreih wird für jedes Jahr der Patentzeit etwas weiter 
bezahlt, für 15 Jahre 450 fl. C. M.; in Preußen wird nur Stems 
pel⸗ oder Sportelgebühr verlangt; in Württemberg eine jährliche 
Abgabe von I—20 fi. 
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zu verfertigen; nur muß er begreiflich fich auf dieſen einzigen - 
Gegenftand des zünftigen Gewerbes befchränfen. Als billig 
erfcheint e8 übrigens, auch nach bem Ablaufe bes Patentes dem 
Unzünftigen Die weitere gewerbmäßige Benützung feiner Er⸗ 
findung zu geftatten. — Bon irgend Jemand muß übrigens. 
ein erlangtes Patent innerhalb einer gegebenen Zeit, (4. 2. 
2 — 4 Jahren) benügt werben, fol es nicht ganz erlöfchen; 
denn fonft könnte das zum Schutze eines Gewerbes beftimmte 
Patentrecht zur völligen Unterdrüdung einer Erfindung miß- 
braucht werden 'S). 

In der Regel erlauben bie Geſetze ‚auffer der Patentift- 
rung von Erfindungen auch bie Ertheilung von zeitweilen 
Monopolen für die blofe Einführung von Gewerbearten, 
welche zwar in einem fremden Staate, noch nicht aber im In⸗ 
Iande befannt find. Natürlich ſetzt ein folches Ginführungs- 
Batent voraus daB bie in Frage ftehende Erfindung auch in 
ihrem Vaterlande mit einem ausfchließenden Rechte verfehen 
ift, und überdieb, daß fie noch nicht durch Schriften allgemein 
befannt gemacht wurde. Auch geht die Dauer des inländiichen 
Batented nur bis zum Ablaufe des urfprünglichen ausländi- 
ſchen Grfindungspatentes. Für bie Ergreifung diefer Manp- 
. regel laſſen ſich allerdings Feine fo bringenden Gründe an- 
führen, wie für die Erfindungs-Patente. Allein da auch mit 
omer folchen Berpflanzung einer fremden Erfindung Koften, 
vieleicht felbft Gefahren verbunden ſeyn konnten; da ferner 
bem inländifchen Gewerbe durch die Batentifirung eines bis 
ist noch gar nicht gefannten und auch im Auslande nicht 
freien Gewerbszweiges wenigftens Fein pofitiver Schaden zu⸗ 


13) Nach den franzoͤſiſchen, württembergiſchen u. |. w. Geſetzen erliſcht 
ein Patent durch zweijaͤhrige ungerechtfertigte Nichtausübung. Zum 
bedentenden Schaden bes Bublicums - beſeht dieſe Beſtimmung in 
England nicht. 
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gefügt wird; da ber durch ein Patent wahrfcheinlich gemachte 
Gewinn nicht felten zu einer fchnelleren Einführung einer 
fremden Crfindung reizen wird: fo läßt fich die Ausdehnung 
ber Patente auf die blofe Einführung fremder Entdeckungen 
rechtfertigen 14). — Die Formen und die fonftigen Berhält- 
niſſe find diefelben, wie bei einem Erfindungspatente. 


$. 160, 
4) Förderung der Einſicht. 


Keine Bedingung der Blüthe des Gewerbweſens kann 
weniger entbehrt werden, ald die einer einfichtigen Geſchäfts⸗ 
behandlung. Selbft die vollftändigfte Freiheit, nad) Gutbün- 
fen zu thun und zu laſſen, fo wie ber Befig aller nöthigen 
Mittel, wird Denjenigen nicht fördern, welcher Frefheit und 
Kapital nicht mit Kenntniß und Gefchidlichkeit zu benüßen 
verfteht. Die Pflicht des Staates, unter dem Gewerbeftande 
- den nöthigen Grad von Einfiht und Fertigkeit zu verbreiten 
and zu unterhalten, unterliegt fomit feinem Zweifel. Diefe 
Pflicht aber ift nicht erfüllt, fo lange bie Bildung ber Gewer- 
benden anderer Völker höher, felbft fo lange fie gleich ſteht. 

Das Hauptmittel zur Erreichung dieſes Zieled, nämlich 
zwedmäßige Unterrichtsanftalten der verfchiedenen Stufen und 
Arten, Sammlungen, Aufmunterung und Reifen, find bereits 
ausführlich erörtert ). Hier ift fomit nur noch eine Anftalt 
zu erwähnen, welche auf Einfiht und Eifer gleich wohlthätig 
einwirkt, einer unbebingten Empfehlung aber um fo würbiger 
it, als fih ein Mißbrauch oder Nachtbeil derfelben lediglich 


14) AM. if Say, Vollſt. Handbuch, Bb. IV, ©, 314 fg., und, fo 
ziemlich wenigftens, Mac Culloch, Ueber Handel und Handels⸗ 
freiheit, ©. 123 fg. 

41) ©. oben Bb. I, 88. 77, Bi, 83 und 84. 
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nicht denfen läßt. Diefe Anftalt ift die Anordnung periodiſch 
wiederkehrenden Gewerbeausftellungen. Diefelben haben 
für Die Gewerbenden ben Bortheil, fie mit den Leiftungen ihrer 
Mitwerber, mit der Geſchicklichkeit der Verfertiger von Halb- 
fabrifaten und Werkzeugen, endlich mit den Anfichten bes Bub- | 
licums befannt zu machen; zu gleicher Zeit aber bieten fie 
benfelben ©elegenheit dar, ihren Erzeugniffen und Preiſen all- 
gemeine Anerkennung zu verfchaffen. Alle Forderungen von 
Zweckmäßpigkeit ber Anſtalt aber find erfuͤllt, wenn folgende 
Einrichtungen getroffen werden: 

Die Ausftellung iſt für alle und jede Gegenftände bet 
Gewerbeinduftrie eröffnet, falls nur dieſelben weder allzu um: 
fangreich zu einer pafienden Aufflelung, noch gefährlich und 
unanftändig find 2). Der Staat trägt ‚die Sendungsfoften. 
Die Zeit ber Ausftelung muß zum Voraus beftimmt und 
unwandelbar ſeyn, damit fi die Gewerbenden mit Verferti- 
gung von Wufterarbeiten und Unternehmung von Berfuchen 
darnach richten können. Da eine allzuhäufige Wiederholung 
die Theilnahme an der Ausſtellung ſchwächen, auch Die 
Hortichritte in den Gewerben fehwerer bemerken laffen würde: 
fo ift felbft in großen und gewerbreichen Staaten eine Wie- 
berfehr nach erſt mehreren Sahren hinreichend. Allgemeiner, 
unentgeltlicher Zutritt jedes Schauluftigen verfteht ſich von felbft; 
doch ift die Ausfegung einzelner Tage mit Eintrittsgeld zwed- 
mäßig, um ben eigentlichen Sachfennern Muße zur genaueren 


2) Die nur von einzelnen Gewerben befchicten Ausftellungen, welche 
Bodz, Staatswefen, Bd. II, ©. 49, vorfchlägt zur Erleichterung 
der Meberficht und des Urtheiles, möchte doch wohl durch allzugroße 
Häufigfeit ermüden, bei Ginförmigfeit der Gegenftände wenig an- 
ziehen und jeden Falles Feine Gefammtanficht von ber Gewerbes 

thätigkeit des Landes geben. — Nüplicher find wohl noch bie 
Heinen Ausftellungen ver Gewerbenden einzelner Staͤdte. 
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Betrachtung zu gewähren. Bon großer Wirkung kann bie 
Rieberfebung eines aus unpartheiifchen und gründlichen Sach- 
fennern beftehenben Gefchwornen-Gerichtes ſeyn, wenn foldhes 
über bie BPreife und Belohnungen. Anträge an das Staats- 
oberhaupt machen darf, und ein öffentliches Urtheil über bie 
audgeftellten Arbeiten abgiebt 9. Die nicht felten mit Aus- 
ftellungen verbundenen Auffäufe der ausgeftellten Waaren zum 
Behufe von Lotterieen haben den Nachtheil, zur Erfindung von 
einzelnen Prachtarbeiten und zur Ueberfegung der bemerkten 
Vreife zu veranlaffen; bamit aber wird dem Zwede ber An⸗ 
ftalt entfchieden zuwider gehandelt. 


$. 161. 
5) Abhilfe des Mangels an Kapital. 


Daß ein Gewerbe ohne hinreichenbes Kapital nicht betrie= 
ben werben kann, bedarf eben fo wenig eines Beweiles, als daß 
feineöwege immer der zu einem Gewerbeunternehmen Luft» 
tragende auch dad dazu erforderliche Kapital ald Eigenthum 
befigt. Allein hieraus folgt für den Staat zunächſt nur, daß 
er die verfchiebenen Mittel, welche eine fchnelle oder fichere 
Kapitalanfammlung begünftigen, nach Kräften fördern fol '). 
Keineswegs aber liegt ihm bie Verfehung des einzelnen mit- 
tellofen Gewerbemannes mit dem gewünfchten Kapitale ob. 
Vielmehr ift die Belfchaffung unzweifelhaft dem Unternehmer 
jelbft anzumuthen; und zwar mit um fo größerem Rechte, alg 
die tägliche Erfahrung zeigt, daß die Herbeilchaffung von Ka⸗ 
pitalen nicht nur zur Vergrößerung ſchon beftehender, als ein- 


3) Eine lehrreiche Gefchichte der fämmtlichen franzöftfchen Gewerbe- 
ausftellungen giebt Flachat, Exposition des produits de l’industrie 
frangaise. Par., 1834. 

1) ©, diefelben oben, Band I, ©. 71 fg. 
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träglich erwiefener Geſchäfte, fondern auch zur Begründung 
neuer Unternehmungen gar wohl möglich ift, wenn nur ber 
Stand bed Volksvermögens überhaupt eine Ausdehnung ber 
Gewerbeinduftrie erlaubt, und die vorhandenen Kapitale 
nicht auf eine andere, entweder ficherere oder einträglichere, 
Weiſe verwendet werben können; wenn ferner die Gigenthümer 
müffig liegender Kapitale Vertrauen in das Unternehmen und 
in den Unternehmer zu faflen vermögen. Wenn aber in einem 
beftimmten Kalle ein Gewerbeunternehmer wirflich von Privaten 
die gefuchte Einlage zu erhalten nicht vermag, fo fpricht ſchon 
diefe Thatfache fo fehr entweder gegen bie Sicherheit des Ge⸗ 
fchäftes, oder de8 Mannes, oder gegen bie Zeitgemäßheit des 
Unternehmens, daß der Staat doppelte Urfache hat, fein Geld 
ebenfalls zurüdzuhalten, indem er die Beiträge der Steuerpflich- 
tigen nicht zur Unterſtützung von gewagten Unternehmungen und 
unwahrſcheinlichen VBerfuchen, fondern zur Beftteitung nothwen⸗ 
Diger und nützlicher allgemeiner Zwede erhalten hat. — Nur 
in zwei einzigen Fällen erfcheint es als gerechtfertigt, eine 
Ausnahme zu machen: 

1) Wenn ein bisher gut und mit Nuten betriebenes Ges 
fchäfte durch zufällige und vorübergehende Umſtände in Noth 
verfegt und feinem Untergange zugeführt wird, dieſer aber 
vermieden werden kann, falls eine Fräftige Unterftübung über 
die Erifis weghilft. | | 

2) Wenn ein neuer vorausfichtlich vortheilhafter und paflender 
Gewerbezweig begründet werben will, die Neuheit des Unter» 
nehmens aber die Kapitaliften abhält, demſelben Vertrauen und 
Credit zu geben ?). 


2) Wollte etwa auch noch der Fall als erlaubte Ausnahme aufgeführt wer- 
den, wenn ein Gewerbe zum Zwede der Befchäftigung einer armen 
Bevölferung mit Staatsmitteln errichtet werben foll: fo wäre zu 
bemerken, daß biefe, unter Umftänden ganz paſſende, Manfregel 
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Und auch in dieſen Ausnahmefällen hat der Staat fi 
wohl vorzufehen, und weder einem durch eigene Schuld lei⸗ 
denden, noch einem bereits unrettbar verlorenen Gewerbenden, 
noch endlich einem für die gegebenen Verhältniſſe nicht paflen- 
den und Daher ist wenigflend noch unzuläffigen Unternehmen 
eine Unterftügung zu verleihen. Borficht und Prüfung durch 
Sachverftändige ift unerläßfiche Pflicht, namentlich, ba es in 
der Natur der Sache liegt, auch die Erfahrung lehrt, daß 
häufig Schwindler und Betrüger ſich an die Regirungen 
drängen, um ihnen zu grundlofen Planen Geld abzuloden >). 


8. 162. 
6) Erleichterung der Anfhaffung der Rohſtoffe. 


Die zur Veredlung beftiminten oder ald Mittel dabei 
dienenden Rohftoffe find entweber im Inlande in gehöriger 
Menge und Güte zu erhalten, oder müflen fie aus fremden 
Ländern bezogen werben. Je danach find auch die vom Staate 
zu ergreifenden Maaßregeln binfichtlich derfelben verſchieden. 

Im erften Falle mag, wenn bie fämmtlichen erlaubten 
und zweckmäßigen Mittel zur möglichften Steigerung der Roh— 
ftoff-Erzeugung ergriffen worden find, (f. oben bie erfte Ab- 
theilung dieſes Kapitels,) und wenn ferner die nöthigen An— 
ftalten zur Erleichterung und Bequemlichfeit des Handels im 
Innern eingerichtet wurden, (ſ. unten die dritte Abtheilung) der 


lediglich aus dem Geſichtspuncte der Armenpolizet zu beurtheilen 
ift, und daß die in fulchen Fällen vom Staate etwa gemachten 
Leitungen nach ganz anderen Rüdfihten, als bei einer einfachen 
Gewerbeunterflügung, beurtheilt werden fünnen und müffen. 

3) ©. Leuchs, a. a. O., ©. 231 fg.; hier auch Beifpiele verunglück⸗ 
ter Regirungs-Unterflüßungen, 
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Gewerbende Weitered vom Staate nicht verlangen. Nament⸗ 
lich würden alle Borrechte, weldhe man ben Gewerbenden 
zum Nachtheile der Erzeuger, den inländifchen Käufern gegen⸗ 
über von fremden einräumen wollte, nicht nur ein Unrecht 
enthalten, fondern, durch Verminderung der weniger vortheils 
haft gewordenen Erzeugung, ihrem Zwede gerade entgegens 
wirfen 1). Eben fo wenig würbe eine mittelft fünftlicher Uns 
terftügung beförderte Erzeugung, welche den climatifchen oder 
fonftigen unabänderlichen Verhältniffen des Landes nicht ent⸗ 
fpricht, und welche fomit nur [chlechtere oder theurere Waaren, 
als die des Auslandes, erzeugt, mit richtigen Grundfägen ber 
Volkswirthſchaft vereinbar feyn. 

Müſſen dagegen die Rohftoffe in dem Auslande gefauft 
werden, fo ift zu unterfcheiden, ob der Bezug derfelben ohne Hins 
berniß von Seiten bed fremden Staates vor ſich geht, oder ob 
ber letztere Beichränfungen, vieleicht gar Verbote, eintreten 
läßt. In jedem Falle hat der Staat zur Aufrechterhaltung des 
günftigen Zuftandes Alles beizutragen, was in feiner Macht 
ftebt, namentlich auch durch beftändige Aufmerffamfeit auf 
gute Einrichtung und Unterhaltung der verſchiedenen Verbin- 
dungs⸗ und Fortichaffungs- Mittel den möglichkt ficheren, ſchnel⸗ 
len und wohlfeilen Bezug diefer Waaren feinen Gewerbenden 
zu ſichern. Befondere Vorkehrungen find aber bier nicht zu 
treffen, ba das naturgemäße und fomit wünfchenswerthefte 
Verhältniß bereits befteht. — Wird aber von dem fremden 
Staate die Ausfuhr ber nöthigen Rohſtoffe erfehmwert, fo hat 
allerdings die Regirung ſich zu bemühen, biefe Hinderniffe zu 
heben. Bor Allem ift natürlich der Weg gütlicher Verhandlungen 
einzufchlagen. Vielleicht kann durch Aufhebung einer die Ein- 
nahme bed fremden Staates bisher beſchränkenden dieſſeitigen 


1) Dgl. hierüber oben, $. 157, ©. 324. 
Mont, Polizei. II. Zweite Auflage. 23 
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Ginrichtung, ober burch Ginräumung eines anderen Vortheiles 
ber Zweck erreicht werden; nur ift freilich erft wohl zu unter- 
fuchen, ob nicht eine ſolche Bewilligung anderweitige, vielleicht 
felbft bebeutendere, Nachtheile zur Folge haben, und ob nicht 
der Vortheil eined andern Gewerbes ber Erlangung einer 
Einfuhrsreiheit geopfert würde. Sollten gütliche Vorfchläge 
nicht zum Ziele führen, fo wirft vieleicht eine Retorfion, in⸗ 
bem man bem Gegner einen biöher eingeräumten Bortheil 
auf fo lange verweigert, bid er feiner Seit bie gehemmte 
Ausfuhr wieder öffnet. Doch muß bier mit großer Vorficht 
verfahren werben. Es fällt nämlih in die Augen, wie ge= 
fährlich dieſes Mittel ift, und wie leicht es zum eigenen Nach- 
theile ausfallen kann, durch Unterbrehung, vielleicht blei⸗ 
benbe Zerftörung, eines bisherigen vortheilhaften Verkehres, 
fo daß anftatt Erlangung einer Abhilfe vielmehr Die Zufügung 
eines zweiten Nachtheiles erfolgt. Auch ift nicht zu überfehen, 
baß ſolche der eigenen Unterthanen, welche bei dem bisherigen 
Streite gar nicht betheiligt waren, unter ben Folgen der Re- 


- torfion zu leiden haben können; und baß beiten Falles das 


Mittel nur ein langfam wirfendes feyn wird. Nur alfo, wenn 
ein günftiger Erfolg mit Gewißheit berechnet werden kann; 
namentlich wenn das itzt Verfagte unentbehrliched und nur 
im dieffeitigen Staate zu befriebigendes Bebürfniß der Fremden 
ift, mag zu dieſem Mittel gerathen werben. reift baffelbe 
aber nicht Platz, fo bleibt nun freilich nichts anderes übrig, 
als entweder die bisher aus dem Auslande bezogenen Stoffe 
fo gut ed gehen mag im Inlande zu erzeugen, und hierzu 
felbft Aufopferungen,, welche unter anderen Umftänden nicht 
gerechtfertigt erfcheinen, zu machen; oder aber das ganze Ge- 
werbe, als ein unmöglich gewordened, aufzugeben. Die Berech- 
nung ber Nachtheile ber einen und der andern Handlungs- 
weife muß. ben Ausichlag geben, 
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7) Schup gegen eine übermäctige ausländifhe Mit- 
werbung. 


$. 163. 
a) Durch Z3oͤlle.“ 


Unzweifelhaft muß ein Gewerbender ſeine Erzeugniſſe in 
ſolcher Menge und zu ſolchen Preiſen abzuſetzen vermögen, daß 


er auſſer den Schaffungskoſten im engeren Sinne auch noch die 


Zinſen aus dem im Unternehmen ſteckenden Kapitale, den Ar⸗ 
beitslohn und einen verhältnißmäßigen Unternehmungsgewinn 
erwirbt; ſonſt iſt auf Die Dauer eine Fortſetzung bes Gewer- 
bes unmöglich. ine der Bedingungen eines folchen Abſatzes 
‚ift, daß Fein Anderer feine Waaren bei gleicher Süte um wohls 
feileren Breis abzugeben im Stande ift, indem fonft diefer durch 
Gewährung einer Erfparniß die Käufer an fich ziehen wird. 
Ausnahmefälle, in welchen theurere Waaren dennoch gefauft 
werden, ober ber zu einem wohlfeileren Breife befähigte Ver- 
fertiger es verfchmäht, die Verzehrer durch die Gewährung 
befielben anzuloden, find allzufelten, als daß fie in Betrach⸗ 
tung kommen könnten. 

Fuͤr den Gemwerbenden iſt es allerdings gleichgültig, wer 
dieſer wohlfeilere Mitwerbende iſt; für ihn bleiben die Folgen 
immer dieſelben. Nicht aber ſo hinſichtlich der vom Staate zu 
verlangenden Maaßregeln. Iſt nämlich der Mitwerbende ein 
Buͤrger deſſelben Staates, und beſteht alſo ſein Unternehmen 
unter denſelben materiellen und geſetzlichen Verhältniſſen: ſo 
iſt die Unfähigkeit, neben ihm zu beſtehen, lediglich in ber 


- Schuld des Unfähigen zu fuchen ; eine Unterftügung deffelben | 


durch Zwangsmaaßregeln wäre alfo in Feiner Beziehung ent» 

fchuldbar. Anders kann es fich wenigftend verhalten gegen- 

über von Fremden, Hier können möglicherweife Die Elemente 
23 * 
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bed Koftenpreifes fo verfchieden feyn, daß ber inländifche Ge- 
werbende ohne alle eigene Schuld eine Mitwerbung zu halten 
nicht vermag. Im ſolchem Falle ift dann Hilfe wenigftens 
fubjertio nicht unverdient. Und da die Erhaltung eined Gr- 
werbözweiged immerhin ein Gegenftand von Wichtigkeit ift, fo 
muß unterfucht werden, ob eine ſolche Hilfe geleiſtet werden 
kann? 

Hier leuchtet denn ein, daß vor Allem die Vorfrage beant- 
wortet werben muß, ob überhaupt eine Abwehr fremder wohl- 
feilerer Waaren, in der Abficht die inländifchen Gewerbe auf- 
recht zu erhalten, ben richtigen Grundſätzen der Volfswirth- 
fchaftspflege entfpricht; oder ob nicht vielmehr der Grundſatz 
gilt, die Waaren da einzufaufen, wo fie am wohlfeilften zu 
haben find, Gewerbe aber ganz aufzugeben, welchen bie ein- 
heimifchen Berhältniffe fo ungünftig find, daß fie, troß der den 
Fremden immer entgegenftehenden Schwierigfeiten, namentlich 
der größeren Frachtfoften, Die Mitwerbung bderfelben auszuhal- 
ten nicht im Stande find? Iſt dieſe letztere Anftcht die richtige, 
fo hört natürlich jede weitere Unterfuchung auf, und der Staat 
ann höchftens noch die Aufgabe haben, für feine gewerbelos 
gewordenen Bürger irgendwie zu forgen. Bei einer gänzlichen 
oder theilweifen Läugnung aber fteht bie drage nach dem 
paſſenden Mittel offen. 

Dis zahlreichen Vertheidiger der vollkommenen freien Mit- 
werbung ftellen num folgende Sätze auf: Der Anfauf einer 
Waare zu höherem Breife, als nöthig, tft nicht nur an fich 
widerfinnig; fondern er hat auch noch die Nachtheile,, einer 
Seits die Genußmittel des Volkes zu befchränfen, anderer 
Seits deſſen Luft, zur Erwerbung leicht zugänglicher Werthe 
Durch eigene Arbeit zu gelangen, zu dämpfen. Sind bie 
theuren Waaren Stoffe oder Mittel zur Weiterverarbeitung, fo 
kann dieſe nur in ihrer Einträglichfeit und in ihrer Ausdeh- 
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nung befchränft werden; auf dieſe Weife aber leidet das 
Bolfsvermögen boppelt. Wenn Fremden nichts abgefauft wird, . 
fo fönnen auch fie nichts Faufen, denn es ift vergebliche Hoffnung 
6108 verkaufen zu wollen, ohne zu kaufen. Durch Zurüdftoßung 
fremder befferer und wohlfeilerer Waaren geht die Verfchtedenheit 
ber natürlichen Vorzüge ber Länder, fo wie der,länderweifen Ars 
beitstheilung unbenüßt verloren. Außerdem fallt bei folchem 
Berfahren der Trieb zur Fortbildung in ben Gewerben mit 
ber Nothmwendigfeit weg. Nicht felten verleitet ein Staats⸗ 
Schus nur zur Verſchwendung in der Anlage und in dem 
Betriebe der Gewerbe_und zu überfpannten Unternehmungen. 
Manche Gewerbe, für welche bie allgemeinen Bedingungen bes 
Gedeihens überhaupt im Lande nicht vorhanden find, gedeihen 
auch unter einem Staatsſchutze nicht, fo daß biefer durch Vers 
theuerung nur Nachtheile ohne einen entfprechenden Gegen 
vortheil bringt. Jeden Falles hat die Entftehung der Gewerbe 
eine natürliche Neihefolge, welche nicht ohne Schaden geftört 
wird. Daher wirb durch Cingreifen des Staates eine von ber 
Natur ber Dinge nicht gebotene, fomit verfehrte und krän— 
. Feinde Gewerbethätigfeit hervorgerufen, und zwar auf Koften 
der zweckmäßigeren, weil natürlichen. Diefer werden die Ar⸗ 
beitsfräfte und Kapitale entzogen, welche zu ber erftern nöthig 
find, indem burch eine blofe Beichränkung fremder Einfuhr 
feines jener Gewerbe-Elemente an ſich vermehrt wird. Auch 
ift nicht außer Augen zu lafien, daß in einem nur auf einen 
beichränften Kreis berechneten und angewiefenen Gewerbes 
leben weit Teichter Stodungen undUeberfüllungen des Marftes 
vorkommen können, ald bei einem zum Weltverfehre tauglichen. 

Ungweifelhaft enthalten biefe Säße viel an fich Richtiges. 
‚Allein auf der andern Seite iſt auch unläugbar, daß fie, weil . 
fie zu abflract und einfeitig gehalten find, nicht bie ganze 
Wahrheit geben. Den Bortheilen bed wohlfeilften Einfaufes, 
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von Fremden ſtehen auch bedeutende Nachtheile zur Seite; die 
Rachtheile einer Tünftlichen Begünftigung ber inlänbifchen 
Gewerbe werden, zum Theile wenigftens, durch anberweitigen 
MNutzen der Maaßregel aufgewogen. — So ift denn gleich ber 
allgemeine. Sat, daß vernünftigerweife nur. die wohlfeitften 
Waaren gekauft werben können, zwar ficherlich ald Regel rich- 
tig. Allein er unterliegt doch jeden Falles, unter anderen Bes 
fhränfungen auch der, daß wenn ein größeres Uebel aus die⸗ 
fem Kaufe hervorgehe, er zu unterlaffen ift, und ber. Anfauf 
einer theueren Waare noch ein großer Vortheil feyn kann. 
Ob dieß num aber nicht gerade bei der Mitwerbung in= 
laͤndiſcher mit fremden Waaren der Fall fei, ift eben die Frage: 
— Richtig iſt nicht minder, daß einzelne Länder einer natür— 
lichen Begünftigung in Beziehung auf gewiffe Gewerbearbeiten 
genießen, und daß ihnen alfo biefelben mit allgemeinem Vor⸗ 
theile überlaffen bleiben. Wenn aber ein Land nur hinficht» 
lich weniger oder geringer Befchäftigungen folche. natürliche 
Vorzüge hat, fo entfteht denn boch fehr ernftlich die Frage, ob 
es nicht zur Entwicklung feiner Kräfte und feiner Bevölferung 
auch andere zunächft weniger begünftigte Gewerbe treiben darf 
und fol? — Unzweifelhaft richtig ald Regel ift ferner, daß 
die Fünftlich erzeugte Nothwendigkeit eines theuren Einfaufes 
der Genußmenge, der Arbeitsluft und unter Umftänden ber 
Gewerbethätigfeit ſchadet; allein nicht vergeffen darf werden, 
daß wenn bie Gewerbe im Lande unter dem Schuhe einer Abe 
wehr fremder Mitwerbung aufblühen, diefelben Rohftoffe, Kapi⸗ 
tale und Arbeit verlangen, damit aber Wohlhabenheit verbreiten 
und jenen Schaden ausgleichen. Namentlich ift zu bebenfen, 
welche Werthverlufte und welches Elend es zur Folge hat, 
wenn ein bisher betriebened Gewerbe von einem wohlfeileren 
fremden erdrüdt wird. — Wenn es weiter an fih ganz rich» 
tig if, daß ein Volk nicht hoffen Fünne, nur zu verkaufen, 
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fondern auch Faufen müfje: fo überfehen Doch Die Gegner jedes 


Schutzes, daß diefe Wahrheit auch in ber Richtung gilt, daß ein 


Bolf ebenfalls nicht blos immer. im Auslande Faufen Tann, ohne 


[hnell ganz zu verarmen. Ob aber nach Vernichtung eines Ge⸗ 
werbes ein Verkauf von Rohftoffen oder von anderen Gewerbe- 
waaren bie Mittel zur Befriedigung des Bebürfnifjes im Auslande 
liefern wird, iſt eine ganz andere Frage, welche je nach ben 
Umftänben zu bejahen, aber auch zu verneinen feyn Tann. — 
Terner ift im Allgemeinen richtig, daß ein Mangel an Mit- 
werbung Verbefferungen in den Gewerben verzögert; allein ba 
nicht blos die Mitwerbung Fremder, fondern eben fo die ber 
eigenen Landsleute ftachelt: fo Tann auch bei Befchränfung des 
- Anfaufes fremder Waaren biefe Verbefierungs-Urfache wirken, 
wenigftens bis zu einem gewiffen Grade. Und in feinem Falle 


fönnen Ihorheiten und Verſchwendungen Ginzelner ein Vor⸗ 
wurf für ein Schutzſyſtem feyn, weil fie feine nothwendige, 


nicht einmal.eine wahrfcheinliche Folge defjelben find. — So⸗ 


dann ift die Abziehung ber ‚Arbeitskräfte von alten auf neue, 


von natürlichen auf Fünftliche Gewerbe nur in’ dem Einen 
‚Galle als das unvermeibliche Grgebniß eines Schutzſyſtemes 
anzuerfennen, wenn fchon bis igt alle irgend verfügbare 
Kräfte vollftändig benübt waren, ist aber etwas Neues geichaf- 
fen werden oder Altes auögedehnt werben fol. Iſt dem aber 
nicht fo; können vielmehr bis itt unbefchäftigte Mittel ver- 
wendet oder, auf die Gewährleiftung bes Schuges hin, Unter 
nehmer und Sapitale aus dem Ausdlande gewonnen werden; 
oder aber handelt e8 ſich nur von ber Aufrechterhaltung eines 
bisher fchon vorhandenen, fomit bereit mit den nöthigen 
Kräften ausgerüfteten Gewerbezweiges: fo ift ber ganze Vor- 
wurf unbegründet. Ohnedem ift Die Annahme, daß eine neue 
Beichäftigung, welche nicht alsbald die freie Mitwerbung aus- 
halten könne, auf immer eine unnatürliche, erfünftelte und 


‘ 
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kraͤnkliche ſei, durchaus nicht richtig. So gewiß dieß der Fall 
ſeyn kann, eben fo gut kann die Begründung und Kortfüh- 
rung eines folchen Gewerbes nicht nur eine von den Umſtän⸗ 
ben erlaubte und begünftigte, fondern fogar eine nothwendige 
feyn. Iſt unzweifelhaft in einem engen Kreife ein Schutzſy⸗ 
ſtem bedenklich und ſchwierig durchzuführen, fo bleibt Kleinen 
Staaten immer das Mittel, ſich mit anderen auf ähnlicher 
Stufe der Gewerbethätigfeit und unter gleichen äufferen Be⸗ 
dingungen ftehenden zu verbünden. — Endlich giebt ed un- 
läugbar Bedürfnifie, deren Befriedigung die Geſellſchaft und 
der Einzelne unter allen Umftänden ficher feyn muß, und 
beren Bezug daher nicht auf das Ausland ausgeſetzt feyn 
kann. Bei ſolchen findet denn bie ganze Erwägung bed Preis- 
verhältnifies nur eine ganz untergeorbnete Stelle. Zunächft 
muß ihre Beichaffung ficher geſtellt ſeyn *). 





1) Für unbedingte Hanbelsfreiheit, und fumit gegen alle Schuß- 
- .anflalten für die einheimifchen Gewerbe, find unter Anderen: A. 
Smith, Inquiry, ®b. II, ©. 264 (Basl. Ausg.); Sismonde de. 
Sismondi, Nouv. principes, Bd. I, ©. 409 fg.; Lok, Staats⸗ 
wirthfchaftslehre, Br. U, S. 22 fg; Mac Culloch, Ueber Hans 
del und Handelsfreiheit, überf. von Gambihler. Nürnberg, 1834; 
Bowring, Bericht über den Handel in der Schweiz. Zürich, 1837; 
Bülau, Der Staat und die Induſtrie, Seite 203; Prittwig, 
Thevrie der Steuern und Zölle. Stuttg. u. Tüb., 1842, ©. 327 fg. 
Gegen unbedingte Mitwerbung Fremder erklären ſich aber: Chaptal, 
De l’industrie frang., Bd. I, ©, 312; Hopf, Meinungen über 
die Sandelsfreiheit. Wien, 1823, Gang zu Putlik, Syitem ber 
Staatswirthſch. Lpz., 1826, ©. 56 fg; Kaufmann, De falsa 
A. Smithii circa bilanciam mercatoriam theoria. Heidelb., 1827; 
derf., Unterfuchungen im Gebiete der polit, Oekonomie. 2te Aufl., 
Bonn, 1830; Fränzel, Ueber Zoll und Hanbelsfreigeit. Wien, 
1834; Lift, Das nationale Syſtem der politifchen Defonvmie, 
Bd. I, Alte Aufl., Stuttg. und Tüb., 1844. Ginen umfichtigen 
Mittelweg fuchen die neueften Syfteme der politifchen Oekonomie 
einzuhalten, allerdings bald der einen, bald ber anderen Seite ſich 
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Aus Allem dieſem ergiebt fi denn, daß zwar rohe 
mercantiliftifche Anfichten unrichtig find, und daß ihre Befol- 
gung Schaden brachte; daß aber auch anderer Seits bie uns 
bedingte Freigebung der Mitwerbung Fremder keineswegs blos 
nüglich und nothwenbig, fondern in ihren Folgen auch mit 
mancherlei bedeutenden Rachtheilen verfnüpft, fomit von ihren 
Bertheidigern in viel zu allgemeiner Ausdehnung verlangt ift. 


Eine umfichtige Staatsfürforge hat daher nicht bie unbebiugte 
und ſchonungsloſe Durchführung Eines Grundſatzes zu beab⸗ 


fichtigen, fondern denjenigen Zuftand, welche unter den ge> 
gebenen Umſtänden, fo wie bem ihrer Leitung anvertrauten 


Volke am zuträglichften if. Kine verfchiedene‘ Behandlung 


verfchiedenartiger Fälle ift nicht nur Feine Kolgewidrigfeit, ſon⸗ 
dern vielmehr Forderung der Vernunft. -» 

Um aber eine fichere Orundlage für ein ſolches DVerfah- 
ren zu erhalten, ift zunächft eine genaue Prüfung fowohl ber 


verfchiebenen Urfachen der auswärtigen Ueberlegenheit, als der 


verſchiedenen Folgen der Schugverweigerung nothwendig. 

I. Was nun zuerft die Urf achen der fremden Ueber⸗ 
‚ legenheit betrifft, fo fönnen diefelben in Bolgendem beftehen: 
1) In größerer Wohlfeilheit der Urftoffe oder der 
‚ Sabrifationsmittelz ſei ed daß das fremde Gebiet felbft 


ergiebiger an dieſen Gegenftänden ift, ſei ed daß es diefelben 


wohlfeiler von den Erzeugungdorten beziehen Tann. _ 

2) In wohlfeilerem Arbeitslohne, der wieder aus 
fehr verfchiedenen Urfachen herrühren fann, fo namentlich aus 
der größern Fruchtbarfeit des Landes, aus der Mebervölferung 
defielben, aus einer einfacheren Lebensweife feiner Bewohner. 


mehr zuneigend. So namentlich Rau, Volkswirth. Pol., ©. 325 fg.; 
berf., in feiner Beurtheilung von Liſt's Syftem, im Ardiv für 
Nat.⸗Oek., Bd. V, 9.2 u, 3; Schäz, Nat.⸗Oekonomie, ©. 234 fg. 
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3) In der größeren Geſchicklichkeit und Emfigfeit 
der Arbeiter des fremden Landes, überhaupt in deſſen höherer 
Ginficht in Gewerbefachen. Die Beranlaffungen dieſes beffern 
Zuftandes find ebenfalles wieder mancherlei, namentlich: 
Vollsſinn, längere Uebung in einer beftimmten Art von Arbeit, 
zweckmäßigere Beflimmungen über das Recht Gewerbe zu . 
betreiben, ober endlich allgemeinerer und befierer Unterricht 
der Gewerbenden aller Grade. 

4) In dem Beſitze zahlreicherer und wirffamerer Mar 
ſchinen, fo wie | 

5) bedeutenderer und wohlfeilerer Geldkapitale, er⸗ 
zeugt durch längeren Frieden, ausgedehnteren Handel, frühere 
Entwidlung ber Gefittigung und Gewerbethätigfeit, größere 
Sunft des Himmels .und Bodens. — Endlid Dr 

6) in geringerer Abgabenlaft, welche auf dem ganzen 
Lande, namentlich aber auf deſſen Gewerben ruht. Der Unter- 
ſchied ift befonders dann bedeutend, wenn. der dieffeitige Staat 
mit großen Schulden belaſtet ift, für Kriegsrüftungen ober bie 
Abwehr von Clementar- Ereigniffen Vieles aufzuwenden hat, 
oder, wenn feine Verfafjungd- und Berwaltungs-Form größeren 
Aufwand verurfacht, während diefe Ausgaben ben fremden 
Staat in geringerem Maaße drüden. 

II. Sp verfchieden nun die Urfachen ber Gewerbe: Ueber: 
legenheit eines Volkes über das andere find‘, fo verfchieben 
find au die Wirkungen, welche fie ausübt, wenn freie 
Mitwerbung zwifchen zwei in gewerblicher Beziehung verſchie⸗ 
benen Bedingungen unterworfenen Völfern flattfindet.. 

1) Für die Gewerbe felbft hat, je nach den Umftänden J 
eine auslaͤndiſche Ueberlegenheit verſchiedene Folgen. Sie 
können nämlich 

a) durch die fremde Ueberlegenheit ſich zu vermehrten 
Anſtrengungen ſtacheln laſſen, und dadurch am Ende 
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bie Mitwerbung beftehen lernen, vielleicht felbft ben 
Sieg erringen... Dieß ift übrigens, wie leicht einzufehen, 
nur ba möglich, wo ber bisherige Vorrang ber Frem- 
ben entweder in geiftigen Urfachen begründet war, ober 
wo die materiellen Gründe. nur von ſolchem Belange 
find, daß fie durch erhöhte geiftige und Förperliche 
Thätigkeit, namentli auch durch Berfleinerung des 
Arbeitslohnes, überwunden werben mögen. . 
b) Häufiger ift der theilweife ober gänzliche Untergang 
oo der einhbeimifchen Gewerbe eine Folge der frem- 
ben Ueberlegenheit. Diefe muß dann immer eintreten, 
wenn der VBorfprung der Fremden einen wirthichaftlichen 
Grund hat, welcher zu bedeutend ift, um durch bie 
Fracht-Koſten ausgeglichen zu feyn oder durch An- 
ftrengung überholt werden zu können; und es kann 
wenigftend eintreten, wenn die Uebermacht nur durch eine 
ungewöhnliche Aufraffung zu beftegen ift,. denn nicht 
immer wird Kraft und Luft zu folcher feyn. Die hieraus 


entftehenben Berlufte an Kapital und an Einfommen 


‚ für die Unternehmer, an Lohn für die Arbeiter fönnen 
nicht anders, als fehr empfindlich feyn. Und wenn eine 
jehr allgemein angenommene Meinung einen folchen 
Untergang eines Gewerbes nicht hoch anfchlagen will, 
weil die dadurch unbefchäftigt werdenden Kapitale und 
Menfchenfräfte ſich auf ein andered Gewerbe wenden 
und dieſes nun in Blüthe bringen werden: fo iſt dieſe 
Anficht in folcher Allgemeinheit durchaus unbegründet. 
Es ift allerdings möglich, daß bie Erſtickung eines 
Gewerbes durch fremde Mitwerbung die eben genannte. 
Wirkung hat; wenn nämlich überhaupt die Verhältnifie 
bie Gründung oder Erweiterung eines folchen Gewerbes 
geftatten, die Fremden aber hier ein Uebergewicht nicht 
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haben. Keineswegs aber iſt dieſes erjegende Aufblühen 
eines andern Gewerbes irgend nothwendig, oder auch 
nur fehr wahrscheinlich. Selbft wenn bie ſämmt⸗ 
lichen materiellen Bedingungen dazu vorhanden wären, 
kann Furcht vor abermaligem Mißglüden, Mangel an 
Senntniflen u. f. f. Urfache feyn, daß nichts unter- 
nommen wird. Und felbft im beften Falle ift das Ver⸗ 
fegen der Kapitale und ber Arbeiter ſchwierig und 
ohne bedeutende Verluſte nicht durchführbar, oft ganz 
unthunlich. Davon gar nicht zu reden, baß bie, in ben 
Gewerben fehr hoch anzufchlagende, erbliche Ueberlie- 
ferung der Runftfertigfeit, fo wie ber Einfaufd- und 
Berfaufsweife hierbei ganz verloren geht 2). 

2) Die Folgen für die Robftoff- Erzeugung riditen 
fih hauptfächlich nach den Wirkungen für die Gewerbe. Er⸗ 
brüdt die fremde Mitwerbung bisher blühende Gewerbe, ohne 
daß andere dafür entftehen; oder läßt ſie gewiſſe Gewerbe gar 
nie auffommen: fo ift der Nachtheil auch für die Robftoff- 


2) Die unrichtige Vorausſetzung, daß an der Stelle eines durch Mits 
werbung erbrüdten Gewerbes fugleich ein anderes naturgemäßeres 
aufblühen koͤnne und werde, beruht wohl bei Vielen auf einer 
gedanfenlofen Verwechslung mit den allerdings nicht fo fehr nach⸗ 
theiligen, in der Regel fogar poſitiv vortheilhaften Folgen ber Ein- 
führung neuer Maſchinen anftaft der Handarbeit. Die große 
Berfchiedenheit beider Fälle ift aber Klar. Im erſteren hört alles 
Gewerbe mit einemmale auf, und der unbefchäftigte Arbeiter muß 
fuchen, in ganz anderen Befchäftigungsarten ein Unterfommen zu 
finden, Im zweiten Falle werben allerdings auch einzelne Arbeiter 
überflüfftg; allein nicht nur geht es langfamer damit, fundern in 

- der Regel nimmt daſſelbe Gewerbe durch die Einführung der neuen 
Mafchinen an Abfag und fomit an Bedürfniß von Arbeitern zu, 
fo daß die bei dem einen Berfahren igt überflüffig geworbenen 
Arbeiter leicht bei einem nahe verwandten in demfelben Gewerbe 
befchäftigt werden können. Vgl. Hopf, Meinungen von der Han: 
delsfreiheit, ©. 168 fe. 
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Erzeugung groß und augenfälig. Diefelbe ermangelt fobann 


nicht nur des Abfabes von Lebensmitteln aller Art an bie 


©ewerbenden, fondern auch der Abnahme von Stoffen zur 
Fabrifation ſelbſt. Es ift zwar möglich, daß ein Theil diefes 
Schadens durch Vermehrung des Abſatzes ind Ausland aus- 
geglichen wird: allein wahrfcheinlich iſt es nicht, weil Die 
Verſchickung von Rohftoffen immer Schwierigkeiten. hat, auch 
immer der Verkauf in der Nähe vortheilhafter und ficherer ift. 
— Treibt dagegen die Meberlegenheit der Fremden zu größerer 
eigener Anftrengung oder zur Ausdehnung anderer Zweige an, 
fo ift natürlich der Schaden geringer, vielleicht gleicht er fich 
ganz aus. — Etwas verfchieden verhält es fich 

3) mit den Folgen für den Handel, Diefer ſcheint bei 
einer Unterdruͤckung inländifcher Gewerbe und bei der noth- 
wendig daraus folgenden Einfuhr fremder Erzeugniffe fogar 
‚gewinnen zu müfjen, weil wohlfeilere Waaren häufiger gefauft 
werden, auch bei den aus ferneren Gegenden Tommenden 
Gegenftänden leichter ein Aufichlag oder ein Gewinnunter- 
nehmen zu machen iſt; davon abgefehen, daß inländifche Ver- 
fertiger ohne Zwifchentritt eined SKaufmannes Manches an 
Die DVerzehrer unmittelbar verfchließen. Allein fehr unrichtig - 
und übereilt wäre ed, wenn man aus biefem erften Scheine 
einen Schluß auf dad Ganze und auf das endliche Ergebniß 
machen wollte. Einmal find die Fälle wohl zu unterfcheiden, 
wenn an ber Etelle des erbrüdten Gewerbes ein anderes, 
vielleicht noch blühenderes, fich erhebt, und wenn ohne Erſatz 
das erftere zu Grunde geht. In ber erfteren Annahme ge- 
- winnt allerdings ber Handel bleibend, indem er neben ben 
Vortheilen, welche ihm ber infändifche Gewerbebetrieb nad} 
wie vor gewährt, auch noch die eined neuen auswärtigen 
Verkehres hat. Nicht fo im andern Falle. Hier ift nämlich 
theils zu bedenken, daß jeden Falles eine erfaglofe Zerftörung 
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eines Gewerbes ein Verluft für bag gefammte Volksvermoͤgen, 
ſomit auch eine Verminderung der Kauffähigkeit iſt; theils 
kann der Handel noch einen beſondern Ausfall erleiden durch 
das Wegfallen des Verkehres mit dem bisher nöthigen Roh⸗ 
ftoffe oder Halbfabrifate, | 
4) Unzweifelhaft und unvermeidlich if der Verluſt an 
Rapitalen. Ganz verloren find fie, wenn an bie Stelle 
bes unterdrüdten Gewerbes Fein anderes tritt; zu einem bes 
deutenden Theile wenigftens, wenn eine anderweitige Berwen- 
dung aufgefunden werden fann, weil nicht ohne große Nach⸗ 
theile und Ausgaben Aenderungen in den Gewerbe-Anlagen, 
Gebäuden u. f. w. bewerfitelligt, ober bie itzt nutzlos gewor= 
benen Mafchinen und Vorräthe verkauft werden >). 
5) In fchneidendem Widerfpruche mit ben meiften der 
bisher erörterten Folgen ftehen die für den Verzehrer ein- 
tretenden. Diefer macht bei ber. Erfegung inländifcher theurerer 
ober fchlechterer Waaren durch ausländifche entichiedenen Ge— 
winn. Eine Abwehr der letteren, damit die erfteren verkauft 
werben Fönnen, gefchieht auf feine Koften. Und zwar ift 
biefe beim Ginfaufe der Bebürfniffe gemachte Erſparniß nicht 


3) Wenn die bisher erörterten, abfoluten ober relativen, Nachtheile 
einer ungünftigen Mitwerbung des Auslandes richtig erwiefen find, 
fo ergiebt ſich von felbit, wie fchief die fu häufig gehörte Behaup⸗ 
tung ift, daß man um einiger Manufacturiften willen bas ganze 
übrige Volk befteure. Allerdings leidet der Gewerbeunternehmer 
zunächſt unter einer übermächtigen fremden Mitwerbung; allein 
keineswegs leidet er allein. Und eben fo wenig wird der Schuß 
nur wegen feiner eingeführt. Der klagende Berzehrer follte doch 
auch bevenfen, daß. er durch diefelbe Maaßregel, welche ihm als 
Käufer ſchadet, vielfach als Kapitalift und Grundeigenthümer ge⸗ 
fhüßt wird; und daß der durch die Zölle veranlaßte Aufichlag ber 
von ihm verzehrten Waaren ihm durch die höheren Zinfe und befs 
feren Preife feiner Rohftoffe, ferner durch Erfparungen an Armen- 
pflege wenigſtens theilweife, vielleicht reichlich, erſetzt wird. 
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etwa blos ein Dem Einzelnen zugehender Bortheil, fonbern fie hat 
auch eine fehr bebeutende volfswirthfchaftliche Seite, weil fie 
theil8 die. Echaffungsfoften anderer Erzeugniffe vermindert, 
theild die Summe bed Lebensgenuffes erhöht, dadurch aber zu - 
immer erhöhter Thätigfeit anregt. 

Sind die bisher eröterten Unterſchiede und Srundfäge | 
richtig, fo iſt es auch möglich, begründete Forderungen an den 
Staat zu ftellen binfichtlich bes den Gewerben ‚mit Recht und 
Nutzen zu gewährenden Schutzes. Man hat nur einer Seite 
dieſe Urfachen und Wirkungen einer übermächtigen fremden 
Mitwerbung feft im Auge zu behalten, das Vermeidliche von 
dem Ilnabwendbaren ſcheidend, hinfichtlich bes Nutzens und 
des Schadens nicht blos Eine Seite der Zuftände beachtend; 
anderer Seits aber ben Grundſatz zu befolgen, Daß immer ber 
möͤglichſt allgemeine Nugen zu erftreben ift, und daß alfe, 
wo eine Vermeidung aller Nachtheile auf Feine Weife thun⸗ 
lich erfcheint, derjenige Weg eingefchlagen werden muß, welcher 
die größten Vortheile mit ben verhältnigmäßig geringften Nach- 
theilen verbindet. Hieraus ergeben ſich denn folgende Ver⸗ 
haltungsregeln: 

1) Sind die Erzeugniſſe eines Gewerbes entweder für 
die Sicherheit des Staates oder für das Leben der Einwohner, 
endlich fuͤr andere nothwendige Theile der Volkesthätigkeit, 
z. B. den Ackerbau, durchaus unentbehrlich; kann aber 
‚ihr Bezug aus dem Auslande leicht, und vielleicht gerade zu 
ber nachtheiligften Zeit, unterbrochen werden: jo muß ein fol- 
ches Gewerbe unter allen Umftänden im Lande felbft errichtet 
und aufrecht erhalten werden. Welcherlei Schügungsmaaß- 
regeln zu biefem Zwecke erforderlich feyn mögen, ift hier nur 
Nebenſache, und namentlich ift felbft.ein bleibender Schuß als 
das geringere Uebel anzufchlagen. Erſt wenn das Dafeyn 
gefichert iſt, kann von der Bewahrung von Vortheilen bie Rede 
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feyn. Ein folcher Fall wird aber zunächft eintreten bei ber 
PVerfertigung von Waffen, Schiffen und Ausrüflungsgegens 
ftänden für Heer und Flotte; er mag aber auch eintreten 
in Beziehung auf die Gewinnung von notbwendigen Metal- 
len, u. ſ. w. 

2) Hinfichtlich der zwar nüdlichen und gewinn— 
reihen, jedoch nicht unbedingt nothwendigen, Gewerbezweige 
iſt dagegen ein Unterſchied zu machen: | 
a) Wenn ein Gewerbe durch ‚einen vorübergehenden 

Schu fo fehr gefräftigt werden kann, daß es ſpäter 
feinen eigenen Mitteln vertrauen und bie fremde Mit- 
werbung ertragen kann: fo find die Nachtheile einer 
folchen blos zeitlichen Befchränfung Feiner ald biejeni- 
gen, welche aus ber Nichtentftehung oder Unterdrüfung 
bes "Gewerbes entfpringen würden. Ein folches Be- 
bürfniß eines blos vorübergehenden Schutzes tritt aber 
in folgenden Fällen ein: 

a) Bei folchen Gewerben, welchen die Verhältnifie bei— 
ber Länder ebenmäßig aufagen, die aber im Aus— 
lande ſchon lange gegründet und fomit erjtarft find, 
im bieffeitigen Gebiete erfi begonnen werben follen. 
Diefer Anfang wäre unmöglich, wenn neben den 
unvermeidlichen Nachtheilen eines jungen Gewerbes, 
namentlich dem Mangel an regelmäßigen Abneh⸗ 
mern, ſo wie den Fehlern und Mißgriffen bei der 

noch nicht zur Gewohnheit gewordenen Bereitung, 

auch noch die freie Mitwerbung der über dieſe 
Verſuche ſchon vorgerüdten Fremden auf ihm 
laſten würde. 

6) Wenn eine nur vorübergehende: Abgabenerhöhung 
die inländiſchen Unternehmer zu einem eben ſo lange 
dauerden Preisaufſchlage nöthigt, während die Mit- 
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werbenden Ausländer bie alten. Preife einhalten 
fönnen, 

y) Wenn blofer Eigenſinn und blindes Vorurtheil das 
gleich gute und wohlfeile einheimifche Erzeugniß 
bintanfegt, fomit ein unmittelbarer Zwang zur An- 
wendung bes vaterlänbifchen die Meberzeugung von 
befien gleicher Brauchbarfeit beibringen muß. 

b) Kann dagegen ein Gewerbe eines beſtändigen Schubes 
nicht entbehren wegen der natürlichen Vortheile der frem- 
den Mitwerber, und gehören feine Erzeugniſſe nicht zu 
den unentbehrlichen Bedürfniffen, daß man ihrer alfo 
im fohlimmften Falle entrathen könnte: fo ift wieder zu 
unterfcheiden, ob ein ſolches Gewerbe biäher ſchon im 
Lande in einem bedeutenderen Umfange beftand, ober 
ob er igt erft eingeführt werden fol. Im erften Falle 
(der natürlich nur dann denkbar ift, wenn bie Neberle⸗ 
genheit des Auslandes erſt Fürzlich entſtand, oder wenn 
früher irgend ein Schutz gewährt war,) handelt es ſich 
davon, entweber einen bedeutenden aber nur einmal fich 
ereignenden, oder einen Fleineren aber fortlaufenden 
Schaden vorzuziehen? Hier Tann denn Feine Entſcheidung 
im Allgemeinen erfolgen, fondern immer nur im einzelnen 
Yale unter genauer Erwägung der befonderen Berhält- 
niffe, Für die Erduldung des Fleineren wenn fchon forte 
währenden Schadens, d. h. für die Einführung ober 

Aufrechthaltung yon Schutzmaaßregeln, muß der Ent- 
ſchluß ausfallen, wenn die Zahl der mit dem fraglichen 
Gewerbe befchäftigten Unternehmer und, Arbeiter groß, 
ber Werth der darauf verwendeten Kapitale bedeutend, 
bie Ergreifung eines andern Erwerbszweiges ſchwierig 
vielleicht unmöglich ift, endlich wenn ber nothiwendige 
Schutz Feine gar zu großen Opfer erfordert. Bei uns 

Mohl, Polizei, II. Zweite Auflage, | 24 
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gefehrten Berhältniffen erfcheint allerdings bie Ueberlaſ⸗ 
fung des Gewerbes an bie fremden Mitwerbenden ald 
ber geringere Nachtheil. Nur erſcheint es billig, Durch 
Geſtaitung einer Friſt die möglichft unſchädliche Auflöfung 
und Umwandlung eines foldyen aufjugebenben Gewer⸗ 
bed zu erleichtern. — IR Dagegen das fragliche Ges 
werbe noch gar nicht (ober nur in unbebeutendem Grabe) 
eingeführt, können fomit Menfchen- und Gelbfräfte noch 
auf andere Weiſe ohne Schaden verwendet werben: fo 
wäre die Errichtung einer fortbauernd Foftbaren, und 


ſomit jehäblichen Schupanftalt unzweckmaͤßig. 


0) 


Die Anwendung von Schutzmaaßregeln iſt jedoch in allen 
vorſtehenden Faͤllen, welche ſomit noch eine Wahl ge⸗ 


ſtatten, von der Beachtung einiger weiterer Bedin⸗ 


gungen abhaͤngig, will man nicht Gefahr laufen, den 
unmittelbar durch dieſelben erreichbaren Vortheil durch 
überwiegende anderweitige Nachtheile wieder aufgehoben 
zu ſehen. 

c) Nicht auf jeder Stufe ber Entwiclung des Volks⸗ 
vermögend, ber Bevölkerung und ber Geſtttigung 
ift ein ansgebehnter Gewerbebetrieb fchon an ber 
Stelle. Wo es alfo ber. Mafle des Volkes noch 

‚an ber hierzu nöthigen Bildung fehlt; wo Die DBe- 
pölferung nur eben zur Erzeugung ber erforberlichen 
und einträglichen Rohftoffe hinreicht, ober vielleicht 
nicht einmal. hierzu zahlreich genug iſt; wo ſich 
noch Feine bedeutenden frei verfügbaren Kapitale 
haben anfammeln fönnen; endlich wo noch Fein 
allgemeines Beduͤrfniß nach veredelten Erzeugnifien 
erwacht ifl: da ift vorläufig noch bie Betreibung 
von Viehzucht und Landwirthichaft angezeigt. Bier 
ift denn alſo auch jede Ermunterung zu ausge⸗ 


. . 


371 


behntem und Fünftlichem Gewerbebetriebe ein Fehler, 
indem ein folcher Betrieb die naturgemäße Ent⸗ 
wicklung bed Volkslebens und Volksvermögens 
unterbricht, und er doch ſelbſt zu keinem froͤhlichen 
Gedeihen gelangen kann. Eine genaue Beobachtung 
der Zuftände in den eben angegebenen Beziehungen 
wird den Zeitpunet entdeden, in welchem ein Ue⸗ 
bergang zu ben Gewerben begründet, und wo 
denn alfo die Einführung eines Schutzſyſtemes an 
der Stelle iſt 9). 

P) Kleine Staaten können nur dann, wenn fie Gele— 
genheit zu einer Anſchließung an andere unter 
ähnlichen Bedingungen ftehenden Staaten haben, 
zu einem Schutzſyſteme greifen, indem im engen 
Raume die Mittel zur Begründung der gewünfchten 

Gewerbe ſchwer zu finden find, der Abſatz unficher 
und ungleich ift, die innere Mitwerbung ganz fehlen 
kann, endlich die Uebelſtände des Schleichhanbels 
und die Unkoften des Schubfnftemed gang unver- 
hältnigmäßig groß erfcheinen. 

y) Wenn die Ueberlegenheit eines fremden Gewerbes 
feine bleibende ift, fondern entweder aus vorliber- 
gehenden Urſachen herrührt,. oder durch indeſſen 
eingetretene Verbeſſerungen der dieſſeitigen Zuftände 
bereits bejeitigt ift: fo muß auch alsbald wieder 
ber Schuß hufhören. Ohne Nachtheile ift eine Be- 

4) Die Elare Hervorhebung diefer Erwägungen und bie genauere Feſt⸗ 
flellung der verfchiedenen Entwidlungsftufen der Voͤlker bleibt ein 
unbeftreitbares Verdienſt von Lift. In diefer Beziehung ift er 
nicht widerlegt worden, und Tann nicht widerlegt werden. Eine 
andere Frage ift die, ob in anderen Theilen feines Werkes Behler 


nach Form und nad) Inhalt aufgededt werden können, und ob es 
ein Syitem der Bulfswirtbfchaft ift. 
24 * 
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ſchränkung der freien Mitwerbung niemals. Wenn 


alfo die zu Ertragung biefer Nachtheile nöthigende 
Urfache vorüber ift, fo wäre eine Fortfegung bes 
fie ergeugenden Syſtemes muthwillige Selbftbeein- 
trächtigung. Die MWiederaufgebung fann aber auf 
boppelte Weife gefchehen. Entweder wird das Ein- 
treten der völligen Mitwerbungsfähigfeit unter dem 
einmal gewährten Schute abgemwartet, und dann 
mit einemmale ber freie Handel hergeftellt. Hier 
giebt denn der Preid ber beiderfeitigen Erzeugniffe im 
Welthandel ein untrügliches Merkzeichen vom Stande 
der Dinge. Oder aber fann gleich bei der Gewährung 
des Schutzes die Dauer befielben beftimmt und 
namentlich eine Stufenfolge von abnehmender Größe 
befielben feftgeftellt werden. Natürlich ift übrigens 
legterer Weg nur dann räthlich, wenn die allmäh- 
liche Wegräumung der Ungleichheitö-Urfachen von 
den Gewerbenden felbft abhängt. 

Ein gleiches Aufhören des Schußes ift geboten, wenn 
bie Erfahrung zeigt, daß ein beftimmtes Gewerbe 
trog defielben und aus natürlichen Urſachen nicht 
gedeiht, | 

Jeden Falles ift vor Gewährung eines Echubes 
wohl zu überlegen, welche Gegenwirfungen derſelbe 
von Seiten fremder Staaten wahrfcheinlicherweife 
hervorrufen würde, Möglichermweife fönnen biefelben 
in Retorfionen beftehen, welche bem Diefleitigen 
Gewerbe und Handel weit empfinblichere Nachtheile 
zufügen würden, ald anderer Seits der Nutzen bes’ 
Schuges wäre. Hier muß natürlich Die Erwägung, 


wo der größere und ficherere Bortheil Liegt, die Ent- 


fheidung geben. Eelbft bei gleichem Nachtheile ift 
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bie beabfichtigte Maaßregel zu unterlaffen, weil es 
nicht Hug noch gerecht wäre, einem Gewerbe 
zu ſchaden, ohne daB ein Vortheil für die Ges 
fammtheit entftünbe. 

&) Ein einem gänzlichen Verbote in ber Wirkung gleich- 
fommenber Schuß ift niemals räthlih, weil er 
die Nothwendigfeit eines Fortfchreitens ber in- 
ländifchen Gewerbe aufhebt. Weberhaupt geht ein 
folder Schu über den .Zwed hinaus, welcher 
nur Ausgleichung der von den Einzelnen nicht zu 
befeitigenden Schwierigkeiten beabfichtigen Fann. 

Mit der Beitimmung ber Fälle, in welchen Schuß gewährt 
werden kann und muß, ift der fchwierige Theil der Aufgabe - 
gelöst. Ueber die Wahl des Schugmitteld kann nicht 
wohl ein ernfthafter Zweifel obwalten. — Wäre die Buterlands- 
und Menfchen Liebe aller Einwohner des Staates fo groß, 
daß fie freiwillig fich entfchließen würden, ihre gewerbenden 
Landsleute durch ausfchließenden Ankauf ihrer Erzeugniffe we⸗ 
nigſtens fo lange zu unterftügen, als bie natürliche Ueberle— 
genheit der Fremden Dauert: fo bebürfte e8 allerdings gar Feiner 
Staatsanftalt. Allein nach allen in dieſen Beziehungen ges 
machten Erfahrungen fann nur ein Träumer hierauf rechnen. 
Ebenſo wenig kann davon die Rede feyn, den leidenden Ge- 
werben durch einen unmittelbaren Zufchuß aus der Staatskaſſe 
Erleichterung zu verfchaffen. Die Berechnung der für einen 
Zeden nach der Ausdehnung feined Gewerbes nothwendigen 
Erfapfumme; bie Abweifung von unbegrünbeten und betrüs 
gerifchen Forderungen ; die Feftfehung von Beftimmungen über 
die Fälle einer Ausdehnung oder Beichränfung des bisherigen 
Betriebes; und fo noch manches Andere, würde Faum zu lö—⸗ 
fende Schwierigfeiten bereiten. Außerdem würde bei folcher 
Abgabe aus der Staatöfaffe der Bürger nicht im DVerhältniffe 
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feines Gebrauches ber in Frage ftehenden Waaren, fondern 
im Berhältniffe feiner Steuer beitragen, was kaum gerecht 
wäre. — Somit bleibt denn, wie fo oft zur Grreichung nüß- 
licher Zwecke, nichts übrig als die Anwendung allgemeiner 
Zwangsmanßregeln 9). Solche können an fich wieder 
beftehen entweder in Manßregeln zu einer verhältnißmäßigen 
Bertheurung der allzu mwohlfeilen auswärtigen Waaren, oder 
in einem gänzlichen Verbote berfelben. Und häufig find auch 
ſchon beiderlei Arten angewendet worden. Cine genauere 
‚Prüfung zeigt jedoch, daß ber blofen Vertheurung entfchieden 
vor gänzlichen Berboten der Vorzug zu geben if. Ein Verbot 
befchränft nicht nur die Rechte ber. Bürger in hohem Grabe, 
und nimmt auch anf ein unbebingtes Beduͤrfniß Feine Ruͤckſicht; 
‚fondern ed geht auch weiter als der Zweck erfordert, welcher 
nur darin befteht, den Fremden die Vortheile ihrer natürlich- 
befferen BVerhäftniffe zu entziehen. Letzteres wird nun aber 
fon bewirft durch eine entfprechende Preiserhöhung, . indem 
‚dann ber Käufer bei der Vorziehung fremder Waaren nicht 
nur feinen Gewinn hat, fondern fogar unter Untftänden noch 
‚verliert. Außerdem if ein gänzliches Verbot deßhalb nicht 
rathfam, weil ed, bie Furcht | vor fremden Mitwerbern ganz 
befeitigend, ben Eifer der inländifchen Gewerbenden und ihr 
Beftreben nach immer größerer Vervollfommnung lähmt. Was 
‚nun aber die Bewerfftelligung der Vertheurung betrifft, fo 
gewährt unter den an ſich denkbaren Maapregeln nur bie 


5) Allerdings find auch noch andere Mittel vorgefchlagen worden; 
allein fie find fo offenbar unausführbar, und zum Theile felbft fo 
widerfinnig, daß es nur Zeitverderb wäre, ſich mit denſelben zu 
beſchaͤftigen. Hierher gehört 3. B. der Borfchlag, ein nur inner- 
halb der Staatsgrängen gültiges Taufchmittel zu geftatten, damit 
nichts im Auslande gekauft werden fönnte. (Vergl. die Schrift: 
Durch welche Bedingungen ift das Syflem der Handelsfreiheit aus⸗ 
führbar? Lpz., 1834). . 
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Auflegung eines Einfuhr-Zolles ben nöthigen Spielraum. 
für die in jedem einzelnen Kalle erforderliche Größe des Schuges, 
fo wie genügende Sicherheit des Vollzuges, während fie von 


ben eben gerägten Nachtheilen keinen mit ſich führt 9. 
Ein folder Zoll gewährt den Bortheil, daß er je nach der 
‚Zahl und ber Bedeutung ber den Fremden zur Seite flehenden 


Vortheile für jebe Waarengattung beſonders bemeffen werben 
kann. Wo ber Staat ber Ueberzeugung it, daß durch Stei- 
gerung ber Arbeit oder ber Einficht ein Theil des itzigen 


Preisunterſchiedes ausgeglichen werben könne und folle, erzwingt 


er e8 einfach durch einen niederen Zolanfag. Eben dadurch 


trägt er einer untergeordneten natürlichen Begünftigung im 
| einzelnen Falle Rechnung. Ueberdieß kann ganz leicht je nad 


einer Veränderung ber Umftänbe eine Erhöhung ober Bermin- 


6) Damit full übrigens nicht gefagt feyn, daß die Zölle mit gar keinen 
Nachtheilen verbunden feyen. Der von ihnen hervorgerufene Schleich- 
‘handel; die Befchwerlichkeit für den Verkehr; die große Anzahl des 
Dienftperfonales find allerdings bedeutende Schattenfeiten. Bes 
ſtünde alfo ein Mittel, welches die Brauchbarkeit der Zoͤlle ohne beren 
Nachtheile hätte, fo wäre es unzweifelhaft ju wählen, Dennoch tft 
es eine arge Uebertreibung, biefe übeln Folgen höher als ben 
Nugen der Anflalt anzufchlagen. Schon darin Tiegt eine große 
Ungerechtigfeit, wenn ber ganze Schleichhandel uhne weiteres dem 
Schutzſyſteme aufgerechnet wird, während in ber Regel nicht Die mäßi- 
gen Schußzölle, -fundern vielmehr die, allerdings oft ungeheuren, 
finanziellen Zölle denfelben Hauptfächlich hervorrufen. Sodann ift 
nicht zu vergefien, daß der Entſittlichung durch den Schleichhanbel 
das Elend und das Verbrechen gegenüber geftellt werden muß, 
welches aus einer Vernichtung der Gewerbe nothwendig, und zum 
Theile in weit größerem Maaße, entftehen würde. ’ Und wenn 
endlich, wie doch ficher in manden Staaten der Fall wäre, ein 
großer Theil des Dienſtperſonales und der Berfehrsbeichwerben fehon 
wegen der finanziellen Verbrauchszoölle befteht, fo if ber weitere 
Zufag für den wichtigen Zwed des Gewerbeſchutes kaum in An⸗ 
ſchlag zu bringen. 
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derung vorgenommen, und namentlich gegen dad Ende ber 
Schutz⸗Zeit der Betrag almählig verringert werden, "damit 
nicht ein plößliches Eintreten bes freien Marktes eine allzu 
große Veränderung herbeiführe. Aus den Rechnungen ber 
Zollämter ergeben ſich höchſt fchäßbare ftatiftifche Nachweifungen 
über die Größe und über den Gang bed Abfahes ber Fremden, 
fomit über den Stand und über die Bebürfniffe der inländifchen 
&ewerbe. Der Schubzoll ift, wie glüdlich gefagt wurde, „ein 
Erfindungs = Patent für den aufblühenden Gewerbeftand.” 


Daß bie Zölle neben der Erfüllung ihres eigentlichen 
Zweckes dem Staate auch noch ein, oft höchit bedeutendes, 
Einfommen gewähren, fann nur gerne gefehen werden. Zweck⸗ 
mäßigerweife wird daher auch ihr Bezug den Finanzbehörden 
überlaffen, welche benfelben mehr oder weniger mit anderen 
Steuererhebungen werden vereinigen fünnen, jeden Falles zu 
firenger Hütung der Gränze und zu Heberwachungs- An= 
flalten durch ihren "eigenen Vortheil getrieben werden, dadurch 
aber auch ben Zwed der Gewerbenden wahren. Die Ent- 
werfung ber einzelnen Anſätze freilich und der Geift der ganzen 
Anftalt foltte nicht von ihnen, fondern von ber Bolizei- Be: 
hörde ausgehen. — Eine Verlegung der Zollgefege ift nicht 
blos ald eine Umgehung der Geldpflichten gegen den Staat 
zu behandeln, fondern als ein Verbrechen gegen eine zahlreiche 
Klaffe von fleißigen und nüglichen Bürgern und gegen ben 
allgemeinen Wohlftand. Nachficht gegen ben gewerbömäßigen 
Schwärzer ift fehr übel angebracht, und rührt entweber von 
Unverftand oder yon gemeiner Habgier her”). 





nn 


N Bol. hierüber die fehr richtigen Bemerkungen von Hopf, a. a. O., 
©. 256 fo. 
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b) Dur Rückzötle. 


Durch Zölle können bie einnheimifchen Gewerbe jeden Falles 
nur auf dem vaterländifchen Markte gegen eine übermächtige 
fremde Mitwerbung ficher geftellt werben, nicht aber auch in 
anderen Staaten und auf bem großen Weltmarkte. Hier fann 
ihnen nur größere innere und äuſſere Vorzuͤglichkeit oder, bei 
gleicher Güte, mohlfeilerer Preid den Vorzug verfchaffen. — 
Beide Eigenfchaften werden allerdings durch Die bisher erör- 
terten Regirungsmaaßregeln mächtig gefördert werden; doch 
iſt es möglich, daß noch günftigere Umftände die Gewerbe: 
thätigfeit anderer Völfer unterflügen, und dann erzeugt fich 
natürlich Der Wunſch, daß auch dieſſeits Weiteres gefchehen möge, 
um auch folched Hinderniß zu überwältigen. Da’ von einem 
unmittelbaren Ginwirfen Der Bolizeigewalt auf die vorzüglichere 
-Büte der Waaren gegenüber von den fremden nicht wohl bie 
Rede feyn Fan '): fo befchränft ſich die Forderung auf Un- 





1) Allerdings ift auch fchon verfucht worden, den inländifchen Waaren 
durch beſondere Mittel einen Borfprung in der Güte zu verfchaffen; 
allein eine genauere Prüfung Hat die Unhaltbarfeit diefer Maaß- 
zegeln gezeigt. Es find diefes nämlich das Verbot der Aus- 
fuhr von Mafchinen und die Verhinderung des Aus: 
wanderns ber Gewerbearbeiter. Durch beide Befchränfung 
follen den Fremden die Bortfchritte der Dießfeitigen Gewerbethätigfeit 
unzugänglich gemacht und fie dadurch auf nieverer Stufe gehalten 
werden. Allein theils find diefe Verbote nicht aufrecht zu erhalten, 
indem weder das DBerfenden von Mafchinenftüden oder Modellen, 
noch das Reifen der Arbeiter ganz verhindert werden mag; theils 
ſchaden fie, in fo weit fie wirken, mehr als fie nüßen, weil fie bie 
Fremden zu um ſo größeren eigenen Anftrengungen nöthigen, und 
überbieß den inländifchen Mafchinenverfertigern und Arbeitern einen 
reichlichen und fichern Gewinn entziehen. Es find daher biefe an⸗ 
geblichen Begünftigungsmittel unter die entfchieben verwerflichen 
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terfügung zum Behufe größerer Wohlfeilhelt. Die Aus- 
führung dieſes Wunfches ift an und für fich Feineswegs unmöglich. 
Durch Erlaffung der Abgaben, und wenn diefe Hilfe nicht zureichen 
ſollte, durch Zufchüffe aus der Staatöfaffe kann allerdings dem 
Verfertiger ein niedriger Preis möglich gemacht werben, fo baf 
er ale, nicht auf ähnliche Weile unterftügte, Mitwerber vom 
Markte verbrängen Tann. Allein einleuchten muß, baß ein 
folches Verfahren nur unter großen Einfchränfungen erlaubt 
ift. Der Abfag einheimifcher Waaren an fremde Käufer ift 


immerhin ein in mehrfacher Beziehung erfreuliche und nüß- 


liches ‚Ereigniß; ‚allein durch eine Verletzung ber Rechte ber 


übrigen Bürger darf e& nicht herbeigeführt werben. Eine folge - 


Berlegung aber wäre vorhanden, wenn gewiffen Gewerbenben 
die Leiftung der allen Staatötheilnehmern obliegenden Laſten 
abgenommen, oder ihnen gar ein Theil der aus dem Vermögen 
der übrigen Bürger zufammengefchoffenen Staatögelder zur 
. Ausbehnung ihres Gewerbes und Gewinnes gegeben werben 
wollte. Es könnte eine f olche Unterſtuͤtzung der Gewerbenden 
um fo weniger gerechtfertigt werden, als fie zumächft nur Die 
Folge hätte, Auswärtigen auf Koften der Einheimifchen wohl- 
feilere Waaren zu verjchaffen, und nur mittelbar, durch Ver⸗ 
mehrung ber im Inlande vorzunehmenden Arbeit, einigen 
allgemeinen Gewinn gewähren würbe. Jeder Nachlaß innerer 
allgemeiner Abgaben, eben fo alle eigentlichen Ausfuhr-Prämien 
muͤſſen ſomit ald wefentlich ungerechte und felbft verfaffungs- 
widrige Mittel verworfen werden ?). 
Anftalten zu zählen. Vgl. Enquöte .„. pour constater les progres 
de l’industrie en France. Par., 1825; Babbage, Ueber Mafchinen> 
und Fabrikweſen, S. 388 1; 3 Mac- Culloch, Ueber Handel, 
| S. 124 fg. 
2) Bol. Leuchs Gewerbefreiheit, ©. 85 fg; Lotz, Staatswirth⸗ 


ſchafts⸗Lehre, Bd. I, ©. 150 fg; Mac: Tulloch, Ueber Handel, 
S. 147. 
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Unter dieſen Umſtänden bleibt nur Ein Fall übrig, in 
welchem eine wirkffame Unterſtützung ohne Rechtöverlegung 
geleiftet werden mag, der nämlich, wenn ein Gewerbender zu 
feinen Erzeugniffen ein auswärtiges rohes Product ober Halb- 
fabrifat bebarf, welches — aus polizeilichen oder finanziellen 
Gründen — mit einem Eingangszolle belaftet iſt. Diefen Zoll 
mag ber Staat bei dem verebelten, wieder ausgeführten Gegen- 
ftande zurüdgeben. Einem Rechte wird dadurch nicht zu nahe 
getreten, und felbft ber Vortheil der übrigen Bürger, namentlich 
ber Erzeuger ähnlicher Rohftoffe oder Halbfabrifate, nur ganz 
mittelbar beeinträchtigt ; ber Abſatz im Auslande aber kann 
durch dieſe Erſparniß fehr gefördert, vielleicht allein möglich 
gemacht werden. Webrigens iſt allerdings eine firenge Aufficht 
nöthig, daß nicht dieſe Vergünftigung durch heimliche Wieber- 
einfuhr ber angeblich fürd Ausland beftimmten und fomit durch 
Rüdzölle belohnten Waaren zu einem Betruge an ber Staatös 
fafle mißbraucht wird 9). | 


Dritte Abtheilung. 
| Förderung des Handels. 





$. 165. 


Sinleitende Bemerkungen. 


Eine nothwendige Folge der Erzeugung einer größern 

Menge von rohen oder verarbeiteten Stoffen, als fich für den 

3) Ueber die Rüdzölle f. A. Smith, BD». I, ©. 19; zeugt, 
a. a. O. 


380 


eigenen Gebrauch nothwendig erweist, ift die Entftehung eines 
MWunfches nad) dem Taufche dieſer Waaren gegen folche, beren - 


. man bebarf, d. h. bes Wunfches nah Handel, Und je 


größer jene Erzeugung iſt; je weiter Die Arbeitstheilung in den 
einzelnen Befchäftigungswelfen geht; je verjhiedenartiger Die 
Grzeugniffe der Länder, je nach ihren natürlichen oder gefel- 
ligen Eigenfchaften find; je zahlreicher endlich die von einer 
gefteigerten Volksbildung hervorgerufenen Bedürfniffe aller Art 
hervortreten: befto bebeutender muß auch der Tauſch feyn. 
Theild fteigt mit dem MWeberfluffe von einzelnen Erzeugniſſen 
fowohl die Nothwendigfeit ald die Möglichkeit, andere fehlende 
zu erwerben; theild vermehrt umgekehrt die Luft, fremde Er- 
zeugnifje zu befiten, Die eigene erzeugende Thätigfeit. 
Vielfach und wichtig find aber die Folgen des Handeld- 
Berfehres ſowohl für bie Gefittigung eined Volkes, als für 
deffen Wohlftand. u | 
Sn eriterer Beziehung zeigt die Erfahrung aller Zeiten 
auf das unmiderfprechlichfte, daß Durch den Verkehr, namentlich 
mit Fremden, Begriffe und Kenntniffe fich erweitern, Erfin—⸗ 


- dungen und Künfte fchnell verbreitet werben, und zweckmäßige 


Sitten und Einrichtungen ſich verpflangen. Wo immer in der 
Melt ein neuer nüglicher Gedanke entfteht, welcher bie Güter- 
welt erweitert und bereichert, durch den Handel dient er bald 


Men zum Vortheile. Durch den Handel knuͤpfen fich Ver- 


bindungen zwifchen den Einzelnen und zwifchen ganzen Völkern 
an; der Fremde wird aus dem Feinde zum Handelsfreunde; 


kurz, freuniblichere und humanere Gefinnung und Handlungs- 


weife tritt ein. Und war ber .erfte Grund auch Gewinn- 
fuht, fo find doch die Folgen- unſchätzbar für bie Ausbil 
Dung der Menfchheit. | 

Daß aber der Handel erſprieslich für den Reichthum fei, 
ergiebt fich aus Folgendem: 
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Als Quelle der Vermehrung bed Volfsvermögend unters 
fcheidet fich zwar ber. Handel von der Stoffergeugung und den 
Gewerben in fo ferne wefentlich, als er nichts Neues hervor⸗ 
bringt; die äuffere Menge ber zu menfchlichen Zweden 
dienlichen "Gegenftände nicht vermehrt, fondern nur die ſchon 
vorhandenen Stoffe von einem Orte und einem Befiger an einen 
andern Ort und Befiger liefert. Allein es ift dennoch fehr 
unrichtig, ihn ald nicht erzeugend zu betrachten. Gr vermehrt 
nämlich den innern Werth der Waaren, und zwar ſowohl 
ber veräufferten, ald der Dagegen eingetaufchten, indem immer 
bei einem freien Taufche jeder ber beiden Taufchenden etwas | 
erhält, was ihm mehr werth ift, als das, was er abtritt. Da 
nun aber nicht der äuffere Umfang der Gegenftände, fondern 
beren Werth für den Befiger den Reichthum bildet, fo ift klar, 
daß ber Handel das Volksvermögen vermehrt. Ze nad) ber 
Berichtebenheit des Handeldgefchäftes und namentlich der Ber- 
ſonen, welche es abfchließen , ift diefe Vermehrung allerdings 
wieder verfchiedgn. Unmittelbar am größten ift fie, wenn zwei 
Bürger deſſelben Staates Handel mit einander treiben. Da 
jeder derſelben dabei gewinnt, vermehrt fich Dad Volfdvermögen 
Doppelt. Ein Taufch mit einem Fremden trägt, gleiche Waare 
und gleiche Preiſe wie im erften Falle vorausgefest, an fich nur 
bie Hälfte dieſes Gewinnes. Allein verfchiedene Umftände 
erhöhen einen foldhen Nugen fehr bedeutend, Vor Allem wird 
ber Handel mit Fremden nicht felten dadurch noch befonders 
gewinnbringend, daß biefelben, aus Unkunde oder Bebürfnig, 
für die eingetaufchte Waare eine andere von höherem innern 
Werthe geben, während Solches beim Binnenhandel nicht zu 
erwarten ift. Sodann liefern Fremde folche Erzeugniffe, welche, 
unfer Land nicht bietet, und erhöhen dadurch einer Seits 
Genuß und Gefittigung bei ung, anderer Seits aber die Ar- 
beitfamfeit, welche die Mittel zur Befriedigung der neuen 
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Beduͤrfniſſe liefert. Endlich wird durch den Abſat ber einhei⸗ 
mifchen Erzeugniffe in das Ausland die Nachfrage nach den⸗ 
felben größer und der Verkauf ficherer; bie bedeutendere und 
ftättigere hierdurch hervorgerufene Erzeugung fidhert aber auch 
‚gelegentlich das. innere Bebürfniß, fo daß weit in ber Regel 
die Preiſe durch eine ftarke Ausfuhr eher vermindert als 
gefteigert werben ). Nebrigens ift e8 hinfichtlich des Gewinnes 
für das Volfövermögen völlig gleichgültig, welche Gattung von 
Werthgegenftänden der Fremde für das von und Erhaltene 
zurüdgiebt, und welche Segenftände wir ihm für dad von ihm 
‚Eingetaufchte überlaffen. Ob Metalle oder Waare gegeben 
werden, ändert bie MWerthvermehrung durchaus nicht ab; und 
das Bemühen, im Handel mit Sremden die fogenannte Hans 
delsbilanz für fich zu gewinnen, d. 5. mehr Metall als Waare 
von ihnen einzutanfchen und möglichft wenig Metall ihnen abzu- 
geben, beruht auf dem groben Irrthume, nur Geld als Werth 
zu betrachten?). Nur fo viel ift richtig. daß ein Land, welches 
aus einem andern Lande viele Waaren gegen baares Geld 
bezieht, die hierzu nöthige Metallimenge entweder aus eigenen 
Bergwerfen oder durch Verkauf feiner Erzeugniffe gegen baares 
Geld an Dritte wieder erlangen muß, weil es ihm ſonſt all⸗ 
mählig an dem Umlaufsmittel fehlen könnte; wobei es freilich 
von geringerer Bebentung iſt, ob biefer Erſatz regelmäßig ober 
von Zeit zu Zeit gefchieht. — Handel zwifchen zwei Fremden 





1) Nur bei folgen Waaren, deren Erzeugniß im bießfeitigen Lande eine 
beftimmte Menge nicht überfchreiten Tann, weil die Natur nicht 
weiter liefert, muß bie Ausfuhr die Preife fleigern. Solcher Waa⸗ 
ren find aber nur wenige. 

2) Die Unridptigfeit und gänzliche Sinnlofigfeit der fogenannten Hans 
velsbilang ift von A. Emith an fo oft und fo Har dargethan wor⸗ 

den, daß eine nuchmalige weitläufigere Auseinanderfegung nußlofe 
Raumverfchwendung wäre, Man fehe z. B. A. Smith, Br. I, 
©. 327 fg. der Basl, engl. Ausgabe; Say, vollſtaͤnd. Handbuch, 
Br. I, ©. 211 fo. 
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follte eigentlich das biffeitige Volfövermögen gar nicht berühren; 
allein fehr häufig ereignet fich dennoch, daß jenes Gefchäfte 
durch Vermittlung eines unferer Bürger .zu Stande kommt. 
Dieſer macht denn dabei in der Regel einen Gewinn; und 
fomit kann das Volfsvermögen felbft durch den Tauſch unter 
Fremden gewinnen ®). | 

Don fehr großer Bedeutung ift nämlich das Gefchäfte 
der Mittelöperfonen beim Handel, d. h. der Kaufleute Es 
liegt zwar allerdings unmittelbar nicht in. der Ratur des 
Handels, daß ein Mittelömann zwifchen die Taufchenden fid} 
eindrängt; allein es ift leicht einzufehen, daß eine Vermittlung 
den Handel erleichtern, und fomit ihn ausdehnen muß. Und 
wenn auch, wie natürlich, der Mittelsmann fein Gefchäft nicht 
unentgeltlich bejorgt, fondern für Arbeit, Kapitalvorichuß und 
Gefahr eine Entfhädigung verlangt, und fomit von dem. durch 
ben Taufch eigentlich gemochten beiderfeitigen Gewinne einen 
größern oder kleinern Theil für fich behält: fo ift doch 
immer noch für bie urfprünglich Taufchenden diefe Einrichtung 
nuͤtzlicher, als ein unmittelbared Anbieten und Rachjuchen, 
Den Beweis biefes letztern Satzes liefert der Thatumftand, 
daß überall der Handel durch Mittelömänner ſich von felbft 
und ohne Zwang bildet, was natürlich nicht der Fall wäre, 
wenn die urfprünglich Taufchenden dabei einen Verluft litten, 


3) Daß der innere Handel eines Landes nicht nur der nüßlichere, 
fundern auch der dem Umfange nad) bei weitem bedeutendere ift, 

. beweifen vielfältige Erfahrungen. Sy wurde 3. B. berechnet, daß 
in England von einem im Handel umgefegten Werthe vun 424 
Millivnen Pfund Sterling 350 Millionen auf den Binnenhandel 
und nur 74 auf den äufferen kamen. Bun den 7,323 Millionen 
Franken, auf welche der Handel Frankreichs berechnet wurde, fiel 
6,476 Millionen auf den inneren Berfehr.. © Malchus, Sta⸗ 
tiftif, ©. 290; Revue encyclop., Nro. XXV, ©. 519; XXVI, 
©. 945; vergl. auch Murhard, Theurie des Handels, Bd. I, 
©. 188 fg. 
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— Beforgt der Mittelömann ein Handelögefchäft zwifchen zwei 
Snländern, fo ändert fich dad Ergebniß des Gefammtgewinnes 
für dad Bolfövermögen an und für ſich nicht, fondern es 
vertheilt fi) nur der Gewinn unter drei Bürgern, anftatt unter 
zweien. Zritt der Kaufmann aber ind Mittel zwifchen einem 
Snländer und. einem Ausländer, fo ift der Theil feines Ge— 
winnes, welchen er von dem Ausländer bezieht, reiner Nugen 
für das Volfövermögen, und fomit der auf ſolche Weife abge- 
fchloffene Tauſchvertrag fogar noch nüglicher, als wenn leßterer 
. unmittelbar zwifchen den urfprünglich Taufchenden zu Stande 
gefommen wäre 9). Sind beide Taufchende Ausländer, fo ift 
der ganze Gewinn bed vermittelnden SKaufmannes reiner 
Gewinn für unfer Volfövermögen ; nur fördert freilich letzterer 
Handelezweig die innere Gütererzeugung gar nicht, oder nur 
höchft unbedeutend durch den zufälligen Gebrauch von einhei- 
mifchen Sortichaffungsmitteln u. f. w. 


Unter diefen Umftänden kann ed feinem Zweifel unter- 
liegen, daß ſowohl der Handel an und für fich, als auch ber 
Handel mittelft eines Zwiſchenmannes ein nüßliched, nament- 
lich das Volksvermögen mittelbar und unmittelbar förderndes 
Gefchäfte ift, und daß fomit jede Regirung die Pflicht hat, 
demfelben nicht nur in den Weg zu treten, fondern auch foldhe 
Törberungsmittel zu ergreifen, bei welchen Staatshilfe nöthig 
und richtigen polizeilichen Grundfägen angemeſſen ift. 





4) Hierbei ift denn freilich nicht zu überfehen, daß umgefehrt auch 
Fälle vorkommen, in denen ein ausländifher Mittelsmann den 
Tauſch beforgt, und fobann von dem dieffeitigen Bürger einen Theil 
feines urfprünglichen Taufchgewinnes bezieht, zum Schaden unferes 
Volksvermögens. Bei einer, freilich jeden Falles fehr ſchwierigen, 
Zuſammenrechnung der fämmtlichen Handelsgewinne muß alfv von 
dem dieffeitigen Gewinne ber Nugen des fremden Kaufmannes in 
Abzug gebracht werden. 
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Diep iſt denn nun aber haupiſächlich 5) in brei Rich— 
tungen ber Fall. Einmal find nicht felten, als Ueberreſte 
früherer Mißgriffe, geſezliche Befchränfungen der Freiheit des 
Handels zu befeitigen. Zweitens erforbert bie leichte und 
wohlfeile Berfendung ber Waaren von einem Orte zum an- 
dern, überhaupt die Verbindung zwifchen verfchiedenen Orten, 
mandherlei öffentliche Fortfchaffungs- Mittel, Drittens hat 
ber Staat dafür zu forgen, daß die an ihrem Beftimmungs- 
orte angelangten Waaren mit Leichtigkeit und Schnelligfeit um— 
getaufcht werden können, damit nicht unnöthige Verzögerungen 
die Gefchäfte vertheuren ober gar verhindern. 

Nur in dem einen Falle wird die Entfcheidung, wie weit 
bie Blüthe des Handels zu berüdfichtigen tft, ſchwierig, wenn 
: ber Bortheil der Erzeugung von Rohftoffen oder verarbeiteten 
Waaren in einem Widerftreite ſteht mit dem Vortheile bes 
Handeld, wie dieß namentlid der Fall ſeyn kann bei einem 
Syſteme von Schubzöllen. Daß folhe dem Handel fchaden, 
ift unläugbar, befonders wenn fie Grwiderungsmaaßregeln von 
Seiten fremder Staaten hervorrufen. Allein es folgt Daraus 
noch nicht, daß fie deßhalb nicht flattfinden dürfen. Es kommt 
bei diefem Zufammentreffen von Rüdfichten lediglich darauf 
an, auf welcher Seite der größere Vortheif liegt. Möglicher- 
weife kann im einzelnen alle das Mebergewicht auf Seiten 
des Handels liegen, namentlich in Staaten, welche hauptfäch- 
Th aus Handelöftädten beftehen oder fonft wenige Bedingun- 

5) Allerdings gehören auch noch die Unterrichts-Anftalten zur Bildung 
fünftiger Kaufleute hierher. Allein es ift etwas Befonderes hin⸗ 
fichtfich derfelben nicht zu bemerken. Sie bilden einen Theil der 

Gewerbefchulen, fei es, daß fie als Abtheilungen der polytechnifchen 

Schulen, fei es, daß fie abgefundert als Handelsfchulen eingerichtet 

find, Die Grundfäße über das Gewerbeſchulweſen finden daher 


auch auf fie volle Anwendung. ©. diefelben oben, Bd. I, $. 78, 
©. 492 fg. 


Mohl, Polizei, II, Zweite Auflage, 25 
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gen eined großartigen Gewerbebetriebed befigen. Allein in 
anderen, und wohl in ben meiften, Sällen treten entgegenge- 
fepte Verhältniffe ein. Erſtens ift nämlich zu bedenfen, daß 
bei einem Schutzzollſyſteme die Befolgung ber oben, in $. 163, 
©. 367 fg., aufgeftellten Grundſätze vorausgefegt, der Nachteil 
nur vorübergehend, ber Nupen aber bleibend ift. Zweitens 
entfteht anftatt ded bisherigen ausländiſchen Handels ein ver- 
ftärfter Taufch unter den Bürgern, alfo gerade die wünſchens⸗ 
werthefte Art des Hanbeld. Drittens, kann wenigftens theil- 
weife, ber bisherige Handel mit dem Auslande dadurch erfebt 
werben, daß ist mehr Rohftoffe zur Verarbeitung von aus- 
wärts bezogen werden, ober fich fpäter ein Ausfuhrhandel mit 
ben neuverfertigten Fabrikaten bildet. Unter diefen Umftän- 
den fann da, wo bie nothwendigen Bedingungen zur zwed- 
mäßigen Ginführung eined Schuß - Syftemed vorliegen, bie 
dadurch, wenigftend anfänglich, veranlaßte Verminderung des 
Handels feinen Grund abgeben, fehügenden Maaßregeln zu 
entfagen; und höchftend mag gefordert werden, Daß Die ander- 
weitigen Mittel zur Förderung des Handeld um fo Fräftiger 
- und ausgebehnter ergriffen werben, damit er um fo leichter 
die ihm nicht zu erfparende Beeinträchtigung durch Die Zölle 
verwinden fann ©). j 


6) Bon der zahlreichen Literatur über den wechfeljeitigen Einfluß des 
Staates auf den Handel und umgekehrt find hauptfächlich folgende 
Schriften zu bemerfen: Condillac, Le commerce et le gouver- 
nement, consideres relat. !’un à l’autre. I. II., Par. 1795; Vital- 
Roux, Sur l’influence du gouvernement sur le commerce. 1. II, 
Paris, 1801, (in das Deutfche überfegt von Tritfchler, 2te Auflage, 
Dresten, 1806); Garnier, Du gouvern. considere dans ses rap- 
ports avec le commerce. Par., 1804; Meißner; Grundriß der 
Staatshandelswiflenichaft. Berl., 1806; Vincens, Exposition de 
la legislation commerciale, I—IH, Par., 1821; Hopf, Meinungen 
von ber Hanbelsfreiheit und dem Prohibitivſyſtem. Wien, 1823; 
Murhard, Politik des Handels. Gött., 1831 (auch unter dem 
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Erfter Abfchuitt. 
Sreiheit bes Handels. 





$. 166. 


1) Im Innern bes Landes, 


Je vortheilhafter für- das Volksvermögen der Handel 
zwiſchen zwei Bürgern ift, (f. den voranft. 8.) und je ficherer 
er die Bebürfnife der Staatdangehörigen befriedigt: defto ger 
wiffer ift ihm alle Freiheit zu laffen. Die Befchränfungen 
und Einzwängungen in gewiffe. Formen fönnen, wenn ‚auch. 
gut gemeint, nur die natürlichen Berhäftniffe wiſchen Angebot 
und Nachfrage ſtören, und ſomit die Maſſe und den Vortheil 
des Austauſches beeinträchtigen. Am ſicherſten werden die 
Tauſchenden ſelbſt für ihren Vortheil zu ſorgen wiſſen, ſo wie 
der Kaufmann, als Vermittler des Tauſches, denſelben zu er— 
leichtern und zugleich für ſich vortheilhaft zu machen ſuchen wird. 
— Hieraus folgt denn, daß nachſtehende, hauptſächlich aus äl⸗ 
terer Zeit herrührende, Beſchränkungen des. innern Handels zu 
entfernen ſind: 

1) Abſperrungen der einzelnen Theile deſſel— | 
ben Staates gegen einander, fei ed durch wirfliche Verbote, 
fei e8 wenigftend durch Zölle. Durch ſolche Maaßregeln wird 


—— 





Titel: Theorie und Politik d.H., Mer Bd.); Fränzl, Neber Zölle, 
Handelsfreiheit und Handelsvereine. Wien, 1834, Mac-Culloch, 
Ueber Handel und Hundelsfreiheit, überf. von Gambihler, Nürnb., 
1834. Aufferdem find noch nachzufehen die betreffenden Abfchnitte 
in den Werfen von Büfch (Darſt. d. H.), Leuchs (Syftem des 
Hand.), Simonde de Sismondi (Nouveaux principes), Rau, 
(Bolkswirihfchaftspolitif), Lips (Deutfchl, Nativnal:Defonvmie), 
Schütz (National: Dekonomie). 
| 25 * 
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der natürliche Austauſch gegenfeitigen Ueberfluffes verhindert, 
und dem Landbau, ben Gewerbenden und dem Handel ein 
empfindlicher Nachtheil zugefügt. Weberdieß wird der Echleich- 
handel durch alle Theile des Landes verbreitet, eine Provinz 
ber andern entfrembet, eine Menge von beläftigenden Ueber- 
wachungen und von überflüffigen Beamten hervorrufen. 
Sicherlich Gründe genug zur Abſtellung bes Uebels. Doch 
ift, was die Leichtigfeit der Ausführung betrifft, ein Unter⸗ | 
fhied unter den Staaten nicht zu verfennen. In einem nach 
bem Realfyfteme eingerichteten Staate ift allerdings nicht ber 
entferntefte Grund für folche Abfperrungen benfbar, ald etwa 
die Erhebung einer Kreis- oder Gemeinde-Abgabe. Eine ſolche 
wird aber auf jede andere Weiſe befier erhoben '), und bie 
Befeitigung aller Binnenzölfe hat fomit hier weder einen recht- 
lihen, noch einen wirthfchaftlihen Grund. Anders freilich 
in Staaten mit Provinzial-Syften, wenn eine Gleichſtellung 
ber Abgaben Hinderniffe in ber Verfafjung findet, die Ver- 
fhiedenheit aber in den Gewerbeverhältniffen der Bürger einen 
ungerechten Unterfhied macht, welcher Durch einen Ausglei— 
chungszoll gehoben werden muß, oder wenn nur auf Diefe 
Weiſe überhaupt eine Provinz zu der ihr obliegenden Steuer 
beigezogen werben kann. Hier find natürlich. die Nachtheile 
einer Abfperrung nicht minder einleuchtend und groß; allein 
1) Es ift hier nicht der Ort, die Gründe für und gegen eine ſtädti— 

ſche Thorftener zu erörtern; allein fo viel dürfte duch allfeitig 

zugegeben werben, baß ungeheure Mißflände die Folge hochgeſpann⸗ 

ter Anfäge find, als 3. B. DVertheurung der erften Lebensmittel, 

fomit aller in der Stadt erzeugter Waaren, Vertreibung manchen 
° Gewerbes, Schleichhandel und Berfülfchung im Innerſten der Ge- 

meinden, und am Ende Berfchleuderung des anfcheinend Teicht ge= 

wonnen Geldes durch die fläbtifchen Behörden. Man fehe Paris 


mit feinem Budget von 50 Millionen, welche zum großen Theile 
aus dem Octroi fließen. 
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ihre Befeitigung {ft vieleicht mit vielen Schwierigfeiten und 

. Verzögerungen verbunden, und es läßt fich feine andere For 
derung aufftellen, als daß jede gefegliche Gelegenheit zur Aen- 
derung der im Wege ftehenden provinziellen Verfaſſung eifrig. 
benüßt, bis zu deren Eintritte aber wenigſtens jede überflüffige 
Sperrung und Berhinderung vermieden werde. 

2) Monopole für einzelne Handeldzweige. Wie in - 
allen Zweigen ber menfchlihen Thätigfeit, fo ift auch beim 
Handel ein Monopol ein Unredt und ein allgemeiner Nach- 
theil. Es vertheuert die Waaren, häufig verfchlechtert es fie, 
und ſchadet dadurch, fo wie durch Die Unbequemlichkeit des 
Anfaufes dem Abfabe derfelben, was wieder einer Seits den, 
nothwendigen oder angenehmen, Gebrauch derfelben vermindert, 
anderer Seits hemmend auf ihre eigene Erzeugung einwirft. 
Auch nur ein feheinbarer Vortheil eines Monopoles ift im _ 
innern Handel undenkbar, und fomit das Beftehen defielben 
unbedingt ein grober Fehler von Seiten des Staates, 

3) Die Zunftverfaffung ber Kaufleute Eine 
Zunftverfaffung der Handwerker hat, neben vielfachen Nach- 
theilen, wenigftens den Bortheil der Nöthigung zu Bildungs- 
Reifen und der, wenigftens theilweifen, Verhinderung einer 
Veberfegung blos örtlicher Gewerbe; außerdem dient fie (frei- 
lich nicht ausfchlieplich) in manchen Fällen dazu, dem Publi- 
cum ben Beweis der nöthigen Kenntniſſe und Sertigfeiten 
eines Arbeiters zu liefern. Die beiden erften Gründe greifen 
nun aber gar nicht Platz bei dem Faufmännifchen Gewerbe. 
Die dem jungen Handeldmanne allerdings. fehr Dienlichen 
Reifen ind Ausland werden keineswegs durch die Zunft vers 
mittelt, ſchon die in ber Regel beſſeren wirthſchaftlichen Ver⸗ 
hältnifie beffelben entfernen die Rothwendigfeit ſowohl, als bie 
Annahme einer folhen Unterftügung. Won einer Ueberfegung 
des Taufmännijchen Gefchäftes kann aber für den thätigen, 
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kenntnißreichen, fi von dem herfömmlichen Wege entfernen- 
den Kaufmann feine Rebe ſeyn. Nur der Krämer ift an die 
unmittelbare Umgebung gebunden, und auch er nur durch 
‚digene Schuld 2). Was aber die Meifterrechtsproben betrifft, 
fo ift nicht abzufehen, in wie ferne das PBublicum durch den 
Grad der Einficht eines Kaufmannes berührt feyn follte. Cine 
- fchlechte Führung feiner Gefchäfte ſchadet lediglich ihm. In 
biefer Beziehung ift alfo ebenfalls kein rund, fomit auch Fein 
Recht zu einem Zwange vorhanden, Veberdieß ift es unbillig 
gegen ben gewerbsmäßigen Handeldmann, ihn in feiner Lauf: 
bahn durch unnöthige Schwierigfeiten zu hindern, da Doch der 
“Betrieb von Handelsgefchäften nicht auf ‚die Zünftigen be- 
fchränft werben kann, vielmehr fehr häufig Perfonen aus allen 
Ständen nrehr oder weniger zufammenhängende Speculationen 
. unternehmen, ohne irgend einer Förmlichkeit unterworfen wor⸗ 
den zu ſeyn. Es ſcheint fogar lächerlich, von einem zunft- 
mäßigen Betriebe des Großhandel, der Wechfel- und Geld⸗ 
Geſchäfte u. ſ. w. nur zu reden, Die Forderung, den Zunft⸗ 
verband der Kaufleute. ganz aufzuheben und Jedem, welcher 
privatrechtlich zur felbfiftändigen Vornahme von Gefchäften 
befähigt ift, auch dad Necht zu Handelögefchäften einzuräumen, 
fann demnach feinem irgend beachtenäwerthen Anftande unter- 
liegen. — Damit ift jedoch nicht gefagt, daß es unthunlid) 
und unzwedmäßig fei, den Kaufleuten zur Beforgung gemeins 
ſchaftlicher Angelegenheiten eine Organtfation zu geben. Theils 
iſt es paßlich, wenn ſich die ſämmtlichen Kaufleute einer 
größeren Stadt von Zeit zu Zeit zur Feſtſtellung gemeinfchaft- 
Ticher Anordnungen, 3. B. Feftfegung von Börfen- und Mak—⸗ 
ler⸗ Ordnungen, Wahl der Makler, Ernennung von Schieds⸗ 





2) Anderer Meinung ift Rau, ©. 324. Die von ihm zur Unterftüßung 
feiner Meinung angeführte würktemberg, Verordnung möchte fein 
Mufter feyn. 
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männern bei Streitigfeiten unter fich, u. f. f., verſammeln, auch 
einige Vorfteher aus ihrer Mitte bezeichnen, welche die Be— 
fchlüffe ausführen und die Gefammtheit nöthigen Falles ver- 
treten 9). Theils erfcheint es auch ald eine ganz geeignete 
Maaßregel, wenn die Regirung in allen bebeutenden Handels- 
ftäbten einen Ausfchuß (Handeldfammer) aus den Kaufleuten, 
durch Wahl aus ihrer Mitte felbft, einrichtet, welcher auf 
Befragen ber Behörden über die Zuftände und Interefien Aus- 
funft giebt, und auch unaufgefordert die Wünfche des Hans 
delsſtandes an die Regirung bringt ). Wo Hanbelögerichte 
beftehen, mögen dieſe Handeldfammern zur Befegung der Stellen 
benüßt werben. | 
4) Befhränfungen der Einzelnen in ber Art 
ihres Handelsbetriebes. — Sehr verbreitet find einige 
Vorſchriften welche aus angeblichen Gruͤnden des öffentlichen 
Wohles gewiſſe Arten des Handels einſchränken oder ganz unter— 
fügen wollen. Wenn ſchon allerdings in einigen Fällen Vorſichts⸗ 
maaßregeln, namentlich aus dem Standpuncte der Präventiv- 
Suftiz, gerechtfertigt erfcheinen,, fo find doch Die gewöhnlich 
getroffenen Maaßregeln in ihrer Allgemeinheit als unge 
‚recht und auf Mißverjtändniffen beruhend zu verwerfen. Sie 
betreffen : | 
a) den Haufirhandel, db. h. diejenige Form ded Hans 


3) Hoffmann, Berechtigung zum Gewerbebetriebe, ©. 176 fg., macht 
ben Borfchlag, die größeren Kaufleute eines Ortes zu einer Kurs 
poratiun zu vereinigen, in welche nur difpofitionsfühige und ganz 
unbeicholtene Männer aufgenommen würden, und welche eine Sicher- 
heit für Ehrlichkeit des Verkehrs und Zutrauen im Auslande vers 
ſchaffte. Ohne daß nun einer folchen Einrichtung aller Nuben ab- 
gefprochen werben will, ift doch ein Zweifel geltend zn machen, ob 
nicht diefer Nutzen zu hoch angefchlagen, dagegen die Möglichkeit 

“ von Mißbrauch mit Unrecht überfehen fei. 

4) ©, Rau, Volksw. Politik, S. 367 fg. 
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dels, bei welcher der Händler die Käufer in feinem 
feften Laden erwartet, fondern feine Waaren in ben 
Häufern, namentlich auf dem flachen Lande anträgt. 
Daß diefer Haudfirhandel beftimmte Bortheile har, ift 
unläugbar. Bor Allem fällt die Dadurch für den Käu⸗ 
fer bewirkte Zeit- und alfo häufig auch Geld - Erfparnig 
in die Augen. Sobann kommt auf Diefe Weife viel 
Neues und Nügliches fehneller unter bad Volk; manches 
ber Form nach Veraltete, aber an fih noch ganz 
Brauchbare findet dagegen noch Abſatz. Ferner wirb 
eine bedeutende Anzahl von Graeugnifien herfömmlich 
nur auf dieſe Weife verkauft, und fomit ihre Verferti⸗ 
gung am ficherften dadurch erhalten. Endlich nährt ſich 
eine Anzahl von Menfchen durch dieſes nüsliche Gefchäft 
ehrlich. Allein auf der andern Seite wollen freilich 
auch wirthfchaftliche und rechtliche Gründe gegen den 
Haufirhandel geltend gemacht werben. In erfterer Be- 
ziehung nämlich wird eine größere Unzuverläffigfeit der 
Waaren; eine häufige Verlodung zum Anfaufe von 
Ueberflüffigem ; eine‘ Verringerung des Marftbefuches ; 
endlich der Nachtheil des feßhaften Kaufmannes, und 
damit eine Verminderung der Gewerbefteuer behauptet. 
Aus dem Standpuncte der Rechtöficherheit aber wird 
ausgefest, daß durch ben Haufirer leicht giftige und 
andere ſchädliche Stoffe verfauft werden; daß er nicht 
felten, durch feine herumziehende Lebensart mit herren- 
Iofem Gefindel befannt und durch fchlechten Erwerb ver- 
anlaßt, geftohlene Waaren vertröble; endlich daß unter 
feiner Maske der eigentliche Jauner fich leicht verftede. 
Wenn nun auch in der That auf Die wirthfchaftlichen 
Beanftandungen Fein Gewicht zu legen ift, indem fie 
theild ganz unrichtig, theils höchft übertrieben find, theils 
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ihre Berüdfichtigung die Rechte des Staates überfchrei- 
ten würde: fo verhält es fich doch anders mit den recht- 
lihen. Die genannte Mebelftände find begründet. Nur 
folgt nicht daraus, daß lediglich durch ein Verbot bes 
an ſich nicht unrechtlichen und vielfach nüglichen Ge: 
werbes geholfen werben fann. Vielmehr fiheinen nach— 
ſtehende Maaßregeln völlig auszureichen: ohne vor⸗ 
gängige Anzeige bei der Polizeibehörde darf Niemand 
Haufirhanbdel treiben, die Erlaubniß aber kann nur recht- 
lichen Männern und älteren Frauen gegeben werben; 
dem Hauftrer wird unbedingt unterfagt, beftimmte Waa- 
ren, 3. B. Gifte, Waffen, Silber und Gold, geiftige 
Getränke zu führen; für die übrigen aber hat er ein 
Buch zu halten, in welchem von jedem feiner Waas 
renftüde DVerfäufer und Käufer einzutragen find. Durch 
häufige Unterfuchungen von Seiten ber Behörden und 
jeldft der niedern Polizeimannſchaft wird die Beobach- 
tung diefer Borfchriften erzwungen; regelmäßige Wan- 
derbücher aber weiſen die Aufenthaltsorte nach >). 
by) Trödelhandel, d. h. Handel mit gebrauchten Gegen- 
ftänden. Dem Anjcheine nach unbedeutend, ift berfelbe 
von hoher Wichtigkeit, indem er der ärmeren Klaffe die 
Befriedigung manchen Bebürfnifjes möglich macht, über: 
dieß den Untergang vieler noch brauchbarer Gegenftände 
verhindert. Die Furcht vor Verheimlichung geftohlener 
Sachen und der Wunfch, nicht allzu viele Menfchen 
fih einem vermeintlih unproductiven Gefchäfte erges 
ben zu fehen, hat nicht felten bedeutende Beichränfungen 
dieſes Gewerbes herbeigeführt. Auch hier dürften nur 
5) Ueber ven Saufirhandelf. Ulmenflein und Rau, in Rau’s Archiv, 


Br. I, ©. 207 fg. Ganz gegen denſelben, fpricht fih aus: Hoff» 
mann, Berechtigung zum Gewerbebetriebe, ©. 241 fg. 
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die eben angeführten Ueberwachungs⸗Maaßregeln noth- 
wendig und erlaubt feyn ©). 

- c) Kramhbandel. Um dem Bebürfniffe ſolcher Dertlich- 
feiten, in welchen fich Fein zünftiger Kleinhändler nieder⸗ 
gelafien hat, zu entfprechen, wirb durch Regirungs-Er- 
laubniß einem Unzünftigen ein Kramhandel geftattet, 
b. h. der Verkauf einzelner beftimmter Gegenftände ; der 
Handel mit den übrigen Waarengattungen Dagegen bleibt 
ihm unterfagt ”). Diefe letztere Befchränfung ericheint 
nun aber als eine völlig zwedwidrige und felbft unver- 
nünftige Maaßregel. Entweder erfordert nämlich das 
örtliche Bebürfniß auch noch ein Lager von weiteren Waa⸗ 
ren; weßhalb Dann das Verbot, welches zunächſt dem Käu⸗ 
fer läftig und verderblich ift? Oder dad Bebürfniß iſt gar 
nicht vorhanden ; dann wird der eigene Vortheil des Krämers 
ihn von felbft abhalten, unverfäufliche Waaren zu führen. 


$. 167. 
2) Im Verkehre mitdem Auslande. 


. Daß für den mit fremden Völkern verfehrenden Kauf: 
mann ber erwünfchtefte Zuftand derjenige ift, welcher ihm ge= 
ftattet, ohne alle Hinderniffe von Seiten des Staates da ein 
zufaufen, wo feine Vorräthe einen günftigen Abfat haben 
werden, aus dem Lande aus-, in dafjelbe einzuführen, was er 


6) Einzelne Gefebgebungen, fo 3. B. die württembergifche, haben fidh 
befonders bemüht, den Ju den den Haufir⸗ und den Tröbel-Handel 
zu erfchweren. Die Abficht dabei ift, diefes Volk zu einer fienden 
Lebensart und zu ordentlichen Gewerben zu nöthigen, daß es aus 
feiner Abfonverung hervortrete und feinen fittlichen Zuftand ver- 
beſſere. Das Schachern wird als Zeichen und Grund ber befonderen 
jüdifchen Verdorbenheit betrachtet. Diefe höheren ftaatlichen Rüd- 
fihten mögen denn etwa Maaßregeln rechtfertigen, welche auf dem 
blofen Standpuncte der Gewerbe⸗-Polizei als unzuläffig erfcheinen. 

7) So 3.2. in Württemberg. 
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sortheilhaft findet: dieß bedarf Feines Beweiſes. Jede Staatd- 
einrichtung, welche ihn hindert, etwas zu thun, was er fonft 
gethan hätte, oder nöthigt, etwas zu unternehmen, was er 
fonft unterlaffen hätte, fchadet ihm, indem fie die richtige Be- 
rechnung ſtört. Es mag feyn, daß ſolche Staatsmaaßregeln 
aus anderweitigen Gründen nothwendig und daß fie fogar in 
anderen Beziehungen nüglich find: allein Beförderungsmittel 
bed Handeld find fie wenigſtens nicht. Jeder Verfuch, den 
Handel im Allgemeinen durch Maafregeln, welche ihn im 
Einzelnen befchränfen,, fördern zu wollen, ift ein Wibderfinn. 
Freiheit auch des Aufferen Handels ift fomit die richtigfte Po- 
Htif foweit es fich vom Verkehre handelt; und die vielfachen ‘ 
fünftlichen Anftalten, durch welche man feine Blüthe zu fördern 
gedachte, find ganz zu verwerfen, oder wenigftend fehr zu modfficiren. 

Die nachſtehenden haben in früherer Zeit eines befon- 
deren Ruhmes und Vertrauens genoffen; allein durch eine 
richtigere Theorie und eine reichere Erfahrung ift ihre Nichtig- 
feit überzeugend nachgewiefen werben: 

1) Die priviligirten Handelsgefellfhhaften, 
welchen beftimmte Theile des Handels zur ausjchlieplichen Be- 
nüßung unter gewiffen vom Staate vorgefchriebenen Bedingun- 
gen, überlafien werden. Ihrer find wieder zwei Arten: die Ac⸗ 
tien-Geſellſchaften, weldhe Eine moralifche Berfon bilden, 
mit bem zufammengefchoffenen Fonds ihren Handel betreiben, ben 
Gewinn aber ald Dividende auf die einzelnen Aftien vertheilen; 
und die regulirten Gefellfhaften, deren Mitglieder den 
ihnen überlaſſenen Handelszweig einzeln betreiben, jedoch unter 
Befolgung gewiffer vorgefchriebener Regeln. Durch foldhe mono- 
poliftifche Gefellfchaften wird nun aber nicht nur dag Recht und 
der Bortheil des Handelsftandes im Allgemeinen verleßt ; fon= 
dern ihre Ginrichtung ift noch mit befonderen volfswirthichaftlis 
chen Nachtheilen verbunden. — Bei den Actiengefellfchaften liegt 
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ber Hauptnachtheil Darin, daß die Geſchäfte von den Bedienten 
derſelben mit eben ſo viel Nachlaͤſſigkeit als Verſchwendung 
betrieben werben, wodurch, trotz aller monopoliſtiſcher Steig⸗⸗ 
gerung ber Preiſe, Zerrüttung des Geſellſchaftsvermögens, im 

beſten Falle eine. bedeutende Schmälerung des Gewinnes herbei⸗ 
geführt wird. Die Erfahrung beweist, daß die zur Rechtfer⸗ 
tigung dieſer Geſellſchaften angeführten Gründe, nämlich die 
Nothwendigkeit eines Schutzes und Anſehens in fremben, 
namentlich barbariſchen, Ländern, und bie Unmöglichkeit, ges 
wagte neue Handeldunternehmungen Einzelnen zu überlaffen, 
durchaus unrichtig find. Jener Schuß wird, wo er nöthig 
ift, durch den Staat unmittelbar am Beften geleiftet; dieſe 
Unmöglichkeit befteht aber nicht nur nicht, fondern der fparfa= 
mere und thätigere einzelne Kaufmann macht da noch gute 
Geſchäfte, wo Die Gefellfchaft ihren Untergang findet. Iſt die 
Anlegung von Kolonieen in fremden Weltgegenden rathjam, 
fo Fann und fol der Staat felbft biefelbe ald eine politifche 
Maapregel beforgen, nicht aber fie einer in felbftifhem Ins 
tereffe und auf beſchränktem Standpuncte verfahrenden Han- 
delögefellfchaft überlafien. — Den regulirten Geſellſchaften fteht 
nicht einmal das gemeinfchaftlich zufammengefchoffene große 
Kapital zur Seite, da jeder auf feine Gefahr allein handelt. 
Bei ihnen ift alfo lediglich ein Monopol, ohne irgend einen, 
auch nur angeblichen, nüglichen Zwed *). — Als völlig gerechtfer- 
tigt erfcheint fomit die Forderung, daß nicht nur neue Gefell- 
haften mit ausfchließenden Handelsrechten nicht geftiftet werden 


1) Kein Sab in ber politifchen Defonomie iſt beffer bewiefen und 
auch fchlagenver durch Beifpiele belegt, als die Schäblichkfeit der 
privilegirten Handelsgefellfchaften. Seit A. Smith’s vortrefflicher 
Auseinanderfegung (Bd. IV, ©. 18) ift nichts weſentlich Neues 
über den Gegenftand gefagt, noch auch wohl zu fagen. Reiche ges 
ſchichtliche Nachweifungen f. bei Rau, Volkswiſſ. Pol. S. 369 fg. 
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follen, fondern daß auch die Auflöfung der ſchon beſtehenden 
möglichſt bald herbeizuführen iſt. 


2) Ausfuhr- und Einfuhr-Prämien. Durch erſtere 


fol dem inländiſchen Kaufmanne möglich gemacht werben, 


eine ungünftige fremde Mitwerbung auf dem Weltmarkte zu 
beftehen; letztere follen Waaren herbeiziehen, welche im Lande 
nicht hinreichend erzeugt werden, obgleich fie Beduͤrfniß find. 
Daß bedeutende Ausfuhr-Prämien den Handel fteigern fönnen, 
unterliegt feinem Zweifel; allein dieſe Begünftigung wird durch 
ein vom ganzen Volke gebrachtes Opfer, welches nur dem 
fremden Käufer zu Gute fommt, erfauft, und muß fomit als 
ſchädlich und ungerecht angefehen werden. Die Einfuhr⸗Prä— 
mien aber find Caudgenommen bei Früchten im Falle einer 
Hungerdnoth, ſ. oben Bd. I, $. 50, ©. 305,) im höchften Grabe 
überflüffig, weil das Bebürfniß jedenfalls befriedigt und alfo 
der Handel befchäftigt worden wäre. 

3) Monvpole, welhe Einzelnen verliehen werden. 
Wie überall, fo ift auch im Auffern Handel ein Monopol 
fowohl ein Unrecht, als ein Nachtheil, und Feine gewifien- 
hafte und aufgeflärte Regirung wird fie bulben oder gar neu 
einführen 2), 


2) Nichts anderes als ein Monopol find die Licenzen, durch welche 


ausnahmsweife ein im Allgemeinen verbofener Handelszweig einem 
Einzelnen geftattet wird. Wenn das Zullfyftem des Staates auf 
richtigen Grundfäßen beruht, (ſ. ben, $. 163,) fo ift jede Kicenz 
eine um fo größere Verlegung der einheimifchen Gewerbenden, als 
Vegtere Wirkungen derfelben nicht in Berechnung nehmen fünnen bei Der 
Ungewißheit der Zahl und Größe folder Ausnahms-Erlaubniſſe. 
Ob fie der Staatskaffe einen Ertrag gewähren; vb fie an ben 
Meiftbietenden verfteigert werden, und Jeder alfo Antheil nehmen 
fann: ift völlig gleichgültig. Der Schaden und das Unrecht Liegt in 
der grundfaglofen Ausnahme von einer allgemeinen Regel, auf 
deren Einhaltung der gewerbefleißige Bürger rechnete. Zum Theile 
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4 Schifffahrts-Acten, durch welche ber Zwifchen- 
handel ber Fremden verhindert und ben eigenen Edjiffen 
Beichäftigung erzwungen werden fol. Der Zwed einer ver⸗ 
mehrten Schifffahrt, und fomit auch einer Pflanzichule für 
die Kriegdmarine, wird zwar immer erreicht; auch hat bie 
Abhaltung Fremder und die Beforgung ber Fracht für fie 
feinen fehr bedeutenden Echaden gegenüber von ſchwachen 
Staaten, welche ſich die Mißhandlung gefallen laſſen: allein 
wenn dieſe Maaßregeln zurüdgegeben werden, (wie es früher 
oder ſpäter gefchehen Fann,) fo haben fie die nothwendige Folge 
boppelter Frachtfoften, und find dann für den Handel höchft 
ſchädlich 3). 

5) Handelöverträge mit fremden Staaten, welche 
für das Vermögen der legteren zerftörend find, indem fie 3.8. 
bei wichtigen Waaren Monopole zum Vortheile der diefjeitigen 
Unterthanen feftftelen, oder die Fremden rechtlich oder that- 
fachlich von dem Berfaufe ihrer Erzeugniffe ausfchließen, wäh— 
rend fie die biefeitigen zu kaufen genöthigt werden, u. ſ. f. 
Solche Verträge möchten auf den erften Blick nicht nur nicht 
als Nachtheil, fondern ald der höchfte Eieg glüdlicher Unter- 
handlungsfunft und als eine Quelle von Reichthum für den 
bevorzugten Staat erfcheinen, wie fie auch in der That lange 
bafür erachtet worden find. Auch ift allerdings nicht zu 
läugnen, dag anfänglich großer Gewinn fich ergeben mag. 
Allein eben fo gewiß ift, daß die durch einen folchen Löwen- 
vertrag herbeigeführte VBerarmung des vernachtheiligten Staates 
den anfänglichen Vortheil bald wieder fehr fchmälert und am 





anderer Meinung ift Tollenare, Essai sur les entraves du com- 
merce, ©. 278 fg. 

. 3) ©. hierüber ſchoun A. Smith, Br. II, ©. 138 fg. (ber Basler 
Ausgabe); namentlich aber Log, Vollswirthſchafts-Lehre, Bd. IL, 
©. 244 fg. 
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Ende den noch übrig bleibenden Verkehr fo herunterbrüdt, daß 
‚ber Bortheil Heiner ift, als wenn das durch billige Behand: 
fung in feinem Vermögen geförderte Volk zwar nie fo theuer, 
aber deſto mehr und fortwährend gefauft hätte *). 

Richt zu verwechfeln mit den bisher getabelten Regirungsr 
Maaßregeln find dagegen natürlich diejenigen, welche bezweden, 
ein bisher beftandened Hinderniß des Handels mit dem Aus- 
ande aufzuheben. Solche find ein wahres Förberungsmittel, 
und Daher aus allen Kräften zu erftreben. Die wichtigften 
Schritte diefer Art find aber: | 

1) Handels-Verträge mit fremden Staaten, durch 
weiche bisherige Hinberniffe gegenfeitig weggeräumt, alfo na- 
mentlih Zoͤlle oder andere Abgaben aufgehoben, Verbote 
zurüdgenommen werben. Solche Verträge ftellen Die natür- 
lichen Berhältnifie des Tauſches wieder her, und tragen das 
Durch zum Bortheile beider Theile bei. Ihre möglichfte Aus- 
breitung ift daher zu wünfchen; und je weiter die Befeitigung 
bisheriger Schranfen geht, deſto nütlicher ift fie. ALS ihr 
Ideal erfcheint fomit eine völlige Verſchmelzung meherer Staaten 
zu Einem Ganzen binfichtlich des Handeld und der Gewerbe, 
folglich mit gemeinfchaftlicher Geſetzgebung über diefe Gegen- 
fände, gemeinfchaftlichen Abgaben von denfelben, und gemein- - 
ſchaftlichem Verhalten zum Anslandes). Natürlich fest übrigens 
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4) ©. N. Smith, Bd. IH, ©. 72 fg; Sismondi, Rich. commer- 
ciale, Bd. II, ©. 378; derfelbe, Nouv. principes, Bb.I, S. 389; 
Lok, Staatswirthich,, Bd. II, ©. 247fg.; Say, vollft. Handbuch. 
Stuttg. Ueberſ., Bd. III, ©. 398 fg. Ueber den berühmten Bertrag 
Methuen’s ſ. namentlih Büſch, Geldumlauf, Bd. II, ©. 250 fg. 

5) Daß der deutſche Zollverein einer der großartigften ftaatlichen Ge: 
danfen der neueren Zeit ift, wirt vun allen Seiten und in allen 
Ländern anerfannt. Er hat allerdings noch feine Unvollfommen« 
heiten, und namentlid ift feine Verwaltungs⸗CEinrichtung nicht 
fräftig und zufammengefaßt genug ;allein ber richtige Gedanke ift 
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ein folder Verein mancherlei, nicht immer noch überall zu 
findende Imftände voraus. Abgefehen davon, daß nur unter 
Staaten, welche fi überhaupt auf die Rechtlichfeit und die 
Einfiht ihrer Regirungen gegenfeitig verlafien fönnen, eine 
ſolche Gemeinſchaft denkbar ift; muß nothwendig einer voraus⸗ 
fichtlih lange dauernden politifhen Cinigfeit unter den zu 
verbündenden Staaten entgegenzufehen feyn, weil eine baldige 
Trennung manchfachen Schaden für die igt wieder gefonderten 
und auf engere Kreife angewiefenen Gewerbe hätte. Auſſerdem 
aber muß entweder eine wefentliche Gleichheit der Abgaben, 
wenigftend der indirecten, bereitd vorhanden feyn, oder eine 
GSeneigtheit unter den Bereinsftaaten beftehen, eine gemein= 
fchaftliche Gefeggebung auch in diefem Puncte einzuführen. 
Endlich und hauptfächlich aber: find ſchon die einfachen Han- 
delsverträge, noch mehr aber die Handels- und Zollvereine 
baburch bedingt, daß die vertragenden Staaten auf einer nicht 
fehr verfchiedenen Stufe der Gewerbethätigfeit und der Robitoff- 
Erzeugung ſtehen. Sonft würde derjenige Staat, welcher ent« 
ſchieden zurüd ift, die noch fchwachen Keime feiner Induſtrie einer 
erdrückenden Mitwerbung ſchutzlos ausfegen ; ein VBerluft, welchem 
die dem Handel etwa zufallenden Vortheile bei weitem nicht gleich 
famen. Bon geringer Bedeutung. ift dagegen bie Möglichkeit 
einer Berringerung bed bisherigen Zollertraged. Bei Handelöver- 


gefunden und er ift mit Kühnheit ausgeführt worden. Se ſchwie⸗ 
tiger die Zuftandebringung eines folchen vielfeitigen, tief in bie 
Selbftfländigfeit der Regirungsrechte eingreifenden Vereines war, 
und je bevenflicher die ohne alle Vorgänge baftehende. Maaßregel 
auch einem Fräftigen Willen und Beritande leicht erſcheinen konnte: 
deftu größer ift der Ruhm Deutſchlands diefes Beifpiel gegeben zu ha⸗ 
ben. Unmöglich kann es ohne große Wirkung für die Geftttigung und 
den Wohlftand der gebildeten Völker aller Zeiten bleiben. Der Verein 
ift eine Bereicherung nicht nur des Lebens, fondern auch der Wif- 
ſenſchaft. 


. 
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seinen ift die Wahrfcheinlichkeit fogar für eine Steigerung bes 
Reinertrages wegen der Berminderung der Derwaltungsfoften und 
ber allgemeinen Hebung des Wohlfiandes und Verfehres. Und 
auch bei blojen Handels-Verträgen kann gar leicht der einer 
Seits zu erleidende Verluft durch die Vermehrung des Handel 
in anderen Zweigen ausgeglichen werben, Jeden Falles erſetzt 
fih der Ausfall burch die weiteren Abgaben, welche bie 
Erhöhung des Volksvermögens und des Verbrauches möglich 
macht. | 

2) Sinfeitige Herabfegung der Zölle und fonftigen 


Handelsabgaben. Jede auf die Handeldwaaren gelegte Abgabe 


vertheuert fie, und ift fomit ein Hinderniß und Nachtheil für 
ben Handel. Der Schaden fteigt, darf man wohl annehmen, 
in geometriicher Zunahme mit ber Größe der Abgabe, Der 
Nuten einer Verminderung liegt alfo am Tage; und wenn, 
was freilich das beffere wäre, die fremden Staaten nicht auch 
ihrer Seitö zur Aufhebung der von ihnen angeordneten hohen 
Abgaben bewogen werden können: fo ift es immer noch beffer, 
einfeitig die inländifchen herunterzufegen und Dadurch wenigftens 


einen Theil der Hanbelgfreiheit herzuftellen, als doppelte Feſ⸗ 
ſeln zu laſſen. Daß übrigens auch hier der Schuß ber ein- 


heimifchen Gewerbe zu beachten ift, bedarf nicht der Erinnerung. 
— Am leichteftien möglich ift übrigens eine folche einfeitige 
Grmäßigung der Zölle beim Zwilchenhandel und bei blofer 
Waarendurchfuhr. In beiden Fällen kann die durch Zölle 
bewirfte Bertheurung Urfache „feyn, daß dieſe wichtigen und 
gefahrlos -einträglichen Gefchäfte ganz aufgegeben und Dem 
Auslande überlaffen werden müflen. Die bei den Rüdzöllen 
gegen Betrug allerdings nöihigen Ueberwachungs⸗Anſtalten find 
jeden Falles das geringere Uebel. Meber die zu Zollerleich- 
terungen verfchiedener Art fehr dienlichen Niederlagen (Enires 
pots) f. unten, $. 181. 
Mohl, Polizei. II. weite Auflage. 26 
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Beftelung von Conſular⸗Agenten in benjenigen 
fremden Staaten, mit welchen vielfacher Verkehr flattfinbet, _ 
#amentlich aber in ſolchen, deren Gefege ober fonftige Ver⸗ 
hältniffe Beeinträchtigungen ber bieffeltigen Bürger fürditen 
laſſen müffen. Diefer Schutz iſt um fo mehr vom Staate zu 
gewähren, als er, in ber Regel wenigſtens, mit gar feinem 
Aufwande verbunden ift, und als die Conſuln mit Nutzen 
auch zu fonftigen für ben Staat wichtigen Gefchäften ver- 
wendet werden mögen ©). 


- 


‚weiter Abfchnitt. 
Grleihterung der Verbindung. 





1) Straßen. 


$. 168. 


a) Landſtraßen. 


Eine unerläßliche Bedingung jedes Iebhaften Handels 
tft die Leichtigkeit der Verbindung entfernter Orte. Menfchen, 
Nachrichten und Güter müſſen fehnell, ficher und wohlfeil in 
den nothwendigen Richtungen fortgefchafft werben Fönnen. 
Jede Anftalt, welche Die Verbindung erleichtert, ift ein Beför- 
berungsmittel des Handels und ber Gewerbe; denn die Er- 
leichterung der Fracht ift thells wirfliche Verminderung ber 
Erzeugungskoſten, theils wirkt fie wenigftens als folche. 

6) Ueber die Conſuln f. Steck, Essai sur les Consuls. Berl., 1790; 

Borel, Del’origine et des fonctions des Consuls. Petersb., 1807; 

Warden, On the origin, nalure etc. of eonsular establishments, 


Par., 1813; Laget de Podio, De la ‚Jeridiction des Consuls de 
France, Par., 1826, 
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Die unentbehrlichfte Anftalt diefer Art find gute und 
nach allen wünfchenswerthen Buncten fich vergweigende Land- 
firaßen. Sind fie auch nicht gerade bie wohlfeilfte und auch 
nicht immer die ſchnellſte Verbindungsart Chierüber f. bie 
nächſten 88.7: fo find fie dennoch die wichtigfte, weil fie 
überall, wo ein Bedürfniß ift, Bingeführt werden können; zu 
jeder Jahreszeit zu benügen find; von Jedem gebraucht wer⸗ 
den mögen ohne weitere Vorbereitung oder theure und feltene 
Bewegungs -Mafchinen. Im nördlichen Ländern mag bie 
Sclittenbahn während der Wintermonate den Dienft guter 
Straßen verfehen; allein fie kann doch nicht den Mangel an 

guten Landſtraßen während der übrigen Jahreszeiten ausgleichen. 
Zu bemerken ift noch, daß ſich das Bebürfnig nicht blos für 
den Handeltreibenden ausfpricht, fondern baß der Ackerbau und 
die Gewerbe diefelben zur Beifuhr der Rohftoffe und zur Weg⸗ 
fuhr der Erzeugniffe ebenfall8 nothmendig haben; daß bie 
Regirung leichter Verbindungsmittel zu Friegerifchen und Ver- 
waltungs-Zweden bedarf; endlich daß ein gebildetes Leben 
ohne diejelben nicht möglich iſt. Ihr Zuftand giebt ein rich- 
tiges Bild nicht nur von der Gewerbe- und Handels-Thätig- 
feit eines Landes, fondern überhaupt von dem wirthfchaftlichen 
und geiftigen Zuftande des Volkes und feiner Regirung; bei 
welcher Schätzung übrigens nicht blo8 das Vorhandenfeyn 
einzelner Brachtbauten und Eitelfeitödenfmale, fondern nament- 
fich auch der Zuftand der unfcheinbaren Nachbarfchaftswege 
ins Auge zu faffen ift *). | 


1) Befchreibungen von merkwürdigen Straßenbauten verfchiedener Völ⸗ 
ker f. in: Bergier, Hist. des grands chemins de l’empire romain. 
Brux., 1728, 4.; Öautier, Tractat von der Anlegung und dem 
Bau ber Wege. Lpz., 1759, S.1fg.; Dupin, Großbritanniens Han⸗ 
delsmacht. Bo. l, S.1fg.; (Becquey,) Statistique des routes roya- 
les de France. Par. 1824, 4. — In folgenden Schriften iſt (neben dem 
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Daß bei diefer Wichtigfeit der Anftalt der Staat fubfibiär 
verbunden ift, Straßen zu errichten und zu erhalten, kann 
natürlich feinem Zweifel unterliegen. Die Frage ift nur die, 
ob die Willigfeit und Fähigkeit der Privaten zu folchen An⸗ 
lagen erft in Anfpruch genommen werden fol? Diefe Frage 
erledigt fich nun allerdings in den meiften Staaten von felbft, 
indem Privatunternehmungen biefer Art bei ber großen Ka- 
pitalanlage einer, und dem nur mäßigen Verkehre anderer 


Seite undenkbar find 2). Allein felbft in ben feltenen Fällen, 
in welchen etwa die Sache an und für ſich nützlich wäre, 
treten. zwei ſehr bedeutende Gründe für Die unmittelbare und 
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Techniſchen) auch die ſtaatspolizeiliche Seite des Straßenbauweſens 
abgehandelt: Lüder, Vollſt. Inbegriff aller bei dem Straßenbau 
vorkommenden Fälle. Frankf., 1779; Wiebeking, Pract. Anlei- 
tung zur Ausführung u. ſ. w. der Landſtraßen. Wien, 1804; 
Schemerl, Ausführlihe Anweifung zur Entwerfung, Erbanung 
und Erhaltung dauerhafter und bequemer Straßen. I-Il. Wien, 
1807; Ban Alten, Kurze pract. Anleitung zur Anlegung und 
Erhaltung der Kunftftraßen. Berl., 1816; Cordier, Essai sur la 
construction des routes. Lille, 1823; Arnd, Der Straßen und 
Wege-Bau. Darmft., 1827; Umpfenbad, Theorie des Neubaues ... 
der Kunftftraßen. Berl., 1830; Fi, Die Verwaltung des Strafen: 
und Brüdenbaues. Kaffel, 1831; Baulucei, Der Straßenbau in 
England. Wien, 1838. 

2) England ift bis ist der einzige Staat, in welchem beveutende 
Straßenzüge von Privatunternehmern erbauet worden find. Allein 
obgleich eine vortreffliche Gefeßgebung fulche Unternehmungen er⸗ 
leichtert, (f. Dupin, a. a. O.,) und ein in anderen Ländern nicht 
gefannter Verkehr auch vie Privatfiraßen belebt: fu find duch theils 
die Verwaltungen verfelben mit einer großen Echuldenlaft, — im 
Sahre 1838 über 8 Mill. Pfo. St. Kapital und über 1 Mill. rüd- 
Rändiger Zinfen — beſchwert; theils die Weggelder ein Gegenftand 
großer Befchwerbe, Sind auch an Beidem zum Theile Fehler fchuld, 
welche fi) vermeiden laſſen, ſo bleibt doch ein anderer Theil als 
nothwendige Folge des Privatunternehmens. S. Report of the 
commissioners appointed to inquire into the state of public roads. 
Lond., 1840, 
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nothwendige Beforgung durch den Staat ein. Nur von ihm 
nämlich kann das Straßen⸗-Netz nad; Einem großen, die ver- 
fchiedenen Bebürfniffe der Geſellſchaft umfaffenden Plane ent- 
worfen werden; und nur unter dieſer Vorausfegung läßt fich 
eine wohlfeile oder gar unentgeldliche Benüsung der Land- 
firaßen denken, während eine ftarfe Befteurung des Gebrauches 
den größten Theil des Nugens wegnimmt. Deßhalb kann denn 
der Staat von der Berbindlichfeit nur in fo ferne befreit werden, 
als die Anlegung der kleineren Seitenftraßen zur Verbindung 
naher Orte den betreffenden Gemeinden überlafien bleiben 
mag, weil bie Gefammt - Staatöverbindung höchſtens ein un— 
tergeordneted und unmittelbares Interefie an ihrem Beftehen 
hat, die Kräfte Diefer Gemeinden den mäßigen Koften ge= 
wachen find, und der Vortheil der betheiligten Orte von dem 
des Staates nicht verfchieden ift. 

Folgende Gegenftände des Straßenbaumefens hetrefen 
nicht blos das Techniſche, ſondern ſind nach ſtaatspolizeilichen 
Grundſätzen feſtzuſtellen: 

1) Die allgemeine Richtung (Trace) der Straßen⸗ 
züge. Nicht nur die beiden Endpuncte einer Straße, fondern 
anch die von ihr zu berührenden wichtigeren Zwifchenorte find 
nach allgemeinen Rüdfichten zu beftimmen. Es muß alfo dabei 
auf die Gewerbe- und Handelöverhältnifle, auf die Verbindung 
mit Nachbarftaaten, auf militärifche Angriffs- oder Vertheidi- 
gungs-PBuncte, auf die Verbindung ber verfchiedenen wichtis 
geren Städte unter einander Rüdficht genommen werden, 
Sowohl die Schnelligfeit ald die Wohlfeilheit ber Verbindung 
fordert allerdings, daß die allgemeine Richtung einer Straße 
ſich der geraden Linie möglichft nähere; allein theils der Noth⸗ 
wenbigfeit, bedeutende Orte, welche etwas feitwärts liegen, zu 
berühren, theils ber Wunfch, ‚große örtliche Schwierigfeiten 
oder ganz unbewohnte Gegenden zu vermeiden, bie Straßen 
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bem Interhaltungsmaterlale zu nähern, vor Allem biefelben 
trocken zu legen, nöthigen in der Regel zu Abweichungen 9. 

2) Die Wahl der Bauart. Bei der Verfchiebenbeit der 
beiden Hauptarten von Straßenanlagen fowohl hinſichtlich ihrer 
Guͤte, d. h. ihrer Erleichterung bes Verkehres, als auch in 
Beziehung auf die Koften ber Anlegung und Unterhaltung, ift 
eine gründliche Erwägung ber Gigenfchaften und eine richtige 
Wahl von Bedeutung. 

a) Steinwege (theild Steinwege im engern Sinne, theil® 
Kies⸗Straßen) find in allen Bodenverhältniffen anwenb- 
bar; von faft jeder Steinart anzulegen ; ohne befon- 
bere Borrichtungen benügbar; für Schiff und Geſchirr 
möglihft wenig verberblih; in der Erbauung wohl- 
feiler ): dagegen erfordern fie eine größere Zugkraft, 


3) Ueber die Rüdfichten bei Beftimmung ber allgemeinen Straßen- 
richtung |. Schemerl, Anweifung, Bd. I, ©. 221 fg.; van Al- 
ten, Anleitung, &. 38 fg.; Umpfenbach, Theorie der Kunft: 
firaßen, ©. 39 fg. — Namentli über die vergleichungsweifen 
Bortheile und Nachtheile der Hochſtraßen und der Thalftraßen f. 
den Letzteren, ©. 43 fg. Die Abbiegung der Straßen wegen Heiner 
Drte ift höchft tabelnswerth, theils wegen ber größeren Kuften des 
Neubaues und der Unterhaltung, theils wegen der Verlängerung der 
Wegſtrecken zum fühlbaren Nachtheile des Verfehres. Solche Orte 
find mittelft Onerftraßen an das Hauptnetz anzufnüpfen. Hinfichtlid 
der technifchen Ausführung der polizeilich fetgeftellten Trace find 
nachftehende die Hauptregeln: Vermeidung allzujtarfen Gefälles 
(nie über 6“ auf die 12füßige Ruthe); Vermeidung unndthigen 
Steigens und Fallens der Straße, Trockenheit derfelben, namentlich 
mittelft üblicher oder öftlicher Lage; Erhebung über die höchſten 
Stände benachbarter Gewäſſer; richtige Anlegung des Duerprofiles, 
der Gräben und Durchlaffe u. ſ. w. ©. Umpfenbad, a. a. D, 
©. 57 fg.; Gordon, Bewegung ohne Thierfraft, S. 277. ' 

4) Die Koften der Neubauten von Kunftftraßen haben fich fehr dadurch 
vermindert, daß itzt die Verſteinung nicht mehr fo Hoch aufgefchüttet 
wird. ©. Umpfenbad, a. a. O., ©. 115 fg Bei der großen 


und erfüllen ſomit ihre Beſtimmung, bie Erleichterung 
des Verkehres, weniger >); fie find den -Einwirfungen 
ber Witterung fehr ausgefept, und dann unbequem zum 

Gebrauche; fie ‚werben durch fehweres Fuhrwerk Leicht 
zerſtört; erforden jebenfalls ununterbrochene Ausbeſſe⸗ 
rungen 9). | 








Derfchiedenheit der örtlichen Breife des Materiales, Taglohnes u, ſ. w. 

, läßt fich übrigens Fein allgemein gültiger Koftenanfchlag für eine 

Steinſtraße machen. Im Durchſchnitte bärfte etwa 20,000 fl. für 
die halbe deutfche Meile anzunehmen feyn. 

5 Nachſtehende, aus Umpfen bach, S. 30, genommene, Tabelle zeigt 
die auf den verſchiedenen Straßenarten anzuwendende Zugkraft. Um 
einen Wagen, deſſen Räder 4“ und deſſen Achfen 2” Durchmeſſer 
haben, und der mit 80 Centner beladen iſt, in einer Stunde 900 
Ruthen auf wagrechtem Boden fortzuziehen, bedarf es folgender An⸗ 
zahl von Pferden mittleren Schlages (zu 180 Pfund die Pferde⸗ 
kraft gerechnet): auf 

Bahnen von glattem Guß⸗ oder Sahmiede Ciſen .. 4 Pin 


glatten ebenen Steinylatten . - . » 2 u 
vollkommen gut erhaltenem Pflafter von gehauen . 
Steinen. . : Im. 


gut unterhaltenen glatt gefahrenen Steinbaßnen din 
unebenem Pflafter von gehanenen Sieinen. . . . 4 m 


Steinbahnen mit Seleifen . . . I m 
auf rauhen, d. h. mit diden Steinen belegten Steins 
bahnen . . . ren. 6 


ungebauten Wegen im San. a 10-15 " 

besgleichen in naflem Lehmboden . .„. . » . 14-2 
Achnliche Zufammenftellungen f. bei Gordon, Fortbewegung oßne 
Thierfraft, S.276; Arnd, Die materiellen Grundlagen der Eultur, 
©. 133. 

6) Anweifungen über die zweckmäßigſte Anlegung von Steinwegen ent⸗ 
halten u. 9. die oben angeführten Werke von Lüder, S. 3625 
Schemerl, Br. I, ©. 72 fg; Umpfenbad, ©. 112 fg; Marc 
Adam, Bemerkungen über das gegenwärtige Syſtem des Chauſſee⸗ 
baues. X, d. Engl., Darmft, 1827; Jufti, Theorie des Chauffee⸗ 
baues. Hamb. 188; Fick, Verwaltung des Straßenbaues, € S. 10 fg. 
(gegen Mar am.) . 
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5) Sepflafterte Straßen bieten auf ebenem Boden 
eine viel glattere Fahrbahn und erfordern fomit weniger 
Zugfraft; fie tragen, wenn gut gefertigt, bie fchwerften 
Laften ohne Rachtheil; find bei allem Wetter viel rein- 
licher; erfordern weniger Steine und weit feltener Nach⸗ 
befferungen: aber ihre erfte Anlage ift, wenn nicht das 
Material für die Kied-Straße fehr hoch zu ftehen fommt, 
ungleich theurer; fchlecht angelegt oder unterhalten fönnen 
fie faft ganz unwegfam werben; ihre größere Härte und 
der Mangel an Feberfraft ermüber Menfchen und Thiere 
weit mehr ald Steinftraßen, und nügt Schiff und Ge— 
fhirr ab; anhaltender Gebrauch berfelben wird durch 
das größere. Geräuſch höchft befchwerlich 7). 

Hieraus ergieht fich denn, daß Steinftraßen die Regel 
zu bilden haben, dagegen befonders ftarf befahrene Streden 
oder folche, welche nicht wohl troden gelegt werben fönnen, 
mit Pflafter verfehen werben müffen. 

3) Welche Anlegungsart aber auch gewählt ſeyn mag, 

ſo tritt bei den Straßen ſehr häufig die Nothwendigkeit der 

Abtretung von Privateigenthum ein. Es kann hierbei 

eben jo wenig ein Streit über die Verbindlichkeit des Eigen⸗ 

thümers, ben erforderlichen Theil feines Grundbeſitzes dem 

Staate zu fo nothwendigem Zwede zu überlaffen, ale über 

die. Pflicht des Staates zu voller Entſchädigung nach den ört⸗ 

lichen Preifen, ftatt finden. Durch ein eigenes Gefeg ift alfo 
das Berfahren feftzufegen, welches ben Staat gegen Ber- 
fhleppung und Uebertheurung, den Eigenthümer aber gegen 

unnöthige Gingriffe in fein Recht und gegen Verlegung im 


T) Ueber Pflafterungen f. Schemerl, Br. 1,6. 191; Umpfenbad, 
©. 123 fg.; Bryan Dunfin, Ueber die Anlegung der gepflafter- 
ten Sahrbahnen. A. d. Engl, Gießen, 1825. 
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Entfchädigungswerthe ficher ftellt. Entfcheidungen von unbe- 
theiligten und fachverftändigen Schiedsrichtern müſſen beffen 
Grundlage bilden ®). 

4) Auſſer der Herftellung des eigentlichen Straßenkörpers 
ſind noch manchfache Sicherheits- und Bequemlich— 
keits-Anſt alten zutreffen, welche den Gebrauch der Straße 
erleichtern. Hier find zu nennen: Bruftmauern, Geländer oder 
Erdaufwürfe an Abhängen, Baumreihen, Wegweifer, Meilen- 
zeiger, Brunnen, Schirmbächer in öden Gegenden, wohl auch 
Mirthshäufer, welche ſodann verpachtet werden 9). 

5) Sehr bald würden natürlich die Straßen unbrauchbar 
werden, wenn fie nicht beftändig in gutem Stande erhalten 
würden. Hierzu ift aber erforderlich: 

a) das Verbot jeder Benübungsart, welche den Straßen- 
förper ohne Nothwendigkeit zerftört, fo z. B. der ſchmalen 
Radfelgen 10); der Rabreife mit hervorftehenden Nagel- 
köpfen; der allzufchweren Belaftung der Fuhrwerke 11); 
zweckwidriger Vorrichtungen zum Sperren; blofen Schlei- 

fens von Balfen, Steinen u. f. w. 
b) Die Sorge für alsbaldige Wiederausbefferung der durch 
den Gebrauch oder Mißbrauch entftandenen Unvollfom- 





8) Die fehr zweckmäßigen englifchen Geſetze, nach welchen fehließlich 
ein Gefchwornen-&ericht eine inappellable Summe, jedoch unter 
dem A0fachen reinen Ertrage des Grundſtücks, feftfest, f. in Du⸗ 
pin’s Handelsmadt, Bd. I, ©. 65 fg. 

9) ©. Umpfenbad, Theorie, ©. 245 fg. 

10) Ueber die Breite der Radfelgen f. Umpfenbach, ©. 23 fg.; Bei⸗ 
fpiele von Gefeßen über diefelben bei Rau, Volkswirthſch. Politik, 
S. 49, Note f und g. 

11) Hierin liegt eine Haupturſache der Wegverderbung. Es ſollten 
feine ſchwerere Laſten geduldet werden, als 20 Entr. auf das Rab, 
und zwar um fo mehr, als ber Fuhrmann gar feinen Gewinn 
bei der Ueberlaftung hat. S. Umpfenbad, ©. 27. Brüdenwagen 
geben eine leichte Controle. 
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menheiten. Bon den verſchiedenen Spftemen ber Ver- 
pachtung ber Straßenausbefferung an den Wenigſtneh⸗ 
menden, ber Wieberherftellung durch Taglöhner unter 
einem Aufſeher, und dem der eigenen Verwaltung burch 
ftändige, blos zu dieſem Gefchäfte beftimmte und befol 
bete Straßenwärter, ift zwar das lehtere bad dem An⸗ 
fcheine nach theuerfte. Allein nicht nur kann blos bei 
biefem Syſteme verhindert werben, daß die Straßen halb 
unbrauchbar find wegen Mangeld an Fleinen Ausbeſſe⸗ 
rungen oder an Material, bald höchit beſchwerlich durch 
übermäßige Ueberfchüttung ; fondern es ift überbieß Die 
größere Ausgabe nur ſcheinbar, denn es erfeht die weit 
größere Materialerfparniß ben böhern Aufwand für bie 
Wärter 12). 


12) ©. hierüber (Becquey), Statistique des routes royales de France, 
Veber das Technifche Hauptfählih Schemerl, Bd. II, ©. 1 fg.; 
Sid, Die Verwaltung des Straßenbaues, ©. 94 fg., 122 fg. — 
Allerdings ift noch ein viertes Syſtem denkbar. Rom's Straßen 
wurden durch Die Legivnen gebaut; und auch in neueren Zeiten find 

. hier und da Straßen durch die flehenden Heere gebaut worden, ſo 

von ben franzöftfchen in der Vendéee und in Algier. Diefes zu ver- 
allgemmeinern, ift fon oft vorgefchlagen worden. Theils der Wunſch 
dem Heere Befchäftigung zu geben, theils die Borausfegung bebeu= 
tender Erfvarniffe liegen dem Plane zu Grunde. Es ift aber zu 
bemerfen, einmal, daß er bei Heeren mit kurzer Dienft- und noch 
fürzerer Präfenz-Seit (wie die meiſten europäifchen Heere igt find) 
unausführbar ift, weil der junge Soldat alle feine Zeit zu Erler⸗ 
nung des Maffendienites bedarf; zweitens, daß auch bei längerer 
Dienftzeit und übermäßigem präfentem Stande die Ausführung nur 
ba mit wirthfchaftlihem Nutzen gefchehen faun, wo in der Nähe 
bes Arbeitsplatzes Garniſonen find, oder ber Tagelohn fehr hoch 
fteht. — In den allermeiften Faͤllen muß alfo der Straßenbau mit 

. gemieiheten Arbeitern beforgt werden; denn bie vom Bürger zu 
leiftenden Straßenfrohnen wird wohl Niemand mehr als eine 
zweckmäßige, ober auch nur erträgliche, Maaßregel in Anſpruch 
nehmen. Höchftens mögen dieſelben zur Beifuhr des Materinles 
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6) Theil zur Anlegung ber Neubauten, theils zur Beauf- 
fichtigung und Ueberwachung ber. Unterhaltungs⸗Arbeiten bedarf 
der Staat eigener Beamten in verſchiedenen Abflufungen. Zweck⸗ 
mäßig wird die Leitung des Ganzen, natürlich unter dem 
Minifterium des Innern, einer eigenen Gentralbehörbe über: 
geben. Nur eine folche Tann Einheit in die Plane bringen, 
technifche Einfeitigfeiten und LXiebhabereien verhindern, alle 
Zandestheile gleichmäßig bedenken, die richtige Auswahl unb 
Bertheilung unter den Beamten treffen. Große Staaten haben 
den bebeutenben Bortheil, ihre Straßenbaubeamten vom Be⸗ 
zirfsaufjeher aufwärts in eigenen Bildungsanftalten zu unters 
richten; Eleinere müffen fich mit Generalftabs - Offizieren und 
bürgerlichen Baumeiftern begnügen 13). 

D Der Straßenbau verurfacht der Staatskaſſe bedeutende 
Ausgaben. Ein Erfag berfelben burch ein Weggelb fcheint 
auf den erften Blick als zwedmäßig, und iſt jedenfall aus 
bem rechtlichen Geſichtspuncte wohl zu vertheidigen. Allein 
bedenkt man die großen Verwaltungsfoften, die kaum mögliche 
Ueberwachung, die Pladereien für die Neifenden, die — na⸗ 
mentlih für den Durchfuhrhandel, auch für Manufacturen — 
leicht höchft nachtheilige Vertheurung der Fracht: fo muß man 
fich Doch wohl zu der Anficht neigen, daß eine Webernahme 
finmtlicher Koften der Staatd - Straßen auf die Staatöfaffe, 
ber Nebenftraßen aber auf die Kaflen der Gemeinden und Be- 
zirke, d.h. eine Erhöhung der allgemeinen und örtlichen Steuern, 
die zweckmäßigere Einrichtung ift. Jeden Falles find Abgaben, 
welche blos Einzelne treffen, 3. B. die mit Zugthieren die Lan⸗ 
beögränge Veberfchreitenben, die Eigenthümer beftimmter Vieh⸗ 


auf den von den Gemeinden felb zu bauenden Nebenitraßen be= 
nugt werden. Vgl. Zegowitz, De la loi sur les prestalions en 
nature. Wissenb., 1831, 

13) S. Schemer!, Bo. IH, ©. 127 fg. 


| 112 
gattungen ü.f. w., ganz vertwerflich, weil fie fich ganz ungleich 
und fomit ungerecht vertheilen !*). 


$. 169. 
b) Die Eifenbahnen. 


Die Erfindung der Eifenbahnen hat ein neues Ver⸗ 
bindungsmittel begründet, welches durch die Gigenthümlichfeit 
feiner Eigenfchaften, die Koftfpieligfeit feiner Cinrichtung und 
bie Bedeutfamfeit feiner Wirfungen fih von ben frühern Ver- 
fehrungen wefentlich unterfcheidet, Trotz der ungeheuren Opfer, 
welche es erfordert, hat es ſich in wenigen Jahren über Die 
ganze gefittigte Erde verbreitet, und immer noch fteigend ift 
das Verlangen nach weiterer Ausdehnung. Die Frage, wie 
fich der Staat zu den Eifenbahnen zu verhalten habe, ift Daher 
von der Außerften Wichtigkeit; und wenn aud) allerdings 
weitere Grfahrungen noch mande neue Seiten der Sache 
fennen lernen werden, fo find doch ist fchon eine Reihe von 
bedeutenden PBuncten zur Sntfcheidung reif). 


14) ®gl. Navier, in dem Annales des ponts et chaussde, 1832, &.1 fg. 
Für Wegmauthen find dagegen Schemerl, Bo. II, ©. 251 fg.; 
Gordier, a. a. O., Bd. J, Einl. ©. 81 fg.; Flachat, Du canal 
maritime, S. 40 fg. Wenn jedoch Lebterer feinen Kauptgrund 

darin findet, daß durch Befreiung ber Straßen vom Weggelde bag 
natürlihe Verhältniß der Fracht auf den Straßen und auf 
Kanälen geflört werde; fu folgt wohl nur fo viel hieraus, daß 
aͤuch der Gebrauch der Stantsfanäle unentgelplich feyn ſollte. Alle 
Staaten, welche Feine Weggelver beziehen, befinden fich erfahrungss 
gemäß fehr wohl dabei. 

1) Bon der zahllofen Literatur über Eiſenbahnen find namentlich folgende 
Werke vom flaatswiffenfhaftlichen Standpuncte aus bemerfens- 
werth: Gerstner, Memoire sur les grandes routes. Par., 1827; 
Purkinje, in den Sahrbücdern des Wiener polytechnifchen Inſti⸗ 
tutes, Bd. IV, ©. 99 fg.; Oynhauſen und Dechen, lieber 
Schienenwege in England. Berl,, 1829; Simons et de Rid- 
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J. Die erfte Frage ift natürlich: ob überhaupt gebaut 
werden fol? Eine richtige Beantwortung aber ift weſentlich 
bedingt durch eine gründliche, von Xiebhaberei eben fo weit 
als von Zaghaftigfeit. entfernte Erörterung der Vorfragen über 
die eigenthümlichen 2eiftungen ber Eiſenbahnen; über bie 
hieraus hervorgehenden Bortheile ober Nachtheile; endlich über 
die erforderlichen Koſten. 


Die Eigenthuͤmlichkeit der Leiſtungen beſteht vorerſt in 
der Benützungsweiſe. Während eine Landſtraße von 
Jedem nach Belieben und Bedürfniß und auf die verſchiedenſte 
Art gebraucht werden kann, iſt eine Eiſenbahn nur in feftge- 
ſtellter Weiſe und mittelft der zur Bahn gehörigen Transport» 
mittel gu benügen. Die Zeit der Benübung, fo wie bie zum 
Gintritte oder Abgange ausfchlieglich dienenden, verhältniß- 
mäßig feltenen Buncte find für Alle gleich und unabänberlich 
bezeichnet... Gegenftände, welche für bie vorhandene FZortfchaf- 
fungsmittel nicht taugen, oder. Berfonen, welchen ber Fahrplan 
zufällig nicht paßt, find ganz ausgefchloffen. — Bon größter 


des, Description de la route en Fev d’Anvers a Cologne. Ed, 2, 
Brux., 1833; Lame&, Clapeyron et Flachat, Vues s. |. tra- 
vaux publies. Paris; Fairbairn, Political economy of 
railronds. Lond., 1836; Hanfemann, Die Eifenbahnen und deren 
Activnäre in ihrem Berhältniffe zum Staate, Lpz. u. Halle, 1837; 
Seguin, De Finfluence des chemins de fer. Lieg., 1839; No- 
thomb, Les travaux publics en Belgique. Ed. 2. Brux., 1840; 
M. Chevalier, Les inter&is materiels de la France, a, v. Stellen; 
Neden, Die Eiſenbahnen Deutſchlands. Berl., 18435 Klemm, 
Die, Eifenbahnen nad) Anlage, Bau und Betrieb, Nürnb., 1844. — 
Bon beveutendem Werthe find riamentlih auch die Commiſſions⸗ 
berichte einiger beutfchen Ständefammern, fo ber badifhen von 
1838, verfaßt van Rau und von Hoffmann, der württember: 
gifchen von 1842, verfaßt von Werner. — Weitere Literatur bei 
Hartmann, Practifches Handbuch über die Anlage von Eifen- 
bahnen, Augsbg., 1837, ©. 530-552. 
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Wichtigkeit ift die Schnelligfeit ber Fortbewegung. Die . 


wagrechte Ebene ber Bahn, die glatte Oberfläche der Schienen 
und die Anwendbarkeit der Dampflraft erlauben eine Ge⸗ 
fäwindigfeit, welche auf den gewöhnlichen Straßen mit den 
größten Anftrengungen und Koften lange nicht zu erringen ift. 
Und zwar wird biefe fhleunige Fortichaffung großen Mengen 
von Menſchen oder Gegenftänden, bem Aermften fo wie dem 
‚ Reihen zu gleicher Zeit bereitet 2. — Theils in Folge 
biefer Schnelligkeit, welche für Reifende Zeit und Zehrungs⸗ 
often, auf Waaren aber Zinfen erfpartz theils wegen ber 
durch die verhältnißmäßig geringe Zugfraft möglich gemachten 
nieberen Bahrpreife ift auch Die Wohlfeilheit der Fortſchaf⸗ 
fung auf Eifenbahnen cdharacteriftiih. Namentlich für bie 
weniger Iururiös ansgeftatteten Wagenklafien Fönnen die Breife 
jo niedrig geftellt werden, daß feinerlei Reifeart zu Lande mit 
gleich geringem Aufwande gemacht werden mag ®). — Ends 
lich ift e8 eine eigenthümliche, allerdingd bedauernswerthe, 
Eigenschaft der Eifenbahnen, daß fie nur eine verhältnißmäßig 
Feine Anzahl von Orten im Staate unmittelbar verbinden, 
and nie, wie die Landftraßen, an alle Puncte bes Gebietes 
vorzudringen vermögen. Giner Seit ift in vielen Fällen die 
2) Die gewöhnliche Schnelligkeit der Perſonenzüge ift etwa 5 beutfche 
Meilen in der Zeititunde, Sie kann aber, freilich mit Steigerung 
der Koften und ber Gefahr, auf das Doppelte und mehr erhoben 
werben, 
3) ©. bei Reden, Eifenbahnen, ©, 329 fg., eine tabellarifche Zu⸗ 
fammenftellung ber Fahrpreiſe auf einer großen Anzahl von Bahnen. 
Bei den letzten Wagenklaſſen find Breife von 6—8 Kreugern für 
bie beutfche Meile die gewöhnlichen. — M. Chevalier giebt fols 
gende Bergleichungen von Reifekoften: 
Eilwagen: erſter Platz 50 Fr.; zweiter Platz 35—40 Ir. 
Eifenbahnen „ u» 3-0 „ n „ 13-%0 „ 
Sonalboot „5 u 2 —30 „ „ „ 15-20 „ 
Dampfbot „m. 20-25 „ " „ 8-12 „ 
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Bobenbeichaffenheit zur Anlage nicht geeignet; anderer Seits 
find-die Koften ber Erbauung und des Betriebes fo bebeutenb, 
daß nur große und gewerbreihe Städte ober fehr bevölkerte 
Landſtriche auf folche Weite in Verbindung geſetzt werben 
können, wenn nicht große Laften auf den Unternehmer der 
Bahn fallen follen, 

Die Folgen der eigenthümlichen veiſtungen der Eiſen⸗ 
bahnen find nun von der höchſten Bedeutung; und zwar fönnen 
fie nicht anders als für vortheilhaft erflärt werben. Die 
beinahe völlig eintretende Aufhebung von Raum und Zeit, 
verbunden mit menigftend theilweifer Wohlfeilheit macht in 
‚ wirthichaftlicher, ftaatlicher, milttärifcher, rein menfchlicher Be⸗ 
ziehung die Ausführung von Unternehmen möglich, an welche 
nur zu bdenfen, fonft Thorheit gewefen wäre. Es entftehen 
neue Verhältniſſe aller Art, deren .allfeitige Entwidlung noch 
völlig unabjehbar if. So wird, um nur Einiges zu erwähnen, 
Die perfönliche Betreibung von Gefchäften, die Aufficht über 
Arbeiten, die eigene Einficht von Gegenſtänden des Gejchmades 
und der Wahl in großen Entfernungen ohne bedeutenden Zeit. 
und Seldaufwand möglich. Die arbeitende Klaffe vermag ihre 
Dienfte in weit größeren Kreiſen anzubieten; den Aermeren 
werben die Leiden befchwerlicher und langſamer Reifen erfpart. 
Die Zahl der Reifenden, mit ihr aber das Ergebniß der Reifen, 
fteigert fi in früher ungeahnten Verhältnifien. Die Ber« 
fegung großer Truppenmaflen an ‚bedrohte Puncte ift in weni⸗ 
gen Stunden möglich. Ebenfo die Aufficht des Staatsbeamten 
an Ort und Stelle. Die Märkte der großen Städte fünnen 
aus großer Entfernung mit allen Lebensmitteln, namentlich 
auch mit Vieh, im beften Zuftande verfehen, leicht verderbliche 
Erzeugniſſe an früher ganz unzugängliche Abfagorte befördert, 
mangelnde Waaren in Fürzefter Zeit erlangt, fomit die Zinfen 
großer Borräthe erfpart werben. Es werden Gulturen und 
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Gewerbe, welche auf zahlreiche und wohlhabende Bevoͤlkerungen 
berechnet ſind, auch an entfernten Plätzen bei wohlfeileren 
Arbeitslöhnen, Rohſtoffen und bewegenden Kräften ausführbar. 
Nothwendig entfteht Durch diefe Möglichkeiten eine Ausgleichung 
und größere Stättigfeit ber Preife, an vielen Orten eine höchft 
bedeutende Steigerung bed Grundwerthes und der Bodenrente, 
Und würde nichtd in Berechnung genommen, ald der Werth _ 
der durch die Schnelligkeit der. Beförderung in einem Lande 
eriparten Zeit, fo würde fchon diefer fich auf fehr hohe Summen 
belaufen 9). — Aber die Unpartheilichfeit verlangt zuzugeben, 
daß auch unwünfchendwerthe Wirkungen der Gifenbahnen zu er- 
warten find. Einmal veranlaflen fie eine Ungleichheit unter 
den verfchiedenen Landeötheilen. Die von den Eijenbahnen 
entfernter liegenden Gegenden nehmen nicht nur an den Bor 
iheilen feinen Antheil, welche den von ihnen durchzogenen Strichen 
zu Theil werden, und treten dadurch allmählig in Wohlftand 
und Bildung hinter diefelben zurüd; fondern fie müflen aud) 
pofitiv verlieren. Manches ihrer Gewerbe wird die Mitwer- 
bung der durch die leichtere und wohlfeilere Verbindung be= 
günftigten Anftalten nicht ertragen fünnen, oder werden wenig- 
fteng feine Abnehmer fich vermindern. Bevölferuug und Kapital, 
Verkehr und Leben wird ſich an die Bahn ziehen, offenbar auf 
Koſten der übrigen Zandestheile, und zwar mit um fo größerer 
Unbilligfeit, als, wenigftend bei Staatseifenbahnen, alle Lan⸗ 
deötheile an ben Koften zu tragen haben. Zweitens aber 


4) gl. Caldwell, Thonghts on the moral influence of the rail- 
roads, im New-Engl. Magaz., 1832, Bd. I, ©. 288 fg.; Gor- 
don, Elemental locomotion, 3d. ed., ©. 1 fg., 266 fg; Maͤhr⸗ 
len, Die Debeutung ber Cifenbahnen. Stuttg., 1842; Lift, Das_ 
bentfche Eifenbahnfyftem als Mittel der Vervollkommnung, in der 
Deutſchen B. I. S., 1841, Heft 4, ©. 213; Der Eentralpunct 
Deutfchlands und das feine Bertheidigung befördernde Gifenbahn- 
ſyſtem, daf., 1842, 9. 2, ©. 312 fo. 
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winnen auch nicht alle an der Bahn gelegenen Orte, namentlich 
nicht die kleineren Städte. Ein bedeutender. Theil des Klein- 
handels wirb fich in die großen Städte an der Bahn ziehen, 
da bei der Schnelligkeit und der Wohlfeilheit der Reifen und | 
des Transportes die Käufer dem größeren Marfte mit Recht 
den Borzug geben.. Auch das Wirthögewerbe und was damit 
zufammenhängt, kann nur leiden. Es möchte ſchwer feyn, 
‚Die Bedeutung der Nachtheile der Bahnen im Allgemeinen. zu 
‚würdigen, ba auf bie örtlichen Verhäftniffe hier fo viel ankömmt: 
doch kann darüber wohl fein Zweifel ſeyn, daß Ne von den 
Bortheilen weit übertroffen werden. 


Was aber endlich die Koften betrifft, welche Die Erbauung 
‚und die Ausrüſtung einer Eiſenbahn veranlaßt, fo find dieſe 
ohne Zweifel die große Schattenfeite der Sache. Schon ber 
Aufwand für den Anfauf von Grund und Boden ift höchft 
bedeutend, namentlich da die Bahn wo möglich durch. die Nie 
derungen, alfo in den fruchtbarften Gegenden, und in die nächfte 
Nähe der größeren Orte geführt wird. Sodann erfordert bie 
wagrechte Herftellung der Bahn, ber Bau der Brüden und 
Durchlafie, die häufig nöthige Verlegung ber Straßen, bie 
Durchbrechung von Bergen, die Legung ber Schienen, die Er- 
richtung der Bahnhöfe fammt allen ihren Werfftätten - und 
Magazinen einen höchft beträchtlichen Aufwand. Endlich Foftet 
die Ausftattung mit Locomotiven. und allen Arten von Wagen 
zur Fortfchaffung von Perfonen und Waaren eine bedeutende 
Summe 5). Bei irgend beträchtlichen Bahnen beläuft ſich 





5) Reden, Die Eifenbahnen, ©. 301 fg., giebt von 141 Gifenbahnen 
Nachweis über Erbauungs⸗ und Einrichtungskoſten, ſammt kurzen 
Bemerkungen über die Gründe. Nachſtehende Tabelle (über 131 
diefer Bahnen) giebt wenigftens eine Ueberficht über das quantita- 
tive Berhältniß der Koſten: 


Mont, Polizei, I. Zweite Auflage, BR 27. 
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fomit der Aufwand auf Gefammtbetrage, welche allerdings 
Bedenken erregen dürfen, indem wohl fchwerlich irgend je ein 
anderer öffentlicher Zweck einen fo großen Theil bed Volks⸗ 
Yermögens in Anſpruch genommen hat, und felbft die Laften, 
welche jahrelange Kriege und Unfälle auf einen Staat häufen 
Tönnen, hiergegen zurüdftehen %. — Zwar Iäßt fich bei 
einer zwedmäßig angelegten und verwalteten Bahn auch auf 
eine große Einnahme rechnen, Allein da auch bie Betriebs— 
often fehr beträchtlich find, und bie Bahrpreife nicht hochge— 

ſtellt werden dürfen, fol nicht einer der Hauptzwede ber ganzen 
| Einrichtung verloren gehen: fo erreicht nur in feltenen Fällen 
die reine Einnahme den Betrag ber landläufigen Zinfen aus 
dem Anlagefapitale 7). Und der nachtheilige Umftand, daß 















auf die deutſche Meile: 


pllekuvag 
—X 





mehr als eine Million Thaler 18 — 3 — 
zwiſchen 1 Million und 900,000 Thlr. 3 — — _ 
_ 900,000 — 800,000 — 8 1 4 _ 
— 800,00 — 700,000 — 2 — 2 — 
— 700,000 — 600,000 — 7 1 — — 
— 600,000 — 500,000 — 5 2 2 1 
— 400,000 — 300,000 — 7 7 3 — 
_ 300,000 — 200,000 — 5 14 6 2 
— 20,000 — 150,000 — 1 8 1 — 
— 150,000 — 100,000 — — 1 1 — 
— 100,000 — 50,000 — 1 1 — — 
unter 50,000 — 1 1 — 


6) Am erſten Jänner 1843 waren in England auf 70 Eiſenbahnen 
57,447,903 Pfo. St. verwendet. ©. Reden, ©. 328. 

T Auch über den Betrag der Betriebskoften ifl von Reden, a. a. O., 
©. 312 fg., eine große Menge von wichtigen Nachrichten zufammen- 
geftellt. Aus venfelben ergiebt fih, daß die Betriebs- und DBer- 
waltungsfoften der meiften, namentlich der meiften deutſchen, Eiſen⸗ 
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eine große, wenn fehon vieleicht erträglich verzindte, Schulden- | 
laſt auf dem Nationalfapitale ruht, bleibt unter allen Umftän- 
den. Eine Ablöfung durch Ertragsüberſchüſſe iſt unter ben 
angeführten Umftänden nicht zu hoffen, und wenn je moͤglich 
jedenfalles höchſt langſam ausführbar. . 
| Die Frage, ob überhaupt eine Eiſenbahn gebaut werden 

ſoll, iſt ſomit keine andere, als die, ob die bisher erörterten 
Vortheile der Eiſenbahnen ſo bedeutend ſind, daß ſie, nach 
Abzug der ebenfalls eintretenden Nachtheile und bei dem großen 
Koſtenaufwande, die Erbauung als gereiferig oder gar als 
nothwendig darſtellen? 

Die Antwort kann nur eine bedingte ſeyn. Unzweifelhaft 
giebt es Fälle, in welchen fich fo viele und fo bedeutende Be⸗ 
Digungen bes Nutzens und ber Ausführbarkeit zuſammenfin⸗ 
den, daß eine Erbauung mit voller Ueberzeugung unternom⸗ 
men werden kann, ja daß die Unterlaſſung ein offenbarer 
Fehler wäre. Allein in anderen Fällen, und fie werden ſogar 
. bie Mehrzahl bilden, find entweder die zu erwartenden Vor— 
theile zu Hein oder die Schwierigkeiten und Koften. fo bebeu- 
tend, daß das Unternehmen nur als thörigt und, weil es bie 
Kräfte zu nüßlicheren und nothwendigeren öffentlichen Einrich- 
tungen verzehren würde, ald unerlaubt erklärt werden fan. Die 
günftigen Verhältniffe aber werden hauptfächlich folgende feyn: 

. 3) Wenn ein fehr bedeutender Berfonenverfehr zwi- 
chen den Endpuncten oder auch auf der Linie der Bahn flattfindet, 
was der Fall ſeyn wird zwifchen großen Stäbten, zwifchen Orten 
‚großer Erzeugung und großer Verzehrung, in einer Dicht bevölker— 
ten Gegend, in Hauptrichtungen.des Welterlehres. Zu bemerken 


Bahnen fh zwiſchen 50—60 Proc. ber Keheinnahme verhalten, 
wenn erſt die Bahn einige Jahre im vollen Betriebe iſt. Auf den 
belgiſchen Bahnen waren die Koſten 1838: 91 Proc.; 1839: 72 Proc.; 
1840: 75 Proc.; 1841; 69 Proc. 

J 277% 
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Aft dabei einer Seits, daß nicht etwa ber bißherige Verkehr als 
Maaßſtab genommen werden darf, vielmehr nach allen Erfahrun⸗ 
‚gen bie Erbauung einer Eifenbahn die Zahl ber Neifenden um 
das Bielfache nachhaltig fleigert 9); anderer Seits aber, daß 
fehr bequeme anderweitige Verbindungen in berjelben Rich— 
tung, wie z. B. Dampficifffahrt, die Benützung ber Eifen- 
bahn allerdings vermindern müflen. Eine beftimmte Zahl von 
Reifenden, welche ald Rechtfertigungsgrund anzunehmen wäre, 
iſt übrigens natürlich nicht ein für allemal anzugeben, ba fte 
nur die Eine Bedingung der Möglichkeit ift, Die andere dagegen 
in der Größe der zu überwindenden Schwierigfeiten befteht. 
Nur fo viel ift im Allgemeinen zu fagen, daß Zahl der Be- 
nügenden und Anlagefoften im umgefehrten Verhältniffe ftehen 
müffen. — Uebrigens ift bei einer Eifenbahn, welche haupt- 
fächlich Perfonenverfehr zum Zwede hat, die unmittelbare Ein— 
nahme aus dem Fahrgelde nicht der einzige Beurtheilungs- 
‚maaßftab, Da nämlich aus ber größeren Schnelligkeit und 
MWohlfeilheit bes Verkehres, wie oben angedeutet, zahlreiche 
Vortheile aller Art, ſowohl wirthſchaftliche als rein menſchliche, 
entſtehen; uͤberdieß eine ſehr lebendige Verbindung und 
Durcheinanderrüttlung einer Bevölkerung eine günſtige Ver— 
änderung in allen geiſtigen Beziehungen auszuüben ger 
‚eignet iſt: fo muß auch dieſer blos mittelbare Nutzen wohl 
in Anfchlag gebracht werden, Er kann ein Opfer gar wohl 
werth ſeyn. Die gewöhnliche Landftraßen tragen in ben mei— 
ften Staaten nicht nur nichts ein, fondern foften vielmehr 
noch bedeutend; und ſelbſt da, wo Weggeld erhoben wird, 
beit es nirgends die Koften völlig: dennoch werden fie gefor= 
dert und erbaut, Und welchen unmittelbaren Grtrag gewäh- 
' 8) In Belgien ift. der Verkehr auf einzelnen Streifen um das 75fache 


geftiegen; zwifchen Liverpool und Mancheſter auf das 1Ofache (von 
300 auf 3000 täglich), 
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ren Schulen, öffentliche Sammlungen und. andere Geſit⸗ 
tigungsmittel ? 
2, Wenn bedeutende ftaatliihe ober militärifche 


Zmwede ed wünfchenswerth machen, entweder einen beſtimm⸗ 


ten Punct vom Herzen bed Staates aus fehnelf erreichen zu 
fönnen, oder überhaupt verfchiedene Lanbestheile in leichtere, 


folglich auch häufigere, Verbindung zu fegen. In diefem Falle 


fommt e8 denn auch auf die. in der Hegel zu erwartende Zahl 
ber Benüger nicht an. Der Geld-Ertrag ift hier vielmehr ale 
ein zufälliger Nebennugen zu betrachten, und bie Frage ftellt 


fich vielmehr fo, "ob der zu erwartende flaatliche Vortheil die, 


nach Abzug ber etwaigen Einnahmen von Privaten, noch er⸗ 
forderlichen Koſten werth iſt? 

3) Wenn ein ſo großer Waarenverkehr ſich erwarten 
fäßt, daß er die Koſten ber Bahn gehörig deckt. Hier handelt 
es fih num lediglich von unmittelbarem Geldgewinne Wenn 


alfo entweder die Menge ber. fortzufchaffenden Waaren über- 
haupt nicht groß genug ift, um die Koften zu beden; oder 


wenn mit ber Bahn andere unbedingt wohlfeilere, wenn auch 
nicht fo fehleunige,. Fortſchaffungs- Anftalten werben ; oder 
‚wenn bie Grbauungsfoften fo beträchtlich find, dag nothwendig 
Frachtpreife gefordert werden müffen, welche Die zu fördernden 
Waaren nicht zu tragen vermögen: fo ift eine Eiſenbahn zur 
Waarenfortſchaffung nicht geeignet. Häufig wird nun aber 
das eine oder bad andere biefer ungünftigen Berhältniffe 
eintreten; und nur in fo fern blos für Waaren beftimmte 
Bahnen auf Pferdebetrieb eingerichtet, fomit wohlfeiler erbaut 
und benügt werden können, gleicht fich der Uebelftand zumei« 
fen aus. Am häufigften noch werben folche Bahnen zwifchen 
Bergwerken und Fabrifftädten, zwifchen großen Seehäfen und 
DVerzehrungsmittelpuneten oder ebenfalls Fabrikſtädten, zur 
Fortſchaffung von Brennmaterial ober Salz mit Nutzen ange⸗ 


_ nu dl 
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legt werden können; immer vorausgeſetzt, daß kein Waſſerweg 
beſteht. | 

Richt felten werden fogar mehrere Diefer günftigen Ber- 
hältniffe zufammentreffen und die Anlegung einer Bahn um 
fo ficherer geftatten, wobei denn natürlich die Richtung und 
ber Betrieb der Bahn fo angeordnet werden nrüflen, daß jeber 
Zwed feine entfprechende Berüdfichtigung findet. 

H. Eine zweite, faum weniger wichtige Entfcheidung ift 
bie über die Frage, wer die Eiſenbahnen bauen fol? Mit 
anderen Worten: ob fie ber Staat als ein mefentliched Glied 
der öffentlichen Verbindungsmittel zu übernehmen hat, ober 
ob fie, wenn fich Gelegenheit darbietet, Brivatperfonen, 
namentlich Acienvereinen, überlaffen werden können und follen? 

Daß beiderlei Ausführungsweifen an und für fich thun= 
lich find, beweist eine ausgedehnte Erfahrung. Während in 
großen Staaten, 3. B. in England und Preußen, nur Privat⸗ 
bahnen beftehen, find in anderen, 3. B. in Belgien, nur 
Staatsbahnen; in dritten find fie. nebeneinander, fo in Defter- 
reich, Bayern, u. |. w. Diefe Thatfache jcheint nun dafür zu 
fprechen, daß den Privaten ber Vorzug gebühre, indem ber 
Grundſatz feftfteht, daB den Privatkräften alle für viefelben 
pafienden Internehmungen im Zweifel überlaffen bleiben müf- 
fen. Und vielfach wird auch Furzweg fo gefchlofien und ge- 
handelt. Allein dieß ift eine offenbare Uebereilung, denn erft 
dann Darf fo geurtheilt werben, wenn eine genaue Unterſu⸗ 
hung herausftellt, daß einer Seit bie Privatbahnen alle 
wejentliche Zwecke erfüllen, und daß anderer Seits ber Ge⸗ 
meinheit feine Nachtheile aus ber Unterlaffung fo wichtiger 
Einrichtungen an Privaten zugehen. — Eine genaue Unterſu⸗ 
chung liefert denn. nun aber keineswegs ein folches für bie 
Privatbahnen günftige Grgebniß. 

Bor Allem ift Far, daß in feinem Falle auf die Er 
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bauung aller an ſich nüßlicder und wünfchenswerther Bahnen 
durch Privaten gerechnet werden darf. So iſt ganz unzwei⸗ 
felhaft, daß bie rein flaatlichen und die milttärifchen Zwecke 
von Brivaten nicht werden berüdfichtigt und alſo Bahnen, 
welche ausſchließend oder auch nur vorwiegend folchen Zwecken 
bienen follen, von ihnen gar nicht werden erbaut werden. 
Ebenfo liegt es in ber Ratur der Sache, daß auch bei anderen 
Bahnen alle nicht unmittelbar auf bie häufige Benützung und 
die Einträglichkeit derfelben einen Einfluß äußernde Umftände, 
ſomit nicht. nur der rein menfchliche Nutzen und bie Geſitti⸗ 
gungsförderung, fondern auch die Hebung ber Gewerbe und 

der Rohftoff- Erzeugung, die Vermehrung des Bodenwerthes, 

und die Steigerung der Bevölferung für die Privaten von feiner 
Bedeutung find. Endlich ift ed wenigftens höchſt wahrfcheinlidh, 
dag die erſt fünftig und allmählig erwachende Thätigfeit und _ 
daraus rührende Benübung einer Bahn für Privaten, welche 
alsbald in den Bezug ihrer Zinfen treten wollen und müſſen, 
fein zureichender Grund zur Erbauung feyn wird. 

Allerdings folgt aus dieſer Zurüdweifung gewiffer Bahnen 
zunächft nur fo viel, daß dieſe der Staat zu übernehmen 
bat; und immer ift die Erbauung der übrigen, alfo der am 
ficherften und am fchnelfften einträglichen, von Geiten ber 
Privaten möglich; Auch mag gerne zugegeben werden, baf 
durch eine wohlberechnete Gefepgebung die verſchiedenen im 
Staate beſtehenden BPrivatbahnen zur Annahme gleichartiger 
Srundfähe über Bau und Verwaltung genöthigt, und daß 
bamit wenigftens manche Nachtheile der Vielfältigkeit und des 
Mangels an einem großen gemeinfchaftlihen Plane befeitigt 
werben können. Dennoch laſſen folgende Erwägungen ben 
Bau von Privatbahnen überhaupt ald nicht wünfchenswerth 
erjcheinen. Vorerſt ift es doch wohl nicht billig, dem Staate 
nur das Unvortheilhafte zuzumeifen, und ihm das einzige 
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Mittel einer Entſchädigung zu nehmen.: Auf diefe Weiſe fällt 
der ganze wirthfchaftliche Gewinn in die Hände einiger Kapi- 
aliften, die geſammte' Laft aber auf die Steuerpflichtigen; 
Sodann fann eine Vervielfältigung ber leitenden Behörden, 
wie fie bei einer Reihe von Privatbahnen und einer Anzahl 
von bazwifchen zerftreuten und biefelben verbindenden Staats⸗ 
bahnſtrecken unvermeidlich ift, nicht anders ald für den Verkehr 
bemmend und: für die Negirung höchft befchwerlich erfannt 
werden; vielfach fo, wenn die leitenden Behörden mit einander 
in Streit gerathen. Namentlich ift Dabei auch an das Ber- 
hältnig zur Poft zu erinnern, deren vollftändige Uebereinftimmung 
und Anſchließung an die Gifenbahnen fo höchft wünfchenswerth, 
bei verſchiedenen Gigenthümern und Leitern aber ſchwer zw 
bewerfftelligen: iſt. Berner. wird die, oft fo nothwendige, Ver⸗ 
bindung mit. den Bahnen von Nachbarftanten der Regirung 
weit leichter werden, als Privaten, auch wenn die Regirung 
fie vertreten ſollte. Weiterhin giebt der Staat ein. in feinen 
Folgen und feiner Ausdehnung noch gar nicht zu berechnendes 
Berbindungsmittel ganz ans der Hand, wenn er baffelbe, und 
wäre e8 auch nur ftüdweife, Privaten. überläßt. Erfordern 
fpätere Erfindungen oder neu entftehende Beziehungen eine 
Aenderung in der Ordnung der Bahnverhältniffe, fo- ift die 
Einführung auf Privatbahnen unmöglich oder nur mit Schwie- 
tigfelten zu erhalten; ein Anfauf der ganzen Bahnen aber 
Kur mit ben größten Opfern möglich 9. Durch bie Erfahrung 
nachgewieſene Vorfichtsmaagregeln find gar nicht oder unvoll⸗ 
ftändig zu bewerfftelligen;; Verbeſſerungen langſam und ungewiß. 


— — 


9 Muß nicht die Erfahrung, welche fo viele deutſche Staaten hin⸗ 
fihtlidy der Veberlaffung der Poſt an den Fürften von Taris gemacht 
haben, von allen ähnlichen Fehlern für immer abhalten? Und wie 
klein ift die Bebeutung und ber Geldwerth der Poſt im Vergleiche 
mit Gifenbahnen?- 





425. 


Endlich und hauptfächlich aber ift Der ganze Geift, in welchem 
eine Brivatbahn zum wirthfchaftlichen Nutzen ber Eigenthümer 
ausgebeutet wird, ein gemeinfchäblicher und verfehrter, und 
nur allzu häufig werben feine Aeußerungen ben Nugen ber 
großen Erfindung fehr beeinträchtigen. Nichts- ift nämlich ge- 
wiſſer, als daß nicht immer die für das Gemeinwohl vortheil⸗ 
hafteſte Benützungsart auch die für die Actienbeſitzer einträglichſte 
ſeyn wird. Natürlich wird aber alsdann nicht der erſteren der 
Vorzug gegeben. Dieß iſt ein um ſo bedeutenderer Fehler, 
als von einer in ſolchem Falle zu eröffnenden Mitwerbung 
gar nicht die Rede ſeyn kann, indem eine zweite Bahn in 
der Richtung einer bereits beſtehenden wirthſchaftlich undenkbar, 
zuweilen techniſch ganz unausführbar iſt. Eine Eiſenbahn 
hat ein thatfächliches Monopol; folches aber ift in den Händen 
des Staates Immer weniger fchäblich, als in denen von Privaten, | 

Segen diefe Nachtheile von Privateifenbahnen kommen 
- die für fie angeführten Vortheile nicht in Betracht. Diefelben 
beftehen in der fparfanteren Erbauung und Betreibung, und 
in der Vermeidung einer Staatsfchuld. — Erſterer Bortheil 
ift an fich höchſt problematifch. Cine größere Wohlfeilheit der, 
Erbauung wird in der Regel bei großen Actiengeſellſchaften 
gegenüber von einer gut geleiteten Staatsunternehmung gar 
nicht beftehen 1). Wo fie aber wirflih eintritt, Tann dieß 
leicht auf Koften der Feſtigkeit und Sicherheit gefchehen. Die 
Mohlfeilheit des Betriebes aber muß fich jeden Falles in das 
Gegentheil verwandeln, wenn einer-Anzahl von verfchiebenen 
Leitungen und Behörden eine das ganze Bahnfyflem umfaffende 
Staatshehörde (welche vieleicht noch, ganz pafjend, mit ber 
Poftverwaltung verbunden wird) gegenübergeftelt ift. — Was 
aber. die Vermeidung ber Staatöfchuld betrifft, fo ift dieſe 


10) ©. die auf Erfahrungen begründeten Bemerkungen von Fairbairn, 
Polit. econ., ©. 4 fg. . 
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allerdings zuzugeben und als ein entſchiedener Vortheil zu er⸗ 
fennen. Doc darf berfelbe auch nicht überfchäßt werben. 
Vorerſt ift das Kapital. ein zinfentragendes; und zwar Tann 
ohne Zweifel mit der immer weiteren Entwidlung der Bahn 
ſyſteme und mit dem Anfchließen verfchiedener Staaten an 
einander einer immer fteigenden Erhöhung der Rente entgegen- 
gefehen werden. Sodann ift wohl zu bedenken, daß weit in 
ber Regel die Privatbahn überhaupt nur zu Stande kommt, 
wenn der Staat eine Zinfenzuficherung übernimmt. Dieß ift 
nun aber nicht nur ebenfalls ‚eine Staatdlaft, und unter Um⸗ 
ftänden eine ſehr befhwerliche; fondern fle ift fogar eine höchft 
unbillige, indem bei diefer Einrichtung der Staat alle übeln 
Zufälle, fchlechten Vorausberechnungen und fehlerhaften Vers 
waltungshandlungen übernimmt, die guten Grgebniffe aber 
ben Privaten überläßt. Endlich ift noch das verberbliche Spiel 
mit den Actien von Brivatbahnen hoch in Anfchlag zu bringen. 


Somit muß denn der Sat feftfiehen, baß der Staat 
die Eifenbahnen zu bauen, hiebei aber einen auf die allgemeinen 
Bedürfniffe gegründeten Plan zu befolgen hatt!) Nur wenn 
ein Staat, des Standes feiner Finanzen wegen, fi ber Aus- 
gabe unter feinen Umftänden unterziehen kann, und etwa bei 
NRebenbahnen, welche er vorausfichtlich nie in den Kreis feiner 
Anlagen ziehen wird, mag ausnahmsweife Privaten Bau und 
Betrieb überlafien werben. Und auch in diefem Falle muß 
durch möglichfte Sicherftellung bes allgemeinen Vortheiles und 


11) Vgl. Verhandlungen über die Erbauung von Eifenbahnen auf Staats⸗ 
rechnung. Darmf.; M. Mohl, Gifenbahnen und Poſtmonopol. 
Stuttg. 18435 derf., Einige weitere Betrachtungen. Stuttg., 1843; 
Mährlen, Bedeutung der Eifenbahnen, ©. 68 fg.; Hanfes 
mann, Die Eifenbahnen, ©. 41 fg. — Einen viel zu großen 
Werth auf die unmittelbare Rentabilität der Bahn legt 
Kapff, in der Deutfchen B. I. Schr,, 1841, 9. 3, ©. 213 fg. 
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zu dem Ende durch Vorbehalt eined weitgehenden Einſchrei— 
tungs » und Aenderungsrechtes des Staates, fo viel ald möglich 
ber Bejchränktheit bes Gefichtöfreifes und dem Eigennutzen ber 
Privaten entgegengearbeitet werden. Auch erforbern vielfache 
üble Erfahrungen eine genaue Vorforge, daß nicht das Gelb- 
weſen der Aetiengeſellſchaft zu einem allgemeinen Uebel werde 12). 


1a Eine achlige, nicht nur die Gegenwart, ſondern auch künftige Ver⸗ 
haͤltniſſe und Bedürfniſſe befriedigende Ordnung der Verhältniſſe 
einer Privatbahn iſt äußerſt ſchwierig, wo nicht unmoͤglich, weil 
Alles bei der Ertheilung der Bauerlaubniß feſtgeſtellt werden ſoll, 
alſo vor irgend einer Erfahrung. Es können ſomit nur die in 
anderen Fällen vorgekommenen Ereigniſſe als Anhaltspuncte dienen, 
was aber keineswegs immer ausreicht. Namentlich ift it, bei der 
Neuheit der ganzen Einrichtung, vie nöthige Summe von That: 
ſachen zur Entwerfung allgemein paffender Säbe noch nicht bei- 
fammen. Jeden Falles müffen übrigens die vom Staate gemachten 
Bedingungen bie inneren Rechtsverhältniffe der Gefellfchaft, den 
Bau felbft, den Betrieb und das Geldweſen betreffen. In erfterer 
Beziehung ift es hauptfächlich nöthig, über die Bilpung einer mo⸗ 
raliſchen Perſon, über die Rechte der General⸗Verſammlung der 
Mitglieder; über das Verhältniß der leitenden Behörde zu den 
Stantsftellen und zu der Gefellfihaft Beflimmungen zu geben, Hin⸗ 
ſichtlich der Bahnianlage aber iſt vor Allem zu bewerfftelligen, daß 
nur in Mebereinftimmung mit. einem großen, das ganze Staatsgebiet 
berüdfihtigenden Plane überhaupt gebaut,. die Kraft nicht zer= 
fplittert, ein Gemenge von Fleinen Bahnen errichtet werde. Dann 
aber muß noch insbefondere die Berührung der wefentlichiten Orte; 

die Beobachtung der. nötkigen Sicherheitömanfregeln bei den Stei⸗ 
gungen, Krümmungen, Brüden-Straßenübergängen; bie Zeit des 
Beginnes und der Vollendung der Arbeit; die Berüdfichtigung 
militärifcher und politifcher Zwede, u. f. w. vorgeſchrieben werden, 
-  Hinfichtlich des Betriebes, find Beſtimmung wefentlich über den 
Bau der anzuwendenden Mafchinen; über die Derhältniffe zur Poſt; 
über die Ausflattung der Perfonenwagen; über die Beauffichtigung 
und beftändige Inſtandehaltung der Bahn, vor Allem aber über 
den Fahrplan und über die Perfonen: und MWaaren-Tare. Das 
Geldwefen aber muß überwacht werden, damit nicht Schwindelei 
mit den Actien getrieben werde, wozu das Verbot von Interims⸗ 
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Dagegen hat aber auch der Staat in ſolchem Falle das Privat- 
unternehmen durch die Einräumung eines Erpropriationgrechtes ; 
durch Ueberlaffung feiner Baubeamten zu Vorftudien oder Aus- 
führung; durch fehleunige polizeiliche und gerichtliche Hilfe gegen 
Beeinträchtigungen und Hinderniffe im Baue; Furz durch billige 
Erleichterungen’ jeder Art zu unterftügen. Nur Geld- Beiträge 
find, unter ben vorliegenden Umftänden, außer Trage. 

II. Erft.eine Tange, in vielen Staaten und in verfchie- 
denen Zuſtänden gemachte Erfahrung kann allmählig zu einer 
volftändigen Ueberficht über die eine zweckmäßige Anle- 
gung und Verwaltung der Gifenbahnen bedingenden 
Srundfäge führen. Cine einzige neue Erfindung vermag ganze 
Theile des igigen Syſtems umzuftürgen; nichts aber ift un- 
wahrfcheinlicher, als dab Scharffinn und Kenntniffe fchon 
am Ziele ihrer Entdeckungen hinfichtlich der Bahnen und ihres 
Betriebes angefommen find. Es kann fich fomit vor der Hand 
zur von der Aufftelung vorläufiger Regeln handeln; und jeder 
Staat muß fih vorbehalten, je nach Erfahrung und Bebürf- 
niß zu Ändern und zuzufegen. Nachftehende Säge fcheinen 
ben bisherigen Erfahrungen am meiften zu entfprechen. 


feinen, die Nöthigung zur alsbaldigen Einzahlung eines ziemlichen 
Angeldes, das Verbot der Auszahlung von Dividenden vor wirf- 
licher Einnahme u, f. w. gehören, Weil aber die zufünftigen Er- 
fahrungen und Behürfniffe noch völlig im Unflaren find, fo muß 
dem Staate auch das Recht zu fpäteren Beränderungen, welche die 
Sicherheit oder die allgemeine Wohlfahrt erheifchen fullte, zuftehen; 
namentlich ein befländiger Einfluß auf den Tarif und den Fahrplan. 

* Und damit nicht ein fo unberechenbar wichtiges Verbindungsmittel 

‚ für immer dem Staate entzogen werbe, ift entiweber ein zu beſtimm⸗ 
ter Zeit eintretender unentgeltlicher Heimfall des Ganzen, oder 
wenigftens ein Recht zu allmähligem oder einmaligem Aafaufe zu 
einer beflimmten Summe zu bedingen. gl. über diefen Gegen- 
ftand: Ran, Bolfswifl. Pol, S. 439 fg; Hanfemanı, Die 
Eiſenbahn, ©, 51 fg. 
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1) Hinfichtlih der Anlegung einer Eijenbahn. 

a) Wenn & offenbar thörigt ift, bei der Erbauung einer Bahn 
nicht auf alle, und felbit auf blos mögliche Benügunge- 
zwecke Rüdficht zu nehmen, um dem Verlangen nadh fpäte= - 
ren höchit Eoftfpieligen, vielleicht unmöglichen Aenderungen 
zu entgehen: fo ergiebt fich, daß fämmtliche dem allge- 
meinen Verkehre beftimmte Bahnen auf den Betrieb mit 
Dampffraft, und nicht etwa nur mit Pferten, berech- 
net werben muͤſſen. Nur bei bem erften Syfteme ift Die 
Grreihung ber wefentlichften Eigenfchaft der Schienen⸗ 
wege, nämlich ber Schnelligfeit ber Fortfchaffung, in 
ihrer vollen Entwicklung möglich; jede andere Anlage iſt 
Stümperei und. bewußte Entfagung des eigentlichen Vor⸗ 

theiles. Allerdings Foftet Die Anlegung einer mit Dampf: 
fraft zu benügenden Bahn bedeutend mehr 3): allein 
theils ift bie ‚Deritellung der weit unvollfommeneren 
Art auch ſchon Foftfpielig, theils fällt der Ertrag ber zur 
ſchnellſten Perjonenförderung dienenden Bahnen um fo 
beträchtligher aus. Wenn alfo je die Mittel zur Gr- 
bauung einer Locomotiv-Bahn nicht aldbald vorhanden 
jeyn jollten, fo ift ed weit zweckmäßiger, diefelbe allmäh- 
lig und wie fich die Mittel befchaffen laſſen, herzuftellen. 
Die einzige Ausnahme von diefer Regel Eönnen Bahnen 
machen, welche nach allen Umftänden niemals zu etwad 
anderem, ald zur Waarenfortfehaffung dienen können. 
Und. auch bei diefen bleibt die Anlage für Pferdebetrieb 
wenigſtens unvorfichtig, weil fich doch ein unerwarteter 
Berfonenverfehr bilden Tann. 1), 





13) Es koſtete z. B. die Linz-Gmunder Bahn auf die Wegftunde nur 
45,842 fl.; die Linzbudweifer 60,679 fl. ©. Schweidharbdt, Bei- 

frag 3. Erörterung der württ. Cifenbahnfrage, ©. 33. 
14) Sp wurde auf der Bahn von Lyon nad St. Etienne gar nicht auf 
| Perſonen gerechnet, und ist wird fie jührlih von einigen Hundert⸗ 
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b) Aus demfelben Grunde ift gleich bei ber, Anlage einer 
jeden Bahn auf die Möglichkeit eines doppelten Se- 
leifes Rüdficht zu nehmen. 

c) Ein ſtreckenweiſe eintretender Wechſel der Wagen ift 
zwar für ben gewöhnlichen Perfonenverfehr nicht fehr be⸗ 

ſchwerlich; deſto mehr aber iſt er nachtheilig für bie 

Waarenfortſchaffung, welche dadurch vertheuert, verzögert 
und ſelbſt gefährdet wird. Fuͤr militäriſche Zwecke gar 
kann die Benuͤtzungsmöglichkeit völlig von der ununter⸗ 
brochenen Befahrung langer Bahnſtrecken mit denſelben 
Gefährten abhängen '°). Daher muß denn nicht nur 
innerhalb deſſelben Staates überall die gleiche Spur- 
weite beftehen ; ſondern e8 tft auch ein genaues An- 
fehließen an die Nachbarftaaten in diefem Puncte brin- 
gendes Bedürfniß. Selbft eine geringere technifche Voll⸗ 
fommenheit ift bier das bei weitem kleinere Uebel 19, 

d) Eine pafiende Anlage der Bahnhöfe ift von großer 
Wichtigkeit für die betreffenden Orte, in fo ferne ſich 
manchfaches Gewerbe in Die Nähe derfelben zieht. Wenn 
daher eine Anlage in nächſter Nähe ver Ortfchaften und 

namentlich im Bereiche des bisher fchon gewerbreicheren 








taufenden benüßt; die zunächſt nur für Kohlenwerfe beftimmten 
Bahnen von Darlington-Stodton, von Edinburgh-Dalkeith und 
von Glasgow-Garnkirk von je 64,000, 253,000 und 118,000 Per⸗ 
ſonen im Jahre. Ja ſelbſt die Liverpool-Manchefter Bahn wurde 
zunächft nur. für MWaarenfortfchaffung erbaut; im Jahre 1840 aber 
befuhren fie 1,200,000 Perfunen. 

15) ©. über diefen Punct die interefianten Grörterungen in der Deut: 
fhen Biertel-I.-Scht., 1844, 9. 1, S. 1 fg. 

16) Ueber die von allen deutfchen Spurweiten verfchiedenen badifche 
Einrichtung und ihre Folgen, fo wie über bie Nuthwendigfeit einer - 
Nenderung |. Bolz, Die Behandlung des E. DB. Bauwefens im 
Großherz. Baden, in der Tübinger Zeitfchrift |. d. gefammte Staats: 
wiflenfchaft, 1844, 9. 1, S. 87 fg. 
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Theiles derfelben auch mit Opfern verbunden ift, fo muß 
fie Doch wo möglich vorgenommen werden, indem gegen 
jene Mehrausgabe die bei anderer Einrichtung ficher er= 
folgenden, an fich jedoch unnöthigen, Neubauten und 
bie Entwerihungen beftehender Häufer- und Gewerbe: 
vorfehrungen als volföwirthfchaftlich nachtheilig erfchei- 
nen. Auch Die durch Entfernung der Bahnhöfe entſte⸗ 
hende Erhöhung der Reifefoften ift zu beachten, namentlich 
ba fie nicht ohne Einfluß auf die Benuͤtzung, alſo auf 
die Einträglichfeit der Bahn ift. 
2) Hinfichtlich des Betriebes. 

a) Die große Gefährlichkeit der Venützung von Dampffraft 
macht die höchfte Worficht in der Befahrung ber Ei- 
jenbahnen nöthig. Es ift daher die Feſtſetzung einer 
eigenen Bahn-Polizeiordnung und einer Ausbildung der 
Strafgefeggebung in biefer befonderen Richtung eine 
fehr wichtige Aufgabe. Es handelt ſich dabei von Bor- 
jhriften für die Sicherheit der Perfonen in den Bahn- 
höfen und während ber Fahrten !); von dem Schutze 
des an die Bahnen anftoßenden Eigenthumes gegen 
Entzündung durch die Bahnzüge, und umgefehrt; von 
Strafgefegen gegen fahrläßige oder abfichtliche Beſchädi— 
gungen ber Bahn oder der Wagen; von ber Benügung 
der die Bahn burchfreubenden gewöhnlichen Straßen 
u. ſ. w. 19, 

17) Hierüber ſ. das Weſentliche oben, Bd. I, S. 26. 

18) Natürlich werben erſt längere Erfahrungen dieſe ſchwierigen Fra— 
gen allmählig entwideln und feftitellen. Die bis jegt beftehenden 
pofitiven deutfchen Gefeße f. bei Reden, Eifenbahnen, ©, 68 fg.; 
die englifchen bei Whishaw, The railways of Great-Britain. 
Standing orders of both Hauses of P. Lond., 1840; Bineau, 


Chemins de fer d’Angleterre, Legislation: Police du chemin. Paris, 
1840; die belgifche in: Chemin de fer, Exploitation. Brux,, 1838, 
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b) Da die möglichſte Schnelligkeit ber Förderung 
ein Hauptzwed ber Eifenbahn tft, fo muß ber ganze 
Betrieb auf foldhe berechnet feyn. Hierzu gehören aber: 
häufige und für die örtlichen Verhältniffe paffende Fahrten; 
Vermeidung unbedeutender Zwifchenftationen; richtiges 
Anfchließen an die Dampfzüge anderer Hauptftationen, 
an bie Poft und an etwaige Dampfidifffahrt; vernünf- 

- tige Beforgung ded Zollwefend an ber Zoll- oder Lan⸗ 
desgränze 19); ebenfo bed Poſtweſens 29), 

c) Hohe Fahrpreiſe widerfprechen dem Zwecke der ganzen 
Anftalt, indem fie anftatt einer allgemeinen leichten Be- 
weglichfeit der Maſſe des Volkes, und namentlich der 
arbeitenden Klaffe, nur einen. Lurus der Wohlhabenderen 
zur Folge haben. Auch weist überdieß die Erfahrung 
aus, daß die wohlfeilften Plätze in überwiegendem Maaße 

| benügt werden, fomit auch für bie Verwaltung Die ein- 
träglichften find 20). Es Liegt ſowohl im Bortheile des 


Außerdem ift zu vergleichen: Camphaufen, Berfuch eines Bei: 
trages zur Eifenbahn: Öefepgebung. Köln, 1838; Hanfemann, 
Kritik des preußifchen Eifenbahngefepes. Aachen, 1841. 

19) Vgl. Reden, a. a. O., ©. 103 fg. 

20) Ohne Zweifel ift dieß eine der fchwierigeren Aufgaben. Die bie: 
herige Handhabung der Paßpolizei ift vollfommen unverträglid, 
theils mit dem Zwecke möglichft ſchneller Reifemöglichkeit, theils 
mit der Zufammendrängung von Hunderten und Taufenden von 
Reifenden. Auf der andern Seite ift eine völlige Aufhebung aller 
Aufitcht, namentlich über Fremde, über Verdächtige, mit Stel: 
briefen Verfolgte u, ſ. w., unmoͤglich. Bis ist frheint die Ausgabe 
von Paßkarten an alle unverbäcdjtigen Perfonen und Begleitung 
der Züge, fo wie Üeberwachung der Bahnhöfe durch Polizeibeamte 
noch das befte Mittel zu feyn. S. den Vertrag der preußifchen, 
fächflfchen und anhaltifchen Regirungen bei Reden, S. 99 fg. 
Näheres über die Ausführung in Rauer, Preuß. Paß- Polizei 
Berwaltung. ©. 82 fg. 

21) ©. eine Zufammenftellung der Benügung ber verfchievenen Wagen 


433 


Publicums, ald in der Anftalt ſelbſt, die Fahrpreiſe fir 
alle Wagenklafien fo niedrig zu feßen, als die Dedung 
ber Koften irgend zuläßt. Bei Waaren nöthigt, ohnes 
bem bie Mitwerbung anderen Sortfchaffungsarten zu 
demfelben Verfahren 22). 

d) Eine anftändige, gegen die Witterung und Zufälle 
fhüßende Ausftattung aller Wagenklaffen erfor 
bert die Rüdficht. gegen Die Benübenden, die Ehre einer 
Staatsanftalt, endlich ber eigene Bortheil. Ganz une 
bebedte Wagen 3.8. können nicht anders, Denn als eine 
Miphanblung ber ärmeren Klaflen betrachtet werben. 

e) Eine für den Empfänger bequeme Ablieferung ber 
zur Fortſchaffung erhaltenen Waaren vermehrt nothwen⸗ 
dig Die Benügung. Ebenfo liegt eine Einrichtung zur 
wohlfeilen Abholung berfelben auf entfernte Bahnhöfe 
glei@mäßig im Vortheile der Benübenden und ber Eifen- 
bahn-Berwaltung felbft. | 


c) Waſſerſtraßen. 


$. 170. 
a) Natürliche. 


- Der eigenthümliche Vorzug der natürlichen Wafferftraßen 
ift große Wohlfeilheit, und fie find von höchfter Wichtigfeit für 


Haffen auf einer großen Anzahl von Bahnen bei Reden, a. a. O., 
©. 319 fg. Das Verhältniß ber Frequenz zwifchen der erjten und 
der dritten oder der vierten Klafie geht auf einigen Bahnen bis 
1:66 und 1:69. In Belgien trägt die erſte Wagenklaffe 5, die 
zweite 9, die dritte 32, die vierte 54 Proc. der Gefammteinnahme, 
Bol. auch Mährlen, Bedeutung der Eifenbahnen, S. 12 fg. 
22) Hanfemann, Gifenbahnen, S.42fg., geht fogar fo weit, für bie 
MWaaren eine gänzliche Befreiung von dem Bahn-Gelde (d. h. von 
der Derzinfung des Anlage- Kapitals) zu verlangen und ihnen nur 


Mohl, Polizei, I, Zweite Auflage. 23 
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den Handel und die Gewerbe, weil für dieſe am Ende das 


Meifte auf die Möglichkeit anfümmt, in den Preifen mitwerben 


zu können 9. Se wichtiger aber biefer Vorzug iſt, befto mehr 
iſt es Pflicht, den ausgebehinteften und zweckmäßigſten Gebrauch 


deſſelben zu begünftigen. . Und zwar wird es in ber Regel 


Sache des Staates ſeyn, biefe Anftalten zu treffen; theild weil 


die ſchiffbaren Gewäßler überall öffentliches Eigenthum find, 
theils wegen ber Koften der Anlage, welche in der Regel nicht 
unmittelbar durch Zölle und Abgaben gedeckt werben können, 
wenn nicht ber Zwed ganz verfehlt werben fol. Nur verfteht. 
ed fih von felbft, daß fich jede Unternehmung blos dann 


möglichft niedrige, Fahrpreiſe zur Entſchaͤdigung für Unterhaltung 
und Betrieb auflegen zu wollen, analug dem Weggelde auf Kunſt⸗ 
firaßen. Der volfswirthfchaftliche Außen diefer Erleichterung wäre 
ohne Zweifel fehr bedeutend; allein bie Frage iſt: ob die Staates 

- Taffe diefe Einnahme miflen Tann, und ob die Steuerdflichtigen fie 
zu übernehmen fchuldig find? 

1) Die Zahlen-Angaben find freilih fehr verſchieden, und müflen es 
allerdings auch feyn, je nachdem man örtliche Verhältniffe, Abgas ' 
ben u. f. w. der Berechnung zu Grunde legt. Sy 3: B. koſtet der 
Transport von 30 Centnern von Havre nach Paris auf der Seine 
in 35 Tagen 20 Fr.; auf der Chauffee 120 Fr. in 4 Tagen mit 
unterlegten Pferden. — Arnd, Die Gewäffer und der Waſſerbau 
der Binnenländer, Hanan, 1831, ©. 223 nimmt ſoltende Beil 
nißzahlen an: 


auf einem nicht hauffirten Landweg . „.... mi 
auf ebenen uud feſten Steinftraßen ‚2% 

‚ auf wagrehter Eifenbahn . . . ... zZ 
fromaufwärts mit einer Gefchwindigfeit von m in 
ber Sekunde. . 2 2 2 2 2 ne. = 4 
besgl. mit einer Geſchwindigkeit von da! . 2... Zyua 
auf ruhigem Waflr . : 2: 2 2 2 re nn — Ys 


ohne Zugkraft, alfo firomabwärts, oder auf der See — Yıso 
Ban Alten, Anleitung, ©, 1 fg., nimmt den Unterfchied zwifchen 
Transport auf ungemachten Wegen, auf Chauffeen und auf Kanäs 
len und Strömen an, wie 18, 6 und 1. - 
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rechtfertigen läßt, wenn die Zinfen aus dem Anlage-Kapitale 


und die Unterhaltungsfoften entfchieden Fleiner find, als ber 
jährliche mittelbare oder unmittelbare Nuten für das Volfe- 
vermögen. Sind jene. höher, fo wäre bie Annahme unwirth« 
fhaftlih und, bei den vielen anderweitigen Forderungen an 
die Staatsfaffe, unverantwortlich 2). | 

Uebrigens ift hinfichtlich der Stantd-Anftalten zu unter 
fheiden zwifchen ben Meeren oder meerähnlichen Landfeen, 
und ben Flüffen. | 

I. Meere. 

Da es ſich hier von einer Schiffbarmachung nicht erft 
handelt, diejenigen Naturhinderniſſe aber, welche der Schiff- 
fahrt auf der See Gefahr bringen, 3. B. heftige und häufige 
Stürme, Untiefen, Strömungen, Klippen, durch Menfchenfraft 
nicht entfernt werben können: fo hat fich Die Sorge für bie 
Seeſchifffahrt auf zwei NRüdfichten zu befchränfen. Grftens 


auf Anftalten, welche vor den vorhandenen Gefahren warnen; 


zweitens auf eine Einrichtung der paſſenden Uferftreden, welche 
leichtes und ficheres Ein- und Ausladen ber Waaren geftattet. 
1) Die Verwahrung vor Gefahren wird aber erreicht: 
a) durch Leuchtthürme und Feuertonnen; | 
b) dur Boien, Slaggen und Bafen an ben Strom- 
mündungen zur Vermeidung der Untiefen; 
- c) durch gute Lootfenanftalten 9), 
2) Zur Bequemlichkeit der Schifffahrt, und des Seehan⸗ 
dels iſt dagegen erforderlich: 
a) die nöthige Anzahl von Seehäfen. Häufig gewährt 
ſchon die Natur dieſes wichtige Geſchenk durch die Bil- 


bung ber Küfte ohne alles Zuthun der Menfchen, felbft 





2) rRichtige Bemerkungen über dieſen Punct ſ. bei Arnd, a. a. D,, 
©. 56 fe. | 
3) Meber diefe Buncte f. oben Bd. I, 9. 44, ©. 259 fg. 


28 * 
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ohne daß ed nur einer Nachhilfe bebürfte; und dann 
erfordert eine ſolche günftige Lage nur Befeftigungswerfe 
zum Schuge gegen Feinde und Seeräuber, und Beamte 
zur Handhabung ber Hafenpalizei. Allein nicht immer 
tritt dieſe Gunſt des Zufalles an ſolchen Stellen ein, 
wo dem Gange des Handels nach, z. B. wegen der 
Nähe großer Haupt⸗ oder Gewerbe⸗Städte, viele Schiffe 
zu landen haben. Hier werden denn Fünftliche Arbeiten 
nöthig. Entweder find Dänme in der See zu erbauen, 
um ben Schiffen Schub gegen den Wellenfchlag zu ge 
währen 9; oder muß, durch Ausbaggern oder fünftlich 
geleitete Wafferftröme, dad Verſanden des Hafens ver- 
hindert werden 5); oder find Baffind zu graben, in wel- 
chen die Schiffe vor Anker gehen können und zu gleicher 
Zeit immer fchwimmend erhalten werden ©), 
b) Bielen Schaden und viele Unannehmlichfeiten erſparen 
den anfommenden ober in Ladung liegenden Schiffen 
ſolche Einrichtungen im Hafen, welche ihnen ihre Ge- 
ſchäfte erleichtern. Hierher gehören: Uferdämme, an 
welchen die Schiffe unmittelbar anlegen können mit Er- 
fparniß der Gefahr und der Ausgabe der Lichterfchiffe ; 
Krahnen auf dieſen Uferdämmen; Magazine zur Auf- 
nahme ber ausgefchifften Waaren bis zu deren Abgabe 


4) 3. 2. die murazzi von Venedig, f. Martens, Reife nach Venedig, 
Stuttg., 1824, Bb. I, ©. 364 fg.; der breakwater von Plymouth, 
Dupin, Voyage dans la Grande Bretagne, Force maritime, Bd. V 
der Damm in Cherbourg, f. Hagen, Befchreibung neuerer Waffer- 
baumerfe. Königsb., 1826. S. 180 fg.; die Molo’s von Genua, 
Neapel u, f. w, . 

5) ©. 3. B. Veit's Gefthichte der Arbeiten am Hafen von Memel, 
in den Beiträgen zur Kunde Preußens, Bd. I, ©. 215 fg. und 
Bd. IV, ©, 458 fg. 

6) 3. B. die Baffins in Havre, die verſchiedenen Londner Docks. 


x 
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an ihre Beftimmung ”); (leicht ift es, dieſe Magazine 

auch als Entrepotd zu benüßen, |. unten, $. 180 5) Yeft- 

ftelung und Handhabung gewiſſer Grunbfäge über Has 
- fenpoligei, 3. B. über die Reihenfolge der Ein» und 

Ausladung, über Borficht mit Yeuer und Licht, über 

nächtliche Ruhe, Aufftellung von Tag- und Nacht- Wachen, 

Einnahme und Ausladung von Ballaft. 

Mit Ausnahme allenfalls der Baflind und ber Magazine 
wird nicht leicht eine biefer Einrichtungen von Privaten unters 
nommen werden. Daß der Staat fih in der Form von Has 
fengeldern u. f. w. eine Entfchäbigung für feine Auslagen 
geben lafjen darf, verfteht fich von felbft; nur ift babei wohl 
zu überlegen, daß läftige Abgaben den Handel vermindern 
müßten, - wodurch dem ganzen Bolfdvermögen ein, vielleicht 
unberechenbarer, Nachtheil zugienge, und überdieß-ber Zweck 
einer bedeutenden Einnahme ganz verfehlt würde. 

1 Flüſſe. 

Sind ſchiffbare Flüffe auch nicht von derfelben Bedeutung 
für den Handel, wie dad Meer, fo gewähren fie Dagegen ben 
BVortheil, daß es ber menfchlichen Kraft eher möglich ift, bie 
Hinbderniffe zu entfernen, welche ſich einer fichern und leichten 
- Benügung entgegenftellen. Die Thätigfeit ded Staates (denn 
auch hier find Privatunternehmen kaum denkbar) hat aber in 
Diefer Beziehung eine dreifache Richtung einzuhalten: 

1) Wegräumung natürlicher Hinderniſſe. Die erfte 
und nothwendigfte Bedingung der Benügung eines Yluffes 
zum Handel ift, baß er auf feinem ganzen zur Schifffahrt 


TD Die Befchreibung der mit den verſchiedenen Dods in London vers 
bundenen ungeheuren Magazine, in welchen die Waaren unter Kb⸗ 
nigsfchloß und gegen Diebſtahl gefichert liegen, f. bei Dupin, 
Haudelsmacht, Bd. II, ber beutfchen Ueberſetzung, S. 30 fg; 
Mace⸗Culloch, Handbuch, Bd. I, Art. Docks. 
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überhaupt geeigneten Laufe die nöthige Tiefe hat, um bie 
Schiffe zu tragen. Wenn nun fon eine an und für ſich 
nicht vorhandene Wafjermaffe nicht herbeigefchafft werben mag, 
fondern in diefem Balle der Fluß nur entweder felbft in einen 
Kanal verwandelt oder zur Speifung eined Kanaled verwen- 
det werden kann ®): fo ift es doch möglich, einzelne örtliche 
Hindernifje, welche die Fahritraße unterbrechen, wegzuräumen; 
auch ift das Flußbeet feinem vortheilhafteften Profile, einem 
Halbfreife, näher zu bringen. Solche Hinderniffe find aber: 
allzugroße Breite bes Flußbeetes, Vertheilung des Fluffes in 
mehrere Arme, Sandbänfe 9). 

Ein zweiter nicht minder wichtiger Punct ift, daß bie 
Schifffahrt nirgends durch Naturhinderniffe gefährlich fei. 
Häufig wird die Bildung bes Flußbeetes von der Art ſeyn, 
Daß neben ſolchen Hinderniſſen, z. B. Wirbeln, Felſen u. ſ. w., 





8) Darüber, welche von dieſen beiden Maaßregeln vorzuziehen ſei, iſt 
Streit. Für die günſtige Verbeſſerung des Flußbeetes und Anle⸗ 
gung eines Seitenfanales wird angeführt: die durch bloſe Correc⸗ 
tionen nie zu erreichende Regelmäßigfeit der Kanalfchifffahrt; die 

Unterbrechung der Flußſchifffahrt durch Huchgewäfler und Waſſer⸗ 
mangel; die Gefährlichkeit der Wehre. Dagegen wird aber für 
Berbefferung des natürlichen Flußbeetes geltend gemacht: das frü⸗ 
here Einfrieren der Kanäle; die Koften und Hemmniffe der zeit- 
weifen Reinigung berfelben; die Berfenkbarkeit der Wehre; des 
Vortheil der durch fie entfiehenden Gefälle; die Benutzbarkeit ber 
luffes von beiden Ufern aus; die Anwendung der Dampfſchiff⸗ 
fahrt. S. Deschamps, Recherches et considerations sur les 
rivieres et les canaux, Par.; M. Chevalier, Des inter&ts ma- 
teriels en. France. Brux,, 1838, Bd. I, ©. 180 fg. Das Ge: 
wight ber letztern Anficht laͤßt fich nicht verfennen; und es folgt 
daraus, baß eine Verbeſſerung des Flußbeetes ſo lange, als irgend 
moͤglich, vorzuziehen ifl. 

9) Ueber die technifchen Mittel gegen diefe Hinderniſſe ſ. Schemerl, 
Abh. über bie vorzüglichfte Art an Flüffen und Strömen zu bauen, in 
beffen Abhandl. über Schiffbarmachung ver Ströme, ©. 23 fg.; 
Arnd, a. a. O., © 82 fg; Hagen, Waflerbauwerke, ©. 233 fg. 
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eine fihere Fahrſtraße vorbeifährt; dann genügt Die Bezeich⸗ 
nung ber Gefahr und bes ficheren Weeges burch die bekann⸗ 
ten Mittel von Tonnen, Flaggen u. f. f. Iſt die Umgehung 
‚der gefährlichen Stelle aber nicht möglich, wenigftens nicht bet 
jedem Wafferftande, dann ift freilich die gänzliche Wegräumung 
zu unternehmen. Hierher gehören unter anderen : Zelfenriffe; 
MWafferfäle und Stromfchnellen; Serpentinen- 19), 


2) Wegräumung Fünftlicher, d. h. durch Menfchen ver- 
anlaßter, Hinderniffe. — Sehr häufig find in früheren Zeiten 
and bei anderen Gewerbe-Zuftänden durch menichliche Hand⸗ 
Jungen erft Hinbderniffe für die Schifffahrt gefchaffen worden, 
welche eben fo hemmend und eben fo fchwer wieder zu ent- 
fernen find, als feldft Die natürlichen. Unzweifelhaft hat der 
Staat das Recht und die Pflicht, die Handlungen zu verhüs 
ten, aus welchen folche Hemmmniffe hervorgehen, und ebenfo 
find die bereits beftehenden wieder zu entfernen. Doch iſt dabei 
zweierlei zu bemerken. Einmal muß auch hier der Zweck den 
Aufwand rechtfertigen; dieſer aber kann namentlich dadurch 
bedeutend gefteigert werden, daß nur mittelft Eingriffes in pri⸗ 
vatrechtlihe Berhältnifie, ſomit gegen volle Entfchädigung, 
ber beftehende Zuftand zu ändern iſt. Sodann tritt wenigftend 
bei einzelnen Gattungen der Fünftlichen Hemmniſſen der Kal 
ein, daß biefelben zwar für bie Schifffahrt von Nachtheil 
find, allein anderweitigen wirthſchaftlichen Nuten gewähren. 
Hier Fann denn von einer Befeitigung des Beftehenden nur 


410) Ueber das Technifche ſ. Schemer!, Schiffbarmahung, Anhang: 
über Sprengung der Steine und Felſen; Tulla, Rectification bes 
Rheines. Karlsr., 1825. Ueber die durch Befeitigung von Ger: 
pentinen entftehende Gefahr einer Heberfchwenmung im untern Stroms 
gebiete f. Ban ver Wyk, Der Mittelrhein und Mannheim in hy⸗ 
drotechnifcher Beziehung. Mannh., 1825; und Krönfe, Neber die 
Durchgrabung der Erdzunge am Geyer. Darmſt., 1826. 
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dann bie Rebe ſeyn, wenn ber buch Die freiere Schi 
fahrt zu erwartende Nuten fo bebeutend iſt, daß er bie Bor 


thelle der itzigen Einrichtung und die Koften ihrer Befeitigung 
entſchieden übertrifft. Die Kuuptfächlichften Fünftlichen Hemm⸗ 
niffe find aber folgende: | 
a) Hindernde Waſſerbauwerke, 3. B. Brüden, Müh- 
fen, Wehre, Waffermafchinen. Die hier zu beantwortenden 
Hauptfragen find theils die unmittelbar finanziellen, ob 
nämlich der Staat überhaupt in der Lage ift, die oft 
höchft bedeutenden Koften des Mbbruches der Beftehenden 
und der Errichtung der neuen Gebäude zu tragen; theils 


bie über das PVerhältniß des zu erwartenden Nubens' 


zum bedingenden Aufwande. Gritered Tann felbft in 
großen und reihen Staaten verneint, wenigſtens auf 


fpätere Zeiten verfchoben werden müffen. Die Bejahung 


ber zweiten Frage aber fest, bei bedeutenderem Auf⸗ 
wande für die Wegräumung, entweder einen großen 
Verkehr auf dem Fluſſe voraus, oder den Wunfch, eine 
wichtige verbeflerte Verbindungsart ind Werk zu fegen, 


alſo z. B. die Dampfichifffahrt; in beiden Fällen aber iſt 


nicht blos der Gewinn der Schiffer, fondern noch mehr 
ber ben Gewerben, dem Aderbau oder den höheren 
menfchlichen Beziehungen zugehende Vortheil In Berech- 
nung zu nehmen. Weber die technifche Ausführung läßt ſich 
Allgemeines nicht fagen. Manchmal wird die Umgehung 
des ganzen Hinderniffes, 3. B. mittelft eines Kanales, 


„noch das Vortheilhaftere feyn. — Nicht erft der Bemer- - 


fung bedarf es, daß unter biefen Umftänden ein ftrenges 
Augenmerk auf Neubauten, welche der Schifffahrt Ein- 
trag thun könnten, zu richten ift; und daß deßhalb jedem 
an einem öffentlihen Gewäfler- vorzunehmenden Bau⸗ 
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weſen erft Prüfung und Genehmigung des Planes durch 
die Wafferbau-Behörde vorangehen muß. | 
b) Wafferabzapfung zum Behufe von Kanälen, Mühl- 
graben, Bewäfferungs-Anftalten. Da folche Verwendungen 
der öffentlichen Gewäffer von bem größten Nutzen für 
Gewerbe, Landbau und felbft für den Handel feyn kön⸗ 
nen, fo liegt hier vor Allem bie. Frage zur Entfcheibung, 
ob die Verminderung der Waflermenge zu ben gewähl- 
ten Zweden oder eine größere Zufammenhaltung derſel⸗ 
ben zu Förderung ber Schifffahrt ber Allgemeinheit den 
größeren Vortheil verfpricht. ine Regel läßt fich nicht 
aufftellen 11), ba in jedem einzelnen Falle einer Seits 
bie Größe bed in Trage ſtehenden Handelözuges und 
feine Bedeutung für Die verfchiedenen Quellen des Volks⸗ 
vermögend, anderer Seits ber Werth ber Gewerbe⸗ ober 
Landbbau-Einrichtungen , gu welchen ist das Wafler ab» 
gegeben wird, gegen einander abgewogen werben müfjen. 
Nicht felten werden allerdings die letzteren Rüdfichten vor- 
walten, und dann kann der Schifffahrt nicht geholfen werben. 
ec) Berunreinigung des Flußbeetes, fei es durch 
Aufhäufen von Baufchutt und anderen Unreinigfeiten 
aus Uferftäbten, fei e8 durch abfichtliche ober Durch Ber- 
nachläßigung herbeigeführte Beſchädigung der Ufer, fo 
bag Bäume, Steine, u. ſ. f. das. Flußbeet erhöhen und 
unfiher machen. Hier Tann freilich über die Aufgabe 
des Staates Fein Zweifel obwalten. Die Mittel aber‘ 
wird er theild in ftrengen Verboten und Strafen, theils 
in allgemeiner Beaufſtchtigung der Uferbefeftigung von 
Seiten der Angränzer zu finden wiffen. | 
11) Arnd, Die Gewäfer, ©. 233, geht zu weit, wenn er ben Gap 


aufftellt, daß die Bewäflerungs-Anlagen als bie unbebingt' nut⸗ 
licheren immer der Schifffahrt vorzugehen haben. 


a 
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3) Anlegung ber nothwendigen Hilfsanftalten zur 
Erleichterung ber Schifffahrt. 

a) Bor Allem if nothwendig die Anlegung und Unter 

Haltung der Leinpfade, (Treppelmege), welche für bie 
Bergfahrt ber Segel- und Ruber-Schiffe nöthig, für die 
Thalfahrt wenigftens erwünfcht find 12). Die Ufernadh- 

barn find fchuldig,. gegen Entfchädigung, den nöthigen 
Raum abzutreten; und es ift ihnen zu unterfagen ben 

Gebrauch der Leinpfabe burch Pflanzung von Bäumen, 

Schranken, Pfoften u. ſ. w. unbrauchbar zu machen. 

Am zwedmäßigften übernimmt der Staat felbft die Un- 

terhaltung und Ausbefferung, weil ben Ufergemeinden, 

bie zum großen Theile von ber Flußfchifffahrt nur ger 
ringen Nuten ziehen, Dieß weber mit Gerechtigkeit no 
mit Erfolg zuzumuthen ift. 

b) Anlegung von Häfen, namentlich auch zum Ueberwin- 
tern ber Schiffe, Schub vor Eisgang u. f. w. Die 
Handelöverhältnifie geben Art und Größe ber Arbeit 
an die Hand. Mittelft Umfafiungs-Mauern und Bewa- 
Hung können ſolche Werfe auch ald Niederlagen zum 
großen Vortheile des Handels benügt werben. 

c) Die Anlegung von Kaien, Krahnen, Eifenbah 
nen u. f. w., zum Behufe leichten und wohlfeilen Ein- 
und Ausladens. 

Bei der Nothwendigfeit ſpezieller rechuſſcher Kenntniſſe 
zur Beſorgung ber, oft jo höchft ſchwierigen, Waſſerbauten find 
eigene Beamte zu biefem Zwede Bebürfnig. Die Abſtufung 

»ihrer Wirfungdfreife ift der beim Straßenbau angeführten 
ähnlich. Wenn irgendwo, fo ift es hier nöthig, daß das 
Ganze von einer gemeinfamen Leitung ausdgehe 1°). 

12) ©. Schemerl, Schiffbarmachung, ©. 77 fg. 
13) ©. Arnd, Die Gewäffer, S. 247 fg. 
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$. 171. 
A) Künſtliche. 


Auch die vollſtändigſte Benuͤtzbakkeit und Benuͤtzung ber 
natürlichen Wafferftraßen Tann ber Gewerbethätigfeit eines 
hochgebildeten, bewölferten und reichen Landes nicht genügen. 
Theild find fie doc) immer verhältnigmäßig felten; theild er- 
ſtrecken fie fich oft gerade an- Diejenigen Drte nicht hin, wo 
das Beduͤrfniß einer MWaflerfracht befonders fühlbar iſt; theils 
enblich bleiben bie natürlichen Schwierigfeiten ber Bergfahrt, 
bedeutender Flußfrümmungen, großer Dürre oder der Hochge- 
wäſſer auch bei den beiten Anftalten mehr oder weniger fühlbar. 
Jeden Falles ftehen pie verfchiedenen Stromgebiete beffelben Staa⸗ 
. red nicht immer durch natürliche Wafferftraßen in nächfter Ver- 
bindung. Landftraßen aber erfegen in Beziehung auf Wohl: 
feilheit der Fortichaffung Die Waflerftraßen niemals ganz. Sehr. 
nahe liegt daher ber Gedanke, Fünftliche Flüffe zu graben, um 
fie nach Belieben in ber gewünfchten Richtung und an bie 
nöthigen Puncte Teiten zu können; und feitdem die Schleußen 
erfunden waren, fonnte man nicht nur diefe Fünftlichen Waffer- 
ftraßen vollfommen wagrecht legen, was an Zugkraft das 
Mehrfache erfpart, fondern auch diefelben über bedeutende Höhen 
ununterbrochen wegführen ”). Allerdings erfordert ber Bau 
eined Kanales größere Koften,. ald die Anlage einer Landſtraße. 
Mein in vielen Fällen wird berfelbe dennoch wegen der Er⸗ 
fparniß an den Frachtkoften vortheilhafter feyn; und ein gutes 
Kanalfyftem trägt daher am rechten Orte zur Belebung ber 
Stofferzeugung fowohl, als der Gewerbe und bes Handels, 
und dadurch zur Wohlhabenheit und Bevölkerung eines Landes 


1) Sefchichtliche und flatiflifche Nachweifungen über Kanäle, f. bei 
Rau, Volkswirth. Polit., S. 451 fg. 
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Vieles bei ?). Selbft im Vergleiche mit der Flußſchifffahrt ftehen 
ben Kanälen einige beachtenswerthe Eigenfchaften zur Seite s). 

Es find aber dreierlei Haupifragen zu erörtern. Erſtens, 
in welchen Fällen überhaupt der Bau eines Kanaled als wirth- 
fchaftlich räthlich erfcheint? Zweitens, wann der Staat zu ber 
Anlage eined Kanales auf feine Koften veranlaßt it? Drittens 
enblich, welcherlei Daaßregeln die Benuͤtzung eines Kanales 
zuträglich und ficher machen ? 


2) Bekannt iſt, welchen ungeheuren Zuwachs an Einwohnern und Reich⸗ 
thum einzelne englifche Städte feit der Erbauung der Kanäle und 
ber dadurch gefteigerten Gewerbethätigfeit erhielten, wie 3. B. 
Liverpool, Manchefter, Birmingham. Chen fo fehnell flieg Die 
Bevölkerung in den von dem nordamerifanifchen Grie-Ranal be 
rührten Ortfchaften. Folgente aus Dupin, Handelsmacht, Bo. IE, 
©. 44, genommene Tabelle zeigt wenigftens einen Theil der Fol: 
gen eines großen Kanalfyftemes. | 











Gebiet. —— mit Kanälen. | ohne Kanäle, 
Myriameter. | Myriameter. | Myriameter, 
England 
Oberfläche | Frankreich 


Bevöfterung | grenfreig 
Bev, auf dem| England 

U Nyriam, | Frankreich 
Deber den Nutzen ben Kanäle f. Maillard, Anleitung zu dem 
Entwurf ſchiffbarer Kanäle. Peſth, 1817, ©. 1 fg; Dupin, Han⸗ 
delsmacht. Bd. II, ©. 133 fg.; Huerne de Pommeuse, Traite 
des canaux navigables. Par., 1822. 

3) So namentlich die Erſparung der Koſten der Bergfahrt, und die 
Möglichkeit, die am tiefſten Puncte angelangten Schiffe zur Rück⸗ 
reife zu benützen, was bekanntlich auf reißenden Stromen nicht der 
Fall iſt, wie z. B. auf der Donau, wo die oben herab gelangten 
Schiffe in Wien zerſchlagen werden, oder auf der Loire, wo jähr⸗ 
lich in Briare 5000 Kohlenfchiffe auseinander genommen wurden. 
©. Flachat, Du canal maritime, ©. 7 fg. 
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Eine genaue Unterfuchung der Bedingungen, von deren 

Borhandenfeyn das wirthſchaftliche Gelingen eines 
Schiffahrtskanales abhängt, ift fowohl wegen ber großen Koften 
eines ſolchen Unternehmens 4), als wegen ber manchfachen 
Störungen im. Befite, welche feine Anlegung mit ſich bringt, 
und welche wenigftens nicht ohne eniſprechende Nuͤtzlichkeit der 
Sache vorgenommen werden duͤrfen, nothwendig. Auch liegen 
ſie nicht eben ſo offen da, daß ſie in jedem einzelnen Falle 
alsbald Jedem einleuchten müßten 5). Es ſind aber bieſe 
Bedingungen folgende: 

1) Vor Allem muß ein bedeutender Waarenzug zwiſchen 
den beiden Endpuncten des Kanales ſtattfinden. Dieſer wird 
aber hauptſächlich in folgenden Fällen vorhanden ſeyn: 

a) zwiſchen zwei ſchiffbaren Strömen ohne natürliche Ver⸗ 
bindung, auf welchen dem Zuge des Handels zu Folge. 
dieſelben Güter in großen Maſſen verführt werden ©); 
b) zwifchen zwei Meeren, welche nur Durch großen Ummeg 
in unmittelbarer. Verbindung ftehen ); 


4) ©. Bahlenangaben bei Rau, Staatsw. Pol., ©. 351, Notec. Einige 
hunderttaufend Gulden für die Wegftunde find immerhin zu rechnen. 

5) Dieß mag unter Anderen das Beifpiel von England beweifen. Bon ben 
103 größeren Kanälen dieſes Landes verlieren die Eigenthümer yon 
39, ſo daß die Actien im Durchfchnitte auf 40 Proc. gefallen find; 
33 derjelben zahlen gar feine Dividende, ſ Rau, Volkswirthpolit, 
©. 451, Note c. 

6).3. B. die Donau und der Rhein, die Seine und die Rhone oder 
Loire, die Garonne und die Rhone u. few. 

7) So ift das mittelländifche Meer mit dem Golf von Gascogne tin 

“  Berbindung gefeßt durch den Kanal von Languedoc; die Norbfee 
und die Oſtſee durch den Eider-Kanal; die Nordſee und der St, 
Georgs⸗Kanal durch verfchiedene englifhe und ſchottiſche Ka- 
näle; das ſchwarze Meer und die Oſtſee durch die ruffifchen Kanal⸗ 
Syſteme; fu wäre ein Kanal zwifchen dem mittelländifchen und dem 
zothen Meere, oder zwifchen dem merifanifchen Meerbufen und dem 
Stillen Meere ein Ereigniß für beide Halbkugeln, 
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ec) zwifchen zwei großen Fabrik⸗ und Hanbdeldftädten, na⸗ 
mentlich wenn Die eine der andern das rohe Material 
liefert, dagegen aber bie verarbeitete Waare von dieſer 

zurüd erhält 9); 

d) zwifchen Bergwerken und den VBerbrauchsorten für deren 

Producte, alfo theils Fabrik theils großen Haupt-Städten ); 

e) zwifchen einer gewerbereichen Stabt und bem nächſten 
Seehafen, falls keine bequeme natürliche MWafferftraße 
beide verbindet. 

2) Die Erbauung ded Kanales darf mit feinen fo bedeu⸗ 
tenden technifchen Schwierigfeiten verbunden feyn, daß die Er⸗ 
bauungsfoften in ein offenbares Mißverhäftniß zu der möge 
lichen Benügung fommen. Dieß aber hängt wieder ab: 

a) von der Beichaffenheit des Grundes. 

b) von dem Anfauföpreife des Bodens, 

c) von der Reichtigfeit ober Schwierigfeit, die zur Speifung 
des Kanales nöthige Waffermenge beizufchaffen. | 

3) Der Kanal darf nicht das für den Aderbau oder die 
Gewerbe nothwendige Waſſer in Anfpruch nehmen, wenn ber 
Ertrag aus jenen Beichäftigungen wirthfchaftlich bedeutender 
iſt, als bie durch die Fünftliche Wafferleitung zu bewirfende 
Erſparung an den Frachtfoften und deren Folgen für Handel 
und Gewerbe (f. den vorftehenden 8, ©. 441). 


8) 3. 2. Liverpool und Manchefter; die zahlreichen Kanalverbindun= 
gen von London, Paris und Havre. 

9) Hierher gehören in England die vielen Kanäle aus den Steinfohlen- 
gruben nach ben verſchiedenen Stäbten des Landes. — Ueber alle 
diefe verfchievenen - Hauptbeflimmungsarten der Kanäle, f. Cor- 
dier, Histoire de la navigation interieure, trad. de l’ouvrage 
anglais de Philipps. I. II, Paris, 1819; Dupin, Handelsmacht, 
Bd. I, ©. 2337 fg.; Hagen, Waſſerbauwerke, ©. 54 fg.; 152 fg-; 
Priestley, Historical account of the navigable rivers, canals and 
railways of Great Britain. Lond,, 1831.. 
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Hat eine ſorgfältige Unterſuchung dieſer Bedingungen 
zu dem Ergebniſſe geführt, daß die Anlegung eines Kanales 
nuͤtzlich ſei, ſo ift nun die weitere, eben fo wichtige, Frage 
zu beantworten, wer den Bau zu unternehmen habe? 
Daß Privaten an ſich im Stande ſind, Kanäle zu erbauen, kann 
feinem Zweifel unterliegen. Eine vielfache Erfahrung beweist, 
daß die bedeutendften Unternehmungen diefer Art ganz genü- 


gend und felbft. mit großem Vortheile für die Unternehmer 


ausgeführt werben können 120). Allein damit ift noch nicht 
auch erwiefen, daß der allgemeine Vortheil bei einem Brivat- 
unternehmen ebenfo gut berathen ift, als bei einer Staatsanftalt. 
Für die Erbauung durch Privaten fprechen im Wefentlichen 
diefelben Gründe, welche auch für die Unternehmung von 
Eifenbahnen durch dieſelben anzuführen find, nämlich außer 
den allgemeinen Gründen zur Befchränfung ber Staatsanftal- 
ten auf das Nothwendige, bie fhleunigere Beendingung und 
fomit Brauchbarkeit, fodann bie Bermeidung von unnöthigem Bau⸗ 
hırus. Allein eben fo laſſen fi} wenigftend analoge Vortheile 


-10) Bon 90 Kanal-Gefellfehaften in England beziehen 10 eine Divi— 
dende von 27 Proc; 11 von 10,85 22 von 7,45 14 von 2,6. Der 
Kanal des Herzugs von Brigdewater koſtete 270,000 Pfb., und 
trägt jährlich 100,000 Pfd. über die Koſten; der Kanal Old-Duay 
zwijchen Mancheſter und Liverpool trug 50 Jahre lang jährlich 
100 Proc. als Dividende; eben fo viel einige Kanäle bei Birmingham; 
f. Quaterly Review, Nr. 1, 1827. Andere Beifpiele in der Revue 
britannique, Nr. 30, ©. 377, und Flachat, Du canal maritime, 
S. 32. — Richtig iſt übrigens allerdings, daß England für den 
Bau von Kanälen überhaupt und inshefondere für den durch Pri- 
vaten befondere Vortheile darbietet, welche Feineswegs jedes Land 
befist. In erfterer Beziehung ift nämlich die geringe Erhebung der 
Gebirgszüge, die größere Feuchtigkeit des Clima's und die kürzere 
Entfernung der zu verbindenden Puncte ins Auge zu faffen; in ber 
zweiten aber bie Concentration großer Kapitale und des Grund» 
befißes, ©. Lame, Clapeyron et Flachat. Vues sur les tra- 
vaux publ, en France, Par,, 1832, ©. 44 fg. 
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einer Staatsunternehmung anführen. Die Entwerfung eines 
größeren; ein ganzed Land umfafienden Kanal⸗Syſtemes ift 
von ihnen gar nicht zu erwarten. Selbit bei der Entwerfung 
des einzelnen Planes werben fie nicht leicht Fünftige, vielleicht | 
erft durch den Kanal zu bildende, Berhältniffe beachten, fon- 
dern nur ben nächfigelegenen, ibt bereitö ficheren Vortheil. 
Namentlich aber ift von ihnen nicht. der möglichit wohlfeile, 
fondern vielmehr der möglichft theure Tarif für Die Benübung 
des Kanales zu erwarten. Unter allen Umftänden müflen fie 
wünfchen, nicht mur die Verwaltungs⸗ unb Unterhaltungs- 
foften, fondern auch die landesüblichen Zinfen einzunehmen; 
und wenn ed irgend thunlich ift, werben fie noch überdieß einen 
Gewinn zu erlangen fuchen. Der Staat hat nicht nur Tebtere 
in der Regel gar nicht im Sinne, fondern er kann aud), und 
ſoll fogar, auf einen Theil oder das Ganze der übrigen Ein- 
nahmen verzichten, wenn Die Dadurch bewerfftelligte Vermin⸗ 
‚derung ber Frachtkoſten von allgemeiner volfswirthfchaftlicher 
Bedeutung find 11). Und wenn auch allerdings Kanäle Feis 
neswegd für bie gefammte Gefellfhaft und Gefittigung eine 
fo unberechenbare Wichtigkeit haben, wie Gifenbahnen, und 
fomit nicht fchon aus Diefem Grunde ihr Eigenthum und Bes 
trieb Privaten unterfagt werden muß: fo iſt Doch fo viel ge- 
wiß, daß ber höchfte Grad des Nutzens nur bei Staatsfanälen 
erwartet werben barf. 

Demgemäß kann denn davon gar nicht die Rebe feyn, 
den Privaten das alleinige oder auch nur ein vorzugsweiſes 
Recht auf die Anlegung von Kanälen einzuräumen. Vielmehr 
muß gewünfcht werden, baß ber Staat diefelben erbaue und 
verwalte, wie er bieß fchon bei vielen ausgezeichneten Waf- 
ferbaumwerfen gethan hat 12), Und nur in fo ferne feine Aus⸗ 


11) ©. Navier, Annales des ponts et chaussdes, 1832, Bd. I, ©. 16 fg. 
12) 3. bei vem Kanale von Languedoc, dem holfteinifchen, dem nord⸗ 
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fiosten find, daß biefes in einem -beftimmten Falle von ihm, 
‚entweder überhaupt oder wenigſtens, bald, gefchehe, mag es 
dazu Luft tragende Privaten überlafien werden. Und auch in 
dieſem Falle rathet vielfache Erfahrung, bem Staate das Recht 
vorzubehalten, für den Gewinn der Unternehmer einen Gränz- 
punct zu feßen, ebenſo das Kigenthumsrecht eines Privai⸗ 
mannes gegen eine beftimmte, bad Auslagefapital entfprechend 
überfteigende, Summe. an fich ziehen zu Dürfen. 

Wird Privaten die Erbauung eines Kanales geftattet, ſo 
iſt es einer Seits nöthig, daß der Staat ihnen fein Recht 
auf Zwangsabtretung - bed nöthigen Grundeigenthumes verleihe; 
anderer Seitd aber hat.er fich zu vergewiflern, daß dad Werf 
solftändig, zweckmäßig und unjchäblich für die Rechte, Andes 
rer angelegt wird. Der Plan ift deßhalb vorzulegen, und 
darf nur in der Art ausgeführt werden, wie er, nach Unter- 
ſuchung des Rechtlichen und des Technifchen, feftgefegt wird. 
Unbeaufſichtigte Anlagen dieſer Art könnten gar leicht nicht 
nur durch Unbrauchbarkeit zu unzweckmaßiger Verſchwendung 
führen, ſondern ſogar, je nachdem ſie ausgeführt wären, 
für alle Zeiten eine richtige und nügliche Ausführung unmög- 
lich machen 29). 


holländifche Kanäle, alle Kanäle in Italien, Rußland, Schweden 
und in den Berein, Staaten von Nordumer:fa, der Ludwigs-Kanal 
in Baiern, 

13) Als vorzüglich zweckmaͤßig iſt die engliſche Geſetzgebung über die 
Erbauung von Kanälen dur Privatverfonen anzuerfennen. Sie 
vrdnet die Bernehmung aller irgend Betheiligter an, eine Unter 
fuchung der rechtlichen, technifchen und volkswirthsſchaftlichen Vers 
hältniffe, enblich eine Feftftellung aller Rechte und Pflichten der 
Unternehmer durch, die Staatsgewalt mittelft einer Barliaments-Acte, 
©. Dupin, Handelsmacht, Bd. I, ©. 157 fg.; Cordier, Hist. 
de la navigation interieure, Bd. I, ©. 157fg.; Bd. II, ©. 33116; 
Girard, Considerations sur les canaux et sur la mode de leur 
concession. Par., 1822. 


Most, Polizei. U. Zweite Auflage, 29 
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Mer nun aber immer den Bau unternehmen möge, fo 
find jeden Falles Siherungs-Manfregeln zu treffen, ı 
daß dem Lande Feine Nachteile aus bem Bauweſen und aus 
der Benützung deſſelben zugehen. - Demgemäß iſt 

4) durch feften Bau der Seitenwände und durch Auffchlag- 
thore bafür zu forgen, bag Die Umgegend Feinen Heberfchwent- 
mungen und Berfumpfungen durch den Kanal ausgefeßt fei 19). 

2) Den Anwohnern muß das Recht bleiben, ihr Bebürf- 
niß an. Waffer, in fo fern der Kanal ihnen bie bisherigen. 
Befriedigungsmittel entzog, aus demſelben zu nehmen. 

3) Durch den Kanal darf Feine Landftraße und kein noth⸗ 
wenbiger Güterweg unterbrochen oder unbrauchbar gemacht 
werden, fondern der Erbauer hat für bie Herſellurg der Brücken 
u. ſ. w. zu ſorgen. 

4) Die Reinigung des Kanales vom Schlamme muß 
auf eine für die Geſundheit der Anwohner möglichſt unſchäd⸗ 
liche Weiſe vorgenommen werden. 


2) Berfendungs-Anftalten. 


6. 172, 
a) Frachtfuhren, Schifffahrt. 


So bald die Gewerbe und der Handel dad Bebürfniß 
bedeutender und fortdauernber MWaarenverfendungen hervor⸗ 
rufen‘, und wenn die Herftelung guter Land- und Waffer- 
ſtraßen den Verkehr möglich macht, wird fich alsbald ein eigenes 
Gewerbe bilden, welches dieſe Verſendung zum Gegenftande _ 
bat. Eine unmittelbare Nachhilfe des Staates iſt dabei nicht 
nothwendig. Der Vortheil der Fabrifanten und Kaufleute und 
Die Mitwerbung der Frachtfuhrleute und Schiffer wird: fchon 


14) S, über die Mittel hierzu Maillard, Anleit,, ©. 69 fg. 
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bie gehörige Anzahl, Häufigkeit, Zweckmäßigkeit und Wohl⸗ 
feifheit ber Fortfchaffungsmittel herbeiführen. Dephalb if 
ed denn | 

1) ein grober Eingriff in Die ©ewerberechte der Bürger, 
wenn ber Staat felbft fi) ein Fracht-Monopol irgend einer 
Art anmaaßt, ſei ed daß er Die Verfendung gewiffer Waaren 
für feine Wagen und Schiffe vorbehalten will, (mie dieß nicht 
felten Hinfichtlich der Poſtwagen gefchiehtz) fei es daß er 
überhaupt ganze Zweige des Frachtgewerbes an fich reißt. | 
Nicht nur beeinträchtigt er dadurch Diejenigen, welche aus 
dieſen erlaubten Gewerben ihren Unterhalt gezogen hätten; 
jondern er ſchadet auch noch höchitiwährfcheinlich der Yabrifa- 
tion und dem Handel durch höhere Frachtlöhne, zu denen ihn 
fein Monopol verleitet, und eine theure und unzwedmäßige' 
Verwaltung nöthigt. M 


2) Shen fo wenig ift e8 ihm geftattet, ausfchließende Be⸗ 
vorrechtungen einzelnen Bürgern oder einzelnen Arten von 
Zransportanftalten *) zu verleihen. Auch Hier liegt das Un- 
recht und die Nothwendigfeit der Vertheurung am Tage. — 
Doc verfteht fich, daß es nicht ald Verleihung eines Mono- 
poled, noch ald unnöthiges Vielregiren betrachtet werden kann, 
wenn dad Recht zum Betriebe derjenigen Zweige bes Srachfahrer- 
gewerbes, welche zur gehörigen Sicherftelung von Leben. und 
Eigenthum beſtimmte unb nicht von Jedem zu erivartende 


1) 3.8. den Segelfihiffen vor den Dampffchiffen, oder umgefehrt; ober 
der Schifffahrt überhaupt vor der Landfracht u. f. w. Falls die 
Einführung einer neuen Frachtart die Unternehmer der bisherigen 
Sortfchaffungsweifen unverfchuldet gewerbelos macht, fo ift aller= 
dings für diefelben nach den allgemeinen Regeln der Armenpolizei 
zu furgen (ſ. oben, Bd. I, $. 56, ©. 354 fg.); allein das un⸗ 
möglich geworbene Gewerbe kann und darf nicht aufrecht erhalten 
werben. 


29 * 
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Kenntniffe erfordern, nur durch Erftehung einer öffentlichen 
Brüfung. erworben werben kann. Sollte nämlih auch etwa 
die Polizei Die willkürliche Ueberlaffung der Güter den Eigen- 
thümern anheimftellen können: fo ift fie doch jeden Zalles 
fhuldig für die durch ungefchicte Unternehmer in Gefahr kom⸗ 
menden Menfchen zu forgen. Uebrigens kann hier nur vom 
MWaffertransporte, und auch bei diefem wieder nur von dem 
Befehle über Schiffe, nicht aber von Landfuhren oder vom blofen 
Matrofendienfte die Rede fein. Durch Grrichtung eigener 
Scifffahrtsfehulen (f. oben, Bb. I. ©. 525) wird die Erwer- 
bung ber erforderlichen Kenntniſſe erleichtert. 

3) Selbft die Zwangsvorfährift einer Reihenfolge unter 
den Unternehmern, 3. B. einer Rangfhifffahrt, läßt fich nicht 
rechtfertigen. Allerdings hat ein folcher regelmäßiger Gang 
in der Güterverfendung Die entſchiedenſten Vortheile für Die 
Gewerbenden und für das Publikum überhaupt, und ed mag 
auch ber Vortheil der Frachtfahrer fich im Allgemeinen dabei 
gut befinden. Es ift daher begreiflih, daß durch freiwillige 
Vebereinfunft unter den DBetheiligten ein folcher regelmäßiger 
Wechſel zu Stande kommt; und es fteht vollfommen bei den 
Pertragenden auf eine Abweichung von Der einmal eingeführ- 
ten Regel gegenfeitig zu verzichten. Allein wenn und in fo 
weit eine folche freiwillige Vereinbarung nicht zu Stande Fam, 
iſt es nicht Sache des Staates, Die Einrichtung zu erzwin- 
gen und einzelne Waareneigenthümer oder Frachtfahrer, welche 
ihre Freiheit fich vorbehielten, zu nöthigen, dem Beifpiele der 
übrigen beizutreten. Ein folder Zwang wäre eine Verlegung 
des Eigenthümers, welcher genöthigt würde, feine Waare einem 
Manne oder einer Gelegenheit anzuvertrauen, welchen er miß- 
traut, oder die er zu theuer oder langſam findet. Sie wäre 
aber auch eine nicht zu rechtfertigende Befchränfung der Ge- 
werbethätigfeit des wohlfeileren, betriebfameren, beffer ausge- 
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rüfteten Frachtfahrers, und Fönnte leicht in eine Begünftigung 
des Herfommens und der Unfähigkeit gegenüber von ber we—⸗ 
mäßigen und rüſtigen Betriebſamkeit ausarten. 

4) Aus denſelben Gründen erſcheint auch Die Feſtſetzung 
einer Gränze, über welche hinaus der einzelne Frachtunterneh⸗ 
mer fein Unternehmen nicht ausdehnen darf, wie 3. B. Die 


Errichtung eines Zwangs-Umſchlages, ald durchaus rechts⸗ 


wibrig. Liegt eine Zerlegung der Fortfchaffung in mehrere 
Streden in der. Natur der Sache, etwa wegen ber Nothwen— 
digkeit die Fahrzeuge Zu ändern, fo werden die Eigenthümer 
der Waaren fchon von ſelbſt dieſe natürlichen Gränzen einhal- 
ten. Iſt dieſe Nothwendigfeit aber im Ganzen oder im Einzel⸗ 
nen nicht vorhanden, wozu ein Zwang, der doch immer Zeit: 


verluft, Koften und Gefahr für die Waaren mit fich führt? 


Häufig ift überbieß der Handeld- oder Verfertigungs- Gewinn 


- fo unbedeutend, daß nur bie äuſſerfte Erſparung an den Fracht⸗ 


koſten die Fortſetzung des ganzen Geſchäftes möglich macht. 
Wie ungerecht und wie nachtheilig für das Volksvermögen 


A ed num aber, durch eine Zwangsanſtalt, welche einzelne 


Etädte oder Berfonen begünftigen fol, einen ganzen, vielleicht 
fehr wichtigen Gefchäftszweig zu vernichten! Davon ganz ab- 


geſehen, daß in ſolchem Falle Die Ungerechtigfeit den unbillig 
. Begünftigten nur zu einem geringen. Theile zum Bortheile 


gereicht, indem häufig Die ganze Fracht unterbleibt, und fomit 
nun Niemand etwas verdient, weil man einem Beftimm- 


ten gegen die Natur ber Sache einen Gewinn zuwenden 


wollte ). 





|— 


2 Ber Faun berechnen, wie viel der Zwangsumfchlag in Köln, Mainz 


und Mannheim der Landwirthfchaft, den Gewerben und dem Hans 
del, mit Einem Worte dem Bolfsvermögen von Deutfchland ges 
fihadet hat; und zwar zu verhältnißmäßig fehr geringem Vortheile 
einzelner Schiffer? 
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5) Dagegen hat ber Staat für die Wegräumung der 
einer fchnellen und ficheren Yortfchaffung im Wege ftehenden 
Hinderniffe zu forgen. Hierher gehört denn, außer der Unter- 
haltung der Straßen u. ſ. w., namentlich die bereitwillige Er⸗ 
Öffnung ber auf einer Handelöftraße Hegenden Thore und Brüden. 
Nicht felten werben biefelben bei Nacht gar nicht geöffnet, oder 
wenigftend nur gegen ein allzuhohes Schließgeld. Beides ver⸗ 
urſacht aber bedeutende Koften, und erfteres oft einen großen 
Zeitverluft. Da nun, mit einziger Ausnahme einer Feftung in 
Kriegszeiten, gänzliche Sperren gar feinen Sinn und Zweck haben, 
fondern nur ein alter, unnüg geworbefler Gebrauch find: fo 
find folche ganz aufzuheben. Die allzuhohen Sperrgelder aber 
find unentfchuldbar, da die Gemeinde deßhalb, weil bei Nacht 
Waaren dur ihr Gebiet geführt werben, offenbar nicht 
den mindeften vernünftigen Anfpruch auf eine Befteuerung 
derſelben erhält. Auſſer einer Heinen Entſchädigung für die 
Thorwärter follte alſo Tebiglich nichtd erhoben werden, fei Die 
Zahl der Pferde, die Art des Wagend u. |. w., welche fie 
wollen 9). 


$. 173. 
b) Poften. 


Menn die. bisher gefchilderten Transport» Einrichtungen 
hauptfächlich zur Verſendung größerer Maſſen von Handels⸗ 
gütern dienen, und bei ihnen vor Allem Wohlfeilheit zu 
berüdfichtigen ift: fo erfordert ein lebhafter, gewerblicher fowohl 
als allgemein menfchlicher, Verkehr auch noch eine Anftalt, 
welche Berfonen, Nachrichten und koſtbare Gegenftände- von 
geringem Umfange und Gewichte möglihft fchnell, ,wenn 


3) Bol. hierüber (Herrf bt) Transport⸗Wiſſenſchaft. Lief. I, ©. 77. 
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fchon auch um höheren Preis, nach allen Richtungen und zu 
‚ allen Zeiten fortfchafft. Hierzu nun ift Die Poſt beſtimmt. 
Zu beftimmter Zeit und auf vorgefehriebenen Wegen befördert 
ſte das ihr Liebergebene, fie wechfelt zur Erhöhung ber 
Schnelligkeit in kurzen Zwifchenräumen bie Beförberungsmittel, 
and benügt diefe Aenderungs- Stationen zu gleicher Zeit zur. 
Annahme und Abgabe des zu Ueberliefernden. Die Benügung 
fteht Jedem zu, und die Preiſe find zum Voraus beftimmt. 
Je nach der Art der Fortſchaffung zerfällt Die Poft in ver⸗ 
ſchiedene Abtheilungen und Einrichtungen. Fahrend iſt fie, 
wenn Perfonen und Sachen mittelft eines Wagens von einer 
‚Station zur andern gebracht werben; bie reitenbe Poſt be 
fördert diefelben zu Pferde. Ordentlihe (Ordinari) Poſt 
wird fie genannt, wenn die Verbindung zwifchen zwei ober 
mehreren Orten regelmäßig zu beftimmten, wieberfehrenden 
Zeiten und ohne bejondere Beftelung eines Einzelnen ſtatt⸗ 
findet. Ertra=Poft aber ifl die nur auf einzelnes Verlangen 
erfolgende aufferordentliche. Beförderung, zu welcher. bie Poft 
"jedenfalls die Pferde, wohl aber auch den Wagen liefert 1). 





— —— 


1). Aus der Literatur über das Poſtweſen find hauptſächlich folgende Schrif⸗ 
ten bemerfenswerth: Le Quien de Neufville, Origine des 
portes chez les anciens et les modernes, Par., 1708; Reinbold, 
Ueber das Poſtweſen und die Art der Einrichtung beffelben. Göt⸗ 
fingen, 1803; der Art. Poft in Krünig Encyklopädie, Bo. 116 
und 117; Klüber, Das Poftwefen in Deutfchland, wie es war, 
iR und feyn könnte, Erl., 18115 (Imboff-Spielberg,) Ueber 
Boft-Anftalten nach ihrem Finanz-Princip. Halle, 18175 derſ., 
Bitten, Winke und Anfichten über das Poſtweſen. Halle, 1820; 
Bernede, Des postes en general et partic. en France, Paris, 
1826; Matthias, Ueber Poſten und Poſtregal. I. IL. Berlin, 
1832; Cremer, De cursu publico. Amst., 1838; Herrfelbt, 
Reform des Poſt⸗ und Transportwefens in Deutſchland. Branff., 

1841; fo wie deſſen, feit dem 3. 1829 erfcheinendes, Archiv für 
das Poſt⸗ und Transportwefen, ebenfo die Transport⸗Wiſſenſchaft 
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— Es bedarf Feiner Anseinanberfegung , welche Erleichterung 
nicht nur dem Gewerbe, fondern überhaupt ber ganzen menſch⸗ 
lichen Seftitigung durch dieſe Einrichtung zugeht, welche Jedem 
fchnelle und bequeme Reifen möglid macht, Nachrichten aber 
überall hin ficher, wohlfeil, fchnell und. in beftimmter Zeit: 
bringt. Gin bedeutender Theil unferer Bildung, unferer gefell- 
fchaftlichen Verhaͤltniſſe und unferer Lebens - Annehmlichfeiten 
beruht wefentlich auf der Poſt. Namentlich ift nicht zu über= 
fehen, daß durch fie die Großen und Reichen das Monopol des 
Benachrichtigtfeind und der beliebigen Mittheilung verloren 
haben. 

Die Einrichtung einer guten Poft-Anftalt feht Vieles 
voraus, Es wird nämlich) an fie die vierfache Forderung der 
Schnelligkeit, Sicherheit, Wohlfeilheit und Bequentlichfeit ge= 
macht, und zwar in Beziehung auf Briefe, Padete und Ber- 
fonen. Zur Grreihung dieſer Eigenſchaften find aber folgende 
. Einrichtungen nothwendig: 

1) Die Schnelligfeit der Beförderung beruft bei 
Briefen aufbder Errichtung häufiger und in möglichft geraden 
Linien laufender ?) Curſe; auf der Beförderung durch Reitenbe, 
höchftens durch Eilwagen, nicht aber burch die gewöhnliche 


veffelben Verfaſſers; Müller, Ueber die Reform des Poftwefens 
in D. Branff., 1843. — Eine große Menge vun einzelnen Aufs 
fügen u. ſ. w., freilich größtentheils nur das Tarifhe Poftwefen 
betreffend, führt an: Bifcher, Allgem. geichichtliche Zeittafel des 
Poſtweſens, nebft einer allgemeinen Literatur veffelben. Tübingen, 
1820, 4, 

2) Leider find die Klagen über das Umleiten der Briefe und die da⸗ 
durch veranlaßte Verzögerung und Vertheuerung in Deuiſchland 
faft fo alt, als die Poſt ſelbſt, fo offenbar widerfinnig und, rück⸗ 
fihtlih des dabei gemadjten ober gar erzielten Gewinnes, klein⸗ 
li diefes Berfahren auch if, Man fehe darüber namentlich 
Klüber, a. a. DO, und die Deuffche Vierteljahreſchrift. 1843, Heft 
2, ©. 324 fg. 
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fahrende Poſt; endlich auf der ſchnellen Vertheilung ber ange- 
kommenen Briefe”). Das wünfchenswerthe Ziel in biefer 
Beziehung ift erreicht, wenn die Briefpoft in jeder Gemeinde 
bes Staates täglich anfommt und abgeht). Perſonen 
werden fehnelt befördert, und zwar mit ben öffentlichen Wagen, 
wenn häufige Eurfe eingerichtet find, wenn der Weg von 
einer Station zur andern ſchnell zurüdgelegt wird, (wozu 
zwedmäßiger Bau ber Fuhrwerke, Fleine Stationen, Entfer⸗ 
nung Des ſchweren Gepädes auf eigene Padivagen, endlich 
kurzgeſteckte Gränzen der erlaubten Zeitfrift nothwendig find,) 


3) Genaueres über die Beitellung von Briefen f. in der Transport- 
Wiffenfhaft, S. 150 fg. Bon der höchften Beveutung für bie 
Schnelligkeit der Beftellung der angekommene Briefe ift namentlich 
die Vorausbezahlung des Porto's, indem dadurch aller Aufenthalt 
mit Geldwechſeln u. f. w. wegfällt. In England angeftellte Ver- 
fuche Haben einen Unterfchied in der Schnelligkeit der Abgabe zwi— 
fen franfirten und unfranfirten Briefe, wie 1:29 nachgewiefen, 
Höchft fürdernd in dieſer Beziehung ift die finnreiche Erfindung ber 
geftempelten Umfchläge. Natürlich muß aber das Porto ſehr mäßig 
jeyn, wenn Boransbezahlung allgemein werden fol. Die Auf- 
brüdung eines leferlichen Stempels im Augenblide der Ueber- 
gabe des Briefes dient zum Erweife der vorfchriftmäßigen Schnellig- 
feit der Beförderung, was ſowohl im Bortheile der Poſt, als in dem 
der Sinzelnen feyn Fann. Außerdem dient biefer Stempel zuweilen 
zur Entfcheidung wichtiger Rechtsfragen unter Privaten und zur 
Verhütung von Betrügereien. 

4) Daß diefe Aufgabe zu Töfen ift, beweist das Beifpiel von Frank⸗ 
reich, wo nicht nur in allen Hauptrichtungen tägliche Poſtcurſe 
find, fondern auch die Briefpoft auf alle Wohnftellen ausgedehnt 
iſt. Und zwar gefchah biefes nicht etwa mit großen Opfern für 
die Staatskaſſe, fondern noch mit entfchievenem Gewinne, indem die 
Benüpung der Por außerordentlich flieg. Die Einrichtung ber 
täglichen Curſe hatte einen Mehraufwand von 3 Mill. Fr. verur- 
facht; nach 8 Sahren war der Mehrertrag 4 Millionen. Die, auf - 
31 Mill. angefchlagene, Ausgabe der Ausdehnung der Briefpuft in 
alle Gemeinden deckte fchon im erfien Jahre die Koſten. S. Herr⸗ 
feldt, Reform, S. 23. 
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endlich wenn auf den Stationen, bei Tag ober Nacht, jeder 
unnöthige Aufenthalt vermieden wird. Bei Ertra-Poften da⸗ 
gegen ift erforberlih: Die Bereithaltung ber je nach ber Fre⸗ 
quenz ber Station nöthigen Anzahl angefchirrter Pferde, das 
Verbot alles unnöthigen Aufenthaltes auf der Station unb 
unter Weges, die Beftimmung ber Zeit, innerhalb welcher bie 
Station bei Strafe zurüdgelegt werden muß. Freilich werden 
alle diefe Cinrichtungen eben fo ſchwer durch Befehle, als 
leicht dur) Mitwerbung mehrerer Poftanftalten erzielt werden. 
Schnelle Beförderung der Badete endlich wird durch eine 
Verbindung der Mittel erreicht, welche für bie Beförderung 
der Briefe und ber Wagen erforderlich find. 

2) Die Sicherheit in ber Beförderung von Briefen 
befteht nicht nur darin, Daß fie überhaupt an die Abdreflen 
anfommen, fondern auch, daß fie uneröffnet übergeben werben, 
(daß das Poftgeheimniß bewahrt werde.) Gegen den zufäl- 
ligen Berluft eined Briefes gewährt hauptſächlich ftrenge Ord⸗ 
nung im Dienfte, dann aber auch, wenigftend in Aus- 
nahmefällen, bie Geftattung ber „Recommanbation ” einen 
Schutz, lestere im fchlimmften Falle auch eine Entſchädigung ’). 
Bei der Bewahrung des Poſtgeheimniſſes ift vor Allem zu 
unterfcheiden zwifchen der eigenmächtigen Cröffnung eines 
Driefed von Seiten eined Poftbeamten, der nothwendigen Er⸗ 
Öffnung zum Behufe der Auslieferung bes Schreibens an ben 
Aufgeber, endlich der Eröffnung auf Befehl einer Staatöbehörbe. 
Die erfte ift ein ſchweres Dienftvergehen; außerdem würde 
fchon der Verdacht eines folchen Verfahrens der Poft einen 
großen Theil ihres Nugens rauben. Die Handlung ift daher 


5) Dur das Infartiren jedes einzelnen Briefes wird faum an 
Sicherheit geivonnen, während ber Zeitverluf, fu wie der Geld⸗ 
aufwand für nie Poft, ungeheuer find. S. darüber Klüber, a. a. O., 
S. 99 fg; Müller, Ueber die Reform, ©. 34 fg. 
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jeben Falles mit Dienftverluft zu beftrafen; und noch ftrenger, 
wenn eigennügige Beweggründe fie veranlaßten. Mit Recht 
kann fogar von den Poſtbeamten Berfchwiegenheit über bie 
Kamen der Aufgeber und Empfänger von Boftftüden verlangt 
werden %). Anders verhält ed fich mit der Eröffnung von 
Briefen, welche aus irgend einem Grunde unbeftellbar waren, 
und deshalb an den Schreiber zurüdgeftellt werben müffen. | 
In der Regel kann dieß nur. mittelft Gröffnung bes Briefes 
und Lefung bed Namens bewerfiteligt werben. Zur Berhin- 
derung von Mißbrauch ift bier wohl ein förmliches amtlidhes 
Verfahren, etwa unter Beiziehung von Zeugen, rathfam ”). 
Ebenſo Fann drittens die Eröffnung von Seiten einer Staats⸗ 
behörde nicht unbedingt verboten ſeyn. Niemand hat ein 
Recht darauf, ein begangenes ober vorbereitetes Verbrechen 
dem unterfuchenden oder. bewahrenden Staate zu verheimlis 
chen; namentlich ift Die Unterfuchung der aufbewahrten Briefe 
eined Verdächtigen eine nothwendige und gar nicht feltene 
Maagaßregel. Nicht nur den Gerichten muß alfo bad Recht zu- 
ftehen, die Auslieferung der noch in den Händen der Poft 
befindlichen Briefe eined von ihnen in Unterfuchung gezogenen 
Bürgers zu verlangen ; fondern auch den Polizeibehörben kann 
bie Kenntnißnahme von einem beſtimmten Briefwechfel fehr 
wichtig feyn zur: Erhaltung ber öffentlichen Ruhe und Sicher: 
heit. Da jedoch Hier Teicht Mißbrauch möglich wäre, und 
häufig wirklich fchon auf fehändliche Weife getrieben wurde: 
fo find Sicherheitsmaaßregeln für den rechtlichen Bürger 
nöthig. Diefe feheinen aber darin gefunden werben zu Fönnen, 


6) Ueber mechanifche Vorkehrungen zur Entziehung der Kenntniß der 
Perfon des Aufgebers, ſ. Transport:Wiffenfchaft, ©. 81 fg. 

7) S. Transport: Wiffenfchaft, ©. 94 fg. Seven Falles if die Zurüds 
gabe unbeftellbarer Briefe billiger und für den Aufgeber nüglicher, 
als die Vernichtung derſelben. 
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wenn die Poftbehörde zwar berechtigt und fchuldig wäre, 
auf Anfinnen jeder Gerichts- oder Polizeibehörbe einzelne 
beftimmte Briefe vorläufig mit Befchlag zu belegen, fie dieſel⸗ 
ben aber nur auf das förmliche Urtheil eines höheren Geridh- 
tes oder auf den amtlichen Befehl des Minifterd des Innern 
abgeben dürfte; wenn fie ferner von folchen Anfinnen ein Ver- 
zeichniß zu entwerfen, und bafelbe regelmäßig ber nächſten 
Ständeverfammlung , in unbefchräntten Monarchieen Dem 
» Staatsrathe, zu übergeben hätte. Leber alle einzelne polizet= 
lichen Requifttionen hätte der Minifter eine Verantwortung 
zu übergeben, und wäre bei ungenügend erfundenen Gründen 
yon Ständen in Anflageftand zu verfegen, von einem Staats⸗ 
rathe dem Fürften anzuzeigen 9. — Sicherheit der Badete 
befteht in ihrer unverlesten Weberlieferung. Schabenserfab 
im Falle des Verfuftes oder einer Beſchädigung ift fchon aus 
Gründen des bürgerlichen Rechtes nothivendig. Der Beweis über 
die Größe des Schadens muß im Falle eines gänzlichen Verluftes 
erleichtert werden, und Tann füglich blos in der Angabe bes 
Werthes bei der Aufgabe des Padeted und in irgend einer 


8) Hoffentlih wird Niemand hier eine Rechtfertigung der ſchändlichen 
Sitte, den Briefwechjel einer bei der Regirung nicht beliebten, 
jedod) Feineswegs eines beftimmten Verbrechens bezüchtigten Berfon 
zu erbrechen, die Vertheidigung eines cabinet noir finden. Allein 
eben fv wenig als biefes gebilligt werben mag, Tann die Behaup⸗ 
fung aufgeftellt werden, daß unter feinen Umftänden ein Brief von 
der Staatsbehörde aufgefangen und eröffnet werden dürfe Soll 

. ber Staat ruhig zufehen, wie Spione, Berfchwörer, Diebe fich 
einer öffentlichen Anftalt bedienen, um ihre Berbrechen einzuleiten 
und zu vollziehen? Soll er felbft genöthigt feyn, die Nachrichten von 
einem Mitfchuldigen zum andern zu befördern? Auch ift nicht ab- 
zufehen, welcher rechtliche Unterfchied zwifchen einem gefiegelten und 
noch auf dem Poftbureau befindlichen, und einem enffiegelten auf 
dem Schreibtifche des Empfängers liegenden Briefe ftattfinden full. 
Man vergleiche über den Gegenftand: (Siebenkees,) Ueber das 
Geheimniß der Poften. Frankf. und Leipz., 1788. 
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Art von Nachweis oder Wahrfcheinlichmachung, daß jene Ans 
gabe die richtige gewefen.fei, beftehen. Natürlich‘ haftet übri- 
gens die Poft blos für folchen Schaden, den fie hätte vermei- 
ben können »). — Die Sicherheit ber Berfonen wird ge= 
wahrt ſeyn durch Vorfchriften über Bau und Beladungsart 
ber öffentlichen Wagen, durch Sorgfalt in ber Annahme der 
Poſtillone und Schirrmeifter, durch das Verbot allzurafchen 
Fahrens, namentlich bei einer Mitwerbung der Unternehmun- - 
gen, endlich Durch gefegliche Feftftellung des Grundfages, daß 
die Boftverwaltung (nicht der einzelne, vielleicht zahlungsun- 
- fähige, Untergeordnete) ‚für jede fchuldhafte Beichädigung einer 
Perfon genügenden Schadenerfat zu leiſten 'hat. 

3) Die möglichfte Wohlfeilheit jeder Art von Boft- 
anftalten ift von dem größten Interefie für das Publicum. 
Unzählige Briefe werben bei hohem Porto gar nicht ges 
fhrieben ober wenigftens auf anderen weniger ficheren und 
fchnellen Wegen befördert; die Verſendung von Padeten mit 
der. Poſt Hört beinahe ganz auf; die wenigeren Reiſenden 
bedienen fich wohlfeilerer aber fchlechterer Gelegenheiten. Eine 
folche Beichränfung des Briefwechfeld und der Reifen verfüm- 
mert aber in unberechbaren Fällen die fittlichften und wün⸗ 
ſchenswertheſten Lebensgenuͤſſe, bringt durch Unterlaffung recht⸗ 
zeitiger Benachrichtigungen vielleicht unwiederbringliche Nach⸗ 
theile, tritt der Verbreitung von Wiſſenſchaft und Bildung 
entgegen, und hat. namentlich auf die Gewerbe in vielfachen 
Beziehungen den jchädlichften Einfluß durch die Verhinderung 
zahlreicher und fchneller Mittheilungen oder Anerbietungen und - 
Die Erſchwerung perfdnlicher Unterfuchung, Beauffichtigung und 


9) Ueber tie Forderungen, welche die Poft an die Aufgeber von Poft- - 
flüden, rüdfichtlich einer guten Verpackung und Verwahrung, zu 
ihrer eigenen Sicherung zu machen hat, f. Reinbuld, 9.0.0. 
©. 30 fg. 


462 


Befprehung. Mit Einem Worte von ber Wohlfeilheit bes 
BVoftdienftes hängt ber Nuten beffelben größtentheiles ab 10). 
Innerhalb gewifler Gränzen ift eine größere Wohlfeilheit fogar 
für die Boft felbft einträglicher, indem fie um fo mehr benütt 
wird, fowohl zur Packet- als zur Briefverfendung ty. Selbſt 
aber wenn dem nicht fo ift, muß dennoch die Forderung großer 
Billigkeit der Anſätze geftellt werben. Die Poſt ift ihrem 
ganzen Weſen nach ein Yörderungsmittel des geiftigen und 
fachlichen Volfswohles, eine Polizei-Anftalt; und Fein Gegen— 
ftand kann fich weniger zur Erhebung einer Steuer eignen 17), 


10) Diefer Sag war natürlich zu allen Zeiten klar und die Grundlage 
von Klagen und Wünſchen, (man ſehe z. B. Klüber, a. a. O., 
160 fg.;) allein in ein beſonderes helles Licht iſt er geſtellt worden 
durch die großartige engliſche Poſtreform vom Jahre 1840. Einer 
Seite ftellte die durch den Borfchlag von R. Hill veranlaßte Parlia— 
ments-Unterfuchung ‚eine wenigftens in diefem Umfange vorher nicht 
geahnete Maffe von Nachtheilen hoher Porto-Anſätze Heraus; 
anderer Seits vermehrte die Einführung des Penny-Syftemes bie 
Zahl der durch die Poft verfendeten Briefe ſchon nad 18 Monaten 
um 168 Proc, der früheren Zahl, und noch immer ift die Zunahme 
im Steigen. ©. die drei Reports of the select committee on pos- 
tage von 1838, und R. Hill, Results of the new postage arran- 
gements in dem Journal of the Stat. Soc., 1841, 9. 2, ©. 85 fa. 
Mer will aber berechnen, welchen Nupen die im Jahre 1841 durch 
das Londoner Boftamt gegangenen weiteren 40 Mill. Briefe brachten, 
wie viel Nachtheil ihr Unterbleiben verurfacht hätte?! Es iſt ganz 
unmöglich, daß ſich andere Staaten auf die Dauer diefem Beifpiele 
entziehen können, wie es dann auch fchon, wenigftens theilweife, in 
Defterreih und Frankreich gewirkt hat. 

11) S. Brittwig, Thevrie der Steuern, ©. 69 fg. 

12) Es ift ein wefentlicher Bortfchritt, daß der früher beinahe aus— 

ſchließlich feftgehaltene Gedanke, den Beſitz der Poſt als nutzbares 
Regal zu betrachten und ſolches zum. möͤglichſt hohem Ertrage 
hinaufzutreiben, mehr und mehr verlaffen, die Poft lediglich aus 
dem Gefihtspuncte der Polizei-Anftalt betrachtet wird, Und dieß 
nicht etwa blos von reinen Thevretifern, fondern von praktiſch er= 
fahrenen Staatsmännern, (fiehe namentlih Nebenius, a. a. O., 
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Es genügt vollfommen, wenn bie Ginnahme Hinrreicht zur 
Dedung der Koſten; felbft ein pofitiver Aufwand wäre hier 
eben fo wohl gerechtfertigt, als dieß bei ber Mehrzahl aller 
polizeiligen Vorkehrungen der Fall iſt. 

A) Der Gebrauch der Boft ift bequem für das Publikum 
eingerichtet, wenn bei Briefen und Packeten die Aufgabe mög» 
lichſt erleichtert ift, alfo die Annahme- Büreaus lange geöffnet, 
überall Brieffäften aufgeftellt, in größeren Städten überdieß 
mehrere AnnahmesBüreaus vertheilt find. Cine zweite For⸗ 
berung ift ein für ben Gefhäftsmann bequemer Abgang ber 
Poften, alfo 3. 8. in Handelsftäbten einige Stunden nach ber 
Börfe. Drittens ift von Wichtigkeit, daß nach Belieben fran- 
firt werden Tann .oder nicht. Dahin zielende Verträge mit 
fremden Staaten find Daher fehr dankenswerth. Endlich ift e8 
eine für das Publikum und für die Poſt felbft gleich große 
Annehmlichkeit, wenn die Brieftare ganz gleich geftellt ift ohne 
Rüdficht auf die Entfernung. Bei den jehr geringen wirklichen 
Koften des Transportes eines Briefes Tiegt darin Feine Unge— 
rechtigfeit; durch Die Sleichftellung aber wird die Einführung ber 
geftempelten, zum Boraus bezahlten Briefdecken möglich 19). — Für 


©. 280 fg.; Hoffmann, Die Lehre von den Steuern, ©. 458,) 
und von den Geſetzgebungen großer Staaten, wie ber Vereinigten 
Staaten von Nordamerika und Englands, Erft von diefem Stand— 
yuncte aus ift eine burchgreifende Berbefferung des Poftwefens zu 
erwarten, Sehr zu beflagen freilich find Diejenigen Länder, in 
welchen die wichtige Staatsanftalt einem Privatmanne als nutz⸗ 
bares Eigenthum unterlaffen worden iſt. Für fie Tann weder Ein- 
ſicht noch guter Wille einen zufriedenftelfenden Zuftand herbeiführen, 
13) Auch diefer glänzende Gedanfe wird befanntlih R. Hill ver- 
dankt, feine Ginführung aber dem Muthe des englifchen PBarlia- 
mentes. Welche Bequemlichkeit diefe Einrichtung dem Bublicum, 

. und welche Bejchäftsvereinfachung fle für die Poſt gewährt, bebarf 
feines Beweifes. Der Nupen ift fo auffallend, daß fih in Eng⸗ 
land in Einem Jahre die Lanbesfitte hinfichtlich des Frankirens 
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Perſonen ift ber Gebrauch ber Poſt bequem, wenn bie Annahme 
auf die öffentlichen. Wagen der Zahl noch unbeftimmt ift, da⸗ 
gegen läftige Reifende ausgefchlofien werden, wenn bie von 
ihr gelieferten (gewöhnlichen oder Exrtrapoft-) Wagen gut find, 
Abreife und Ankunft der regelmäßigen Bahrten zu zwedmäßigen, 
auch nach den örtlichen Bebürfniffen berechneten, Stunden 
erfolgt, fein unnöthiger Aufenthalt unter Weged gemacht wird, 
die verfchiedenen Poſtwagen-Curſe auf einander berechnet 
find, wenn für Ertra=Poften die nöthige Anzahl von Pferden 
vorräthig gehalten find und die Zahl ber den Reifenden zu 
gebenden Pferde aufier Streit geftellt iſt 19). 

Bon größter Bedeutung ift die Beantwortung der Trage, 
ob und wie weit der Staat die Einrichtung und den Betrieb 
der Poſten zu übernehmen habe? — In dem Begriffe der 
Sache felbft liegt allerdings nicht, was den Staat ausſchließlich 
hierzu befähigte; vielmehr zeigt die Erfahrung, daB Privaten 
im Stande find, wenigftend gewiffe Zweige der Poft einzu= 
richten und zu betreiben. Wenn alfo der Staat das Recht und 
die Pflicht der Uebernahme dennoch haben fol, fo kann dieß 
nur aus dem runde einer entfchieden größeren, von Privat⸗ 
anftalten nimmermehr erreichbaren, Vorzuͤglichkeit gefchehen. 
Solche Eigenfchaften find nun aber auch wirflich zu behaupten. 
Und zwar find fie theils allgemeiner Art, db. h. fämmtliche 
Pofteinrihtungen umfaffend, theild betreffen he nur einzelne 
Zweige bes Poſtdienſtes. 


ganz änderte, Während früher nur etwa 16 Proc. der Briefe franz 
firt aufgegeben wurden, betrug das Verhältniß im I. 1841 mehr 
ale 90 Proc. S. R. Hill, a. a. O., S. 97, Tab. 1. Ueber das 
Mechaniſche der Einrichtung f. Deutfche V. 3. Schrift, 1840, 
Heft 1, ©. 368 fg. Die Möglichfeit einer Einführung auch in 
Deutihland weißt nah: Heerfeldt, Reform, Abthl. 2, ©. 5 fg. 

14) Näheres über die gute Einrichtuug der Relais: "Stationen, f. in 
der Transport: Wiſſenſchaft, ©. 287 fo. 
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Im Allgemeinen fpridt für eine. Staatspofl erſt⸗ 
lich die große,. den ganzen Staat umfafiende Ausdehnung 
berfelden. Diefe aber ift die Bedingung einer Berüdfichtigung 
und Zufammenorbnung ber Berhältniffe und Bebürfniffe ſämmt-⸗ 
icher Bürger. Zweitens kann nur der Staat bie ‚Forderung 
möglichiter Wohlfeilheit erfüllen. Während Privaten nach dem 
größten erreichbaren Gewinne fireben, hat er die Poft ale 
Polizei -Anftalt zu betrachten und ſich mit dem. Erfabe ber 
Koften zu begnügen. Drittens ifl er im Stande, Schwierig- 
feiten am unmittelbarften wegzuräumen, Namentlich die Ber- 
bindung mit dem Auslande könnte den größten. Hemmnifien 
unterliegen, wenn ihre Anfnüpfung und Unterhaltung Privaten 
. obläge. Biertens ift ed ein großer Vortheil, daß es zu nuͤtz⸗ 
Ulichen Unternehmungen und Berbefferungen nie an ben Mitteln 
fehlen Tann. Endlich wird es dem Staate weit Feichter ale 
Privaten möglich, ein tüchtiges und gehörig disciplinirtes Dienft- 
perſonal zu’ erwerben 8). 

Was aber die einzelnen Zweige des Poſtdienſtes in 
ihrem Verhältniſſe zum Staate betrifft, ſo ſind die beſonderen 
Vorzuͤge eines Betriebes von Seiten deſſelben 

vor allem Far hinſichtlich der Beförderung. ‚der Briefe Ä 
and Badete. Privatunternehmungen würden natürlich nur 
diejenigen Landestheile ausbeuten, welche einen entjchiebenen 
Gewinn verfprechen. Nun aber ift es vortheilhaft nicht nur 
für die zunächft Betheiligten, fondern auch für die ganze Ge- 
feltfchaft und Die Regirung, daß mit allen Gegenden ein regelmä-. 
Biger und leichter brieflicher Verkehr ftattfindet. Die Unbilligfeit, 
den Betrieb der uneinträglichen Streden dem Staate zu über- 
laſſen, wäre aber einleuchtend ; vielmehr muß der Ausfall 
bei dieſen durch den Ueberſchuß der befferen Gegenden gedeckt 


— — — — — 


15) Vgl. Nebenius, Das veutfche Boftwefen, in der Deutfchen Biertel- 
jahres-Schrift, 1841, H. 2, ©. 269 fg. 
Mohl, Polizei. IL, Zweite Auflage, 30 
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werden. Sodann Tönnte die Ueberlieferung bed gefammten, 
befonberd auch des amtlichen, Briefwechfeld an Private unter 
Umftänden fehr bedenklich feyn. Endlich mag mancher nüß« 
liche (wiſſenſchaftliche, gewerbliche, gefellichaftliche) Zweck durch 
Ertheilung eines theilweifen oder gänzlichen Poftfreithumes fehr 
beförbert werden, was ohne pofitive Opfer und Schwierigfeiten | 
nur bei einer Staatspoft ausführber ift. Befonders if hier 
auch der in fo vielen Beziehungen unberechenbar wichtigen 
Zeitungen Grwähnung zu thun '9). 

Nicht von berfelben Bedeutung allerdings find die befon=- 
beren Bortheile, welche eine Staatöpoft hinfichtlich der Förderung 
von Berfonen, fei es mittelft der Extrapoſt, fei es durch 
Öffentliche Wagen, auszeichnen; doch ift immerhin zweierlei 
anzuerfennen. Ginmal wird auch in Diefer Beziehung mit: 
manchen Landestheilen eine regelmäßige und bequeme Ver— 
bindung hergeftellt werden können, welche bei blofen Gewinn⸗ 
unternehmungen von Privaten vernachläßigt werben würden. 
Selbft wenn man ber Anficht ift, daß ber Staat Feine DVer- 
pflichtung und, gegenüber von ben Steuerpflichtigen, keine 
Befugniß hat, die Reifen eines Theiles der Bürger auf öffent-- 
liche Koften zu erleichtern: fo kann doch hier eine Begünftigung, 
ohne pofitive Opfer ftattfinden, indem bie jeden Falles einzurich⸗ 
tende Briefpoft auch ald Retfegelegenheit benüßt wird. Zweitens 
ift auf einer Staatspoft ftrengerer Dienft und größeres Amts⸗ 
anfehen, fomit geringere Beforgniß einer willfürlichen Behandlung 
- fchuglofer Reiſender, jeben alles leichtere Erlangung einer 
Abhilfe. 

Aus allem dieſem ergiebt fich denn unzweifelhaft, daß dem. 
Staate in der That Eigenfchaften zur Errichtung und Füh— 
rung guter Poften zur Seite ſtehen, welche Brivatperfonen 
gänzlich oder wenigſtens theilweife abgehen. Und wenn 


16) S. Herrfeldt, Reform, ©. 29. 
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unläugbar Privatpoften, wie alle auf Gewinn von Einzelnen 
unternommene Gefchäfte, ihre eigenthümlichen Vortheile eben- 
falls haben, wie z. B. die größere und ſchnellere Berüdfichtigung 
der MWünfche des Publicums, fchnellere Annahme neuer Ge⸗ 
danken, Eingehen in örtliche Bebürfnifie: fo find dieſe doch 
ficherlich nicht überwiegend. Namentlich ift nicht zu überfehen, 
dab große Privat-Unternehmungen, wenn fie nicht durch 
Staatsanftalten in Schranken gehalten werben, ein höchft 
drüdendes thatfächliches Monopol an fh reißen Tönnen. - 
Es ift fomit auch ber Betrieb einer Staatspoſt Feine Ueber 
fhreitung ber. .grundfäßlichen Gränze erlaubter polizeilicher 
Wirkſamkeit, fondern vielmehr nur die Erfüllung einer Pflicht. 
Befonderd muß der Staat eine Brief» und Packet-Poſt über 
das ganze Staatsgebiet verbreiten; für Perfonen aber mag er 
fo weit jene Anftalt ohnedem ſchon Mittel zur Stelle fchafft, 
gelegentlich forgen. Und follte etwa das Staatögebiet Hein 
feyn, und damit ein bedeutender Theil der Vortheile der Poſt 
wegfallen (wegen ber Zögerungen, Koften und Unzwedmäßig- 
feiten des Anfchluffes an fremde, vielleicht ebenfalls wieder 
feine, Poftgebiete): fo würde hieraus nicht etwa Die Unter- 
laffung einer Staatspoft folgenz fondern nur für die Regirung 
bie Aufgabe entftehen, durch Verträge mit fremden Staaten 
eine umfaſſende Vereinspoft mit gemeinfchaftlicher Gefeßgebung, 
Verwaltung und verhältnißmäßiger Geldeinnahme zu bilden ?7), 
19) Wenn Klüber, Das Boftwefen in Deutfchland, ſich durch die, 
allerdings entfeglichen, Fehler mehrerer deutſcher Staaten und 
durch die übeln Folgen der allzuvielen und Heinen Landespoften zu 
einem gänzlichen Berfennen der Bortheile einer Staatspuft verleiten 
ließ, fo ift in dem feitbem erft geborenen Gedanfen großer Vereins 
Anftalten offenbar igt ein anderer und richtigerer Ausweg zur 
Hülfe gefunden worden. Diefen faßt auf Nebenius, a. a. O., 
©. 257 fg. Sehr naiv freilich ift der Vorſchlag von Müller, 


die Vereinigung aller deutfchen Poften durch allgemeine Uebertra⸗ 
gung an Taris zu bewerfftelligen. 
30 * 
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Seven Falles aber hat ber Staat feine Poſten in eigenem Bes 
triebe zu behalten und fie nimmermebr einem Privaten zur 
Ausbeutung zu überlafien, indem damit der größte Theil bes 
Nutzens verloren geht, dagegen aber leicht Schläfrigeit, Selbft- 
fucht und Ruͤckſichtsloſigkeit eingetaufcht wird. 

Vebrigens ift mit der bisher begründeten Forderung, daß 
ber Staat eine Pofteinrichtung zu machen habe, noch keineswegs 
auch ausgefprochen, daß ihm ein Monopol der Fortfchaffung 
von Briefen, Waaren und Berfonen im Allgemeinen ober 
auch nur mit Befchränfung auf gewiſſe Leiftungen zuſtehe. 
Da vielmehr das Monopol auch im Transportweſen ſeine 
verderblichen Wirkungen nicht verbirgt 1%): fo könnte ber 
Staat ein ſolches Recht nur dann in Anſpruch nehmen, 
wenn daſſelbe die unerläßliche Bedingung bes Beftehens feiner 
Anftalt auch bet befter Beforgung derfelben wäre. Diefer Beweis 
ift aber Lediglich nicht zu führen 10). Bei den großen Bor- 
theilen, welche einer Staatöpoft zur Seite ftehen, muß diefelbe 
bei einer irgend Töblichen Verwaltung den Verkehr größtentheils 
an fich ziehen, vor Allem den Briefverfehr; fomit werben den 
Privatpoften nur folche Verkehrsreſte zufallen, welche bie Staats⸗ 
poft, als außerhalb ihres Zweckes liegend, nicht beachtet. Diefer 
Gewinn der Privarınternehmungen- fchabet aber der Staatspoft 





— — 


18) Eine ſehr gute Auseinanderſetzung der vielfachen Nachtheile der 
Poſtmonopole f. bei Herrfeldt, Reform, ©. 50 fg. Namentlich 
find die vielfachen Nachtheile und zum Theile ganz widerfinnigen 
Folgen des Monopoles der Bolt auf alle Pädereien bis zu einem 
beftimmten Gewichte, auf Pferdewechfel und auf regelmäßige Ab⸗ 
fahrten von Perfonenwagen fhlagend nachgewiefen, 3. B. die Daraus 
hervorgehende pefuniäre Begünftigung der großen Sendungen gegen= 
über von Heinen; die DBerzögerung der ſchweren Waaren. bei vft 
unnöthiger Beſchleunigung der leichteren; Die Verhinderung von 
Reifen u. f. w. 

19) ©. Prittwiß, Theorie der Steuern, ©. 54 fg. 


469 


gar nichts. Geht: aber ein größerer Theil ded Transportes 
an die PBrivatpoften über, fo ift bieß ein Beweis, daß die 
öffentliche Anftalt beträchtliche Unterlaffungs- oder Begehungs- 
Fehler macht; dann aber ift Die Mitwerbung auch das ficherfte 
Verbefierungsmittel, folglich für die. Gefammtheit nur nützlich. 
Selbſt hinfichtlich der Briefe ift dieß der Fall. Somit fordert 
das öffentliche Intereffe, fo wie bie Berückſichtigung der Rechte 
ber Gewerbenden, daß Jeder neben der Staatöpoft, unter 
einziger Berüdfichtigung der VBorfchriften hinfichtlich der Sicherheit 
bes Transportes, nach Belieben Fortichaffungs - Einrichtungen 
in: jeder Richtung und Ausdehnung anlegen darf. Unüberlegte 
Unternehmungen werden wieder aufhören, bie beftehenden aber 
fih unter einander fo wie die Staatspoft anregen, und alle 
durch die Mitwerbung ber legteren in Ordnung gehalten und 
namentlih auch an thatfächlicher Monopoliftrung verhindert 
werden 20). 


20) Auch die Geſchichte des Poſtweſens zeigt, daß ber Zuſtand der 
Mitwerbung einer Staatspoſt und freier Privatanſtalten die 
legte Entwicklung des Gedankens iſt und die beſten Ergebniſſe lie- 

fert. Es laſſen ſich drei verſchiedene Entwicklungs-Zuſtände bei den 
Poft-Einrichtungen unterſcheiden. In dem erſten find die Poſten 
blos zur Beförderung der Regirungs- Nachrichten, allenfalls der 
Beamten, beftimmt, in der Regel natürlich mittelft bloßer Extras 
Eurfe. Pripatperfonen find von ihrem Gebrauche ganz ausgefchluf- 
fen und Haben ſich eigener Boten oder zufälliger Gelegenheiten 
mit vieler Befchwerlichkeit, Unficherheit und mit großen Koſten 
zu bebienen. Die Poſt ift Hier ein Regirungs-Mechanismus. So 
waren bie Poften in dem alten Perſien, im römifchen Reiche, in 
Merico zur Zeit ber Eroberung; fo find fie noch heute in China, 
wohl auch ba oder dort in Europa die eigenen Hof-Poften, In 
der zweiten Periode hat fi zwar ber Staat das Monopol, Poſt⸗ 
Anftalten anzulegen, vorbehalten, und benüßt es, um ein regel- 
mäßiges Netz von PoftsAnftalten über.das ganze Reich auszubreiten; 
allein er läßt Privaten am Gebrauche Antheil nehmen gegen be- 
flimmte Bezahlung, ja er erzwingt fogar in gewiflen Fällen die 
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$. 174. 
3) Telegraphben. 


In erfterer Beziehung unterliegt es natürlich im Allge- 
meinen feinem Zweifel, daß eine Schnelligkeit der Mittheilung, 
welche die Entfernung ganz verſchwinden läßt, in manchen 
Fällen, namentlih für ben Handel, von großer Bedeutung 
feyn Tann. Bebeutender Gewinn und ebenmäßige,Vermeidung 
son Berluften fönnen dadurch erzielt werden. Allerdings hat 
man ſich vor einer Weberfhägung dieſes Nutzens zu hüten. 
‚ Richt nur iſt wenigſtens die bis itzt allein im Großen ange— 
wendete Gattung ber Telegraphen ben größeren Theil ber Zeit 
hindurch (bei Nacht und trübem Wetter) unbrauchbar; fondern 
ed können jeden Falles täglich nur wenige ausführlichere Mit- 
theilungen gemacht werben. Durch Ießteren Umftand wird 
aber theild der Kreis der Wirkſamkeit befchränft, theils füllt, 
bei der Koftfpieligfeit der Anftalt, eine bedeutende Beftelungs- 
gebühr auf jede einzelne Mittheilung ). Es fann alfo tele 


ausfchließende Benützung feiner Poft, und macht damit diefelbe zu 
einem nubbringenden Regale. So find die Briefpoften in allen 
europäiſchen Ländern eingerichtet, in den weniger vorgefchritienen 
auch die fahrenden Poſten. In der dritten Periode endlich ift der 
Gewerbfamfeit des Einzelnen erlaubt, mitwerbende Poft-Anftalten 
zu errichten, Die Staatspoft ift hier wefentlich polizeiliche Anſtalt. 

Huf diefe Weife find die Poften in England, Frankreich, den Nies 
berfanden, in ven Bereinigten Staaten von Nord-Amerifa ein⸗ 
gerichtet. 

1) In Frankreich verurfachen die fünf Telegraphen-Linien einen jühr= 
lichen Aufwand von faft einer Million Franken. Rechnet man hierzu 
die Zinfen aus dem Anlage-Kapitale, Abnupung u. f. w., und 
nimmt man 250 volle Arbeitstage an, fo ergiebt fih, daß eine 
Linie von der durchfchnittlichen Länge der franzöfifchen täglich etwa 
1000 Franfen an Beftellungsgebühr. abwerfen muß, um beftehen 
zu koͤnnen. 
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graphifche Mittheilung immer nur für verhältnigmäßig geh 
wenige Gefchäfte Anwendung erleiden. Allein diefe Bemerfung 
“ geht nicht fo weit, ‚die ganze Telegraphif als für Privatzwede 
nutzlos zu erweifen. Vielmehr mag immerhin, da die Gefchäfte, 
für welche fie paßt, gerade, fehr bedeutende feyn werben, bie 
Sorderung einer Benügung der Telegraphen durch Privat- 
perfonen geftellt werben, falls dieſelbe aus allgeneinen Grün- 
den überhaupt ftatifinden kann. 

Don diefem Standpunete aus find aber: nur zweierlei 
Zweifel denkbar. Einmal nämlich, ob die Sicherheit des Staates 
und die Rüdficht auf die auswärtige Politik es geftatten ? 
Natürlich müßten die Privatvortheife, und wären fie noch größer, 
8 fie wirklich find, zurüdftehen, wenn ein Staats⸗Mono⸗ 
pol der fchnellften Benachrichtung aus diefen Gründen nöthig 
wäre. 8 fcheint jeboch, als ob ein folcher Anfpruch bes 
Staated in der That nicht gerechtfertigt werben fünnte. Die 
Regirung verlöre Durch Die auch den Privaten erlaubte Benügung 
von Telegraphen allerdings den ihr it zuftehenden, ober 
wenigftend möglichen, Borfprung in der Kenntniß wichtiger 
Borfälle. Allein da die Erfahrung derjenigen Regirungen, 
welche feine Telegrapben befigen, fomit nicht fchneller als ihre 
Unterihanen zur Kenntniß von-Neuigfeiten Tommen, Feinerlei 
aus dieſer Gleichheit entfpringende Gefahren nachweist: fo 
würden auch Feine burch beiderfeitigen Gebrauch von Tele⸗ 
graphen entfiehen. Und zwar dieß um fo ficherer, als ohnebem 
bei dem igigen fehnellen Laufe der Boften und der allgemeinen 
Berbreitung jeder wichtigen Nachricht durch die zahllofen Zei⸗ 
tungen jener Borfprung weder fehr bedeutend, noch hoch in 
Anfchlag zu bringen iſt. — Bon größerer Bedeutung ift ber 
zweite Zweifelögrund, nämlich, ob nicht burch bie geftattete 
Benügung einzelnen Wenigen eine allzubebeutende Bevorzugung 
vor den übrigen Gewerbenden gegeben, unb dadurch bie 
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erdrüdende Uebermacht der großen Kapitaliften auf eine weder 
für die Geſellſchaft noch für Die Mehrzahl der Einzelnen er⸗ 
trägliche Weife gefteigert werben würde? Unleugbar kann 
bei manchen Handeld- und Geldunternehmungen ein Vorfprung 
in einer Benachrichtigung oder Auftragertheilung einen ſo 
großen Vortheil gegenüber von den Mitwerbenden ertheilen, 
daß die minder Begünftigten ganz zurüdtreten muͤſſen. Eine 
eben fo große Ungerechtigkeit als Verkehrtheit wäre Daher . 
eine öffentliche Einrichtung, welche einen folchen Zuftand zu 
Gunſten beflimmter Ginzelner herbeiführte; und es iſt unter 
allen Umftänden die Möglichkeit, eine Privatbenuͤtzung von 
Telegraphen zu geftatten, bedingt durch die Ausfchliegung jedes 
Monopoles dabei. Es hängt fomit am Ende Alles von der 
Frage ab, ob fich eine im Allgemeinen zwedmäßige, namentlich 
aber in der genannten Richtung ficherftellende, Ginrichtung 
treffen läßt. 
Die Ausführung ift an ſich auf dreierlei Weiſe denkbar. 
Entweder kann die Regirung ihre amtlichen Telegraphen be= 
nügen laſſen, natürlich wenn und fo Tange fie unbefchäftigt 
Durch amtliche Mittheilungen find. Oder der Staat legt eigene 
Telegraphen» Linten für den Gebrauch von Privatperfonen an, 
und ftellt fie diefen gegen Bezahlung zur Verfügung. Ober 
endlich errichten Privaten auf ihre Koften Telegraphen, fel 
ed zum ausſchließenden Gebrauche der Aetionäre, fei es gegen 
Bezahlung für Alle. — Bon diefen drei Modalitäten ift ohne 
Zweifel die erfte unbedingt zu verwerfen. Einer Seits würde 
fie den Brivaten nur ſelten, unficher und um ben Preis der 
öffenen Mittheilung von Geheimniffen Dienfte leiften ; anderer 
Seits aber leicht zu Rartheilichfeiten mißbraucht werden können, 
jeden Falles Mißtrauen erwecken. Gebe der beiden anderen 
. Möglichkeiten hat ihre eigenthümlichen Vortheile, aber freilich 
auch entfehlebene Mißſtaͤnde. Für eine reine Privatunterneh⸗ 
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mung fpricht nämlich nicht nur ber allgemeine Grupbfab, dem 
Privaten zu überlaffen was er nur irgend beforgen Fann, ſon⸗ 
bern auch die Entfernung ber Cinmifchung und überflüffigen 
Mitwiffend der Regirung, endlich Wahrfcheinlichkeit einer Eins 
richtung am. paflenden Orte, fo daß weder unnöthige Ver⸗ 
ſchwendung, noch unbefriedigtes Bedürfniß vorfäme. Dagegen 
ift e8 wohl unmöglich, eine Sicherheit dafür zu geben, daß 
nicht Privattelegraphen in den monopoliftifchen Beſitz Einzelner 
kommen; auch möchte wohl die Geheimhaltung ber Correſpon⸗ 
benz bed Ginzelnen ſchwer zu bewerfftelligen feyn. Da num 


diefe beiden legten, offenbar höchft bedeutenden, Mißſtände bei 


. einer vom Staate beforgten, aber bezahlenden Privaten zur 
Verfügung ftehenden Anftalt wegfielen; die Mittheilung der 
Privatgeheinmiffe an die Regirung aber durch eine vorfichtige 
(etwa vom Hanbelsftande gebilligte) Mahl der Borftände und 
durch völlige Sicheritellung berfelben im Amte befeitigt werben 
könnte; endlih ein Aufwand auf eine fich nicht rentirende 
Zelegrapben Linie durch vorgehende Verträge mit dem Han⸗ 
belsftande der beiden Endpuncte zu vermeiden wäre: fo ift der 
Unternehmung durch den Staat der Borzug zu geben, Unzwei⸗ 
felhaft müßten in dieſem Falle die Beftellgebühren nach der Länge 
ber zur Mittheilung nöthigen Zeit und im Verhältniſſe zu ben 
Geſammtkoſten der Anftalt angeſetzt werden; und durch ftrenge 
Einhaltung der Reihenfolge der Meldungen zu einer Beftellung 
und durch Beichränfung der Zahl der für Denfelben am näm⸗ 
lichen Tage zu beftelenden Nachrichten würbe die Alleinbenügung 
und Bevorzugung Einzelner vermieden. 


- Pr 
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Dritter Abfchnitt. 
Beförberung bes Umſatzes. 





$. 175. - 
1) Märkte 


Richt zufrieden mit ber Freiheit zu handeln und mit 
ber Leichtigfeit, die Taufchgegenftände überall bin ſchnell und 
wohlfeil gelangen zu Tafien, hat man noch Einrichtungen ver- 
langt und gegründet, durch welche der Tauſch felbft, alfo der 
Umſatz der an Ort und Stelle befindfichen Güter, geförbert 
werden fol. Die größere oder geringere Wichtigkeit diefer Ein- 
richtungen iſt im Folgenden zu prüfen und Näheres von 
denſelben anzugeben. 

Die erfte diefer Einrichtungen begreift bie verſchiedenen 
Arten von Märkten in ſich, d. h. die durch Begünſtigungen 
verſchiedener Art an einem gewiſſen Orte und zu beſtimmter 
Zeit hervorgerufenen zahlreichen Verſammlungen von Käufern 
und Verfäufern. Diefelben find aber wieder von fehr verſchie⸗ 
denem Umfange und Zwecke. Einige find dazu beftimmt, den 
Großhandel zwifchen mehreren Nationen, felbft Welttheilen, zu 
erleichtern; man nennt fie Meffen. Andere dienen dazu, um 
‚bie Conſumenten einer Provinz oder Umgegend mit ihren Be- 

bürfniffen an Gewerböwaaren, und allenfalls an Vieh, zu 
verfehen; es ift alfo Kleinhandel der auf biefen Sahrmärften 
getrieben wird. Noch andere, die Wochen märkte, dienen dazu, 
bie nicht ſelbſt Landwirthſchaft betreibenden Bewohner größerer 
Orte mit Nahrungsmitteln und einfachen ländlichen Erzeug- 
niffen zu verfehen, dagegen ben verfaufenden Landleuten Ge- 
legenheit zum leichteren Einfaufe ihrer Bebürfniffe zu geben. 
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In der Regel find die Waaren, welche auf einem Marfte um- 
gefeßt werben follen, nicht genauer beſtimmt; fondern. es wirb 
fogar möglichfte Manchfaltigfeit gewünfcht. Doch find auch nicht 
felten Märkte blos auf einzelne Gattungen von Gegenftänben 
beichränkt, fo auf Wolle, Vieh, Getreide, Leder, Tuch und 
ſo weiter. | 

Die Anfichten der Theorie und die Maaßregeln der Regi- 
rungen flimmten in früherer Zeit ganz allgemein: darin überein, 
daß alle Arten von Märkten zu begünftigen feyen als höchft 
wichtige Anftalten zur Förderung bed Hanbdeld. Namentlich 
wurden große Meffen gewünfcht, und felbft bedeutende Opfer 
und Privilegien nicht gefcheut, um folche zu fchaffen und zu 
vergrößern. Dieſe Anfichten waren allerdings auch gegründet 
in jenen Zuftänden, welche durch; Mangel an Sicherheit. und 
Bequemlichkeit die Waaren - Berfendungen und die Reifen ber 
Kaufleute fo fehr erfchwerten, daß fie nur caravanenweiſe 
gefchehen Fonnten, und wo auch ber briefliche Verkehr und bie 
fonftige Verbreitung von Nachrichten langſam und unficher 
war. Als aber allmählig wefentliche Verbefferungen in. allen 
diefen Beziehungen eingeführt wurden, traten bie Vortheile des 
Meßverfehres mehr und mehr zurüd, und Nachtheile deſſelben, 
welche früher als verhältnigmäßig gering anzufchlagen waren, 
blieben ohne genügende Außgleichung. Es beftanden biefelben 
namentlich in ber durch ben Meßbeſuch nöthig werdenden un⸗ 
bequemen und Foftfpieligen Störung der Käufer und Verkäufer; 
in den, häufig überdieß ganz unnöthigen, Srachtkoften; endlich 
in der Nothwendigfeit, mit ber Befriedigung ber Bebürfnifie 
auf der einen Seite, und mit dem Berfaufe längft fertiger 
Warren auf der andern Seite monatelang warten zu müſſen: 
lauter Umftände, welche eine bedeutende Vertheuerung ber 
MWaaren zur nothwenbigen Folge hatten. Daher fank denn der 
Meßverkehr in der Wirklichkeit; und auch die Theorie erflärte 
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nun ben Handel auf Meffen für unzwedmäßig, die immer zu⸗ 
nehmende Verſchlechterung beffelben als ein Zeichen fleigen- 
ber, feineswegs fallender Thätigfeit des Handels. Dieſelbe 
Anfiht wie über die Mefien hatte man auch über die Jahr- 
märfte; und kaum die Wochenmärkte wurden, immer jedoch 
als eine Unvollkommenheit, noch gebuldet *). Nur weil die 
Regirungsmaaßregeln langfam neuen Theorieer folgen, manchmal 
auch Tediglih aus Mißgunſt auf eine benachbarte durch einen 
ſtarken Marktbeſuch Bortheil ziehende Stadt, verfuchte fett 
biefer Zeit noch einigemal ein Staat neue Meffen zu gründen, 
Immer aber unter Widerfpruch ber Lehre, und in ber Regel 
auch ohne günftigen Erfolg. 

Sp viel Richtiges dieſe neue Anficht nun auch hat, fo 
ift fie doch in ihrer völligen. Allgemeinheit nicht tabelfret. 
Es bleiben ‚vielmehr auch it noch gewiffe Bälle, in wel- 
hen die verfchiebenen Arten von Märkten von entfchiebenem 
Nutzen find. u | 

1) Daß die Meffen im Allgemeinen nicht mehr zeitge- 
. mäß, vielmehr manchfach nachtheilig find, ift zuzugeben. Doch 
finden zwei bedeutende Ausnahmen ftattz einmal dba, wo ber 
Handel von einem wichtigen Theile der Käufer oder Verkäufer 
caravanenweife betrieben wird 2); zweitens, wenn ein nicht 
lange aufzubewahrendes, an einer großen Menge von Orten 


1) Die Schriften von Turgot bilden ven Wendepunct in der Theorie, 
Dor ihm dringen Alle auf möglichſte Förderung aller Arten von 
Märkten; von ihm an aber iſt die allgemeine Stimme gegen fie. 
Einzelne Citate find bei der Gleichmäßigkeit der Anfichten über: 
flüſſig. 

2) Dieß iſt der Fall bei dem Verkehre mit weit entfernt wohnenden 
und in keiner regelmäßigen Verbindung ſtehenden Völkern, z. B. 
mit den Orientalen. Daher erhalten ſich die Meſſen im öſtlichen 
Europa, ſelbſt noch die Leipziger, während die im weſtlichen Cu⸗ 
zopa früher blühenden bereits erlofchen oder duch dem Erlöfchen 
nahe find, 
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erzeugtes Product zu gleicher Zeit zur Conſumtion fertig iſt ®). 
Sn beiden Fällen ift das Zufammenbringen ber feilen Waaren 
an einem beſtimmten Orte und das gleichzeitige zahlreiche Ein- 
treffen ber Käufer für ale Theile gleich nützlich. Es find 
fomit nicht nur die beftehenden Märkte diefer Art zu erhalten; 
fondern es können fogar neue mit einer Hoffnung des Gelingen 
eingerichtet werden, wenn in bem bazu auderfehenen Orte 
Saravanen-Straßen zufammen treffen, oder die Frachtfoften 
auf den nächſten ſchon beftehenden Marft auffer Verhältniß 
zu ben VBortheilen defielben ftehen, auch die nöthigen Anftalten 
zum Betriebe bed in Frage ftehenden Verkehres beigefchafft 
werben können 4%). Doch ergiebt fih auch, eben aus ben 
©ründen, welche für das Dafeyn. diefer Gattung von Meſſen 
fprechen, wie völlig widerfinnig eine das ſtrengſte Beduͤrfniß 
überfchreitende DBermehrung berfelben ift, indem die Zerfplit- 
terung die großen Einfäufer abhält und fomit am Ende 
Alles in die Hände von Zwifchenhändlern fällt zum Nachtheile 
fowohl der Erzeuger als der Verzehrer 9. In allen anderen 
Fällen mag zwar eine ſchon lange beftehende, früher berühmt 
gewefene, Meſſe ihr Dafeyn durch die Gewohnheit noch friften; 
allein Die Anlegung einer neuen ift fein Opfer irgend < einer 
Art werth. 

2) Jahrmärkte können allerdings in großen Stäb- 
ten, welche mit allen Bebürfnifien und zahlreichen unter ſich 


3) Hierin Liegt die Urfache der auffallenden Blüthe der Wollmärkte. 
Bol. über diefe Elsner, Politif der Landw. Bo. II, ©, 269 fa. 

4) Ein großer Wollmarkt z. B. erfordert fehr große bedeckte Räume, 
paſſende Waageinrichtungen, geſchickte Wollfortirer, fchnelle Be: 
Fanntmachung der Preife. Auch ift die Anmwefenheit von Banfiers 
unerläßlih, fo wie ©elegenheit zur Unterkunft zahlreicher und 
wohlhabender Fremden und vieler Pferde. 

5) ©. meinen Auffaß in der Bolizeifama, 1830, Nr, 105; dorf 
mann, Gewerbetrieb, ©. 343 fg. 
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gehörige Mitwerbung haltenden Kaufleuten verfehenen find, fo 
wie in deren Nachbarichaft, ganz entbehrt werben, und fie 
hören auch in folchen in der Regel. allmählig auf. Allein fie 
bleiben, felbft bei aller Leichtigkeit und Schnelligfeit Des Ver— 
fehres, in zwei Fällen nothwendig, Einmal find fie ein 
Bedürfnig für Fleinere Orte, theild weil den meiften Ein- 
wohnern die Luft, der Credit, die Kenntnifie fehlen würden, 
um von dem Berfertiger oder dem Großhändler unmittelbar 
ihre Bebürfniffe zu beziehen, theils weil eine ſolche zeitweife 
Vermehrung der Verkäufer eine nütliche Mitwerbung für bie 
wenigen regelmäßigen Verkäufer des Ortes bildet ©). Zwei⸗ 
tens find fie, und dieß felbft in beffer verfehenen Stäbten, ſehr 
angenehm für den Handel mit foldhen Gegenftänden,, welche 
ber Käufer nur aus einer großen Anzahl nach feinen indivi— 
buellen Bedürfnifien auswählen und nicht wohl durch blofe 
Beftellung beziehen kann. Dieß ift denn namentlich ber 
Grund, warum Viehmärfte fo allgemein verbreitet find und 
fich nicht felten noch erhalten, nachdem ber Waarenmarkt auf- 
gehört hat. Die Anordnung ſolcher Jahrmärkte ift fomit 
Iobenswerth, voransgefett daß Fein Uebermaaß nach Zahl und 
Dauer derfelden Käufer und Verfäufer zweckwidrig zerfplittert 
und dem Landvolfe zu nußlofer Zeitverfehwendung Veranlaf- 
fung giebt. Dephalb muß denn der höheren Polizei» Behörde 
die Ertheilung einer Marftgerechtigkeit und die Beftimmung 
ber näheren Bedingungen, ber Dauer, ber Gegenſtände u. ſ. w. 
zuftehen ; eben fo aber auch das Recht, einen ſich ald unzweck⸗ 
mäßig, und fomit fchäblich, erweifenden Marft wieder aufzu- 
6) Namentlich gilt dieß auch von den Handwerkern, welche durch die 
Waaren der auf den Jahrmärkten feilhabenden Lanbmeifter von 
Uebertheurung abgehalten werden. Davon nicht zu reden, baß ein 
folcher zeitweifer Abſatz für die letztgenannten Gewerbenden häufig 


höchſt erfprießlich, wo nicht notwendig, tft bei ber Kleinen Kund⸗ 
ſchaft in ihrer nächften Umgebung. | 
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heben . Cine befondere Anlockung zahlreicher Verkäufer 
durch Prämien fheint nicht nur überflüffig, wenn wirkliches 
Bebürfnip eines Marktes vorhanden ift, ſondern feldft ſchädlich; 
benn wozu eine übergroße Zahl von Verkäufern kuͤnſtlich 
"herbeiführen, die für biefelben nur ſchädlich HR 

3) Sp wenig auf der einen Seite ein Wochenmarkt 
in einer großen Stadt für die Käufer zuläffig, für die DVer- 
fäufer (wegen bes immer fichern Abfates) nothiwendig if; 
und fo überflüffig die Errichtung eines folchen auf der andern 
Seite auf dem flachen Lande wäre, weil hier Feine Käufer zu 
den von Jedem felbft hinreichend erzeugten Lebensmitteln und 
feine Verkäufer für Die Gewerbeerzeugnifie fich finden würden: 
fo nöthig iſt die Einrichtung für die Bewohner mittlerer 
Städte und für bie feilbietenden Bewohner ber Umgegend. 
Da feine Meberficht über allgemeine Verhältnifie, fondern nur 
Kenntniß der Dertlichfeit nötbig ift zur Entfcheibung der Frage, 
ob und wie oft ein folcher Markt zu Halten fey: jo kann auch 
die Anordnung füglich der Ortd-Polizeibehörde überlafjen blei- 
ben. Zur Erhaltung der Ordnung und des beabfichtigten Vor- 
theiles ift eine zwedmäßige Marktordnung nöthig. Diefe hat 
alfo die Pläbe zu beftimmen, wo die Verkäufer der verfchies 
ben Artikel fich aufzuftellen haben , fie hat für Ordnung und 
Ruhe unter denfelben zu forgen, ihnen die nöthigen Bequem- 
lichfeiten zur Auslegung ihrer Waaren zu gewähren. Zwed- 


7) Viehmärkte können auch in Heinen Orten, wenn fulche der Mittels 
punft einer ftarfen ländlichen Bevölferung find, paffend eingerichtet 
werden, Sie bevürfen nur eines großen freien Raumes, welcher 
fih in ſolchen Orten ſogar leichter, als in größeren Städten, findet; 
und da beim Viehhandel immer baare Zahlung ftattfinvet, ift auch 
die Nähe eines Banfiers nicht nöthig. Nur bei ſolchen Märkten, 
welche über Einen Tag dauern, ift auf den gehörigen Gelaß an 
Ställen Rüdfiht zu nehmen, und Märkte für Luxus⸗Pferde können 
natürlich nur in großen Städten beflehen, 
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mäßig wird zugleich eine Unterfuchung des gefunden Zuftan= 
des der Waaren (f. oben, Bd. I, $. 26, ©. 154) und des 
Maaßes und Gewichtes (ſ. unten, im nächften $.) angeordnet 
werden. Nothwendig ift auch eine Beftimmung ber Zeit, wann 
der Markt aufhört, damit die Einwohner ſich in ihren Eins 
käufen beeilen und nicht den Landleuten zu viele Zeit unnö- 
thig geraubt wird. Dagegen fpricht durchaus Fein zureichender 
Grund für die häufig angeordnete Zwangsmaaßregel, nur auf 
bem Marktplatze, nicht aber in den Häufern oder auf den 
Straßen, faufen und verfaufen zu Dürfen. Sowohl Käufer 
ald Verkäufer finden ihren Vortheil bei folchem gelegentlichen 
Handel, und Niemand gejchieht irgend ein Unrecht oder wirb 
auch nur etwas entzogen. Ebenſo ift das Verbot oder die 
Beichränfung ded Auffaufend zum MWiederverfaufe finnlog, in- 
dem folcher Auffauf zur Beichleunigung des Marftverfehres 
und zur Feftftelung billiger Preife dient, für Die Bewohner des 
Ortes, welche Daburd) zu jeder Zeit Bedürfniffe befriedigen fönnen, 
fehr bequem ift, er auch die aufgefauften Lebensmittel, bei ber 
großen Zahl der Händler und der Nothwendigkeit eines fchnel- 
len Wieberverfaufes, Faum merfbar vertheuert. Nur Aufficht 
gegen Betrug ift an der Stelle 9. 


$. 176. 
2) Feftflellung von Maaß und Gewicht. 


Es {ft augenfcheinlich, daß ein feftgeftelltes, von allen 
Käufern und Berfäufern eines Landes anerfanntes Maaß 
und Gewiht für den Handel unentbehrlich ift, indem 
bei den allermeiften Waaren die Gefahr einer Täufchung 
and eines Betruges, jedenfalls ein bedeutender Zeitverluft, 
den Verkehr unendlich erfchweren, wo nicht ganz hindern 


8) Bol. Hoffmann, a. a. O., ©. 331 fg. 
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würde i). Eine ſolche vermittelnde feſtſtehende Menge muß 
aber, ſoll fie allen Anforderungen entſprechen, drei Eigenſchaf— 
ten vereinigen, nämlich: Zweckmäßigkeit in der Beſtimmung 
der Einheit und der Eintheilung; Allgemeinheit der Guͤltigkeit; 
Sicherheit. Dieſe Eigenſchaften machen es aber nöthig, daß bie 
Beſtimmung des Maaß-Syſtemes vom Staate ausgeht und auf- 


recht erhalten wird. Denn wenn einzelne Privatperſonen auch die 


nöthigen Kenntniſſe haben können, um ein zweckmäßiges Maaßſy⸗ 
ſtem aufzuſtellen, haben ſie nicht Einfluß genug um ihre Arbeit 


J in allgemeinen Gebrauch zu bringen, noch auch ein Recht, Abwei⸗ 


chungen und abſichtliche Verfälſchungen deſſelben zu verhindern und 
zur Strafe zu bringen. Hinſichtlich der ebengenannten materiellen 
Forderungen ſind aber folgende einzelne Beſtimmungen zu merken: 
1) Zweckmäßigkeit. | 

a) Bor Allem ift nöthig, daB dad ganze Maaß⸗ und Ge⸗ 
wicht⸗Syſtem in ſich weſentlich zuſammenhängt, alſo den 

fünf verſchiedenen Maaßgattungen, d. h. dem Längenmaaß, 
Flächenmaaß, Körpermaaß, Hohlmaaß und Gewichte die⸗ 

ſelbe Einheit zu Grunde liegt. Eine Verſchiedenheit ihrer 
Grundlagen hat keinen denkbaren Vortheil, während die 
Gleichheit derſelben, wenn ſchon für jede einzelne Gat— 

tung an ſich gleichgültig, Zuſammenſtellungen und Rech- 
nungen erleichtert 2). Daß diefe Einheit aber in einem 

ewig unwandelbaren Naturgegenftande beftehe, iſt an 


1) ©. Wild, Ueber allgem, Maaß und Gewicht, I. TI, Freiburg, 1809, 

2) In diefer Beziehung ift das berühmte metrifche Syſtem der Iran 
zufen vom Aften März 1795 ein Mufter, indem Eine Einheit, 
das Längemaaß, allen Maafgattungen zu Grunde liegt. Es bil- 
det nämlich der Metre nicht nur für das Längenmaaß die Grund— 
lage; fondern es find auch 100 [I Metres = 1 Are (Flächen: 
mgaß); 1 Kubifmetre = 1 Stere (Körpermaap), 1 Kubif Deris 
metre — 1 Litre (Slüfjigfeitsmaaß); 1 Kubik-Centimeter deſtillirten 
Maffere — 1 Gramme (Gewicht). 

Mohl, Polizei. IL Zweite Auflage, | 31 
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ſich weber nothwendig, noch iſt auch nur bie Darftellung 
einer folhen Grundlage in völliger Uebereinftimmung 
mit den Raturgegenftänden und beren Wiederauffinbung int 
Falle eines Berluftes des eriten Originales mechanifch 
moͤglich. Die Einheit kann fomit willführlich anges 
nommen werden °). 

b) Sowohl bie fteigende ald bie fallende Gintheilung ber 
verfchiedenen Maaßgattungen muß bequem zum Ge=- 
brauche, namentlich. zum Rechnen feyn. Dean hat hier 
die Wahl zwiſchen ber zehn⸗ und der zwölftheiligen Ein⸗ 
theilung. Erſtere iſt weit bequemer bei großen und ver- 
widelten Rechnungen; letztere aber nicht nur durch alte 
Gewohnheit geläufiger, fondern auch, ald häufiger in 
ganzen Zahlen theilbar, für das gemeine Leben ange- 
nehmer. Erftere Rüdficht dürfte jedoch die überwie⸗ 

gende feyn. 

c) Die Maaß⸗ und Gewicht-Beflimmung muß für ale auf 





3) Diefer Sa flößt direct fowohl gegen bie Grundlage bes metrifchen 
Syftemes der Branzofen, welche bekanntlich zur Grundlage ihres 
Syftemes einen aliquoten Theil eines dazu vermeſſenen Erdmeridianes 
wählten, als gegen das englifche auf die Länge des Secundenpendels 
gegründete Syſtem von 1824. Allein eben dieſe beiden großen 
Berfuche haben die völlige Unausführbarfeit des ganzen Gedankens 
gezeigt. Beide find von den erften Mathematifern ihrer Zeit mit 
dem äußerften Aufwande von Zeit, Mühe und Mitteln unternum= 
men worden, und dennoch find beide völlig verunglüdt. Weber ift 
es gelungen, das in Frage flehende Naturobject fehlerfrei zu meflen; 
noch fünnte ein verloren gegangenes Original-Maaß je wieder in 
derjelben Größe hergeftellt werden. Vgl. Edinb. Review, Nr. 155, 
©. 128 fg. Ueber das franzöfifche Syſtem f. übrigens Delam- 
bre, Biot et Arago, Base du systöme metrique decimal, I—IV, 
Paris, 18%%.,; über das englifche aber: Kater, Account of the 
new standard of weighis and measures. Lond,, 1826. Die Nach⸗ 
mweifungen über die gemachten Behler aber find gefammelt in dem 
Edinb, Rew., 0. 0,9, | 


483 


gleiche Weife meßbaren Gegenftände biefelbe feyn. Es 
läßt ſich Fein vernünftiger Grund benfen, warum ver- 
ſchiedene Flächenmaaße, Hohlmaaße u. |. w. neben ein- 
ander beftehen ſollen. Es Tann nur. zu Verwirrungen 
und zu Täuſchungen führen. 

d) Die Benennungen bürfen nicht fremdartig Hingen und 
muͤfſen auch für ben gemeinen Mann einen Begriff be- 
zeichnen. Daher ift es auch bei Aenderungen im bis- 

herigen Syſteme zwedimäßig, wo möglich die bisherigen 

Bezeichnungen für verwandte Größen beizuhalten *). 

2) Die Nothwenbdigfeit der allgemeinen Einführung 
bes vom Staate vorgefchriebenen Maaßſyſtemes ift von felbft 
einleuchtend. Nur ein. geringer Theil des Nutzens wird er- 
reicht, wenn Die verjchiedenen Theile befielben Landes‘ ihre 
eigenen Maaße gebrauchen dürfen. Allerdings ift eine Um⸗ 
änderung mit Bejchwerlichfeiten aller Art verbunden, und. es 
wird namentlich dem ſchon in der Gewohnheit des alten Sy— 
ſtemes herangewachjenen Gefchlechte ſchwer fallen, fih an 
andere Größen zu gewöhnen: allein ed muß und kann dem 
allgemeinen Bortheile der Sieg über die Kraft der Trägheit 
verfchafft werden. | 

3) Für bie Sicherheit, db. h. die Unverfälfchtheit, der 
fammtlichen im Gebrauche befindlichen Maaße und Gewichte 
mag durch folgende Mittel geforgt werden. | 

a) Bon den Originalmaaßen find mehrere Eremplare mit 
“der größten Genauigfeit, welcher die Mechanik fähig ift, 
anzufertigen, dieſe aber an verfchiedenen Orten bes Lan- 
bes, wo fie gegen Befchädigung und Verluſt am beften 


4) An der pendantifchen Frembartigkeit der Ausdrüde ift die allgemeine 
und ſchnelle Einführung des franzöflfchen metrifchen Maaß⸗Syſte⸗ 

mes geſcheitert. Del. Aubry, Le systeme des nouvelles mesures, 
mis à la portee de tout le monde, 
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gefichert zu feyn fiheinen, aufzubewahren. Nach dieſem 
find denn, ebenfalls mit größter Genauigfeit,-Mufter- 
maaße zu verfertigen und in dem verſchiedenen bedeuten- 
deren Orten zu vertheilen. Bon Zeit zu Zeit find Diefe 
Muftermaaße wieder einzufordern und nad) den Drigi- 
nalmaaßen richtig zu ftellen >). 

b) Für alle Handwerker und Mechaniker muß das Verbot 
gelten, irgend ein von ihnen verfertigtes Maaß oder 
Gewicht zu verkaufen, es ſey denn vorher von einer 
dazu zu beſtellenden Staatsbehoͤrde durch Vergleichung 
mit einem Muſtermaaße als richtig gefunden und ge- 
ftempelt worden. 

c) Maaße und Gewichte auf den Märkten und in den Kauf- 
läden find öfteren und unvermutheten Unterfuchun- 
gen durch das Polizeiperfonal zu unterwerfen. Die 

. Strafgefebgebung aber muß harte Bußen auf den bös⸗ 
lichen Gebrauch verfälfchter Maaße ſetzen. 

d) Einer nicht unbebeutenden Veranlaffung zu Täufchungen 
wird vorgebeugt, wenn für alle Sremplare des Hohl- 
maaßes trodener Gegenftände, namentlich des Getreides, 
‚nicht nur bderfelbe eubifche Inhalt, ſondern auch völlig 
‚gleiche Form vorgefchrieben, fomit eine gleiche Ober- 
fläche erzielt wird, Es iſt dieß theild von Bedeutung 
bei Gegenftänden, welche „gehäuft“ verfauft werben; theils 
verhindert e8 Die Anwendung niederer und breiter Maaße 

- bei der Einnahme, und hoher und ſchmaler beim Hin— 
ausmeflen ®). 


5) ©. über dieſe Manfregeln den vortrefffichen Report of.the Com- 
miss, appointed to consider the steps to be taken for the restaura- 
tion of the standards of weights and measures. Lond., 1841. — 
Die Driginalmaafe von 1824 waren bei dem Brande der Parlia⸗ 
mentshäufer zu Grunde gegangen. 

6) Dal. Hinze, Auswahl von Abhandlungen, ©. 367 fg. 
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3) Geldweſen. 


$. 177. 
a) Münze. 


Die Volkswirthſchaftslehre weist. Die Nothwendigkeit eines 
Geldes für den Verkehr ſowohl im Großen als für das täg- 
liche Leben ausführlich nach ). Alle irgend gebildete Völker 
kennen auch wirklich Gelb, ſei ed nun von welcher Art es 
wolle ?); die bei weiten meiften, jeben Falles die gebildetſten, 


1) S. z. B. Galiani, Della moneta; Stewart, Unterfuchungen, 
38 Buch; Hufeland, Staatswirthſchaft, Bd, I; Say, Bollft. 
National-Oekon., Bd. IT, Abſchn. 2, (Bd. 2 und 3 der Stuttgarter 
Ueberf.); Rau, Volkswirth. Lehre, Ate Aufl., S. 294 fg.; Schüz, 
Nat. Oekon., ©. 339 fg. — Bon den Monvgraphieen über das 
Münzivefen find namentlich folgende zu merken: Carli, Della 
monela e dell’ istituzione della zecche (Econ. ital,, P.M., Bd, VI); 
Vasco, Della moneta, (daf., Bd.XXXIIL.); J. Prince Smith, 
The elements of the science of money.. Lond., 1813; Ab. Muͤl⸗ 
ler, Verſuch einer neuen Theorie des Geldes. Lpz., 1816; Murs 
hard, Thevrie des Geldes und der Münze, Altenburg, 1817; 
(Cleynmann,) Aphorismen aus dem Face der Münzgefebgebung 
und. des Münzweſens. Frankf. 1817; (berfelb.,) Materialien für 
Münzgefebgebung. Frankfurt, 1822; Klüber, Das Münzwefen in 
Deutſchland. Stuttg. u. Tüb., 1828; (Hoffmann,) Drei Auffäße 
über das Münzwefen, Berl., 1832; (dagegen: [Schübler,] Ueber 
die Münzvereinigung der deutfchen Staaten, in der Allg. Zeitung, 
1833, Nr. 267 fg.); Hoffmann, Die Lehre vom Gelbe. Berlin, 
1838; derf., Die Zeichen der Zeit im beutfchen Münzweſen. Berl, 
18415 Knobloch, Staatsw. Borfchläge. H. 1. Die Benügung 
des Geldftempels. Berl., 1833; Hermann, Ueber den gegenwärti- 
gen Zufland des Münzweiens in D. (in Rau’s Archiv; Bd. J, 
©. 58 fg); Bons, Die Einrichtung der Münzen. Leipzig, 1837; 
Rotteck und Welder, Staatsler., Bo. XI, Art. Münzweſen. 

2) Bekannt ift, daß manche Völker andere Waaren ale Gold, Silber 
der Platina als Geld gebraucht haben und noch gebrauchen, 3.2. 
einzelne Ntegervölfer die Kauris; die Abißynier Salz, die Batlas 
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haben aber ald Geld die fogenannten edeln Metalle gewählt. 
Diefelben find denn auch vorzüglich tauglich zu biefer Ver⸗ 
wendung wegen ihrer Dauerhaftigfeit, ihrer gleichförmigen 
Beichaffenheit auf der ganzen Erde, ihrer Formfähigkeit ver⸗ 
bunden mit gehöriger Härte, ihrer Theilbarfeit und Wieder⸗ 
vereinbarkeit ohne Werthverminderung 3), ihrer &fleichheit bes 
Preifes, ihres fehönen. Glanzes, endlich wegen ihres geringen 
Umfanges im Verhältniffe zum Werthe. Als ein wefentliches 
Mittel zur Beförderung des Umſatzes ift bad Geld eine Poli⸗ 
zei=Anftalt, und es beweist eine große Unfenntniß, wenn das 
Recht zu münzen nur als Einnahme-Quelle betrachtet wird; 
eine eben fo grobe Unrechtlichfeit aber, wenn eine Regirung 
unerlaubten Gewinn dabei zu machen beabfichtigt.. Vom rich⸗ 
tigen Standpunce aus Tommen folgende Puncte hier zur 
Sprade: V 

1) Das ausſchließende Recht des Staates, Geld 
zu ſchaffen. — Nicht ſowohl die techniſche Schwierig⸗ 
keit, die Größe des erforderlichen Kapitales oder die unbedingte 
Gefahr bed Betruges ſchließt Privatperſonen von dieſem Rechte 
aus; ſondern nur die Möglichkeit eines Betruges. Dieſe 
würde ein — vielleicht ganz unbegründetes — Mißtrauen 
gegen die umlaufende Münze erwecken, wodurch ſchon Der größte 
Theil ihrer Borzüge verloren gienge. Nur die Regirung 
genießt eines fo allgemeinen Zutrauens, daß ihre Münze in 
größerem Umfreife ohne alle Bebenklichfeit angenommen wird, 
Es iſt daher nicht nur betrügerifches Nachmünzen, fondern 


+ 


in Sumatra Bezoin-Kuchen; die Merifaner Kakab⸗Bohnen; die 
Auftralier Nägel, u, f. w. 

3) Da Platina unfchmelzbar und nur durch theure chemifche Proceſſe 
wieder vereinbar ift, (f. Babbage, Münzwefen, ©. 1%, Note,) 
fo fehlt ihm eine wefentliche Gigenfchaft eines vollkommen taug⸗ 
lichen Münzftoffes. 


auch das unbefugte Ausprägen guter Staatsmünge ein ſchweres 
Vergehen; und zwar muß ald Staatsmünze ſowohl das vom 
eigenen Staate geprägte Geld, ald das fremder Regirungen, 
welches gefelichen Curs im bieffeitigen Lande hat, betrachtet 
werden 9. Weniger fehäblich jeden Falles (und auch von 
sinigen Staaten gebuldet 5) ift e8 zwar, wenn Privatperfonen 
unter ihrem eigenen Stempel Münzen fhlagen: allein es wird 
doch eine unnöthige Verwirrung im Geldweſen dadurch her⸗ 
sorgebracht; auch läßt fich Falſchmünzerei fobann leichter ver- 
heimlichen. 

2) Das Muͤnzſyſtem. — An und für fi iſt es gleich- 
gültig, wie viele einzelne Stüde aus einer gewifien Menge 
Metalled geprägt werden; und alles Lob eines fogenannten 
jhweren Münzfupes beruht blos auf Unfenntnig und Ders 
wechslung. Das einzige wirklich Wichtige ift, daß der Staat 
immer bei dem einmal gewählten Syfteme bleibt und weder 
am Seingehalte noch an der Schwere bes einzelnen Stüded 
mehr ändert. (Thäte er letzteres öffentlich und anerkannter 
maaßen, fo würde ed wenigftens Verwirrung und Streitigkei⸗ 
ten herbeiführen; eine heimliche Aenderung ins Schlethtere 
“aber wäre ein eben fo gemeiner als einfältiger Betrug 9, einer 


/ 





4) Das Berbot, fremde Staatsmünze nachzuprägen, if fogar auf das 
Geld folcher Staaten auszudehnen, welches keinen Curs bei uns 
hat. Theils Eönnten foldye Beirügereien auch am eigenen Lande 
verfucht werden; theils wäre bie Erlaubniß ein Unrecht gegen die 
fremde Regirung; theils endlich würde man fich einer Retorſion 
ausfeßen, welche höchit verderblich werben koͤnnte. 

5) S. z. B. England; man f. die bank-tokens und bie copper pro- 

missory notes, 

6) Es ift unbegreiflih, wie noch Hume, Polit. Essays: On money, 
und Corniani, Riflessioni sulle monete, (Econ. ital,, P. M., 
Bd. 39, ©. 78 fg.) von einer Münzverfchlechierung Mohlfeitheit 

. erwarten konnten. 
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aufgeflärten Regirung in jeder Beziehung unwürdig.) Allein 
Bei der Art und Weife der Ausprägung find allerdings gewiffe 
Grundfäge zu beobachten, hauptfächlich der Bequemlichkeit im 
Merfehre wegen: 

a) Die Ausſtücklung (Einthetlung der Münz-Einheit) muß 
bequem zum Rechnen feyn. Hierzu gehört jedenfalls, daß 
bie gröberen Münzen nur eine Anzahl ganzer Einheiten, 
nicht aber auch noch Bruchtheile ſolcher enthalten "), 
während bie Unterabtheilungen nur bequeme Bruchtheile 
ber Einheit ſeyn dürfen; ferner daß nicht verfchiedene 
eoordinirte Gintheilungen einer und derſelben gröbern 
Münze befteben 9). Zweifelhafter ift, ob das Derimal- 
foftem ber Eintheilung zu Grunde gelegt werben fol 9). 


7) Wie unzweckmäßig war in biefer Beziehung das Reichsgeld! Die 
Einheit, der Gulden, exiftirte beinahe nicht als eigene Münze; 
Hleinere Stüde (3. B. 40%, Kr. St.) paßten nicht in die Einheit; 
auf die größeren Stüde giengen auffer einigen Einheiten auch noch 
Bruchtheile (z. B. die Stüde zu 1fl. 21 Kr.; 2fl. 24; 2fl. 42 Kr.) 
und ſo weiter, 

8) Wenn 3. B. der Thaler, als Einheit, zerfällt in Münz⸗, Silber: 
und gute Groſchen; ober in gute Groſchen u. Marien⸗Groſchen u. |. w. 

9) Allerdings Hat das Decimalfuftem feine entfchievene Bequemlich⸗ 
feiten für die meiften, namentlich für die ſchwierigeren und größes 
zen, Nechnungs-Operationen, Allein ebenfo hat es unläugbar aud 
manche Nachtheile, weil die Zahl 10 weniger ohne Reſt iheilbar 
if, ala 3. B. die Zahl 12. Man vergleiche über Letzteres Klüs 
ber, Münzwefen, ©. 127 fg; Rotted und Welder, Staats 
lexikon, ©. 51 fg; Hoffmann, Zeichen ber Zeit, ©. 57 fg. 

Demgemaͤß dürfte wenigfiens da, wo eine Münze in ben fonftigen 
weſentlichen Beziehungen ben Forderungen entſpricht, ber blofen 
Einführung der Decimaleintheilung wegen eine burchgreifende Um⸗ 
gefaltung nicht gerechtfertigt feyn. Wo Hingegen ohnedieß eine 
gänzliche Veränderung vorgenommen werden muß, mag bdiefelbe 
eiwa angenummen werben. Nur müſſen auch- hier Stüde von 1 
(>Yıo0) und !/4 (22/100) der Einheit geprägt werben, wie bieß auch 


® 
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b) Die Münze muß zum Gebtauche bequem feyn; d. h. es 
muß bei. weiten ber größere Theil der Münze in ben 
groben und mittleren Sorten ausgeprägt und nur für das 
wirkliche Bebürfnig Scheidemünge gefchlagen werden 19; 
ferner barf weder das Fleinfte Stü unbequein zum hanb- 
haben, noch das größte läftig und für den gewöhnlichen 
Verkehr allzu werthvoll feyn; endlich muß fein unnöthig 
großer Zuſatz (Legirung, Beſchickung) gegeben werben, 
welcher die Stüde nur groß und fehwer macht, fie einer 

größeren Abnügung und ber Härferen Einwirfung von 
Luft und Waffer auf uneble Metalle ausfeht, und uͤber⸗ 
dieß dem Staate einen Verluft zuzieht, weil die Beſchickung 
bei dem Werthe der Münze gar nicht berechnet wirbt), 

c) Die als Einheit dem ganzen Syfteme zu Grunde liegende 
Münze fey nicht zur groß, noch zu Klein. In jenem Falle 
wird leicht im täglichen Leben manche zu große Ausgabe 
dadurch herbeigeführt; im letztern Falle erhält man un- 
in Frankreich, Rußland, den Bereinigten Staaten und Holland der 
Fall ift. Ä 

10) Jedem tft befannt, welche gränzenlufe Verwirrung in das Münz- 
weſen vieler, namentlich der deutfchen, Länder durch die Aus⸗ 
prägung allzuvieler, und in ber Regel auch noch geringhaltiger, 
Scheidemuͤnze gebracht worden ifl. Der Schade im großen Berfehre 
ift fehr bebeutend, weil der Durchfchnitts-Werth der Staatsmünze 
durch die fi unaufhaltbar eindrängende Scheidemünze verringert 
wird. Das einzige, freilich mit Koften verbunden, Mittel hierge⸗ 
gen iſt die Wiebereinziehung berallzuvielen Scheidemünze; das richtige 
Borbeugungsmittel aber die Aufftellung des Grundfabes, daß die 
Münze immer fchuldig ift, grobe neue Münze gegen Scheidemünze 
zu geben. Auf diefe Weife ſtoͤßt der Verkehr von felbft das Ueber⸗ 
maaß aus, und der Staat hütet ſich wohl vor unnöthiger Vermeh⸗ 
rung, weiche ihm nur Mühe und Koſten macht. Bol. Soffmann, 
Lehre vom Gelde, ©. 52 fg. 

11) Bol. über die Legirung Rotteck und Welder, Staatslericon, 
a. a. O., ©4445; Hoffmann, Lehre vom Gelde, S. 28fg. 
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bequem große Zahlen beim Rechnen. Das richtige Maaß 
wäre wohl, wenn als Ginheit diejenige Quantität Me- 
talle8 genommen würde, welche zur Zeit ber Feſtſetzung 
bed Münzfuftemes ald Bezahlung einer gewöͤhnüichen 
Tages-Arbeit gegeben werben muß »?). 

d) Alle Arten von Münzen find nach demfelben Fuße aus- 
zubringen, und namentlich ift eine den Schlagſchatz 
überfteigende Berfchlechterung der Scheidemünze durch 
nicht3 gerechtfertigt 1%). Die allerkleinfte Müne mag 
aus Kupfer geprägt werden. 


= Sehr richtig iſt gewiß fulgende Stelle aus Sülly’s Memoiren 

ed. Lond., 1778, T. W, ©. 265 fg.): „Quelqu’un trouvera peut- 
Etre ceite idee trop subtile; l'une et l'antre manière de compter 
devant revenir au même. Je n’en juge pas ainsi sur l’experience 
que je crois avoir faite, que Y'habitude de nommer un écu, faute 
d’une denomination plus propre aux petits details, porte insen- 
siblement toutes les parties du commerce dans les ventes et dans 
les achats au-delä de leur vraie valeur.“ Die Annahme, daß eine 
fleinere Einheit des Münzfpflemes von Wichtigkeit fey, ſtuͤtzt fi 
feineswegs, wie fchon dieſes Citat beweist, auf die Berfchienenheit 
zwifchen Nord und Süd-Deutſchland rüdfichtlih der Münzen und 

- ber Wäaaren-Preife, und fomit wird fie durch die Bemerkung vor 
Rau, S. 274, Note b, nicht widerlegt. 

13) Die ganze Wirkung einer fchlechten Scheivemünge iſt ein Flein- 
licher Gewinn für die Staatskaffe, erfauft durch viele Berwicklungen 
und Schwierigkeiten im Handel, durch die Weigerung des Aus⸗ 
Jandes, diefe Münzen anzunehmen, und durch vielfache Falſchmünzerei 
im In = und Auslande, A. M., der größeren Prägefoflen wegen, 
find Rau, Vokswirth. Politik, ©. 258 und 59; Boße in Erf 
und Gruber's Encyklopaͤdie, Br. X, ©. 192; Hoffmann, in der 
Pr. Staatszeitung (in Knobloch's Vorſchlaͤgen, S. 17) u. f. w. 
Allein. follten nicht ſchon die von Rau felbft zahlreich angeführten 
Thatfachen die Nachiheile der geringhaltigen. Scheivemünzen auf 
Das unwiberfprechlichfte beweifen? — Ueber die fchlimmen Folgen 
einer Abweichung von dem gejeßlichen Münzfuße bei den Kronen⸗ 
thalern f. eben fu ausführliche als richtige Bemerkungen bei Klü- 
ber, a. a. O., und in Gleynmann’s Aphorismen, ©. 176 fg. 
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e) Das Gepräge der Münzen muß kunſtreich feyn, bamit 
Falſchmünzerei erſchwert werde; flach, aber mit erhabenem 
Rande, Daß es fi) weniger abreibe, und um das Aufs 
einanderfegen der Stüde möglich zu machen; nicht zu 
bünn im Berhältniffe zum Durchmefler; von bemfelden 
Durchmeſſer aber wie Die gleichen Stüde anderer Staaten; 
gegen Befchneiden auf dem Rande gefichert. Die Zeichnung 
und Innſchrift des Gepraͤges ift gleichgültig, am zweck⸗ 
mäßigften eine Angabe von Schrot und. Korn 1%). Daß 
nicht unnöthigerweife Die einmal gewählte Benennung 
und eben fo die Ausftüdlung gewechfelt werben darf, 
verfteht fich. 

f) Eine große Gleichförmigfeit ber einzelnen Stüde nach 

Schroot und Korn iſt nothwendig, follen nicht blos bie 

fhlechteren int Umlaufe bleiben. Deßhalb ift das foge- 

nannte Remebium (bie ben Münzbeamten erlaubte Unges 
nauigfeit) fo Hein zu beflimmen, als e8 der jeweilige 

Zuftand ber Münzwiffenfchaft irgend erlaubt, und als 

ohne unverhältnigmäßig theure Mittel erreicht werden 

fann. In einem Galle darf daſſelbe dazu mißbraucht 
werben, um alle Münzen auf die geftattete Fehlergränze 
abfichtlich herunter zu fegen 1°). Wenn mehrere Staaten 


- 


14) Das große Gewicht, welches Say zu wieberholten Malen auf 
biefe Angabe legt, möchte nicht Hinreichend gerechtfertigt feyn. 
Eine weitere Sicherheit bietet fie nicht dar; die Nachricht an und 
für fi aber weiß der Gefchäftsmann und Kenner auch anderwärte 
zu finden; für Andere if fie überflüſſig. Uebrigens ift eine ſolche 
Angabe feineswegs ſo felten, wie Say meint; viele beutfche Müns 
zen haben fie. 

15) S. Rau, a.0.0.,'$. 254; Gleynmann, Materialien, ©. 137 fg. | 
158, 208. Klüber, Münzwefen, S. 115 fg.; Hoffmann, Lehre 
vom Gelde, ©. 38 fg. In Deutfchland war das Remebium fchon 
burch den Reichsabſchied von 1570, $. 136, ganz verboten; eben 
fo im Königreich der Niederlande, Geſetz vom 28ften Sept. 1806. 
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biefelbe Münze haben; fo ift eine Bereinigung berfelben 

zur Unterhaltung einer gemeinfchaftlichen Mänzftätte von 

ber größten Bebeutung für die Gleichheit ihres Geldes 1). 

3) Am einfachiten wäre allerdings, wenn blos Gin Dietall 

zur Münze benügt würde: allein das Vorhandenfeyn mehrerer 
tauglicher Metalle hat von den älteften Zeiten her zur gleichzeitigen 
Benüsung des Goldes, Silberd und Kupfers, neueſtens auch 
noch der Platina bewogen. Jedes derſelben hat ſeinen eigenen 
verſchiedenen Werth, der aber je nach ben Handelsconjuncturen, 
ber Menge bes Erzeugniſſes u. ſ. w. nicht unbedeutend wechfelt 1"). 
Eine gefetliche Feftitellung dieſer relativen Breife iſt fomit 
unmöglich, und’ höchftend nur in Beziehung auf die Annahme 
bei öffentlichen Kaflen zur Vermeidung von Weitläuftgfeiten 
zuläffig, nie aber für den Verkehr von Privatperfonen. Deßhalb 
ift das eine dieſer Münzmetalle (in der Regel am beften das 
Silber) zum gefeblichen Zahlungsmittel zu erflären, die Werth- 
beftimmung der übrigen aber dem freien Berfehre zu überlaffen '®). 


Allein da diefe äußerſte Strenge doch nicht eingehalten wird, ſo 
bietet ein Kleiner Spielraum eine größere wirkliche Sicherheit bat. 
Vgl. Loos, Sammlung von Auffägen ü. d. Münzwefen, ©. 22 fg, 
Sn England, Frankreich, Preußen, im beutfchen Münzvereine find 
daher Remedien geftattet. 

16) ©. Hoffmann, Lehre vom Gelbe, ©. 32 fg.; Rotted um 
MWelder, Staatslericon, Bd. XI, ©. 30 fg. Sehr zu bedanem 
ift, daß bie, fonft fu viel Gutes enthaltende Münzvereinigung bet 
fühdeutfchen Staaten von 1837 nicht andy diefes Sicherungsmittel 
verabrebete. Daß eine gemeinfchaftliche Münze auch wohlfeiler if, 
mag nur nebenbei bemerkt werben. 

17) So bat 3. B. ver Werth des Goldes in den erflen 25 Sahren des 
19 Jahrh. um 10 Proc. gewechfelt. 

18) Die Trage, welches der beiden edeln Münzmetalle als ordentliches 
gefegliches Zahlungsmittel zu beſtimmen fei, if der Gegenfland 
vielfacher Crörterungen, namentlich in England und in Deutſch⸗ 
land, gewefen. Und in der That ift die Entfcheidung nicht leicht. 
Zür die Wahl des Goldes fpricht: der bei weitem größere Werth 


493 


Die Ausmünzung unebler. Metalle, alfo 3. B. des Kupfers 
tft jenen Falles auf das Bedürfniß des Fleinften Verkehrs zu. 


‚befehränfen, weil biefe Metalle durch bie Beränderlichfeit ihres 
Waaren⸗Preiſes und ihren ‘geringen Merth im Verhaͤltniſſe 


zum Umfange ungeſchickt zum Gelbe find. | 
4) Da kein Grund vorliegt, warum der Staat.die Far 


brikationskoſten des Geldes leiden, d. h. aus ben Steuern bezahlen, 


und nicht auf das, denn doch in ſeinem Werthe erhöhte, Fabri⸗ 
kat ſchlagen ſoll; uͤberdieß die Ausgabe des Geldes blos im 
Metallwerthe zu vielfacher Einſchmelzung fuͤhren muß: ſo iſt 


in gleichem Gewichte und noch mehr in gleichem Raume, ſomit 

die leichtere Verſendbarkeit und Zählung; der größere Widerſtand 
gegen atmoſphäriſche Einflüfſe; die höchſte Prägbarkeit; die gerin— 
gere Abnützung durch den Umlauf; die relativ geringſten Präge- 
koſten. Zu Gunſten des Silbers kann dagegen geltend gemacht 
werden: die größere Anwendbarkeit für den täglichen Verkehr; die 
ſchwierigere Verſendung großer Maſſen in ferne Gegenden, und ſo⸗ 
mit die größere Gleichheit des Werthes; die berrächtlichere Förderung: 
aus den Bergwerfen. Die meiften Stimmen neigen fi) zu Gunjten 
des Silbers, Su unter den Engländern Lauderdale, Ricardo, 
Baring, Morrifon, unter den Dentfchen aber Schübler, 
Rau, der Verfafler des Artikels über Münzwefen im Staatslericon; 
während für die Wahl des Goldes Hauptfächlih Kiperpool und 
Hoffmann find. Am nächſten fcheint jdoch Hermann in (Rau’s 
Archiv, Bd. 1, ©. 161 fg.) der Wahrheit gefommen zu feyn, wenn 
er je nach den Verhältniſſen der einzelnen Länder unterfchieven 
wiffen will, indem er Gold für bie richtige Grundlage des Münzs 
wefens erachtet bei Völkern, welche Handel und Gewerbe, Aderbau 
und Viehzucht im Großen treiben, oder welche ein fehr umfung- 
reiches Gebiet befigen; für alle anderen Berhältniffe aber dem Silber 
ben Borzug giebt, Nur dürfte noch zu bemerken feyn, daß 
überall, wo Silber das wefentliche Umlaufsmittel bildet, nothwen⸗ 
Dig je nach längern Zwifchenräumen eine Umprägung der ganzen 
Münzmafie nöthig ift, wenn nicht der Durchfchnittöwerth des Geldes 
buch die Abnügung im Umlaufe finfen ſoll. 


494 


bie Annahme eines mäßigen Schlagſchatzes vollfommen 
gerechtfertigt und fogar wünfchenswerth 19%). 

5) Die Ausfuhr der inländifchen, die Einfuhr fremder 
Münzen find ganz, unfhädliche und natürliche Handelsopera⸗ 
tionen ; ein Verbot berfelben ift alfo eben fo ungwedmäßig 
als unausführbar. Nur in zwei Fällen leidet das Bolfsver- 
mögen darunter. Einmal wenn bie fremde Münze im dies⸗ 
feitigen Staate. zu einem höheren Preiſe als ihrem wahren 
Werthe angenommen wird. Dieß wird vorzüglich dann der 
Fall fenn, wenn benachbarte Staaten gleichnamige Muͤn⸗ 
zen von etwas geringerem Werthe ausprägen, welche dann 
im täglichen Leben leicht als gleichgeltend genommen werben, 
und dadurch die ſchwereren inländifhen Münzen ohne Erſatz 
vertreiben oder zur Einſchmelzung bringen. Zweitens, wenn 
ein benachbarter Staat, befien Münze viel diesſeits umläuft, 


19) ©. Eleynmann’s Aphorismen, ©. 64 fg.; Lug, Staatswirth- 

fchaft, Bd. I, ©.338 fg.; Ehrenthal, Die Staatswirthſch. nach 
Naturgefepen, ©. 302 fg.; Buße, Kenntniffe des Münzwefens, 
Br. I, ©. 2488; Murhard, Theorie des Geldes, ©. 220 fg. 
Nachweiſungen über die Größe des Schlagfchages |. bei Klüber, 
Münzweſen, ©. 98 fg. In offenbarer Begriffs-Berwirrung iſt 
Bons, Einrichtung der Münze, ©. 17 fg., befangen, wenn er die 
Erhebung eines Schlagfchaßes tabelt, weil der Staat fi für die 
Beforgung. feiner Gefchäfte nicht bezahlen lafien fünne, und wenn 
er nur im Wege bes Angebotes und der Nachfrage einem ge= 
prägten Metallftüde einen größern Werth als einem gleich großen 

„ rohen Stüde beizulegen geflatten will. Der Staat bejurgt nicht 
feine Gefchäfte, wenn er Münze prägt; fundern er vollzieht eine 
polizeiliche Aufgabe, deren Kuften (wie fo oft) der fie Benützende 
- zu bezahlen Hat, d. h. der jeweilige Befiger einer Münze Ein 
veränderlicher, durch Nachfrage nach beftimmten Geldforten be= 
ſtimmter Schlagfchaß würde eine Haupteigenfchaft des Geldes, den 
gleichen nominellen Werth, gänzlich zerflöüren. — Da die Prägungs- 
foften bei ben verfchievenen Sorten verfchieden find, namentlich 
weit größer bei den Hleinern Münzen als bei groben, fo ift eine 
Derfchienenheit des Schlagſchatzes ganz natürlich, 
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in Unordnung und Verſchlechterung berfelben verfält und 
‚biefe fomit auch auf und überträgt, In diefen beiden Fällen 
helfen feine Verbote, fondern theild Verträge mit ben betref- 
fenden Staaten, theild öffentliche Valvationen (gefebliche Preis- 
beftimmungen) welche das Bublicum aufmerffam machen 29). 
Ob die Staats⸗Caſſen fremde, natürlich gute, Münzen an⸗ 
nehmen, ober nicht, ift völlig gleichgültig. Eine Zmangspflicht 
für fie ift natürlich nicht vorhanden; und fo fteht ihnen namentlich 
das Recht zu, den Annahme-Werth derfelben nach ihrem wohl⸗ 
verftandenen eigenen Vortheile zu beftimmen. | | 
6): Schwer ift die Frage mit Beftimmtheit zu beantivor- 
ten, wann und wie viel Geld ber Staat fchlagen fol? Weber 
die Maffe des im Lande vorhandenen Geldes, noch auch die 
Größe des wirklichen Bebürfnifies an Geld ift mit irgend einer 
Beftimmtheit zu beantworten. Und wenn fchon gewiſſe Kenn- 
zeihen auf einen Mangel an Umlaufsmitteln fchließen 
laffen, 3. 3. verhältnigmäßig niederer Preis der ungemünzten 
Metalle, die Nothwenbigfeit, zum Tauſchen Zuflucht zu neh- 
men, ber Stand ded Wechfeleurfes u. f. w.: fo ift Damit noch 
feineswegs bewiefen, daß eine neue Ausmünzung dem Mangel 
fteuern könnte, (deffen Grund fo mächtig feyn mag, daß auch 


20) S. Rau, $. 261 und 262; Cleynmann, Aphorismen, ©. 160, 
und (Dietze,) Geſchichtl. Darftellung des alten und neuen Münz- 
weſens. Weimar, 1817. — Die Nachtheile der Annahme einer 
fremden Münze zu einem höheren Werthe, als dem wahren, haben 
Nord: und Süddeutſchland, jedes auf andere Weife, erfahren. In 
erfterem ftellten fich die Mißftände der gleichnamigen etwas fehlech- 
tern Münze eines Nachbarſtaates fehr deutlich für diejenigen Staa- 
ten heraus, welche dem Conventionsfuße treu blieben, während 
Preußen mit feinen Thalern u, ſ. w. davon abgewichen war. Die 
fünweftlich deutfchen Staaten aber erlitien Verluſte durch die An= 
nahme der brabanter Kronenthaler zu” einem höheren Werthe, als 
diefelben fugar in ihrem Prägungslande und feinem Stellvertreter, 
Defterreich, hatten. 


- 
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das neue Geld alsbald von ihm verfchlungen würde,) oder 
daß nicht auch ohne eine ſolche das blos vorübergehend ge- 
ftörte Gleichgewicht fich wieder herftellen könnte. Im Zweifel 
freilich ift e8 beffer, der Staat prägt unnöthigermeife neues 
Geld, ald daß er ben Verkehr diefes fo hoͤchſt nöthigen Mit⸗ 
tels ermangeln läßt 2). 


7) Wichtig iſt endlich noch die Umprägung einer 
von Anfang an ſchlecht beſtellten oder allmaͤhlig in dem Um⸗ 
laufe ſchlecht gewordenen Münze. Daß dieß nicht unnöthiger⸗ 
weiſe geſchehe, iſt ſchon der beträchtlichen Koſten und des weit⸗ 
ausſehenden Geſchäſtes wegen nöthig. Allein es läßt ſich nicht 
vermeiden, wenn an bie Stelle eines fchlechten Muͤnzſyſtemes 
ein beflered gefegt werden fol; und wenn ein bedeutender 
Theil der in Umlauf befindlichen Münzen durch Gebrauch oder 
Befchneiden fühlbar unter den Nennwerth an wahrem Gehalte 
gefunfen ift. Im erfteren Salle würden fich Die beiden Syfteme 
nur mit Befchwerlichfeit neben einander gebrauchen laſſen. Im 
zweiten dagegen finft die Münze zuerft im Verkehre mit dem 
Auslande, dann von biefem aus (durch die Wechsler und den 
Gränzverfehr) auch im Inlande, almählig unter ihrem Renn= 
werth, was große Beſchwerlichkeiten, bei ftehenden Zahlungen 
auch Verlufte, für den Staat aber beftändigen Schaden bei ber 
Ausprägung, neuer Stüde zur nothivendigen Folge hat 22). 
Die Einführung des neuen Geldes muß vorbereitet werden 
durch Ausprägung einer beträchtlichen Summe, fei ed aus 
Barren, fei es aus den Geldvorräthen der öffentlichen Kaf- 
fen; ferner durch Bekanntmachung von ‚Tarifen über das 


21) ©. über diefe Frage die ausführliche Abhandlung in Nurharb’ 8 
angef. Schrift, ©. 255 fg. 

22) Ueber den leßteren wichtigen Umftand f. Hoffmann, Lehre von 
Gelde, ©. 49 fg. 
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Verhaͤltniß der alten zur neuen Münze. Sehr zur alfgemei- 


nen Durchführung ded neuen Syſtemes trägt es bei, wenn ein 
Termin gegeben wird, innerhalb defien das alte Geld in feinem 
sollen Nennwerthe angenommen ?%), nad} befien Ablauf aber 
es ganz auffer Curs geſetzt wird, Daß der Staat aus ſeinen 
Kaſſen kein anderes als neues Gelb ausgiebt, alles alte aber, 
welches er eingenommen hat, einſchmelzt, verſteht ſich von 


von *. 
8. 178, 


b) Papiergeld. 


Ganz verſchieden von einem Gelbe, das aus einer Waare 
befteht, welche an und für fich einen Werth hat, ift Das 


Papier-Geld, ein blofes Zeichen von Gelb, welches der - 


Staat befiehlt, als gefegliches Zahlungsmittel an der Stelle 
ber Münze und anftatt einer beftimmten Summe. derfelben zu 
nehmen. &8 enthält Feinen wirklichen Werth, fondern ift nur 


eine WerthrDichtung (Bietion), welche Der Staat an die Stelle 
bes Werthes ſetzt t). 


23) Wenn nicht ſelten die alte Münze, ohne daß eine genügende Gele⸗ 
genheit zur Einwechslung in ihrem Nennwerthe gegeben war, ab- 
gefchäßt worden ift, fo war dieß einfaches Unrecht. Der Bürger 
mußte in einem ſolchen Falle die fchlechte Münze in ihrem 
Nennwerthe als gefeßliches Zahlungsmittel nehmen; er kann nun nicht 
dafür geftraft werben, .daß er das Gebot des Staates befolgte; und 
eben fv darf der, allerdings vorhandene, Verluſt der Verſchlech⸗ 


terung nicht Denjenigen zugemuthet werben, welche zufällig eine 


Anzahl folder Münzen im Befige Haben, fundern muß, von der 
Gefammtheit getragen werden, Mufterhaft war das Betragen ber 
württ. Regierung im J. 1837 bei der ploͤtzlich noͤthig gewordenen 
Abſchätzung des Kronengeldes, deſſen Werthverminderung (mit einem 
Aufwande von 70,000) den Beſitzern erſetzt wurde.“ 
24) Vasco, Della moneta, a. a. O., ©. 137 fg. 
1) Es if unerläßlih, die Credit-Papiere, welde von Privat- 
perfonen uber vieleicht auch vom Staat felbft ausgegeben werben, 
Mops, Polizei. II. Zweite Auflage, 


RR 


‚Daß es Fälle giobt, in welchen die Ausgabe von Papier⸗ 
gelb eine -Nothwendigkeiti.ift, ‚ammerliegt keinem Zweifel. 
kann ein Mangel an. Zahlungsmitieln : eintreten ‚: und in 
Bezug ſolcher aus dem Auslande entweder. nicht fo ſchnell, 
als nöthig, aber. vielleicht uͤberhanpt nicht ‚unter den. obwal— 
tenben Umſtänden audführbar, feyn 7). Oder ber Staat hat 
eine: große anflerorbenkliche.. Auogabe gu mädchen, zu bereit 
Deckung er. weber die Steuern erhöhen, noch aber verzinsliche 
Schulden machen will oder kann;e). In ſolchen Fällen würde 


J 3 * 
— — * ’), } ' , let, ad: 
* 7 .. “ . 


und welche Fein geſetzliches Zahfungsmtitel Find, ſondern nur eine 
noch nicht vollzugene Anweifung auf eine Baargahlung oder auf 
eine. Baare, ‚und deren Annahme lediglich ‚im freien Belieben eines 
Jeden ſteht, vom Papiergelde zu unterſcheiden. Es find recht⸗ 
lich, volkswirthſchaftlich und polizeilich ganz verſchiedene Dinge. 
Sie mögen einzelne Folgen, fd z. B. die Ueberflüſſigmachung eines 
Theiles der bigherigen Münzmenge, und einige Eigenfrhaften, wie: 
die leichte Verſendbarkeit, gemeinſchaftlich beſitzen; allein die Re⸗ 
geln über: deren Auagebung, die möglichen Gefahren eines Miß⸗ 
brauches u. ſ. w., find wefentlich verſchieden. Ueberhaupt iſt es 
- ein’ Widerſpruch ‘im Namen and Begriffe ſelbſt, won: Pri vat⸗ 
papiergelb zu veben, ba Geld, d. h. ein gefepliches Zahlungsmittel, 
nur von der Staatsgewalt geſchaffen werden kann. — Ueber Papier⸗ 
geld ſehe man, außer den Syſtemen der Nativnal-Oekonomie, 
van Coeverden, Weber die nachtheiligen Folgen bes Papiergeldes. 
Goͤtt. 1805; Jacob, Ueber das ruſſiſche Papiergeld. Halle, 1817; 
Cobbest, Paper against gold, Lond., 1828; Nebenius, Der 
öffentliche Credit, 2te Auflage, Band I, ©. 136 fü; Knobl och, 
Staatsw. Vorſchlaͤge. Berl., 1833, H. I, ©. 53 fg. 


2) Zum Beiſpiele, wenn in Folge einer nothwendig gewordenen Um⸗ 
praäͤgung der vorhandenen Münze dieſe vorübergehend eingezogen 
werden muß; oder wenn ein bedeutender Theil der Zahlungen. bis⸗ 
her mit einlösbaren Creditpapieren geleiftet wurde, plötzlich aber 
ein panifcher Schreden dieſe alle zur Einlöfung treibt, und nun 
fo ſchnell hinreichendes baares Gelb nicht beizuſchaffen iſt, wie - 
3.8. in England im 3. 1797. 


3) Hierher gehört ber Bau -von Eifenbahnen. ober bie Führung eines 
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bie Ausgabe von (verzinslichen oder anverzinsftchen) Zahlungs⸗ 
anmeifungen ohne Zwangsumlauf, alfo z. B. von Schnutzkam⸗ 
merfcheinen, dad Bedürfniß nicht befriedigen, da folche nicht 
ald Zahlung angenommen werben müffen, ſomit jeden Fal⸗ 
les langfam umlaufen, vielleicht auch, ‚bei erſchuͤttertem Stredite 
bes Staates, gar nicht würden angenommen werben. Es bleibt 
alfo nur die Ausgabe ‚eines Gefdzeichens mit Jwangsumlauf 
übrig. Freilich iſt es eine fehr wichtige, nur itzt nicht weiter 
beachibare, Frage, ob und weiche nachtheilige Folgen wicht 
etwa audy bei ſalchen gerechtfertigten Emifflonen aus dem Vor⸗ 
handenfeyn von Papiergeld fich ergeben werben. | 

Anders verhält fih die Sache, wenn das Papiergeld als 
polizeiliche Maaßregel, nämlich ald Beförberungs- -Mittel bes 
Verfehres, betrachtet wird. 

Allerdings läßt fich auch in dieſer Berichung ein gewiſſer 
Nutzen nicht verkennen. Eine dem "Umlauföwerthe bes. aus⸗ 
gegebenen Papiergeldes gleichkommende Summe baarer Muͤnze 
wird überflüſſig und kann im Auslande nützlich angelegt wer⸗ 
den. Sodann werden durch das Papiergeld auch im täglichen 
‚ inneren Verkehre die Zahlungen größerer Summen erleichtert 
und die DVerfendungsfoften vermindert. - Mlein fo bedeutend 
biefe Vortheile auch fein mögen, fo können fie doch gegen bie 
nicht blos möglichen, fondern aller Erfahrung nach höchſt wahr⸗ 
feheinlichen übeln Folgen der Maapregel nicht in Betrachtung 
fommen. Dieſe find aber doppelter Art. Einmal ift. die Ver⸗ 
fälfchung des Papiergeldes, damit. aber für ben betrogenen 
Inhaber ein vielleicht fehr bedeutender Verluſt, zu fürchten, 
Zweitens droht eine allzugroße Bermehrung des Achten Pas 
piergeldes. Die Wirklichkeit der erfigenannten Gefahr bedarf 
feines Beweifes; was Menfchen machen fönnen, vermögen Andere 


Krieges. Fälle der letzteren Art find die öfterreichifchen Bankozettel 
vom J. 1809 oder die franzoͤſiſche Aſſignate. 
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nachzumachen. Mit der zweiten, noch bei weitem: wichtigeren, 
Beforgnip verhält es ſich aber folgendermaaßen. Durch die 
Ausgebung von Papiergeld kann die Regirung Werthe von 
beliebiger Größe aus Nichts fchaffen. Dieb giebt ihr die Mög- 
lichkeit, die Ausgaben zu fleigern ohne unmittelbaren Drud 
auf re Unterthanen, ſomit auch ohne: erhebliche Klagen und 
Widerſtrebungen. Selten wird daher von ihr, namentlich beim 
Eintritte ſchwieriger Zeiten,’ dem Gelüfte, eine übergroße Papier⸗ 
menge'augzugeben, wiberftanden werben. Die Folge hiervon iſt 
denn aber zuerft eine Vertreibung allen Metallgeldes aus bem 
“ Rande, fodann aber allmählig‘ einer Werthverminderung bed 
Umlanfsmittel&; mit anderen Worten, eine Steigerung aller 
Preiſe. Diefe nimmt natürlich mit jeder Welterausgabe von 
Papiergeld zu. Nach folcher aber greift der Staat nothgedrun 
gen, um die zur Beſtreitung feiner Ausgaben nötigen Mittel 
zu erhalten, welche durch das Ballen des bereits im Umlaäufe 
befindlichen Paptergeldes vermindert find. Schon eine ſplche 
Berfehrung der beftehenden Preis» DVerhältniffe hat aber viel- 
fache Störungen und: Beeinträchtigungen in der Wirthſchaft 
und im Rechte: zur Folge. Allein bis zum großen umd all 
gemeinen Unglüde kann und muß das Webel fteigen , wenn 
aus irgend einem Grunde entichiedenes Mißtrauen in ben 
Willen ober in die Macht der Regirung, den ihrem Privat: 
gelde gegebenen Werth aufrecht zu erhalten, gefet wird. Dann 
ſtnkt es vielleicht plöglich im Taufche gegen Metall; fo daß 
es bei Fortdauer der übeln Umftände bis zur völligen Bes 
Deutungsloffigfeit kommen kann. Jeder, welcher e8 als Zah- 
ung nahm, theilweife nehmen mußte, ift um fein Gigenthum 
betrogen; ed entftehen vielfache Banfbrüche und eine allgemeine 
Gewerbeftofung; und. am Ende muß das anfänglich vertries 
bene baare Geld wieder aus dem Auslande bezogen werben, 
j0 dag auch nicht einmal dieſer Vortheil zu einiger Aus⸗ 
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gleichung ber fpäteren Uebel bleibt 4). Gegen diefen natuͤrli⸗ 
chen Gang ber. Dinge helfen: Feine Verbote und Zwangsmaaß⸗ 
regeln, weil fle durch Steigerung ‚der nominellen Dienft- und 
MWaarenpreife umgangen werden-fönnen, ein allgemeines Tara- 
tions⸗Syſtem aber eben fo ungerecht; ald unansführbar ifk5); 
und fpmit nichts burchgefeßt werben. fann,. ald eine. Beeinträch⸗ 
Hgung-Derer,. welche frühere Forderungen auf beflimmte: Sum⸗ 
men, haben, wie namentlich Zinsgläubiger und Otaptädiener.’ 
Allerdings find zur Abwendung dieſer Uebel mancherlei 
Mittel in Vorſchlag,Zunde auch- wohl in Anwendung, gebracht 
worden ; „allein gegen: alle Laffen.: fi gewichtige Einwendun⸗ 
gen machen, und bei ben wirklich verſuchten war Dex: Erfolg 
immer. nur .ein theilweiſer und anfänglichen, wenn: überpaupt 
bemerfbarer. u " 

Um bie Berfälf chung. des Papiergeldes zu verhäten 
wurde nicht nur ſchmere Strafe, in der Rogel Todesſtrafe, 
barauf gefest, fondern auchtheils eine ſehr fünftliche Aus⸗ 
ftattung an Papier, Zeichnung, Stempel nf. w. angeardnet, 
theils dasfelbe mit geheimen, nur wenigen-verirguten Beamtan 
bekannten Zeichen verſehen. Die Srfahrung aber hat- gezeigt, 


4) ©. Rau, Volksw. Politik, ©. 420 fg. Velen iſt das Schickſal 
ber franzoͤſiſchen Aſſignate, welche jeden Werth verloren, der öfter: 
reichiſchen Banfozettel, welche nur noch den ſiebzehnten geil" ihres 
Nennwerthes behielten; des ruſſiſchen Papiergeldes! welches nur 
noch den. fünften Theil feines urſprünglichen Werthes gilt; der 
preußifchen Treforfcheine, welche bis aufden vierten Theil ſanken, ꝛc. 
Selbft die englifchen Banknoten (welche als gefegliche Zahlungs⸗ 
mittel hierher gehören) verloren 25 vom Hundert gegen Gold. 
Daß aber fein unbebeutender Theil der Staatsſchuld, welche itzt fo 
manchen europäifchen Staat drüdt, von Aufnahmen baaren Geldes 
zur. Wiederverdrängung wenigftens eines Theiles des Papiergeldes 
Ä herrührt, bedarf auch nicht erft ber Erwähnung. 

5) Hier bat Frankreich durch fein ARarimumb-Öefen € einen. für alle 

Zeiten denkwürdigen Beweis geliefert.. 


02 
daß Alles bieß nicht hinreicht. Be mögliche Gewinn ift fo 
bedeutend‘; daß bie Gefahr ber Entdeckung und Strafe von 
Manchen nicht beachtet wird. " Gin Verein von verbrecherifchen 
aber gefchieften Arbeitern ber verfchiedenen nöthigen Arten fin- 
bet ſich auch zufammen, im In⸗ ober Auslande. Die geheimen 
Zeichen fhirgen, eben weil fie geheim find, das Publikum nicht, 
fondern nur die öffentlichen Kaſſen, verhindern alſo weder Die 
Ansgabe an fich, noch ben Verluſt für den einzelnen betrognen 
Inhaber, noch führen fie immer und ficher auf den Fälfcher. 
Noch weniger haben fih die Mittel gegen eine allzu- 
ftarfe Vermehrung des ächten Bapiergeldes von 
- Seiten des Staates ſelbſt erprobt. Hierher gehören denn aber: 
1). Die Bezeichnung gewiffer Sffentlicher Kaffen, in wel- 

chen zu jeder Zeit Papiergeld in feinem vollen Rennwerthe 
gegen Metal eingewechfelt wird. Natürlich ift dieſes Mittel 
‚sollfommen wirffam, fo lange es burchgeführt wird, denn es kann 
der Staat in diefem Falle Feine größere Summe von. Papiers 
geld im Umlaufe erhalten, ald dad Bebürfniß erfordert und 
das Vertrauen erträgt. Das, übrige ſtrömt aldbald zur Gin- 
wechslung in bie bezeichneten Kaſſen zurück. Allein nicht nur 
ift zu bemerfen, daß diefe Emrichtung einen fehr bedewmenden 
Theil ded Nutzens der Einführung von Papiergeld wieder 
wegnimmt, indem große Summen baaren Geldes in ben 
Staatskaſſen müßig bereit zu halten find; fondern es iſt nament⸗ 
lich feine Sicherheit vorhanden, daß bie Beftimmung wirklich 
aufrecht erhalten werden kann und will, wenn eine bedeutende 
Krife in. den. Stantsangelegenheiten eintritt, . Es wird alfo 
bas Mittel mit großen Koften bereit gehalten, wenn man 
feiner nicht bedarf; und es ift unficher, wenn es nöthig wird °). 
6) Zwei geiftreihe Männer haben gerade in biefer Einlöfang des 
Bapiergeldes gegen Metallgeld den letzten Grund der Entwerthung 

des erfteren gefunden, indem es dadurch feinen eigenen Werth ver- 
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2). Die Verpfändung öffentlichen Ggenthumes für ben 
Nominal Betrag bes, Bapiergeldess ... Mag au im ruhigen 
Zeiten ein. folches Rand Zutsauen verfhaffen, ſo iſt dieß ‚nicht 
ber Fall gerade da, mo es am nöthigften.wäre, nämlich im 
Kriege und bei ſonſtiger Zerrüttung. des Staates. Hier kann 
der Reitz, ſolches Eigenthum gegen. irgend etwas. alfo auch 
gegen Papiergeld, einzutauſchen, ſehr klein ſeyn, ſomit Die 
ſem Gelde nur einen geringen. Halb geben. ind. wenn gar, 
wie in der Regel ber Fall ſeyn wird, has. Pfaub nicht. ohne 
weitere Kapitalanlage. nutzbar gemacht werben kann, wie. z. B. 
Bergwerfe, wüfte Ländereien u. f. w., fo kann es leicht gar 
nicht geſucht werben, fomit ‚dem. Bapiere gar teinen Werth 

perleihen 7). ir 
‚ 3) Die Entrichtung. gewiſer Aboaben in Papiergelb 
6 if. denn aber einfeuchtend, daß war bas Papiergeld nie 
ganz werthlos. werben kann, ‚allein daß es auch, wen aus 
‚wichtigen Gründen mit Mißtrquen betrachtet, ſich lediglich zu 
dem gebotenen Zwecke im. Umlauf erhält und auf einen -fehr 
geringen Werth herunterfinßen: Tann; aquch baß feine Verwen⸗ 


liere und "nur eine Anweifung auf Metallgeld werde; und fie 
fihlagen daher (allerdings. mit verfchienenen Modalitäten) vor, das 
Papiergeld ganz Loszuläfen vom Metalle und daraus das alleinige 
und felbftfländige Umlaufsmittel zu machen. ©. Ricardo, Pro- - 
posals for an economical and secure currency. Lond., 1816; 
Chisti, Des crises financieres et de la reforme monetaire. Brux., 
1839: Es iſt aber einleudytenb.,: daß gegen. die maaßloſe Vermeh⸗ 
‚rung eines nicht einlösbaren Papiergeldes Kein unbebingtes Sicher 
rungsmittel befteht, und daß alfo die fämmtlichen Geld- und damit 
die meiften Bermögens-Berhältniffe bes Volkes den Entfchläffen der 
Regirung biosgeftellt find. 

D &o hat z. B. bie franzäfifchen Aſſignate bie Annahme. beim Kaufe 
von Nativnalgütern nicht von endlicher MWerthlofigfeit gerettet, 
Cbenſo nicht die Verpfändung ber Staatslaͤndereien im Innern des 
Landes das Papiergeld ber Bereinigten Staaten im Unabhängige 
feitsfriege. ©. Hoffmann, Lehre vom Gelde, ©. 190. 
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bung ausſchließlich zu ſolchem Zwede cher Mühe als Erleichterung 
des Berfehres gewährt. Das ganze fchließliche Ergebniß ift, 
daß eine anfcheinend hohe Abgabe in. kleinem wirllichem Betrage 
bezahlt wird. 

4) Sicherheitsmaaßregeln, welche unmittelbar die Ausgabe 
von Papiergeld über eine beſtimmte mäßige Summe verhin- 
bern, dadurch aber den Werth des ausgegebenen erhalten 
follen! Diefelben beftehen, je nach ber Berfafjung des be⸗ 
treffenden Landes, in einer fländifchen Zuſtimmung zu jeder 
neuen Emmiſſion; in ber Unterichrift von Beamten, : welche 
auf: die Nichizulaffung weiterer Ausgaben beeidigt find ;. 
in ber Vernichtung ber zur Berfertigung benützten Werkzeuge 
und Platten u. ſ. w. Mlein alle biefe Vorfchriften beruhen 
auf dem Willen der Machthaber, und Fönnen heimlich um- 
gangen, öffentlich verlebt, oder formell gefeglich, durch neue 
Beichlüffe, befeitigt werden. 

Somit ift e8 eine völlig verkehrte, weil höchft wahrfchein= 
lich früher oder fpäter in das Gegentheil umfchlagende, Maaß⸗ 
regel, Papiergeld zur Förderung ber Vermehrung des Vollks⸗ 
vermögend einführen zu wollen. Iſt aber die Ausgabe eines 
jolhen aus ftaatlichen Gründen durchaus unvermeidlih, fo 
ſuche man wenigftens diefelbe auf das geringftemögliche Maaß 
zu 'beichränfen, (wozu vor Allem bie Cinwechslungs-Kaffen 
dienen werden,) und löfe es, fobald die Gewalt der Umftände 
vorüber ift, wieder ein gegen Baares Geld, und wäre ed auch 
mittelft eines Staatsanlehens, 


$. 179. 
4) Banken. 


Dagegen mögen allerdings bie verfchiebenen Arten von 
Banken mit Recht als Anftalten zur Förderung bes Han— 
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dels betrachtet werben: indem fie ben Gelhverfeht erleichtern, 
woburch. der Waaren- Umfap in vielen‘ Fällen möglich wird, 
in welchen die unmittelbare Baarzahlung Schwierigkeiten ober 
allzugroße Koften gemacht hätte 1). — Diefer günftige Einfluß 
auf den Handel ift aber. von. verfchiedenem Umfange, je nad; 
ber Einrichtung der Bankeu,.. Bekanntlich ‚zerfallen aber bier 
ſelben hauptfächlich ) in folgende Arten: - 

1) Siro-Banfen, b. h. gemeinschaftlich Aufammenger 
fehofiene Kaffen der bedeutenden Kaufleute einer. Stadt, welche 
dazu dienen, burch blofes Umfchreiben in ben Büchern ber 
Banf Rechnungen ‚unter den Theilhabern zu berichtigen. Jeder 
Theilhaber Tann auf diefe Weife ohne ‚ale Mühe und ohne 
Gefahr von Irrungen gegen eine unbedeutende Schreibgebühr 
über die Summe: verfügen, welche ihm auf feinem Folium im 
Bankbuche gutgeſchrieben iſt. Ueberdieß wird ihm die Gefahr 
der Aufbewahrung großer Geldſummen abgenommen, indem 
die ſorgfältig verwahrte und bewachte Bank fuͤr Alles ſteht. 
Endlich entſteht noch eine unveränderliche, wirkliche oder ange⸗ 
nommene, Münze, welche feinen Schwankungen bed. Curſes, 





1) Ueber die Banfen fprechen fich alle Syſteme der Volkswirthſchafts⸗ 
lehre aus, vor Allen in großer Volfländigfeit Rau, Volkswirth— 
fchaftslehre, Ate Aufl., ©. 346—370,; Bianchini, Principj del 
credıto pubblico. Nap., 1831, ©. 133-118; Mac⸗Culloch, Hand⸗ 
buch für Kaufleute, überf, von Richter, Art. Bank; ebenfo im. 
Supp. Bande. Bon dem eigenen Schriften über das. Bankweſen 
find vorzugsweife zw merken: Marberger, Befchreibung ber 
Banquen, Leipzig, 1724; (Wiefe,) Bemerkungen über Banken. 
Kopenh., 1737; derf., Ueber die dänifchen Bankzettel. Kop. 17883 
Büfch, Saͤmmtl. Schriften über Banken und Münzwefen. Hamb., 
1894; Gilbart, Practical treatise on banking. 4th. ed. Lond., 
1836; derf., History and principles of banking. 3d. ed., Lond., 
1837; derf., History of b, in Ireland. Lond., 1836; Mers, Ge- 
schiednis van het Bankwezen in Nederland. Rotterd., 1838. 

2 Eine vollftändige Aufzählung aller Mobifttationen f. Bei Gilbart, 
History and prineiples , &, 141. fg. 
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feinen Verminderungen des Scheostes und Kornes ausgefetzt 
iſt. Dieſe Vortheile beſchraͤnken ſich aber freilich nur auf Die 
Kaufleute. Eines Ortes und. höchſtens auf einzelne Fremde, 
welchen einer der erſteren erlaubt, unter feinem Namen ein 
Folium. in dee Bank zu haben. Auch ift, wie leicht einzuſehen, 
yon einer Bermehrung der Zahlungämittel: burch dieſe Einrich- 
tung. feine Rede, indem jeder Theilhaber fo viel wirklich ein⸗ 
legen muß, als er zur Berfügung in ben Büchern haben will; 
es liegt. im @egentheile nicht: felten ein Theil des Fonds todt 
de Dagegen hat aber eine Girobank, welche ihrer Natur 
getreu bleibt, d. 5. bad empfangene Selb unter feiner Bedingung 
wieber. auögiebt, Feine Hanbelögefchäfte damit macht u. ſ. w:, 
ben Vortheil großer Sicherbeit für: ich. Nur durch eine, unter 
angünftigen ſtaatlichen Berhältniffen freilich auch mögliche, 
Gewaltthat kann das bargeichofiene Kapital verloren geben. 
2) Ausgebehntere Wirkungen, aber auch größere Gefahren, 
bringt bie. Errichtung einer Jettel-Bank, d. h. einer von 
einem Ginzelnen ober einer. Geſellſchaft von Actionären unters 
nommenen Anftalt, welche von Brivaten Geld annimmt und 
ihnen Dagegen Banknoten ausftellt, d. h. trodene Wechſel, 
welche. auf eine beftimmte Summe lauten und welche die Banf 
jedein Vorzeiger fogleich in vollem Nennwerthe baar wieder 
auslöst. Solche Noten gelten dann im Handel als Zahlungs- 
mittel, und fie haben im großen Verfehre vor baarem Gelbe fogar 
noch. den Vortheil, daB fie leicht und wohlfeil verſchickbar find, 
Teicht verwahrt werden können, und baß bei ihnen die Mühe 
und die Gefahr des Zählens und Prüfens vieler Heiner Stüde 
wegfält, Zu gleicher Zeit wird Durch fie Die Summe ber 
Zahlungsmittel vermehrt, indem die Zettelbunf das erhaltene 
Geld nicht todt Tiegen läßt, fondern gerade darin ihren Vor⸗ 
theil findet, daß fie nur einen, verhältnigmäßig vielleicht uns 
bedeutenden, Theil des Gingefchoffenen bereit hält um Die 


307 


porgezeigten Noten einzuweckfeln, den Reft aber zu eigenen 
Handeld- und Wechſel⸗Geſchaͤften benuͤzt. Auf der einen Seite 
find alfo die Noten als Zahlungsmittel: im Umlaufe, auf: der 
andern. ein bebeutender Theil bed Geldes felbf. Der Ruben 
ber Anftalt ift natürlich fo ausgebreitet, als ihr Kredit reicht. 
Jeder, felbft in fernen Ländern, Tann an den genannten Ber 
quemlichkeiten der Noten Antheil nehmen; das Volksvermögen 
aber wird durch den aus Nichts hervorgerufenen Werth ber - 
Roten vermehrt 3). — Schade nur, bag von den Zettelbanfen 
‚bedeutende Gefahren unzertrennlich find, welche: häufig ben 
anfänglichen Vortheil in allgemeinen und weit größeren Schas 
den verwandeln! Abgefehen nämlich von der großen Zerſtör⸗ 
barkeit der Banfnoten, deven Bernichtung für den Beſitzer auch 
die Vernichtung feiner ganzen Forderung nach fich zieht, if 
hauptjächlich, und: als ins Große wirfendes Unheil Zahlungss 
unfähigfeit der Bank zu ‚fürchten, welche bie Befiter von 
Noten ganz oder theilmeife um ben Betrag ihres Werthed 
bringt und leicht bei großem früheren Grebite der Bank weit 
und breit Verlufte und Gewerbeſtockung verurfacht. Zu folcher 
Zahlungsuufähigfeit einer Banf können aber nur allzuviele 
Beranlaffungen führen. Bor Allem ift es möglich, daß fchon 
bei ber Errichtung ber Anftalt Schwindelei getrieben und ent 
weder das angegebene Grundfapital nicht wirklich eingelegt 





3) Es iſt ſchon gegen Zettelbanken eingewendet worben, baß Kleinere “ 
Gewerbende und Landleute Feine Vorſchüſſe aus denfelben er⸗ 
halten fünnen, fomit dieſelben nur-den Kaufleuten dienen. ©. die 
Schrift: Durch welche Bebingungen ift das Syſtem ber Handels: 
freiheit. ausführbar. Lpz., 1834, ©. 84 fg. Nun iſt zwar aller- 
dings nöthig, daß Zettelbanfen zunächft eine Handelsanſtalt find; 
auch ihun fie ſehr wohl daran, nicht auf ſchwer und langfam ver: 
äußerliche Werthe, 3. B. Landgüter und Gebäude, zu leihen; allein 
da die Noten das Untlaufs:Mittel vermehren, fo wirb es doch je- 
dem Zahlungsfähigen leichter gemacht, Geld zu erhalten, 
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‚ober fpäter. wieder heimlich herausgezogen wurde, wo dann 
der geringfte Verluſt oder auch nur ungewöhnlicher Zahlungs- 
Andrang ben Bankrott herbeiführt %. Ober aber. fann, auch 
bei anfänglicher ficherer Begründung, die Banf mit den ihr 
anvertrauten Gelbern ſchlechte Geſchäfte machen: und dadurch 
auffer Stand fommen, die Noten einzulöfen. Sodann if zu 
fürchten, daß die Bank ben Forderungen ber in Roth befind- 
lichen Regirung nicht. wiberfiehe und biefelbe mit großen 
Summen in Noten oder Münze unterftüße,, wodurch Denn det 
Gredit der Anftalt ganz in die Hände der Regirung gelegt 
wird, Iſt nun dieſe nicht im Stande, ihre Verbindlichfeiten 
zu erfüllen, fo führt fie auch den Bruch der Banf: herbei), 
Ferner Tann eine Zettelbank baburch, daß ihre Noten : vom 
Staate in .den öffentlichen Kaffen angenommen und baburch 
Saft zu Papiergeld gentacht werden, zur Ausgabe einer. bag 
Handelsbedürfniß weit überfchreitenden Summe berfelben ver⸗ 
anlaßt werben, was ebenfalls, ſobald irgend eine ftaatliche 
ober gewerbliche Erifis droht, eine Zahlungsunfähigfeit zur 
Folge haben muß e). Endlich können die Banfen durch Er⸗ 
leichterung oder Erſchwerung des Credites, welchen fie geben, 
auf den Berfehr leichter ald eine andere Handels⸗ und Credit⸗ 
Anftalt großen Einfluß ausüben, denfelben aber auch zu eigen- 

4) Beifpiele von diefer Betrügerei ſ. bei Gouge, History of paper 
morey and banking in the U, St, Philad,, 1833, a. v. St., namentlich 
©. 70 fg.; Grund, in der Deutfhen V. I. Schrift, 1888, $. 4, 
©. 154 fg. 

5). Dieß ift befanntlich der Untergang ber meiften großen Banken ge- 
weten, ſo der Barifer Discontv-Raffe, ver Wiener Stabibanf, der 
Banken in Kopenhagen, St. Petersburg u. ſ. w. Selbſt die eng- 
lifche Bank hatte eine jahrelange Zahlungsunfähigkeit zu überwin⸗ 
den. ©. Rau, Volkswirth. Lehre, Ate Aufl., ©. 351 fg. 


: 6) Hier if vor Allem wieder das Beifpiel der Berein. Staaten Ichr- 
rei, ©, Gouge in der angef. Schrift. 
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nuͤtzigen Zweden fer. mißbrauchen 7). Die Folgen biefer 
Fehler aber find, wenn fie- m großem. Maaßſtabe begangen: 
werben, höchft zerftörend für ben Wohlftand und für die Sittlichfeit: 
der Ration. Es wird nämlich. dadurch Schwindelei bei. bei 
Einzelnen, Bergeubung beim Staate möglich gemacht, Verwir⸗ 
tung in alle Breisverhältnifie gebracht, ein Schwanfen zwiſchen 
ungeſunder Thätigfeit ber Gewerbe und völliger Lähmung unters 
halten, endlich die Verarmung Unzähliger herbeigeführt 9. 

3) Leihbanken find dazu beftimmt, gegen Pfänder Geld‘ 
barzufeihen, natürlich um höhere Zinfen ald fie felbft ihr: 
Kapital verzinfen-müffen. Sie erfparen Demjenigen, welcher in 
. augenblidliher Gelbverlegenheit, obgleich im Beſitze eines hin⸗ 
reichenden Werthed an Warren: und Pretioſen, ift, die Unan⸗ 
nehmlichkeit und die Gefahr für feinen Credit, vielleicht weit: 
umber nad) baarem Gelbe zu fragen: Ratürlich leihen übrigens 
folche Banken nur auf unverderbbare und leicht verfäufliche Pfän- 
der. Ihr Nutzen ift der wenigft bedeutende. Nur wenn fie 
mit Zettelbanfen verbunden find, Tann ihr Geſchäfte eine große 
Ausdehnung erhalten, wo fie dann aber leicht zu unvernünfs 
tigen Schwindeleien, zu Uebertreibung ber Waaren - Erzeugniß 
und fomit am Ende zu großem Unglüde führen können. 


7) ©. Gouge, ©. 26 fg. über die „Ausdehnung“ und „Bufammenzie- 
Hung“ bes von ben Banken gegebenen Credites und über deren ol: 
gen, die großen Gewerbe⸗Criſen. 

: 8) Wenn ‚noch je die früheren Vorfälle, (namentlich die Criſen in 
England in den Jahren (18!Yyı5, 181Yıs, .18°%6) hätten einen 
Zweifel Iaffen fünnen über Die ungeheuren Folgen eines Mißbrauches 
ber Zettelbanfen, fo mußte diefer ficher für immer ausgelöfcht feyn 
durch den endlich im J. 1839 erfölgten allgemeinen Bankrott aller 
Banfen in den Der. Staaten und durch die Rückwirkungen dieſes 
Schlages auf Europa. So groß die Tollheit und die Schurkerei 
des vorangegangenen Mißbrauches war, ſo groß war das daraus 
entſtandene Elend. Bol. Grand, a. a. O., und Deutſche Viertel 
Jahresſchrift, 1842, H. 3, ©. 329 fg. u 
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Die’ Frage, wie fih der Staat zu diefen wichtigen Anftalten 
zu verhalten habe muß in beeifacher Richtung beantwortet 
werben. Erſtens nämlich, ob vielleicht Gründe zu gärijlicher 
Unterbrüdung berfelben befleben. Zweitens, falls dieſes verneint 
wird, ob nicht wenigftend Vorkehrungen gegen Mißbrauch ge⸗ 
nommen werben müflen? Drittens, ob der Staat ſelbſt Antheil 
nehmen fol an. ihrer Gründung and Leitung ? 

Daß von einem gänzlichen Verbote bei Giro⸗- und bei 
Leih » Banken keinen Falles die Rebe feyn Tann, bedarf 
nicht erft eines Beweiſes. Diefe Anftalten haben an fih gar. 
feine Nachtheile, und ed .mag ihnen höchſtens ber Vorwurf 
gemacht werden, baß ihr Nuten nicht von fehr großer Aus- 
dehnung if. Anders freilich bie Zettelbanfen, bei welchen 
zwar ber Nutzen weit bedeutender tft, aber auch vielfacher 
Erfahrung zufolge Die größten Nachtheile leicht erfolgen können. 
Hier mag allerdings bie Frage eniftehen, ob nicht eine gänz- 
liche Entfagung fo gefährlicher Vorteile räthlich ift, namentlich 
da wenigftens ein bedeutender Theil der dem Handel daraus 
zugehenden Yörberung auch durch andere nicht wohl zu miß- 
brauchende Mittel, wie 3. B. burch ein gutes Wechſelſyſtem, 
verfchafft werben kann. Die Beifpiele fo vieler Taufende, weldhe 
ohne alle eigene Schuld zu Grunde gerichtet wurden, und bie 
großen Leiden ganzer Völker müffen nothwendig fehwer ins 
Gewicht fallen; und man kann kaum umhin, ſich für das 
Verbot zu erflären, falls wirklich die in Frage ftehenden Nach— 
theile fo wefentlich mit der ganzen Anftalt verbunden find, daß 
fie fih davon gar nicht trennen laſſen. Es ift fomit die Beant« 
wortung ber Frage hinſichtlich der Zettelbanfen bedingt burch 
bie Löfung ber zweiten Frage: 

Ob und welche Vorkehrungen gegen Mißbrauch der Banken 
ergriffen werden Fönnen? Auch Hier find Giro-Banken und 
Leih-Banken nicht befonderd ind Auge zu faſſen. Bei ben 
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erfteren iſt ein.-Mifbrauch gar⸗ nicht denkbar; ſemit auch jebe 
Vorſorge überflüffig:: Leih⸗ Banken aber können nur in Ver- 
bindung mit Zettelbanken. ausarten, und ſomit trifft fie jeden 
Falles nur unter biefes Vorausſetzung eine Vorlehrung, daun aber 
feine eigenthümliche. Was nun aber die Zettelbanken betrifft, (und 
zwar zunaͤchſt Privat⸗Vanken, da erſt unten zu: unterſuchen 
ift, ob ber Staat ſich uͤberhaupt betheiligen ſoll), ſo ſind den 
bisherigen, ausgedehnten Erfahrungen ‚gemäß: hauptſüchlich in 
folgenden Beziehungen Fehler nn worden, fomit Hi 
mittel. gufzufinden: | Er 


a) Nicht ſelten iſt eine geöhene Anzahl von Banken ericte | 
worden, ald es das Verkehrs⸗-Beduͤrfniß irgend mit fich 
brachte. Die Folge bei manchen derfelben ift eine über- 
miebene ‚Bereitwilligfeit im Greditgeben, um bie nöthige 
| Kundſchaft zu erwerben; "hieraus aber erirftehen bei ber 
geringſten Gewerbeerife fühwere Berlufte und endlich 
Zahlungsunfähigfeit. — Hier liegt denn die Abhilfe 
nahe. Es muß Staatögrundfag ſeyn, die geringft-mög- 
liche Anzahl von Banken zu erlauben. Und da es möglich 
ift, mittelft Töchterbanken die Bebürfniffe eines großen 
Landſtriches zu deden, da ferner ſolche Zweig-Banken 
fogar ihre eigenthümlichen Vortheile haben: fo reicht in 
ber Regel eine einzige Banf felbft für einen grö- 
Beren und gewerbereichen Staat hin 9. Zu größerer. 


9) Unzweifelhaft rührt die gränzenlofe Verwirrung im Geldweſen der 
Berein. Staaten zu einem’ bedeutenden Theile von der übermäßigen 
Bermehrung der, am Ende bis auf 700 gefteigerten, Banfen her. 
Bol. Grund, in der Deutfchen Viertel I, Schrift. Und eben fo hat 
England die große Anzahl feiner Banfen bei Handelscrifen ſchon 
empfindlich zu büßen gehabt. So brachen 3. B. in den Jahren 
1814—16 89 Landbanken; 18°%/s deren 80. Die Burtheile, welche 
Gilbart, Pract, treatise, ©. 3 fg. von einem allfeitigen Gebrauche 
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Eichor ſtellumg mund bei der "großen Wichtigfeit der Sache 
ift es voͤllig gerechtfertigt, wenn DW Erlaubniß zur Gründung 
einer, Bank mir burch ein förmliches Geſetz, in Staaten 
mit Bolksvertretung alfo unter deren Mitwirfung, gegeben 
werden darf +0). Daß die Noten ber -Meben - Banken 
bei der Hauptbanf ſowohl, als bei allen Zweigbanken 
angenommen werden müflen, verfteht ſich von jelbft 19). 

. » Ein zweiter ®rundfehler beir wutichen Banfen ift der 
geringe wirkliche Grundſtock der Bank. Entweder wirb 
von der::angeblich bedeutenden Same nur ein geringer 
het wirklich einbezahlt/ oder es worden Zahlungsmittel 
angenommen, mwelcho won zweifelhaften und ver- 

änderlichem Wershersfind..-— Das Mittel. 'hiergegen ift, 
Daß eine.Banf nit: eröfftteb:werben darf, ohne daß fie 
ch erſt gegen bie Regitung ausgewieſen Kat über Die 
volſtandige Einbezahlung ihres ſeatutenmaͤßigen Grund⸗ 


ut rg 


— 





von Banfenı xühmt, beſtehen doch hauptſichlich nur aus minder 
bedeutenden Bequemlichleiten und ſind durch die Gefahren zu theuer 
erkauft. 

10) Allerdingg wer im den Vereinigten Staaten diefe Mitwirfung 

der Kammern kein Schub gegen - Schwinbeleien und Fehler aller 
Art; allein es dürfte glüclicherweife in der übrigen gefitfigten 
Melt ein folcher Mangel an aller Chrenhaftigfeit und an höherer 

Einſicht nicht mehr zu finden feyn, wie fich allmählig in den geſetz⸗ 
gebenden Verſammlungen der amerifanifchen Union entwidelt hat. 
Man f. hierüber, fo weit namentlich die Conceſſion son Banken in 
Frage fteht, - Gouge, History, ©. 78 fg. 

11) Weber die Bortheile großer Banken mit Zweigbanfen, n Gilbart, 
History, S. 133 fg. Wenn übrigens in den englifchen und nordame⸗ 
rifanifchen Banfen die widerfinnige und nur auf Täufchung des 
Publicums berechnete Ginrichtung beſteht, daß die Noten der 
Zweigbanfen nur von ihnen felbit und von der Hauptbank, nicht 
aber auch von den übrigen Zweigbanfen eingelöst werben: fo ift 
vieß mit Recht Schon vft als ein großer dehler gerügt worden. 
S. Edinb. Review, Nr, 128, 
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ſtockes, und zwar entweber in baarem Gelde, ficheren 
Pfandbriefen oder in guten Wechfeln; nie aber in Roten 
anderer Banken. Eine fpätere Zurückziehung muß als 
Betrug beftraft werden '2). , 

c) Eine Urſache verwegener Unternehmungen . von Seiten 
vieler Banken und adfichtlicher oder zufälliger Täufchungen, 
fo wie großer Unficherheit für Die Noteninhaber ift der 
manchfach beſtehende Grundſatz, daß bie Theilnehmer 
ber Bank nur für den Betrag ihrer Actien, nicht aber 
mitihrem fonftigen Vermögen für Forderungen an die Bank 
einzuftehen haben. — Hier muß denn gründlich geholfen 
werden. Die Mittel aber find nachftehende: vor Allem 
muß eine Banf nicht blos von einem Einzigen, fondern 
‚nur von einer Gefellfchaft mehrerer als zahlungsfähig 
anerfannter Männer errichtet. werben- Dürfen, und zwar 
ohne Befchränkung derfelben auf eine beftimmte Zahl ı>). 
Falls eine Banf bezahlte Vorftände hat, müſſen diefe 
mit einer beflimmten, Hinreichend bedeutenden, Eumme - 


12) Gouge Hält diefe Beftimmungen für ungenügend und legt das 
größte Gewicht darauf, daß feiner anonymen Gefellfchaft mit be: 
zahlten Beamten, fonvdern nur gewöhnlichen Handelsfirmen, deren 
Gigenthümer für alle Geſchäfte rechtlih und ſittlich verantwort⸗ 
lich feyen, die Errichtung einer Bank zu geitatten fei. Allein 
einmal ift zu bevenfen, daß folche ſchaamloſe Meineide und Täu- 
chungen, mit welchen in den :Bereinigten Staaten die Verpflich- 
tung zur wirklichen Ginzahlung umgangen zu werben pflegten, in 
einem Lande, welches einiges fttliche Gefühl beibehalten hat, oder 
wenigftens eine erträgliche Negirung und Rechtspflege befigt, nicht 
wohl vorfommen fünnen. Zweitens würde dieſes Mittel die Er- 
richtung großer Banfen, welche für ganze Länder ausreichen, hindern. 
Schon die Erfahrung der englifhen Bank z. DB. fpricht gegen bie 
Nothwendigkeit der vorgeichlagenen Maaßregel. 

13) In England galt fruher der verkehrte Grundſatz, daß nicht‘ über 
ſechs Mitgbiever bei einer Bank betheiligt feyn dürfen. 

Mohl, Polizei, II. Zweite Auflage. 33 


818 


bei dem Geſchaͤfte ſelbſt betheiligt ſeyn. Sodann finb 
die faͤmmtlichen Thrilnchmet in kurzen Zwiſchenräumen 
öffentlich bekannt zu machen. Endlich und hauptfächlich 
.aber muß jeder Theilnehmermit ſeinem ganzen Bermögen. 
fuͤr⸗Forderungen au bie Bank einftchen 20). 
d) Eine: Bank kann duch Tümfkliche, wenn auch ſchon koſ⸗ 
„.  fpiefige Mitnel bie ſichtbaren Folgen fehlechter Gefchäfte 
amd übermäßiger Notenausgabe eine Zeit lang verfteden, 
und dadurch namentlich Minderfundige tänfchen -— Als 
Mittel chiergegen tft: eine, "in Furzen Zeiträumen regelmäßig 
‚zu erlaſſende Bebaiintmachung über den durchſchnittlichen 
,. „Umfang. ihren Gefchäfte, ben Betrag ihres‘ Dedungs- 
kapitales und namentlich ‘die Geſammtſumme ihrer im 
sc, ‚Mislmufe befinblichen Roten anzuorduen 15). 1.7, 
eo) Dee Untergang, der meiſten Banken, und ſomit ber Noten⸗ 
:. Inbaber,; war zu alfeı. Zeiten die Annahme ber Noten 
. in den: Affentlichen. Kaſſen. Werden dadurch auch nicht, 
(vwas übrigend häufig geſchah.) Darlehen an bie Re- 
girung vermittelt, ſo kommt doch jeden Falles eing ‚weit. 
größere Notenmenge in Umlauf, als das blofe Handels⸗ 


14) Dieſe Cinrichtungen beſtanden von jeher bei den ſchottiſchen Banken, 
welche daher auch äußerſt vorſichtig verwaltet wurden und die ſchwerſten 
Criſen ſaͤmmtlich zu überſtehen pflegten. Vgl. Rau, Volkswirth⸗ 
ſchaftslehre, te Auffi., ©. 356 und die angef. Literatus; Gilbart, 
History of bank., S. 126 fg. Wenn etwa dieſe Vorſchriften die Luſt 
zu Bankunternehmungen vermindern ſollten, ſo iſt dieß nichts weni= 
ger als zu beklagen, da, wie bemerkt, die große Zahl der Banken 
nur ſchaͤdlich if. | 

15) So iſt angeorbnet für die englifchen Landbanken yon Bierteljahe 

| zu Bierteljahr. Auch die Bank von England erläßt ſolche Bekannt⸗ 
machungen, wie auch, - wenigftens alljährlich, noch mande andere 
große Bank. Eine burhfguitiliche Angabe iſt nöfhig, da⸗ 
mit nicht eine vorübergehende Schwankung den Credit unverbient 
zerſtoͤre. 
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bedärfniß erfordert, und ed wird vinb An von Bapiergelb 

geſchaffen, meichesımeben "allen Nachtheilen "eines: Tolchen 
noch bie eigenthuͤmlichen hat, nicht vom Etadte verfichert 
zn. feyn und ohne Wiffen und gegen den Willen befielben 
von Privawperſonen nach. Belieben vermehrt werden au 
können. — Hier ift Fein anderes Hilfämittel, a8 bdas 
unbebingie Verbot der Annahme und Ausgabe bon Noten . 
in öffentlichen :Kaften als ‚gefßslicged: Zahlungsmittel. 
Daun bleiben die Nöten, wab / ſte ſeyn follen, eine Er- 
feichterung für ben Verkehr neben: berh' regelmäßig 
verwendeten Metällgelde*r):: Asichdient hierzu bie Be⸗ 
ſtimmung einer ziemlich bo eidg 9 des 9 Mindeſt- 
werthes der einzelnen Roter nr. 


Unter dieſen Bedingungen, alleiti auch nur unter . benſelben, 


mögen die Zettelbanken beſtehen, ohne daß die Gefahren den 


Nutzen derſelben uͤberwiegen. "Doch ſcheint es nöthig, den allge- 
meinen Grundſatz feſtzuſtellen, daß die Geſetzgebung zu allen 
Zeiten neue Sicherungsbeſtimmungen auch füͤr die bereits be— 
ſtehenden Banken feſtſtellen fönne, wie das s Bedürfuiß ſolcher 
ſich ergeben ſollte. DEE 

Leicht erledigt ſich nun endlich no 8 die Dritte Hauptfenge 
welchen Antheil ber Staat an ber Gründung and Leitung von 
Banken zu nehmen habe? 

Es iſt zu unterſcheiden. Giro-Banken werben der 
Natur der Sache nach nur von Kaufleuten errichtet, indem 
nur Solche, welche beſtändig mit einander abzurechnen haben, 


16) ©, Gouge, a. a. D., ©. 135 fg.; Mac-Culloch, Handbuch, 
Suppl. Band, ©. 58 fg. Die entgegenitehende Beſtimmung hin« 
ſichtlich der Noten der engliſchen Bank kann, bei der ganz eigen: 
thümlichen Stellung dieſer Anſtalt zum Staate, nicht als Beleg 
der Unrichtigfeit diefer Forderung angeführt werden. Ueberdieß hat 
es an Nachtheilen der Einrichtung auch nicht gefehlt. 

33 * 
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Theif nehmen können. Bei biefer Art von Banken ift alſo 
eine Gründung durch den Staat nicht benfdag,, Nur mag der⸗ 
felbe immerhin durch Ueberlafjung eined tauglichen Gebäudes, 
durch Verle hung von Militär-Wache zum Schutze ber Gelb- 
vorräthe, allenfalls durch Beiordnung eines landesherrlichen 
Commifjärs zu den ‚jährlichen Kafjen- Unterfuchungen,. das ber 
gründete Unternehpeen fihern und begünftigen. — Anders 
verhält es fich bei ,Zettel-Banfen, Hier kann an und für 
fich der Staat recht gut Durch Uebernahme von Actien an der 
Gründung mehr oder weniger bedeutenden Antheil nehmen; 
und natürlich gewinnt eine Bank durch eine Theilnahme des 
Staates bedeutend an Credit und fomit an Ausdehnung ihrer 
Geſchäfte. Allein es fprechen gegen: eine ſolche Staatötheilnahme 
bie entichiebenften Gründe. Einmal fteht der Sap feft, daß 
bie Staatögelder zu Handeld- Unternehmungen, welche doch 
immer gewagt find, ‚misht verwendet werben: follen. Sodann 
ift viel eher zu fürchten, daß der Staat in einer Verlegenbeit 
der Bauf,die Noten derſelben als Bapiergeld, alfo mis Zwangs- 
umlauf,:.erflären, und dadurch Die ganze Natur der Einrichtung 
ändern. hynnie. „Noch mehr vielleicht fteht ferner zu beforgen, 
Daß bey.:Staat feine Verbindung zu verberblichen Zwangs- 
anlehen aus. den, Bankfonds mißbrauchen und ‚dadurch endlich 
ben Umergang, ‚Ber Anftalt herbeiführen wird. Seden alles 
Tann. nieht darauft gezählt werden, daß die Negirung die oben 
verlangten „Gicherungs - Maafregeln gegen .:tine Banf, bei 
welcher fie. ſelbſt betheiligt ft, firenge und umfaffend durd- 
führe... Endlich kann mit Gewißheit darauf gerechnet werden, 
bag wenn bie. Gründung einer Zettelbanf wirkliches Beduͤrfniß 
für den Handel eines Landes ift, fich eine. ſolche auch durch 
reine Privatfräfte bilden. wird; ; eine nicht nothwendige iſt aber 
vielfach nicht wuͤnſchenswerth. Darüber bedarf es gar keiner 
Erörterung, daß eine Bank, ſel' ſie num angelegt von wen fie 
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wolle, nicht durch Hanbelövorrechte und Monopole begünftigt 
werben barf, indem"weder ihr Beftehen an und für fich fo 


wichtig und nothwendig fft, daß eine Beeinträchtigung ber. 


allgemeinen Rechte gerechtfertigt würde, noch auch ſolche un» 
billige Vorzuͤge zum Beſtehen einer vernünftig” verwalteten 
Bank nöthig find 17). — Der Nutzen von Leihbanken iſt 
ohnedem zu beſchränkt, als daß ber Staat an "Begründung 
irgend ein hinreichendes Intereſſe nehmen könnte. 
$. 180: 
5) Börfen. — Makler. — Niederlagen. 


Zum Schluffe mag noch einiger, allerdings nicht unbe- 


‚dingt nothwendiger, Hülfdeinrichtungen Erwähnung gefchehen, . 


welche ‘aber doch ‚von Wichtigkeit für bie Förderung des 
Waaven-Umfages find, und ſomit nicht. unterkaffen werben 
dürfen. ME Bu SE Zr 

Hierher gehören vorerft die Börfen, d.: h. Öffentliche 
umfaffende Räume, in welchen ſich, mit Umgehung Jeitrauben- 
der Beluche in den Häufern, täglich zu einer pafienden Stunde 
die Kaufleute, Mafter und Sciffscapitäne verfammeln, um 
fih über Sefchäfte zu befprechen. Der Befuch ift freiwillig, 
‚doch werben gerichtlich erflärte Betrüger ausgeichlofien. “Die 
‚den Handelsftand- betreffenden öffentlichen Bekanntmachungen 
werden fehr zwedmäßig in einem folhen Berfammlungs-Raume 
angefhlagen oder in Bücher eingetragen; nicht felten verlangt 
bieß fogar das Geſetz als Bedingung einer genügenden 
Belanntmachung. Eine Börfenorbnung forgt für eine beftimmte 





17) Solche Borrechte find übrigens nichts Seltenes. Sy hatte bekanntlich 
bie engliſche Bank bisher das ausfchließende Recht, Wechſel in London 
und in einem beftimmien Umfrelfe zu difſcontiren. In anderen 
Fällen ift der Handel mit Silben- und Goldbarren ihnen allein 
übertragen. ©. Rau, a. a. O. 
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Zeir der Verſammlung, 'fo' wie für bie nöfhigen Bequemlic- 
Teifen zum Abſchluſſe "uhr: Söfchäften. Eigene Beamte (am 
Hefte von ben Kaufletten ins? ihrer Mitte gewählt) forgen 
Für Einhaltung diefer Orbhinig: — Natürlich bedarf nur eine 
‚Bedesitende Handeläftadt einer folgen Einrichtuntz, und es mug 
He Regirung ‚daher bie Bitte ber Kaufleute um Beifland’ zur - 
Gilindung Abwiitten 9), n. 

Wichtig für die Sicherheit und die Grleichterung bed 
PWaauenumjäpes find bie Waarenfenfale oder, Maler. 
Sie: dienenzäheils als Auffinder und DVermitifer von Ber- 
föufern und Maͤufern, indem fie die Borräthe von -feilen Waa⸗ 
ren und. dereg ‚Breife wiflen; theils als Zeugen der Rechts⸗ 
giltigkeit,ber nanıdbuen vermittehen Käufe, indem fie Die 
wehentlichen Beiimmmgen ;Deuelben in Regiſter eintragen, 
welche im Noibfalle als Beweitmittel dienen; Wehe als Wean- 
‚rerbenner, :jopatt wenn es ſich von Beſchädigung einer Waare, 
ds überhaupknen dar Beſchaffenheit, der Gattung und Art, 
Iury bem Zuflandessberfelben Handelt, und ein Kunſterftändi⸗ 
ger einlärkbeiliahgeben folls theils endlich als Preisbeſtiim⸗ 
mer Tavaioren. Die Redlichkeit, Thäͤtigkeit und Sachlenntniß 

1) S. Eibbini, Unterf.: über die Beftimmung einer" Börfe. Mien, 
4818; Rau, Volkswirthſch. Politkki, S. 383, — Brivat-Unteriäh- 
mern iſt die Miſegung von Leſe⸗Slelry, Neuigfeite-Büreans u. Te. 
u ‚PR, ‚der Nähe per, Börfe zu überlaffen. Sehr zwpeckmaͤßige aber iſt, 
wenn der Poſtenlauf nach den Börfenftunden an eurhnef wird, ſo 
zwar!! vaß ‘die Poſten einige Etunden vor Ero ung det Vorſe 
Y:sgmltingen, die abgehenden aber erſt einige Stunden dk: ihtem 

Schluſſe befördert werden, — Eine eigenthümliche Art vyn-HYhrſe 

iſt das hocol zu den gegenſeitigen Abrechnungen ber Londoner Banl- 

häufer, das „London bankers clearing house.“ In demfelben wer⸗ 
A yo täglich im Duxrchſchnitte 3 Milkion Pfd. Sterl. bezahlt, wozu 

Jedoch nur 313,000 Pfd. Geld nöthig find, indem das übrige gegen⸗ 

vr . Mitig abgerechnet wird. Im J. 1839 beiing die Gefammifumme 


954 Mil. Pfr. St., die wirlliche Zahlung aber 66 Mill. S. Comp. 
to the alman., ©. 170. 
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der, Makler if} für Die Kaufleite yon ber ‚größten Wichkiafeitz 
am beften wird, paber der Staat auch die Wahl berfeiben, dem 
Handelsſtande überlafien ‚und, qur für ‚Die Beeidigung,. mub 
bie. Einhaltung ber ihnen gegebengy, Drbuung, ‚ppligeilih and - 
gerigtlich forgen. In großen. Hanhelsfädten gicht. eq für ‚Jede 
Battung von Waaren eigene Makler ; ‚bie Wahl derſelbencbleiht 
dann den mit dieſen Waaren regelmäßig ‚handelnden Kaufleu⸗ 
ten überlaffen 2). Er 


Endlich ſind noch die Niederlagen, Entrepots, zu 


erwähnen; b. 5. oͤffentliche Magazine, in welchen. Waaren 


gegen einen geringen Lagerzins aufgenommen ünd gegen Beeins 
trächtigungen möglichf gefchügt werden. Sie find in mehrfacher 
Beziehung?von Withtigfelt für den Kaufmann. Zunächſt 'ges 
währen fie bie Möglichkeit, Waaren His ıya deren Verkauf oder 
Welterfortfchaffung "mit möglichfter” Sicherheit niederzulegen. 
Sodann erfparen Fe bie Bereithaltung von Magazinen, indem 
auf bie bloſe Vorweiſung von Proben, welche den in ber 
Niederlage befindlichen Waaren entnommen find, dier@ßerfäufe 
abgefchloffen werden und bie Waaren an -beniftäufer über 
gehen können. Berner erleichtern Feifür Käufer mai Berkäufer 
die. Weberficht über die Menge der zum Verkaufe, auögefepten 
Waaren-Mengen. Endlich Fönnen; fle dadurch vom Staate 
zur Begünftigung bes Handeld benügt: werden, daßner bie 
Entrichtung der Zölle und fonfigen Abgaben von eihgeführten, 
in Die öffentlichen Niederlagen gebrachten Waaren bis zum 


"Augenblide des Verkaufes im. Anftande läßt, bei unverfauft 


wieber aus bem Lande ausgeführten Segenſtänden aber gar 
nicht einforbert. Beides aber gewährt ſowohl für den Zwi⸗ 
ſchenhandel, als für bie Ginfubr. Iember Waaren Zinfener- 


— m, 


2) ©. Leuchs, Syftem bes Santee, BD. u, S. mer; ætarit, 
Tuchllopadie, Bd. 83, ©. 55 Mi A ee 35 





. 
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fparniffe, unb.bietdt fomit für den Kaufmann eine bedeutende 
Erleichterung und möglicherweife durch Berminderung bes 
Koftenpreifes, erhöhten Abſatz; für den Staat aber macht es 
bie, leicht zu mißbrauchenden, NRüdzölle in ber Regel uns 
nöthig 9. 


+ 





3) Jedem ift die Wichtigkeit der englifhen Magazine unter Könige= 
Schloß, der franzöfifchen Entrepots, der deutfchen Hallen befannt. 
Bol. übrigens Leuchs, a. a. O., ©. 48 fg; Mac-Eulloch, 
Handbuch, Art. Docks und Verfhluß-Syftem. — Ueher den, in 
mancher- Beziehung bebenflichen, Nothbehelf der Privatnieder⸗ 
lagen, entrepöts fictifs, ſ. Rau, Volkswirth. Polit., S. 501. — 
Nicht zu verwechſeln mit den, blos Vortheile gewährenden, Nieder⸗ 
lagen find bie Sreihäfen, d. 5. Sees oder Fluß-Stäbte, welche 
vor der Zolllinie liegen, und in welchen die Schiffe aller Bölfer 
ohne irgend eine Abgabe einlaufen, - alle Arten von Waaren 
zulffrei eingeführt und wieder verfchifft werden dürfen, Erſt wen 
fie rüdwärts in das Land gebracht werben, unterliegen fie der 
Verzollung. Daß in einem ſolchen Freihafen ein bedeutender Zwi- 
ſchenhandel fich bilden wird, ift feinem Zweifel unterworfen; und 
die Erfahrung weist auch diefe Lebhaftigfeit des Verfehres-in den 
Freihäfen häufig wirflih nad. Daß eine Seeſtadt in ihrem 
befonderen Intereſſe nach diefer Befreiung verlangt, ift fomil auch 
natürlich, Allein die Gewährung derſelben fcheint doch in Rückſicht 
auf das allgemeine Wohl verweigert werben zu müflen. Auf der 
einen Seite ift nämlich der aus dem Zwifchenhandel eines Frei- 
Hafens gemachte Gewinn, näher unterfucht, nicht von der großen 
auf den erften Blick erfiheinenden Bedeutung, weil er zu einem 
bedeutenden Theile von Fremden, welche an einem ſolchen Platze 
zufammenftrömen, fih nach gemachtem Gewinne aber wieder ent- 
fernen, bezugen werden wird. Auf der andern Seite aber hat die 
Befreiung - des einen Plages große allgemeine Nachtheile, Die 
Kaufleute und Schiffer in den dem Zolle unterworfenen Häfen find 
im offenbarften Nachtheile, und können die Mitwerbung in dem 
Zwifchen-Handel, und leicht felbft im Aus: und Einfuhr-Handel, 
nicht aushalten. Was alſo von den Einen gewonnen wird, geht 
bei ven Anderen verloren; davon abgefehen, daß der Handel zum 
Theile genöthigt wird, von feinen natürlichen Wegen abzuweichen. 
Derfelde Fall tritt ein für manche Arten von Bewerben, welde 


+ 
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daher mit Schaden von ihren biehetigen Standbrten in den Frei⸗ 
hafen verpflanzt werden. Dadaurchpyffljeren gher bie übrigen Lan⸗ 
bestheile eine ermunternde Aufregung, Abjapwege, Kapitale. Hnter 
diefen Umſtänden find denn für ein “größeres Land die Nach ihelle 
überwiegend; und nur fonveränk? Habe mit feinem ober unbedeu⸗ 
tendem Gebiete werben ſich des Nutzens allein erfreuen. A. M. iſt 


Sismondi, Rich. commerciale, Bd. II, 
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Viertes Napitel. 


Manfregeln. hinſichtlich des Vermögens— 
Genuſſes. 





j1- $. 181. ‚3 
1) Ueber Bermögens-Berwendung im Allgemeinen. 


Erft durch Anwendung erfüllt ein Gut feinen. Zweck; 
benn blos, um, ‚zur Erreichung menſchlicher Zwecke zu dienen, 
ift es hervorgebracht worden. Blos dieſe Anwendbarkeit giebt 
ihm... feinen Werth, macht eine Sache. zum Gute. Die An« 
wendung ber Güter ift baher etwas ganz Naturgemäßed; und 
nur auß Mißverſtand oder in aſcetiſcher Verſchrobenheit kann 
der Gebrauch der äußern Guͤterwelt grundſätzlich getadelt 
werden. Ueberdieß wäre eine unbedingte Beichränfung oder 
Verhinderung des Gebrauches auch deßhalb unzwedmäßig, 
weil dadurch ogleich die Luſt zur Erzeugung neuer Güter 
erſtickt würde. Nur um das Sefchaffene und Erworbene auf 
die eine oder die andere Art zu genießen, bringt ber Menich 
materielle Güter hervor; ; keineswegs aber um Unanwendbares 
zu befißen, ober blos um zu arbeiten. Wenigftens find folde 
Einnedarten fo ſelten, daß fie bei allgemeinen Vetrachtungen 
nicht in Anſchlag kommen t). 


0 Die rneratar über dig. hier zur Frage kommenden Frage, gewoͤhnlich 
zufammengefaßt unter, dar Geſammibezeichnung Luxus, iſt ſehr zahl⸗ 


J 
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Hiermit fol aber freilich nicht gefagt ſeyn, daß jeglicher 
Gebrauch bes vorhandenen Bermögens gleich zwedmäßig oder 
auch nur gleichgültig fei. Vielmehr ift fowohl in privatwirth- 
fhaftlicher als in flaatlicher Beziehung. «in großer Unterfchieb 
zwifchen den verfchiedenen Arten der Güter Verwendung, und . 
einzelne derfelben find - in ihren "Zolgen nichts weniger als 
loͤblich und wünfchenswerth, fo daß keineßwegs ein gleiches 
polizeiliches Verhalten hinf chtlich ihrer Begünſtigung ſtatifin⸗ 
den kann. 

Zur richtigen Wardigung dieſer Folgen iſt aber zunächſt 
nothwendig, die verſchiedenen Beziehungen zu unterſcheiden, 
welche bei der Guͤterverwendung ſtattfinden. Erſt eine ſcharfe 
Auseinanderhaltung derſelben führt zu einer Einficht in bie 
geſammten Wirkungen, während eine einfeitige Berüdfichtigung 
ber rinen au der andern zu ganz falfehen Schiffen führen 
könnte. Es ſinb aber dreierlei ſolche Deziehungen vor⸗ 
handen | 

j Ginmal nämlich kann der Gebrauch aus dem Gefichts- 
puncte ber Wirkungen aufgefaßt werden, welche er für die 
Güter felbft hat. Und hier findet fich denn, daß fie, je nad) 
ihren Eigenſchaften und den Verwendungszwecken, theils ge⸗ 
braucht, theils verbraucht werden. Blos gebraucht werden ſie, 
wenn ſie nach gemachter Anwendung in wenigſtens ungefähr Ä 
derjelben Form, Dienge umd Eigenſchaft vorhanden find; ver⸗ 


29 


reich. Die bedeutenderen dem Gegenſtande eigens gewidmeten Schrif⸗ 
ten mögen feyn: Pinto, Essai sur le luxe. Amst., 1762; Dumont, 
Theorie dulaxe. Par., 1m; Ploucquet, Phuloſoph. “polft. Verſuch 
über den Luxus. A. d. Franz. Lpz., 1789; Mau, Ueber den Luxus. 
Erl., 1817; Penning, De luxu et legibus sumtuariis. Lugd. Bat., 
1836; Roſcher, Ueber den Luxus, in Rau's Archiv, Bd. VI, 
S. 48 fg. Außervem verſteht fich von ſelbſt, daß alle Syſtene der 
Volkswirthſchaft ich mit dieſer Materie Heftgäftigen. 
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braucht aber find fie, wenn fie, um zu dem beftimmten Zwecke 
zu dienen, in ihrer bisherigen Geftalt vernichtet werden und 
badurch andere Formen, vielleicht auch Eigenfchaften, erhalten. 
u Zweitens kann Her Gebrauch aus dem Gefichtöpuncte ber 
Folgen für die Geſammtmaſſe der Güter aufgefaßt werden. 
Hier aber leuchtet denn ein, daß ein Theil der Güter nur 
deßhalb verwendet wird, um fogleich andere fachliche Güter, 
berfelben oder verſchiedener Art, hervorzubringen, während ein 
anderer Theil biefen Zwed nicht hat, fondern aus anderen 
Sründen und zu anderen Zweden verwenbet wird. Sene wie- 
dererzeugenbe (reproductive) Verwendung bejteht theild im 
dem Aufwande zur Erhaltung der arbeitenden Menſchen und 
Thiere, theild in ber Verwendung zu Mafchinen und Bor- 
räthen aller Art, welche nothwendig find zur Hervorbringung _ 
son Gütern, dba es dem Menfchen verfagt ift, aus Nichte 
Etwas zu. fchaffen. Sie alfo hat Feine Verminderung der 
allgemeinen Gütermaffe zu Folge, oft fogar eine bedentende 
Vermehrung bderjelben. Anders aber bei der unfruchtbaren 
(fterilen) Verwendung. Hier entfteht jeden Falles eine Lüde 
in dem vorhanden gewefenen Vorrathe. Jedoch darf nicht ver⸗ 
fannt werden, daß biefe Art der Verwendung keineswegs immer 
blos aus Gebanfenlofigfeit und im Leichtfinne gefchieht, oder 
blos zum Vergnügen und zur Erhaltung müßiger Menſchen 
bient, fondern daß fie die Bedingung ift, um in vielfacher Be- 
ziehung materiellen und immateriellen Nugen zu ftiften. — 
Drittens mag man fi auf dem Standpunct der Zwedmäßig- 
feit ftellen, und babei dann eine nothwendige Verwendung 
unterfcheiden von einer überflüffigen. Bei ber erftern werben 
weber foftbarere noch mehr Stoffe verwendet, als ber, materielle 
oder. immaterielle, Zweck zu feiner vollftändigen Erreichung er⸗ 
fordert. Bei der andern aber übertreffen die Mittel den Zweck 
in Beziehung auf ben Werth oder auf die Menge, wo denn 
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im erften Falle. die unnöthige Verwendung Luxus, im andern 
aber Berfchwendung genannt wird 2). 4 

Faßt man nun, mit beitändiger Berüdfichtigung dieſer 
verſchiedenen Beziehungen, die. priv atwirthfhaftlidhen 
Wirkungen der GüterAnwendung, jomit ihre Bolgem fün.ben 
Stand bed Vermögens der einzelnen Handelnden, ind Auge: 
fo leuchtet vor Allem ein, daß ber bloje Gebrapph,,einer Sache 
ein Vermögen nicht vermindert, Celbft wenn derſelbe uns. 
fruchtbar und überflüjfig ift, bleibt wenigftens ber Beſtand des 
Beſitzes berfelbe; und höchſtens iſt, zu bedauern, baß Teia 
pofitiver Gewinn erzielt wurde. War der Gebraud) ein repro- 
buctiver „fp vermehrt, er fogar den Vermögensſtand. Anders 
verhält 69 ſich mit Dem Verbrauche. Diefer vermindert jeden- 
falls die Summe des Vorhandenen; doch iſt dabei wieder zu 


2) Allerdings werden dieſe Begriffe auch anders beſtimmt; allein es 
ſcheinen fi dagegen gewichtige Einwendungen rachen zu laſſen, 
zwelche die im Texte angenommenen Definitionen nicht treffen. So 
verſteht z. B. Rau, Volkswirth. Lehre, ©. 390, unter, Anus 
„denjenigen Verbrauch, der blos einen ae Güter PET 
bezweckt, vhne ein weſentliches Bedürfniß zu be friödigen. “ lein, 
einmal wird hier Lurus und Verſchwendung nicht unterfchieden, 
während dieſe beiden Artey,des unnötigen VBerbrauches .uffenbar 
verfchieden find; zweitens iſt nicht berüdfichtigt, daß Lurus nicht 
blos hinſi chllich des Zweckes, ſondern auch hinſichtlich der Mittel 
Uibes -Gebrauches flattfinden kann. Und wenn Sith ar, National: 
Oekont12S. 406, zwifchen Luxus, wo nämlich der Verbrauch zwar 
über das richtige Maaß hinausgeht, aber doch verfländigen Zweden 
dient; Schwelgerei, wo der Verbrauch über die Befriedigung 
verflindiger Bedürfniffe hinausgeht; und Berfhwendung, wo 
das Kapital angegriffen wird, unterfcheidet?"fo foll zwar darauf 
fein befunderes Gewicht gelegt ‚werden, daß Schwelgerei in einem 
ganz ungewöhnlichen Sinne genommen wird; allein nicht zu läugnen 
it, daß ein verfchiedener Eintheilungsgrund benügt wird; ſodann 
daß ein Kapitalangriff gar wohl vorkommen Tann, "ohne daß Ver— 
fhwendung fattfindet, während umgekehrt diefe begangen werben 
mag au aus bloßen infommen, 145% 
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unterſcheiden. Bei einem unfruchtbaren Verbrauthe bleibt es 
unmittelbar bei dieſer Verminderung; nur kann ed ſich zutragen, 
daß mittelbar das DBermögen dennoch anf die Dauer feinen 
Nachtheil davon: hat, wenn nämlich bie: Luft, fich-'zu folcher 
Verwendung bie Mittel zu verfchaffen,‘ die Arbeitstihätigfeit- im 
Allgemeinen fteigert. Bin wiebererzeugenber Berbrauch dagegen 
fchafft feiner Natur nach immer neue Gegenſtände, felhft viel 
leicht von höherem Werihe, und ift fomit nicht nur Fein 
Schaden für das ‚Vermögen, fondern fogar notwendige Be⸗ 
dingung ber Vergrößerung beffelben. Doch gilt dieß unbedingt 
nur von dem nothiwendigen reproductiven Verbrauche, nicht 
aber von dem Inrnridfen ober verfchwenderifchen. Denn wenn 
durch denfelben auch etwas hervorgebracht wird, ſo Fann Doch 
dieſer MWiebererfab leicht Meiner feyn als die unnöthigerweife 
beträchtliche Ausgabe, und ed wird alfo der Verluft durch die 
neue Erzeugung zwar vermindert, aber nicht ganz aufgehoben. 
Und felbft wenn noch ein Ueberſchuß über das Verwendete 
bleiben follte, jo ift dieſer Kleiner, al& er bei verftändigerem 
Verfahren gewefen wäre, fo daß fich jeden Falles eine Min- 
bereinnahme, alfo auch ein DVerluft, herausftellt. - 

Was aber die ftaatlichen Beziehungen der Güter -Ber- 
wendung betrifft, fo ift allerdings ber Vermögensſtand und 
Vermögensgebrauch des Einzelnen unmittelbar von Feiner großen 
politifhen_Bebeutung; allein fie erlangen eine entfchiebene 
Wichtigkeit, wenn bei einer großen Anzahl von Bürgern ficher 
ein gleiches Verhältniß eintritt, Durch eine folche Sleichför- 
migfeit und Gleichzeitigkeit entftehen Wirkungen, welche auch 
für das Wohl und Wehe der Gefammtheit von. Bedeutung 
find, Und daß nicht felten, fogar gewöhnlich, eine große 
Anzahl ein Ähnliches Verhalten zu ihrem Vermögen annimmt, 
zeigt nicht nur. die Erfahrung und die Gefchichte, fondern ift 
auch ald das Ergebniß eines gleichen Geftttigungs- Zuftandes 
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leicht zu erklaͤren. Die Bogen aber, welche für: ben: Staat 
Bedeutung haben, ſind hauptſächlich die Wirkungen auf das 
Bollösermögen im Großen, als auf dag Mittel zu Erreichung 
der öffentlichen Zwede, und bie Wirkungen auf den fittlichen 
und intelleetuelfen Zuftand des Volkes, alſo auf die geiftige 
Grundlage feined Begehrens, Handelns und Ausdauerns. 
DIE der Staat, wenn das Volksvermögen bedeutend und 
überdieß im Zunehmen begriffen iſt, ſomit allmaͤhlig fich Guͤter⸗ 
Vorrath über das unmittelbare Bedürfniß anhaäͤuft, feine Auf⸗ 
gaben im Innern und gegen Außen mit größerer Leichtigkeit, 
Sicherheit und Nachhalligkeit löfen Tann, als bei einem Zus 
‚ ftande ber Armuth und der Berarmung, bebarf nicht erft eines 
Beweiſes. Auch iſt Mar; daß die mit der Neigung der Ge⸗ 
fittigung mindeftens gleichen Schritt haltenden Anfprüche ber 
Einzelnen an bad Gemeinwefen nur bei ebenmäßiger Ver- 
mehrung des Volksvermoͤgens . befriedigt werben fönnen. Somit 
find alle Güter» Berwendungen, welche eine Vermehrung des 
Bermögend zunächft ber Einzelnen, dadurch aber auch ber 
Geſammtheit, zur Folge haben, für den Staat erfreulich; ver⸗ 
fihwenberifcher, Inruriöfer und fteriler Verbrauch aber ift auch 
. für ihn ein Rachtheil, und führt ihn bei großer Ausdehnung 
und langer Fortſetzung in Verlegenheit und Verderben. Unb 
felöft bet einem ben gleichen Werth; wieberherftellenden Ber- 
brauche und Gebrauche Tann er fich nur auf kurze Friſt beru⸗ 
higen. Blos vorübergehende Stißftände oder Rüdfchläge können 
allerdingd durch fpätere um fo größere Erwerbungen unſchädlich 
gemacht werden; allein ein relativer Uebelſtand bleiben fie 
immerhin. j 
Was aber die Wirkungen ber Vermögens » Anwendung 
auf den fittlichen und den intellectuellen Zuftand eined Volkes 
betrifft, fo unterliegt ed feinem Zweifel, daß derfelbe von der 
Art und Größe des Gebrauches der materiellen Güter fehr 


m 
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verfchieben berührt wird. Und zwar finden füh, je nach ber 
Berwenbungsweife, fowohl bei einer nicht erzeugenden, ale 
bei einer wiebererzeugenden Berwendung, gute und fchlechte 
Folgen. So geichieht es einer Seits leicht, daß buch luxu— 
riöfen Gebrauch und Verbrauch für die gewöhnlichen Bebürf- 
niffe bes täglichen Lebens Verweichlichung, damit aber un= 
Träftiger und unfriegerifcher Sinn entſteht; während unnöthige 
und brutale Verfchwendung in foldden Dingen ftumpf und für 
die feineren und geiftigen Genüffe unfähig macht. Auf der 
andern Seite hebt eine zwedmäßige Verwendung zur Befries 
digung der höheren und geiftigen Bedürfniffe den Character 
und die Bildung des Volkes, verleiht ihm (und: dadurch auch 
bem Etaate) ein größeres Maaß von geiftigen Kräften, und 


hat wahrſcheinlich eine zufriedenftellende Geſtaltung dev öffent⸗ 


lichen Verhaͤltniſſe und Einrichtungen zur Folge. Ebenfo treten 
bei einem reprobuctiven Gebrauche je nach dem Geiſte ber 
Betreibenden verfchiedene Wirkungen ein. Bei-einem zu ebleren 
GSefinnungen geneigten Volfe giebt das Bewußtfeyn eines fort- 
fhreitenden, durch eigene Tüchtigfeit erworbenen Wohlftandes 
ein Eelbjtgefühl auch in den ftaatöbürgerlichen Beziehungen, 
und damit eine Iebendige, ehrenwerthe Theilnahme an den 
Angelegenheiten des Gemeinweſens. Dagegen wird ein unge 


bildeter, nur auf materiellen Befig gerichteter ‚Sinn durch 


einen in wirthſchaftlicher Beziehung noch fo vortheilhaften 


- Güterbetrieb nur noch eigenfüchtiger, Dumpfer und unlenkſamer. 


— 


Natuͤrlich aber iſt der Staat im Innern und gegenüber von 


Fremden mit einem fräftigen, rechtöbewußten, unterrichteten 


und edel fühlenden Volke eben fo. gut berathen, als er umge= 
Tehrt übel fährt mit einer fchlaffen, einer brutalen, oder einer 


in Bettelgefinnung und Unwiſſenheit verfinfenden Bevölkerung. 


Hieraus ergiebt fich ‘denn aber auch unfchwer, welcherlei 
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pelizelliches · Verhalten der Staat in Beziehung auf die Güter: 
Benügung feiner Bürger einzuhalten hat. 

Im Allgemeinen iſt natuͤrlich eine verſtändige Anwendung, 
zum Wiebererwerb und zur Vermehrung vorzugsweiſe zu unter- 
fügen; wie dieß denn auch der Gegenftand ber (im Vorftehenden 
bereitd erörterten) vielfachen und- zum Theile ſo großartigen 
polizeilichen Anftalten zur Förderung bed Vermögens ift. 

Ehen fo einleuchtend ift, daß einer Verwendung, welche 
zwar Wiedererzeugung und Bermehrung beabfichtigt, allein 
wegen innerer oder äußerer Unzweckmäßigkeit feinen entfpres- 
chenden Erfolg erwarten läßt, eine Unterftügung des Staates 
nicht gewährt werben fann. Der an bie polizeiliche Hilfe mit 
Recht gemachten Anfprüche find fo viele, daß eine Ablenkung 
der, doch immer nur fparfam zugemeflenen, Mittel auf zweifel-- 
hafte und gleichgültige ‚Unternehmungen ald ganz verlehrt 
erſcheinen. 
Nicht minder feſt ſteht, daß hlos luxuriöſer und verſchwen⸗ 
deriſcher Gebrauch und Verbrauch jeder Staatsunterſtützung 
entbehren muß. Er ſchwächt die Erzeugungskräfte, führt dadurch 
zur Verarmung, und iſt an ſich widerſinnig. Es laßt ſich 
fein verkehrteres Beginnen denken, als durch Begünftigung 
von Lurus oder Verfchwendung den Wohlftand befördern. zu 
wollen 5); denn felbft die einzige anfcheinenb noch vortheilhafte 
Seite ſolchen Vermögensgebrauches, nämlich die Befchäftigung 
und Ernährung einer Anzahl von Menfchen, Fann bei genauerer 
Unterfuhung nur als ein Nachtheil erfannt werden, da eine 
wirthfchaftliche Benuͤtzung und dadurch erzeugte Vermögens⸗ 


3) Bekanntlich ift aber diefer Fehler fchon Häufig gemacht worden; 
ſelbſt Regenten wie Ludwig XIV. und Napoleon waren in diefem 
unglüclichen Irrthume befangen. Auch manche, fonft große, Schrift: 
fleller wußten ſich ihm nicht zu entziehen, fo Voltaire und Mon 
tesquien. 


Mohl, Boligel, II Zweite Auflage, | 34 
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vermehrung die Mittel zu einer noch ausgebehnteren, went 
fchon in ihrem Gegenſtande verſchiedenen, Beſchafuigung an 
die Hand geben wuͤrde. 

Endlich aber folgt, daß ber Staat einen verſtaͤndigen 
Gebrauch zur Befriebigung ber gelftigen Bebürfniffe und zur 
Erlangung eines erlaubten Vergnügens in allewege begünftigen. 
barf. Der Menſch ift nicht blos eine erwerbende Mafchine, 
fondern por Allem ein geiftig und ſittlich begabtes und vervoll⸗ 
fommenbared Weſen. Ebenſo ift ihm ein ben Geſetzen 
des Rechtes oder der Sitte nicht widerfprechender Genuß zur 
Erholung und. Lebenserheiterung wohl geftatte. Daß dieſe 
Abfichten ohne wirthichaftliche Opfer nicht erreicht werden 
fönnen, iſt allerdings wahr und, in- Diefer Beziehung, zu be= 
dauern: allein Vermögenserwerb iſt überhaupt nur. Mittel, 
nicht Endzweck. Nur darf bei diefer Gattung von Staatslei— 
ftungen nie aus den Augen gefett werden, daß die Summe 
der unproductiven Verwendungen dad Maaß bes frei verfüg- 
baren Vermögens regelmäßig nicht überfleigen darf, weil fonft 
eine allmählige Verminderung des materiellen Beſitzes eintreten. 
würde, bei welcher die wirthfchaftlichen Intereſſen und bie 
geiftigen Bebürfnifie gleich ſchlechte Befriedigung finden müßten . 
9 Diefer letztere Satz ift fehr Häufig von Solchen nicht beachtet 

worden, welche die Befriedigung höherer geiftiger Bedürfniſſe und 
überhaupt der mit der Gefittigung fleigenden Lebensanſprüche als 
einen wünfchenswerthen Lurus betrachten. So zum Beifpiel wor 
Hundeshagen, Staatskräfte von Heflen, ©. 165 fg., welder 
„finnigen Gebrauch“ in Schu nimmt; von Alison, Principles 
of populat,, a. v. St., welder die aus der höheren Gefittigung 
entipringenden künſtlichen Bedürfniſſe als ein Hauptmittel der Ver⸗ 
beſſerung menſchlicher Zuftände, namentlich. der Verhinderung 
einer Mebervölferung, betrachtet; oder yon Rofder, « a. O., 
welchem die Befriedigung gefteigerter Anſprüche an das Leben die 


Blüthezeit eines Volkes if. Daß aber auch hier eine Ueberſchrei— 
tung des durch das Vermögen gefebten Manßes zum Unheile führen 
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$. 182. 
2) Bon dem Berbote ſchädlicher Wirkungen. 


Iſt das bisher Exrörterte richtig, fo ergiebt ſich allerdings 
daraus, was der Staat hinfichtli des von ihm felbft zu Un- 
ternehmenden zu thun oder zu laffen hat. Allein damit ift bie 
hiervon ganz verfchiebene, ebenfalls fehr wichtige Frage noch 
nicht beantwortet, ob er nun auch durch pofitives Einfchreiten 
ober durch negative Mittel jeden Einzelnen nöthigen darf 
und fol, fhädliche Anwendungen feines Vermögens zu meiden. 
Diefe Frage ift durch das Vorangehende noch nicht ent- 
jhieden, weil keineswegs ber Bürger zu allem gezwun- 
gen werden kann, was ber Staat bei feiner Verwaltung und 
Verwendung ber öffentlichen Mittel zu berüdfichtigen verpflich- 
tet ift. Nur in fo ferne eine Handlung des Einzelnen unver- 
“einbar tft mit der Erreichung ber Staatszwede, kann fie im 
Nechtsſtaate ihm unterfagt werden. Ob nun ein Tururiöfer 
oder verfchwenberifcher Bermögenögebrauch des Einzelnen, oder 
die Ueberfchreitung bes richtigen Maaßes im Vergnügen und - 
im geiftigen Genuffe in die Klaſſe diefer unvereinbaren Hand- 
fungen gehört; ferner ob Gebote und Verbote bes Staates bas 
richtige Mittel zur Befeitigung wären: dieß eben ift Die Frage. 

Hinfichtlich des Rechtes zum Verbote ließe fich vieleicht 
an fich ftreiten; allein es ift eine Unterfuchung in dieſer Rich- 
tung völlig überflüffig, weil fich unmiderleglich zeigen läßt, 
dag in feinem Falle Verbote und Zmangsvorfchriften Die rich- 
tigen Mittel zu Erreichung des Zweded wären. Sole Maaß— 
regeln wären nämlich 

1) zwecwidrig. Der Reiz und Werth bes CEigen- 


muß, ift ficherlich bei dem Finzeinen ‚wie bei einem ganzen Volke 
unläugbar. 
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thumes befteht nur darin, dag man basfelbe auf diejenige Weife 
anwenden kann, zu welcher das Bebürfnig oder die Laune bes 
Augenblides hinziehen. Ein Eigenthun, welches man auf eine 
sorgefchriebene, Der eigenen Anficht und Neigung fremde Weije ver- 
wenden müßte, wäre mehr eine Laft, als ein wünfcheswerthes Gut. 
Jede Luft, einen folchen Beſitz durch Anftrengungen, Aufopferun- 
gen, vielleicht felbft Gefahren zu erwerben, würde alfo durch 
Zwangsmaaßregeln erftickt, während umgekehrt die Ausſicht auf 
beliebigen Gebrauch zu immer neuen und vergrößerten Cchaffungen 
und Erwerbungen aufreizt. Diefen eigenen beftändig nachfin- 
nenden Trieb Tann aber feine Zwangsmaaßregel erfegen, welche 
höchftens bie gröbften Fehler verhindern und ben nieberften Grad 
von Thätigfeit erzwingen könnte. Es würde alfo gerade bie ent- 
gegengefegte Wirkung haben, wenn ein Bolt mit Gewalt zur 
Erwerbung von Reichthümern und zur Unterlaffung beliebiger 
Vermögensverwendung angehalten werben wollte. 

2) Diefe Maafregeln find aber auch bei einem irgend 
gefittigten und gefunden Volke ganz überflüffig Wenn 
ed auch Einzelne geben mag, welche ihr Vermögen fteril, oder 
Jururiös und verſchwenderiſch verbrauchen; und wenn aller- 
dings folche Menfchen dem Volksvermögen Nachtheil zufügen; 
wenn ferner Andere, freilich in geringerer Anzahl, aus dum— 
mem Geige nur am Befige, nicht aber an ber nüglichen Ber- 
wendung von Gütern Freude haben, fo daß. die Früchte 
des von ihnen zufammengefharrten, aber nun todtliegenden 
Kapitales für das Volksvermögen verloren gehen: fo ift denn 
doch die große Menge der Staatsbürger vernünftiger und 
fucht ihren Bortheil durch möglichft=bedeutende Vermehrung . 
ihres Vermögens zu erſtreben. Mancher fogar, der eine Zeit 
lang ungwedmäßige Ausgaben gemacht hat, fucht fpäter Durch 
verboppelte Thätigfeit das Verſäumte und DVerfchleuderte wie- 
Der einzubringen, Das tobte Kapital des Geizigen aber findet, 
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da der Befiter nicht unfterblich ift, bald eine Verwendung 
ohne allen Zwang. Auch die Erfahrung zeigt, daß bie in 
ihrer Vermögensanwendung vom Staate am wenigften be- 
ſchränkten Völker, trog mancher unzwedmäßigen Anwendung 
im Einzelnen, gerade bie reichten geworden find, fo 3. 3. 
die Holländer, Briten, Nordamerifaner. Allgemeine Maaß- 
regeln zur Verhinderung fchäblichen oder minder nützlichen 
Vermögensgebrauches find fomit bei einem Volksleben der an- 
genommenen Art durch Fein Bedürfniß hervorgerufen: und ges 
rechtfertigt. — Sollte aber auch, wie die Gefchichte allerdings 
zeigt 2), in gewiſſen Zeitabfchnitten: ein ganzes Wolf fich zur 
Verſchwendung oder zum Lurus neigen, und zwar in einer 
‚Zeit der Rohheit zur erften, in der Zeit großer Verdorbenheit 
zum zweiten; und ſollte es durch ſolches Verhalten in ſeiner 
Entwicklung aufgehalten werden, oder gar der Armuth entge⸗ 
gen zu gehen drohen: fo find Doch auch hier Befehle. und 
‚Berbote nimmermehr das richtige Mittel, einen befjern Zuſtand 
zu bewerffteligen. Hier Tann offenbar nur eine ganze Um- 
fimmung bes Volföbewußtfeyns helfen. Iſt Mangel an Ge- 
fittigung Schuld an barbarifcher Verfchwendung, fo liegt Die 
Möglichkeit der Verbefferung in der, ohnedem auch. noch aus 
fo vielen anderen Gründen wünfchenswerthen, allınähligen Stei- 
gerung der Bildung. Bei einer charafterlofen Gefunfenheit 
aber kann vielleicht, wenn irgend etwas, bie Berufung zu 
ernfter Befchäftigung mit öffentlichen Angelegenheiten von ber 
eiteln Sinnesart abziehen und tüchtigere Beftrebungen und 
Gewohnheiten hervorrufen. Vieles wird dabei das vom Staats⸗ 
oberhaupte felbft und feinen Rächften gegebeite Beiſpiel per⸗ 


- 4) Ein unläugbares Verdienſt um bie Theorie’ des Lurus hat fi 
Roſcher, a. a. O., erworben, indem er die -verfchiedenen Entwids 
lungeſtufen der Völker und die ihnen entſprechenden Arten des un⸗ 
nöthigen Vetbrauches, auf die Geſchichte geſtützt, auseinanverhält, 
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fönficher Einfachheit und zweckmaßiger Vermoͤgensanwendung 
nuͤtzen, In beiden Fällen. aber Fönnen offenbar Maaßregeln 
gegen einzelne Perfonen oder einzelne Handlungsweifen nichts 
helfen; fie ändern bie Sefinnung nicht, und, Die materiell gute 
Wirkung bed Befehle wird leicht. umgangen und an bie Stelle 
bes Berbotnen eine andere, vielleicht noch tollere, Vergeudung 
geſetzt. 

3) Wenn aber das bisher Ausgeführte wahr iſt, ſo folgt 
ſogar daraus, daß ber Staat in ber That gar nicht berech— 
tigt iſt, folche Zwangs maaßregeln zu ergreifen. Eingriffe in 
Privatrechie, Beſchraͤnkungen der freien Selbſtthätigkeit der 
- Bürger find nur dann erlaubt, wenn nothwendige oder wenig⸗ 
ftens überwiegend nütliche Zwede des Staates auf Feine an- 
dere Weife erreicht werben mögen. Hier aber müßte der Mangel 
an Ginficht, gutem Willen oder Kraft, um auf bie richtige 
Weiſe das Uebel abzuhalten, einer Befchränfung ber freien 
Willensbeſtimmung ber Bürger zur Cntfchuldigung dienen. 
Ob ber Zwang auf pofitive oder negative Weile ausgeübt 
werden fol, if natürlich völlig gleichgültig. 

Wenn nun aber ber Staat, biefen Grundfägen gemäß, 
dem Einzelnen die beliebige Anwendung feines Vermögens zu 
überlafien hat, fo ift damit namentlich ausgeſprochen, daß 
Burnds oder Aufwand-Gefehe, durch welche beftimmte 
einzelne Handlungen und Berbrauchdarten verboten werben 
wollen, unzuläßig find. Die Entfagung auf fie ift aber um fo 
unbedenflicher, ald die Erfahrung noch überbieß ihre gänzliche 
Nubloſigkeit zu allen Zeiten gezeigt hat. Theils nämlich innen 
fe von Solchen, welche einmal Aufwand zu machen Luft ha⸗ 
ben, gar leicht umgangen werden; theils wollen fie vom Staate 
felbft auf Die Dauer nicht gehandhabt werden, weil fie, bei 
den Veränderungen der Sitte und ber wechſelnden Anſicht 
über das, was Lurxus ſei, gar Heicht ins Lächerliche fallen, 
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ober übertrieben hart waͤren. Deſſen gar nicht zu gedenlen, 
daß fie, follen fie nicht ganz wiberſinnig feyn, Unterſchiebe 
zwiſchen ben verfchiebenen Bürgerlaffen feſtſetzen müffen, welche 
ber Berfaffung eined Rechtsſtaates und ben itzigen Gitten 
zuwider wären 2). — Eine andere Frage freilich iſt, ob wigt 
folhe Handlungen und Eitten mit einer Abgabe belegt 
werden dürfen? Hier kommt es nun aber hauptfächlich darauf 
an, ob Verbrauch Steuern überhaupt im Staaie eingeführt 
find, oder nicht. In jenem alle mag auch biefe Art von 
Verbrauch befteuert werden, und fogar mit mehr Binigfelt 
und wenigerem Nachtheile als ber notwendige Verbrauch. Iſt 
aber dieſe Beſteuerungsart im Allgemeinen nicht Geſttz, fo IR 


2) Bekanntlich führt die Geſchichte faſt aller, namentlich auch der 
alten, Bölfer eine Menge Beiſpiele yon Luxus⸗Geſetzen jener Art 
an: allein überall Hat fie auch die Muplofigfeit derfelben einza⸗ 
geftehen. Ueber die Luxus⸗Geſetze der Römer f. z. B. Platner, De 
legg. sumtuariis Romanorum. Lips,, 1751, 4; Boxmann, De 
legg. Rom. sumtuariis, Lugd. Bat,, 1816. Bon den Griechen if 
Vieles zufammengeftellt bei Wach smuth, Gellmifche Alterthumo⸗ 
kunde, Bd. II, Abth. 2. Die Geſetze des Mittelalters ſ. bei Halle 
mann, Städteweſen, Bd. IV, ©. 134 fg. Bon den fpanifchen 
Geſetzen giebt Nachricht Sempere y Guarinos, Historia del 

-  Jaxo y de las leyes suntaarias de Espafia. Madr., 1788; Ueber bie 
neueren beutfihen Luxus⸗Geſetze, f. Berg, Polizeirecht, Band IE 
S. 23. fg. Ueber die franzöſiſchen: Vertos, in ben Mem. de V’ Acad 
des inscript , Bd. VI, ©. 737. Ueber die hollaäͤndiſchen Penning, 
a. a. O., ©. 46 fg. Huch unter den Theoretifern war früher all 
gemein tie Anſicht von ber Nothwendigkeit und Nützlichkeit von 
Luxns⸗Geſetzen verbreitet; allein feit der Mitte des ISten Sahrs 
hunderts änderten ſich die Orunbfäge in dieſem Puncte ſchnell und 
affgemein, fo daß itzt nur felten noch eine Vertheibigung jener 


Maaßregeln verfucht wird. Der jüngfte Verfuch diefer Art if ger 


macht vun Roſcher, a. a. O., welcher ſolcher Verbote wenigſtens 
im dem Zeitalter barbarifcher Vetſchwendung und in dem finfender 
Verdorbenheit an der Stelle findet. Allein zeigen nicht bie von 
ihm felbſt vielfach angeführten Beifpiele die Nutzloſtgkeit des Ver⸗ 
fuches auch in dieſen beiden Stadien ves Bultsichene T 
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‚auch in, biefem Puncte von. ihr abzuflehen, ſowohl weil die Er⸗ 
hebung einen unverhältuißmägigen Berwaltungsaufwand ma⸗ 
‚(hen möchte, ald weil fogax die Bezahlung einer ſolchen Steuer 
‚zu einem weiteren Reige für die Eitelfeit wird, und — als ein 
Yogterer Beweis von Reichthum — zur größeren Verbreitung 
ber befteuerten Art von Lurus beiträgt. Jeden Falles wirb 
nur bei großen und reichen Bölfern etwas Erkleckliches von 
ſolchen Abgaben für die Staatskaſſe zu erwarten feyn, und 
‚nie darf die Abgabe fü hoch gefteigert werden, daß fie einem 
Berbote oder einer Strafe in ber Wirkung gleich kommt 3). 
., Bon biefer allgemeinen Regel, baß der Staat dem Ein- 
zelnen eine ſchädliche (aber nicht rechtswidrige) Verwendung 
feined Vermögens zu geftatten habe, und ihn nur durch in- 
Directe Mittel zu freiwilliger Aenderung feiner Handlungsweiſe 
veranlaſſen könne, finden nur zwei Ausnahmen flatt, nämlich: 
1) Das Verbot unf ittlicher Vermögensanwendung, 
welche auch Anderen zur Anreizung zu ähnlichem Betragen 
dienen Tann, ober gar fol. Hieruͤber f. oben, DO. I, 8. 91 
und 94. Sodann 
2) die Verhinderung eines wahnfinnähnlichen Ver⸗ 
brauches, wenn durch denſelben das ganze Vermögen des 
Betheiligten vernichtet werden, und dieſer alſo entweder 
ſeinen dazu verpflichteten Verwandten oder, in Ermangelung 
Solcher, den öffentlichen Armenanſtalten durch feine Schuld 
anheimfallen würbe. Eine unbedingte gefeßliche Verpflichtung 





3) Ueber Luxus⸗Steuern r A. Smith (Basl. Ausg.) Bb. IV, S. 240 fg.; 
Sacob, Staatsfinanzwiflenihaft, Bd. I, S. 1004 fg.; Sismondi, 
Nouv. principes, Band II, Seite 207 fg; Krehl, Steuerfyfiem, 
€. 319 fg; Malchus, Finanzisiffenfeaft, Bd. L ©. 357 fe; 
Rau, Finanzwiſſenſchaft, I, ©. 224. — Bon den britiſchen as- 
‚sessed taxes, dem bedeutendſten Beifpiele von Lurusftenern in ber 
neuern Zeit, (fie tragen, nach Abzug der Landtare, gegen 3 Mil 

lion Pfb. ©t,,) |. Raumer, Das britifche Beſteurungsſyſtem. 
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zur Unterflügung Verarmter erforbert als Correlat Berhindes 
rung des Mifbrauches. Iſt e8 nun ſchon unmöglich, alle 
Fehler, . welche zu gänzlicher Verarmung führen können, zu 
verhindern; und muß fogar, aus Achtung gegen bas Eigen- 
thumsrecht und aus Schen, die freie Thätigfeit zu beſchränken, 
im Zweifel, d. 5. fo fange eine Hanblungsweife noch bie 
Möglichkeit eines erträglichen Ergebniffed gewährt, ſich ber. 
Staat des Einfchreitens enthalten: fo giebt es doch Fälle, in 
welchen auch der letzte Schein von Vernunft erlofchen if. 
Hier darf und muß denn ber Staat ben bei genauer Unter 
ſuchung als unfähig zum: vernünftigen Gebrauche Erfannten 
der Verwaltung feines Vermögens entfehen und biefes unter 
öffentliche Wormundfchaft nehmen. Oeffentliche Bekanntma⸗ 
ungen. haben Dritte vor Nachtheilen in dem Verkehre mit 
dem Bevormundeten zu warnen. Die Vormundſchaft aber 
dauert fo lange fort, bis eine hinreichende und zuverfäffige 
Beflerung der Sinnesweife eingetreten iſt. — Gewöhnlich ift 
die Unterfuchung und die Mundtobt-Erflärung der Verſchwen⸗ 
der den Gerichten überlafien; es ſcheint aber Fein hinreichender 
Grund vorhanden, warum nicht die Polizei = Behörden biefe 
Sicherſtellung des allgemeinen Interefied übernehmen Tönnten. 





 Bweiter Cheil. 
Sormelle Grundfäße. 


} — — 


Erftes Rapitel. 
Organifation der Wolizei-Behörden. 
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1) Trennung der Polizei von den übrigen Zweigen ber 
Verwaltung. 


Arbeitstheilung iſt auch in intellectuellen Dingen das 
ſicherſte und eigentlich nothwendige Mittel, um Schnelligkeit 
und Gewandtheit ber Gefchäftsbehandlung zu erzielen. Dazu 
kömmt noch, daß, je mehr die Wiffenfchaften und fonftigen 
Kenntniffe fi ausbilden, Faffungsfraft und Gedächtniß des 
Menſchen immer weniger binreichen wollen zur völligen Be- 
herrihung mehr ald Eines Zweiges des Wiſſens. Allerdings 
hat die Arbeitstheilung Teicht auch Nachtheile. Theild nämlich 
läßt eine gewiſſe Einfeitigfeit ſich kaum vermeiden, indem das 
Bewußtſeyn ber verhältnißmäßigen Wichtigkeit und gegenfeiti- 
gen Stellung einer Arbeit für Den verloren geht, ber 
nur fie beftändig betreibt; theild kann auch ein Mangel an 
Debereinftimmung unter ben von verfchiedenen bearbeiteten 
Beftandtheilen eines großen Ganzen fich ergeben, es kann 
fogar nach abweichenden Grundſätzen in ben verfchiebenen 
Abtheilungen verfahren werden; theild endlich geht ein Theil 
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bes durch Arbeitstheilung gemachten Zeitgewinnes dadurch 
wieber verloren, daß bei manchen Begenftänben das Zufammen- 
wirken Mehrerer nothwendig ift, weldyes dann nur nadh 
Zögerungen bewerfftelligt werden Tann. Allein ba bie beiden 
erften Mängel überwunden werben Tonnen, wenn über bie 
verfchiedenen vereinzelten Theile eine höhere Gewalt und In⸗ 
telligenz geſtellt wird, welche fie zwerfmäßig leitet; und ba bie 
legtere Unvollkommenheit nur in einem minberen Gewinne, 
nicht aber in einem pofitiven Schaben beftehet: fo bleiben 
doch die Vortheile der Arbeitstheilung weit tberwiegend. Na⸗ 
türlich ift dabei vorausgefeht, daß die den Ginzelnen bei ber 
Theilung zugefallenen Gefchäftsaufgaben von dem Umfange 
find, daß Alle dadurch vollftändig befchäftigt werden. 

Diefe Säte führen, auf die Organifation der Staatsver⸗ 
waltung angewendet, zu dem Grgebniffe, daß die verfhiedenen 
Öffentlichen Gefchäfte zuerft nach ihrer inneren Verwandtſchaft 
in große Mafjen zu vereinigen, diefe Maſſen ſodann aber ver- 
fhiedenen Arbeitern zu übertragen find, welche immer blos 
mit gleichartigen Gegenftänden befchäftigt werben und ſich 
dadurch Fertigkeit und Kenntniß in deren Bejorgung erwerben. 


Bedarf es dabei für gewiſſe Gefchäfte mehrerer Inftanzen über. 


einander, fo find auch die höheren nicht mit verfchiedenartigen 
GSefchäften zu beauftragen. Iſt dagegen die Maſſe auch gleich- 
artiger Gefchäfte zu groß, als dab fie von denfelben Behörden 
gut beforgt werden könnten, fo hat man die Wahl, entweder 
geographifche Abtheilungen zu machen, in jeder berfelben aber 
alle diefe gleichartigen Gejchäfte vereinigt zu laſſen und Einer 
Behörde zu übergeben; oder aber fann man dieſe Mafje noch 
einmal theilen und unter dem im Ganzen Gleichartigen je 
> das leichartigere zuſammenfaſſen. Diefe letztere Cinrichtung 
erſcheint als die folgerichtigere und verfpricht ein beffered ma— 


terielles Ergebniß; wogegen jene bagegen vielfache Schreiben - 
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reien unb bebeutenben Zeitverluſt abſchneidet, fomit wohlfetler 
iſt. — Sehr viel trägt es jeden Balles zur Kraft ber Regi⸗ 
rung, zur Mebereinfimmung ber Befehle und zur Schnellig- 
feit ber Beforgung bei,. wenn im ganzen Staate biefelbe 
“ Einrichtung und Gefchäftszutheilung für Die gleiche Art von 
Behörden befteht, mit anderen Worten wenn nicht dad Pros 
vinzial= fondern das Real⸗Syſtem gewählt ift. "). 

Ein Veberblid über die Gegenſtände ber Thätigfeit eines 
Rechtsſtaates zeigt nun aber, daß diefelben fich vorerft in zwei 
Haupttheile feheiden, nämlich in Die Verhältnifie zum Aus- 
Iande und in die Maſſe der inneren Angelegenheiten. Jeder 
biefer beiden Hauptiheile hat aber wieder mehrere Unterabthei⸗ 
lungen. Die auswärtigen Angelegenheiten zerfallen in bie 
Beforgung bed Kriegsweſens und in bie der friedlichen Ver⸗ 
hältnifie zu fremden Staaten. Die inneren Gefchäfte aber haben. 
theild die Ertheilung der Gerechtigkeit, theild die Leiftung der 
polizeilichen Hilfe zum Gegenftande; Die matereriellen Mittel 
für alle Zweige haben die Finanzen herbeizufchaffen. — In 
diefe. fünf Abtheilungen muß Denn auch die Bearbeitung der 
Gefchäfte zerfallen; und durch alle Inftanzen hindurch erfordert 
in jedem nicht gar zu Heinen Staate der Grundfaß ber Ar- 
beitötheilung für jede dieſer Geſchäftsmaſſen eigens beftimmte 
Behörden. In der Hand des Regenten laufen fobann bie 





1) S. Malchus, Politik der Staatsverwaltung. Heibelb., 1823; Bd. I, 
S. 5fg.; Bülau, Die Behörden in Staatund Gemeinde. Lpz., 1836, 
©. 39 fg. — Unzweifelhaft giebt es Staaten, für welche ein Provinzial- 
Syften, fei es aus rechtlichen, fei es aus gefchichtlichen und ethuo⸗ 
Iogifchen Gründen, Bedürfniß ift, und welche mit einer nad dem 
Realſyſteme eigerichteten Berwaltung gar nicht fortkommen; allein 

‚dieß ift nur ausnahmsweiſe und bei irgendwie anomalen Zuftänden 
ver Fall. Ein Staat von regirbarer Größe, von wefentlich gleich⸗ 
artiger Nativnalität des Volkes und vun gewöhnlicher gefchichtlicher 
Entwidlung erträgt und fordert ein Realſyſtem. Staaten diefer 
Art aber hat die Theorie im Auge. 
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verfchiebenen Fäden zufammen, und zwedmäßig wird daher auch 
ſeyn, wenn zu einer Berathung (nicht aber zur Ausführung) - 
eine das Ganze bed Staates umfaßende Behörde — Geheimer- 
raih, Miniſterrath — vorhanden iſt 2). | 

Bon biefen fünf großen Geſchäftsmaſſen geht die Ver⸗ 
waltung ber Polizei allen anderen an Umfang und. an Ver- 
fehievenheit der zu beforgenden &efchäfte vor, wie fih aus 
der bisherigen Grörterung der von ihr zu beforgenden und zu 
leitenden Anftalten ergiebt; feiner aber fteht fie wenigſtens 
nach an materieller Wichtigkeit. Die Nothwendigkeit eigener, 
blo8 zur Beforgung ber polizeilichen Gefchäfte beftimmter 
Stellen kann ſchon bes Umfanges biefer Gefchäfte wegen nicht. 
dem mindeften Zweifel unterliegen. Es erfordert aber nament- 
lich auch die Eigenthümlichkeit der Hierbei anzumendenden 
Kenninifie eine eigenthümliche wifjenfchaftliche Vorbereitung, 
fo wie eine befondere praftifche Ausbildung, welche beide durch 
rechtliche und finanzielle Bildung nicht erfeßt, fondern nur- 
unterftügt werben Finnen 9). Endlich dürfte felbft der Geift, 


2) Ueber die verfchiedenen Staats-Organifationen, die Zahl der Minis 
fterien u. |. w., ſ. Malchus, a. a. O., S. 25 fg; Bülau, Die 
Behörden, ©. 160 fg. 

3) Wirklich unbegreiflih ift es, daß noch fo felten das Beduͤrfniß 
einer eigenthümlichen, auf die beſonderen Zwecke berechneten 


Ausbildung der Polizei-Beamten anerkannt, und noch weit ſeltener 


in ber Wirklichkeit befriedigt wird. Sehr Hein iſt noch die Zahl 
der ſtaatswirthſchaftlichen Facultäten auf unferen Univerfitäten, und 
faum eine derſelben ift nach allen Theilen vollſtändig ausgeftattet, 
Auf manchen berühmten Hochfchulen, ja in ganzen großen Staaten, 
werden kaum die Anfangsgründe des Wiffens "eines Polizeibeamten 
gelehrt, Ueberdieß verfährt in der Regel der Staat bei feinen 
Dienftprüfungen ganz unzwedmäßig. Häufig hört man fogar bie 
Meinung ausjprechen, oder, was noch fchlimmer ift, darnach hans 
deln, ein ſchlechter Juriit gebe immer noch einen guten Polizei- 
Beamten ; wie wenn bie in dem eigentlichen Berufsfadhe aus Mangel 
an Talent oder Willen an den Tag gelegte Unwiffenheit ein Beweis 
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welcher eine Polizei » Stelle beleben. fol, ſehr verfchieden von 
demjenigen feyn, welcher ſich der Natur der Sache nach bei 
einer Juſtiz⸗, oder. anderfeit bei einer Finanz= Behörde bilbet. 
Bei den richterlichen Behörden iſt die ftrengfte Beobachtung 
der Form unerläßlich; die Wichtigfeit ober Unwichtigfeit der 
Sache felbft kommt dabei nicht in Betracht; bes bloßen Vor⸗ 
iheiled wegen darf von den Grundſätzen nie abgegangen wer⸗— 
den: dieß Alles ift bei der Beforgung der Bolizei-Gefchäfte. 
anders 4). Eine Trennung von den Finanz= Behörden aber 
iſt deßhalb nothmendig, weil ber, wenigſtens augenblidliche, 
finanzielle Bortheil des Staates und ber von ber Polizei 
zu fördernde Nutzen der Bürger in Widerftreit kommen kön⸗ 
nen, was die Vernachläſſigung des einen oder des andern 
Intereſſes zur Folge haben wuͤrde, wenn dieſelbe Stelle ſie 


von Brauchbarkeit in einem andern Fache, dem man ſich gar nie wid⸗ 
mete, abgäbe! Selbſt ver tüchtige Rechtsgelehrte, falls er nur dieſes, 
iſt, hat noch keineswegs die Eigenſchaften eines guten Verwalters. 
Mit den Pandecten regirt man nicht, ſondern entſcheidet Proceſſe. 
Man ſollte doch meinen, daß der oft ſo troſtloſe und ſo weit hinter 
den unbezweifelſten Lehren der Theorie zurückſtehende Zuſtand der 
polizeilichen Ginrichtungen in vielen Ländern, fo wie die ent- 
feglihe Hilfe und Rathlofigfeit mancher Verwaltung für Jeden 
den handgreiflichen Beweis Liefere, daß die bisherige Beſorgung 
durch ein Gemifch von Rechtögelehrten, welche der nöthigen mate- 
riellen Kenntniffe entbehren, und von bloßen Routiniers, welche 
aller Grundfäße und einer höhern Richtung baar find, zu feinem 
Heile führt, fondern daß das Wohl des Staates und der Bürger 
eine eigene Bildung erfordert. Vgl. die Juſtiz- und Polizei: 
Fama, 1830, Nr. 7 und 8; Meber die Errichtung flaatsw. Fakul⸗ 
täten, in der Deutfchen BI. Schr., 1840, 9.1, ©. 237 fg; 
Laboulaye, De l’ensignement et du noviciat administratif en 
Allemagne, in Wolowski, Revue, Bd. XVII, H. 5, S. 513 fg 

4) ©. hierüber w. A. Rehberg, Ueber die Staatsverwaltung, Seite 
132 fg.; Emmermann, Ueber Polizei, ihren vollftändigen Begriff 
u. ſ. w., ©. 25 fg. | | 


Mohl, Polizei. II, Zweite Auflage. 35 
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beide zu vertreten hätte. Namentlich bürfte der polizeiliche 
Geſichtspunct dabei häufig hintangeſetzt werben >). 

Aufſer biefen allgemeinen, aus ber Natur der Arbeits- 
theilung bervorgehenden, Gründen für eine von der Gerechtig⸗ 
feitöpflege und ber Finanzverwaltung abgefonderte Organifation 
der Polizei Behörden tft ferner auch noch gegenüber von Der 
Juſtiz ein zwar äufferer, aber ſehr bebeutender, Grund zur 
Trennung geltend zu machen. Die Vereinigung ber Juſtiz⸗ 
und der Bolizel-Behörden ift nämlich ſchon deßhalb unftatthaft, 
weil die Stellung ded Richters zu dem Inhaber der Staats 
gewalt eine ganz andere feyn muß, als die des Verwaltungs- 
beamten. Der Richter darf, fol nicht den Bürger die uner⸗ 
träglichfte aller Bebrüdungen, nämlich die in gefeblicher Form, 

bebrohen, in Beziehung auf das Materielle feiner Amtsführung 
von jedem Befehle unabhängig feyn, und nur Die äuſſere 
formelle, namentlich die quantitative, Thätigfeit mag von einer 
vorgeſetzten Behörde überwacht und geleitet werden. Nur wegen 
eines Amtsverbrechens kann er einer, jedoch wieder blos rich- 
terlichen Unterfuchung und Beftrafung unterworfen, namentlich 
vom Amte entfernt werden. Mag auch durch biefe Unab- 
hängigfeit und Unantaftbarfeit des Richters nicht felten Träg 
heit, Unbrauchbarfeit und übler Wille gefchüßt werben: fo muß 
bie wichtigere Rüdficht, Die Entfernung möglicher Partheilichkeit 
aus ber Rechtspflege, ven Vorzug erhalten. Anders kann und - 
muß die Stellung bed Bolizei-Beamten feyn. Bei feiner Amts: 
führung handelt es fich nicht von ber Entfcheidung ber ein- 
fachen und durch Feine Neberirüdfichten zu verrüdenden Frage, 


5) Bol. (Schudmann,) Ueber das Princip, die Gränze und den 
\ Umfang der Polizei, ©. 168 fg. — Wie begründet dieſe Furcht 
der Bernachtheiligung polizeilicher. -Intereflen von Seite einer Fi⸗ 
nanzs Behörde ift, erweist fih namentlich häufig genug bei dem 
Soll. 
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ob in einem beftimmten Falle ‘ein Bürger gegenüber von 
einem Mitbürger ober vom Staate Recht oder Unrecht habe 
nach beftehenden Geſetzen; fondern vielmehr davon, in wie weit 
derſelbe Die polizeiliche Unterftügung in beftimmten Fällen in 
Anfpruch nehmen könne, und welche Anordnungen im Allge- 
meinen oder im Belondern zur Herbeiführung diefer Unter: 
ſtuͤtzung zu treffen. feyen. Zur Entfcheibung dieſer Frage genügt 
aber bie einfache Unterordnung eines Falles unter ein beſtimmtes 
Geſetz ſehr häufig nicht; fondern es find allgemeine Rüdfichten 
auf die Kräfte ber Staatskaſſe, auf anderweitige Forderungen 
von Bürgern, auf vielfache thatfächliche Verhältniffe, Schwie- 
rigfeiten u. f w., zu nehmen. Die Entfcheidung kann alfo 
nicht unabänderlich von einem untergeordneten Beamten aus⸗ 
gehen, welchem feine Stellung den nöthigen Ueberblick nicht 
geftattet, fondern hier muß die Leitung ber höheren Behörden 
auch das Materielle betreffen. Diefe Einwirkung in die Sache 
wäre aber ſehr erfchwert, wenn ber Boligei-Beamte Diefelbe 
ganz unabhängige Stellung "hätte, wie ein Richter. Ueberbieß 
ift unter den angegebenen Umftänden Fein Grund dazu vor⸗ 
handen; im Gegentheile treten die Ruͤckſichten auf bad all- 
gemeine Beſte, welches die Entfernung unbrauchbarer und 
ſchlechter Staatsdiener verlangt, ungetrübt hervor. Der Bolizei- 
Beamte muß alfo auch anderd, als durch Urtheil und Recht, 
ſeines Amtes entlaſſen werden können 6). Die Bereinigung 


6) Reineötvege wird übrigens hier eine unbedingte, von dem ein⸗ 
zigen Entfchluffe eines vorgefegten Beamten, namentlich eines 
Minifters, abhängige Entlaßbarleit der Berwaltungs-Beamten ver⸗ 
langt ober gebilligt. Diefe Einrichtung giebt der Regirung einen 
fehr großen politifcken Einfluß, welcher feiner Natur nach nicht 

controlirt feyn kann, und zur Entfittlichung und Verachtung des 
Beamtenftandes führt; fie macht ferner die Stellen im Staats: 
dienfte fo unficher, daß eine befondere, auf ihre Verſehung allein 
gerichtete Vorbereitung unräthlih, und fomit die Zahl der brauch⸗ 


35 * 
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eines richterlichen und eines polizeilichen Amtes in Einer Perſon 
ift aber durch diefe verfchiebenen NRechte und Verhältniſſe un⸗ 
möglich gemacht. 


Die Anwendung biefer allgemeinen Regel der Trennung 
ber Bolizei-Stellen von andern Aemtern kann nur in Einem 
Falle Schwierigfeiten unterliegen, nämlich hinfichtlich der ört- 
lichen Polizei-Beamten. Ihre Unentbehrlichfeit unterliegt 
feinem Zweifel (f. unten, $. 169.). ‘Da aber Die Beftellung eines 
eigenen Boltzei-Beamten in jeder, auch noch fo Fleinen, Gemeinde 
mit fehr bedeutenden Koften verbunden wäre, auch es nicht felten 
an tauglihen Kandidaten zu dieſen Stellen fehlen dürfte: fo 
erfcheint bie (denn auch allgemein eingeführte) Webertragung 
der örtlichen Handhabung der Polizeis Pflege des Staates an 
den ohnedem vorhandenen Ortsvorſteher in kleineren Gemein- 
den als eine Nothwendigfeit, über deren, allerdings beftehende, 
Nachtheile ald über das geringere Uebel wegzufehen if. In 
größeren Gemeinden dagegen, bei welchen eine Mehrausgabe 
weniger in Betracht kommt, bleibt e8 am beften bei dem 
Grundfage ber Trennung, welcher wichtiger ift, als bie 


baren und höher gebildeten Beamten fehr befchränft if; fie bringt 
mit der Veränderung der Perſon eines Minifters eine Höchft ſtörende 
Aenderung vieler Verhältniffe in einem ganzen Lande hervor. Eine 
von ſolchen Bolgen begleitete Einrichtung ift aber nicht zu wünfchen. 
Auch darf jeden Falles untergeordneten Stellen das Recht der Ent⸗ 
laffung ihrer Untergebenen nicht eingeräumt werden aus Beforgniß 
vor Unbilligfeiten und Perfönlichkeiten. Bielmehr ift es zweck⸗ 
mäßig, daß nur auf den Ausſpruch einer hochſtehenden Collegial— 
Behörde, welche aber nach ihrer muralifchen Heberzeugung von ber 
Brauchbarfeit, und nicht nach rechtlicher von der Schuld, zu ſprechen 

Bat, die Entfernung erfolgen, Durch diefe Einrichtung feheint dem 
Beamten hinreichende Sicherheit gegeben zu feyn, auf ber andern 
Seite aber auch die Regirung das nöthige Ginwirfungsmittel zu 
erhalten, 
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Durchführung der unbedingten Gleichſormigkeit einer Staats⸗ 
Einrichtung. 


$. 184. 


er) unterſchied zwiſchen allgemeinen und beſonderen 
Polizei-Behörden. 


Faßt man die Maſſe der zum Gefammtgebiete der Polizei 
gehörigen Gefchäfte ins Auge, fo ergiebt fich bald Hinfichtlich 
ber zu ihrer Beſorgung nothwendigen Kenntniffe eine wmefent- 
liche Verfchiebenheit unter denfelben. Ein Theil derfelben ift 
nämlich von ber Art, daß ein im allgemeinen für biefen Zweig 
ber Staatöthätigfeit wiffenfchaftlich und durch Uebung gebil- 
beter Beamte fie zwedmäßig zu beforgen im Stande ift, indent 
es fich bei ihnen nur von der Anwendung allgemeiner ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftlicher Grundfäge auf Die Wirklichkeit handelt. Zur 
‚Beforgung eined andern Theiles dagegen find ganz befondere 
technifche Kenntniſſe erforderlich, deren Erwerbung, ihres Um⸗ 
fanges und ihrer Entferntheit wegen, von dem Staatsmanne 
als folchem nicht verlangt werden mag, fondern welche ein 
eigenes, blos. auf fie berechnetes Studium erfordern. — Diefe 
Verſchiedenheit macht fich denn auch in der Auffern Organi- 
fation fühlbar; zu Beforgung dieſer befonderen technifchen 
Gefchäfte müffen eigene, nur hierzu beftimmte Beamte beftellt 
werben, der Ueberreft wird den allgemeinen Polizei - Stellen 
zugetheilt. Zwar ift Diefe Abtheilung nicht ftrenge Iogifch, und 
bringt auch eine Störung in Die fonftige regelmäßige Anord- 
nung der Staatöbehörben: allein die Rüdficht auf Die materielle 
Zwedmäßigfeit der Arbeit erfordert fie; und überdieß dient 
fie zur Erleichterung des allgemeinen Polizei Beamten, defien 
Sefchäfte jo vielfach und Häufig fo gleichzeitig dringend find, Daß 
jede pafjende Beichränfung feines Gefchäftsfreifes wuͤnſchens⸗ 
werth erſcheint. 
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Die Zahl der auszuſcheidenden Gegenftände ift nicht in 
jedem Staate diefelbe. Denn hält man aud an dem allge- 
meinen Merkmale der fpeciellen technifchen SKenntniffe feft, fo 
fommt es theild auf die eigenthümlichen Verhältniſſe eines 
Staates, auf die örtlichen Bebürfnifle, auf die Größe und 
Art der Betriebfamkelt u. f. w. an, welche Anfprüche an die 
Polizei ſich überhaupt geltend machen; theils muß auch bie 
Größe des Landes in Betracht gezogen werben, indem in einem 
größern Staate mehrere verwandte Gefchäftszweige getrennt 
werden fönnen, und folche Doch noch einen zureichenden Wir- 
fungsfreis behalten, in Fleineren aber, felbft auf die Gefahr 
einer minder zwedmäßigen Beforgung, mehrere vereinigt werben 
nüffen, weil fie einzeln ben Beamten Feine hinreichende Befchäf- 
tigung bieten würden. 

Die Stellung ber bejonderen Polizei - Beamten zu ben 
Allgemeinen Tann auf verichiebene Weile beftimmt feyn. Die 
eine mögliche Einrichtung befteht darin, daß ber getrennte 
Geſchäftskreis ganz unabhängigen Behörden übertragen wird, 
welche in gehöriger Inftanzenfolge und ohne fremde Einwirf- 
fung benfelben beforgen, zu ben allgemeinen Bolizei-Behörben 
in coorbdinirtem Verhältniſſe ftehend, aber dem allgemeinen 
Polizei-Minifterium (Minifterium des Innern) untergeorbnet ”). 
Diefe Organifation kann aber nur bei folchen Gefchäftstheilen 
ftattfinden, welche ein in fich gefchloffenes Ganzes bilden, und 
deren Anordnung und Ausführung nicht allzu tief und häufig 

in die Befugniffe der allgemeinen Bolizei- Stellen eingreift, 


1) Uebrigens giebt es auch einzelne Beifpiele, daß folchen befsnderen 
Zweigen der Polizei ihr eigenes Minifterium gegeben wird, fo daß 
fie alfo ganz von ber allgemeinen Polizei-Berwaltung getrennt find. 
Dieß ift unter andern der Fall bei dem Hulländifchen Minifterium 
des Waſſerſtaates, dem ruffifchen der Land: und Waflercommunicas 
tionen, dem franzöfifchen der öffentlichen Arbeiten; am haufigſten 
bei den Eultminifterien, 
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oder berjelben bedarf. Im letztern Falle wären beftändige 
und zeitraubende gegenfeitige Mittheilungen, höchft wahrfchein- 
lich auch manchfache Streitigkeiten, nicht zu vermeiden, — 
Eine zweite Einrichtungsart befteht darin, daß zwar eigene 
Techniker zur Behandlung der befonderen Gegenftände beftellt, 
biefelben aber ben allgemeinen Stellen zugetheilt find, Dieß 
Jann denn wieder auf doppelte Weife gefchehen. Entweder 
nämlich ift der Techniker dem allgemeinen PBolizei- Beamten 
untergeordnet, fo daß er zwar feinen eigenthümlichen Geſchaͤfts⸗ 
Treiß allein beforgt, und namentlich das Technifche nach feinet 
Anficht orbnet, allein von feinem unmittelbaren Vorgeſetzten 
ſich Die -Gegenftände feiner Tchätigfeit zutheilen und anweiſen 
laſſen muß, und auch beftimmten Befehlen vefielben im Eins 
zelnen zu gehorchen hat, fo weit biefelben irgend das Geſetz⸗ 
liche und Adminiſtrative betreffen. Dber aber tft ber Technifer 
Mitglied einer aus allgemeinen Polizei Beamten im Wefent- 
lichen beftehenden Gollegialbehörde, und als ſolcher Referent 
in allen in fein Fach einfchlagenden Gefchäften, wobei er fih 
denn natürlich dem Befchluffe der Stimmenmehrheit zu unter⸗ 
werfen hat.” Der Vortheil diefer Einrichtung befteht in bet 
größeren Einfachheit ber Staatöverwaltung, und in ber dadurch 
bezwedten ‚Erfparung von Mittheilungen, Meinungsverfchies 
benheiten und Streitigkeiten, nicht felten wohl auch in einer 
zwedmäßigeren Wahl der formellen Anordnungen. Nachtheilig 
aber kann wenigftend dabei werden, theild daß der Sachver- 
ftändige feine Einficht der abweichenden Meinung minder 
‚Unterrichteter zu unterwerfen hat; theild daß auch bei den 
höheren Inftanzen oft nur Ein Mann vom Fache anmwefend ift, 
defien individuelle, vieleicht unrichtige, Anficht einen eniſchei⸗ 
denden Einfluß auf einen bedeutenden Theil der Staatöver- 
waltung erhalten muß. 
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8. 185. 
3) Die deographiſche Wintheilung der Polizei-Behörden. 


Noch eine weitere Beſchränkung bed Umfanges der poli— 
zeilichen Stellen macht das gegebene Maaß von Zeit und 
menſchlicher Kraft nothwendig. Mag die Theilung der Polizei⸗ 
‚gefchäfte auch weit getrieben worden ſeyn, fo fällt doch in die 
Augen, baß ein folder Gejchäftstheiler von Giner Behörde 
unmöglich im ganzen Umfange bed Staatsgebietes beſorgt 
werben kann, fobald fie auf ben einzelnen Menfchen unmittelbar 
einwirken, jeden einfchlagenden Fall beforgen muß. Die Zahl 
ber einzelnen Gefchäfte wäre erbrüdend, die Entfernung zur 
Aufficht und zur Kenntnißnahme durch eigene Anfchauung zu 
groß. Daher das unabweisbare Bebürfnig einer geographifchen 
Eintheilung des Staatsgebieted zum WBehufe einer weiteren 
Sefhäftsabtheilung; und zwar wird ſchon ein Staat von 
mäßigem Umfange einer dreifachen Eintheilung nicht entbehren 
fönnen. Zur Beforgung der täglichen, unbebeutenden Gefchäfte 
muß jeder Wohnort eine eigene mit feinen Beamten verfehene 
Gemeinde bilden; eine Anzahl von Gemeinden wird zır 
einem Bezirke vereinigt, defien Beamten theils die Aufficht 
über die Gemeindeobrigkeiten führen, theild in wichtigeren 
Dingen bie unmittelbare und erfte Gefchäftsbeforgung haben )3 


1) Wenn eine einzelne Gemeinde fchon fo bevölkert ift, daß fie allein 
einen Bezirk ausmacht, fo entfieht die Trage, ob auch hier bie 
örtliche Polizei-Stelle beizubehalten fjey, ober vb das Bezirfsamt 
zu gleicher Zeit die Gefchäfte zu beforgen habe, welche in ber 
Regel von jener befurgt werben? Für das letztere Glied der Alter- 
native fpricht zwar die dadurch zu erzielende Erfparniß; allein 
iheils würbe der Bürger durch ihre Vereinigung eine Inſtanz ver- 
lieren, theils doch der Bezirksbeamte nicht ganz überflüffig gemacht, 
indem bie Leitung und Beauffichtigung der befonderen im Bezirke 
enthaltenen Bolizei-Stellen, welche doch nicht wohl bem Ortsvor⸗ 
ſtande untergeordnet werben konnen, ihm obliegt. 
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endlich wird dad Land theild zur elementaren Behandlung noch 
wichtigerer Geſchäfte, theild zur Auffiht auf die übrigen im 
eine Anzahl von Kreifen getheilt, beren jevem mehrere Bezirke 
angehören 2). Ueber dieſen erft ftehen dann die Gentral-Stelfen, 
in ber Regel.die Minifterien felbft. Ausnahmsweiſe wird bei 
ben technifchen Gefchäftszweigen zuweilen bie eine ober bie 
andere biefer Stufen ohne Nachtheil fehlen Finnen, — Die 
Größe und Zahl diefer verjchiedenen Gebtetsabtheilungen wirb 
theils durch den Umfang der Gefchäfte, theil durch die Größe 
und Dichtigfeit ber Bevölkerung, endlich durch die phufifche 
Befchaffenheit der Gegend an bie Hand gegeben. Wenn fie 
aber auch dent Flächenraume nach nicht ganz gleich feyn können 
und follen, fo müſſen doch die verfchiedenen eben genannten 
Rückſichten ſich möglichft ausgleichen, damit Behörden berfelben 
Art nicht wefentlich verfchieden eingerichtet und befeßt zu werben 
brauchen, was von manchfachen Störungen begleitet wäre ®). 


2) Das Bedürfniß einer Theilung des Staatsgebietes in Kreife 
will von Manchen für Staaten von blos mittlerer Größe nicht an- 
erkannt werben; zwedmäßiger, meint man, werben die ©ejchäfte 
biefer Stelle von Sentral-Mittelftellen beforgt, deren Reffort 
fi über das ganze Land erfirede. Nun kann allerdings nicht 

geläugnet werben, daß eine größere Gleichförmigfeit in der Ge- 
fhäftsebehandlung ans letzterer Einrichtung entflehen wird; allein 
die große Anzahl von Gefchäften, welche ſich bei ſolchen Central⸗ 
ftellen häufen würben, hätte eine Spaltung derſelben in mehrere 
Sertionen, oder eine weitere Arbeitstheilung zur Folge, fo daß 
mehrere Behörven entfländen. Wo wäre dann aber der Vortheil? 
Sm erfleren Falle find es wieder Kreisftellen, nur — unzweck⸗ 
mäßigerweife — nicht in der Mitte ihrer Kreife; im letzteren Falle 
- aber muß aus ber zu weit getriebenen Arbeitsfpaltung eine Unzahl 
von Communicationen und ein Höchft ſchaͤdlicher Zeitverluft entſtehen. 
Ueber diefe Materie vergl. mein Staatsrecht bes Könige. Wuͤrt⸗ 
temberg, 2te Aufl., Bd. II, ©. 57 fg. 

3) Am wenigften wird Gleichheit in der Gemeinde: Wintheilung zu 

erzielen ſeyn, indem weder eine Vereinigung mehrerer kleiner Ge⸗ 
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Eben fo if bie Ueberfiht über den Staatsorganismus fehr 
erleichtert, bie Verbindung unter ben Behörden aus verſchie⸗ 
denen Gefchäftszweigen fehr vereinfacht, wenn dieſelben geogra⸗ 
phiſchen Bezirke, welche für die allgemeine Polizeiverwaltung 
beftimmt find, nicht nur für bie befonderen polizeilichen Ges 
fchäftözweige, fondern felbft auch für die analogen Behörden 
aus ben übrigen Departements beftimmt find. Und läßt fich 
auch, wegen bes fehr verfchiedenen Maaßes von Geſchäften, 
Diefe letzte Forderung nicht allgemein Durchführen, fo muß boch 
wenigftens Cine Eintheilung ald Grundiypus angenommen 
werben, welcher die übrigen Bezirköbeflimmungen fo viel möglich 
anzupafien find, fo daß die Zahl ber Communicationen nach 
Thunlichkeit befchränft ift. 


$. 186. 
4) Ihre Stufenfolge. 


Sowohl das Interefje der Regirung, als das ber Bürger 
erfordert eine regelmäßige Unterordnung der Behörden. Wären 


meinden zu Einem Ganzen (Canton) dem örtlichen Bebürfniffe 
und Intereſſe entipricht, noch eine Spaltung größerer Gemeinten 
— mit Ausnahme fehr großer Hauptflädte — irgend zuläffig ifl. — 

- Biel leichter ift es, Gleichheit in der Bezirfs- und in der 
Kreis Eintheilung zu erzielen. Ein unbedingt anwendbares Maaß 
ihrer Größe ift übrigens nicht anzugeben, indem es haupffächlid 
auch darauf ankommt, welche Arten von Gefchäften den Behörden 
übertragen werben ſollen. Werden 3. B. viele befundere Ges 
fhäftszweige von der allgemeinen Polizei-Berwaltung getrennt, fo 
fann der geographiſche Umfang ber Abtheilungen größer geſteckt 
werben, als im umgefehrten Falle. Im Allgemeinen feheint ein 
Umfang von 4—8 Quadratmeilen und eine Zahl von 20-—30,000 
Einwohnern für einen Bezirk das richtige Maaß zu halten; 12 
bis 15 ſolcher Bezirke aber werden einer Kreisbehörbe hin- 
reichende Beichäftigung in der Höhern Inftanz geben. Del. Mal: 
chus, Politik der Staatsverw., Bd. J. ©. 14. 
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bie vielen Clementarftellen Teiner gemeinfamen Leitung unter⸗ 
worfen, fo.wäre Feine Nebereinftimmung in ben Regirungs- 
Maaßregeln; würde über fie Feine regelmäßige, im Nothfalle 
firafende, Aufficht geführt, fo fände man häufig feinen‘ Ge⸗ 
horfam gegen Geſetze und Befehle bed Staatsoberhauptes ; 
müßte endlich Der Bürger fich mit Dem Spruche und ber An- 
ordnung des ihm unmittelbar vorgefegten Beamten begnügen, 
ohne daß er eine höhere Inftanz um Abänderung angehen 
fönnte, fo wäre er ber Iingerechtigfeit und Unzweckmäßigkeit 
Untergeordneter ſchutzlos preis gegeben. Eine Reihenfolge von 
Inftanzen zur Aufficht und Leitung, fo wie zur Verbeſſerung 
ber Amtshanblungen je ber untergeordneten Stellen ift daher 
in allen Theilen der Verwaltung Bebürfniß, und die polizel- 
lichen Stellen machen hievon Feine Ausnahme. Sehr zwed- 
mäßig dient aber bie geographifche Abtheilung der Aemter zur 
Einrichtung der Aufſichts⸗- und Berufungs- Inftanzen, indem 
jedesmal diejenige Stelle, welche einer größeren geographiichen 
Ginheit vorgefegt ift, die höhere Inftanz für Die fämmtlichen 
in ihr begriffenen kleineren Bezirke bildet. So ift alfo ben 
betreffenden Gemeinde -Polizei- Behörden dad Bezirksamt vor- 
geſetzt; den Bezirfsämtern bie Kreisftelle; den Kreisftellen endlich 
die Gentralftele, in der Regel alfo das Minifterium. Diefe 
Stufenfolge ift Die nämliche bei den allgemeinen und bei ben 
beſonderen Polizgei- Stellen; nur kann bei den letzteren, wenn 

fie nicht bis zu einer Gentralftelle hinauf eigens organifirt 
find, Aufficht und Recursentſcheidung an eine allgemeine Kreis⸗ 
‚ober Central» Stelle übergehen. 


1) Die Leitung ber untergeordneten Stellen zum Behufe 


ber Erzielung einer Gleichförmigkeit in ber Verwaltung wich 
theils durch die Erlaſſung von allgemeinen Verordnungen und 
Normalien, theils durch einzelne, die fehlende Behörde auf bie 
richtige Bahn leitende Verfügungen bewerfftelligt. Es ‚liegt 
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in dem Begriffe der erfteren, und ift durch bie nöthige Gleich— 
förmigfeit der Berwaltung erfordert, daß folche allgenteine 
Normen nur von der Gentralgewalt ausgehen können, wenigftens 
von bderfelben gefannt und gebilligt feyn müffen. Die zuredht- 
weifenden Verfügungen dagegen mag jede vorgefette Behörde 
in ihrem Sprengel an die ihr untergeordneten Stellen ergehen 
lafien. Die Verordnungen Tönnen entweder aus ganz allge- 
meinen Gründen von ben oberen Behörden für nöthig erachtet 
werden, und gehen fomit der Erfahrung voraus; oder fie werden 
in Folge beftimmter Vorfälle und Kenntnißnahmen erlaffen. 
Die zurechtweifenden einzelnen Entfcheidungen erfolgen natürlich 
immer nur auf einzelne Beranlaffung, welche aber wieder fehr 
verfchiedener Art feyn Tann, als 3. DB. Anfrage der untern 
Behörde, Befchwerde eines Bürgers, öffentliche Befanntmachung 
einer Unzweckmäßigkeit, u.f.w. Wenn biefelben auch zunächft 
nur zur Berichtigung einer einzelnen Amtshandlung beftimmt 
find, fo bilden fie doch auch für Fünftige Fälle gleicher oder 
ähnlicher Art eine zu befolgende Regel, von welcher der Unter⸗ 
geordnete nicht ohne Verantwortlichfeit abweichen darf. Aus 
dem letztern Grunde mögen folche Einzelnverfügungen dann 
auch anderen Stellen mitgetheilt werden, als der unmittelbar 
Betheiligten. 

2) Die Aufficht über die untergeordneten Stellen kann 
von den vorgefegten Behörden auf mehrfache Weife geführt 
werben. Die einfachfte, freilich nicht immer und in jeder Be= 
Ziehung zureichende, Art ift die Einforderung von Berichten 
über den Stand beftimmter einzelner oder aller Gefchäfte. 
Theilweiſe können fie zu feftgefegten Zeiten und ohne befondere 
Beranlaffung und Mahnung zu erftatten feyn, theils aber 
werben fie unvermuthet eingefordert. Jede abfichtliche Unwahrheit 
in einem folchen Berichte ift natürlich ein fchweres Dienftver- 
drehen, Eine zweite Gelegenheit zur Führung und Ausübung 
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ber Aüfficht wirb gegeben durch die Klagen und Recurſe 
betheiligter Bürger; über dieſe fogleih unten. Am meiften 
bürfte aber drittens von ber Aborbnung von Unterſuchungs⸗ 
Commiſſären zu hoffen ſeyn, fey es daß fie in einzelnen 
wichtigen Fällen, wo befonderer Verdacht vorliegt, geſchickt 
werden, fey es daß überhaupt zur Unterfuchung der gefammten 
Amtsführung der untergeordneten Beamten von. Zeit zu Zeit 
ein nach Kenntniſſen, Rechtlichfeit und Verſtand taugliches 
Mitglied der höhern Stelle abgeordnet wird, welches ſich dann 
mit eigenen Augen und durch Vernehmung der Untergeordneten 
über den Grad der formellen und materiellen Zweckmäßigkeit 
und Gefeplichfeit der Amtsführung zu überzeugen hat. — Ein 
nicht unbedeutendes Leberwachungsmittel Tiegt endlich noch in der 
Preſſe, wo aber dem Ermeſſen der vorgefegten Behörden 
lediglich überlafien bleiben muß, in wie ferne fie fich zu amt⸗ 
lichen Schritten durch die in öffentlichen Schriften geführten, 
in der Regel namenlofen, Klagen und Anfchuldigungen ver- 
anlaßt fehen fönnen und bürfen. | 

3) Die Befhwerden ber Bürger gegen Verfügungen‘ 
der unteren Behörden find bei der unmittelbar vorgefehten 
Behörde anzubringen, welche zuerft die Stelle, gegen welche 
Recurs ergriffen wird, vernimmt, und nun ihr beftätigendes 
oder änderndes Erkenntniß fällt. Sehr zwedmäßg wird dabei 
vorgefchrieben feyn, daß ber Entfcheidung die Gründe aus⸗ 
führlih beigefügt werden müffen, theild zur Belehrung ber 
Recurrenten, theild um die höhere Behörde zu gewifienhafter 
Unterfuchung der Sadye zu nöthigen. Bis zu der Entjcheidung 
der Sache bleibt in der Regel die Anordnung der untern Inftanz 
unvollgogen; nur wenn Diefer Auffchub unmwiederbringlichen 
Nachtheil für Einzelne oder für die Geſammtheit haben Fönnte, 
muß die urfprüngliche Anordnung vorläufig vollzogen werben, 
fo 3. B. Anftalten zur Abwehr anftedfender Kranfheiten, zur 
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Berminderung ber Gefahr bei Feuersbrünften, Ueberſchwem— 
mungen n.|.w. Billig wird eine Zeit beftimmt werben, inner 
welcher der fich verlegt Finbende feine Beſchwerde anzubringen 
hat bet Strafe der Verwirfung bed Klagerechtes. Ohne dieſe 
Strenge wäre weder ber Staat bed Beftandes feiner Anorb- 
nungen filher, noch Fönnten andere Bürger ihre auf das Beftehen 
einer fulchen Anordnung bere chneten Einrichtungen treffen. Das 
Anbringen einer Beſchwerde darf übrigens für den Bürger weder 
mit Koften, noch mit der Gefahr einer Strafe (unter dem 
Vorwande grundlofer Klageführung) verbunden feyn, damit 
nicht der Arme und Schüchterne in die Gefahr komme, ver- 
nachtheiligt zu bleiben. Der, allerdings möglihe, Mißbrauch 
einer ſolchen Slagefreiheit ift immerhin das geringere Uebel. 
Uebrigens find allerdings bei der Organifation des Beſchwerde⸗ 
rechtes einige nicht felten gemachte Fehler zu vermeiden: 
a) Eine zu große Anzahl von Inftanzen für bie 
Recurſe. Dem Bürger fol Gelegenheit gegeben feyn, 
feine Befchwerde bei einer höhern Stelle, bei welcher 
mehr Einficht und Unpartheilichfeit anzunehmen iſt, an⸗ 
zubringen; ihm mag allenfalls noch, wenn er auch mit 
dem Ausfpruche der unmittelbar höheren Behörde nicht 
zufrieden ift, eine abermalige Bitte um Abänderung an 
eine noch höhere Stelle geftattet werben: allein bamit 
muß das Mittel des Recurſes erfchöpft feyn. Ohne eine 
folche Befchränfung kann der Ungehorfame, Streitfüchtige 
oder Ränkemacher die Erfüllung einer Verbindlichkeit 
oder den Gehorfami. gegen einen ganz gefeglichen und 
zweckmäßigen Befehl nah Willkühr hinauszufchieben. 
.Hierunter leidet aber das Anfehen der Geſetze und ber 
Behörben, nuͤtzliche Einrichtungen werben verzögert, bie 
Interefjen anderer Bürger beeinträchtigt; und es ift lebig- 
lich nicht einzufehen, warum ‘weiter gehende Sicherungs⸗ 
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maafregeln gegen. bie Interefienverlegungen der Polizei 
als gegen bie Ungerechtigfeiten der Juſtiz nöthig wären t). 
Zu aller Borficht, und Damit nicht etwa allgemeine Fragen 
gegen die Anficht, feldft ohne das Wiſſen, ber hoͤchſten 
Behörden entſchieden werben können, mag etwa noch 
der hritten Inftanz bie eigene Entfcheibung in ſolchen 
Fäͤllen, wo es fich von Auslegung zweifelhafter alfge- 
meiner Anordnungen handelt, unterfagt, und ihr bie 
Vorlegung des Falles zur höhern Entſcheidung vorge: 
fchrieben werben. 

b) Ein zu geringer ſelbſtſtändiger Wirfungs-Kreis 
der unteren und mittleren Behörden. Durch bie Stufen- 
folge der Behörden ift ein Mißbrauch der Amtsgewalt 
fowohl gegenüber von der Regirung, ald gegenüber von 
Einzelnen fehr entfernt, namentlich wenn dieſe Einrichtung 
durch Oeffentlichfeit unterftügt wird. Es ift fomit ganz 
zwecklos, wenn den untergeordneten Behörden das Recht, 
die in ihren Sprengeln fich ereignenden Gefchäftsgegen- 
ftände ‘zu entfcheiden, entzogen, und nur die Pflicht 
auferlegt ift, an die vorgefeßte Behörde darüber zu be— 
richten, Damit diefe nun in erfter Inſtanz entfcheide. 
Durch diefes — leider allzuhäufige — Mißtrauen in bie 
Einficht oder den guten Willen der unteren Stellen werben 
aber nicht nur dieſe Tegteren faft überflüfftg, jeden Falls 
in der Meinung ihrer Untergebenen herabgewürbigt, 


1) Sn einem Staate mit freier Preffe, in welchem alfo heilfame Scheu 
vor der Ueberwachung durch die aufgeflärte öffentliche Meinung und 

vor der hierdurch aufgeregten Bulfsvertretung ift, fcheinen felbft zwei 
Inſtanzen in polizeilichen Angelegenheiten zu genügen. — Unbedingt 
in alfen Bällen, alfo auch ohne die weitere Sicherung der Preßfreis 
heit, willnur zwei Inſtanzen Emmermann, die Polizei, Seite 
94 fg. Nur wo Batrimonial-Beamte noch beftehen, fol auch eine 
zweite Stanis-Inftanz nicht fehlen. 
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fondern auch die höheren Behörden werden gan, ihrer 
naturgemäßen Stellung enirüdt, indem fie, mit Ginzeln- 
gefchäften überhäuft, Zeit, Kraft und Umficht zur höhern 
Leitung verlieren. Auflerdem entfteht eine Foftbare, zeit- 
raubende Vielfchreiberei, und ber Bürger verliert nutzlos 
einige Inftanzen. Alle diefe Nachtheile find aber um fo 
weniger entſchuldbar, als Die obere Behörde in ber Regel 
doch nur durch bie Augen ber untergeorbneten fehen Fann. 


8. 187. 
5) Die innere Einrichtung ber PolizgeisStellen. 


Zu einer guten Staatöverwaltung gehört Umficht, Ge— 
nauigfeit und Kenntniß bei den Beichlüffen; Kraft, Schnellig- 
feit und Folgegerechtigfeit bei der Ausführung. Cine gute 
Polizei-Verwaltung kann dieſe Erforderniffe um fo weniger 
entbehren, als nicht nur der Zahl und Wichtigkeit nach die 
von ihr zu beforgenden Gegenftände hervorragen, fondern auch 
die DVerfchiedenheit, nicht felten fogar der Widerftreit, der 
betheiligten Sntereffen, fo wie die Größe der von ihr wegzu— 
räumenden Schwierigfeiten NRichtigfeit des Befchluffeds und 
Zweckmäßigkeit ber Ausführung ganz befonderd nothwendig 
machen. — Die Erreichung und beftändige Bewahrung Diefer 
Eigenfchaften hängt freilich vor Allem von der Perfönlichkeit 
der Beamten ab, deren Vorzüglichfeit zwar durch Bildungs- 
anftalten und Einräumung einer zwedmäßigen, Rechte und 
Pflichten gleichmäßig beachtenden Stellung möglich gemacht *), 
aber nur durch einen aufgeflärten Geift, feften Charafter und 
aufrichtigen guten Willen des ernennenden Staatdoberhauptes 
verwirklicht werden kann. Allein Manches mag doch auch durch 
die Wahl der Einrichtungen bewerfftelligt oder verhindert wer⸗ 


1) ©, oben, $. 183, ©. 544 fg. 
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und es find fomit biefelben Feineswegs ohne große Bedeu⸗ 
dung für Grreichung des obengenannten Zweckes. | 
Da es nicht nur zwei verfchiebene, fonbern felbft ver- 
ſchiedenartige Thätigfeiten des menfchlichen Geiftes erfordert, 
einen zweckmäßigen Beſchluß zu fallen, und benfelben 
zwedmäßig auszuführen, fo taugt diejenige Einrichtung, 
welche die eine biefer Thätigfeiten erleichtert und ſichert, ſchon 
deßhalb weniger auch zur Förderung ber andern. Woraus 
denn folgt, daß folche Behörden, deren Hauptaufgabe umſichtige 
Berathung ift, anderd zu organifiren find, als Diejenigen, 
welche das Beſchloſſene ausführen ſollen. 
Zur Faſſung eines umſichtigen, materiell und formell zweck⸗ 
mäßigen Beſchluſſes iſt nöthig, daß ber Gegenftand von 
allen Seiten gleichmäßig erwogen werde, und zwar ſowohl 
nach ſeinen Urſachen und ſeiner itzigen Sachlage, als nach 
ſeinen wahrſcheinlichen Folgen. Die Mittel zur Erreichung 
eines gewünſchten Zweckes müſſen nach Wirkung, Aufwand 
aller Art und Nachhaltigkeit geprüft werden. Sol der Bes 
ſchluß zu einer allgemein zu befolgenden Norm werden, fo 
fommt hierzu noch die Nothwendigfeit genauer Kenntniß des 
Beftehenden, und die forgfälltigfte Abwägung auch der Worte, 
Wenn nun auch nicht zu leugnen ift, daß Ein Mann alle dieſe 
verfchiedenen Cigenfhaften in vollem Maaße in fich vereini- 
gen, und Damit auch noch Eifer für Die Sache, Uneigennüßig- 
feit und felbft Aufopferung vereinigen kann; wenn ferner zu⸗ 
zugeben ift, daß in ſolchein Falle bie ganz unbefchränfte 
und ungetheilte Thätigfeit befielben das MWünfchenswerthefte 
ift: fo muß doch auf der andern Seite behauptet werben, 
daß eine folche Vereinigung von Weisheit und Kraft, von 
Erfahrung und frifchem Muthe, von Sadjfenntnig und Tugend 
zu ben Ausnahmen gehört, und dag man in ber Regel auch 
im glüdlichen Sale nur folche Männer zur Verfügung hat, 
Mohl, Polizei. IL Zweite Auflage. 36 | 
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welchen einzelne ber nöthigen Eigenſchaften beiwohnen. Cs 
bleibt fomit ‚nicht wohl etwas anderes übrig, ald daß man. 
zur Berathung der Staatögefhäfte eine Berfammlung 
von Mehreren zufammenfegt, beren Gefammt- Eigenfchaften 
das Bedürfniß erfüllen. Mag auch hierbei nicht felten eine 
gute Cigenfchaft des Einzelnen neutralifirt werden, -fo wird 
do in der Hauptfache das Ergebniß eines folchen: Vereines 
bie gegenfeitige Aushilfe net guten und nothwendigen Cigen- 
fehaften, und eben fo Die gegenfeitige Ueberwachung gegen willent- 
liche ober. unwillentliche Fehler feyn. Nur darf freilich eine 
Behörde, welche viele Gefchäfte zu beforgen hat, nicht allzu 
zahlreich fenn, weil fonft ber Zeitverluft und die Gefchäftg- 
ftodung leicht den Ruben einer gröͤßeren Maſſe von Vorzügen 
überwiegen möchte. 
Ganz anders verhält es fich mit der Ausführung bes 
“ Befchloffenen. Um hier nüslich zu wirken, bedarf es einer 
Haren Auffaſſung des Befehles, einer genauen SKenntniß ber 
thatfählichen Umstände, richtiger logiſcher Subfumtion bes 
Einzefnen unter das Gefeg, fehneller Entichloffenheit, häufig 
felbft perfönlichen Muthes, immer aber gerechter Folgerich- 
tigfeit. Diefe Eigenfchaften aber fönnen wohl bei Einem dazu 
ausgewählten Manne gefunden werden, während ein Collegium 
fie fchwerlich haben wird. Die verfchiedenartigen Richtungen, 
Neigungen u. ſ. w., welche eine umfichtige Berathung fördern, 
werben leicht bie Ausführung ſchwach, ſchwankend und folge 
widrig machen. Dazu noch der nicht zu vermeidende fehr 
große Zeitverluft. Daraus folgt denn, daß alle Staatsge— 
fchäfte, bei welchen bie Vollziehung ber Gefege überhaupt, das 
Handeln, die Hauptfache it, Einem Manne anvertraut wer= 
den müffen, welcher fich innerhalb feiner Amtsbefugniß felbft- 
ftändig bewegt, aber einer firengen, je nach feiner Stellung 
im Staatsorganismus verfhiedenen, Berantwortlichfeit unter= 
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worfen iſt. Sind der (Grfehäfte zu viele für Die. Thätigkeit 
‚Eines Mannes, und kann: ad anderweitigen "Gründen feine 
Theilung bed Amtes vorgenommen werden, fo find dem Beam⸗ 
ten Gehüfen zu geben, welche aber :abhängig von: ihm und 
‚unter feinen Befehlen:feyn müſſen. Dann gewinnt er. felbft 
Zeit für das Wicktigere; Störungen. und Folgewidrigkelten in im 
Innern der Behörde aber finden nicht ſtatt 2). | z 
' Werden num dieſe Grunbfäke: angewendet auf bie ver⸗ 
ſchiedenen zur Beforgung ber poligeilichen: Thätigfeit des Staa⸗ 
tes erforderlichen Stellen, fo ergeben ſich nachaehende Beige 
rungen und Ginrichtungen:. Ä 

I. Allgemeine PolizeisStellen: 

1) Die Gemeinde» Bolizeibehärbe iſt jeden galles, 
mag ſie nun vom Staate mit einem eigenen Beamten beſetzt oder 
dem Ortsvorſteher übertragen ſeyn, nach dem Einheits⸗Prin⸗ 
cipe einzurichten. Hier handelt es ſich immer blos. von.: der 
Ausübung, von perſönlicher Einwirkung, eigener Beſichtigung 
und Handanlegung; ſolche Geſchäfte können aber nicht von 
einem Collegium beforgt werden:°).. Se nach der Größe. und 
ber Lage ber. Gemeinde G. B. an ber Gränge, an einem Ha- 
fen u, f. w.) muß freilich dad dem Orts-Polizeibeamten zu 
Gebote ftehende Hilföperfonal fehr. verſchieden beftellt werben. 
Während in Eleineren und ruhigen Gemeinden der Beamte 
Alles jelbft zu beforgen im Stande ift und zu feiner Unter 





— — 


2) Meber die verhältnißmäßigen Vorzüge des Collegial- und des Ein- 
heits-Syftemes ſ. Scheffner, Gedanken und Meinungen über 
Manches im Dienfte. L II, Königeb., 1802; Rehberg, Ueber 

- die Staatsverwaltung d. Staaten, ©. 51 fg; Emmermann, 
Ueber Polizei und ihren vollft. Begriff, ©. 50 fg; Malchus, 
Politik, Bd. LS. 7 fg; Bülau, Die Behörden, ©. 202 fg. 

3) Deßhalb erfcheint denn auch.die Uebertragung der Orts-Polizei an 
ganze Magiftrate, wie 3. B. in Preußen und in den beiden Heſſen, 
als unzweckmaͤßig. 

36 * 
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Räsung höchftend eined ober einiger Amtsdiener bedarf, fteilt 
ſich ſchon in Städten von mittlerer Größe und mäßiger Reg- 
famfeit das Beduͤrfniß eines weit ftärferen untergeorbnneten 
Berfonales heraus, Eine Anzahl von Kanzleibeamten bat 
hier die Schreibereien zu beſorgen; unter einige Polizei-Com⸗ 
miäre iſt Die ſtündliche Aufficht auf die verfchiedenen Quartiere 
der Stadt und die in ihnen befindlichen Bolizei-Anftalten oder 
auspführenden Polizei⸗Geſetze vertheilt 4; vielleicht find für 
einzelne befonderd wichtige oder einen eigenen Mann hinrei> 
chend beichäftigende Gefchäfte eigene Aufſeher beftellt; Das 
niedere- Dienftperfonal ift zahlreicher 9. In ganz großen Stäb- 
ten fchwillt die Verwaltung, nnd fomit auch Die Zahl der 
röthigen Unterbeamten, leicht zu einen Umfange an, welche 
bie ganze Einrichtung Kleiner Staaten weit hinter fich läßt. 
Hier find denn verſchiedene KRanzleiabtheilungen unter eigenen 
Vorſtaͤnden für die einzelnen Gefchätsabtheilungen beſtellt; bie 
Zahl der Commiſſäre, der Special-Beamten wächst, vielleicht 
iſt felb eine Zmiichenftelle zwifchen ihnen und dem leitenden 
Dberbeamten nöthig; dad niedere Dienftperfonal ift fo zahl- 
reich, daß es nur auf militärifche Weife organifirt und zum 
Dienfte angehalten werben fann, in welchem alle ihm natürlich 
Offtelere und bie übrigen Einrichtungen ftehender Truppen 
zu geben find 9). 

4) In Franfreich wird in den Städten je für 10,000 Einwohner Ein 
Polizei⸗-Commiſſar gerechnet; in Städfen über 100,000 Einwohner ift 
ein General⸗Polizeicommiſſär, f. Allez, Dict. de police, Bd. I, S.477. 
5) Um die Bürger gegen Mißbrauch der Amisgewalt von Seiten des 
niebern Polizei-Perſonales zur fichern, find theils fehr ſtrenge Stra⸗ 
fen im alle ungerechtfertigter Gewaltthätigfeit nöthig, theils muß 
ber einzelne Mann ein ihn individuell erfennbar machendes Zeichen 

an fich tragen, 3. B. eine Nummer an der Kleidung. 
6) Als Beifpiel mag die Polizei-Verwaltung der Stadt Paris dienen. 
Der Polizei⸗Präfect bat unter ſich: a) für jedes der 12 Arrondifs 
fements 10Ofücier de paix mis einer Abtheilung BolizeisInfpectoren 
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2) Diefelben Gründe fprechen auch für die Uebertragung 
ber Bezirfs-Boligei-Stelen an Einen Mann; bean auch 
auf diefer Stufe iſt die Volziehung, nicht Die Berathung und 


Feſtſetzung, allgemeiner Maapregeln der Haupigegenfland ber 


Amtsthätigfeit. Jedenfalls find dem: Beamten aber einige 

Gehuͤlfen beizugeben, welche die Schreibereien und Rechnungen 
unter feiner Leitung und Berantwoztlichfeit. beſorgen. Ihre 
Anftelung und Entlaffung. wird am beſten ihm, dem am meiften. 
bei ihrer. Brauchbarfeit und Rechtlichfeit-Betheiligten, überlaften, 
und dafür eine Averfalfumme als Kanzleifoften ausgeſetzt. 
Rur denjenigen Gehülfen (den Actuar, Aſſeſſor) welcher im 
Verhinderungs - und Abweſenheits⸗Fällen der geſetzliche Stell⸗ 
vertreter ded8 Beamten ift, wird zweckmäßig ber ‚Staat ernen- 
nen und befolden. Er ift aus der Zahl der für ben Bolizei- 
Dienft wiſſenſchaftlich gebilbeten und geprüften Dienftcanbidaten, 
welche zur felbftftändigen Bekleidung von polizeilichen Aemtern 
nachgebildet werben follen, auszuwählen — Se nach dem 
geographifchen Umfange bed Amtsbezirkes, der Lage deſſelben, 
3 B. an der Gränze ober im ‚Gebirge, auch wohl- nach dem 


und Stabt= Sergenten; b) für jedes der 48 Quartiere 1 Polizeiz . 
Gommiffär mit 1 oder 2 Secretären u. f. w.; c) eine große An⸗ 
zahl von Beamten für beftimmte einzelne Zweige, 3. B. für bie 
Märkte 1 General-Infpector und 34 Inſpectoren; für die Schiffe 
fahrt ein General-Inſpector und 34 Inſpectoren; für die Maaße 
und Gewichte 41 Infpectoren; für Straßenreinigung und Beleuch- 
tung 1 General⸗Inſpector und 80 SInfpectoren und Dieners 17 
Banmeifter u. |. w. d) Munieipal-Garve, 2500 Mann zu Fuß, 
400 zu Pferde; e) Sappeurs-Bompiers, 850 Mann. Die Kanzlei: 
ift mit 300 Beamten befegt, und zerfällt in das Privat-Cabinet 
bes Präfeeten, in den Dienft des General-Secretärs, und in bie 
2 Sectionen für die öffentliche Sicherheit und für die fonflige Ver⸗ 
waltung. Das Budjet ift 12 Millivnen Franken. ©. Bivien, 
in der Revue du deux mondes, 4842, ®b. XXXII, ©. 7% fg. 
Daneben befteht noch die Präfectur des Seinevepartements und 
die eigentliche Gemeindeverwaltung mit einen Budjet von faft 40 MIN. 
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allgemeinen Beifte der Bewohner/ iſt die Zahl: des dem Bezirks⸗ 
amte untergebenen Dienſtperſonales zu beſtimmen. Bon viel⸗ 
fachen Vottheilen iſt eine Indlitärifche -Organtfation dieſer 
Polizei⸗ Mannfchaft, fo daß dieſelbe für das ganze Land aus 
Einem Korps: befleht, von dem’ eine nad dem Bebürfriffe 
bemeſſene einzelne Abtheilung jedem Bezirke zugetheilt iſt. Die 
Beweglichkeit, Punctlichkeit im Dienfte, fo wie der äuſſere Eindruck 
würde durch Feine: andere Organifation in fo hohem Grabe 
und ſo leicht. erlangt werben; und überdieß bietet dieſelbe noch 
ls bedeutende Vortheile die Möglichkeit einer. fchnellen Ver⸗ 
mehrung des Perfonales In Nothfällen, fo wie bie Leichtigfeit 
der Berfegung einzelner Individuen dar”). ze 

3) Zweifelhafter tft die Gntſcheidung über das Sintic- 
wngs⸗Princip bei den Krei&sBehörben. . Auf der einen 
Seite ift die Vorbereitung oder: endliche Faſſung allgemeiner 
Beichlüffe ihre Sache, und in fo ferne erfordern fie einen 
Berein mehrerer Männer; anderer Seits aber haben fie nicht 
felten auch die Ausführung im Einzelnen anzuordnen, wenn 
eine Frage im Wege. bes Recurſes an fie gelangt, oder deren 
Entfheidung Die Amtsgewalt der untern Stelle überſchreitet; 
ed kommen ferner gar manche ©egenftände bei ihnen vor, 
welche feinen Verein zu ihrer Erledigung erfordern ; Dieß alles 
alfo wäre beſſer Einem Manne übertragen. Zwar läßt ſich 
bie mit der Durchführung bes reinen Collegialſyſtemes ver- 
bundene Zeitverfchwendung dadurch großentheild entfernen, daß 
für geringfügige Sachen eine büreaucratifche Erledigung eintritt 5 
allein hinfichtlich der Hauptfache ‚bleibt immer nur die Wahl 
zwifchen zwei möglichen Uebeln. Die Entfcheidung wird fich 
wohl darnach beſtimmen muͤſſen, ob in einem Staate beſtimmte, 








RL) Das Nähere über die Organifation einer bewaffneten Polizei⸗ 
Mannfchaft (Landjäger- Korps, Gensdarmerie) ſ. in dem Syſteme 
der Rechtspolizei. 
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namentlich auch formell gut abgefaßte Geſetze vorhanden find; 
ob das öffentliche Leben ſich in demſelben ſchon Fräftig entfaltek 
Hat. und ber Bürger feine. Rechte und Intereſſen im Falle 

einer Bedrohung oder Verlegung Fräftig zu vertheiblgen weiß 
und wagt, ob namentlich. eine freie Preſſe die Stelle mancher 
andern: theurern aber weniger wirfjamen Ueberwachung vertritt; 
ober ob ber Schuß gegen Ungerechtigkeit und Unzweckmäßigkeit 
hauptfächlich bei ben höheren Regirungs » Behörden: zu ſuchen 
ift. Im erftern Falle mögen auch die höheren Verwaltungs- 
fielen ohne Bedenfen Einzelnen anvertraut werben (natürlich 
mit Unterftügung abhängiger Gehülfen); im andern Falle 
dagegen gewähren Gollegien .eine nicht gering zu achtenbe 
Sicherheit, und zwar, was wohl zu :bedenfen ift, eine Sicher⸗ 
heit, welche in ber Einrichtung felbft liegt, und nicht in äuſſeren 
Umftänden, welche auch fehlen und ſodann das Uebel ganz 
ungehindert wirfen laffen können”. — Mag nun aber bie 
eine oder die andere Einrichtung gewählt worden Ion jo ift 
in jedem alle 


4) die Organifation des Minifteriums burd) deffen 
Stellung gegeben. Hier ift nämlich die Einheit des Entfchluffes 
fo wenig zu entbehren, ald die Umficht der Weberlegung. Zur 
Vereinigung beider Eigenſchaften aber ift nicht wohl eine andere 
Einrichtung denkbar, ald daß zwar ber Minifter eine DVer- 
fammlung von Räthen zur Seite hat, welche ihre gemeinfame 
Meinung in allen wichtigen Dingen ihm mitzutheilen haben, 
daß dann aber bei ihm fteht, ob und wie weit er berfelben 
Gehör geben oder feinem eigenen Willen folgen will. Schon 
die nothwendige perfönliche DVerantwortlichfeit des Minifters 


8) Ueber die Einrichtung ber Kreisſtellen ſ. Malchus, a. a. Du 
Bd. J, ©. 132 fg. 


368 
erfordert, namentlih in Staaten mit einer Volfövertretung, 
für ihn bad Recht einer endlichen freien Beftimmung ). 

II. Die befonderen Polizei» Stellen. 

1) So wenig als bei den unteren allgemeinen Stellen iR 
bei den audführenden technifchen Behörden eine andere 
Einrichtung möglich, ald die Uebertragung des Gefchäftes an 
Einen Mann. Selten wird fogar hier von Gehülfen die Rebe 
feya fünnen, indem theils ber Umfang ber Gefchäfte eine 
Unterftügung nicht erfordert, theils der Staat gerade bie 
Kenninifie des beftimmten einzelnen Mannes durch feine An 
ſtellung für fich zu erwerben Willens if. Nur bei Armen⸗ 
behörben, Poſtämtern, Sittengerichten,, Auffichtsbehörben über 
bie Unterrichtsanftalten iſt eine collegialifche Befegung benfbat, 
und manchmal auch mothwendig. Uebrigens macht es hin⸗ 
fichtlich der regelmäßigen. einheitlichen Befegung feinen Inter: 
ſchied, ob die in Frage ſtehende technifche Behörde eine öͤrlliche 

sder bezirkliche iſt. 
| 2) Hinfichtlich der Kreis: ‚und höheren GentralEielen 
ift vor Allem zu unterfcheiden, ob die Beforgung der techniſchen 
Gefchäfte eigenen, blos ober wenigftens hanptfächlih aus 
Technikern beftehenden, Behörden, oder nur einzelnen techniſchen 
Referenten bei den allgemeinen Behörden übertragen iſt. IM 
letztern Falle ift es ziemlich gleichgültig, ob bie allgemeine 
Behörde nach dem Einheits- ober nach dem Collegial-Syſteme 
bejegt ift; immer werben die technifchen Gefchäftszweige von 
bem Referenten allein beforgt werden. Denn auch wenn der⸗ 
jelde nur Mitglied einer größern Verfammlung ift, fo beſteht 
bie collegialiſche Behandlung mehr der Form als der Wit 
fichfeit nach, und felten haben die übrigen Mitglieder bedeu⸗ 
tenden Antheil an den Beſchlußnahmen. Da aber die Berathung 





9) Bel. Malchus, a. a. O., 3.1, ©. 30 fg. 
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und Ausgleichung verſchiedener Anſichten gerade dei der An- 
ordnung ‚allgemeiner Normen in technifchen Gegenftänden mur 
wünfchenswerth ſeyn kann, ‘fo iſt Die andere Weife der 
Beſorgung ber bejondern Polizei» Gefchäfte in den höheren 
Inftanzen, nämlich bie collegialiſche, ſehr wunſchenswerth 
(ſ. oben, S.561 fg.). Einem ſolchen Collegkium von Technikern 
ſind übrigens jedenfalls einige eigentliche Geſchäftsmänner 
beizugeben, welche auf bie Berüdfichtigung ber beſtehenden 
Geſetze und des Staatsorganismus aufınerffam zu machen 


und überhaupt das Formelle ber Auofahrung. zu beſorgen 


haben. 


Zweites Sapitel. 
Verfahren in Polizei-Sachen. 





$. 188. 
1) Bon der Zuftändigfeit in Polizei-Saden. 


Der in einem Rechtsſtaate allgemein anerfannte Sat 
der Gleichheit der Bürger vor dem Gefebe verbindet Alle nicht 
nur zur materiellen Befolgung der polizeilichen Vorfchriften '), 
fondern e8 folgt aus diefem Principe auch die Zuftändigfeit 
jeder Polizei-Behörde über alle ihren Bezirf bewohnenden Fre 
dividuen. Unter Gleichheit vor dem Geſetze ift nämlich nicht 
nur die materiell-gleiche Behandlung Aller in gleichen Fällen, 
fondern <auch die Unterordnung aller Bürger unter Diefelbe 
Art und Stufe der obrigfeitlichen Stellen begriffen. Eine Ab⸗ 
weichung hiervon ift eine Beleidigung gegen Die geringer ge⸗ 
achteten Klafien, benen an minder guten und auderlefenen 
Staatöbeamten genügen fol; es ift aber auch. ein fehr zwei⸗ 
felhaftes Geſchenk für ben Benorrechteten, welcher eine In⸗ 
ftanz verliert; es ift endlich ein Zeugniß der Unfähigfeit oder 
des üblen Willend, welches fich der Staat felbft ausſtellt. 
Aufferdem kann eine foldye Vertheilung der Unterthanen unter 


DS. oben Bd. J, 8. 7, S. 38. 
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verfchiedene Inftanzen gar leicht das Zufammenwirfen ber 
Behörden und fomit die Kraft und Fofgerichtigfeit der Verwaltung 
[hwächen, und die Einführung oder Handhabung einer nüß- 
lichen Maaßregel eben fo gut hindern und felbft unmöglich 
machen, als eine materielle Befreiung Einzelner. 

Diefer letztere Nachtheil tritt namentlich bei ber Polizei 
fehr deutlich hervor. » Manche wichtige: Anftalten derfelben 
find ohne völlige Uebereinftimmung ber Behandlungsmweife gar 


nicht zu Stande zu’ bringen, ſs z. B. die meiften Anordnun⸗ 


gen der Medicinal⸗, der Sitten-Polizei, Vieles bei ben Gewer- 
ben, u. f. w. In anderen Fällen würde ein Verfchiedenheit 
der Behörden unter den Bewohnern defielben Bezirkes wenig— 
ftens eine DVerfchiedenheit in der Art und der Schnelligkeit 
ber Gehorfamd-Erzwingung, oder überhaupt der Behandlung, 
und dadurch Mißvergnügen und Reibungen erzeugen, fo 3. B. 
bei den Anftalten zur Entfernung allgemeiner Gefahren für 
Perſonen oder für Vermögen (durch Feuer, Wafjer), bei Feſt⸗ 
haltung von Bauplanen, Aufrechterhaltung ber öffentlichen 
KReinlichkeit, beim Genuffe gemeinfchaftlicher wohlthätiger und 
angenehmer Ginrichtungen, wie ber Brunnen, Berbin- 
dungswege, Schulen, u. ſ. f. — Das klare Hervortreten biefer 
fachlichen, nicht nur dem Einzelnen fondern dem Staate felbft 
ſchädlichen, Nachtheile mag denn auch die Einführung befrei- 
ter Gerichtöftände und eigenthümlicher Formen zu Gunſten 
Bevorzugter bei den Bolizei-Behörden verhindert und den 
Grundſatz ber formellen Gleichheit in ber Behandlung ber 
Staatöbürger faft allgemein durchgefegt haben 2). Bei biefem 


2) Die am. häuffgften vorfummende Ausnahmen bildeten, und bilden 
zum Theile noch, Studirende und Soldaten. Es ift aber durchaus 
fein haltbarer Grund aufzufinden, warum biefe beiden Stände den 
allgemeinen Gefegen nicht unterworfen feyn, oder wenigſtens nicht 
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Grundfage muß denn auch jeden Falles beharrt, und jeber 
Bürger, fei feine Geburt und fein Rang im Staatsdienfte 
welche fie wollen, den gewöhnlichen Bolizei» Behörben unter- 
worfen werden. Selbft der mit einem höhern Bolizei-Amte 
bekleidete Beamte hat fich der Amtsgewalt der untergeordneten 
Stellen, in deren Bezirk er fih aufhält, zu unterwerfen, fo 
bald er als Privatperfon handelt oder in Anfpruch genommen 
wird. Auſſer der Berfon des Staatsoberhauptes ift Niemand 
von ber Jurisdietion der, je nach dem Falle, im Allgemeinen 
zuftändigen Stelle auszunehmen 3), 

Cine nad dem Grade der Bildung und nach Der gefell- 
ſchaftlichen Stellung des Betheiligten abgeſtufte Verſchiedenheit 
in der Form der amtlichen Mittheilungen und Handlungen 


in der allgemeinen Form zu deren Beobachtung angehalten werden 
ſollten. Das Beiſpiel von England und Frankreich liefert ſicherlich 
den Beweis, daß die Diſciplin und der kriegeriſche Geiſt des Hee⸗ 
res keineswegs darunter leide. Und ebenſo beſteht die ſchöne, für 
Wiſſenſchaft und Leben gleich heilſame, akademiſche Freiheit nicht 
in einer Ausnahme von nothwendigen Staatseinrichtungen, ſondern 
in der Unbeſchraͤnktheit der geiſtigen Ausbildung, der ungehemmten 
Bewegung in unfchäblichen, ſelbſtgewaͤhlten Formen und Sitten, 
endlich in der Unabhängigkeit von Berufs: und Dienſtrudſichten. 
©. hierüber oben, Bd. I, ©. 520 fg. 

3) ©. Zangen. , Eroͤrterungen der Frage: wird in Polizei-Sachen 
auf einen vorzüglichen Gerichtsſtand geſehen? Gießen, 1794. — 
Hiernach iſt denn auch zu beurtheilen, wie hoͤchſt unzweckmäßig 

und begriffswidrig es iſt, wenn mit Patrimonialgerichtsbarkeit oder 
aͤhnlichen Rechten verſehene Gutsbeſitzer von der Jurisdiction der 
unterſten Polizeiſtellen ausgenommen find. Selbſt wenn fie das 
Recht der Beſetzung dieſer Aemter haben, kann dieſes feinen trif⸗ 
tigen Grund zur Störung der allgemeinen Staatseinrichtungen äb⸗ 
geben. Das Staatsoberhaupt mag ihnen (mit welcher Zweckmaͤßig⸗ 
keit, iſt eine andere Frage) dieſes Ernennungsrecht an ſeiner Stelle 
überlaffen; allein der einmal ernannte Beamte ift nicht Privatdiener, 
fondern das Organ des Gefeges, welchem fie als unterthauen Ge⸗ 
horſam ſchuldig ſind. 
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fann übrigens nicht nur nicht als eine Verlegung ber Gleich⸗ 
beit vor dem Geſetze betrachtet werden, ſondern tft vielmehr 
gerade im Hinblicke auf diefe Gleichheit won den Beamten zu 
fordern, weil je nach den Sitten und der äuffern Lage zweier 
Menſchen biefelbe Form der Behandlung von höchft verfchie- 
bener Wirkung für ihre Ehre und ihr Gefühl fenn würbe. 


8. 189, 


2) Bon den verfhiedenen Amtsgeſchäften der Polizei— 
Behörden, 


Ueberblidt man das Sefammtgebiet der poltzeilichen Thäs 
tigkeit bes Staates, fo findet fi, daß die Gefchäfte der Polizei⸗ 
Behörden in folgende Abtheilungen zerfallen: 

1) In die Beaufjihtigung und Beobachtung aller 
Gegenftände, Begebenheiten und Handlungen, welhe von Ein- 
Fuß auf einen Theil des anvertrauten &efchäftsfreifes feyn 
fönnen. — Wefentlich unterfcheidet ſich die polizeiliche Staats— 
thätigfeit Dadurch von ber gerichtlichen, daß fie nicht auf bie 
beftimmte Anforderung eines’ Betheiligten wartet, um ihre 
Wirkſamkeit zu beginnen,  fondern durch jede, gleichviel wie 
gemachte, Entdedung von Hinderniffen des allgemeinen Wohles 
fi) aufgefordert findet, Diefelden wegzuräumen. Es ift fomit 
nicht nur feine Amtsüberfchreitung, wenn ber PBolizei-Beamte 
Auch unaufgefordert entweder felbft oder mittelft feiner Unter- 


geordneten fich über Umftände, welche für irgend einen Theil 


ſeines Geſchäftskreiſes von Wichtigkeit feyn können, zu unter- 
richten fucht; fondern es ift im Gegentheile feine erfte Pflicht, 
ſich immer, ficher und ſchnell umfaffende Kenntniß zu verſchaf⸗ 
fen. Da die Erreichung dieſes Zweckes fehr häufig nicht mög- 
lich wäre, wenn e8 bei jedem Bürger ftünde, ob er eine Nach⸗ 
forfhung dulden, eine ihm abverlangte Nachricht geben wolle 
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ober nicht: fo muß es ald Bürgerpflicht erklärt feyn, den Nach⸗ 
forfchungen ber vorgefegten Polizei-Behörbe an Die Hand zu 
gehen. Um jedoch mögliche Mißbräuche und ungebührliches 
Eindringen in das Heiligthum bed Haufes und des Kamilien- 
lebend zu verhindern, ift. einmal:ber Sat feftzubalten, daß 
nur ber Beamte felbft, nicht aber ein Untergeorbneter beffelben, 
das Recht .hat, amtliche Anfinnen der bezeichneten Art an ben 
Bürger zu machen; zweitens aber, daß es ber Polizei-Behörbe 
nicht erlaubt ift, gegen Ben Willen des Gigenihümers ein 
Wohngebäude oder befien Zubehör zum Behufe einer Nad- 
forfchung zu betreten, aufler entweder in. einem dringenden 
Nothfalle, (namentlich wenn Hülferuf aus dem Innern ertönt, 
Fener ausgebrochen tft, ein verfolgter Verbrecher fih vor den 
Augen ber Nacheilenden in ein Haus geflüchtet hat,) oder auf 
vorgängige Mittheilung einer fchriftlichen von der Bezirks— 
Behörde ausgeftellten und mit den Beweggründen verfehenen 
Aufforderung, welche in den Händen bed Gigenthümers zu 
laffen ift, damit er nöthigen Falles bei der vorgeſetzten Behörde 
oder vor dem Gerichte Klage wegen Hausfriebensbruches führen 
fann '). — Zur Aufwerfung der wichtigen Frage, ob fich bie 
Polizei bei ihren Beobachtungen und Nachforſchungen auch 
verfleideter und nicht anerfannter Agenten, fomit eines geheis- 
men Perfonales, bedienen dürfe und folle, findet ſich bei den 








1) Manchem dürfte diefe Maafßregel zur Sicherung des Bürgers gegen 
ungebührlihe Beläftigungen noch nicht zureichend, und allenfalls 
ein richterlicher Befehl, oder wenigſtens eine vorgängige Mit- 
theilung der polizeilichen Aufforderung an den Richter, damit diefer 
bei unbegründetem Berlangen Einſprache thun könnte, nothwendig 
erſcheinen: allein theils ift fein Grund in den allgemeinen Staats— 
zweden, die Polizei der Juſtiz unterzuordnen, wohl aber, fie völ- 
lig gleich zu ſtellen; theils könnte durch ſolche Börmlichfeiten gar 
leicht ein großer und unerfeßlicher Zeitverluft entftehen, beſonders 
bei einer Entfernung des Richters oder einer Spannung zwifchen 
ihm und dem Polizei⸗Beamten. 
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mit ber Beforgung ber Polizei im engern, bisher immer bei- 
behaltenen, Sinne wenig ober gar feine Gelegenheit, indem 
fih kaum benfen läßt, daß fich bei den durch die Fürforge bes 
Staates für die phnfifche und die geiftige Perfünlichkeit der 
Staatsbürger, fo wie für beren Vermögen veranlaßten Ge- 
ſchäften eine folche Verfchiedenheit der Intereſſen ber Bürger 
und ber Abfichten der Regirung ergäbe, baß erfteren in ben 
Sinn kommen fönnte, durch geheime Verbindungen oder Maaß⸗ 
regeln fich der Wirfung der Geſetze zu entziehen, ober dem 
Staate die von ihm verlangte Auskunft zu verheimlichen. 
Bei allen zu dieſem Theile der Staatsthätigfeit gehörigen 
Anftalten und Anordnungen ift ja bad Intereſſe der Bürger 
und das bed Staates völlig daſſelbe. Sollte fich jedoch der 
Tal ereignen, daß die Polizei-Behörde nur durch Verheim⸗ 
lihung ihrer Maaßregeln unerlaubtem Geheimhalten ber Buͤr⸗ 
. ger zu entgegnen wüßte: fo ift fein Rechtögrund abzufehen, 
welcher die Behörde verhindern könnte, diefes Mittel zu wählen. 
Welches Recht hätte der Bürger vom Polizei-Beamten zu ver- 
langen, daß er feine Beobachtungen auf eine Weife anftelle, 
welche nicht zum Ziele führen könnte? Mit welchem Rechte 
fann er fordern, daß der Staatöbeamte ſich immer als folcher 
durch Dienftfleidung oder auf andere untrügliche Weife an— 
fündige? Dabei ift denn freilich nicht zu läugnen, daß bie 
Mahl diefes Mitteld viele und große Nachtheile hat, indem es 
das öffentliche und Privat-Vertrauen ftört und zu Nieberträch- 
tigfeiten und Unfittlichfeiten führen fann, und daß fomit feine 
Anwendung nur in Nothfällen erlaubt ift 2). 

2) Der Berfehr mit anderen Behörden zum Behufe 
von Dienft- Mittheilungen zerfällt in die Berichterftattungen an 
vorgefegte, in Mittheilungen an gleichftehende, und In Befehle 

2) Weiteres über geheime Polizei in der Darftellung ber Rechts— 
Polizei. 
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an untexgeorhnete Gatelien, ‚in bay. Ragelſigrnhen alle Pilzen 
biejed Verlehres durch Schreiben ſtattz doch, ereignuiufich bei 
Polizei⸗ Pehorden häufiger. 48 inanderen Zweigen beit Staais⸗ 
dienſtes. dah. Heſſhaffe. dark mündliche Mutheilungan abgemacht 
werben, Hinfichtlich der Formen findet eiwası Ciganthuͤmliches 
bei dieſenn Verlehre dprchaus nicht. ſatta ea ſind De alle 
prallen vmgegibenen. 

13) MDie Bekamn tin ach uin g Vet: Sep" e 
Abfafſung! uin"Anefhreibäing det Verordnungen und Normaul⸗ 
Bntfchehngeni We Weſentliche hierüber flohen," Wp.'T, 
36 ee behfteht ſich, day der kinzelne Bebmte 
nicht np die gewbhliliche Art der Bekannktmaͤchung befchrälikt 
iſt, fordert pn. ei nisch Hoch, went eres Hörhig) Hinaer, 
andere Weilfen bekuͤgen kann, wenn ſolche in beſtimmien 
Oertlichkeiten obet bei gewiffen Perſonenklaͤfſen ſicheret: wirken 
fo 3. B:’öffentliche Auſchläge, Localblätter, Verkaͤndung durch 
Ausrufer u. ſ. w. Rur iſt die gefetzlich votgeſchriebene Art 
Darüber Kicht zu verrtachläfftgen, weil nur von’ Biefer bie Bürger 
ſchuldig ſind Kenntniß zu nehmen, und alfo m mir fe He 
Entede der Vnwiſſenheit nicht zuläßt. 


5 Die Ausführung und Unterhaltung. bey. ma⸗ 
terielfe HAnftalten zur Erreichung, ber verjchiebenen, poli- 
zeiſichen Zwecke. Etwas allgemein Gültiges, uͤber die Art und 
Weiſe, ‚wie dieſe Ausführung am zweckmäßigſten zu geſchehen 
habe, kann natürlich bei der großen Verſchiedenheit der Gegen⸗ 
ſtände nicht angegeben werben. Jede Einxichtung erfordert 
wieder ihre eigenen Mittel zur Vorbereitung und Vollziehung, 
welche aus der Natur derſelben ſich ergeben, und auch in der 
vorangehenden Darſtellung der einzelnen polizeilichen Anſtalten 
immer erörtert worden find. Von ſelbſt verſtehen ſich die nega- 
tiven Forderungen, daß die Mittel zu Erreichung der polizeilichen 
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Zwecke nicht größere Ausgaben und Unnancehmlichkeiten verur⸗ 
ſachen dürſen, als die möglichen Voriheile der zu bezweckenden 
Anſtalt; daß bei einer Wahl unter verſchiedenen gleich wirkſamen 
Mitteln die in jeder Beziehung wohlfeilſten anzumenbew find; 
baß Teine unnöthigen Eingriffe in Rechte und SInterefien 
ber Bürger gemacht werden follen; jeder nutzloſe Luxus zu 
vermeiden iſt, u.f.w. 9). — Ueber die Behörden, welche bie: 
Ausführung zu beforgen haben, kann nicht wohl ein Streit 
entftehen, Die befonderen techuifchen Stellen -fiad. ja gerabe 
Dazu.beftellt, um gewifje einzelne Geſchaͤftszweige zu beſorgen, 
und biefer beftimmte Gefchäftöfreis, den fie ihrer. Beſtimmung 
nach nie überfchreiten dürfen, ift leicht zu erkennen. Alle übrigen 
polizeilichen Vorkehrungen haben die allgemeinen Behörden zu 
beforgen. Sollte je. über Die Gränze ber Befugnifie oder bie 

Ausdehnung ber Pflichten Streit entftchen, ſo entſcheidet natürlich 
die nächte den. ftreitenden Behörden vergefeßte Behörbe, und 


. jo im Inftanzenzuge weiter. 


5) Die Einwirkung auf den einzelnen Bürger 
zum Behufe der allgemeinen Handhabung ber Bolizei-Anftalten 
und Geſetze. Diefer Zweig der amtlichen Thätigfeit umfaßt 
mehrere, zum Theile häufig ſich ereignende Gefchäfte, namentlich: 
9) Aufforderungen und Belehrungen über bag, was 
der Bürger zu then oder zu unterlaffen hat. Ramentlich 
bei ganz neuen, leicht mißzuverftehenden Anorbnungen 
fann burch eine zweckmäßige Befanntmachung manches 
Mipvergnügen und mancher Ungehorfamsfall verhütet 
werben. Die Wirfung wirb in ber Regel im Verhält⸗ 
*niſſe zu dem perfönlichen Anfehen fiehen, welches ber 
Beamte in feinem Sprengel genießt. Bei regelmäßig 
wieberfehrenden Anläffen zu Gefebesübertretungen ift eine 





3) ©. ®rävell, Ueber höhere, geheime und Sicherheits-Polizei, 
©. 183 fg. | 
Molh, Polizei. TI. Zweite Auflage, 37 
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tegelmäkige Abwarnung an ber Stelle; in anderen Zällen 
ift ein ſeehendes Warnungszeicden das Wirkfamfte. 


:b) Die Entfcheibung der dem Bürger zweifelhaften 


. ©) 


9 


€) 





Stellen in ben Gefegen unb Verorbuungen. Ueber 
Faͤlle, in weichen bie untergeordnete Behörde felbft erſt 
die Wilfensmeinung der vorgefegten Behörben einzuholen 
Bat, ſ. oben, ©. 555 fg. 

Bewilligung oder Ablehnung nachgefuchter Dispeufa- 
tionen von allgemeimen Befehlen 9. 

Bewilligung ober Ablehnung von Conceffionen, wenn 
nämlich die Bornahme einer beflimmten, an und für 
fih erlaubten Handlung nicht Jedem ohne Weiteres 
geftattet if, fondern erft das Vorhandenſeyn gewiffer 
Bedingungen nachgewiefen werben muß. Den in bem 
Geſetze mehr ober weniger beftimmt ausgefprochenen 
Bedingungen Dürfen natürlich von den Behörden Feine 
weiteren willführlich beigefügt, noch kann auch Die Con⸗ 
cefftion nach Gntbünfen der Behörden gewährt oder abge- 
fhlagen werden; fondern die Erlaubniß ift zu ertheilen, 
jobald die Erfüllung ber gefeglichen Bedingungen nadj= 
gewieſen ift, da Ausnahmen von der Regel (Erlaubted 
frei begehen zu dürfen) nur einfchränfend, nie aber aus⸗ 
behnend erklärt werden können. Eben fo if der Umftand, 
daß Die Finanz-Geſetze die Bezahlung einer Tare bei 
Begehung einer beftimmten Handlung, 3. B. bei ber 
Eröffnung eined gewiffen Gewerbes, auflegen, noch 
keineswegs ein Beweis, dab eine Grlaubniß zu dieſer 
Handlung nöthig iſt, denn dieſe Abgabe kann auch auf 
die freigeſtellte Thatſache gelegt ſeyn. 
Zwangsmaaßregeln ſind das letzte, uͤbrigens aller⸗ 


4) Bol. hierüber das oben Bd. I, $. 6, ©. 36 Geſagte. 
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| dinge :erläubte Mitkel zur Einfühtting und Aufrechter⸗ 
haltung Polizeilicher Ginrichtuuigen. In’ weichen Fällen 


und in welcher Firm angewendet werdon bükfen, und 


welche Forberungen namentlich an eine ſtrafende Polizei⸗ 


Behötde in formeller und materioller Beziehmge zu ma⸗ 


"chen find; barliber ſe oben; Bd. IS. A4fg. Die poſitive 
Geſetzgebung jedes Staates hat zu beſtimmen, wie weit 
“die Amtsbefugniß der verſchiedenen Behörden hinſichtlich 
ber Zwangsmiitel geht. Mit Mecht wird collegialiſch 


eingerichteten Stellen eine weiter ageheude · Gewalt· ein⸗ 
geräumt werden, ba bei ihnen: weniger Leidaenſchaft und 
"Einfeltigfeit zu fürchten ift, als von einem Einzeln-Beamten, 
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Negifter. 


über beibe Bände 


(Die römifche Zahl zeigt den Band, die arabifche die Seite an.) 


N. 


Abgaben, Nepermanß berfelben: 
Urſache v. Theurung, I, 283; von 
Armuth, 338; Urfache einer über- 
mächtigen fremben Mitwerbung, 
1, 362; Abtragung derſ. in Pa⸗ 
piergeld, 503. 

Ablöfung ber Zehnten, II, 189; 
der Grundgefälle, 199. 

Abnehmer, f. Confumenten. 

Abfperrung: im Falle anfteden- 
der Krankheiten, I, 188; dem 
Handel ſchaͤdlich, II, 387. 

Abtretung von Privateigenthum, 
U, 408, 

Ackerbau⸗Proletariat: Bes 
griff, 4195 Mittel Dagegen, 425. 

Actien = Gefellfhaften: Nu: 
gen, I, 106; Maaßregeln gegen 
Mißbräuche, 1075 Förderung, 
108; bei Urbarmacdjungen, 178. 

Aeltern, Liebe derf. zu ihren Kin- 
dern durch die Finbelhäufer er: 
ftidt, I, 400. 

Arztlihes Perſonal: noth- 
wendige Zahl, I, 198; Unter: 
richtsanftalten, 199; Prüfungen, 
202; Bertheilung üb. das Staats- 
Mohl, Polizei, II, Zweite Auflage. 


gebiet, 203; bei Epidemieen, 286. 
Taren für baffelbe, 207. 
äfthetifhe Bildung, f. Schöne. 
Agnaten, Wahrung ihrer Rechte, 
II, 66, 69, 
Akademieen: für Gelehrte, I, 
547; für Künftler, 612. 
Allmanden, Bertheilung an Ars 
me, 1,412; f. weiter; Gemeinde⸗ 
güter. 
Allodification von Lehengü- 
tern, U, 67. 
Ammen:Bureau, 1, 145. 
AnſteckendeKrankheiten: Ans 
ftalten an ber Landesgränze, I, 
175; Beichränfung der im Lande 
ausgebrochenen, 185; der chro⸗ 
nifchen, daf.; der acuten, 187; 
Vernichtung der Anftedungsfä= 
higkeit, 193; Hülfe bei ausges 
Brochenen Epidemieen, 235. Eine 
anſteckende Krankheit Grund zu 
einem Cheverbote, 141, 
anftedende Krankheiten uns 
ter Thieren, I, 141. 
Anwendung eines Gutes: Nu- 
ben, II, 522; Arten, 523; Wir⸗ 
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Zungen, 526; Verbot ſchaͤdlicher 
Anwendung, 531; Unterflühung 
nüslicher und nothwendiger, 530. 
Apothefen: Mothwenbigfeit, I 


212; Zahl, 213; Monopol das 
Derfaufes von ‚Arzneien, . 214; . 
Vorrath an ſaͤmmtlichen Mitteln, ' 


215; Verbindlich. bie Recepte zu 
bereiten ‚2163 Bifkkationen, 218, 

Apothe fer: Unterricht, I, 212. 

Arbeit: Organiſ ation derſ. I, 439; 
eine Schande in einem Schapen- 
lande, 4.7 I “ r 

Arbeiter: wie zufrieden zu ſtel⸗ 
Ien, I, 483 ; Nachtheile ainer:frem- 
den ühermächtigen Samenruen, U, 
362, 

Arbeilerwoßhnungen, Derbef 
ferungen derſ., L M8 . 

Arbeitshänfer, f. Siwangsar- 
beitshäufer. 

Arbeitslohn, wohlfeiler, Ur: 

fache übermächtiger fremder Con⸗ 
eurtenz, H, 881. 

Arbeitslofigfeit: Urfache von 
Armuth, I, 382; Hülfe des Staa⸗ 
tes, 351. 

- Arbeitsunfähigfeit: eine Ar- 
muthsurfache, I, 336; Mittel zur 
Abhülfe, 362, 

Arbeitsveränderung, eine Ar— 

muthsurſache, I, 333. 

Armenärzte, nothwendige Be— 
dingung der Abftellung vonDuad: 
falberei, I, 208. 
Armen:Behörden, I, 412, 
Armen-Büchſen, J, 411. 
Armen-Erziehung: Mittel zur 
Verhinderung der Armen, I, 341; 
befte Unterftüßung der A., 377, 
Armen-Häufer: IL 386. 
Armen=-Kolonieen, f. Klon. 
Armen: Polizei: Iwangsrecht 


. let., 421. 


‚ ber Armen auf Unterfiäung, I, 
27a; Literatur, S15, Note. 1; 
Einzeln Armuth: 315. Die 
A. P. die. Ergänzung. der Pri⸗ 
. vatwohlthätigfeit, 318; Gründe 
‚igarum die Gemeindekaffen in An⸗ 
fpruch zu nehmen, find, 322; aus= 


;. nahmemeile Uebernahme auf den 


Staat, 324; Urſachen d. Armut: 
ſelbſtverſchuldete, 326; zufäd- 
lige, 331; Mittel zur. Abwehr 
der A.⸗Urſachen: der, ſelbſtver⸗ 
ſchuldeten, 339; ‚der; zufäffigen: 
‚de, Mangels an Arbeit, . 35%; 
her, Arbeitsunfähigfeit,. 362; be⸗ 
flimmter Unglüsefälle,, „364; 
ſchlechter Stgate-Anflalten, 372. 
Unterſtütung der Armen: ‚allge 
meine Ösuatfäße, 8735. Unter- 
flügnug ber. Haugarman :379; 
ganz Dürftiger: Armen = Häpnfer, 
385; Waifen-, 381; Findelhäufer, 
395. Unterbrüdung bes Bettelg, 
405. Die Geldmittel zur X. Un= 
terflügung, 410; Armen-Behör⸗ 
ven, 412, Maffenarmuth 
(Broletariat, Bauperismus). Be- 
griff, 416; Nothwendigkeit einer 
Hülfe, 417, Arten: Aderbau- 
Broletariat, 419; Gewerbe⸗Pro⸗ 

Mittel: gegen Acer: 
bau: ®P., 425. gegen Gewerbe⸗P., 
430. Unterftüßung, 444. 

Armen-Recht, I, 377. 

Armen- Steuer, Unzuläfjigkeit 
derſ., 1, 824, 

Armen= Stiftungen: unter 
welchen Bedingungen zu ändern, 
I, 321; Aufmunterung zu ihrer 
Gründung, 412. 

Armuth: Begriff, I, 2715 ein 
Gegenſtand polizeilicher Thaͤtig⸗ 
keit, daf.; ſ. übrigens Armen⸗— 
Polizei. 
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Artbnviriinig ber Güter, N, 35.11 Au 3305 'Aseinem Wetke, wann 
Arzweimittel,f. Kptgete,> |; in „einen Stinih” erläubt, Mm "335. 
Afferdkrang,. Vetſtcherung SE: 

Aufkau'f: yon Epetulatiten,” Ur: | N au, Du 1, 


ſache Aitter Shentung, EB, "288; :| Vai‘ werk, ethen, n 128. 


‘von Fruͤchten im Austinbe bei: Bäder; T, 218. 
Cheurnng 1; 28. o- "0 Bee —— II, 
wuffitagtgoch ber Kanblt, N 


Baken; I 260; 15'235." 
Km and, winsiger; zu ver⸗ | Buntentt Fötberungamittel ‘des 


"meiden, l, 29. 


Aufwand: Abgaben und Auf- | 

wiunde Geſetze, ſ. Luxus⸗ 

Ausführung ber P. Geſchaͤfte, 
durch Guzelne, nicht vurch Col⸗ 


vegien, 1, 562. 


Ruspupe, Verminderung beiſel⸗ 
Ben, wnfanglich elnb uurfache von j 


Wehlfeilhen Ii 222, 


Ausfuhhe- Pram ici, feht gra⸗ | 


mich. J Zu 


Auefuhr- Verbote: eine urſache 


yon Theurung, T, 2915 von Wöhl⸗ 


Feilbeit, 11,223; ansnahmaweife ‘ 


richtig; 1, 2985 beii Bieh un⸗ 

zweckmaͤßig, II, 268. 

ausländiſche Schriften, Attorb- 
mungen hinfichtlih des Nach⸗ 
druckes, IE 886. 

Ausfhweifungen, eine Ben. 
verhindernde Urſache, I, 90; eine 
Bev. zerftörende Urfade, 03; 
wie zu entfernen, 405. Urfache 
von Armuth, 3935 durch Findel⸗ 
Häufer gefördert, 400. 

Ausſtockung, ſ. Waldrodungen. 

Ausſtücklung der Münze, Il, 488, 

Austrodnung von Sümpfen, I, 
166. 

Auswanderung: Förberungder- 
felben zur Berminderung der 
Bolkszahl, I, 123; Zwang da— 
zu im Nothfalle, 129; Mittel 
gegen Maffenarmuth, 429. 


“ Handels TR SOLL Arten derſ., 
voð Autheil ves Staates an ihrer 
Be org, Madßregeln ge⸗ 

et DABBERH daß; s als Cre⸗ 
— 12 aaa — 
barnherzige Shhweſtera,n 
246. 


Buawürts holgfreſſende, I, 246. 


Baumpflanzungen: in: Städ⸗ 
‚ten, I 168; in heißen Ländern, 
II, 177. " ty 
Bausrdnung: ‚hinfichtlich. der 
Geſundheit, J, 187; zur Berhüs 
tung von Beuerabrünften, IL, 122. 
Bau:Plase, Verſchaffung durch 
den Staat, I, 448.8... 
Bauten, öffentliche, zur: Abhülfe 
son Arbeitslofigfeit, I, 851. 
Beaufſichtigunga Pflicht der 
P. Behörden, IL 373; Gränze, 
574. 
Begräbnißpläge, I, 173, 
Begräbnißfoften, Beitrag zu 
den, bei Hausarmen, I, 384. 
Beifpiele von Unfitslichkeit: als⸗ 
bald wegzuräumen, I, 5845 zu 
beftrafen, 586; Beifpiele von aus- 
gezeichneter Sittlichkeit zu beloh⸗ 
nen, 587. 
Bekanntmachung der Geſetze, 
I, 36. 
Belehrungen des Bürgers durch 
die P. Behörde, 11, 577. 
Beleuchtung, nächtliche, 1, 259. 
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SH 
Gebße der Dev. if Aufſgabe ber 


Belohnung, außergew. Einliqh⸗ 
feit, I, 587. 


B eobadtung des fentfichen | 
Suftandes, Pflicht der BP. Behörde, | 


U, 573; Gränge, 594 
Bergbau: Innere Verhältniſſe. 
Mann nüglich, II, 2695. Berle- 
gung von Privaten dabei gereiht- 
fertigt, 2305 Erwerbung des Rech⸗ 
tes zum * 271; Controle und 
Unterſtützung des Staates, 272. 
Auswärtige Verhaͤltniſſe, 274. 
Bergwerköfgulen, I, 524, II, 
270. 
Beſch oltenheit, Grund einer 
Gewerbeunfähigkeit, II, 309, 
Beſchwerde, f, Recurs. 
Betrieb des Vermoͤgens: Grund⸗ 


ſätze über Förderung deſſelben 


durch den Staat, IL 160. 
Betriebsart d. Waldung. 11,249, 


Betrug, durd Schauanfalten zu | 


verhindern, I, 324. 


Bettel: Nächtbeile deſſelben, I, 


405; zu unterbrüden, 406 5:05 ber 


Geber zu ftrafen, 407 ; ausnahms⸗ 
weife Erlaubniß von Collbeten, 


4095 das Betteln der Handwerks⸗ 
burſche, daf., Note K. 
Bettler: Heerbergen, I; 407. 


Bevölferung: Geſchichte ber 8, 
Note 1; deren 


Theorie, I, 71, 
verſchiedene mögliche Zuſtaͤnde, 


73; Folgen einer relativ gerin⸗ 


gen Bevoͤlk., 74; einer relativ 


großen, 76; einer Uebervoͤlkerung, 


79. Uebervölfer,, die natürliche 
Tendenz einer Bevoölk., 84 
dopplung der Bey. je in 25 Jah: 
ren, 82; Mittel zur Ausgleihung 


zwifchen Besölf. und Nahrungs⸗ 
mitteln, 87; verhindernde Urſa⸗ 
hen, daf.; zerſtörende, 90. Her⸗ 


beiführung einer zweckmaͤßigen 


l 


; Ver⸗ 





— — — 


Bolizei, ::93; Maaßregeln zur 
Keuntniß des Standes ber: B., 
9; zur Keuntniß des Ganges, 
. mouvement, 08; Schluß auf den 
wahren Zuſtaud der Bevölk., 99. 
Anftalten zur Vermehrung einer 
Berv.: Wegräumung von ‚Dinber- 


niſſen, 102; der wirthſchaftlichen, 


baf.; der ſittlichen, 405; derwom 
Staate ausgehenden, 406; Der 
phyſtſchen, 198; Anmwenbung pofi- 
tiver Förberungsmittel, 110, Aus- 
wanberungsverbute- unerlaubt, 
daſ.z eben fü Zwang zur Verehe⸗ 
Hchung, 4115 Dagegen Uutexitü- 

. gung unbemitteltes: Heirathslu⸗ 
ftiger, 1125 der Bamilienväter 
mit vielen Kindern; daf.; Be⸗ 
förderung der Cinwanderung, 413. 

. Maafregeln gegen Webernölfe- 
rung: Borbeugungsanitalten, 1155 
Unterricht, 1165 Erſchwerung ber 
Ehen, 1185 - Verhinderung unehe- 

licher Geburten, 122. Vermin⸗ 
perung der bereits vorhandenen 
Volkszahl, 123. - 

Bemahung, f. Wächter. 

Bewahranftalten für. Kinder, 
l, 145. 

Bewäfferung: Anfalten. hierzu, 
II, ‚1725 vas-Waflerabzapfen aus 
ſchiffbaren Flüſſen, 444. 

Beziris=Boligeis Stellen: Noth⸗ 
wendigfeit, IL, 5825. Organiſa⸗ 
tion, 568. f! 


Bibtisthefen, f. Bücherſamml. 


Bildhauerarbeiten, Samm- 
lungen von, I, 614. 


Bildung: harmoniſche aller Gei⸗ 


ftesfräfte, der Lebenszweck, I, 
451. Theile verfelben, 452; Bil: 
dungsmittef: Notwendigkeit be⸗ 
ſonderer Anftalten, 456; Unter: 


richtsanſtalten, 457 5° B.ı titel 
für Erwachſene, daſ.; Verbin⸗ 


dung der verſchiedenen: WBaiMittel 


daſ.; Ausbildung Les. Körpers, 
450; Bribatforge für die BoMit⸗ 
tel erlaubt, 4603 zwangomaßige 

National⸗Erzrehung unerlaubt u. 

ſchaͤblich, daſ.e; Pflichten u. Möchte 


des Staccites in Beziehung auf 


Bilvð., 4685 ausnahmsweiſe Be⸗ 


fchrankung ver Rechte der Ein⸗ 


"zelnen. auf: Bildung, 466; Un: 
entgelilichkeit der Stwatsanftalten 
nicht gerechtfertigt, 467% Beamte 

der Bildungs⸗Polizei, 468; gute 


Befetzung ver Stellen, 474. Bil: 


bung, befehtänft bei- telativ'ge- 
zinger Bevolk., 765 lebhaft bei 
einer dichten, 775 durch Ueber- 
völferung: gefähiebet, 80. 


Bildungsanftalten f, Geiſt⸗ 


liche, I, 602. 
Blinden-Anftalt: Nothwendig⸗ 
feit, 1,3905 Lehrgegenftände, 523. 


Börfen: Einrichtung und Nupen ‘ 


derf., I, 517. 
Bojen, 1, 260; IT, 435. 


Bordelle, zu unterbrüden, 1,566, ı 


Brandcorps, II, 126, 


Brandfhaden, Erfag, II, 145. 


Branntwein, Mittel zur Ber- 
minderung bes Genufleg, I, 573. 

Branntweinbrennen, Verbot 
defielben, ein Mittel bei Theu⸗ 
rung, J, 803. 

Brautkaſſen, II, 86. 

Briefe, Erbrechung derſelben, 
warn erlaubt, IH, 459, 

Brod, Verbot neugebadenes zu 


verfaufen,. ein Mittel bei Theu⸗ 


rung, I, 308, 
Brodſchau, 1, 157.. 
Bügerfammmlungen, öffent» 
liche: Gemeinde-⸗B., 1, 589;. mit 





⸗Anſtalten verbundene, 540; große, 


541. 

Büreau-Syflem: bei Kreis⸗Be⸗ 
hörden, 11, 6664 bei techniſchen 
Behörden, 5666. 

Büngermilitär, zur Gehaktung 
von Ordnung bei Jeuercbrünten, 
ME: | 005 7) 0 

Bürgerfäulen,. 500. 

.* 2 €. na 

Claffiſche Sprachen, Noth⸗ 

wendigkeit für die wiſſenſchaft⸗ 
liche Bildung, 1, 505. 1: 

Sullerten f. Berunglüdie, wann 
elmukt;, 1,42... . 

Collegialſyſtem: vei Kreisbe⸗ 
horden, 1,5665 beim Miniſterium, 
5675 bei: ruhen Veharden, 
568: .. . 

Co mmnnicati ion, fiehe Berbin- 
Bang... : 

Concef ſionen, "polizeiliche, richt 
rein willkürlich, I. 570. 

Coucurrenz, ſ. Mitwerbung. 

Conſuln, Mugen derſelben, u, 
402. 7: — 

Conſumenten: durch bie Zunfts 
verfaſſ. vernachtheiligt,. H, 2865 

.. gewinnen bei übermädhtiger frem⸗ 
ber Concurrenz, 866.- 

Conſumtiwon: Steigerung derf., 


eine Urſache von Theurung, |, 


- 2825 Mittel eine unnöthige zu 

befchränfen, 303, S. Anwendung. 

Gontagien, ſ. anſteckende Kranf- 
heiten. 

Contumazanftalten: f. Men: 
fen, ſ. Land-Quarantaine; für _ 
Thiere, 11, 141, 

Credit; Förderung deffelben, 11, 
110; dinglicher &,, 1115 perfön= 
licher C., 113. 

Credit-Anſtalten: Nutzen, |], 


I) 7 


867; 1.111, Arten; Leihlaſſen, 


l, 3685 Leihhäufer, 370; edit: 

vereius, N, 111. t..* 
Eulturminiferium,. Buisbe 

für ein abgefondertes, I. 471. 


Culturplane bei Walduogen, 


V. 249. BE J 
Eulturbefgränfungen, us: 
zmedmäßig, .Ih.212, : 
Eulturneränberengen, fön⸗ 
nen angemefne Preiſe der Er— 
zengniffe wiederherſtellen, I, 224. 
‘ ng Y we . Fa Br Yo * 
J ten 
Dämme: "gegen Ueberfihtwemmunz | 
gen, I, 133., * 
Dampfboo te, Sicherheinemaag· 
regeln, J, 284. ei 
Dampfmafdpinen:-Giderme- 
maaßregeln, 1,263; -auf Giſen⸗ 
bahnen anzuwenden, 42%, '. 
Deeimalſyſtem: Hei Maaßi und 
Gewicht, U, 4825 bei’Sieln,488. 
Denkkvaft, Auebldung derſel⸗ 
ben; 1, 1520 ’ 
Dentmahle, öfenilige, h 815. 
Dienfibarteiten; vei. Waldun⸗ 
gen, U, 29, tv, 
| Dienfibotenustnung; 1, —* 
Dirnen, oͤffentl.l, —AJ 
Difpaheurs,il, 133. 
Diſpenſatiomn won. P. Saeben 
wann erfnubt., J, 36.. 
Difpenfatidntaren, für bie 
- Armen zu verwenden, I, 412. 
Difpenfatvrien, f. Reunle:i : 
Diverforien, 1 40% 
Domänen; Nächtheile des Be⸗ 
ſttzes derſ., II, 44; Verkauf vder⸗ 
felben, 455 Gintwenvungen häier⸗ 
‚ gegen, wiberlegt, 47. .: 
Dürftige, Begriff, 1,3185 Ders 
bot der Ehen derſ., 11801. © 


2 
tt » 


| 
| 


D nrch ſt iche, zur Ahfürumg, bes 


Flußlaufes, Ar 1825: 4: . 


dynam iſche Achnsmiltel: gegen 


Krankheiten, aM. tn. 


deze, Mal.» 


"& 


vo n art, N 
Ehen, 4 eicath. 
Eheloſigkeit, —— — 

theile verfelben, 1; 1065 Mittel 
-fle- wegzuräumen , 107: :.°.° -- 
Ehrenbezen gungen von Seiten 
des Staates: fuͤr wiffenſchaftliche 
Verbienſte, I, 5475" gegem- bie 
Kirche, 5885: für Kuünſtler, 618; 
für verdiente Landwirthe, 11, 218. 
Eigenthum: Eröffnung Der MRdg- 
lichkleit &, zu erwerben, :ll, 8; 
E am Grund. rund Boden ber 
Pachtung vorzuziehen, 243 Schu 
des 8. gegen Elementarereigniße⸗ 

115. " 

Gigenifumsregt, als Sinder- 
niß ver Bebensbebürfnifte, 1, Ba 
MT... — 
Einteichuug: Zwec, 1; 1m; 
Anlage, daſ. .. 1 
Einführungs- Patente; (PR 
tente. HF 
Einfuhr; freie: Harn einen uͤr⸗ 
ſache allzu großer Wohlfeilheit 
ſeyn, U, 2225 E. von Betveibe 
bei Theurung, 1, 299;. 804, von 
Sulz und Selyfuresgaltn, zu be⸗ 
rechnen, il, 248. 
Einfußr-Prämien, £ Prämien. 
Einquartirung, 41447. 
Einſicht, ſ. Intelligenz. 
Ginfürgen, Anſtalten gegen, l, 
258. : 
Einwanderung: wann zu fr 
bern, 1, 118._ 
Einzeln-Amuth, J Armen⸗ 
Polizei. — 


⸗ 
u. 414 — 


nr.‘ 


-—— — — —— —⸗ — — 
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Einzelne Khäfte: wann dieſe 
unzureichend, 3, 24. ud 
Eiſenbahnent Worzütze u. Nach⸗ 
theile derf., 18,418 ; FJolgen verſ., 
415; Koſten, 417; wann zu bauen, 
419; ob Privaten zu überlaffen, 
422. Zwedmäßige Anlegung, 429; 
Beirieb, 491. Tirperheitsmanhe; 
een: 264,5 1.00.0050, 
Eiagange, ll; 4196...;, + or 
Blementarereigmiffe,. Schub 
bes Kigenthums gegen fie. All⸗ 
gemeine: Grundſaͤtze, LE; -- 14a: 
Abwehr - Anftalten, 121;. a 
denserjaß-Anftalten, 145. 


ſache, J, Da. .; . 
Enthaltung vom Seite: 
Dev, verhindernde Urſache, 
B893 2wie zu beſeitigen, 106. 
Emauncipatirza, ſ. Sclaverei. 
Entrepot, ſ. Niederlage. 
FEntſchädigung: zu leiſten für 
Abtrotung von Brivatrechten, |, 
31; der Agnaten bei Majvräten, 
.U,:665: des Lehenobereigenthü⸗ 
mers, 11, 67; der Agnaten bei 
Lehen und der Mitbelehnten, 69; 
der Unternehmer einer Entwäſ⸗ 
ferung,; 171. Ob au. für 
Hoffnungen Entſch. zu. gewaͤh— 
sen; 194. 
Entwäſſerung: van wem zu ver⸗ 
ſuchen, II, 169; Staats aufſicht, 
170; Entfhänigung der Unter: 
nehmer, 171. 
Epidemteen, I, 23. 
Epizootieen, IL. 140, 144. 
erblicde Nebel, Grund eines’ 
Eheverbotes, I, iai. \ 
Erfindungs: Patente , fe 
Patente. 
Erfrorene, Hilfe für, L 231. 
Erhängte, Hilfe für, I, 281. : 


\ 


. 
4 


‚Sefparungs-@tfellfgaften, 
13:30. 
Erfiidte, Hilfe fir, 1. 2i. 


Erwerb, hinreichender, ſ Manns⸗ 


Elend, eine Bew zerſirende * | 


* 


nahrung. 


Gewerbe zweige, PR ' Einführung 


neuer, Mittel gegen Armuth, 
1356. ° ' 

Grzeugungsfofen, wohe Ur⸗ 
ſache ſchlechter Preiſe, I, 223. 

Erziehung der Kinder der Ar⸗ 
men, I, ↄ2772 


u 


‚Eremtionen, in Polizeiſachen 


nicht zuläflig, II, 475 
Erpropriation, h Abtretung. 


5 ri. tn" Fr ni B — I 


Be 


Fabrikarbeiter, f. Arbeiten. 
Fabrikation: befchräntt hei relat. 


geringen. Bev., I, 75; gehoben 
durch eine relat.- größere. 77; 
fehr arsgebehns bei einer Ueber- 
ublferung, 785 Nachtheile des 


letzteren Zuftandes, 79; ein .unfl- 


cheres Mittel zur Dermehrung 
der Bevölferung, 103; Heibet un⸗ 
ter der, Sclaverei, I, 95 uns 
ter. unrichtiger Wertheilung des 
Grundeigenthumes, 20.. 

Fabrikationsmittel, wohlfei⸗ 
lere, Urſache übermächtiger frem⸗ 
der Concurrenz, Il, 361. 

ö abrifen:.ob:ganz.zu.verhindern, 
I, 431, machen eine. Ausnahme 
vom Bunftzwange, II, 293; Ord⸗ 
nung ;berfelben, 817. Sorge für 
die in nenfelben arbeitenden Kin⸗ 

- ber, I, 152. 

‚Safrpreif e auf Gifenbafuen, II, 
432. 

F. acultäten auf der Univerfktät, 
I, 518. J 

Feldeintheilung, unrichtige: 
Nachtheile; IL, 325 Verhütung, 


x 


Or Berbeficiung: Attvndircug. 
"88; Slurroglang/ Mi. F 


Jeldmauſe Beritfgutig verfel⸗ 


ven, I, 198. 
Zelſenziffe, 1.48.” 


Feuchtigkeit eines Landes, ſ. 
Trockenheike 5 uns; 


Jenes „Boligei:: Aeu⸗ jhrer 


Thatighein HutiRtsi, Berhütung | 


„yon ‚Keueräbrkuften,, - 1225 Kür 
fung gegen Fenerägefahr.i.ma= 
Aasielle;täfchmitteh „ABA ; Luoͤſch⸗ 
mannshafhrr. 426 Serge: für 


die nötigen Musgaͤnge, 428, Lö⸗ 


ſchuag ‚bes ausgebanıhenen Braun: 
des: Kundgebung, 123; Art ber 
Loͤſchuag, 42% VWaflalten nad 


beendigtem Mrande..hafı Walde | 
Brandy 139. "Deefiherungegej- 


ſchaften 445. ie 
Fenbrtonnew, 1200.  ' u 
Ferner ung, iSorge für bus Na⸗ 

Erial⸗ h. L 7 | VE ee 
Fidekiohmriffe; fh: Mejsrote 


Finangen, Berhältuiß berß sur 


Br, A öl. nel run 
Binbelhäufer: Gheüdtung ber, 
# "aa Nichtheile, 00.. 


Tilda Kıfüchkinnftgefunde Mer 


ſchaffenheit derſo I. 136. 
Trifehivd Hruwg:,- Aufſficht auf 
ihre gefende wehafrcheit t. 154. 
Shutregbung, Ih 41: - 
Flußbeet: Eorrection zur Ver⸗ 
Girberung' von Urberſchwemmnnu⸗ 
‚en, Iy-1325: Dertiefung deſſel⸗ 
ben für die Schifffahrt, 488; Ber- 


enreiimtgung zu: serbieten, 441. 


Sohlenwetiben, II, 54, 266. 

Sorfi-Lehranftalten, 1 528. 

Frachtfuhren, IN, 450. 

Frrihafem, wie fern mi, 
21,:8580,: Moe‘ 8. 


4 


Bermde, den Bu Befegen unter- 
worfen, I, 38. i 

Frogitw: Arten berfe sem, ı, 
201; Nachtheile, 2025 Abftellung 


u —E und Gencolude⸗ Froh⸗ 


ner, 209; der Brivatfedhuen, 
2085 Beitrag des. Staates, 206 
FIr uicht barvke in des Bodens: Ber⸗ 
' befferung derſelben, ZE,: 467; warn 
zu uüternehmen , 166; eine: r= 
:fadge wirklicher MBoßlfeiläet, 
BR: tern en 
Yutterfräuter, Sorberung bes 
Anbanes, 1,229: 300: 


‚od ı 2 
a Bu. 


jo“, ‚th x 


u 317 


Gang der Bevölkerumngt Mit— 


‚tel ihn zu erfahren; I, 98; fichere 
Anzeigen, vb eine Uebernölferätkg 
vorhanden Kt 9%. droht; 1400: 

Gartüden; Napa kufdiefuPh,, 
1,156, 07-0 


Busbeleuchtung,t, 259, Notei. 
+1. Soaffenwirthshäufer „ Mer- 


minberung ihrer Zahl, 3,591, 


Geburten, Berbältmiß deef zw 


Besäfferung, I, 96, Note 4. 
Geburtshelfer, Unterricht ber 
Höheren, 1,190; ‚ber nieberen, 2005 
Brüfungen,:202.. 3. 
Geburts: Negifter; 19% -- 
Geburts: Berhältniffe ‚ bein 
Grund ber Ma agchlingung bei Ge⸗ 
werben, II. Wa. 


Gedbdanken, ausfhticplüges Best 


auf, I, 3315 343, : i:“. . 
Gebränge,: Phifialten: gegen Ber 
fhädigungen im, F, 260. 
Grhaltszu la g⸗ Ser Beamter 
bei einer ſcheinbaren Theurung, 

KR, 0: 
geheime: Biligei,- ſ. Polizei, 
geheinne. 
Geiſt eskranke, ſ. Ieren dinſt 


8. 


Geiſtliche, Cheboſigkeit derſelben; 


1, 107. I getan 
gelbes Sieber, yoliz Maaßre⸗ 
geln, 1855 02 ans es 
Geld: MunzeAuvoſchließliches 

NReihi des Staates Si: zu wvraͤ⸗ 

:gen, 11,.4865 das. Müͤnzſyſtem, 

487 5 Schlagſchatz, 4084 Walwa⸗ 

tion fremder Dinge, 494; wann 

Geld zu ſchlagen if, 495, Pa⸗ 

Piergeld. Begriff, 497; Nutzen m. 

Schaden, 494; Verhinderung der 

Verfalſchung, 5013 Mittel gegen 

zu ftarfe Vermehruag,-502. 1. 
Geldbelohnungen, für ver 

diente Landwirthe, II, 218. 


einer ſcheinbaren Thenrung, 
294 . 

unzerſtutrung: bei — 
demieen, 1,238; zur Börberung 
der Verſtanbes ·Bildung, b43; 


Armenunderſtützung, 376, 881 
Galdwerth;, Sinken desſelben, 
eine. Urſache 
Thenrung, 1, 293.: 
Onlchrteur&d usen: Begeän- 
dung ihrer Nothwendigkeit, 'T, 
48%; Lahrgeginftände, 304, 508; 
Difeiplin , 5075: Dawer des Uns 
tevrichts 5083. Cinrichtung: der 
9.5). daf.; Vildung der. Leh⸗ 
rer, über Univerfttäben ſ. 
dieſen Art, 
Gelchrie neereine, h ais⸗ 
demieen. 
Gemäaälde⸗ Sammlungen, I, 


614. 
Gemeinden, Befihränkung ihres 


Waldeigenthums, II, 254, - 
Gemeinde:-Baddfen, I, 246. 
Gemeinde⸗Guüſter: Veräuſſe⸗ 





won. ſcheinbarer 


rung · derſelben, IH, Fre Suräd- 
behaltung ton. Belangen und 


‚Bohlegmaiben,. daf.. 


, Gemeinde- Frohnen, ſiehe 


Frohnen. 


| Gemeinde - ⸗ Wolizei- Behdr—⸗ 


ven: Nothwenvigkeit, IE, 352; 
Organifation, II, 563." ‘ 


| Gehelndt- Wahlen der Squl⸗ 


lehrer, aufzuheben I 492 


BeineinderWetven, wie. anf- 


zuheben, HE; 210, 
Gemeinſchadliche nuterneh⸗ 
mungen, nicht erlaubt I, 26. 


 Gensbdrmettt, IL 40, 
geograph iſche Ginthetlung 
Gebdumblauf, vafihe, Urſache 


der P. Behörden, II, 306. 
gevmetr iſche Posgrefiet ber 
Berslferung, 1,88. 


: gen Pläfierte Straßen, IT, 408. 
"Gepräge der Münzen, I, 491. 
Gerichte, Wrfennung ber. Boli- 
für dis Kirche, 586; für die | 
Aunſte, 6185 Teine zweckmaßige 


‚zelftzafen durch Diefelben, J. 49. 
Geſandte, in wie ferne den B.- 
Gefetzen unberworfen, I, 39. 
Geſchäftsmaſſen der Staats 

verwaltung, Bildung Fanf gro⸗ 
Ber, I; 212 >; Ve | 
Gefhidtschkert,, Urſache fieg⸗ 
reicher Mitwerbung, :IE, 362, 
Geſchlechts Anefihweifen- 
"ern Yon: Staate zu bekämpfen, 
I 536, Mittel, sd: 


Gefhmad,: Buldung bes, fiehe 


zeiſachen, 


Shine. 

Sefellen: Berhältniffe perfelben, 
HH, 914; vetheirathete, 315, 
Note 14. 

Geßellſchaften, Vortheil ⸗ des 
Beſitzes von Grundeigenthum, 
RB, 50, 

Geſetzgebu "s sre Pr in Boli- 

1, 82; Nutzen der 

Theilnahme von Volksvertretern, 


IC 


33, Note: 1,5 Unterfchied der Ges 
fege and Berovanungen; "34; Bes 
kanntmachung der Geſete 36, 
1, 876. 


| Gefegwibrigfeit ‚ nit zu 


verwechſeln mit —— 
keit, 1, 41, Note 6. 

Gefunddbrunnen, ), RO - 

Geſundheit der Bürger, zu für 

gen durch Sqhauangelten ‚u, 

HH 

Gefunsgeitasehärben,f Wer 
bie, Beh. 

Getwaäͤnke: Sorge das Staates 
für geſunde Beſchaffenheit, J, 158, 
Unſtttlicher Gebrauch derſ., 557. 

Getreide, Aufſtcht auf geſunde 
Beſchaffenheit deſſ., I, 180 


Gewerbe: Föwderung dovſ. durch 


den .Stant:' allgemeine. Grund⸗ 
fäge, N, 278; Freiheit ber. G., 
281; Bontheile der Gewerbe: Er., 
283; Nachtheile, 287 5 Beſeiti⸗ 


gung unverträglicher Einrichtun⸗ 


gen, 290; Ordnung bes freien 


Gewerbes, 295, Ausnahmen von 


der Gewerbe: Fr. : Unvereinbar: 


feit mit Staatszwecken, 298; 
yerfönliche Unfähigkeit, 8025 


übermäßige Mitwerbung , 308. 
Satfernäng fehlerhafter Beichräns 
tungen: Gewerbevorſchriften u, 
Schauanftalten, 320; Monopole, 
3243 ausnahmsweiſe Geftattung 


folder: Nachdrucksverbot, 3285 


Erfindungs= und Einführungs: 


. Batente, 339. Förderung der In⸗ 


telligenz, 3485 des Kapitales, 350; 
Borbandenfeyn der - Rohftoffe, 
352; Entfernung übermächtiger 
frember Concurrenz, 9555 Sto⸗ 
Kung der G., Urfahe von. Are 


‚gen in denſelben, 300. Richtige 


| 


math, 1, 2995. ebenſo Aenderun⸗ 


— —— — ee a ne 


Berihellung: des Grunbeig., ein 
Bortheil für die G. 22; Zu⸗ 
Mohtmeiderf. ein Granb: angemef- 
fendt 'Breife der landwirth. Er⸗ 
zeugniffe, ih; 924 Gitvetbe, ein 
Borthell für. den: "Landau, 
278; MWechfel dorf durch ‚Die 
Zunftverf! 'erfchtwert; 28T: WBe⸗ 
f&ränfung folder, welche allzu 
viel Holz verzedren, 24165 Ein 
führung bölzverzehrenben ;ı 209, 
Entfernung ſchadlicher ame ;ven 
Wohnotten, 1, 1733-4, 299.” 
Gewerbe-Auoßeklangen, 1, 


340. " . —8 1 
— ge⸗ 
faͤhrliche I, 201. 91.1 Iran 


Gewerbe 5 —— Begeäns . 


Bund ihrer Notwendigkeit, 1 
479, 492 ; Lehrgegenflände, 493; 
Abſtafnug, 4965: nicht.’ zu ver- 
wechfeln mit: Mufterwerfftätten, 
494, Mote. 3; Staatsnnterfli-- 
sung, 3025 Bahl der ©. Schu⸗ 
len daß; Bildung ihrer Beinen, 
503. - 


Gewerbe: Borfäriften: un⸗ 
zweckmäßig, 1, 320; ausnahms⸗ 
weiſe Beibehaltung, 321. 

Gewächt, ſ. Maaß 

Giro-Banken, I, 505. - 

Glatteis, 1,282, an ee 

Gleichheit ver Bürger vor den 
P. Gefeken, 1, 570. 

Slüdsfpiele, in. Bädern .zu 
verbieten, 1,224... : 

Graufamfeit gegen Meuſchen 

- und Thiere, vom Stanie zu ber 
fampfen, I, 58° 

Großwirthfgaften: Begriffs 
beftimmung, I, 23, Note 6; 

 Bortheile. and Dadifeie dere 
ſelben, 25. ' 


Grundeigentä um: leicht zu 


5%67 


. erwerben -,bei-- zelatin. ı geninger 
Bev., 1, 745 ſchwierig beineimwer 
velativ graßen, 775 Vermehrung 
deſſelben, als: Mittel gegen Waye 
Ietariat,..427. Ntzewm einer xich⸗ 
tigen Verthailung bes ©. &..N, 
20; Warnung vor fehlerhaften 
Zuſtaͤnden, Usbertzeikung d, Shei- 
Inng, :2B zu ugrichhige Felderein⸗ 
theilung; 32. Mittel. zug Bere 

. aligemeinerung des Gr. Beſitzes: 
Verkauf von. Dumänen, 44; von 

Gemeindegoͤtern, 535. Beſchraͤn⸗ 


Jung. der: Majorate und: Fidei⸗ 


commiſſe, 62; bes Lehensverbam 


des, 685. Befiß defielben, ein Vor⸗ 


theil für Korporativuen„:&0; .- 

Grundgefälbe: Entſtehung der 
ſelben 4,1985 Arten, daſ.; Nach⸗ 
theue 107; Erleichterung der]. 
2108; ‚Berechnung: ber. Gedenlei⸗ 
ſtungen des Gutsherrn, 200. 

Grund ſatz, wiſſenſchaftlicher, in 
wie ferne zu einem Erfind.⸗Pa⸗ 
tente beredhtigend, II, 343: 


Güter, liegende, |. Grundeigen⸗ 


thum. 
Guͤtergemeinſchaft, 


Enten 
der, unhaltbar, H, 4 


Gymn afien ‚Siehe elepeen 
Schulen. ' 3*2 


ie, l, 148. 
6. 


Hafen: Anlegung vou See⸗H., 
1, 425; von Fluß⸗H., 442; H.⸗ 


Polizei, 436. 
Hagelverfiherung, l, 154. 


Hageftolze, |. Entſagung 


Hafer, Bertilgung derſalben, 


Hl, 13838. 
Hand, todte, f. todte Sand, 
Handel: gering bei relat. Fleiner 
Bevölk., J, 755 belebt bei ‚einer 


* 


dichten⸗ 7A. ein unfiherest Mile 
teleozut; Vermehrung ver Vevole 
.. Berunga-106, Freiex H. Wohle 
‚. feilheits =Urfache, 29%. Wich⸗ 
tigkeit das Handels im allgemeis - 
nen; 1, 878; relativer  Nuben 
der verfchiedenen : Arten deſſelr 
ben, 368; Hinderniffe der Blür” ' 
the des H., 3855: Förderung deſ⸗ 
felben: Freiheit des Handels im 
Innern, 387; im Verkehre mit 
dem Auslande, 894. Erleichte⸗ 
rung der Berbindungs.'2ands 
ſtraßen, 408; Bifenbahnen, 4125" 
Waſſarſtraßen: natuürliche / 433; 
künſtliche, 442.; Frachtfuhren u. 
Schifffahrt, 450; Boften, 4543 
Telegraphen, 470. Erleichterung 
dea Umſatzes: Märkte, 474; 
Maaß u. Gewicht, 480; Münze, 
485; Papiergeld, 497; Banken, 
5045: Börfen, 5175 Mahler, 510; 
Entrepots, 549 ; Nachtheile über: 
mädjtiger / fremder, Boncurreng, 
365. 9— u 
Saubelsfreißeit, f. Diner 
bung. : 
Hanmndela. geſellfcheft any * 
ten und Nachtheila derſelben⸗ u. 
3. RP 
Handelsgemäd fe ot Nike 
gur Steigerung der: Peeiferlanbs 
wirth. Produote, 1.284: .: 2 


 Handelsverträge, mann ſchäd⸗ 


lich oder unſchaͤdlich, W, 309. 
Handwerker, f. Arbeiter. 
Handmerfsburfche, das. Belr 
teln derſ., J. 409, Note 8. 
Haus: gefunde Beſchaffenheit, 5 

169; wann das Eindringen ber 

Polizei » Vehoͤrden geattet ift, 

1,8574, 
Hausarme: Begeif L 374; Uns. 

texſtützung derſ., 329 . 


N 


daufich andel: angebliche Nach⸗ 
theile, 1, 
deſſelben, 893. 

Hebammen, unterricht berf., 
201. ° - ee] 

Heir, ir Rchendes, urſuche der Che⸗ 
lofigkeit,l, 107. 

Heilanſtalten für Irren f. se. 
renanſtalten. 

Beirath: Enthaltung derſelb. ein 
bevoölkerungverhinderndes Mittel, 


1, 89; Verhaltniß derſelben zur 


Bevöolkerung, 97, Note 4; wie Die: 
ſelben zu fötdern find, 102. Ver⸗ 
hinderung allzufrüher, 100 And 
142; fehr angleicher, 109.; un- 
geſunder, daj. und 149; Zwang 
zur Berehelichungunerlaubs, 111; 
Unterftüsung unbemittelter Hei⸗ 
rathsluſtiger, 112; Abrathung 
von Ehen bei drohender Ueber⸗ 
völkerung, 116; Erſchwetung 
derſelben, 119; Verſpätung, daf.; 

Berbot ver Chen Dürftiger, 119; 
Ehen von Perſonen mis erbli- 
chen Uebeln, zu nnterfagen, 142; 
eben ſo allzufrühe Chen, daſ.; 
Heirath zwiſchen nahen Ber: 

woandten zu verbieten aus Grün- 
den der Sitten Bolizet, -569, 
Unvorfichtige, Urſache von Ar: 
muth, 330. ⸗ 

Heiraths-Regiſter, J, 98. 

Heuſchrecken, Vertilgung derſ. 
ll, 189.. 

Hilfsfaffen bei Krankheiten, 
l, 363, 

Hilfspolizei, J, 55. 

Hinabſtürzen, Anſtalten gegen, 
l, 289. 


Hinderniſſe: Wegräumung über: _ 


mächtiger, Zwed der Polizei, 1, 
8, 10; minder beventende von 


841; neberwachnng | 


den Bürgern ſelbſt wegzuräu 
men, 17. 
Hochſchulen, f Univerfitäten., 
Hörige, f. Leibeigenfchaft. 
hohe Bofizei‘, Begriff, 1, 55: 
Holz, f. Waldwirthſchaft. 
Holzbevürfniß ‚' Befriedigung 
beffelben, 1, 448; Il, 231. 
Holzdiehftahl, Mittel bagegen, 
ll, 252. 
Holzgerfparung,, witui- dazu. 


U. 244, ' aa ee See 3 
Soligeregtigteiten, $.. Ser: 
vituten. 


Holz—⸗ Magazine für Arme, —1. 
382, Note 4. 1:5: 
HSulzfurrugate, Beredinung 
ihres Ertrages, U, 243: - . 
Solzpreiſe, Erhohung derſ., 
1, 244. 
Borgeberftuß, Befeitigung , I 


Sof p f tal, f. Krmenfaus, Kaufe, 
Epidemte. # 

Hungersnotd, Mittel zu ihrer 
Erleichterung, 1, 313. 

Huren, |, 565. 


3. 

Induſtrie, ſ. Fabrikation. 

Induſtrie-Magazine, als 
Mittel der Armen: Bolizei, 4 361. 

Snduftrie - Schulen: Mittel 
gegen Armuth, 1, 341; Nutzen, 
189, 

Snfibulation, 1, 116, Note 2. 

Snftanzen, au viele, ein Sehler, 
N, 558. 

Sntelligeng: Pörberung derſ. 
in der Landwirthſchaft, Il, 214; 
in den Gewerben, 348; Höhere 
Sutel. des Auslandes, eine Ur- 
fache übermächtiger Goneurrenz, 
362, 


— 


\ 


mM . 


Suyalibenhans, 1,390. : 
Srrenanfalten, L 22... 


“ 2... . pi 
vor x, ran Dis! 


Sahrmänktes Begriff; N ir 
wann nützlich 477. en 


Ju ſt i z, ſ. Rechtspflege. 


Kaien, n. 436,42. = 

Kun aͤle: Vortheile derſelben, 1, 
444; wo anzulegen, 4455 wann 
nzufegen,: A446; vun wem, 447; 
Siegerungsmsnhregelnheim Bau, 
450. 

Kapital: Notfiwendigfeit veſel— 


ben, n, 71; Hilſe des Staates | 


zur Epwerbang: allgem. Grund⸗ 


"füge, 733 einzelne Mittel⸗ Am⸗ 
legung der Erſparniſſe, 795 Ber⸗ 


mögen nach dem: Tide einer Per⸗ 


fon, 88; Verwandlung von. Ka⸗ 


pitalen in Rente, 95. Vereints 


gung der Kapitale, 105. Förde-⸗ 
zung des: Etedites, 110. Verlei⸗ 
hung vom Staate für: Gewerbe, 
350. Ueberfluß daran, eine Ar- 


fache übermächtiger frember Con⸗ 
eurrenz, 368, ' 


Kaften, erbliche, gewerbl. Bedeu⸗ | 


tung, ll, 282, Note 1. 
Kelterbann,,aufsaheben, 11,228. 


Kerintnijfe, Nothwendigkeit po⸗ 


fitiner, 1, 454. 
Kinder: Sorge für eine gefunde 


Erziehung derfelben: Ammen, 1, 


4435; Bewahranflalten u. Klein- 
finder A., 146; Öymnaftif, 148; 

Schulbeſuch, 150; Vorkehrun⸗ 
gen zum Schutze der in Fabri⸗ 
ten arbeitenden, 152; arme, ſ. 
Waiſen. 


Kindsmord: bei: den Akten ein. 


Mittel zur Verhinderung einer 





-lä6hernölberang , I, 016; Mai 
. "Bindelhäufer nit verhuter⸗ 
403. 


| Kirche, fi religiöſe Bildum 


Kirchendiener, ſ. Seife, 


Kirchenguter, eriaubter Fall 


der Ainziehung derſelben, IR 53, 
Mote 19, ar 

Keinfinder-Shulenyk, 17. 

Klinifen,,. Nethwendigleit, I, 
IN 0 scene 


Kloͤſtar, Aufhekung. dert... Pi 52, 


Körper Ausbildungdeſſelben, eine 
eng, ver weiſtigen Miltung, 
L 459. Khan 

Kploniren: Auswanderung in 

. biefelben,.: 1, 125: Als Mittel. der 
‚ Prien + Bulizei.,: 356: auswär⸗ 
tige, a Armen⸗K. im Lande 
358. 

Kop p aAwe hen, wie. aufgeben, 
4, ROO, €: j 

Korngefetze, I, 290. 

Kornmwmucher, Urfade 9 yon Theu⸗ 
- tung, 1, 488. oe 

Roı porationen: Beſchraͤnkung 
ihres Waldeigenthumes, IL, 254; 
ſ. übrigens todte Hand. 


.* 
r 


koſt bar, ‘gu unterſcheiden ‚von 


theuer, 1, 267, Note 3:5 . : 


Köftfvieligfeit der Staatsun⸗ 


ternehmungen, 1,18. 0": 
Kräße, poliz. Maaßregeln, I, 177. 
Kranen, 1,442. 
Kramhandel, Nutzen heſewhen 

11, 394. 

Kranke: arme, Unterftügung der- 
felben, I, 240; Häusliche Pflege 

. berf.;. baf.; In öffentlichen Kranz 

fenhäufern, 243; Keanfenpänifer 

für Bezahlende, 248, 
Kranfenwärter, vi arb⸗⸗ 


- .mieen,:}, 2336. 
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Rruntgeiben, anſteckende 
ſteckend. * 
Rraktpettsurfalie;t 
icinal⸗Polizei. 
Kreis: Bolnelfelfe: Noth⸗ 
wendigkeit, 11, 553; Organiſa-⸗ 
tion, 506; 568: t. 
Kriegsfhulen, 1, 528: ' 


bi A| 


| 
! 
| 
| 


Künftler, Bildung derf. burg 


Unterricht, 1, 609. 
Kuhpocken, 1, 19. 
Künſtausſtellungen, 1, 618. 


Kunft: Akavemiren, f Akade⸗ | 


mieen. 
Kanffäuten, voh u 


Kupferſtich⸗ Samminnas n,. 


1, 614. Ba 
8: . 2 


Laärmzeichen: bei Feuer, 11, 128; | 


bei Ueberſchwemmungen, 435. 
Land -DOnarantäne, Einrich— 
fung, 1, 178. 
Landſtraßen: 
derſelben, 11, 403; Verpflichtung 
zur Anlegung, 404; über die 


Trace der Str., 405. Bauart: 


Steinfiraßen, 406; gepflaſterte 
Str., 408. Expropriation, daſ. 
Sicherheits⸗ u. Bequemlichkeits⸗ 
Anſtalten, 409. Unterhaltung 
der Str., 410. Straßen-Bau⸗ 
Beamte, All, Weggeld, daſ. 
Landwirthſchaft: Sorge für 
diieſelbe, 11, 165; Steigerung der 
Fruchtbarkeit, 167; Wegräumung 
rechtlicher Hinderniffe, 180; der 
gefeglichen Befchränfungen, 211; 
Förderung der Einfiht, 214; 
Belohnungen, 217; Verhinderung 
allzugroßer Wuhlfeilheit, 219. 
Befundere Maaßregeln für ein- 
zelne Zweige, 2237. Förderung 


Nothwend igkeit 


* - 
— 


a 


T ah er ein Mittet gegen heurung 


l, 204. 
tarrbortehſchafttiche Sefte, n n, 
268; -ehranftalteh, 1,525, u, 

‘ Schriften , "Verbreftung 
* 217; ⸗Vereine, 21657 
gafter‘ f. Ausfihiwelfungen. 
Lebensbedürfnifſe, Sporge des 

Staates, 1, 268. 


gebensbautr, Einfluß“ 


Mohnplages, I, 165, Note ' 
Eebensgefahren, bwsehbring 
derſelben „I, 258. 
Lebenbmitlet, 
mittel. 
Lebens⸗ -Berfiherungs: :& e- 
fellfhaften, 1,36% 'm, gb. 


f Hipenige- 


' Begtenig ver Münze, 4 den: 





— — nn m — —— 


Lehenverband: Nadıtpeile; 


66; „Eihnsiekigfeit ber Anfhehiing, 
67; Rechte besObereigeithlinrers, 
raß; der Agnaten, 69. * 


: Lehrerinnen in Mabdchenſchuken, 


1, 535. 
Lehrlinge, muftige Berhäft- 
haͤltniſſe berf., 11, 316. 
Lehrlingszeit von Selaven, 
N, 10. 
eeib igenf gaftn able Folgen 
derſ., 11, 15; Mittel zu Ihrer 
—— daf, 316. 
Reibeigenfhafts-Gefälte, 
Entſchädigung für die Aufhebung 
derf., 11, 16. 
Leibrenten, 11, 97. . 
Leihenhäufer, 1, 250. 
Leihbanken, 11, 519. ' 
Leihkaſſen, f. Erevitanftalten. 
Leinpfade, 11, 442. 
ernfreiheit, auf ber Univerfi= 
tät, 1, 515. 
geudtthürme, l, 260; 11, 435, 
Liebloſigkeit gegen Menfchen, 
zu verhindern, I, 580, 


535 


— 


Liederlichkeit, Upſache von. Ar⸗ 


muth. ], 328. EN 
Literatur der. Polizei; wWigen⸗ 

(af l, 61, . “ rl 
Loca. 

122. , 
Lovtfen,, Jh 200; Ih 338, wu 
Lotto, 1, 5795, 2.2... 
Lotterie, 1, 577. 2 
Ruftfeyce ‚ polig. Maaßregeln, 

1, 177, 186, Note 1,568, Note 8. 


Luxus: Pegriff. 11, 5255. -Geſetze, 


unzwecmäßig,. 531; Abgaben, 


535, Afmuthe— Urfache, 1. 329... 


M. " 

N af er n ‚polig. Maaßregeln, 1,177. 

Maqß und Gewicht: Nothwen⸗ 
digkeit einer Seltflellung , : 11, 
480; Zweckmaͤßigkeit des M,- 
Spiemes 481; Allgemeinheit, 
4835 Surge für Umperfäfgihei, 
def; a BE 

Mädchen - Säulen: Zweck, I, 
494 ; ‚Abtheilung derfelben, daf. ; 


Lehrgegenſtände, 529; Hinder⸗ 


niſſe, 534. 
Märkte: Zweck, II, 474; Arten, 
daſ.; wann eine Anlegung nütz⸗ 
lich, 456; ſchlechte Anordnung 
derſ. eine Urſache von Theurung 
1286. 
Maͤßigkeits— Bereine,l, 574, 
Magazine: Mittel gegen Theu⸗ 
rung, I, 305; erhöhen allzu nie⸗ 
dere Breife der Producte, II, 225. 
Maikäfer, U, 139. 
Majvrate: Nächtheile derſelb., 
11, 62; Burtheile, 63; in wels 
. hen Fällen aufzuheben, daf.; 
Berfahren, 64. 
Dafler, U, 518 
Mannsnahrung, durch die 
Zunftverfaſſung gefchügt, 11, 288, 


keuero eh Ka ge J 1, . 





Maſchimen; Anwendung ber, kei 
dem Landbau auf großen Gütern 
‚möglih, II, 25; eine Urſache 
übermächtiger fremder Coneur⸗ 

renz, 3625 Verbot dev Ausfuhr, 
‚unzuläffig,. 977, Nofe.d. . 

Mafhinen- Sammmlungen, 
l, 5422. i 


| Maffen- Atm ath, ſ. Ani 


Polizei, 


me chaniſch e Schugmiiet ges 
. Krantkheiten / . 488. 
Medizinal— Polizei: Begrif, 
I, 151; Nothwendigkeit derfelb., 
132; Siteratur, 133, Note 2. 
Entfernung von Kranfheitsurfa- 
hen: factifche und rechtliche 
Schwierigkeiten, 135; allgemeine 
Grundſätze, 136; gängliche Ver⸗ 
nichtung der Krankheitsurſachen: 
Verhinderung erblicher Krank⸗ 
heiten, 141; Wegräumung ſchaͤd⸗ 
licher Aufferer Urfachen: bei der 
Erziehung der Kinder, 145; bei 
den Speifen und Getränfen, 154; 
bei Geräthichaften , 163; bei 
Wohnungen, 165. Schußanftal- 
ten‘: Entfernung anfledender 
Krankheiten an der Landesgrän- 
je, 1755 DBefchränfung der im 
Lande ausgebrochenen, 185; Ver⸗ 
nichtung ber Anftedungsfähig- 
feit, 193, Schuß gegen miasmat. 
Krankheiten, 196. Heilung ans⸗ 
gebrochener Krankheiten: Sorge 
für ärztliches Perſonal, 198, 203; 
Quackſalberei, S. 207; Sorge 
für Arzneien, 212; für Bäder 
und Geſundbrunnen, 219; für 
Irrenanſtalten, 225; orthopädi— 
ſche Anſtalten, 233. Hilfe bei 
Epidemieen, 235; Sorge für 
einzelne Kranke, 239; Rettung 


396 


Scheintonter, 249. Med. Bolizei- 
Behörden, 253. 

Medicinal- Behörden: Errich⸗ 
fung temporärer bei Cpide⸗ 
mieen, 1, 238; bie ſtehenden: 
253. 

Meer, Anftalten 3. Benügung 
beffelben, 11, 435. 

Mehl, Auffiht auf den Handel 
mit, 1, 157. 

miasmatifche Krankheiten, 
Schußanftalten, 1, 196. 

Meiſter, zünftige, Berhältniffe 
berfelben, Il, 313. 

Meifterftücde, 11, 514, Note 13. 

Meffen: Begriff, 11, 454; wann 
nüglich, 456. 


Metalle, Schuß ihrer Förderung, 


1,27%. 
Nilc, Sorge für gefunbe, 1, 
162. 


Militär: zur Erhaltung von 
Ordnung bei Beuersbrünften, 


41, 127; GChelofigfeit befielben, 


1, 107, 


militärifhe Zwede der 


Eifenbahnen, 11, 421. 
Mineralbäder, 1, 220. 
Minimum, bei Bertheilung bis- 

her. gefchluffener Güter, 11, 31. 
Minifterium des Inneren: Dr: 

ganifation, 11, 567. 
Mißwachs, Urſache einer wirf- 

lien natürlidjen <heurung, 1 

‚281. 

Mitbelehnte, Wahrung ihrer 

Rechte, 11, 69. 
Mitwerbung: fremder Waaren, 

eine Armuths-Urſache, 1, 335; 

übermäßige, bei Oewerben zu ver- 

hindern, 11, 305. Schuß gegen 

übermächtige auswärtige, 3555 

Urfachen derfelben, 3615 Wir: 


kungen für die Gewerbe, 362; 


: fie die Rohfoffe, 364; für den 


Handel, 365; für die Kapitale, 


: 366; für die Berzehrer, 367. 


Schlüfle, daſ. Schubmittel, 373, 
insbefondere Zölle, 375. - 

Mobiliar sFenerverficherungs- 
Geſellſchaften, f. Verſicherungs⸗ 

Geſellſchaften. 

Mobell-Sammlungen, ſ. 
Sammlungen. 

Mönche, Cheloſigkeit derſelben, 
1, 407. | 

Monopole: Schählichfeit derfel- 
ben, 11, 324; Unrecht derfelben, 
326; insbefundere der Staats- 
M., 327. Aufhebung, dal. Cine 
Urſache von Theurung, 1, 286; 
Mon. vun®rundeigenthum, ſchäd⸗ 
lich, U, 15; dem Handel fchäb- 
lich, 389, 397. 

Mortalitätstabellen, f. To: 
vesfälle. 

Münzmetalle, 11,486; Unmög- 
lichkeit einer gefeglichen Preis- 
Fixirung, 492. 

Münze, f. Gel. 


‚Müffiggang: Urfade von Ar— 


muth, 1, 328; durch gute Erzie⸗ 
hung zu verhüten, 340; Unter: 
drüdung beffelben, 344. - 

Mundtodt-Erklärung, 11, 
536. 


Muſikfeſte, 1, 617. 


Muftergüter: Nüglidfeit der- 

ſelben, 1, 2155 Beibehaltung 
einiger Domänen zu biejem 
Zwecke, 47. 

Mufter: Werkſtätten, nicht zu 
verwechſeln mit Gewerbeſchulen, 
1, 494, Note 3, 

Mufterwirthfchaften, 11, 215. 

muthen, 11, 274. | 

myftifche Heilarten, zu verbieten, 
1, 209, 


Nachdruck: Unbilligfeit befiel- 
ben, 11, 3295 Schaden für die 
Volksbildung, 330; dagegen Un- 
rechtlichfeit nicht zu erweiſen, 
3315 Verbot im Intereffe der 
Sittlichfeit und der Betheilig- 
ten, 333; Dauer des Privile: 
giums, 334; Art der zu ſchützen⸗ 
ben Sähriften, 335; Berfahren 
bei ausländifchen Merken , 336, 
‚ ‚Strafen des N., 338. 

nach h altige Bewirthfchaftung 
der Waldungen: des Staates: 
11, 252; der Privaten, 258. 

Nahrungsmittel: Sorge für 
gefunden Zuftand derfelben, 1, 

- 454. Bon ber BP. zu beforgen 
bei Abſperrung wegen Krankheit, 
1, 188, 189; bei Epibemieen, 
237; bei einem Brande, 11, 129. 
Shre Vermehrung tft nicht fo 
ſchnell möglich, als die der Bev., 
1, 84. Mittel zur Ausgleichung, 


87. Unſittlicher Gebrauch derf., 


557. 
Nationals@rziehung, f. Bil- 
dung. 
naturwiffenigaftlige 
Sammlungen, 1, 541. 
Navigations-Acten, ſ. Schiff: 
fahrtsacten. 
Niederlagen, Nutzen, II, 519. 
Niederlaſſung, häusliche, nur 
bei gewiſſem Grundbeſitze zu er- 
lauben, 11, 119. 
Nothwendiges, Beſchraͤnkung 
der P. auf, 1, 28. 
Novalzehnte, ganz aufzuheben, 
11, 188. 
Nuͤtzlich keit einer Anftalt, Be: 
bingung ber Errichtung durch die 
Polizei, 1, 22. 
Mohl, Polizei. II, Zweite Auflage, 
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Nupungsplane: für Staats- 
Waldungen, H, 2495 Privat⸗ 
Waldungen, 258. 


D. 


Dbereigenthümer von Lehen⸗ 
gütern, Wahrung ihrer Rechte, 
N, 67. 


| Obermedieinal-Gollegium, 


I, 255. 


Obfibau, Förderung beafelben, 
H, 229, 


Opferfiöde, I, 41. 

Drganifation der Arbeit, I, 
434. 

orthopäbifche Anftalten, 1,298 


P. 

Pächter, Schattenſeite dieſes 
Verhaͤlt. II, 24. 

Paptergeld:Urfache einer fchein- 
baren Theurung, I, 293; im 
Vebrigen, |. Gelb. 

Patente für Erfindungen: 
Billigkeit und Nützlichkeit derſ., 
DI, 340; Recht dazu, 342; Bes 
ſchraͤnkung der Dauer, 343; Fälle . 
und Formen der Ertheilung, 3445 
in wie ferne für einen allgem, 
Grundſatz zu ertheilen, 348. 
Befchreibung der Erfindung, baf.; ; 
Meldung, 344; Angriff auf ein 
erfchlichenes Batent, daf.; Tare, 
346; Strafe der Verlegung eines 
P., 347; Patente für @infüh- 
tung fremder Erfindungen, daſ. 

Batrimynials Polizei, 1, 15, 
Note 5. 

Bauperismus, f. Armen-Bol, 
Perſonen-Verkehr, Bebin- 
- gung einer Eiſenbahn, II, 419. 
Pet, orientalifche, polizeil, Maaß⸗ 

regeln, I, 185. 
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8 
richtung der inllgemgineg Moli⸗ 


Peſt-Lazaret, ſe Land⸗Quarani. 
un See⸗Quarant. 
Pfandgeſeßgebung, IL dir 


Pfandhans, ſ. Eredit- Anſtalt, 


Pflaſterung der Strafen, als 
Mittel der, Meinligpkeit, 1, 171; 
f. übrigens gepflafterte Straßen. 
Boden, f. Kußpoden, 
Polizei: Begriff derſelben im 
Reihtouinie 19 Asa, 
10, Note 2; Meillungedekitgie 
| benhelt übe dent! Begriff41, 
Note we yb Anſluß —* 
gewal a: Begrunbung iiht b 
vberhteh —* sed, 105: Falke 
ii fe: nicht nzufügpreiten Mal 
17; valle der’ Thattgteit 20 
varf nur · dernuͤrftgemu ge weit 
fördern, daf.z Ale tehllicheini ; 
nur allgeiteitfen nutzliche er; 
Feftfteltunig der: Orunbfäge‘; wle 
die P:” zu ‚handelt ‘hal: -28, 
Buben: ders Bir 53,1 Ver⸗ 
haͤltniß derſelben "zu! ben Abri⸗ 
gen ellen bei‘ Staats s Drgäs 
nism.: zur Nechtspflege, Ad zi zu 


den Finanzen‘, dicKrennung | 
derfelben von ben anderen Zibei⸗ 
kaatgve nvaltaug I | 


gen‘ der 
TTS LIE ES Erz Eu Ey 
Polizei; ’gegeine, H,; 57, 
Polizei⸗Be ante: eigene Bil⸗ 
bung derſ. I, 544, Note 33 ha⸗ 
ben die Unabfepbarteit ber Rich⸗ 
ter nicht in Anſpruch za neh⸗ 
men, 546; Unterſchied zwifchen 


affgemeinen u. beſonderen P.B., 


549. 

PBolizeibehörden: geograpfifdje 
Gintheilung, IE 5525 Stufenfolge 
berf., 554 ; 
Stellen, 555. Innere Cinrich⸗ 
tung der P.⸗Stelle: Gollegien, 
5615 einzelne Beamte, daſ.; Eins 


Aufficht der Höheren 





zei-Stellen: der Gemeindebehoͤr⸗ 
den;).568 ; Bezirbeſtellen, 653 
AKreisſtellen, 15665. 128 Miäniſta · 
riums, 567; bembafondersgeiider 
and fühten em .sediniichen Bahoͤne 
en 5A von, Meſchacf⸗ 
I ten, naa 8. Jırd) prallen 
Bokigeisiommihiirtn, MABß4. 
Bolizgein temp dh Phdani 
Polig en e fogar [nBeickes 


Neoligeix Meaunfhnfhr bemaff⸗ 


nete;; der einzelaen Gemeinden, 
II, 564. WE, m Mol 
Pokigeicir Kt) werfchiahen vong 
B.Miſſenſchaft, 4 1: Naked. 
Ali ieh Sit vind erouſunu Den 
uiMitthohnusbeſuch, ld a . 
Polliga ia Dergeh es, Buwichti- 
‚ger Begriff detſ. u Ar „U 
Bolizei = Wiffenfehafkn:dBe- 
griffebeftimmung,.k 185 Kintheie 
„‚Vang:deuft, 52 5 Geſchichte derß 
1:B65 Literatur, Bi, noulufrso 
nalyte 9m iſche Sei 
398. ° * 3 tsıllma 
Boft: NRuhen, u AIA Dirden, 
68; in wie fern von der Regie 
- rung anzulegen, 46x. Echnel ige 
keit der Beförkerung, AB, Bi- 
cherheit, 46&3 Mohljeifheit 46R 
Bequemlichkeit 69. alarm 
Bof- ⸗Gehei mnaiß, I, 9% :: — 
Prachtaufzuge, 4, 17 Ar 
Brämten: fuͤr die zuetſt ser” 
Brande ji Hilfe Eilenbenu, 
72; auf Einfuhr oder Aubfuhi 
nahtheilig 1} Ar}: Aus 


| PräventivsIufßiz, f Reäfe 


Polizei. 
Preis, ſ. Trans, R Wohibeil⸗ 


heit. , 


Preßfreiheit. „ein Controle⸗ 


mitte ‚für I Ki Behörden, U, 





BerontsDorente uufrüwibere 
RAR SAL No Saas 

Velo tehgendgum; f-Mbtrebung, 

VPea viut eme / Mehen der frelan Out: 
wicklung ihrer Thaͤtigkan, 33173; 

Michi iagen hoeraiaeae hmingeh 
ſchadet dem Nat Wermogen wir 
niget, LO Moke · A¶ Beſchraͤnkung 

ihres Waldeigenthauiies, , 234 

ir; 7 tynen dir @ifenbahnen zu art· 
laſſen, 422. 

———— „Blue 

derſelden / 1, 288.51 gehen. der 

1 Stautsthätigfeit vor, bafız Tanz 
nen ‚Werbiffetungen tes grucht 

Wavtet DS Bedens· vornehmen; 
1, 1784 &, Abrigmn Weine: 
feuſchuftun > 1 

Prinätriederiagen;- 1, 0. 

Pra vatt echt e Beſchraͤnkung 
derſelben zu .gwecken, 1,81. 

Brivargätet, ver regirenden Fa— 
milien, verſchieden von bem Du 

es A 

Bolletariat,f. Kamanpolipi. 

welntbsgirtes Borum, in P.⸗ 
Sachen anzuläfig, 11, 570 

Deb bucteaeSammlungen, ſ. 
Sammlungen. 

Privatwal dungen, 11, 234 

Privatwohlthaͤtigheitezu 

PR ‚Prberz, 1, 3185 Ginfehreiten ger 

„gen ‚eine. unzwecmäßige, 324. 

Broviazen,‚beilelben, Staates, 
nicht gegen einander abzufpers 
ven, A, 387. . , 

Brüfungen: der Aerzte, ber Ge— 
burtöhelfer und Wunbärzte 1, 
202; der Apotheker, 217; bei 
Gewerbenden, 11, 304. 

Publication, ſBekanntmachuug. 














Dundfatsiret; moͤhchele, 
3, 297; wann “ keiten, 200 









See⸗O. 








RadsBelgen, Brei 
A Rei, ’ 
Rangihifffebet, di 

gung 





Mentfhulen, — 
i herniffe bei ber 






b Arkungg., Hi 
Soche der Bafiei,.dd... 
Ragh tage ſe be von den, V. zu 
‚ashten, I, 31. 
Redstepflege: j 
u. 10; Werheituiß prlelben zur 
Volizci, 463 ungnigelpliee für 


Worit 1, 48. 
Regisfaat: wide: Lebensich 
era en entſuricht 1,5, 65 Zweite 
— 7; Mbleilung bes Ber 
grifles. her ‚Boligri_ans feinem 
Zwecke, 10, B 
Nechtsunfigerheit: Urſache 
son Theuruig, l, 289; Grund 
‚einer Gewerbebeſchraͤukung, 11, 
‚800. 
Rechtsvergehen, Heine, feine 
P · Sache, 1, 47, 
reſch 10 wid'r ĩge Zwecke dürfen 
von der P. nicht verfolgt wer⸗ 
den, I, 31; Redtswis 
drigkeit nicht zu verwech⸗ 
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„hal: toi Geſehwinrigleit, 4, 
„Roke 6. , ne, 
Necugferan wen zu eichten, u. 
.3573. gehan Anlaß zur Unterſu⸗ 
‚Yung der Arusführungen, daſ. 
Fehler der Cinrichtung: zu viel 
Inſtanzen, 558; zu geringes Reſ⸗ 
ſort: der unteren Stellen, 559. 
Begiminaliften, Pildung derſ., 
Me: Re, aueh 
eagmlirte Handela⸗ Goſeilſchaf⸗ 
R 1.1700 | DER |. Eee EEE 
Reimerhrag graßer. Ranhgülrr, 
Warn: di Sheerene 
Reinigun g8 verfahren mad 
& gÄfttr.d, 4a: hirsaun ® 
Keinkukekt be * 
s.dr. Als vl S 
Reif egelder, ‚zur Güxhesung ver 
Bildung, 1, 544. or 


Reigende..Gpnge für, ihr kebem 


de —8R& ak u 
veligiöfe Bildung: Hflicht bes 
Menſchen, I, 45h; ‚ihre Wich⸗ 


tigteht für.den Staat, 592; Pflicht 


dee Staaten ı fig zu: befürbern, 
594: keine Fiamiſchung in das 
 Pogana, ‚der, einzelnen Kirchen, 
‚als ‚Gelpbeiträge aus per Staats⸗ 
faffe, wann nothwenbig „-5985 
aſEhrenbtaeugungen 5885. Nnter⸗ 
richt in den Schulen des Staa⸗ 
A⸗s, Bildung der Reucian 
ehrer, 608, 
Remedium, u, 9 —E — 
Renten, Bermanhfung. eines Ka⸗ 
pitalq; in.eime, im allgem, nicht 
.zu.begünftigen, 11, 9 
Rentenanflalten, 1, 100, 
Note 5. — 
reproduetive Corſunton, ſ. 
Anwendung. 
Rötheln, holizeiliche NNaaßte⸗ 
geln, 1, 177. 


um Re tip en 


Robmupen,f. Waldungen. 't: > 
Nohertrag,..des Gruuveigen⸗ 
-thumes, kleiner beingroßenGil⸗ 
tern, 11, 25. „märngie 
Rohftoffe fir die Bewerbe, Gr 
leichternng ihrer: Herbeiſchn ffung 
M, 332; Wohlfeilheib iberfiyu tes 
ſache uͤberwiegender Mitweriseiitg, 
815 NRutlwirkung: Ber. Artzteren 
auf die Rrößlt m, Heron 
Ruckgoll, wannTäshlid; 13; 1897. 
ruwmfmdifhe-Suppe,ni 810, 
Note 2. nun. ass in. 
a rn LUIIp TS 
a CE Sr ertonellait 
Sammdunm ge un. wiſſenſchaftbiche 
Nutzen und ı Zach: berfeſba. 1, 
5 Runfifachen): MDAS 
Grundnag durchſden Staat, 13573 
Arten. derſelb h 5 
S. and bänke, , BU "uch * 


| Sanitätoe Bepänben, aſiu Me⸗ 


dicinal⸗Behorden. 429 


Sappeurse Bombiert, 11, 428 


Schaafweiden, nügfid), 114,208. 
Schadenserſatz nadyerlüttekem 
Bermögensverlufle, Nugen bef., 
2,1195. bei Feuer/ 1463 Wales, 
1515 Hagelſchlag, 134; VBiehſter⸗ 
ben, 4186. Br Br 5 Ze 
Schauanftalten: innder Regel 
unzwockmuͤß ig, U, 32ksı saudy 
‚nahmaweite Beibehaltuag daſ 
Scheidam ünze, IB. 280, 7 '' 
Scheünt odte:: Verhütung ber 
Begrabung, 1, 248; Wiederbele⸗ 
bungo⸗Anſtalten, 251. ni 
Schiedsrichter: bei Seu-Afle- 
curanz e Procefien , 1,:154; bei 
Entwäflerungs-Unternehmungen, 
1713. bei Bewäflerungs = Sh- 
ſtemen, 178: 
Schifffahrt, pokizeiliche Ord⸗ 
nung derſ. 11, 450. 
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Shifffahrdsucten,; 15 80. 
Schhfffaehrtsfhulem,:h 625. 
Seieermmchunigi f7 Waſſer⸗ 
ftraßen. a | Be 552 
SHlaybha In 
Sohn eblug koti⸗ rall zu großb/der 
RBoſtmicht zu vulseu, Vi 502 
„Marahail Aricifonbichrein Nu 1. 
Senne, Sina fand uTheilider 
menſchlichen Blung »15 14555 


vildung Hedi, Sinnes Dante | 


Ytereichtir: 1m Sallgemeinen ' 6065 
in den Gewerbefchulen, 806; für 
eigentliche Künftler, 6095 Auf: 


ftelfung von Künſtwerken, 6435 | 58 


Vialda iuurEhrenbelohnungen 6485 
Kuaiftquoſtellungen, 7646. 71: 
Bd ifihekhär;!. Nachdruck. 
Slate; aan 
einer Ewerbiebeſchtankung / N. G0 l. 
Schulbeſuch: ullzufrüher, un⸗ 
spend, 1,1007: Senf wlan 
ger, 151. mac on 
E&ıhulgebäude, gefime u. sei | 


Rüge Ida 01° F 
Sauilchmer ıGeminarim; 
‚1% Qt 


Shus bes Gewerbe ‚gegen Con⸗ 
: srrkenz, ſ. Goncurtenz und Zölle, 
des Bergbaues, f. Bergbau. 

Shit ümeme, giftige, 1,188. ° 


_ Selavexei: Folgen derſelben für 


die Schaven, 11,5; Ausdehnung 
ihrer MuchtBeile auf die Herren, 
7, Unwerth ber S:⸗Arbeit, 6; 
Mittel zur Aufhebung, daſ., 9 
Seefahrer, Schutz ihres Lebens, 
l, "268. N 12 
See⸗Afſeturanz, 11, 151, 
Stequaransäue, Ciarichtung, 
182. 


. Seminare: für Volksſchulleh⸗ 


zer, 1, 490; für Geiftliche, 608 
Serpeutinen, 1, 132. 


Servituten, f. Dienftbarkeiten. 
Sicherheiteſchranken, 1,289. 
Sittenlehre: die P. Hat derſ, 
zu entſprechen, 1, 905 auf die 
Abrekhung unzweckmaßiger Hei⸗ 
rathen auszudehnen, 116. 
Sütten-Poltzei: Zwecke derſ., 1, 

662; Gegenſtaͤnbe, 5565 Mittel, 

560. Entfernung von Hinderniſ⸗ 

fen: Unterricht, 86625 Entfernung 

der Anrtizungen zur Unſittlich⸗ 
keit, 5845 der Beiſpiele von Un⸗ 
fittlichkeit, 384. Poſitive Befdr- 

derung, 587; ; Behorden der ©. ⸗P., 

O. 

Sonderſchuben, wann gerecht⸗ 
fertigt, 1,483, 623; Arten, 523. 

Sonntags-Feter, in wie ferne 
vom Stante zw ſchützen, 1, 599, 
Note 1. 

Sonn tage⸗ Schulen, 1, 489. 

Sp ar⸗ Kaſſen, 1, 363, 489; 

N, 

Spaziergaͤnge, 1, 178. 

Sperrgelder, f. Thorgelder. 

SypiceleEinrichtungen, wan⸗ 

dernde, zu uuterſagen, 1, 577. 

Spieler, von Brofeflion, an die 
Swangsarbeitsgänfer abzuliefern, 
T, 877 " 

. Syielpänfer, wicht zu dulden, 
1,576. 

Spielfut: vom Staate zu bes 
fampfen, 1, 558; Mittel, 574. 
©. Glücksſpiele. 

Staat: muß den allgemeinen Le⸗ 
benszwed des Volkes fördern, 
l, 4; Macht deſſelben, ver: 
mindert bei einer geringen Be⸗ 
völferung, 1, 765 eben fo bei 
einer Uebervölkerung, 815 ge⸗ 
fleigert durch eine Dichte, 78, 

ftaatsbürgerliche Pflichten und 
Rechte: Kenntniß berfelben ein 
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Beſtandtheil der Verſtandesbil⸗ 
„bung, 1,.453; in ben Vollksſchu⸗ 
len zu erklären, 488, Rote 2; 
„in, ben Gewerbeſchulen, 493; in 
‚ven Selehrten-Schulen, 506;. in 
. ben Mabcheu⸗Schulen, 581. 
Staatseinriätungen, 
ſchlechte, Duelle. von Armuth 
I., 338. „et, ua 
Staats: Igahnen, ſ. Frobnem, 
Staatafaffe, un Entſchaͤdigung 
„per Behnsbereshtigten. wicht, heizur 
giehen, Ih ABS: > mc 
Staatsunternehmungen,bof- 
 ‚sidhiehlg. und unſicher, I, 48a. ır 
Staatev erwaltang, Trennung 
"Di 
"ihrer Ameige,. U. 
Siaakönalbungen: Erhaltung 
herfelben, AB; - ‚gute, Bewicth: 
un fung, daf, U . 
Stastägwek; Befkimmung. date 
A Yelben im Allgemeinen, I, 8; des 
Rechtsſtaaies ‚6. Ableitung des 
seien der ‚Polizei aus ‚dem 
&t. 9. 


TITAN Worrechte verſ. bei. ‚Bes 
exben, 11, 282, Rote, 5 

& alltätterung, 1, 268,. h 
Stompzacen, |. Viehzucht. 
Stanv der Benplt,,.f, Ben, 
Statuen: ammlungen,l, 614, 

&trei (hfcapen, H, 206. 

Stelötihfätieverhättniffe, 
HE, Tihedfälfe! - = 

fl erite Conſamition⸗ Anwen⸗ 


rn vb ‚von ®. Behörden zu 
erkennen, 1, 415 Beobachtung ber 
Grundſaͤtze des St. Rechtrs und 
"St: Proreſſes, 43, 

Straßen! "Anlage :derfelben in 

Ortfchaften, 1, 1677 Meinlichkeit, 

: 4715 —ſ. . übrigens Lanbftraßen; 


BWaferftrabeng. Kandle; -Gifen: 
Bahnen, tl 
Straßendau-Mramte,:ikiii. 
er 1743941 
Studirendes:ch beſondere Be: 
u ſetzgebung und Buriehlefton Für 
fie nöthigy:d, 5095: -fi -üßvigens 
Untwerfitäteni. — 
Sümpfe, Austuvcknung Dderſolben, 
BIER 1:1; Due ne ar TE are 2 2 55 Zu: 
Syprilis, un ———— 67 


41 


24417 


an KL NW 


Ted ſtummene in KAT te: 
Mothwenbigkeit, 37996: Lehr⸗ 
“"gegenftätibe,, 328 Hit * 

Raken:.fihe d:nrztkiche w 
1, 2073 duf —— — 


| NArſache von — — 


ausnahmsweiſe —— a, 
techriſche Behorben! "else 
rende, II, 568; leid add‘ die 
tral⸗ Siellen vaf; f. "ul Halb 
jet Beanite, befondere, 
Telegraph: Nutzen, 1,470: oo 
von Privaten anzulegen‘, en 
Temperatur eines Kindes‘! ill 
zu verändern, U, 176. 7 


entratifge Darheftaten 


zjelisarteit ze. Gier: lie 
zweckmaͤßiges Syſtent, ve ne’ Ars 
fache v. Sehrurhgi 1, 388; ’ Half 
theile derfelben, M Witt 
dugegen; ag. 
Theilgebühren: Begitf, 182 
ſ. Wrigens gZehnten. 
Theurung: Begriff, 1, 387; dr: 
ſchiedene Arten derf., 268; Fol: 
gen, 269; durch untiögtige ‚Ber: 
theilung des Stundes in Vorlue 
veranlaßt, U, 28. 
Theurungs⸗ — Llncca⸗ 
tur, l, 279, Note 1; Urſachen: 


— 





olner pirllichen nedkrliihen, 280; 
einer künftlichen, 287; ber Mus 
 Khglnbazen, 202; ‚Mittelzus, Abs 





zw „Birkuugen, Ol ilfe während 
Aet. Täenzung, ‚BOB. 
x tere, gefährliche,.: Anpalten 
gegen Frhr geil, ABB 
Thierarzueiſchulen, 4:527 
Thierkranhe it en: Nachtheile 
derſelben, U, 140; uUnterſchied 
von Contagien und Epizootieen 
ri. Bir 4445 Apſtalten gegen 
"anstanaiige Gentagien, .. dal. 
gegen anftegende Kraulheiten 
„Ämnerhalk.ner Sanbesgränge 1425 
„nit ,aufledende, 144... ., 
Shierquälerei, misst au bufhen, 
‚de Graufamfpit: . 
Thosgelder, erlaubte Größe dere 
„fefben, I, 454. 
Topesfällg, Berhäftnig Berl. jur 
Bevöllerung, I, 97, Rote &. 
Zodgaftuafe, wegen Bruces der 
Qugrantäne, I, 178. 
tobte,Haub: privative Bortheile 
bes Befiges von Grundeigenthum 
. füg Kopporationen u.. Geſellſchaf⸗ 
ten, U, 505 Rachtheile befielben 
in —* SH ; Bat dee 








ni 

Trace ber Sandftrafen, 1,405. 

Trägheit der Vollksmaſſe, eine 
urfache von Xheuzung, 1,285. 

Trodenheit eines Landes, wie 
„au verändern, Il, 178. 

Trödelpandel: Augen beffelben, 
1, 393; Gontrole nöthig, 394. 

Srunffugt: vom Staate zu bes 
Tampfen, 1, 5705 Mittel, 571. 








\ U. 
neberlaſtung von Sikre che 
gu dulden, 1, 889, ' 

Heberferwenmungen? urſa⸗ 


den, U. 181; Mittel hagegen, 
1925 Vermeidung derſelben bei 

Ranäfen, M, 430. 
Neberfegungen, "Berbof'“ 
Nachdruckes, I, 335. "' 
ueberverbienft Bed in 
Swangsarbeitsh., l, 349. - 
ineevötterung: "ln "dere 
;f im ulbriten Ve 

















vblkerung. 
umprugka 
unehetich 
„TR au se 
boiterlen $ 
ſonen mit 
Härter zu 
Unehtgeit 
auſtallen, 
‘405. 
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Unfreigeit * 
Urſache von! 

Unfrugtbar 
wiefl. Hafür] 

ungeſqhili 
Gewerbeunfẽ 

Unglüdsfälte: umamenın Its 
nt, 1,3365, Oülfe fpwer näge 
Lid, 364; Mittel zur Milperung 
der Folgen, U, A193. Deich 
Gewerben qu verpindgen ‚buch 
Bwangsvorfihriften, 200. 

Univerfitäten: Zweck, A, 3413 
Teine Spaltugg in Sperialfpns 

+ Ten, 5125 Lehrfreiheit, Bid; 
Lernfreiheit, b165 Bildung und 
Nacziehung der Lehrer, 616; 
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wiffenfchaftl. Sammlungen, 51835 
äußere Ginrichtung, daſ.; Ort 
der Errichtung, 521. 

Unruhen, Urſache einer Theu⸗ 
rung, 1, 283. 


Unterricht in der Sittenlehre, l, 


562. 
Unterrichts-Anſtalten: 
Nothwendigkeit derſ., im Allge⸗ 
meinen, l, 456; zur Verſtandes⸗ 
bildung, 475; Schulen fuͤr die 
männliche Jugend: Volksſchulen, 
486; Gewerbeſchulen, 492; Ge⸗ 
lehrten⸗Schulen, 504; Sonder⸗ 
Schulen, 523; Maͤdchen⸗Schu⸗ 
len, 528. 
Unterſuchungs-Commiſſäre 
zur Controle der unteren Behoͤr⸗ 
den, I, 557. 
Unterzeihnung auf wichtige 
Werke, aus der Staatskaſſe, }, 
446, 
Unverbrennliämadhung ber 
Gebäude, 11, 122. 
Unwiffenheit der Volksmaſſe, 
eine Urſache von Theurung, 1, 
285. 
Unzudt, ſ. Gefchlechts-Ausfchwei- 
fungen. 
unzüchtige Darſtellungen zu ver⸗ 
bieten, 1, 569; eben fo Zuſam⸗ 
menfünfte, daf.; unz. Schriften 
erhalten feinen Schuß, II, 336. 
Urbarmadhung: wie zu unter: 


nehmen, I, 178; durch Noval⸗ 


zehnten erfchwert, 129, 
Urproduction, ſ. Rohſtoff. 


V. 


Vaccination, |. Kuhpocken. 
veneriſche Uebel, ſ. Luſtſeuche. 
Verbindung, ſchlechte, verur⸗ 
ſacht Theurung, 1, 236. 
Berbraud, ungewöhnlicher, Urs 


Le. — —— — — —— — > ER. 


ſache der Theurung, |, 2825 Be⸗ 
ſchraͤnkung als Mittel gegen Th., 
303. 

Berbrecd.en, als Grund der 
Ausſchließung von Gewerben, U, 


Bereine: landwirthſchaftliche, 1, 
216; von Handwerkern, 11, 295. 

DBerfälfhung von Papiergeld, 
1, 501. 

Bergütung, f. Schadenserfäß. 

Verkehr: ſchlechte Einrichtung 
deſſelb., eine Urſache von Theu⸗ 
rung, l, 286, 290; Verbot bei 
anſteckenden Krankheiten, 187. 

Verleger, ſ. Nachdruck. 

Dermögens-VBerwendung, ſ. 
Anwendung. 

Vernunftmäßigkeit eines 
Zweckes, nothwendig zur Begrün⸗ 
dung polizeil. Hülfe, 1, 20. 

Berordnungen: Begriff, 1, 38; 
Unterſchied von den Geſetzen, 345 
Arten derfelben, U, 4675 Bes 
kanntmachung, ], 86. 

Verpachtung, gewährt nicht bie 
Bortheile von Eigenthum, II, 25. 

Derfhwendung: Begriff, 1, 
526; Urfache von Armuth, 1, 329. 

Berfiherungs- Gefellfhafs- 
ten: das befle Mittel zur Wie: 
dergufmachung eines Unglückes, 
1, 365; 1, 615 Zeuerverfiches 
rungs=Gefellfch., I, 145; Waſ—⸗ 
ſerſchadens⸗Verſicherungs⸗Geſell⸗ 
ſchaft, 1815 Hagelſchlag⸗Verſi⸗ 
cherungs⸗G., 1545 Vieh⸗VP.⸗G., 

156. 

Berfiandess Bildung, Theile 
derfelben, I, 4755 Unterrichts⸗ 
Anftalten ale Mittel: Verſchie⸗ 
denheit derfelben nach dem Ge: 
fchlechte, 476; nach der. künfti⸗ 
gen Beftimmung, baf.; öffentliche 


! 
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Sammlangen, 536; Gelbunter⸗ 
Rügamgeri, 8437 Ebrenbeengun-⸗ 


gen, 547: Akademieen, bafi 
Bernnglünte,' Rettungbauftül: 
den 912 2:7 FOPUBEOITETEBARTE 


Vertheidigung eee 


Bennd: ierises - Gewerbebeſchraͤn⸗ 
Nung, 1, o OO iu nur his 
Berwarkinigung: eines Biaß- 

beetes, 1}, 441. 


Dermaheloetei Kinder, Anu⸗ J. 
ſultenzu ihrer Erzichung 1 


sul surnı.doorıı 
Berwahruägshänfge für, Ir⸗ 
ren, ſogrrenanſtalten.. 


Verwalterngs fuſſti z, Begriffn. 
Mechtfertigung Derſ., 48.1 U 
Verwandlung ber ehnten in 
uſtaͤndige Abgaben, I,160;. bes 


@onnbgefälle,; 198ß8. 

Berjehren,.f: Couſumenten. 

Biehaſſecar aug, ſ. Verſiche⸗ 
DT T Re 

Kieheinfähr, Berboi berfefben 
bei anftesdenden Shierteanfhelten, 
44 

Bicpmäukter eine Förderung ber 


" Biühgudit, 1 2673 Verbot dexr⸗ 
ſelb. bet auſteckenden Thierkrauk⸗ 
I Ab IS (ee, 


qerten; 2444. 07 
Viehſich au,, 160ß6.1 
Biehzuchbruleicht zu betreiben bei 
uvelativgeringer Beoölkı, 1, 74; 
rhening:'besf., :H, 2615..An- 
ſchaffung anbı Derbreitung.: vor⸗ 
“ züglicger Racen, daſcz Varſchrif⸗ 
"te über Die Nochzucht, 8608; 
Sorge fuͤr gute Nahrung, 265; 
Biehmaͤrkte, 207; Wollenmaͤrkte, 


-Yafıg Benßtzung ber landwirth⸗ 


ſchaftlichen Feſte, 288. 

Võ gel, Bertilgung ber ſchaͤdlichen, 
, 139, 

Volkaſchulem Bozründung ihrer 


Mohl, Polizei. IL Zweite Huflage, 





Nocthwendigkeit, 1. 4793 Lehr⸗ 
gegenſtaͤnde, 488; Sonntageſchu⸗ 


. Ien, 489; Induſtrieſchulen, daſ.; 


Schullehrer Seminare, : 496; 
Anftellung und Delohuang. ber 
Lehrer, 41. ... 
Volksthümlichke it der Del 
ſtalten, wünfchenswerth, 1,92, 


B offsyermögen, Hobung deſſel⸗ 


den, vermehrt vie Gevolkerung, 
- 1:103, 


| Bortejahl, N Bevölkerung; 


Bolfsgählang.i, 870: 

Bolko zuſa mmenkünfte; gu 

werbbeten während einer anſtecken⸗ 
den Krankheit, J 198 n.. 


Bolljährrgteit, Bedingung K- 


mes @etwierhebetridbes, IL; 302. 
Bormundfgaft 08: Verſchwen⸗ 


der, Il, 836. rer 

Borweihssiiggapineid; 296. 
alt 

DA ZEE Er 
rt in?" 


Wagdtenſammlungen, 1,8542, 


‚Baeren:Senfale, Wi 518. 


Waarenverkehr auf @ifeubahn, 
BLAU, re, nein 
Wächter: gegen Fenarsbaünſte, 


IR, ö zede .Eonster: 


iMagen, ffentliche, Sicherheits⸗ 
außregeln⸗ Li nice 


wuhnſinnartigenBevſchwen⸗ 
darn g, a, 5 st 

Waifen;: arumes:.: Anterſtuͤtzung 
besfeik,, N, 39159 Arien ber Aäntit- 
ſtütung, 3925 Waifexhäufer, 
3935 zwedmäßig zu verbinden 
mit. einer landwirth. Lehranſtalt 
U, 1565. Berpfiegungıtei Moßliin- 
fern, 1,396; Erziehumgder Mai⸗ 
fen, 39, Wehrli Anfttlien 20%, 
Nie... urn haseı 


40 
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Waiſen-Kaſſen, f. Witwen: 
Kaſſen. 

Waldbrand, 1, 180. 

Waldrodungen: wann erlanbt, 
U, 248, 258. 

Waldſchutz, Il, 252, 258, 

MWaldungen: von Einfluß auf 

den Grad ber Trodenheit einer 

Gegend, U, 177; find beim Ber: 

faufe der Domänen beizubehal- 

ten, 47; eben fu bei der Berthei- 

lung von Gemeindegütern, 54. 

Waldwirthſchaft: Eigenthüm- 

lichkeit ihrer Verhältniffe, 11,229 ; 
nachhaltige Bewirthichaftung für 

‚ den Eigenthümer unvortheilhaft, 

235; Folgen daraus f.die Staats⸗ 
fhätigfeit, 238; Berechnung bes 
jährlichen Bedarfs, 2395 Ver⸗ 
hinderung von Berfehwendung, 
244; gute Bewirthfchaftung der 
Staatswaldungen, 2475 Befchrän- 
fung des Privatwaldeigenthums, 
254; Bermeibungeines Holzüber: 
flufies, 259, 

Wandern, der Geſellen, Bortheile 
deſſelben, U, 288. 

Waſſer: Sorge für Güte und hin⸗ 
reichende Menge des Trinkwaſſers, 
1, 1585 Anſpruch von Bewäͤſſe⸗ 


- 


-rungs-Ünternehmern an den Ge- 


brauch öffentlicher Gewäffer, I, 
172, 4505 der Müller und ſon⸗ 
fligen Gewerbenden, 172; als 


Loͤſchmittel, 124. Mittel gegen 


Berflörungen durch Waſſer⸗Ueber⸗ 
ſchwemmungen, 131; Eisgaͤnge, 
136. 
Waſſerabzapfen, f. die Schiff⸗ 
fahrt fhädliches, U, 441. 
DWafferbaumwerfe, die fihäpli- 
en, wegzuräumen, 1, 132, 440. 
Waſſerrecht, Verleihung, 1, 173. 


Bafferftanp, Beobachtung def: 
felben, U, 135, ' 

Wafferfirafen: Natürliche: Bor- 
züge berf., N, 433; Anftalten zu 
ficherer Benügung des Meeres, 
435; der Flüffe: Wegrättmung na- 
türlicher Hinderniffe, 437; künſt⸗ 
licher, .499; Anlegung von Hilfs⸗ 
anflalten, 442. Kunſtliche, f. 
Kanäle, 

Wechſel-Geſetz, als Erebit-Ans 

ſtalt, N, 113. 

Weg-Geld, unzuläffig, 11, 414. 

Wehrli— Anſtalten, l, 397, 
Note 7. 

weibliche Jug end; Unterrichts⸗ 
anſtalten für, f. Mabchen⸗Ehn 
len. 

Weideſervituten: Schadender- 
felben, 11, 207; ausnahmsweifer 
Nutzen, daſ.; Beichränfung derf., 
209; gänzliche Anfhebung, daf. 

Weinbau, Sörberung deſſelben, I, 
228. 

MWerfhäufer: Zweck n. Cinrich⸗ 
fung, I, 360. 


Wettrennen, als Mittel zur 


Förderung ber Pferdezucht, II, 
268, Note 7. 
Wirkungskreis d. unteren Stel⸗ 
len, nicht zu klein zu beſtimmen, Il, 
559, 


wirthſchaftliche Hinderniffe der 


Bev., Wegräumung, 1, 102. 


Wittwen- und Waifen-Raf- 
: ‘fen, 1, 8675 11, 191. 
Wochenmartte: Begriff, H, 4745 


‚ wann nüßlich, 478%. Cincicptung, 
daſ. 

BöGnerinnen, Unterfüpungen 

‚ mer, |, 384, 

'Wohlfaprte: Polizei, 1-Hilfe: 

i Polizei, 

Mohlfetfgeit: ae große ſhan- 
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lich, 2195 wirkliche und ſchein⸗ 
bare, 2205 Urfachen, 2215 Ab⸗ 
wehr u. Heilung, 2245 W. der 
uneblen Metalle, 274; 

Wohnyäufer, Mittel zu ihrer 
Gefundmadhung, 1, 1665 Berbefs 
ferung der W. der Arbeiter, U, 442. 

MWohnpläge: Sorge für ihre Ge⸗ 
fundheit, I, 165. 

Wohnungen: Sorge für, nad 
einem Brande, II, 129; in fon= 
figen Nothfällen, 448, 

Mollenmärfte, Vörderung ber 
Viehzucht, Il, 267. 

MWundärzte: Unterricht derfelben, 
I, 200. 

Wunſch der Bürger, feine noth⸗ 
wenbige Rringung einer, P. An⸗ 
ftalt, 1 

Birke, Bin derſelb. l, 156, 


3. 

Zehnten: Begriff, I, 182; Bor: 
theile Diefer Abgabe, 183; Nach⸗ 
theile, daſ.; Mittel zur Aufhes 
bung, 187; Sicherung der Ablö- 
fungsfumme für bie Agnaten, 195. 

Zertrennung ber Güter, 1, 28. 

Zerftörungen, Urſache einer 
wirklichen natürlichen Theurung, 
l, 282, 

Zettel-Banken: Bigenfchaften, 
il, 506; Borfehrungen gegen Miß⸗ 
Bräuche, 511; Antheildes Staa⸗ 
tes, 516. 


Zeugnißbücher der Gewerbege: 
bülfen, 1, 285. 

Zoll: das einzige Schutzmittel ge⸗ 
gen übermächtige fremde Concur⸗ 
renz, 1, 3755 Nachtheile, daf., 
Note 6.5 Herabfegung des Zolles 
zur Handelserleichterung, 11, 401. 

Zoll:Bereine, I, 399. 

Zünfte: Begriff, 11, 2905 Nuten 
der Zünfte, 288; Nachtheile, 2865 
Aufhebung der 3. als Regel, 290; 
Entſchaͤdigung ber bisher Berech⸗ 
tigten,, 2915 ausnahmsweife Ge⸗ 
ftaltung von 3., 308; Einrichtung 
derf., 812. Zunftverfaffung ber 
Kaufleute, ſchädlich, 1, 389. 


Bufammenlegung der Güter, 


f. Arrondirung. 

Zuftändigfeit in PB. Sachen, 
I, 570. 

Zuverläffigfetit, perfönliche, 
Bedingung des Gewerberechtes, 
11, 304. 

Zwang, zur Durchfehung von Po⸗ 
lizei-Anſtalten: wann erlaubt, 1, 
37; Graͤnzen deſſelben, 39; Mit: 
tel, daf.; Arten, daf.; ob von der 
Polizei⸗Behoͤrde anzuordnen, “. 

Zwangs=- Arbeitshänfer, l, 
946. 

3% angsmaaßregeln, nothiwens 
dig 3. Abwendung fremder Mit: 
werbung, 1, 375. 

Zwangs-Polizei, Begriff, 1, 
55, | 

Zwangsumfhlag, 1, 453. 


